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Die  nationalen  und  kosmopolitischen  Grundlagen 
des  Strafrechts. 


Akademische  Antrittsrede 


von 

Dr.  Emil  Zürcher, 

ordentlichem  Professor  des  Strafrechtes  an  der  Universität  Zürich. 

Int  Jahre  1753  erschien  in  Genf  das  klassische  Buch  des  Fran- 
zosen Montesquieu:  de  l’esprit  des  lois.  Durch  weite  Reisen  und 
ausgedehntes  Studium  des  jener  Zeit  zur  Verfügung  stehenden  ge- 
schichtlichen und  ethnographischen  Materials  hatte  sich  der  Verfasser 
zu  dem  grossen  Werke  vorbereitet.  Er  erbringt  in  demselben  den 
überzeugenden  Nachweis  von  dem  Relativen  aller  rechtlichen  und 
staatlichen  Einrichtungen.  Nach  ihm  werden  die  Lebensverhältnisse 
der  Menschen  und  Bürger  geordnet  durch  staatliche  Gesetze,  deren 
tiefgehende  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Ländern  das  noth- 
weudige  Ergebnis«  der  Staatsform,  der  Religion,  der  Kultur,  der 
ethnographischen  überhaupt  und  der  topographischen  Verhältnisse 
eines  Volkes  und  seines  Landes  sind.  Dass  diese  verschiedenen 
Faktoren  wiederum  unter  sich  in  engen  Wechselbeziehungen  stehen; 
die  einen  als  sekundäre,  als  Folgen  des  andern:  Staat,  Religion, 
Sitten  und  Gebräuche  aus  den  Rassen-  und  Bodenverhältnissen  her- 
ausgewachsen sind,  findet  hier  ebenfalls  seinen  Nachweis. 

Und  wie  nun  diese  Beziehungen  als  nothwendige  erscheinen, 
so  zeigen  sich  auch  die  Gesetze,  in  aller  ihrer  Verschiedenheit,  alle 
für  ihren  Wirkungskreis  als  vernünftige,  als  zweckmässige.  Es  ist 
die  Verneinung,  wir  dürfen  beinahe  sagen  die  Widerlegung  der  ge- 
rade in  jener  Zeit  und  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  mächtigen 
Idee  eines  allgemeinen  und  für  alle  Zeiten  gültigen  Vernunftreehtes, 
des  Naturrechtes,  und  die  Feststellung  der  nothwendigen  Existenz 
des  positiven,  des  nationalen  Rechtes,  der  nach  Zeit  und  Ort  wandel- 
baren Rochtsidee.  Das  schliesst  nicht  aus,  dass  auch  Montesquieu 

Zeitachr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  1 
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das  Gesetz  der  Entwicklung  anerkennt  und  die  Möglichkeit  und 
Wünschbarkeit  der  Uebertragung  guter  Vorbilder  auf  andere  Länder; 
galten  doch  gerade  damals  die  englischen  Staatseinrichtungen  als 
das  zu  erstrebende  Ideal  für  die  Kulturvölker  Europas. 

Es  wäre  ein  hoher  Gewinn  für  die  Erkenntuiss  des  Hechtes, 
wenn  heute  das  Werk  von  Montesquieu  neu  erstellt  würde.  Un- 
absehbare neue  Schätze  des  Wissens  sind  seither  angcsammelt 
worden  durch  die  Thätigkeit  der  Geschichtsforschung  und  die  Er- 
forschung ferner,  dunkler  Länder  und  Völker.  Wir  sehen  auch  Jahr 
um  Jahr  Einzel  beitrage  entstehen  zur  Ausbeutung  des  historischen 
und  ethnographischen  .Materials  für  die  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft; es  wird  bearbeitet  das  Recht  der  alten  Babylonier  und  das 
Recht  der  Australneger.  Als  Sammelpunkt  diiser  deutschen  For- 
schungen besteht  eine  eigene  Zeitschrift,  welche  nun  schon  zum  IX. 
Baude  gediehen  ist.  So  sind  wir  der  Zeit  vielleicht  doch  nicht  mehr 
ferne,  da  der  Schritt  gewagt  werden  kann,  Grundzüge  des  Rechtes 
auf  wirklich  universellem  Iioden  zu  entwerfen. 

Das  indessen  möchte  schon  jetzt  mit  einiger  Bestimmtheit  vor- 
ausgesagt werden,  dass  der  Gesammteindruck  des  zu  gewinnenden 
Bildes  nicht  wesentlich  abweichen  würde  von  dem,  das  uns  Montes- 
quieu (unterlassen.  Wohl  aber  würden  einzelne  Partien  dieses  Bildes, 
die  bei  ihm  noch  in  den  lebhaftesten  und  grellsten  Färbern  strahlen, 
heute  schon  recht  abgeblasst  erscheinen.  Denken  wir  nur  an  die 
gewaltige  Annäherung,  welche  int  Staatswesen  des  Kaiserreichs 
Japan  an  die  europäische  Kultur  sieh  vollzogen,  das  sieh  1870  ein 
modernes  Strafgesetzbuch  nach  französischem  Muster  gegeben  hat, 
während  Montesquieu  noch  seine  kräftigsten  Striche  gerade  diesem 
Staatswesen  entnommen  hat.  Und  wie  auffallend  verblasst  ist  erst 
das  Gemälde  der  europäischen  Völkerfamilie;  die  bunte  Volkstracht 
in  Sitten,  Gebräuchen,  Staats-  und  Rechtsinstituten  ist  einem  ein- 
heitlichen Schwarzgrau  gewichen,  aus  dem  kaum  noch  etwa  ein  vor- 
wiegend republikanischer  Gehrock  und  ein  vorwiegend  monarchischer 
Frack  sich  herausheben. 

Wir  kommen  unserer  Aufgabe  indessen  näher,  wenn  wir  in 
den  Kreis  dieser  europäischen  Völkerfamilie  ointreten,  um  ihn  nioht 
wieder  zu  verbissen. 

Montesquieu  konnte  durch  sein  Werk  keine  Schule  gründen. 
Mit  seinem  Buche  hätte,  so  kühn  und  so  gross  es  für  die  damalige 
Zeit  und  insbesondere  für  die  Verhältnisse  in  Frankreich  gewesen, 
keine  französische  Revolution  gemacht  werden  können;  dazu  be- 


Digitized  by  Google 


Die  nationalen  und  kosiuoiioliiisclien  Grundlagen  des  Strafrechts.  3 

durfte  es  der  radikalen,  mit  der  Vergangenheit  kurz  abbrecltenden 
Theorien  eint'»  Rousseau;  die  Herrschaft  gehörte  dein  absoluten 
Naturrecht,  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  den  absoluten  Straf- 
rechtstheorien. Das  Hecht  überhaupt,  das  Strafrecht  im  Besondem, 
wurde  losgelöst  von  Zeit  und  Ort  und  gegründet  auf  eine  allgemeine 
Idee,  als  deren  logische  Konsequenz  die  einzelnen  Kecbtssiitzo  zur 
Darstellung  gebracht  wurden. 

Zunächst  war  es  nun  in  Deutschland  die  historische  Rechts- 
schule mit  ihrem  berühmtesten  Vertreter  Savigny,  welche  das  Hecht 
wiederum  in  den  Fluss  der  menschlichen  Dinge  versetzte.  Aber  das 
historische  Recht,  für  das  die  Schule  eintrat,  war  das  hergebrachte 
römische  Hecht,  das  für  sich  selber  eine  gewisse  Universalherrechaft 
beanspruchte  nach  Raum  und  Zeit  ; auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts 
allerdings  mit  dein  kleinsten  Erfolge.  Es  war  daher  diese  Schule 
vom  politischen  Standpunkte  aus  betrachtet  und  in  ihrer  politischen 
Stellungnahme  zu  dem  Verlangen  nach  modernen  Kodiiikationen 
weit  weniger  die  Pflanzstätte  nationaler  Bestrebungen,  als  einer  rück- 
läufigen Bewegung,  zusammenhängend  mit  der  Entwicklung  auf 
andern  Gebieten. 

In  den  Kodifikationen  nämlich  erfüllten  sich  zunächst  die  Be- 
strebungen nach  Gestaltung  modernen  und  nationalen  Hechtes.  So 
hatte  Frankreich  in  seiner  umfassenden  Gesetzgebung  der  Cinq  codes 
zugleich  ein  Muster  moderner  Gestaltung  des  Hechtes  als  auch  ein 
neues  Moment  der  nationalen  Einheit  sich  geschaffen.  Die  Schweiz 
genoss  in  dem  peinlichen  Gesetzbuch  der  helvetischen  Republik  vom 
4.  Mai  1739  während  einer  kurzen,  aber  bedeutsamen  Zeit  dieses 
doppelten  Vortheils.  Nicht  nur  durch  die  Gewalt  der  Waffen,  sondern 
vielmehr  durch  die  cigone  vorbildliche  Kraft  wurde  die  französische 
Gesetzgebung  weit  über  die  Grenzen  des  französischen  Territoriums 
hinausgc tragen,  und  wo  ein  Volk  zu  einem  nationalen  Staatswesen 
und  zum  Bewusstsein  seiner  seihst  gelaugt  war,  schuf  cs  sich  cino 
eigene  Kodifikation,  vorab  auch  ein  eigenes  Strafgesetzbuch.  Die 
romanischen  Länder  : Spanien  1848,  Portugal  1852,  Rumänien  1804, 
schlossen  sich  enge  an  das  französische  Vorbild  an.  Die  französische 
Gesetzgebung  beherrscht  auch  den  Erdtheil  Amerika  vom  Rio  grande 
del  Norte  bis  zum  Cap  Horn.  Griechenland  holte  sich  1833  sein 
Modell  in  Bayern,  auch  Serbien  kodifizirt  1860  sein  Strafrecht  nach 
deutschem  Muster.  Leberall  aber  ist  die  moderne  Kodifikation  ein 
Postulat  der  nationalen  Bestrebungen.  Das  grosse  Eiuheitswerk  des 
italienischen  Staates  wird  1890  durch  ein  einheitliches  Strafgesetz- 
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buch  zum  Abschlüsse  gebracht,  während  das  des  deutschen  Reiches 
schon  1870/71  durch  ein  einheitliches  Strafgesetzbuch  geradezu  be- 
gonnen wurde. 

Die  deutsche  Einheit  war  nicht  von  heute  auf  morgen  ent- 
standen, sie  war  das  Ergebniss  eines  langen  Streben»  und  Kämpfens, 
das  für  uns  nach  verschiedenen  Seiten  ein  ganz  besonderes  Interesse 
bietet.  Eine  Seite  ist  hier  hervorzuheben.  Savigny  hatte  seine  be- 
rühmte Schrift:  Vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und 
Rechtswissenschaft,  im  Jahre  1814  erscheinen  lassen.  Er  sprach 
„unserer  Zoit“  die  Fähigkeit  der  Kodifikation,  zunächst  auf  dem 
Gebiete  des  Zivilrechts,  ab.  Die  Geschichte  scheint  ihm  Recht  ge- 
geben zu  haben.  Abgesehen  vom  preussischen  Lnndrecht,  das  noch 
aus  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  stammt,  haben  nur  Sachsen 
und  Baden  es  zu  einer  modernen  Kodifikation  gebracht,  das  Handels- 
und Wechselrecht  ist  einheitlich  geordnet,  im  Uebrigen  aber  herrscht 
noch  in  der  Hauptsache  das  gemeine  römische  Recht  und  der  neueste 
deutsche  Entwurf  ist  ein  so  vielfach  umstrittener,  dass  es  mit  dessen 
Einführung  seine  gute  Weile  zu  haben  scheint. 

Anders  die  Entwicklung  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts.  Mit 
dem  Jahre  1813  beginnend,  und  zwar  in  Bayern,  verbreitet  sich 
die  Kodifikationsarbeit  rasch  über  so  ziemlich  alle  Bundesstaaten, 
kleinere  Staaten  etwa  in  gemeinsamer  Arbeit  verbindend  (Thüringen), 
so  dass  kurz  vor  dem  Eintritt  der  Strafrechtseinheit  nur  noch  ver- 
schwindend kleine  Gebiete  dem  hergebrachten  gemeinen  deutschen 
Strafrechte  geblieben  waren.  Und  doch  war  dieses  gemeine  deutsche 
Strafrecht  eigentlich  und  im  Gegensätze  zum  Privatrecht  ein 
nationales  zu  nennen  und  es  hatte  sich  entwickelt  auf  Grund- 
lage eines  für  seine  Zeit  vortrefflichen  Kodifikationsversuchs  mit 
vielen  altdeutschen  Rechtsanschauungen  durchzogen,  der  peinlichen 
Gerichtsordnung  Kaiser  Karls  des  Fünften,  vom  Jahre  1532.  Die 
moderne  Kodifikationsarbeit  der  Einzelstaaten  war  also  ein  Aufgeben 
der  nationalen  Einheit,  aber  das  Bedürfnis»  moderner  Gestaltung 
des  Rechtes  war  übermächtig;  man  zögerte  nicht,  die  Elomeute  der 
Verjüngung  aus  Frankreich  zu  holen,  uud  namentlich  auf  dem  Ge- 
biete des  Strafprozesses  waren  es  englische  und  französische  Insti- 
tutionen, die  von  dem  jungen  Deutschland,  das  neben  der  Einheit 
auch  die  freiheitliche  Entwicklung  anstrebto,  mit  Begeisterung  ein- 
geführt wurden.  Man  war  sich  bewusst,  dass  das  angestrebte  Ziel 
zunächst  nur  auf  dom  Boden  des  Partikularrechtes  zu  erzielen  war; 
man  kannte  das  Opfer,  das  man  brachte  mit  der  Zerbröcklung  des 
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einheitlichen  Hechtes,  aber  man  hoffte  auch,  dass  dieser  Zustand 
nur  ein  Uebergangsstadium  sein  werde  zur  nationalen  Kechtsein- 
hoit  auf  erneuter  Grundlage.1)  Diese  Hoffnungen  haben  sich  erfüllt. 

In  unserer  Schweiz  befinden  wir  uns,  wenn  nicht  alle  Zeichen 
trügen,  am  Vorabend  der  .Vereinheitlichung  des  Strafrechts,  lieber 
40  Strafgesetzbücher  haben  die  kantonalen  Gesetzgeber  seit  den 
Tagen  der  llolvetik  geschaffen.  Wenig  urwüchsiges  Stammesrecht, 
so  dass  etwa  oin  lebenskräftiger  Partikularismus  auf  diesem  Gebiete 
zu  überwinden  wäre;  mehr  Nachbildungen  des  Hechtes  der  Nach- 
barländer, so  dass  vor  Allem  die  Gefahr  der  zentrifugalen  Kräfte 
niederzukämpfen  ist.  Die  Staatsmänner,  die  Theoretiker  und  die 
Praktiker  vom  Fach  scheinen  einig  zu  sein  über  die  Nothwendig- 
keit  der  Vereinheitlichung,  bereits  haben  die  Vorarbeiten  begonnen, 
bereits  erscheinen  aber  auch  die  Vorzeichen  eines  Kampfes  um  das 
Wie  der  Ausführung.  Möge  er  die  baldige  Erstellung  des  dringend 
nothwendigen  Werkes  nicht  verzögern. 

Mit  der  Vereinheitlichung  ihres  Strafrechtes  wird  die  Schweiz 
einem  Zuge  der  Zeit  nachgegeben  haben,  der  im  übrigen  kontinen- 
talen Europa  bereits  sich  verwirklicht  bat.  Jedes  Volk,  das  sich  zu 
einem  Staatswesen  vereinigt  hat  und  sich  seiner  Zusammengehörig- 
keit und  gemeinsamer  Interessen  bewusst  geworden,  verlangt  als 
Wahrzeichen  und  als  Kräftigungsmittel  seiner  nationalen  Existenz 
ein  einheitliches  Recht,  vorab  ein  einheitliches  Strafrecht. 

Das  kodifizirtc  einheitliche  Strafrecht  in  den  europäischen 
Staaten  ist  ein  Zeichen  und  eine  Kräftigung  der  nationalen  Idee. 

Ist  es  in  den  einzelnen  Staaten  aber  auch  dem  Inhalte  nach 
ein  nationales  Recht  oder  ist  es  kosmopolitisches  Recht? 

Und  wenn  es  sich  als  aus  beiderlei  Elementen  zusammenge- 
setzt erweisen  sollte,  was  ist  das  Verhältnis  der  nationalen  zu  den 
kosmopolitischen  Elementen,  in  der  Gegenwart,  in  der  Zukunft? 

Das  sind  die  Fragen,  zu  denen  wir  kingefiikrt  worden  sind 
und  zu  denen  wir  unsere  Stellung  hier  in  Kürze  skizziren  möchten. 

Schon  eine  oberflächliche  Vergleichung  der  Haupirepritseu tunten 
der  neuern  Kodifikationen,  Frankreich,  Deutschland  und  Italien, 
mit  Einbeziehung  unserer  heimischen  Strafgesetzbücher,  zeigt  uns 
vielfache  Differenzpunkte  in  Form  und  Inhalt.  Aufgabe  der  Straf- 
rechtswissenschaft ist  es,  diese  Differenzen  nicht  nur  hervorzuheben, 

')  Zftpftl,  Verhiiltuiss  des  rationalen  und  des  nationalen  Rechtes.  Zeitschrift 
för  deutsches  Hecht  (von  Reyscher  <t  Wilda),  IV.  Band,  Seite  91,  1840. 
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sondern  auch  auf  ihre  Ursachen  /.u  prüfen.  Kind  es  mehr  zufällige, 
auf  die  Stellung  der  Verfasser  zu  dogmatischen  Streitfragen,  auf 
die  Schule,  der  sie  angehörten,  zurückzuführcude  Unterschiede, 
oder  liegen  die  Ursachen  tiefer  in  der  Volksseele  begründet,  in 
der  Geschichte  und  den  natürlichen  Verhältnissen  des  Landes? 

Greifen  wir  aus  der  Fülle  der  Beispiele  einige  heraus,  wie  sie 
der  Zufall  uns  bietet. 

Der  Geist,  der  eine  Gesetzgebung  beherrscht,  wird  nach 
Montesquieu  zunächst  gegeben  durch  die  Regierunggform.  ln  der 
That  werden  immer  an  der  Spitze  des  besondern  Theiles  des  Straf- 
gesetzbuches eines  monarchischen  Staates  zwei  drohende  Gestalten: 
■1er  Hochverrath  gegenüber  der  Person  des  Monarchen  uud  die 
Majestätsbeleidigung,  stehen.  Neidlos  überlassen  wir  ihnen  diese 
Zierde,  aber  wir  wollen  nicht  vergessen,  dass  in  unsern  Gesetz- 
büchern auch  von  einer  Beschimpfung  und  Verleumdung  der  Lands- 
gemeinde gesprochen  wird. 

Die  ganze  Behandlung  der  Lehre  von  den  Staatsverbrechen, 
Verbrechensbegriffe  wie  Strafandrohungen,  im  Code  Napoléon  trägt 
den  Stempel  jener  Gewaltsherrschaft.  Die  Aufreizungs-,  Hass-  und 
Yerachtungsparagraphen  des  deutschen  Strafgesetzbuches,  die  Be- 
strebungen, den  Kontraktbruch  allgemein  unter  Strafe  zu  stellen, 
die  Gelegenheitsgesetze  wie  Arnimparagraph  und  die  verflossene 
Sozialistengesetzgebung:  alles  das  wird  in  spätem  Jahren  ein  Ge- 
schichtsschreiber benutzen,  um  eine  gewisse  Periode  der  deutschen 
Geschichte  zu  charaktorisiren,  wie  etwa  die  belgische  Attentatsklausel 
in  den  Auslieferungsverträgen,  bei  aller  Verbreitung,  die  sie  jetzt 
zu  gewinnen  scheint,  eiu  Monument  des  dritten  französischen  Kaiser- 
reichs bleiben  wird.  Also  mehr  historische  als  gerade  nationale 
Eigentümlichkeiten. 

Dabei  muss  nun  doch  zugegeben  werden,  dass  in  der  That  die 
Staatsform  dem  Gesetzbuche  einen  besondern  Stempel  aufdrücken 
wird  auch  ausserhalb  des  Gebietes  der  Staatsverbrechen  im  engem 
Sinne.  So  im  Beamtenstrafrechl,  uud  zwar  sowohl  zur  Zucht  als 
zum  Schutze  des  Bcamtenstaudes. 

Man  hat  im  Anschlüsse  daran  aueh  wohl  etwa  die  Behandlung 
der  Ehrverletzungen,  insbesondere  das  Pressrccht,  als  abhängig  von 
der  Staatsform  dargestellt.  Daran  ist  so  viel  richtig,  dass  die  Repu- 
blik nur  mit  Verkennung  ihres  ganzen  Wesens  die  hohen  Grund- 
sätze der  Freiheit  der  Meinungsäuss  rung  in  Wort  und  Schrift,  der 
Freiheit  der  Kritik  öffentlicher  Angelegenheiten  cinschräukt  oder 
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preisgibt,  und  dus»  der  monarchische  Staat,  insbesondere  der  zum 
Absolutismus  hinneigendo,  der  Versuchung,  die  Geister  beherrschen 
zu  wollen,  viel  leichter  erliegt.  Aber  cs  darf  auch  das  nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  gerade  in  unsern  kleinen  und  kleinsten 
Republiken  kleine  Staatsmänner  als  Ankläger  oder  als  Richter  der 
Presse  gegenüber  eine  Empfindlichkeit  an  den  Tag  gelegt,  welche 
derjenigen  von  grossen  Staatsmännern  nicht  viel  nuehgegehen  hat. 

Eine  spezielle  Erscheinung  ist  das  Duell,  der  Zweikampf  um 
die  Ehre.  Die  frühem  Strafgesetzbücher  unserer  Republiken,  die 
nach  Montesquieu  auf  dem  Prinzip  der  Tugend  beruhen,  kennen 
eine  besondere  Begünstigung  der  im  Zweikampf  beigebrachten  Ver- 
letzungen und  verübten  Tödtungen  nicht.  Die  Monarchie,  nach  dem 
Prinzip  der  Ehre,  bodarf  dieses  besonderen  Rechtes  für  die  bevor- 
zugten Stände.  Ein  Rück  auf  das  heutige  Frankreich  belehrt  uns 
indessen,  dass  auch  bei  veränderter  Staatsform  die  traditionelle  Ritter- 
lichkeit einer  Nation  bestehen  bleibt. 

Es  führt  uns  das  darauf,  näher  eiuzugehen  und  in  der  Tiefe  des 
Volkscharakters  und  der  Sitte  nach  Gründen  durchgreifender  Diffe- 
renzen zu  suchen. 

Da  begegnet  uns  die  traditionelle  Ansicht,  dass  der  Südländer 
ein  grösseres  Mas»  der  Grausamkeit  zu  ertragen  vermöge,  als  der 
Nordländer;  Beweis:  die  blutigen  Spiele  der  römischen  Arena,  dio 
Auto  da  fè  des  Mittelalters,  die  Stierkämpfe  der  Spanier,  bis  lierai) 
auf  das  Vogclschiessen  im  Vatikan  .und  unserer  Miteidgenosseu  im 
Tessin.  Da  sollte  man  meinen,  es  wäre  die  Folge,  dass  der  Ge- 
setzgeber des  Südens  auch  mit  härteren,  drastischeren  Strafen  auf 
die  Einbildungskraft  seiner  Volksgenossen  zu  wirken  trachte,  und 
nun  haben  wir  vor  uns  das  italienische  Strafgesetzbuch  mit  aller 
Milde  der  neuern  Gesetzgebung  und  mit  gänzlicher  Ausmerzung  der 
Todesstrafe,  die  im  kühlem  Norden  Deutschlands  im  Namen  des 
monarchischen  Prinzipe»,  allerdings  entgegen  dem  entschiedenen 
Willen  der  Volksvertretung,  aufrecht  erhalten  wurde. 

Anders  scheint  nun  nie  Sache  zu  liegen  auf  dem  intimsten  Ge- 
biete der  Sitte,  dem  Verhiiltniss  der  beiden  Geschlechter.  Die  Straf- 
gesetzbücher von  Frankreich  und  Italien  bedrohen  die  eheliche  Un- 
treue der  Frau  in  allen  Fällen  mit  Strafe;  Frankreich  die  Untreue 
des  Mannes  nur  dann,  wenn  er  eine  Konkubine  im  ehelichen  Wolin- 
hausc  unterhält,  Italien  auch  dann,  wenn  er  notorisch  anderwärts 
sich  eine  Konkubine  hält.  Deutschland  und  die  überwiegende  Zahl 
der  schweizerischen  Gesetzbücher  behandeln  beide  Ehegatten  gleich. 
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Die  beiden  erstgenannten  Strafgesetzbücher  gewähren,  im  Anschlüsse 
au  altrömisches  Hecht,  das  hier  sogar  Straflosigkeit  aunahin,  be- 
sondere Milderungsgründe  dem  Ehegatten,  der  den  ungetreuen  Gatten 
und  den  Mitschuldigen  in  flagranti  ertappt  und  niedermacht;  Frank- 
reich gewährt  dieses  quasi  Tödtungsrecht  sogar  nur  dem  Ehemanne 
gegenüber  der  Frau. 

Wir  haben  eine  ähnliche  Bevorzugung  des  Mannes  in  jenem 
harten  Gobote  des  romanischen  Zivilrechts:  La  recherche  de  la 
paternité  est  interdite,  das  auch  in  die  Zivilgesetze  unserer  roma- 
nischen Kantone  übergegangen  ist.  Die  Verhandlungen  des  Schweiz. 
Juristenvereins  in  Neuenburg  (1888)  haben  gezeigt,  wie  leicht  es  sein 
wird,  eine  Verständigung  zu  treffen,  und  zwar  gerade  auf  dem  Boden 
der  deutschen  Anschauung,  welche  auch  die  altfranzösische  war.  In 
Frankreich  selber  besteht  eine  bedeutende  Bewegung  zur  Abschaf- 
fung der  Härte  des  Ausschlusses  der  Vaterschaftsklage.  So  sehen 
wir  in  obigen  Fällen  in  dem  neuern  italienischen  Gesetzbuche  be- 
reits eine  Annäherung  an  unsere  Gesetzgebung  und  es  darf  die 
Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  auch  in  der  romanischen  Gesetz- 
gebung in  naher  Zukunft  erhofft  werden. 

Freilich  können  die  Gesetze  den  Volksanschauuugen  voraus- 
cilcn  und  dann  verschaffen  sich  diese  in  Volksurtheilen  Luft.  Vor 
wenigen  Wochen  machte  ein  Wahrspruch  des  Schwurgerichtes  von 
Limoges  in  don  Zeitungen  die  Hunde:  Ein  Bauer  schlug  einen 
jungen  Maun,  der  seine  Tochter  mit  ihrem  vollen  Einverständnis 
nächtlicherweile  besucht  hatte,  mit  Hülfe  seiner  Frau  unter  entsetz- 
lichen  Grausamkeiten  todt  und  wurde  freigesprochen.  Das  italienische 
Gesetz  gewährt  auch  einem  solchen  Rächer  der  häuslichen  Ehre 
Strafermfissiguug  um  's  bis  zur  Hälfte  der  Strafe.  Unsere  Zeitungen 
empörten  sich  über  den  Wahrspruch  und  vergassen,  dass  es  sich 
hier  um  nationale  Eigenart  handelt.  Man  kann  sich  dabei  allerdings 
auch  auf  einen  andern  Standpunkt  stellen  und  sagen,  es  gibt  gewisse 
Eigenthüinlichkciton  dos  Volkscharakters,  welche  Gesotz  und  Richter 
mit  aller  Macht  auszutilgen  bestrebt  sein  müssen. 

Weniger  tiefliegend  sind  die  Verschiedenheiten  der  .Strafgesetz- 
bücher, die  etwa  zurückgeführt  werden  könnten  auf  die  Interessen- 
politik eines  Landes,  die  vom  Stande  seines  Handels,  seinor  Industrie 
hervorgerufen  worden  ist.  So  ist  das  französische  Gesetz  bekannt 
wegen  seiner  grossen  Strenge  in  Dingen,  die  den  Handelsverkehr 
anbetreffen,  und  es  steht  denn  auch  der  französische  Kaufmann 
überall  im  guten  Hufe  besonders  prompter  und  loyaler  Geschälts- 
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Abwicklung.  Die  Strafgesetzbücher  einiger  Staaten  der  nordameri- 
kanischen  Union  kennen  das  Vorgehen  des  leichtsinnigen  Bankrottes 
nicht  und  als  Motiv  des  Gesetzgebers  wird  angeführt,  dass  solche  Straf- 
bestimmungen den  Unternehmungsgeist  der  gewissenhaften  Leute 
lähmen',  für  Gewissenlose  aber  doch  einen  ungenügenden  Zaum 
bilden:  Eine  sehr  typische  Erscheinung.  — Als  in  den  letzten 
Jahren  die  Fragen  der  Einführung  strafrechtlichen  Schutzes  für  Er- 
findungen bei  uns  besprochen  wurden,  da  fehlte  es  nicht  an  Stimmen, 
welche  aus  der  Eigenart  unserer  Verhältnisse  heraus  Motive  dor 
Ablehnung  horleiteten.  Und  heute  slehon  wir  mitten  in  dem  inter- 
nationalen Rechtsstrudel  und  unsere  Bundeshauptstadt  birgt  den 
heiligen  Schrein,  in  welchem  die  Gesetzestafeln  aufbewahrt  werden. 

Unbestreitbar  dagegen  und  wohl  für  alle  Zukunft  bleibend  sind 
die  durch  die  besonderen  Verhältnisse  eines  Landes  gegebenen  Diffe- 
renzen in  den  Strafarten  und  ihrer  Vollziehung.  Die  seefahrenden 
Nationen,  die  über  ferne,  noch  unbebaute  Länderstrecken  verfügen, 
besitzen  darin  Mittel  zur  Unschädlichmachung  des  Gewohnheitsver- 
brecherthums, die  uns  abgehen;  ein  junger  Staat  mit  dünn  gesfleter 
Bevölkerung  kann  seine  kleine  Verbrecherwelt  in  grossen  Landes- 
kulturarbeiten beschäftigen;  wir  wohl  kaum;  die  Monarchie  entzieht 
dem  Unwürdigen  Adelstitel  und  Ehrenzeichen;  wir  stellen  unsere 
antisozialen  Mitbürger  in  der  Ausübung  ihrer  politischen  Rechte  ein. 
Sollte  aber  die  Vereinheitlichung  des  Strafvollzuges  in  der  Schweiz 
uns  um  manche  primitive  Einrichtung  bringen,  welche  die  Abneigung 
gegen  Freiheitsstrafen  und  die  Vorliebe  für  kurz  abzuwandelnde 
körperliche  Strafen  begreiflich  machte,  so  würden  wir  keine  natio- 
nalen Güter  dabei  verlieren. 

Noch  konnten  aufgezählt  werden  eine  Keihe  von  Differenzen, 
die  nun  wirklich  und  offenbar  nicht  auf  nationalen  Gegensätzen, 
sondern  lediglich  auf  der  gelehrten  Schule  beruhen,  die  den  Gesetz- 
geber und  seine  Zeit  beherrscht  haben,  wie  z.  B.  die  Lehre  von 
den  Betrugsverbrechen  im  deutschen  und  im  französischen  Recht. 
Doch  genug  der  Beispiele. 

Wir  haben  Differenzen  gesehen;  wenige  gingen  sehr  tief,  bei 
mehrern  entdeckten  wir  die  Spuren  der  künftigen  Annäherung. 
Nelunen  wir  hier  die  früher  gestellten  Fragen  wieder  auf,  so  werden 
wir  vorerst,  gestützt  auf  unsere  Beispiele,  so  viel  sagen  können: 
Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas  ist  in  so  fern  ein  nationales,  als 
es  mit  nationalen,  Staat  und  Volk  eigenartigen  Elementen  durch- 
setzt ist.  Aber  die  Grundlage  ist  eine  kosmopolitische. 
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Das  würde  eine  minutiöse  Zusammenstellung  der  einzelnen  Ge- 
setzbücher auPs  Deutlichste  ergeben,  das  beweist  uns  noch  klarer 
die  Geschichte. 

Als  die  christliche  Kirche  ihren  Siegeseinzug  in  alle  Länder 
Europas  hielt,  da  brachte  sie  eine  Erneuerung  der  Moral,  auf  der 
das  Strafrecht,  ja  beruhen  muss,  und  für  das  Strafrecht  selber  eine 
neue  Auffassung  der  Dinge,  die  Lehre  vom  subjektiven  Verschulden. 
Das  ist  bis  heute  die  universelle  Grundlage  des  Strafrechts  geblieben 
und  hat  die  alten  Grundlagen  der  urwüchsigen  germanischen  Stammes- 
rechte beinahe  spurlos  zerstört. 

Man  hat  für  einzelne  Länder  den  sittenreinigendeu  EinHuss 
der  Reformation  und  deren  Nachwirkung  auf  das  Strafrecht  nach- 
gewiesen; auch  diese  Bewegung  hatte  kosmopolitische  Ursachen  und 
Wirkungen;  die  katholische  Gegenreformation  trug  sie  zum  Tlieil 
über  auf  die  ihr  treu  gebliebenen  Länder. 

Das  grosso  Zeitalter  der  Aufklärung  kämpft  gegen  die  wildesten 
Auswüchse  des  Strafrechtes,  Ilexenglauben,  Tortur,  grausame  Straf- 
arten;  in  Deutschland  Thomasius,  in  Italien  Beccaria,  und  in  unserm 
Lande  unterstützt  die  Berner  ökonomische  Gesellschaft  die  Bewegung 
durch  Ausschreibung  einer  Preisfrage.  Dieser  internationalen  Be- 
wegung gelingt  es,  die  Ansichten  umzustimmen  und  eine  wissen- 
schaftliche, von  den  Fesseln  der  Autorität  der  alten  Reehtslehrcr 
befreite  Betrachtung  des  Strafrechts  anzubahnen. 

Dauernd  tixirt  werden  ihre  glücklichen  Ergebnisse  durch  die 
von  der  französischen  Revolution  hervorgerufene  politische  Bewegung 
in  allen  Ländern;  das  Prinzip  der  Rechtsgleichheit  bringt  die  letzten 
Reste  des  Standesstrafrechts  zu  Fall  •. 

Und  im  Anschlüsse  daran  erinnern  wir  uns,  dass  die  Methode 
der  modernen  Kodifikation  von  Frankreich  aus  sich  verbreitete  über 
alle  Länder;  dass  ein  geistiger  Zusammenhang  von  Land  zu  Land 
sich  nachwciscn  lässt,  wie  denn  gerade  das  neueste  Gesetzbuch,  das 
von  Italien,  zu  Stande  gekommen  ist  unter  der  thütigen  Mithülfe 
der  besten  Reehtslehrcr  aller  Länder. 

Wir  ziehen  aus  der  Geschichte  das  Resultat: 

dass  die  Grundlagen  des  Strafrechts  durchaus  kosmopolitisch 

sind; 

dass  jede  grosse  Reform  getragen  ist  von  der  Zeitströmung  und 
die  Einführung  gleicher,  kosmopolitischer  Ideen  in  das  Strafrecht 
bezweckt. 
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Das  kosmopolitische  Strafrecht,  (las  wir  so  gefunden,  ist  aber 
wohl  zu  unterscheiden  von  dem  rationalen  Universalrecht  der  Natur- 
rechtslehrer;  es  ist  ein  positives  Hecht,  in  seiner  örtlichen  Geltung 
umschrieben  durch  die  Grenzen  des  europäischen  Kulturkreises,  be- 
griffen im  Flusse  der  zeitlichen  Entwicklung. 

Auf  kosmopolitischer  Grundlage  sehen  wir  denn  auch  schon 
Vereinigungen  entstehen,  welche  sich  Besprechung  uud  Durcharbeitung 
der  gemeinsamen  Ziele  und  Aufgaben  vorgenoinmeu. 

Vorerst  ist  es  gerade  auf  dem  Gebiete,  dem  wir  am  meisten 
noch  eigenartige  nationale  Ausgestaltung  vindizirten,  auf  dem  Ge- 
biete des  Strafvollzugs,  dass  ein  internationaler  Kongress,  le  Congrès 
pénitentiaire  international,  die  Gelehrten  und  Praktiker  aller  Länder 
vereinigt  zu  gemeinsamer  Bcrathung  der  grossen  Fragen  der  Ge- 
fiiuguissreform  und  damit  zusammenhängender  Fragen  des  Straf- 
rechts. Er  setzt  damit  eine  Arbeit  fort,  die  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert auf  kosmopolitischem  Boden  begonnen  worden  ist  und  an 
die  sich  die  Kamen  des  Engländers  John  Howard,  des  Amerikaners 
Franklin,  des  Deutschon  IIoltzendorfF  knüpfen,  von  den  Lebenden 
zu  schweigen. 

Eine  internationale  kriminalistische  Vereinigung  versammelt  in 
ähnlicher  Weise  ihre  Mitglieder  alljährlich  zum  Austausch  der  Ideen 
über  neue  Ziele  des  Strafrechts.  Eine  andere  internationale  Vereini- 
gung endlich  bestrebt  sich,  durch  Bekämpfung  des  Alkoholgenusses 
eine  ergiebige  Quelle  der  Verbrechen  abzugraben. 

Neue  Ziele  sind  dem  Strafrechte  bereits  in  Umrissen  vorge- 
zeichnet. Die  Schule  Lombroso  hat  es  unternommen,  die  Grund- 
lage des  heutigen  Strafrechts,  die  Zurechnungsfähigkeit  des  inoti- 
virten  Willens,  durch  eine  andere  Grundlage  zu  ersetzen,  sic  fasst 
die  Strafthat  nicht  in  ihrer  Einzelerscheinung  auf,  sondern  als  Er- 
gebnis der  Persönlichkeit,  die  sie  begangen,  als  Symptom  eines 
antisozialen  uud  daher  gefährlichen  Subjektes,  uud  sie  will  nach 
dem  Vorgänge  der  medizinischen  Wissenschaft,  welche  die  Hvgieiuo 
ein-  und  über  die  Behandlung  des  einzelnen  Krankheitsfalles  gesetzt 
hat,  die  Veredlung  der  Kasse  durch  das  Mittel  der  Ausscheidung 
(Selektion)  derer,  die  sich  der  Gesellschaft  nicht  anzupassen  ver- 
mögen, dem  Strafrecht  zum  Ziele  setzen.  Noch  ist  Vieles  im 
Werden,  aber  die  Idee  ist  grossartig  genug,  um  einer  internationalen 
kosmopolitischen  Bewegung  zu  rufen,  möge  es  sieh  dabei  erwahren 
oder  widerlegt  werden,  dass  schon  der  körperliche  Verbrechertypus 
ein  kosmopolitischer  sei. 
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Damit  scheint  mir  denn  auch  der  Weg  vorgezeichnet,  den  der 
weitere  Entwicklungsgang  des  nationalen  Hechtes  einschlagon  wird. 

Es  kann  und  darf  nicht  in  starrer  Abgeschlossenheit  gegen 
Aussen  da«  Ziel  immer  grösserer  Differenzirung  verfolgen,  sondern 
es  ist  mit  unserm  ganzen  Kulturleben,  von  dem  es  ein  Theil  ist, 
im  Flusse  der  Zeit  zu  erhalten.  Das  wird  im  Verlaufe  zu  immer 
weiter  gehender  Assimilirung  führen,  das  war  die  bisherige  unbe- 
wusste Tendenz,  das  ist  auch  der  Weg,  auf  dem  unsere  ganze  Kul- 
turentwicklung erfolgt,  und  wenn  die  Assimilation  im  Sinne  der  Ziele 
des  Strafrechtes  geschieht  durch  Ausmerzung  nur  dos  Ungeeigneten 
und  Schädlichen,  so  wird  Niemand  die  alte  Eigenart  beweinen. 

Für  das  Strafrecht  insbesondere  erhoffen  wir  von  der  weiter- 
gehenden Assimilation  Gewinn  nach  verschiedenen  Richtungen: 

Vorerst  liegt  sie  im  Interesse  des  gedeihlichen  Nebeneinander- 
wirkeus  und  Zusammenarbeiten«  der  Justizhoheiten.  Es  dürfen  hier 
geradezu  gleichlautende  Bestimmungen  über  das  sogenannte  inter- 
nationale Strafrecht  gefordert  werden,  zur  Vermeidung  positiver  und 
negativer  Konflikte. 

Eine  gewisse  Unifikation  der  Begriffsbestimmungen  ist  wiinschens- 
werth  für  das  Auslieferungswesen  und  für  die  Ermöglichung  stati- 
stischer Vergleiche. 

Die  Assimilation  wird  uns  zu  einer  kosmopolitischen  Strafrechts- 
wissenschaft führen,  welche  die  allgemeinen  Prinzipien  verarbeitet 
und  die  nationalen  Abweichungen  dabei  als  deren  verschiedene  Er- 
scheinungsformen zeigt.  Die  nationale  Wissenschaft  verfallt  sehr 
leicht  der  Methode  der  Komment iruug  der  Gesetze,  es  ist  dio 
Glosse  im  Verhältniss  zur  Systematik.  Dass  aber  beispielsweise 
eine  deutsche  Wissenschaft  das  Strafrecht  Frankreichs,  Italiens  mit 
derselben  rechtsvergloichenden  Methode  behandle,  wie  das  Hecht 
irgend  eines  fremden  Volksstammes,  ist  ein  Unding. 

Dio  deutsche  Strafrechtswissenschaft  hat  auch  zur  Zeit  der 
Partikulargesetzgebungen  an  der  Idee  der  Einheit  des  deutschen 
Strafrechts  festgehalten  und  gerade  aus  der  Mannigfaltigkeit  des  posi- 
tiven Hechtsstoffes  grossen  Nutzen  gezogen  für  die  Vertiefung  der 
Begriffe  und  die  Gewinnung  allgemeiner  Gesichtspunkte.  Das  Auf- 
hören dieses  Zustande«  in  Deutschland  ist  von  mancher  Seite  be- 
dauert worden;  in  der  oben  angedeuteten  Behandlungsweisc  des 
kosmopolitischen  Strafrechts  würden  uns  alle  diese  Vortheile  auf 
breiterer  Grundlage  neu  erstehen. 
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Eine  grosse  Aufgabe  verbleibt  dabei  dem  nationalen  Element 
im  Strafrecht.  Seine  Berücksichtigung  wird  die  selbständige  Bear- 
beitung der  gemeinsamen  Aufgaben  in  jedem  Lande  veranlassen, 
also  eine  mehrfache,  sich  gegenseitig  ergänzende  und  fördernde  Be- 
arbeitung. Sic  wird  aber  vor  Allem  bewirken,  dass  die  allgemeinen 
Zeitideen  auch  wirklich  Wurzeln  schlagen  im  Volke  und  nicht  blos 
in  der  Luft  hängen  bleiben.  Möge  cs  unserm  Lande  recht  bald  ver- 
gönnt sein,  befreit  von  der  ungeeigneten  RechtBzersplittcrung,  in 
selbständiger  und  vorbildlicher  WeiBe  mitzuarbeiton  an  der  Fort- 
entwicklung der  kosmopolitischen  Grundlagen  des  Strafrechts. 
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l’ar  le  llr.  Emjtnt  Bortl.  procureur  général  (lu  «uiitou  de  Neuchâtel. 

Lu  Cour  de  causation  peut-elle  étendre  son  contrôle  aux  déli- 
bérations du  jury?  En  d’autres  termes,  peut-elle  casser  un  jugement 
pénal,  en  se  fondant  sur  des  irrégularités  qui  se  seraient  produites 
au  cours  de  ces  délibérations,  ou  faut-il  admettre  que  les  débats  des 
jurés  échappent,  par  leur  nature  même,  à tout  autre  contrôle  que 
celui  de  la  conscience  de  ces  derniers?  Telle  est  la  question  qui 
s’est  posée  récemment  devant  la  Cour  de  cassation  du  canton  de 
Neuchâtel,  dans  les  circonstances  que  voici  : 

Quatre  jeunes  gens  do  la  Chaux-de-Fonds,  les  nommés  Sch..., 
F...,  Dr...  et  F...,  comparaissaient,  le  12  juin  IKÜO,  devant  le  tri- 
bunal criminel  de  Neuchâtel  siégeant  avec  l'assistance  du  jury,  sous 
la  prévention  de  viol  et  de  complicité  de  viol,  crimes  prévus  par  les 
articles  141,  al.  1,  35  et  36  du  code  pénal  neuchàtelois.  Les  faits 
relevés  à leur  charge  par  l’accusation  s’étaiout  passés  dans  la  nuit 
du  dimanche  30  mars  (dimanche  des  Rameaux)  au  lundi  31  mars 
1890.  Cette  nuit-là,  les  inculpés  avaient  rencontré,  dans  une  rue  de 
la  Chaux-de-Fonds,  une  jeune  fille  do  21  ans,  Ida  Tschiemer;  ils 
l’avaient  engagée  à les  suivre  et  l’ayant  conduite  hors  do  la  ville, 
à un  endroit  écarté,  doux  d’entre  eux  abusèrent  d’elle  taudis  que  les 
deux  autrcB  la  tenaient  à terre  pour  vaincre  la  résistance  qu’elle  leur 
opposait.  Les  accusés  alléguaient  pour  leur  défense  qu’idu  Tschiemer 
— personne  idiote,  «lu  reste,  et  déclarée  irresponsable  par  les  mé- 
decins chargés  de  l’examiner  — n’avait  subi  aucune  violence  et 
qu’au  contraire  c’était  elle  qui,  «lans  un  véritable  accès  de  nympho- 
manie, avait  provoqué  les  ébats  sexuels  auxquels  ils  reconnaissaient 
s’être  livrés  sur  sa  personne.  Mais  cette  version  était  catégorique- 
ment démentie  par  la  déposition  d’un  témoin  oculaire  de  la  scène,  le 
jeune  Charles  Leutner,  qui  affirma,  sous  serment,  à l’audience,  avoir 
vu  les  nommés  Sch...  et  F...  abuser  de  la  fille  Tschipmer,  malgré 
sa  résistance  et  ses  cris,  pendant  que  l)r...  et  F...  la  tenaient  par 
les  jambes  pour  l’empêcher  de  se  défendre.  Cette  déclaration  fit 
une  profonde  impression  sur  le  jury,  qui  rendit  contre  tous  les  pré- 
venus un  verdict  de  culpabilité,  mitigé,  sauf  à l'égard  de  F...,  par 
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l’admission  de  circonstances  atténuantes.  En  conséquence  de  ce  verdict, 
F...  et  Seh...  furent  condamnés,  pour  viol,  à 2 ans  4 mois  et  2 ans 
2 mois,  les  doux  autres,  pour  complicité  de  viol,  à 2 ans  de  déten- 
tion avec  travail  forcé. 

Les  condamnés  se  pourvurent  immédiatement  en  cassation  contre 
ce  jugement.  A l’appui  de  lour  recours,  ils  alléguaient,  en  première 
ligue,  que  le  témoin  Leutuer,  dont  la  déposition  avait  entraîné  leur 
condamnation,  n’était  pas  digue  de  foi,  que  sa  conduite  dans  toute 
l’affaire  avait  été  suspecte,  qu'il  était  ivre  lors  de  la  scène  décrite 
par  lui,  en  un  mot,  que  les  jurés  avaient  eu  tort  de  se  laisser  con- 
vaincre par  un  témoignage  aussi  sujot  à caution  que  le  sien. 

Comme  deuxième  motif  de  cassation,  les  recourants  avançaient 
ce  qui  suit: 

, D’après  leurs  renseignements,  le  vote  du  jury  aurait  été  émis 
en  violation  de  l’art.  1140  du  code  neuchâtelois  de  procédure  pénale. 

„(Jet  article  est  ainsi  conçu  : 

„Le  chef  du  jury  lira  successivement  chacune  des  questions 
„ posées  comme  il  est  dit  ci-dessus  (c’est-à-dire,  par  le  président 
„du  tribunal-),  il  fera  ensuite  délibérer  et  voter  sur  chacune  des 
, questions  séparément  dans  l’ordre  déterminé  en  l’acte  remis  au 
V chef  du  jury. 

„ Les  jurés  sont  appelés  à donner  leur  avis  et  <2  voter  dans 
, l'ordre  des  numéros  correspondant  à leurs  noms.  Le  chef  du 
„ jury  donne  so>t  avis  et  vole  le  dernier.11 

„D’après  cette  prescription  absolue  de  lu  loi  — ainsi  continuait 
le  recours  — le  vote  est  ouvert,  énoncé  verbalement  et  librement, 
après  délibération  sur  chacune  des  questions  séparément.  Il  doit 
donc  intervenir  autant  de  votes  qu’il  y a de  questions  posées;  non 
seulement  le  vote  doit,  après  délibération,  être  ouvert  et  spécial  à 
chaque  question,  mais  la  loi  prescrit  l’ordre  dans  lequel  voteront 
les  jurés. 

„Par  cet  ensemble  de  mesures  protectrices,  la  loi  a voulu  que 
chaque  opinion  pût  se  faire  jour  tant  dans  la  délibération  que  dans 
le  vote;  elle  a voulu  que  cette  opinion  fût  ouvertement  énoncée, 
que  le  vote  fût  émis  verbalement  par  chacun  et  en  dehors  de  toute 
influence  et  de  toute  pression. 

„Toutes  ces  formes  interdisent  le  voie  au  scrutin  secret,  qui 
va  à l’encontre  do  toutes  les  proscriptions  de  la  loi. 

„Or,  les  jurés  doivent  avoir  voté  au  scrutin  secret,  vote  écrit 
sur  bulletins:  lTt  violation  de  la  loi. 
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.Il»  doivent  avoir  voté  sur  la  question  de  culpabilité  sam  dé- 
libération et  votation  ouverte  successivement  et  séparément  sur  cha- 
cune. des  questions:  2’"'-  violation  de  la  loi.“ 

Los  recourants  ajoutaient  qu’ils  ne  pouvaient  rapporter  la  preuve 
de  ces  irrégularités  commises  à huis  clos  dans  la  salle  de  la  déli- 
bération du  jury,  et  qu’ils  n’avaient  pu  faire  des  réserves  à leur 
égard,  parce  qu’ils  n’en  avaient  eu  connaissance  qu’après  le  juge- 
ment. Mais  ils  priaient  la  Cour  de  se  renseigner,  à ce  sujet,  auprès 
du  chef  du  jury  et  des  jurés,  ses  collègues. 

Dans  sa  réponse  au  mémoire  qui  vient  d’être  cité,  Le  procureur 
général  faisait  observer  tout  d’abord  que  les  attaques  dirigées  par 
les  condamnés  contre  le  témoignage  du  jeune  Leutner  étaient  hors 
de  saison,  la  Cour  de  cassation  n’avant  pas  pour  mission  d’apprécier, 
ni  de  reviser  les  verdicts  du  jury.  Quant  au  grief  tiré  des  irrégu- 
larités commises  par  le  jury  au  cours  de  ses  délibérations,  il  le 
déclarait  irrecevable  en  la  forme  et  mal  fondé  au  fond.  A l’appui 
de  cette  manière  de  voir,  il  s’exprimait  comme  suit  sur  la  question 
d’irrecevabilité  du  motif  allégué  par  les  recourants  : 

„La  délibération  du  jury  échappe,  par  sa  nature  même,  à tout 
contrôle  autre  que  la  conscience  des  jurés  et  le  contrôle  du  tribunal, 
des  parties  et  de  la  Cour  de  cassation  sur  la  forme  du  verdict  qui 
en  est  le  résultat  public.  C’est  là  une  conséquence  nécessaire,  iné- 
vitable, du  secret  absolu  qui  doit  présider  à cette  délibération. 
Aucune  des  formalités  indiquées  par  la  loi  pour  la  délibération  n’est, 
ni  ne  peut  être  prescrite  à peine  de  nullité.  Elles  ne  sont,  elles  ne 
peuvent  être  que  des  indications  „confiées  à lu  sagesse  et  à la  cons- 
cience des  jurés “ (Faustin  Hélie:  Traité  de  l’Instruction  criminelle, 
édition,  tome  V III,  page  179)  et  qui  n’ont  d’autre  but  que  ceci, 
c’est  que  le  verdict  issu  de  la  délibération  des  jurés  soit  l’expres- 
sion véritable  de  leur  libre  volonté.  La  preuve  publique,  contrôlable, 
légale,  que  ce.  résultat  a été  obtenu,  c’est  V assentiment  tacite  de 
tous  les  jurés  aux  réponses  telles  qu'elles  sont  lues  à l’audience  par 
le  chef  du  jury.  Cet  assentiment  unanime  rend  inattaquable  la  dé- 
libération précédant  le  verdict,  pour  autant  — czla  va  sans  dire  — 
que  le  verdict  même  n’est  pas,  en  sa  teneur,  entaché  d’un  vice  de 
forme  quelconque.  Tout  autre  contrôle  sur  la  délibération  serait 
absolument  incompatible  avec  le  secret  et  l'irresponsabilité  qui  eu 
sont  la  garantie  indispensable. 

„Les  principes  qui  viennent  d’être  exposés  trouvent  une  con- 
firmation éclatante  dans  le  fait  que  les  divers  actes  de  la  délibé- 
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ration  de»  jurés  ne  sont  l’objet  d’aucune  mention  quelconque  au 
procès-verbal  des  débats.  Taudis  que  ce  procès-verbal  constate 
minutieusement  toutes  les  formalités,  toutes  les  opérations,  tous 
les  incidents  de  l’audience,  il  reste  muet  sur  ce  qui  se  passe  dans 
la  salle  des  délibérations.  Le  greffier,  témoin  et  contrôleur  par 
excellence  des  débats,  n’a  pas  accès  dans  cette  salle  et  n’a  pas 
qualité  pour  faire  une  constatation  quelconque  au  sujet  de  ce  qui 
s’y  est  passé.  Et  cela  n’est  pas  une  omission  involontaire  de  la  part 
du  législateur.  On  a voulu  qu’il  en  soit  ainsi  pour  sauvegarder  le 
secret  et  l’irresponsabilité  de  la  délibération  du  jury.  De  là  encore, 
il  résulte  que  les  circonstances  de  cette  délibération,  par  leur  nature 
même,  ne  peuvent  être  invoquées  comme  motifs  de  cassation.  11 
est,  en  effet,  un  principe  fondamental  en  matière  de  procédure 
pénale:  c’est,  dans  le  procès-verbal  seul  que  peut  se  trouver  la 
constatation  authentique  dos  formalités  accomplies  ou  des  irrégularités 
commises  au  cours  d’une  affaire  pénale;  c’est  au  moyen  du  procès- 
verbal  seul  que  la  preuve  de  ces  formalités  ou  irrégularités  peut 
être  rapportée  à la  Cour  de  cassation  et  admise  par  elle.  De  là,  par 
exemple,  la  nécessité,  pour  les  parties,  de  demander  acte  au  procès- 
verbal  de  toutes  les  informalités  dont  elles  entendent  se  plaindre. 
Le  procès-verbal  a été  institué  précisément  parce  que  la  Cour  de 
cassation  ne  peut  ni  ne  doit  juger  sur  simples  renseignements  oraux. 
Une  procédure  probatoire,  une  enquête  verbale  devant  elle,  est  tout 
à fait  inadmissible.  La  Cour  ne  juge  que  sur  pièces  et  ne  connaît 
que  ce  qui  résulte  du  dossier.  Or,  si  le  législateur  a fermé  au 
greffier  la  porte  de  la  salle  des  délibérations  du  jury,  ce  n’est  cer- 
tainement pas  pour  permettre,  en  cette  matière  si  importante  et  déli- 
cate, la  preuve  par  simples  racontars,  par  renseignements  dénués  de 
certitude  et  d'authenticité,  alors  qu’il  a prohibé  cette  preuve  pour 
toutes  les  autres  phases  de  l’audience:  c’est  parce  qu’il  a voulu, 
dans  l’intérêt  du  secret  et  de  l’irresponsabilité  de  la  délibération,  que 
cette  dernière  échappât  à toute  constatation  officielle  et  n’ait  — je 
le  répète  — d’autre  contrôle  que  la  conscience  des  jurés,  en  pré- 
sence desquels  le  verdict  est  lu,  signé  et  remis  au  présideut  du 
tribunal  (art.  342  du  code  de  procédure  pénale).“ 

Le  ministère  publie  signalait  ensuite  les  inconvénients  et  les 
dangers  de  l’enquête  sollicitée  par  les  recourants.  Quelle  garantie  de 
véracité  pourrait-on  trouver  dans  les  renseignements  intimes,  tardifs, 
dénués  de  contrôle,  que  l’on  pourrait  obtenir  de  tel  ou  tel  juré  ? 
Et  puis,  ces  renseignements,  aurait-on  bien  le  droit  de  les  leurs 
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réclamer?  No  seraient-ils  pas  fondés  à les  refuser,  en  se  retranchant 
derrière  le  secret  qui  doit  entourer  leurs  délibérations  et  qui  doit 
être  à l’abri  de  loute  indiscrétion? 

Abordant  la  question  de  fond,  le  procureur  général  émettait 
l’opinion  que,  si  le  vote  des  jurés  avait  été  secret,  cela  ne  constituait 
pas  une  violation  des  dispositions  du  code  de  procédure  pénale.  „La 
loi  ne  prohibe  nulle  part  le  vote  au  scrutin  secret  et  certes,  en 
matière  si  importante,  le  législateur  eût  manifestement  exprimé  sa 
volonté,  s’il  avait  voulu  l’interdire.  L’art.  340  du  code  se  borne  à 
dire:  les  jurés  rotent,  etc.,  il  ne  dit  pas  comment  ils  doivent  voter, 
il  ne  prescrit  pas  le  vote  ouvert  à l’exclusion  du  vote  secret.  On 
comprend  aisément  que,  daiiH  une  affaire  particulièrement  grave,  les 
jurés  se  défient  de  la  votation  orale,  qui  les  livre  aux  indiscrétions 
de  leurs  collègues,  et  lui  préfèrent  le  scrutin  secret,  sauvegarde  plus 
sûro  de  leur  indépendance  et  de  leur  irresponsabilité.  Et,  loin  de 
leur  reprocher  d’avoir  violé  les  prescriptions  de  la  loi,  on  ne  peut 
que  les  approuver  d’avoir  adopté  un  mode  de  votation  qui,  mieux 
que  tout  autre,  leur  permet  de  remplir  leur  mandat,  c’est-à-dire 
d'émettre  un  vote  indépendant  de  toute  influence  et  de  toute  pression.“ 

Quant  au  grief  tiré  du  fait  que  les  jurés  n’auraient  pas  voté 
séparément  sur  chacune  des  questions  qui  leur  étaient  posées,  le 
ministère  public  se  déclarait  autorisé  par  le  chef  du  jury  à opposer 
un  démenti  formel  aux  recourants.  „La  Cour  voit  par  là,  ajoutait-il, 
le  cas  qu’il  faut  faire  des  „on  croit  savoir“  sur  lesquels  est  basé  le 
pourvoi,  et  du  résultat  auquel  elle  aboutirait  si,  abandonnant  la 
tradition  immuable  et  sûre  du  jugement  sur  pièces  et  dossiers,  elle 
allait  se  livrer  à des  investigations  aussi  aléatoires,  aussi  dénuées 
de  garanties,  aussi  incorrectes  même  et  contraires  à l’esprit  de 
notre  code  de  procédure  pénale,  que  celles  qu'on  lui  demande  de 
faire.“ 

La  délibération  publique  de  la  Cour  de  cassation  eut  lieu  le 
10  juillet  181)0.  Les  cinq  juges  dont  elle  se  compose  furent  d’emblée 
unanimes  pour  déclarer  que  les  critiques  formulées  contre  la  dépo- 
sition du  témoin  Leutner  devaient  être  écartées  du  débat,  la  Cour 
n'ayant  pas  qualité  pour  connaître  des  faits  même  de  la  cause  qui 
lui  était  soumise  (art.  48  de  la  loi  ncuchâteloise  d’organisation  ju- 
diciaire). Ils  se  mirent  également  d’accord  pour  rejeter,  quant  au 
fond,  les  griefs  tirés  de  la  délibération  du  jury,  estimant  que  les 
faits  allégués  par  les  recourants,  même  s’ils  fussent  vrais,  n’étaient 
pas  de  nature  à infirmer  la  sincérité  du  verdict  rendu  et,  par  con- 
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séqucnt,  ù causer  un  préjudice  aux  condamnés.  Il  u’y  oui  dissenti- 
ment que  sur  la  question  d’irrecevabilité  soulevée  par  le  ministère 
public.  Trois  juges  se  raugèrent  complètement  ù l’opinion  soutenue 
par  ce  dernier  et  proposèrent  de  déclarer  expressément  que  la 
délibération  et  le  vote  du  jury  ne  peuvent  pas  faire  l’objet  d’un 
pourvoi  en  cassation,  la  Cour  ne  disposant  d’aucun  moyen  de  con- 
trôle à cet  égard.  Un  quatrième  manifesta  des  appréhensions  au 
sujet  d’une  déclaration  de  principe,  par  laquelle  la  Cour  s’interdirait 
d’avance  tout  contrôle  sur  la  manière  dont  le  jury  vote  et  délibère. 
„Au  point  de  vue  de  la  forme,“  dit-il  en  substance,  „on  ne  saurait 
nous  contester  la  compétence  d’exercer  un  pareil  contrôle.  Aux 
termes  de  l’art.  48  de  la  loi  d'organisation  judiciaire  du  17  juillet 
1874,  la  Cour  de  cassation  pénale  connaît  non  seulement  des  vices 
de  forme  ou  irrégularités  qui  se  trouvent  dans  une  instruction  ou 
qui  se  sont  produits  pendaut  les  débats,  mais  aussi,  d’une  manière 
générale,  „de  toute  fausse  application  de  la  loi“  et  il  y a,  en  prin- 
cipe, fausse  application  île  la  loi,  lorsque  les  jurés  contreviennent 
aux  prescriptions  contenues,  à leur  adresse,  dans  le  code  de  procé- 
dure pénale.  Dans  le  cas  présent,  cette  informalité  n’a  pas  eu  de 
conséquences  fâcheuses  pour  les  recourants  et  j’estime,  comme  mes 
collègues,  que  les  griefs  indiqués  à l’appui  du  pourvoi  ne  sont  pas 
suffisants  pour  justifier,  de  notre  part,  un  arrêt  de  cassation.  Mais 
qui  nous  dit  qu’il  en  sera  toujours  ainsi  ? Un  chef  de  jury  ne  peut-il 
pas,  dans  le  but  de  faire  prévaloir  tel  ou  tel  verdict,  entraver  la 
discussion  de  ses  collègues,  exercer  une  pression  illégale  sur  eux, 
fausser  même  le  résultat  do  leur  votation  ? Ne  peut-il  pas,  même  sans 
intention  coupable,  commettre,  par  simple  inadvertance,  une  erreur 
qui  lui  fasse  rapporter  de  la  salle  des  délibérations  un  verdict  con- 
traire à celui  sur  lequel  les  jurés  s’étaient  mis  d’accord?  En  pareils 
cas,  il  y a eu  fausse  application  de  la  loi,  et  cette  irrégularité  a eu 
pour  effet  d’enlever  au  verdict  le  caractère  de  liberté  et  de  siucérité 
qui  lui  est  indispensable.  La  Cour  de  cassation  doit  donc  pouvoir 
intervenir  et,  si  la  preuve  des  vices  de  forme  allégués  n’est  pas 
aisée,  elle  n’est  pourtant  ni  impossible  ni  inadmissible,  pour  peu 
qu’on  sache  l'entourer  des  précautions  et  des  garanties  nécessaires.“ 
Eu  présence  de  cette  divergence'  d'opinions,  et  constatant,  d’autre 
part,  l’accord  qui  s’était  établi  pour  rejeter  le  recours  au  fond,  le 
président  de  la  Cour  de  cassation  proposa  à ses  collègues  de  ne  pas 
trancher  la  question  d’irrecevabilité  et  de  se  borner  à déclarer  les 
recourants  mal  fondés  en  leurs  griefs  et  conclusions.  A la  votation, 
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cotte  solution  l’emporta  par  quatre  voix  contre  une,  et  la  Cour  rendit, 
en  conséquence,  un  arrêt  dans  lequel  se  trouvent  les  considérants 
suivants  : 

„Sur  le  moyen  concernant  la  délibération  du  jury: 

„ Considérant  que  les  recourants,  bien  loin  de  rapporter  aucune 
„ preuve  quelconque  d’une  irrégularité  commise  par  le  jury  dans  sa 
„délibération,  n’affirment  même  pas  l’existence  de  cette  irrégularité; 
„qu’ils  se  contentont  de  dire  que,  d’après  leurs  renseignements  (qu’ils 
„ ne  précisent  en  aucune  manière),  le  vote  du  jury  aurait  été  émis 
„ en  violation  de  l’art.  040  du  code  de  procédure  pénale,  que  les 
„jurés  doivent  avoir  voté  au  scrutin  secret  et  doivent  avoir  voté 
„saus  délibération  et  votation  ouverte  successivement  et  séparément 
„sur  chacune  des  questions; 

„ Que  d’ailleurs  ces  faits,  fussent-ils  prouvés,  on  ne  saurait  y 
„ voir  une  violation  de  l’art.  340  du  code  de  procédure  pénale,  dont 
„le  texte,  très  général,  n’interdit  point  le  vote  écrit  sur  bulletins; 

„ Que  ce  que  la  loi  prescrit,  c’ost  un  mode  de  procéder  qui 
„assure  la  correspondance  du  verdict  du  jury  avec  la  décision  de 
„ ses  membres  ou  do  la  majorité  «le  ses  membres,  et  que  les  recou- 
rants n'allèguent  aucun  préjudice  qui  leur  aurait  été  fait  par  le 
„ mode  de  délibération  dont  ils  croient  savoir  que  le  jury  aurait  usé 
„dans  l’espèce; 

„ Par  ces  motifs  et  sans  examiner  si,  comme  le  prétend  M.  le 
„ procureur-général , ta  délibération  du  jury  échappe,  par  sa  nature 
„même,  à tout  contrôle  de  la  part  de  la  Cour  de  cassation,  le  lé- 
„ gislateur  ayant  voulu  l'entourer  d’un  impénétrable  secret,; 

„Rejette  le  premier  moyen;  .... 

„Sur  le  deuxième  moyen  (concernant  le  témoin  Leutner): 

„ Considérant  que  la  Cour  n’a  point  qualité  pour  apprécier  la 
„gravité  des  preuves  administrées  devant  les  tribunaux; 

„Quo  cette  appréciation  est  faite  souverainement  par  les  jurés, 
„ à la  conscience  desquels  la  loi  déclare  expressément  s’en  rapporter 
„à  cet  égard,  puisque  l’art.  338,  al.  3 du  code  de  procédure  pénale 
„statue:  „La  loi  ne  demande  pas  compte  aux  jurés  des  moyens  par 
„ lesquels  ils  se  sont  convaincus;  elle  ne  leur  prescrit  point  de  règles 
„desquelles  ils  doivent  particulièrement  faire  dépendre  la  plénitude 

„et  la  suffisance  d’une  preuve La  loi  ne  leur  fait  que  cette 

„ seule  question,  qui  renferme  toute  la  mesure  de  leurs  devoirs  : 
„ Avez-vous  une  intime  conviction  de  la  culpabilité  de  l'accusé i “ 


Digitized  by  Google 


La  délibération  du  jury  et  la  Cour  de  cassation  pénale.  21 

„ Que,  par  conséquent,  il  ne  saurait  appartenir  à la  Cour  d’exa- 
„ miner  si  c’est  à tort  ou  à raison  que  s’est  formée  cette  intime 
„conviction  : 

„Par  ces  motifs,  rejette  ce  second  moyen  . . . 

Comme  on  le  voit,  la  Cour  de  cassation  pénale  ne  s’est  pas  pro- 
noncée sur  la  question  d’irrecevabilité,  qui  était,  au  fond,  la  plus  im- 
portante, de  même  que  la  plus  intéressante  de  tout  le  débat.  Elle  n’a 
pas  voulu  suivre  le  ministère  public  dans  l’argumentation  que  j’ai  déjà 
exposée;  elle  n’a  pas  non  plus  sanctionné  le  mode  de  voir  des  recou- 
rants, qui  lui  attribuaient  la  compétence  d’exercer  un  contrôle  sur  la 
délibération  et  le  vote  du  jury.  11  semble  bien  difficile,  en  effet,  qu’elfe 
puisse  jamais  adopter  le  système  soutenu  dans  le  pourvoi.  La  jurispru- 
dence française  — très  importante  pour  le  canton  de  Neuchâtel,  dont 
la  procédure  pénale,  en  général  et  spécialement  pour  ce  qui  concerne 
le  jury  en  matière  criminelle,  se  rattache  beaucoup  au  droit  français 
— est  depuis  longtemps  fixée  à cet  égard.  Duns  de  nombreux  arrêt», 
la  Cour  de  cassation  française  a établi  les  principes  suivants,  que  l’on 
trouve  exposés  dans  Faustin  Hélie,  Traité  de  l’Instruction  criminelle, 
tome  YIH,  p.  178  et  179:  L’accomplissement  des  formalités  pré- 
vues par  la  loi  est  „abandonné  à la  volonté  du  jury  et  son  inobser- 
vation ne  peut  produire  aucun  effet,  puisque  la  loi  n’a  édicté  aucune 
sanction  et  n’a  pris  aucune  mesure  pour  qu’elle  fût  constatée.  Le 
greffier,  en  effet,  n’ayant  pas  le  droit  d’entrer  dans  la  chambre  des 
délibérations,  ne  peut  rien  constater  relativement  aux  opérations 
particulières  du  jury.“  De  même,  la  discussion  qui  doit  précéder  le 
vote  des  jurés  est,  au  fond,  „purement  facultative  et  il  ne  résulterait 
aucune  nullité  de  ce  qu’il  n’aurait  pas  discuté,  s’il  était  possible  de 
relever  le  fait  et  d’en  faire  un  grief.  En  général,  les  règles  relatives 
à la  délibération  des  jurés  sont  confiées  à leur  sagesse  et  à leur 
conscience,  et.  leur  infraction  ne  peut  être  invoquée  par  les  accusés, 
puisque  leur  exécution  n’est  pas  constatée.“ 

Les  passages  qui  viennent  d’être  cités  rendent  bien  nettement 
la  pensée  qui  est  à la  base  de  la  jurisprudence  française  en  cette 
matière.  Si  la  délibération  du  jury  échappe  à l’appréciation  de  la 
Cour  de  cassation,  ce  n’est  pas  que  cette  dernière  soit,  eu  théorie, 
incompétente  pour  eu  connaître,  c’est  plutôt  parce  qu’en  pratique 
cette  délibération  ne  peut  être  légalement  constatée.  Or,  cette  im- 
possibilité matérielle,  légale,  de  constater  ce  qui  se  passe  dans  la 
salle  des  délibérations  du  jury,  elle  se  trouve  en  droit  neuchâtelois 
aussi  bien  qu’eu  droit  français.  Le  procès-verbal  des  débats  est  aussi 
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muet  chez  nous  qu’en  France  sur  ce  qui  se  passe  dans  cette  salle. 
De  même,  la  loi  n’a  mis  à la  disposition  de  la  Cour  de  cassation 
aucun  moyen  de  preuve  à cet  égard.  Voici,  en  effet,  comment  notre 
code  de  procédure  pénale  a déterminé,  dans  ses  art  418  et  419, 
la  procédure  de  la  Cour  de  cassation  : 

Art  418. 

Le  procès-verbal  des  débats,  da  jugement  et  tontes  les  pièces  du 
procès  sont  transmises  au  greffe  de  la  Cour,  sans  délai. 

Le  président  met  le  dossier  en  circulation  chez  chacun  des 
membres  de  la  Cour  et  fixe  lu  session  dans  laquelle  sera  rendu  le 
jugement. 

Art.  419. 

A l'appel  de  la  cause,  lecture  publique  est  faite  de  la  déclara- 
tion du  recours,  des  mémoires  des  parties  ou  du  recourant,  puis  il 
est  procédé  au  jugement.  La  délibération  de  la  Cour  est  publique. 

On  le  voit,  dans  ces  dispositions  si  complètes  et  détaillées,  il 
ne  se  trouve  pas  un  mot  pour  prévoir  la  possibilité  d’une  enquête 
ordonnée  par  la  Cour  de  cassation.  Une  pareille  enquête,  une  nou- 
velle procédure  probatoire  devant  ce  tribunal  aurait  donc  d’emblée 
le  défaut  d’être  cxtralégale,  si  même  elle  n’est  pas  illégale.  Et  si, 
par  ce  fait,  elle  prête  déjà  à la  critique,  en  théorie,  que  dire  des 
inconvénients  qu’elle  ne  manquerait  pas  de  présenter  dans  la  pra- 
tique? Que  penser  d’une  enquête  dans  laquelle  on  citerait  les  jurés 
à la  barre  do  la  Cour  de  cassation  pour  qu’ils  y viennent  rendre 
compte  de  la  manière  dont  ils  ont  voté  et  délibéré?  N’y  aurait-il 
pas  là  une  indiscrétion  regrettable  à tous  égards,  une  intrusion  in- 
justifiée dans  le  domaine  réservé  à lu  conscience  souveraine  du  jury? 
N’v  verrions-nous  pas  un  procédé  aussi  incorrect  qu’aléatoire  et 
n’aurions-nous  pas  le  sentiment  que  le  tribunal  gardien  par  excel- 
lence des  formalités  et  des  garanties  qui  constituent  la  procédure 
pénale  est  lui-même  bien  loin  de  donner  l’exemple  du  respect  qu’il 
a pour  mission  de  leur  assurer? 

Et,  en  fait,  ces  considérations  ne  se  sont-elles  pas  présentées  à 
l’esprit  des  membres  de  la  (Jour  de  cassation  neuchâteloise  et  n’ont- 
elles  pas  été  pour  une  bonne  part  dans  leur  décision  de  rejeter, 
au  fond,  le  pourvoi  qui  leur  était  soumis  ? On  ne  peut  guère  se  dé- 
fendre de  le  penser,  on  examinant  de  près  les  considérants  cités  plus 
haut.  Dans  ces  considérants,  la  Cour  fait  un  grief  aux  recourants 
de  ne  pas  rapporter  la  preuve  dos  faits  allégués  par  eux.  Mais  les 
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condamné»  étaient  non  seulement  hors  d’état  de  fournir  une  pareille 
preuve;  il»  ne  pouvaient  pas  même  affirmer  avec  certitude  des  faits 
qu’ils  n’avaient  appris  qu’au  moyen  d’une  suspecte  indiscrétion!  Le 
reproche  qui  leur  est  adressé  de  ce  chef  no  paraît  donc  pas  être 
très  fondé.  De  même,  la  Cour  ne  semble  pas  s’être  placée  sur  le 
bon  terrain,  quand  elle  se  borne  à déclarer  d’emblée  insignifiants  et 
de  nulle  valeur  les  griefs  formulés  par  les  recourants  — et  c’est  là 
le  deuxième  argument  à la  base  de  l’arrêt  rejetant  le  pourvoi.  Passe 
encore  le  vote  secret  des  jurés,  car  ce  vote  n’est  en  aucune  façon 
contraire  aux  prescriptions  du  code  de  procédure  pénale.  Mais  quand 
un  condamné  allègue  que  le  jury  n’a  pas  discuté  et  voté  séparément 
sur  chacune  des  questions  qu’il  avait  à résoudre,  peut-on  dire  a priori 
que  ce  mode  de  procéder  n’est  pas  de  nature  à provoquer  la  moindre 
erreur  ni  à exercer  une  influence  fâcheuse  quelconque  sur  le  verdict 
à rendre?  N’eût-il  pas  été  plus  logique  ou  de  dire  que  l’examen,  au 
fond,  d’un  grief  de  cette  nature  est  matériellement  et  légalement 
impossible,  ou  alors,  si  l’on  admettait  la  possibilité  de  cet  examen, 
d’y  procéder  véritablement,  au  moyen  d’une  enquête  ou  de  toute  autre 
façon,  avant-  do  se  prononcer  d’une  manière  définitive  ? Le  moyen 
terme  choisi  par  la  Cour  de  cassation  et  les  considérants  sur  lesquels 
est  basé  son  arrêt  permettent  un  peu  de  croire  que  ce  tribunal  s’est 
bien  rendu  compte  des  inconvénients  insurmontables  que  feraient 
naître  de  pareilles  investigations  et  que  cette  considération  n’a  pas 
été  pour  rien  dans  le  parti  auquel  il  s’est  arrêté. 

Un  mot,  pour  terminer,  au  sujet  des  dangers  qui  ont  été  si- 
gnalés au  cours  de  la  délibération  reproduite  plus  haut.  Ces  dangers, 
on  peut  le  dire,  sont  beaucoup  plus  apparent»  que  réels.  L’institu- 
tion du  jury  ne  vaut  naturellement  que  ce  que  valent  les  hommes 
chargés  d’en  faire  partie,  et  si  ce»  derniers  sont  capables  de  subir 
sans  résistance  la  pression  d’un  collègue  ou  même  de  tolérer  sans 
protestation  la  lecture  d’un  verdict  mensonger,  il  est  bien  certain 
qu’on  ne  saurait  trop  se  hâter  de  leur  enlever  la  mission  si  diffi- 
cile et  redoutable  de  juger  leurs  semblables.  Mais  cette  éventualité 
ne  peut  guère  être  supposée  dans  les  pays  où  les  jurés,  grâce  aux 
précautions  dont  est  entourée  leur  nomination,  sont  à la  hauteur 
de  leur  tâche,  et  c’est,  à de  rares  exceptions  près,  ce  qu’on  peut 
dire  du  canton  de  Neuchâtel.  Au  surplus,  le  chef  du  jury  qui  se 
permettrait  d’entravor  la  liberté  de  vote  de  ses  collègues  ou  d’altérer 
leur  verdict,  commettrait  un  abus  de  pouvoir  ou  un  faux  manifeste. 
Il  serait  passible  de  poursuites  pénales,  il  pourrait  être  condamné. 
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et  à la  suite  de  sa  condamnation  l’individu  injustement  frappé  par 
l’effet  de  son  crime  obtiendrait  sans  retard  la  révision  du  jugement 
qui  l’aurait  condamné. 

Reste  enfin  l’hypothèse  d’une  erreur  de  plume  commise  dans  la 
rédaction  du  verdict  ou  d’un  lapsus  linguœ  se  glissant  dans  la 
lecture  qui  en  est  faite  à l’audience  par  le  chef  du  jury.  Or,  cette 
hypothèse  n’est  guère  concevable,  soit  parce  que  ce  dernier  relit  à 
ses  collègues  le  verdict  qu’il  vient  de  transcrire  (en  général,  le 
jury  ne  pèche  pas  par  négligence;  il  est,  au  contraire,  anxieux  et 
timoré  plus  que  de  raison  au  sujet  de  son  verdict  et  des  consé- 
quences qui  doivent  en  découler),  soit  pareo  que  la  lecture  erronée 
du  verdict  à l’audience  provoquera  immédiatement,  de  la  part  des 
jurés,  des  observations  rectificatives.  Et,  si  même  — ce  qui  est  plus 
aisément  concevable  — un  simple  lapsus  lingues  passe  inaperçu  au 
cours  de  la  lecture  du  verdict,  cela  n’entraine  aucune  conséquence 
fâcheuse,  la  minute  du  verdict  étant  acquise  au  procès-verbal  des 
débats.  Le  cas  s’est  présenté  naguère  à Neuchâtel.  Dans  une  affaire 
soumise  au  jury  correctionnel  de  cette  ville,  le  chef  du  jury  avait 
par  erreur,  en  lisant  deux  questions  relatives  aux  circonstances  atté- 
nuantes, répondu  „non“  alors  qu’il  avait  écrit  „oui“  conformément 
à la  décision  prise  par  ses  collègues.  (Il  faut  «lire  que  ce  citoyen 
était  un  vieillard  des  plus  honorables,  mais  affaibli  par  l’âge  et 
énervé  par  ses  fonctions  et  que  le  verdict  qu’il  était  chargé  de  lire 
portait  sur  cent  trente  et  quelques  questions  concernant  une  dizaine 
de  prévenus  !)  L’une  de  ces  erreurs  fut  remarquée  et  rectifiée  par 
les  jurés,  l’autre,  moins  importante,  passa  inaperçue  et  le  prévenu, 
que  visait  la  réponse  ainsi  altérée,  fut  condamné  comme  si  le  béné- 
fice des  circonstances  lui  avait  été  refusé.  Mais  il  a suffi  de  reprendre 
le  procès-verbal  de  l’audience  et  la  minute  du  verdict  pour  s’aper- 
cevoir de  l’erreur  commise;  recours  fut  immédiatement  interjeté 
auprès  de  la  Cour  de  cassation  et  cette  dernière,  constatant  que  le 
lapsus  commis  n’avait  pas  altéré  la  minute  du  verdict  et  n’avait 
influencé  que  l’application  de  la  peine,  se  borna  à renvoyer  le  pré- 
venu devant  un  autre  tribunal  chargé  de  prononcer  à nouveau  sur 
cette  application,  sur  la  base  du  verdict  déjà  rendu.  On  voit  donc 
que,  si  les  inconvénients  signalés  se  présentent  dans  la  pratique 
et  cela  ne  peut  arriver  que  dans  dos  cas  excessivement  rares  — il 
est  possible  d’y  parer  sans  que  la  Cour  de  cassation  soit  obligée 
de  se  livrer  à des  recherches  au  sujet  de  ce  qu’ont  dit  et  voté  les 
jurés  dans  la  salle  de  leurs  délibérations. 
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Si,  par  contre,  l’on  veut  admettre  ce  contrôle  de  la  Cour  de 
cassation  sur  la  délibération  du  jury,  il  n’y  a qu’un  moyeu  de  le 
rendre  possible,  c’est  d’ouvrir  nu  greffier  la  »allô  où  jusqu’ici  le  jury 
délibérait  à huis  clos,  et  de  le  charger  de  tenir  procès-verbal,  non 
du  fond  même  de  la  délibération,  mais  de  toutes  les  formalités  qu’elle 
comporte.  C’est  là  une  réforme  qui  trouvera  peut-être  des  partisans 
et  qui  ne  laisserait  pas  de  présenter  certains  avantages.  Mais  tant 
que  durera  le  système  de  notre  procédure  actuelle,  il  faut,  croyons- 
nous,  s’en  tenir  au  principe  qui  en  est  l’inéluctable  conséquence, 
c’est  que  la  Cour  de  cassation  ne  peut  pas  porter  son  examen  sur 
ce  que  le  jury  discute  et  déeide  dans  le  secret  de  la  salle  de  ses 
délibérations,  dans  l’inviolable  souveraineté  dont  la  loi  l’a  investi. 
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Die  strafrechtlichen  Gesetzgebungsfragen 
des  IV.  internationalen  Gefängnisskongresses  von 
St.  Petersburg  (Juni  1890). 

Von  Carl  Stoost. 

Der  internationale  Geinngnisskongress  (Congrès  International 
Pénitentiaire)  hat  im  Juni  1S90  seine  vierte  Versammlung  in 
St.  Petersburg  abgehalten.  Den  Vorsitz  der  glänzenden  Versamm- 
lung führte  der  russische  Staatsrath  G alkine-  Wrankoy  mit  Eleganz 
und  Umsicht,  Ehrenpräsident  war  der  Fürst  Alexander  von  Olden- 
burg, der  mit  seiner  Gemahlin  den  Arbeiten  des  Kongresses  ein 
lebhaftes  Interesse  zuwendete.  Als  ständiger  Generalsekretär  fun- 
girte  der  allverehrte  Dr.  Louis  Guillaume , Direktor  des  eidgenös- 
sischen statistischen  Bureau,  der  sich  um  die  Vorbereitung  des 
Kongresses  und  um  die  Organisation  desselben  bedeutende  Ver- 
dienste erworben  hat,  die  von  dem  Leitenden,  Staatsrath  üalkine- 
Wraskoy  in  liebenswürdigster  Weise  hervorgehoben  wurden.  Ober- 
richter Gustave  Corrr.rou  aus  Lausanne  stand  dem  Generalsekretär 
bei  Herausgabe  des  täglich  erschienenen  Bulletin  liiilfreieh  zur  Seite. 

Ueber  den  äusseren  Verlauf  des  Kongresses,  die  Kamen  der 
Theilnehmer  und  über  die  Ausflüge  nach  Finnland  und  Moskau 
gibt  das  Bulletin  anziehende  und  zuverlässige  Berichte.  Darauf 
kann  hier  nicht  eingegangen  worden.  Es  sei  aber  gestattet,  an 
dieser  Stelle  die  in  jeder  Hinsicht  grossartige  russische  Gastfreund- 
schaft dankend  hervorzuheben. 

Der  Kongress  beschäftigte  sich  keineswegs  nur  mit  dem  Ge- 
fängnisswesen,  sondern  auch  mit  strafrechtlichen  Gesetzgebungs- 
fragen und  mit  dem  weiten  und  dankbaren  Gebiete  der  Prävention. 
Demgemäss  theilten  sich  die  .Mitglieder  in  drei  Sektionen.  Doch 
versammelten  sich  die  Sektionen  mehrmals  zu  Plenarsitzungen,  um 
über  die  von  der  Sektion  vorbereiteten  Fragen  Beschluss  zu  fassen. 
Die  eigentliche  Arbeit  wurde  jedoch  in  den  Sektionen  geleistet, 
während  die  allgemeinen  Sitzungen  sich  nach  Aussen  durch  grössere 
Feierlichkeit  auszeichneten. 
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Gegenstand  dieses  Berichtes  bilden  einzig  und  allein  die  straf- 
rechtlichen Gesetzgebungsfragen,  welche  die  erste  Sektion  (Section 
de  droit  pénal)  behandelte.  Es  sind  dies  folgende  : 

1.  Die  gleichmässige  Bezeichnung  der  Auslieferungsdelikte. 

2.  Die  Betrunkenheit  als  Delikt  und  als  Strafschärfungsgrund. 

3.  Die  Oefängnisswissenschaft  als  Lehrfach. 

4.  Verweis  und  bedingte  Verurtheilung. 

5.  Die  staatlichen  Massnahmen  gegen  fehlbare  Kinder.  Straf- 
anstalt, Korrektionsanstalt  oder  Erziehungsanstalt  P Ver- 
fügende Behörde.  Alter  der  Kinder. 

6.  Die  gewerbsmässige  Hehlerei. 

7.  Die  Beseitigung  des  Übeln  Einflusses  der  Eltern  und  Vor- 
münder auf  den  jugendlichen  Verbrecher  nach  seiner  Ent- 
lassung bis  zur  Mehrjährigkeit. 

8.  Die  Ausscheidung  der  Strafgerichtsbarkeit  und  der  Dis- 
ziplinarstrafgerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  gemeine  von  Sträf- 
lingen begangene  Delikte. 

Diese  8 Fragen  nehmen  das  Interesse  keineswegs  gleichmässig 
in  Anspruch,  weder  das  allgemeine  wissenschaftliche  Interesse  noch 
das  Interesse  des  Schweizers,  welcher  aus  den  Berathungen  einer 
internationalen  Versammlung  für  die  Gesetzgebung  seines  Landes 
Gewinn  ziehen  möchte. 

Wirklich  praktisch  wichtige  Gesetzgebungsfragen  sind  die  Fragen 
Nr.  2,  4 und  5,  welche  sich  auf  die  Betrunkenheit,  auf  Verweis 
und  bedingte  Verurtheilung  und  auf  die  Behandlung  der  Kinder  be- 
ziehen, und  zwar  so,  dass  der  letztgenannte  Gegenstand  das  grösste 
Interesse  verdient.  l)a  sich  Frage  7 ebenfalls  auf  Jugendliche  be- 
zieht, wenn  auch  nicht  auf  die  strafrechtliche  Behandlung  derselben, 
so  empfiehlt  es  sich,  die  Fragen  5 und  7 zu  vereinigen. 

Frage  7 ist  freilich  von  der  1.  Sektion  nur  begutachtet  worden, 
während  die  Berathung  in  der  dritten  Sektion  stattfand. 

I.  Gelöste  Fragen. 

Von  den  übrigen  vier  Fragen  sind  zwei  für  uns  schon  gelöst, 
nämlich  Frage  8 betreffend  die  Gerichtsbarkeit  bezüglich  gemeiner 
von  Sträflingen  begangener  Delikte,  und  Frage  6 betreffend  die 
gewerbsmässige  Hehlerei. 

Es  wird  in  der  Schweiz  Niemand  daran  denken,  eine  besondere 
Gerichtsbarkeit  für  die  Beurtheilung  der  gemeinen  Verbrechen  zu 
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begründen,  welche  von  Sträflingen  begangen  werden.  Es  tritt  hier 
überall  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  ein,  soweit  uicht  eine  be- 
sondere den  Strafvollzug  betreffende  Vorschrift  eine  Disziplinarstrafe 
vorsieht,  ln  der  That  wurde  die  Frage  von  dem  Kongress  dahin 
beantwortet  : 

II  n’y  a pas  lieu  de  soustraire  à la  juridiction  des  tribunaux 
ordinaires  des  délits  de  droit  commun  commis  par  les  détenus 
durant  leur  incarcération,  de  quelque  mesure  qu'ils  soient,  sauf 
naturellement  le  cas  où  ces  délits  sont  menacés  d'une  peine  spé- 
ciale par  les  lois  ou  règlements  concernant  l’ordre  et  la  disci- 
pline dans  la  prison. 

Eine  zutreffende  Bemerkung  macht  Alimena  in  seinem  Berichte, 
indem  er  ausführt,  es  sei  nicht  zweckmässig,  dass  Zuchthaus-  und 
Korrektionshaussträflingo,  welche  ein  mit  geringer  Strafe  bedrohtes 
Delikt  verüben,  erst  nach  beendigtem  Strafvollzüge  eine  geringe 
Freiheitsstrafe  rerbüssen,  vielmehr  soll  die  noch  zu  vollstreckende 
Strafe  verschärft  werden.  Dies  sehen  aber  wirklich  mehrere  kan- 
tonale Strafgesetzbücher  vor,  so  Zürich  g 67,  Basel  46,  Tessin  68, 
Genf  27.  Vgl.  meine  Zusammenstellung  der  schweizerischen  Straf- 
gesetzbücher, Seite  234  fl'. 

Ebenso  wenig  Neues  bietet  die  Frage: 

Quels  moyens  sembleraient  pouvoir  être  adoptés  pour 
atteindre  d’une  manière  effective  le  recel  et  les  receleurs  habi- 
tuels ? 

Denn  was  der  Kongress  zur  Bekämpfung  der  Hehlerei  empfiehlt: 

t°  D'édicter  à l'egard  de  certaines  professions,  telles  que 
celles  de  banquiers  ou  changeurs,  bijoutiers  et  brocanteurs,  des 
dispositions  réglementaires  destinées  à prévenir  le  recel; 

2°  de  faire  du  recel  non  un  cas  de  complicité,  mais  un 
délit  spécial; 

3°  d’établir  une  aggravation  progressive  des  peines  pour 
la  récidive  en  cette  matière. 

das  ist  in  einer  Reihe  von  Kantonen  bereits  durchgeführt,  und 
es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das  eidgenössische  Straf- 
gesetzbuch diesen  Gesetzgebungen  folgen  soll. 

Das  Hauptaugenmerk  ist  auf  die  Feberwachung  der  Gewerbe  zu 
richten,  welche  am  leichtesten  in  der  Lage  sind,  gestohlene  und  über- 
haupt rechtswidrig  erlangte  Gegenstände  an  sich  zu  bringen,  also 
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Pfandleihanstalten,  Trödler,  Gold-  und  Silberarbeiter.  Folgende  Kan- 
tone haben  hierauf  bezügliche  Gesetze  erlassen: 

1.  Genf.  Règlement  de  police  sur  les  fripiers  et  les  prêteurs  sur 
gage,  23.  Februar  1880. 

2.  Zürich.  Gesetz  betreffend  die  Gewerbe  der  Pfandleiher,  Feil- 
triiger  und  Gelddarleiher,  21.  Mai  1882. 

3.  Baselstadt.  Gesetz  über  das  Hausirwesen,  13.  November  1882. 

4.  Neuenbürg.  Loi  sur  les  prêteurs  sur  gage  et  les  fripiers, 
15.  Februar  1883. 

5.  Schaffhausen.  Verordnungen,  die  Pfand-,  Leih-  und  Kückkaufs- 
anstalten  betreffend,  15.  Februar  1883. 

0.  St.  Gallen.  Gesetz  betreffend  Mobiliarleihgeschiifto,  21.  Mai  1884. 

7.  Thurgau.  Gesetz  betreffend  die  Pfandleihaustalteu,  22.  Sep- 
tember 1885. 

8.  Bern.  Gesetz  betreffend  den  Gewerbebetrieb  der  Gelddarleiher, 
Darlehnsvermittler,  Pfandleiher  und  Trödler,  sowie  betreffend 
den  Wucher,  25.  Februar  1888. 

Als  besonderes  Delikt  unter  Hervorhebung  der  gewerbsmässigen 
Begehung  wird  die  Hehlerei  behandelt  in  den  Strafgesetzbüchern 
von  Waadt  299 — 301,  Luzern  101,  Bern  217,  41,  Freiburg  253, 
Zürich  178  — 180,  Basel  157,  Tessin  174 — 175,  Zug  124,  Appenzell 
119,  Solothurn  153  und  im  Neueuburger  Entwurf  381 — 383. 

Vgl.  meine  Zusammenstellung  Seite  7ü5 — 709. 

II.  Spezialfragen,  die  sich  indirekt  auf  das  Strafrecht 

beziehen. 

Die  Fragen  betreffend  die  Terminologie  in  Auslieferungsver- 
trägen und  betreffend  die  GefnUgnisswissenschaft  als  Lehrfach  (Nr. 
1 und  3)  beziehen  sich  nicht  auf  das  Strafrecht  im  engeren  Sinne, 
sie  stehen  aber  mit  demselben  mittelbar  in  Zusammenhang,  sie  be- 
treffen Einzelheiten,  denen  eine  Bedeutung  nicht  abgesprochen 
werden  kann. 

1.  Die  Fachmänner,  welche  die  B’rage  behandeln,  wie  eine 
glcichmässige  Bezeichnung  der  Auslieferungsdclikte  in  den  verschie- 
denen Staaten  zu  erreichen  sei,  Spasowitz  (Petersburg),  Lammasch 
(Wien),  Starke  (Berlin),  Laeointa  (Paris),  Reynaud  (Paris),  stimmen 
alle  darin  überein,  eine  gleichmässigc  Bezeichnung  der  Auslieferungs- 
delikte sei  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  nicht 
zu  erreichen,  denn  nicht  nur  bestehen  in  den  verschiedenen  Staaten 
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nicht  dieselben  ßezcickungen,  sondern  es  wird  unter  derselben  Be- 
zeichnung in  verschiedenen  Staaten  ganz  Verschiedenes  verstanden. 
Diese  übereinstimmende  Uoborzeugung  hat  in  der  ersten  These  des 
Kongressbesehlusses  Ausdruck  gefunden: 

1°  Les  traités  d' extradition  étant  dans  une  étroite  dépen- 
dance des  législations  pénales  particulières  des  différents  pays , 
et  ces  législations  étant  encore  au  temps  présent  irréductibles 
à un  seul  type  quelconque , il  serait  inutile  de  tenter  d’introduire 
maintenant  dans  les  conventions  internationales  des  dénomi- 
nations des  faits  délictueux  uniformes  pour  des  définitions  de 
ces  faits  qui  ne  peuvent  être  identiques. 

Es  wurde  aber  in  Erwägung  gezogen,  ob  nicht  durch  Elimi- 
nation die  Schwierigkeit  umgangen  werden  könne.  Falls  nämlich 
die  Auslieferung  zur  Regel,  die  Nichtauslieferung  zur  Ausnahme 
wird,  so  möchte  es  genügen,  die  Delikte  zu  nennen,  welche  von  der 
Auslieferung  ausgenommen  werden. 

Dieser  öedanke  fand  in  den  Beschlüssen  2 und  3 Berück- 
sichtigung: 

2a  fl  serait  à désirer  que  les  législations  pénales  particu- 
lières adoptent  le  principe  de  l’extradition  connue  règle  générale, 
avec  toutes  les  réserves  par  lesquelles  chaque  Etat  trouverait 
nécessaire  de  le  restreindre. 

3"  L’exception  tendant  à devenir  la  règle,  si  l’extradition 
était  adoptée  en  principe  par  les  législations  particulières,  les 
conventions  internationales  sur  l’extradition  pourraient  changer 
de  procédé  et,  au  lieu  de  l’énumération  des  faits  délictueux  ame- 
nant l’extradition,  elles  pourraient  contenir  l’énumération  des 
faits  délictueux  auxquels  l’extradition  ne  pourrait  pas  être 
accordée. 

Allein  Lammasch  bat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  auch 
bei  diesem  Verfahren  die  Schwierigkeit  fort  bestehe,  indem  es  nicht 
möglich  sei,  die  geringfügigen  Vergehungen  so  zu  bezeichnen,  dass 
die  Bezeichnung  in  allen  Ländern  den  nämlichen  Sinn  hätte.  So 
fällt  z.  B.  in  Frankreich  das  Duell  unter  den  Begriff  meurtre,  und 
wenn  die  Delikte,  welche  eine  Freiheitsstrafe  von  (i  Monaten  nach 
sich  ziehen,  ausgeschlossen  würden,  so  müsste  Frankreich  den  Duel- 
lanten ausliefern,  während  dies  der  Natur  der  Sache  nicht  entspricht. 

Wenn  alle  Begutachtenden  die  Frage  im  gegenwärtigen  Zeit- 
punkte nicht  für  lösbar  halten,  so  sind  dagegen  hinsichtlich  der 
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Lösbarkeit  des  Problèmes  in  der  Zukunft  verschiedene  Ansichten 
gefiussert  worden.  Spasowitz,  Starke  und  Lammasch  erklären  die 
Frage  schlechtweg  als  unlösbar.  Die  beiden  Franzosen  Lacoiuta  und 
Reynaud  dagegen  hollen,  es  werde  möglich  soin,  das  Ziel  auf  dem 
Wege  internationaler  Verständigung  zu  erreichen. 

In  der  allgemeinen  Versammlung  setzte  Reynaud  folgenden 
Zusatz  zu  dem  Beschlüsse  der  Sektion  durch: 

Le  Congrès  émet  le  vœu  qu’une  étude  soit  fuite  d’un  com- 
mun accord  entre  les  criminalistes  des  divers  pays,  eu  vue  de 
donner  une  même  dénomination  précise  aux  infractions  à la 
loi  pénale  qui  pourraient  être  l’objet  d’extradition. 

Die  Sektion  hatte  sich  mit  4!)  gegen  37  Stimmen  gegen  einen 
solchen  Zusatz  ausgesprochen  und  mit  gutem  Grunde.  Denn  das 
Bemühen,  für  die  Auslieferungsdelikte  die  nämliche  Bezeichnung 
zu  finden,  wird  erst  dann  von  Erfolg  gekrönt  sein,  wenn  die  That- 
bestände  der  Delikte  nach  allen  Gesetzgebungen  die  nämlichen  sind. 
Dies  wird  dann  geschehen,  wenn  die  Staaten  ein  gemeinsames  Straf- 
gesetzbuch aufgestellt  haben  werden. 

Beachtenswert!!  ist  Lammasch’s  Vorschlag,  es  solle  in  den  Aus- 
lieferuugs vertragen  ein  doppelter  Katalog  aufgestellt  werden,  in 
welchem  die  Ausliefcrungsdelikte  auf  Grund  der  Gesetzgebung  eines 
jeden  Staates  bezeichnet  wiirdeu.  Allein  gerade  für  die  Schweiz 
lässt  sich  dieser  Vorschlag  nicht  verwerthen,  so  lange  sie  eines  ein- 
heitlichen Strafgesetzbuches  crmaugclt.  Auch  für  das  im  Entwürfe 
vorliegende  Bundesgesetz  betreffend  die  Auslieferung  gegenüber  dem 
Auslande  kann  diese  Anregung  nicht  in  Betracht  fallen.  Für  Staaten, 
welche  beidseitig  eine  einheitliche  Strafgesetzgebung  besitzen,  dürfte 
sieh  dieses  Verfahren  dagegen  empfehlen,  und  es  fallen  hier  die 
Einwendungen  weg,  welche  gegen  eine  Aufzählung  der  nicht  aus- 
lieferuugspflichtigen  Delikte  erhoben  worden  sind. 

2.  Die  Gefängnisswisseuschaft  als  Lehrfach. 

Die  Frage,  ob  es  sich  empfehle,  Lehrvorträge  über  Gefangniss- 
wissenschaft  einzurichten,  und  wie  damit  die  Einführung  in  die  Praxis 
verbunden  werden  könne,  seldiigt  in  das  Gebiet  des  Unterrichtes 
und  der  Gefüngnissvcrwaltung  ein.  Gegen  die  Sätze,  welche  der 
Kongress  angenommen  hat,  lässt  sich  kaum  etwas  einwenden: 

/°  Le  Congrès  est  d'avis  que  l'enseignement  de  la  science 
criminelle  et  pénitentiaire  est  très  utile  et  très  à désirer  et  que 
l'étude  scientifique  de  l’application  des  peines  peut  facilement 
être  conciliée  avec  les  exigences  de  la  discipline  pénitentiaire. 
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2 0 II  émet  le  vœu  qu’une  chaire  de  la  science  pénitentiaire 
soit  créée  dans  les  Universités  des  différents  pays  et  que  l'ad- 
ministration pénitentiaire  fasse  des  facilités  nécessaires  pour 
soutenir  et  encourager  cette  étude. 

3°  Il  est  d’opinion  que  la  création  de  bibliothèques  de  science 
pénitentiaire  dans  les  établissements  pénitentiaires  et  à l'usage 
des  fonctionnaires  de  ces  établissements  est  à désirer. 

Sollte  die  Eidgenossenschaft  dazu  gelangen,  eine  eidgenössische 
Kechtsschuie  zu  errichten,  so  möchte  es  angezeigt  sein,  diese  Postu- 
late  in  gewissem  Umfange  zu  berücksichtigen  ’).  Doch  geht  es  zu 
weit,  wenn  die  (üetängniss Wissenschaft  als  selbstständige  Disziplin  auf- 
gestellt wird,  sie  bildet  vielmehr  einen  integrirenden  Theil  des  Straf- 
rechtes, was  nicht  hindert,  dass  dieser  Theil  in  einer  besonderen 
Vorlesung  behandelt  werde  2).  Mit  Hecht  wird  gegenwärtig  dem 
Strafvollzüge  auch  in  der  Wissenschaft  grosse  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet,  und  die  Zeit  ist  vorbei,  in  welcher  die  Analyse  der  straf- 
baren Handlungen  als  die  einzige  Aufgabe  des  Strafrechtes  ange- 
sehen wurde. 

III.  Die  praktischen  Gesetzgebungsfragen. 

/.  Die  Betrunkenheit. 

Zwei  Fragen  sind  zur  Diskussion  gestellt  worden: 
ft.  Ist  die  Betrunkenheit  als  delictum  sui  generis  strafbar? 
h.  Begründet  die  Trunkenheit  einen  Sehürfungs-  oder  einen 
Mildoruugsgrund? 

Ueber  diesen  Gegenstand  sind  dem  Kongress  nicht  weniger  als 
12  Gutachten,  so  von  von  Lilienthal,  Rohland,  Heinzc,  Bär  und 
Canonieo,  eingegangen,  welche  in  den  Akten  des  Kongresses  einen 
Umfang  von  nahezu  40U  S.  (S.  51 — 413)  einnehmen.  Das  Ergebniss 
der  sehr  lebhaften  Beratluingen  war,  soweit  das  Strafrecht  in  Frage 
kommt,  vorwiegend  ein  negatives.  Es  ist  dies  aber  gewiss  nicht  zu 
bedauern.  Denn  was  die  Bestrafung  der  Betrunkenheit  als  eigenes 
Delikt  anbelangt,  so  ist  zutreffend  ausgeführt  worden,  dass  die  Be- 

')  Der  Polizeidirektor  dos  Kantons  liera,  llrrr  Kegieruugsrath  Stoctmar, 
wird  if n Anschluss!!  an  die  Reorganisation  des  Gcfaugnisswesens  „die  Enifuhrnng 
von  Vorlesungen  ührr  (jrfuHgviiisuexen  an  der  juristischen  Fakultät  der  Hoch- 
schule“ beantragen.  Vgl.  Bericht  an  den  Itegiorungsrath  vom  Dezember  1800. 

’)  Daher  erwähnt  Meiti  in  seinem  Gutachten  und  Gesetzesvorschlag  betreffend 
Errichtung  einer  Eidgenössischen  Hochschule  das  Gefängnisswesen  nicht  itesonders. 
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straiung  der  Betrunkenheit  schlechtweg  ganz  unausführbar  wäre. 
Dagegen  herrschte  allgemeines  Einverständnis«  darüber,  dass  der- 
jenige, welcher  durch  seine  Betrunkenheit  die  öffentliche  Ruhe  oder 
die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet,  einer  Bestrafung  unterliegen 
müsse.  Das  Delikt  würde  eine  Uebertretung  darstellen. 

Dem  entspricht  These  1 des  Beschlusses: 

L'état  d'ivresse  considéré  en  lui-même  ne  saurait  constituer 
un  délit;  il  ne  donne  lieu  à la  répression  que  dans  le  cas  oit 
il  se  manifeste  publiquement  dans  des  conditions  dangereuses 
pour  la  sécurité  ou  par  des  actes  de  nature  à produire  un 
scandale,  à troubler  la  tranquillité  et  l'ordre  public. 

Ausserdem  hielt  man  es  für  geboten,  die  Wirthe,  welche  Be- 
trunkenen geistige  Getränke  verabreichen,  zu  bestrafen;  solche  Be- 
stimmungen finden  sich  schon  in  den  meisten  schweizerischen  Ge- 
setzen, mit  Recht  wird  auch  die  Verabreichung  von  geistigen  Ge- 
tränken an  Kinder  unter  Strafe  gestellt. 

3°  il  est  urgent  de  rendre  les  propriétaires  de  débits  de  vin 
et  de  spiritueux  pénalement  responsables  pour  débit  de  liqueurs 
fortes  à des  individus  manifestement  ivres. 

Ebenso  verdient  die  Lösung  der  zweiten  Frage  rückhaltlose 
Zustimmung: 

En  cas  d'infraction  pénale  commise  en  état  d'ivresse, 

/"  L’état  d'ivresse  non  complète  ne  peut  en  aucun  cas 
exclure  la  responsabilité:  comme  circonstance  ayant  influence  sur 
la  mesure  de  la  peine,  cet  état  ne  peut  être  défini  par  le  légis- 
lateur ni  comme  circonstance  atténuante  ni  comme  circonstance 
aggravante,  mais  son  influence  sur  cette  mesure  dépend  des 
circonstances  de  chaque  cas  particulier. 

2°  L’état  d’ivresse  complète  exclut  la  responsabilité  en 
principe,  à l’exception  toutefois  des  cas  suivants: 

a.  quand  l'ivresse  constitue  par  elle-même  une  infraction 
pénale,  et 

b.  des  cas  des  actiones  libérer  in  causa,  quand  l'auteur 
s'enivre  sachant  qu’en  état  d’ébriété  il  doit  ou  peut  commettre 
une  infraction  criminelle:  dans  le  premier  cas,  il  se  rend  res- 
ponsable d’un  délit  commis  avec  préméditation,  dans  le  second, 
d'un  délit  commis  par  négligence. 

Diese  Lösung  der  Frage  eignet  sich  jedoch  nicht  zu  besonderer 
gesetzgeberischer  Verwerthung.  Der  Zustand  vollständiger  Trunken- 

Zeiuchr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  3 
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heit  würde  als  Zustand  der  Bewusstlosigkeit  Unzurechnungsfähigkeit 
begründen.  Die  Behandlung  der  Trunkenheit  als  actio  libéra  in  causa 
folgt  aus  der  Natur  der  Bache. 

Die  grösste  Beachtung  verdient  These  2: 

2°  On  ne  saurait  nier  V utilité  de  dispositions  législatives 
établissant  des  mesures  coercitives,  telles  que  l’internement 
dans  un  hospice  ou  une  maison  de  travail,  à l'égard  des  indi- 
vidus habituellement  adonnés  à l’ivrcxjnerie,  qui  viendraient  à 
être  à la  charge  de  l’assistance  ou  bienfaisance  publique,  qui  se 
livreraient  à la  mendicité  ou  qui  deviendraient  dangereux  pour 
eux-mêmes  on  pour  autrui. 

Dieses  Postulat  ist  in  der  Schweiz  insoweit  in  den  meisten 
Kantonen  durchge führt,  als  diejenigen,  welche  ihre  Familien  in  Folge 
Trunksucht  vernachlässigen,  in  Arbeitsanstalten  versetzt  werden 
können.  Vgl.  meine  Zusammenstellung  Beite  141 — 152.  Dagegen 
kommt  dem  schweizerischen  Richter  meines  Wissens  noch  nirgends 
das  Recht  zu,  Gewohnheitstrinker  in  Trinkerheilanstalten  zu  ver- 
weisen. Der  schweizerische  Verein  für  Btraf-  und  Gefiingnisswesen 
wird  jedoch  die  Frage,  wie  die  Versetzung  in  eine  Trinkerheilan- 
stalt gesetzlich  zu  regeln  sei,  in  seiner  nächsten  Jahresversammlung 
im  Herbst  18‘J1  zu  Basel  berathen. 

Die  Versetzung  in  eine  Trinkerheilanstalt  sollte  sowohl  auf 
administrativem  Wege  als  gerichtlich  erfolgen  können  gegen  den- 
jenigen, welcher  sich  gewohnheitsmässig  betrinkt.  Die  Intcrnirung 
in  ein  Trinkerasyl  sollte  neben  der  Btrafe  und  an  Btelle  der  Strafe 
eintreten  können.  Die  Annahme,  der  Alkoholismus  lasse  sich  auch  in 
gewöhnlichen  Btraf-  und  Arbeitsanstalten  heilen,  ist  irrthümlich,  die 
Heilung  erfordert  eine  systematische  ärztliche  Behandlung.  Arbeits- 
zwang  ist  dabei  nicht  nur  nicht  ausgeschlossen,  sondern  es  bildet 
derselbe  einen  Theil,  aber  auch  nur  einen  Theii  der  Behandlung. 

Im  Hinblick  auf  die  Bedeutung,  welche  den  Trinkerasylen  als 
Mittel  der  Prävention  gegen  Verbrechen  und  gleichzeitig  als  wirksame 
Repression  zukommt,  sei  die  Anregung  und  die  Bitte  gestattet,  es 
möchte  der  Bundesrath  die  Gründung  von  Trinkerheilanstalten  nach 
Kräften  fördern.  Solche  bestehen  zur  Zeit  in  Ellikon  a.  d.  Thur,  in 
Trélex,  Kt.  Waadt,  und,  jedoch  nicht  im  strongon  Sinne,  auf  C'hri- 
schona  in  Basel,  dort  werden  nämlich  nicht  ausschliesslich  Trinker 
aufgenommen.  Im  Kanton  Bern  steht  die  Eröffnung  einer  Anstalt 
auf  der  Nüchteren  in  Kirchlinduch  bei  Bern  unmittelbar  bevor. 
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Noch  erfreulicher  wäre  es,  wenn  die  Eidgenossenschaft  sich  die 
Aufgabe  stellen  würde,  aus  eigener  Initiative  solche  Asyle  in’s  Leben 
zu  rufen.  Sie  würde  damit  den  mit  dem  Alkoholgesetz  aufgenom- 
rnenen  staatlichen  Kampf  gegen  «lie  Trunksucht  in  wirksamer  Weise 
fortsetzen  können. 

2.  Verweis  und  bedingte  Verurtheilung. 

Ueber  die  Frage,  ob  der  Verweis  und  die  sogenannte  bedingte 
Verurtheilung  in  das  Strafensystem  einzufuhren  seien,  sind  1 1 Gut- 
achten erstattet  worden,  und  zwar  sowohl  für  als  gegen. 

Die  Frage  war  so  gestellt: 

4°  Pour  quel  retire  d' infractions  à la  loi  pénale,  sous 
quelles  conditions  et  dans  quelle  mesure  conviendrait-il  d'ad- 
mettre dans  la  législation: 

a.  Le  système  des  admonitions  ou  remontrances  adressées 
par  le  juge  à l'auteur  des  faits  reprochés  et  tenant  lieu  de  toute 
condamnation  ? 

b.  Le  mode  de  suspension  d'une  peine,  soit  d'amende,  soit 
d’emprisonnement  ou  toute  autre  que  le  juge  prononce,  mais 
qu’il  déclare  ne  devoir  pas  être  appliquée  an  coupable,  tant 
qu’il  n'aura  pas  encouru  de  condamnation  nouvelle? 

Es  handelt  sich  darum,  grundsätzlich  zu  entscheiden,  ob  Ver- 
weis und  bedingte  Verurtheilung  in  die  Gesetzgebung  eingeführt 
werden  sollen.  Statt  nun  die  Frage  grundsätzlich  zu  stellen,  wurde 
in  der  Sektion  nach  folgendem  Schema  abgestimmt  (das  Resultat 
der  Abstimmung  wird  bei  jeder  Frage  beige  fügt)  : 

Les  défauts  qui  sont  attribués  aux  courtes  peines  d'em- 
prisonnement peuvent-ils  être  écartés  en  réformant  l’exécution 
de  ces  peines? 

Bejaht  mit  34  gegen  15  Stimmen. 

2°  Si  ces  défauts  ne  sauraient  être  écartés  par  le  moyen 
signalé,  ne  peuvent-elles  pas  être  utilement  remplacées: 

a.  Par  l’admonition?  (29  Nein,  24  Ja.) 

b.  Par  la  condamnation  conditionnelle?  (31  Ja,  22  Nein.) 

3°  La  condamnation  conditionnelle  est-elle  admissible  : 

a.  Pour  délits?  (28  Nein,  22  Ja.) 

b.  Pour  les  contraventions?  (29  Ja,  20  Nein.) 

4°  Dans  la  définition  des  actes  criminels  qui  devraient  être 
châtiés  par  la  condamnation  conditionnelle,  ne  faut-il  pas  que 
le  législateur  ait  en  vue  les  intérêts  de  la  sécurité  sociale,  ceux 
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de  la  partie  lésée,  de  même  que  la  conscience  publique  d'une 
rétribution  méritée  pour  toute  action  attentant  à l’ordre  légal? 
(31  Ja,  23  Nein.) 

Diese»  Ergebnis*  erregte  allgemeines  Erstaunen.  Nach  der  He* 
juhung  der  ersten  Frage  schien  eine  Verneinung  der  zweiten  Frage 
selbstverständlich;  wenn  aber  die  kurzzeitige  Freiheitsstrafe  durch 
die  bedingte  Yerurtheilung  oder  besser  durch  den  bedingten  Straf- 
erlass ersetzt  werden  soll,  so  kann  dieses  Surrogat  doch  vorwiegend 
nur  bei  den  mit  Freiheitsstrafe  bedrohten  Vergehen  und  nicht  bei 
den  regelmässig  mit  Geldstrafe  bedrohten  Uebertretungen  Anwen- 
dung finden.  Pie  Verwirrung,  von  welcher  dieses  Resultat  Zeugnis* 
ablegt,  ist  dem  mangelhaften  Abstimmungs|dan  und  einem  unzweek- 
mässigen  Abstintniuugstnodus  zuzuschreiben. 

So  lässt  es  sich  erklären,  dass  der  Vorsitzende  der  Sektion, 
Professor  Pols,  in  der  allgemeinen  Versammlung  selbst  beantragte, 
die  Entscheidung  dieser  Frage  einem  folgenden  Kongresse  vorzu- 
hchalt.cn,  und  dass  dieser  Antrag  angenommen  wurde. 

Remerkensworth  ist,  dass  nicht  nur  die  Freunde,  sondern 
auch  die  Gegner  der  beiden  Strafsurrogate  in  der  Yerurtheilung 
der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe,  wie  sie  gegenwärtig  besteht,  einig 
gehen.  Gerügt  wird  es  namentlich,  dass  die  kurzzeitige  Freiheits- 
strafe in  Gemeinschaft  und  ohne  Arbeit  verbüsst  wird.  Dieses 
müssiggängerisehe  Zusammensein  dient  dem  Zweck  der  Strafe  in 
keiner  Weise,  vielmehr  wirkt  es  im  höchsten  Grade  verderblich 
und  schädlich. 

Die  Meinungen  gehen  aber  darüber  auseinander,  ob  die  kurz- 
zeitige Freiheitsstrafe  durch  Einführung  von  Einzelhaft  und  Arbeits- 
zwang zu  refortniren  ist,  oder  ob  es  geboten  sei,  die  kurzzeitige 
Freiheitsstrafe  durch  andere  Strafmittel,  insbesondere  durch  Ver- 
weis und  bedingten  Straferlass,  zu  ersetzen. 

Was  den  Verweis  anbelangt,  so  wird  von  Niemand  in  Zweifel 
gezogen,  dass  derselbe  nur  ausnahmsweise  und  vorwiegend  gegen 
jugendliche  Personen  Anwendung  finden  kann.  Die  kantonalen 
Gesetzgebungen,  welche  dieses  Strafmittel  kennen,  Waadt,  Obwalden, 
Freiburg,  Basel,  Appenzell  und  Neuenburg  Entwurf,  verwenden  es 
beinahe  ausschliesslich  gegen  Personell  unter  13  Jahren. 

In  weiterem  Umfang  gelangt  der  Verweis  im  neuen  italienischen 
Strafgesetzbuche  zur  Geltung:  „Art.  20.  Uebersteigt  die  vom  Ge- 
setz bestimmte  Strafe  nicht  einen  Monat  Gefängnis«  oder  Haft,  drei 
Monate  Eingrenzung  oder  dreihundert  Lire  Geldstrafe,  so  kann  der 
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Richter,  wenn  mildernde  Umstände  vorliegen  und  der  Schuldige 
nie  wegen  eines  Verbrechens,  noch  wogen  einer  Uebertretung  mit 
schwererer  Strafe  als  einem  Monat  Haft  bestraft  worden  ist,  er- 
klären, dass  au  Stelle  der  von  ihm  ausgesprochenen  Strafe  richter- 
licher Verweis  tritt.“ 

Allein  es  wird  sich  fragen,  ob  der  Richter  von  dieser  Befug- 
niss,  die  Freiheitsstrafe  in  Verweis  umzuwaudeln,  häufig  Gebrauch 
machen  wird.  Jedenfalls  ist  es  nicht  möglich,  durch  Einführung  des 
Verweises  die  Frequenz  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  sehr  erheb- 
lich zu  beeinflussen,  dagegen  gewährt  eine  solche  Bestimmung  dem 
Richter  eine  für  einzelne  Fälle  sehr  erwünschte  Möglichkeit,  die 
Strenge  des  Rechtes  mit  der  Milde  der  Gnade  zu  vereinigen  und 
da,  wo  die  Freiheitsstrafe  von  einem  höheren  Gesichtspunkte  aus 
nicht  als  angoraessou  erscheint,  eine  Strafe  zu  wählen,  welche  die 
Nachtheile  der  Freiheitsstrafe  vermeidet. 

Die  bedingte  Verurtheilung  sollte  bedingter  Straferlass  genannt 
werden;  denn  es  wird  vorgeschlagen,  den  Schuldigen  in  gewissen 
Fällen  zwar  zu  verurtheilen,  ihm  nbor  gleichzeitig  die  Strafe  zu 
erlassen,  sofern  er  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  neuer- 
dings deliuquirt.  Dabei  wird  erwartet,  dass  die  Auferlegung  dieser 
Bedingung  den  Verurtheilteu  bestimme,  sich  in  der  Folge  gut  zu 
führen  und  eine  weitere  Verurtheilung  zu  vermeiden.  Die  grund- 
sätzlichen Einwendungen  gegen  diese  Neuerung  erscheinen  zum  ge- 
ringsten Tlieile  richtig.  Einmal  ist  die  Strafe  nicht  etwas  Absolutes, 
mit  Nothwendigkeit  auf  das  Verbrechen  Folgendes,  sondern  sie 
dient  wesentlich  der  Aufgabe  des  Staates,  sich  und  der  Gesellschaft 
Schutz  zu  gewähren.  Erweist  es  sieh  daher  als  zweckmässig,  iu  ge- 
wissem Fällen,  namentlich  im  ersten  Deliktsfalle,  von  der  Vollstreckung 
der  gesetzlich  bestimmten  Srrafe  abzuscheu,  so  steht  dem  ein  abso- 
luter Charakter  der  Strafe  nicht  entgegen. 

Das  staatsrechtliche  Bedenken,  es  werde  dem  Richter  dadurch 
ein  Begnadigungsrecht  übertragen,  das  nur  dem  Souverän  zustehe, 
mag  für  Monarchien  nicht  ganz  ohne  Bedeutung  sein,  in  der  Demo- 
kratie fällt  dasselbe  weniger  iu  Betracht.  Das  Begnadigungsrecht 
wird  ja  in  der  Schweiz  höchst  selten  von  der  mit  den  Attributen 
der  Souveränität  ausgestatteten  Volksversammlung,  sondern  meistens 
von  kleineren  Kollegien  ausgeübt.  Nach  einigen  kantonalen  Straf- 
rechten steht  dem  Richter  schon  jetzt  das  Recht  zu,  ausnahmsweise 
einem  Schuldigen  die  Strafe  bedingungslos  zu  erlassen,  wenn  be- 
deutende Milderungsgründe  vorliegeu.  (Vgl.  Graubündeu,  St.  G.  B., 
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50,  Basel,  P.  St.  G.,  16,  Zug,  St.  G.,  33,  meine  Zusammenstel- 
lung S.  271  und  272.)  Umsomehr  erscheint  es  statthaft,  die  Strafe 
unter  einer  Bedingung  zu  erlassen. 

Damit  ist  nun  freilich  die  Zweckmässigkeit  der  Massnahme  vom  ge- 
setzgebungspolitischen Standpunkte  aus  noch  keineswegs  nachgewiesen. 
Die  Befürchtung,  es  möchte  bei  häutiger  Anwendung  des  bedingten 
Straferlasses  der  Eindruck,  den  die  Strafe  im  Allgemeinen  bei  einem 
Volke  hervorruft,  abgeschwächt  und  das,  was  man  unter  General- 
priivention  versteht,  beeinträchtigt  werden,  mag  nicht  ganz  grund- 
los sein.  Auch  ist  zuzugeben,  dass  das  Experiment,  welchem  der 
Schuldige  unterworfen  wird,  psychologisch  besser  fundirt  wäre,  wenn, 
wie  in  Amerika,  das  Vorleben  des  Delinquenten  sorgfältig  erforscht 
und  ihm  hülfreich  die  Hand  gereicht  würde.  Die  bureaukratisehen 
Formen  unserer  Strafjustiz  sind  daher  der  Neuerung  nicht  eben 
günstig.  Doch  hat  Belgien,  wie  es  scheint,  mit  dem  System  sehr  gute 
Erfolge  erzielt.  Da  der  Neuenburger  Entwurf  die  condamnation  con- 
ditionnelle für  Diebstahl,  Unterschlagung  und  Betrug  in  Art.  390 
einführt,  so  wird  sich  Gelegenheit  darbieten,  die  Wirksamkeit  der 
Massnahme  auch  auf  schweizerischem  Gebiete  zu  beobachten. 

Unter  allen  Umständen  gehen  diejenigen  zu  weit,  welche  von 
der  Einführung  des  bedingten  Straferlasses  die  gänzliche  Beseitigung 
der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  erwarten.  Würde  wirklich  die  Strafe 
so  oft  bedingt  erlassen,  dass  in  allen  auderen  Fällen  eiue  längere 
Freiheitsstrafe  geboten  wäre,  so  möchte  dem  Staate  der  Vorwurf 
schwächlicher  Nachsicht  nicht  erspart  bleiben.  Der  Natur  der  Sache 
nach  wird  der  bedingte  Straferlass  wie  die  Begnadigung  eine  ver- 
hältuissmiissig  seltene  Ausnahme  bleiben  müssen,  sofern  wenig- 
stens in  Bezug  auf  die  Jugendlichen  die  Auflassung  Billigung  findet, 
welche  eingehend  dargelegt  werden  wird.  Es  wird  daher  dem  eid- 
genössischen Strafgesetzgeber  die  Aufgabe  einer  Reform  der  kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafe  ohne  Zweifel  zufallen.  Arbeit  und  Isolirung 
heissen  die  Zielpunkte  der  Reform. 

Allein  wenn  die  Reform  der  Freiheitsstrafe  nicht  nur  in  Form 
einer  Gesetzesbestimmung  anerkannt,  sondern  praktisch  durchge- 
führt werden  soll,  so  müssen  die  Gefängnisse  so  eingerichtet  werden, 
dass  die  zu  kurzer  llaft  Yerurtheilten  isolirt  und  zur  Arbeit  ange- 
halten werden  können.  Zur  \ orbereitung  der  hier  erforderlichen 
Arbeiten  erscheint  es  angezeigt,  schon  jetzt  deu  genauen  Bestand 
der  Gefängnisse  der  Schweiz  in  personeller  und  räumlicher  Hin- 
sicht aufzunehmen.  Hiezu  bildet  die  vom  eidgenössischen  statistischen 
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Bureau  unternommene  Gefängnissstatistik  einen  werthvollen  Anfang, 
allein  dieselbe  genügt  für  den  Gesetzgebungszwcck  nicht.  Wenn  es 
nicht  gelingen  solltrs,  mit  dem  materiellen  Strafrecht  auch  den  Straf- 
vollzug einheitlich  zu  gestalten,  so  wird  doch  eine  eidgenössische 
Oberaufsicht  über  das  Gefiingniss wesen  der  Kantone  nicht  zu  ent- 
behren sein.  Das  Amt  eines  eidgenössischen  Gcfnngnissinspektors 
wird  sich  als  nothweudig  erweisen. 

3.  Die  Behandlung  der  Kinder. 

Die  fünfte  und  siebente  Frage  beschäftigen  sich  mit  der  Be- 
handlung der  Kinder,  sowohl  vom  Standpunkte  der  Prävention  aus 
als  mit  Bezug  auf  die  Repression.  Wenn  Repressiou  und  Prävention 
vielfach  ineinander  übergehen,  so  geschieht  dies  namentlich  da,  wo 
es  sieh  um  Jugendliche  handelt.  In  der  neuesten  Zeit  tritt  das  Be- 
streben hervor,  die  Repression  gegen  Kinder  möglichst  zu  Gunsten  der 
Prävention  einzuschränken.  Als  Frucht  einer  langjährigen  Erfahrung 
hat  der  französische  Senator,  Théophile  Roussel,  den  Satz  aufgestellt  : 

Si  ion  veut  arrêter  les  progrès  du  crime  particulièrement 
chez  les  mineurs,  il  est  moins  important  d'améliorer  le  régime 
pénitentiaire  pour  les  jeunes  détenus  que  d'organiser  sur  le 
terrain  de  l'assistance  la  protection  légale  et  l’éducation  morale 
et  professionnelle  des  enfants  abandonnés,  délaissés  et  maltraités. 

Diese  Tendenz  fand  einen  Ausdruck  in  der  Antwort  des  Kon- 
gresses auf  die  fünfte  Frage: 

Par  quelle  autorité  doit-il  être  statué  sur  le  sort  des  en- 
fants coupables  de  fautes  ou  infractions? 

Et  sur  quels  éléments  et  d’après  quels  principes  doit-il  être 
décidé  si  ces  Jantes  ou  infractions  doivent  entraîner: 

a.  Soit  une  condamnation  pénale  et  l'incarcération  dans  un 
établissement  pénitentiaire  proprement  dit? 

b.  Soit  le  placement  dans  un  établissement  de  correction 
spécial  pour  l'enfant  vicieux  ou  indiscipliné? 

c.  Soit  l'envoi  dans  un  établissement  d'éducation  destiné 
aux  pupilles  placés  sous  la  tutelle  de  l'autorité  publique  ? 

L’dge  des  enfants  doit-il  être  le  seul  élément  il  considérer 
pour  opérer  ce  partage  et  déterminer  les  décisions  et  dans  quelles 
conditions  le  serait-il? 

In  der  Sektion  wurde  nämlich  über  folgende  Punkte  ein  Ein- 
verstäudniss  erzielt: 
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1°  //  serait  nécessaire  de  supprimer  les  questions  de  cul- 
pabilité et  de  discernement  par  rapport  aux  enfants,  c'est-à-dire 
aux  individus  qui  n'ont  pas  atteint  l’Age  de  16  ans  et  de  les 
remplacer  par  les  questions  suivantes: 

L'cnJ'ant  a-t-il  besoin  d'une  tutelle  de  l’autorité  publique? 
A-t-il  besoin  d'une  simple  éducation  ou  d’un  régime,  correctionnel  ? 

■ 2 ° Le  choix  des  mesures  à prendre  doit  être  déterminé  par 
les  mobiles  qui  ont  porté  l'enfant  à commettre  l’infraction,  et  la 
gravité  de  celle-ci  par  le  degré  de  sou  développement  intellec- 
tuel, par  le  milieu  dans  lequel  il  a été  élevé,  par  ses  anté- 
cédents ou  son  caractère.  L'ilgc  de  V enfant  est  aussi  d’une  grande 
importance,  comme  indice  de  l'état  moral  de  l'enfant. 

3 ° Le  tribunal  statue  sur  les  infractions  commises  par  les 
mineurs  de  12  à 20  ans.  Il  doit  avoir  la  plus  grande  latitude 
pour  prononcer  la  peine,  lorsque  le  mineur  est  reconnu  cou- 
pable, depuis  la  simple  réprimande  jusqu'à  la  peine  ordinaire 
prévue  pour  le  fait  incriminé. 

Allerdings  bestätigte  die  allgemeine  Versammlung  diese  Auffassung 
der  Sektion  uielit,  vielmehr  wurde  die  Entscheidung  einem  späteren 
Kongresse  überlassen.  Dagegen  hat  sieh  die  internationale  krimina- 
listische Vereinigung  in  Bern  im  nämlichen  Sinne  ausgesprochen  und 
der  Berichterstatter  schliesst  sich  dieser  Auffassung  vollkommen  an. 
Hier  ist  eine  der  von  der  Gesetzgebung» Wissenschaft  befürworteten 
Neuerungen,  welche  das  eidgenössische  Strafgesetzbuch  einführen  soll. 
Freilich  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  dns  Hauptgewicht  weniger 
darauf  zu  legen  ist,  dass  Kinder  bis  zum  zurückgelegten  l(f.  Alters- 
jahre nicht  strafbar  sind,  als  auf  die  Massnahmen  betreffend  Vor- 
mundschaft und  Erziehung.  Mit  dem  Inkrafttreten  einer  solchen 
Bestimmung  tritt  auch  hier  eiue  wichtige  Aufgabe  an  den  Bund 
heran,  die  Zwangserziehung  der  verbrecherischen  Jugend.  Auf  kan- 
tonalem Boden  wird  die  Wichtigkeit  dieser  Aufgabe  in  neuerer 
Zeit  mehr  und  mehr  erkannt.  Neben  den  von  der  schweizerischen 
gemeinnützigen  Gesellschaft  gegründeten  Hettungsanstalten  Büchtelcu 
und  Sonnenberg  bestehen  mehrere  kantonale  Anstalten  ’),  eine  inter- 
kantonale Anstalt  wird  von  den  Kantonen  Luzern,  Solothurn,  Basel- 
Stadt,  Neuenburg,  Genf,  Schaffhausen,  Appenzell  A.-Kh.  und  Zug 
geplant.  Aargau  wird  die  Festung  Aarburg  als  Zwangserziehungs- 
anslalt  einrichten. 

')  Yergl.  die  interessante  Zusammenstellung,  welche  Dr.  Guillaume  für  den 
St.  Petersburger  Kongress  ausgearbeitet  hat. 
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Der  Bundesrath  liât  zwar  die  Bedeutung  der  Frage  schon  längst 
anerkannt,  indem  er  im  Januar  1803  eine  internationale  Konferenz 
veranstaltete;  eine  zweite  von  dem  eidgenössischen  Departement  des 
Innern  einberufene  Konferenz  fand  im  September  1875  statt  und 
diese  setzte  eine  Kommission  ein.  Das  eidgenössische  Justizdeparte- 
ment versammelte  die  Kommission  im  Jahre  1879,  allein  das  Er- 
gebnis der  Berathungen  war  ein  negatives,  indem  man  sieh  über- 
zeugen zu  müssen  glaubte,  es  werde  der  Konkordatsweg  nicht  zum 
Ziele  führen.  Seither  hat  sieh  der  Bund  mit  dieser  Frage  meines 
Wissens  nicht  mehr  befasst.  Allein  es  ist  dringend  geboten,  dass 
der  Bundesrath  seine  Aufmerksamkeit  neuerdings  diesem  stiefmütter- 
lich behandelten  Gebiete  zuwende.  Der  Anfang  sollte  auch  hier  mit 
einer  statistischen  Aufnahme  gemacht  werden.  Es  wäre  die  Zahl 
und  die  Art  der  von  Jugendlichen  begangenen  Verbrechen  festzu- 
stellen und  zu  ermitteln,  welche  Massnahmen  im  einzelnen  Fall  statt- 
gefunden haben,  namentlich  ob  die  jungen  Leute  in  eine  Strafan- 
stalt oder  in  eine  Ilettungsanstalt  versetzt,  worden  sind.  Wie  be- 
trächtlich die  Zahl  der  jugendlichen  Delinquenten  sein  muss,  geht 
daraus  hervor,  dass  im  Jahre  1889  einzig  in  Luzern  10  junge  Leute 
Gefängnissstrafen  verbüssten.  Wenn  der  Bund  zur  Zeit  nicht  in  der 
Lage  sein  sollte,  selbst  eine  Anstalt  zu  gründen,  so  sollte  er  die 
Kantone  durch  Buudcsbciträge  zu  solchem  Vorgehen  aufmuutern. 

Die  zweite  der  verbrecherischen  Jugend  gewidmete  Frage  ist 
ziemlich  eng  gefasst: 

Comment  pourrait-on  écarter  V influence  pernicieuse  des parents 
oh  tuteurs  sur  leurs  enfants  ou  pupilles,  lors  de  la  libération 
conditionnelle  de  ces  derniers  et  eu  général  depuis  l'expiration 
du  terme  de  leur  condamnation  jusqu'il  l'époque  de  leur  majorité ? 

Allein  sowohl  in  den  Gutachten  als  in  der  Berathung  wurde 
der  Frage  eine  weitere  Fassung  gegeben  und  ganz  allgemein  die 
Beseitigung  des  Übeln  Einflusses  der  Eltern  auf  Kinder  mit  Be- 
ziehung auf  das  strafrechtliche  Gebiet  behandelt,  ln  ihren  Berichten 
stellen  der  Amerikaner  Kandall  und  der  französische  Senator  Théo- 
phile Roussel,  welche  sich  beide  hervorragende  Verdienste  um  die 
Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  erworben  haben,  ausschliesslich 
auf  die  Bewahrung  der  Kinder  vor  Verbrechen  ab  und  lassen  die 
zur  Diskussion  stehende  Frage  ganz  bei  Seite.  So  weit  konnte  der 
Kongress  nicht  gehen,  er  anerkannte  aber  die  Wichtigkeit  der 
Kinderbewahruugsanstalten  in  seinem  Beschlüsse  ausdrücklich  an. 
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Le  Congrès,  considérant  qu'il  est  utile  avant  tout  de  pré- 
venir la  possibilité  des  délits  des  enfants,  plus  encore  que  de 
prendre  des  mesures  pour  le  cas  où  ces  délits  auront  déjà  été 
commis,  mais  reconnaissant  que  cette  importante  préoccupation 
est  en  dehors  du  texte  de  la  7"  question,  exprime  te  vœu  que 
le  prochain  Congrès  mette  à l’étude  la  question,  s’il  ne  serait 
pas  utile  d’admettre  au  nombre  des  moyens  préventifs  des  délits 
de  mineurs  le  droit  des  pouvoirs  publics  d’obliger  les  parents 
d’un  enfant  qui  serait  absolument  récalcitrant,  de  le  placer 
dans  un  établissement  d'éducation. 

lu  Ile/. ug  auf  die  Frage  selbst  wird  von  Kundigen  bezeugt, 
dass  nicht  selten  die  Frucht  der  Zwangserziehung  in  Folge  des 
Wiedereintrittes  des  jugendlichen  Verbrechers  in  die  Familie  nach 
Entlassung  aus  der  Straf-  oder  Besserungsanstalt  vernichtet  wurde. 
Um  solchen  Übeln  Einflüssen  vorzubeugen,  empfiehlt  der  Kongress, 
den  Eltern  und  Vormündern  eines  jugendlichen  Verbrechers  die 
elterliche  bezw.  vormundschaftliche  Gewalt  zu  entziehen,  wenn 
sie  sich  derselben  unwürdig  gezeigt  haben,  und  zwar  bis  zum  Alter 
der  Mehrjährigkeit. 

Der  Beschluss  hat  folgende  Fassung: 

1°  S'en  référant  à la  résolution  du  Congrès  de  Rome,  por- 
tant qu'un  des  moyens  à recommander  pour  parer  aux  consé- 
quences déplorables  d'une  éducation  immorale  donnée  par  des 
parents  à leurs  enfants  mineurs  est  de  permettre  aux  tribunaux 
d'enlever  aux  parents  pour  un  temps  déterminé  tout  ou  partie 
des  droits  dérivant  de  la  puissance  paternelle,  lorsque  des  faits 
suffisamment  constatés  justifient  d’une  responsabilité  de  leur 
part,  le  /("•  Congrès  reconnaît  que  l’Etat  a le  devoir  d’écarter 
l’influence  pernicieuse  des  parents  ou  tuteurs  sur  leurs  enfants 
ou  pupilles. 

2°  I.c  tribunal,  ayant  constaté  l'indignité  ou  l’incapacité  des 
parents  du  mineur  délinquant,  fixera  à l’dge  de  la  majorité  le 
terme  de  l’éducation  tutélaire  qu'il  déléguera  soit  à un  éta- 
blissement pénitentiaire  correctionnel,  soit  à une  institution  de 
bienfaisance  ou  d'assistance  publique  ou  privée.  L’initiative  des 
mesures  tendant  à écarter  ou  restreindre  la  puissance  paternelle 
appartiendra  à l’autorité  publique  (judiciaire  ou  administrative) 
ainsi  qu’aux  institutions  ci-dessus  mentionnées , auxquelles  te 
mineur  aura  été  confié. 
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3°  Le  mineur,  en  faveur  duquel  aura  été  décidée  la  sortie 
de  rétablissement  pénitentiaire  ou  correctionnel  avant  le  terme 
de  la  condamnation  on  de  la  mise  en  correction,  continuera  i i 
rester  sous  la  même  autorité  tutélaire  jusqu'au  dit  terme,  sans 
qu’il  soit  besoin,  pour  ce  cas,  d’une  décision  spéciale  du  pouvoir 
judiciaire. 

Die  Beitragspflicht  der  Eltern  statuirt  ZifF.  4 des  Beschlusses. 

4 ° Les  parents  seront  tenus  de  contribuer,  dans  la  mesure 
de  leurs  moyens,  aux  frais  de  l’entretien  et  de  l’éducation  des 
mineurs,  soustraits  par  la  faute  des  parents  à leur  autorité. 

Die  Entziehung  der  elterlichen  Gewalt  ist  eine  so  eingreifende 
und  schwerwiegende  Maasregel,  dass  ihre  Dauer  auf  das  unumgäng- 
lich nothwendige  Mass  zu  beschränken  ist.  Stellt  sich  daher  in  der 
Folge  heraus,  dass  die  Gründe,  welche  die  Entziehung  der  elterlichen 
Gewalt  rechtfertigten,  weggefallen  sind,  so  muss  eine  Wiederein- 
setzung in  die  elterliche  Gewalt  stattfluden  können. 

Si  les  circonstances  qui  ont  fait  écarter  ou  restreindre  la 
puissance  paternelle  sont  changées,  de  manière  que  le  mineur 
puisse  être  restitué  à ses  parents  sans  danger  pour  la  moralité, 
une  nouvelle  décision  judiciaire  pourra  réintégrer  les  parents 
dans  la  jouissance  de  leurs  droits  sur  la  personne  de  l'enfant. 

Meines  Erachtens  sollte  die  Entziehung  der  elterlichen  Gewalt 
ganz  abgesehen  von  dem  verbrecherischen  Verhalten  eines  Kindes 
stets  dann  erfolgen,  wenn|  4die  Eltern  unfähig  oder  unwürdig  sind, 
die  elterliche  Gewalt  auszuüben. 

In  jedem  solchen  Falle  müsste  der  Staat  oder  die  Gemeinde 
für  die  Erziehung  des  Kindes  in  einer  Anstalt  oder  in  einer  Familie 
Sorge  tragen.  Vermöglichen  Eltern  liegt  cs  ob,  zu  den  Kosten  der 
Erziehung  beizutragen.  Die  elterliche  Gewalt  wird  den  Eltern 
dauernd  entzogen,  eine  Wiedereinsetzung  in  die  elterlichen  liechte 
findet  jedoch  statt,  wenn  die  Unfähigkeit  oder  Unwürdigkeit  der 
Eltern,  die  Gewalt  auszuüben,  weggefallen  ist. 

Hat  ein  Minderjähriger  delinquirt,  so  ist  in  jedem  Falle  zu 
untersuchen,  ob  es  geboten  sei,  den  Eltern  die  elterliche  Gewalt 
zu  entziehen. 

Das  unerlässliche  Korrelat  der  Entziehung  der  elterlichen  Ge- 
walt bildet  freilich  die  Versorgung  der  verwahrlosten  Kinder.  Straf- 
gesetzliche  Bestimmungen  sind  ganz  ohne  Werth,  wenn  die  Strenge 
des  Staates  nicht  mit  liebreicher  Fürsorge  verbunden  ist. 
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Der  unleugbare  Misserfolg  der  gegenwärtigen  Kriminulpolitik 
liegt  in  ihrem  buroaukrutisehen  Wesen,  man  ist  versucht,  zu  sagen, 
in  ihrer  Herzlosigkeit.  Wenn  Théophile  Roussel  ausruft:  Sauvez 
l’enfant  et  il  n’y  aura  plus  d’hommes  à corriger  ou  à punir,  so  ist 
dieses  schöne  Wort,  Dank  den  Bemühungen  des  Menschenfreundes 
Randall,  in  dem  Staate  Michigan  verwirklicht.  Die  praktischen 
Amerikaner  haben  eingesehen,  dass  die  wahrhaft  radikale  Prävention 
gt'gen  das  Verbrechen  darin  besteht,  cs  bei  der  Wurzel  zu  fassen 
und  nicht  nur  die  verbrecherischen,  sondern  auch  die  gefährdeten 
Kinder  durch  staatliche  Fürsorge  zu  erziehen.  Die  Erfolge  Michigans 
auf  diesem  Gebiete  sind  geradezu  glänzend.  Seit  1871  werden  ge- 
fährdete Kinder  in  strenger  Trennung  von  der  verbrecherischen 
Jugend  vom  zartesten  Altor  an  (2 — 12)  gemeinsam  erzogen  und 
dann  in  Familien  untergebraeht.  Nach  20  Jahren  ist  die  Zahl  der 
unterstützungsbedürftigen  Kinder  bei  einer  Einwohnerzahl  von 
2,000,000  auf  200  herabgesunken,  es  kommt  also  ein  zu  versorgendes 
Kind  auf  10,000  Einwohner,  in  Indiana  und  Ohio  eines  auf  1000, 
in  New  York  eines  auf  200  Einwohner,  in  Kalifornien  eines  auf 
250  Einwohner,  ln  Kalifornien  ist  demgemäss  dit'  Zahl  der  ver- 
wahrlosten Kinder  heute  40  Mal  grösser  als  in  Michigan.  Damit 
stehen  die  Staatsausgaben  für  Kinder  in  entsprechendem  Verhältnigs. 
Kalifornien  mit  einer  Million  Einwohner  gibt  jährlich  201,215  Dollars 
für  die  Versorgung  von  Kindern  aus,  Michigan  mit  zwei  Millionen 
Einwohnern  05,000  Dollars.  Michigan  verwendet  187  Dollars  jähr- 
lich für  ein  Kind,  New  York  101,  Indiana  100,  Ohio  87,  Kali- 
fornien 04. 

Deutlicher  lässt  sich  die  Wirksamkeit  des  Systems  von  Michigan 
nicht  uachweisen.  Leider  ist  der  Einfluss  der  Kinderbe Wahrung  auf 
die  Kriminalität  nicht  ersichtlich. 

Die  Nutzanwendung  dieser  Erfahrungen  für  unser  Land  drängt 
sich  gebieterisch  auf,  und  es  lässt  sich  der  Wunsch  nicht  unter- 
drücken, es  mochte  die  Eidgenossenschaft  das  Beispiel  Michigans 
nachahmen  und  die  Bewahrung  gefährdeter  Kinder  als  Bundessache 
erklärt  werden.  Wenn  überall  sonst  die  Zentralisation  auf  Wider- 
stand stösst,  so  ist  hier  nur  allgemeine  uud  freudige  Zustimmung 
vorauszusehen.  Zu  Werken  der  Barmherzigkeit  hat  sich  das  Schwei- 
zervolk stets  opferwillig  gefunden. 
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Par  le  Docteur  Alfred  Goutter,  professeur  de  droit  pénal  à PUniversité  de  Genève. 

La  triste  affaire  qui  s’est  terminée  en  octobre  dernier  devant 
le  tribunal  criminel  de  .Moudon  présente  au  point  de  vue  pénal  un 
tissez  grand  intérêt  pour  que  la  It'rnir  lui  consacre  quelques  pages; 
ce  qui  suit  est  un  simple  résumé  fait  d’après  les  actes  publiés  et 
d’après  la  physionomie  des  débats  telle  qu’elle  ressort  des  journaux 
vaudois  parus  lors  du  jugement. 

L’accusé,  François  Blanc,  âgé  de  55  ans,  agriculteur,  originaire 
de  la  commune  de  Brenles,  a joui,  jusque  vers  1870,  d’une  certaine 
aisance  et  d’une  bonne  réputation;  il  avait  été  municipal  et  boursier 
de  sa  commune.  11  se  marie  en  1871  et  de  cette  union  naissent 
une  fille  et  trois  garçons;  heureux  au  début,  le  ménage  ne  tarde 
pas  à péricliter  par  suite  de  l’incurable  paresse  du  chef  de  famille; 
les  dettes  s’accumulent,  les  terres  d’abord  sont  vendues,  puis  la 
maison  a le  même  sort  et,  en  1888,  devant  la  misère  menaçante, 
la  mère  et  la  fille  ainée  sont  obligées  d’entrer  eu  service.  Cepen- 
dant, Blanc  (et  dès  cette  époque  il  était  pour  les  habitants  du  village 
un  objet  de  répulsion  instinctive)  continue  à mener  une  vie  de  fai- 
néantise, passant  des  journées  étendu  au  soleil,  se  refusant  à tout 
travail  ; ses  enfants  ne  tardent  pas  à tomber  à la  charge  de  la 
commune.  L’aîné  était  d’âge  à fréquenter  l’école,  mais  son  père, 
sans  raison  aucune,  lui  faisait  constamment  manquer  ses  classes. 
De  là,  du  1er  février  1889  au  3 février  1890,  une  série  d’amendes 
prononcées  contre  Blanc;  de  là,  le  4 février  1N90,  son  incarcération 
dans  les  prisons  du  district  pour  purger  l’amende  impayée.  L’autorité 
communale  de  Brenles  saisit  cette  occasion  et  place  les  trois  garçons 
chez,  d’honorables  agriculteurs.  Huit  jours  après,  l’accusé  sort  de 
prison  ; il  ne  témoigne  aucune  colère  de  ce  qui  s’est  passé  pendant 
son  absence,  mais  le  dimanche  lt»  février  il  parvient,  sous  divers 
prétextes,  à se  faire  remettre  ses  trois  enfants  et  les  conduit  à la 
maison  isolée  où  il  avuit  élu  domicile.  Prises  d’une  vague  inquié- 
tude, les  personnes  chez  lesquelles  ces  garçons  étaient  placés  se 
rendent  par  deux  fois  chez  Blanc  pour  les  réclamer;  l’accusé  les 
rassure,  caresse  les  eufants  devant  elles  et  obtient  qu’on  lui  laisse 
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se»  fil»  quelque  temps  encore.  Quelques  heure»  après,  les  même» 
personnes,  accompagnées  du  syndic,  »e  présentent  de  nouveau  chez 
Blanc.  „Vous  venez  chercher  les  enfants,  dit-il,  eh  bien,  ils  »ont  là 
qui  dorment  bien  tranquillement.“  Les  trois  petits  étaient  étendus 
morts  sur  le  lit,  la  gorge  ouverte.  Dès  ce  moment,  Blanc  donne 
de  son  acte  l’explication  qu’il  a dès  lors  constamment  répétée  : 
„J’ai  accompli  ma  mission,  je  l’ai  fait  parce  qu’il  fallait  que  je  le 
fasse.“ 

L’atrocité  de  l’acte,  l’absence  de  mobiles,  l’étrangeté  même  des 
prétextes  invoqués  par  le  coupable,  le  sang-froid  gardé  par  lui,  tout 
cela  rendait  nécessaire  l’examen  de  Blanc  au  point  de  vue  mental. 
Deux  médecins,  JIM.  les  docteurs  Yiquerat  et  Meylan,  commis  pour 
faire  les  autopsies,  assistèrent  à uu  interrogatoire  que  le  juge  in- 
formateur fit  dès  le  lendemain  du  crime  subir  à l’accusé.  Mais, 
tout  en  le  reconnaissant  pour  un  être  peu  développé,  pour  un  re- 
tardé „oublié  par  le  transformisme“,  ces  experts  penchaient  pour 
la  responsabilité.  Un  supplément  d’information  ayant  paru  nécessaire 
à cet  égard,  Blanc  fut  interné  pendant  trois  mois  à l’asile  de  Cery. 
Là  encore,  le  récit  de  ses  visions  demeure  invariable.  Il  travaillait, 
dit-il,  dans  un  beau  et  grand  pré  lorsque  quatre  anges  lui  sont 
apparus  et  lui  ont  déclaré  qu’il  se  marierait,  qu’il  aurait  des  enfants, 
mais  qu’il  devrait  les  tuer  pour  leur  bonheur  et  pour  le  sien.  11 
serait  averti  do  trois  manières  différentes  de  l’époque  où  il  devrait 
consommer  ce  sacrifice  ; d’abord  par  un  coup  frappé  à sa  fenêtre, 
puis  par  une  injonction  directe,  enfin  par  l’arrivée  d’un  corbeau  qui 
viendrait  croasser  autour  de  lui.  Tout  cela  se  serait  réalisé  de  point 
eu  point  et,  après  avoir  résisté  aussi  longtemps  que  possible,  Blanc  se 
serait  enfin  soumis.  Après  uu  examen  prolongé,  M.  le  docteur  Pachoud, 
directeur  de  l’asile  de  Cery,  a conclu,  eu  écartant  toute  idée  de  simu- 
lation, que  Blanc  était  atteint  d’aliénation  mentale  sous  forme  de 
délire  systématisé,  maladie  incurable  et  datant  de  sept  ans  au  moins. 
M.  le  docteur  Fetscherin,  directeur  de  l’asile  de  1a  Métairie  près 
Myon,  se  prononça  dans  le  même  sens. 

Voilà  donc,  à n’eu  pas  douter,  un  crime  commis  par  un  aliéné. 
Fait  curieux  et  profondément  regrettable,  l’occasion  s’est  offerte,  et 
par  deux  fois,  de  mettre  ce  malheureux  hors  d’état  de  nuire,  mais 
on  n’a  pas  cru  devoir  en  profiter.  Il  y a trois  ans,  notamment,  Blanc 
s’ouvrit  à sa  femme  de  l’ordre  reçu  par  lui  du  ciel,  ordre  le  forçant 
à mettre  ses  enfants  à mort;  la  femme  Blanc,  après  avoir  eu  l’in- 
tention de  déposer  une  plainte,  y renonça,  bien  qu’à  deux  reprises 
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elle  eût  trouvé  des  armes  dans  le  lit  de  son  mari.  Plus  ancienne- 
ment encore,  en  1888,  une  lettre  adressée  par  Blanc  lui-même  au 
Président  du  Département  de  Justice  et  Police  attira  l’attention  de 
ce  magistrat.  Dans  cette  épitre  incohérente  et  révélant  la  folie  à 
chaque  ligne,  Blanc  articulait  des  griefs  imaginaires  contre  un  de 
ses  voisins,  si  bien  que  l’auteur  de  ce  factum  ayant  paru  dange- 
reux, le  Département  le  signala  au  préfet,  qui  recommanda  la  vigi- 
lance à la  municipalité  do  Brenles;  malheureusement,  aucune  précau- 
tion ne  fut  prise.  Retrouvée  à la  dernière  heure  et  produite  au 
débat  par  l’accusation  elle-même,  cette  lettre  venait  confirmer  de 
la  façon  la  plus  décisive  les  conclusions  de  M.  le  Dr.  Pachoud. 

C’est  le  Hl  octobre  dernier  que  se  sont  ouverts  les  débats  de 
cette  cause  sensationnelle.  L’entrée  de  l’accusé,  toujours  impassible, 
avec  uu  aspect  de  visionnaire,  provoque  dans  l’auditoire  un  mou- 
vement d’antipathie.  Le  public,  rapportent  les  journaux,  est  mani- 
festement hostile  à la  thèse  de  l’irresponsabilité  soutenue  par  les 
experts;  dans  divers  groupes  on  entend  répéter  ces  mots:  „ Blanc 
n’est  pas  plus  fou  que  moi!“  Cette  hostilité,  cette  défiance  vis-à-vis 
des  médecins  légistes  sont  à noter,  car  elles  se  retrouveront  tout  à 
l’heure  de  la  façon  la  moins  déguisée  dans  le  verdict  du  jury. 

Cependant,  le  débat  s’est  engagé  et  le  greffier  a donné  lecture 
des  rapports  médico-légaux.  Sauf  certaine  tendance  à l’originalité 
et  à la  superstition  retrouvée  chez  des  parents  maternels,  l’hérédité 
de  Blanc  paraît  intacte.  L'accusé  lui-même  est  en  revanche  malade 
depuis  bien  des  années  et  son  interrogatoire  par  le  président  va  le 
montrer  plus  clairement  encore.  Blanc  raconte  fort  posément  le 
crime;  il  aimait  ses  enfants,  dit-il,  et  il  était  aimé  d’eux,  mais  il  a 
dû  obéir  à la  mission  qu’il  avait  reçue  et  le  seul  sentiment  que  lui 
ait  inspiré  son  accomplissement,  c’est  le  soulagement  d’avoir  cédé 
aux  ordres  de  Dieu.  C’est  sans  trouble  et  sans  repentir  qu'il  donne 
sur  la  scène  du  meurtre  les  détails  les  plus  circonstanciés.  Il  ne 
s’anime  que  lorsqu’on  paraît  mettre  eu  doute  la  réalité  de  ses 
visions.  „Le  tribunal  n’a  rien  à voir  dans  cette  affaire,  affirme-t-il, 
elle  ne  concerne  que  Dieu  et  moi.“ 

Le  défilé  des  témoins  commence,  sans  rien  révéler  qui  ne  fût 
connu.  Plusieurs  d’entre  eux  reviennent  sur  cette  frayeur  sans  cause 
apparente  qu’inspirait  l’accusé  à son  voisinage;  on  ne  le  savait  pas  fou 
et  cependant  ou  avait  peur  de  lui.  Mais  tout  l’intérêt  se  concentrait 
sur  les  témoignages  des  médecins.  Y aurait-il  divergence  d’opinion 
entre  les  premiers  experts  commis  et  ceux  qui,  postérieurement, 
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avaient  procédé  à un  examen  plus  minutieux,  l’accusation  pourrait- 
elle  se  prévaloir  de  ce  doute?  L’attente  n’a  pas  été  longue.  Avec 
la  franchise  la  plus  honorable,  MM.  les  docteurs  Viquerat  et  Meylan 
ont  déclaré  modifier  les  conclusions  de  leur  premier  rapport  et  adhérer 
à la  thèse  de  non-responsabilité  soutenue  par  leurs  confrères.  Dans 
une  déposition  limpide  et  complète,  M.  Pnchoud  déclare  que  le  cas 
do  Blanc,  le  délire  systématisé,  est  le  cas  de  démence  typique, 
classique,  ne  laissant  subsister  aucun  doute  ; un  quart  environ  des 
malades  internés  dans  les  hospices  sont  atteints  do  cette  affection, 
dont  le  témoin  décrit  la  marche  normale  : Blanc  a commencé  par 
une  période  mélancolique;  puis  sont  survenues  les  hallucinations 
de  la  vue  et  de  l’ouïe  avec  idées  de  persécution;  maintenant  l’ac- 
cusé BO  trouve  dans  ttue  phase  intermédiaire  à laquelle  succédera 
sans  doute  le  délire  des  grandeurs,  puis  la  démence  définitive. 
M.  Fetscherin  appuie  cette  manière  de  voir;  pour  lui,  comme  pour 
le  témoin  précédent,  l’accusé  est  un  dément  incurable  et  irres- 
ponsable. 

Il  semble  à ce  momeut-h\  «pie  la  cause  soit  entendue.  Les 
rapports  lus,  la  lettre  de  Blanc  de  IHN!1  dont  j’ai  parlé  plus  haut, 
l’attitude  même  de  l’accusé  pendant  son  interrogatoire,  et  surtout 
les  dépositions  si  précises  et  concordantes  de  quatre  hommes  com- 
pétents, tout  cela  révèle  la  folie  avec  une  évidence  telle  que  les  plus 
incrédules  eux-mêmes  en  paraissent  frappés.  Aussi  un  revirement 
d’opinion  paraît-il  s’être  manifesté  dans  l’auditoire  au  moment  où 
les  débats  se  rouvrent  pour  le  réquisitoire,  et  c’est  sans  étonne- 
ment que  l’on  entend  le  représentant  de  l’accusation  même,  M.  le 
procureur-général  Deeoppet.  déclarer  dès  l’exorde  qu’il  n’entend  pas 
plaider  la  responsabilité.  Concevant  sou  mandat  dans  le  sens  le 
plus  élevé,  ce  magistrat  affirme  hautement  que  sou  devoir  unique 
est  de  chercher  la  vérité  et  non  de  chercher  ù obtenir  une  con- 
damnation. Eu  pareille  matière,  l’avis  de  la  science  seul  doit  être 
pris  en  considération;  or,  cet  avis  a été  entendu,  il  est  unanime, 
l’accusation  doit  s’incliner  devant  lui.  M.  Deeoppet  explique  au  jury 
que  l’affection  dont  souffre  l’accusé  n’est  pas  la  folie  incohérente  et 
désordonnée  telle  que  le  vulgaire  se  la  représente;  c’est  un  délire 
partiel  laissant  intacte  la  faculté  de  raisonner  sur  tous  les  sujets 
placés  en  dehors  de  l'idée  délirante.  Blanc  n’en  est  pus  moins 
irresponsable  et  l’acquittement  s’impose  d’autant  plus  que  l’accusé 
sera,  par  ordre  du  Conseil  d’Etat,  interné  immédiatement  dans  un 
asile  où  sans  doute  il  finira  ses  jours.  M.  Decollogny  présente  en- 
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suite  d’office  la  défense;  il  démontre  que  l'irresponsabilité  est  pro- 
clamée par  les  faits  eux-mêmes;  il  cite  des  cas  avérés  de  délire 
systématisé  où  le  diagnostic  était  bien  plus  difficile  que  dans  celui 
de  son  client,  Blaue  est  un  fou  et  nous  ne  sommes  plus  au  temps 
où  l’on  punissait  les  aliénés;  sa  place  est  marquée  à l’hospice  et 
non  au  pénitencier. 

Les  débats  sont  clos,  le  jury  se  retire  et,  après  avoir  entendu 
l’accusation  soutenir  elle-même  la  thèse  de  la  défense,  personne  dans 
la  salle  ne  doute  plus  de  l’acquittement.  On  comprend  donc  faeile- 
» ment  la  profonde  surprise  qui  s’est  emparée  de  tous  les  assistants 
lorsque,  après  une  demi-heure  environ  de  délibération,  le  jury  a 
rapporté  un  verdict  ainsi  conçu: 

I.  L’accusé  F.  Blanc  eut-il  coupable  ')  d’avoir,  h Brenles,  le 
16  février  1N90,  donné  volontairement  la  mort  à ses  trois  fils....? 

Képonse:  Oui  à l’unanimité. 

II.  L’accusé  était-il,  au  moment  de  l’exécution  du  crime,  dans 
un  état  de  demeure  ou  atteint  d’une  maladie  qui  l’empêchait  de  se 
rendre  compte  do  la  portée  et  de  la  moralité  de  ses  actes? 

Képonse:  X on  par  6 voix  contre  9. 

III.  Existe-t-il  des  ciiToustuuce*  attcMiiaulex f 

Képonse  : Nou  par  fi  voix  contre  3. 

„Ce  prodigieux  verdict,  raconte  un  témoin,  produit  chez  toutes 
les  personnes  qui  ont  suivi  les  péripéties  de  la  cause  un  profond 
saisissement;  on  se  répète  que,  si  la  peine  de  mort  existait  dans  le 
canton,  Blanc,  dont  la  responsabilité  est  tout  au  moins,  pour  un 
homme  non  prévenu,  des  plus  douteuses,  devrait  nécessairement 
subir  la  peine  capitale,  le  jury  ayant  refusé  le  bénéfice  des  cir- 
constances atténuantes.“ 

A la  reprise  de  l’audience,  M.  le  procureur-général  requiert 
la  réclusion  à perpétuité  eu  ajoutant  qu’il  doit  s’incliner  devant  le 
verdict  du  jury,  mais  qu’il  se  félicite  de  l’abolition  de  la  peine 
capitale;  autrement  la  cour  devrait  envoyer  à l’échafaud  un  homme 

‘)  Il  est  à remarquer  que  dans  le  système  de  la  procédure  française,  en  vigueur 
aussi  à Genève,  les  questions  1 et  II  n’auraient  pas  été  scindées,  l'adiuission  par 
le  jury  d’un  fait  justificatif  comme  1a  démence  eutrainant  une  réponse  négative  à 
la  question  générale  de  culpabilité.  La  question  III  relative  aux  circonstances 
atténuantes  serait,  elle  aussi,  résolue  implicitement  dans  notre  procédure  par  le 
fait  que  le  jury  déclarerait  n’avoir  rien  k ajouter  à sa  réponse  concernant  la 
culpabilité. 

Zeitsctir.  f.  Scliwei/or  Strafrecht.  4.  Jahrg.  4 
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reconnu  pour  irresponsable  par  quatre  médecins.  Le  défenseur  émet 
le  vœu  que  la  conscience  du  jury  demeure  à l’abri  de  tout  remords; 
puis  la  cour  prononce  contre  lilanc  la  réclusion  perpétuelle. 

, Blanc,  rapporte  un  journal,  a accueilli  sa  condamnation  de 
son  même  air  indifférent.  .Seuls  scs  yeux  sont  devenus  plus  humides. 
On  l'entend  dire  d’un  ton  larmoyant  à sim  défenseur  qui  lui  adresse 
quelques  paroles  de  réconfort  : „ C’est  triste,  monsieur,  de  se  voir 
condamner,  après  avoir  tout  fait  pour  bien  accomplir  sa  mission.11 

Ce  dernier  trait  n’est-il  pas  typique  et  ne  résume-t-il  pas  tout 
le  procès  de  la  façon  la  plus  saisissante?  A quoi  bon  commenter’ 
des  faits  qui  parlent  d’eux-mêmes?  Le  jury  de  Moudon  a condamné 
un  aliéné,  voilà  ce  qui  parait  hors  de  doute  ; le  jury  (si  les  jour- 
naux rendent  fidèlement  l’aspect  des  débats)  est  resté  plus  que  le 
public  lui-même  réfractaire  aux  dépositions  des  hommes  de  science. 
Peut-être  ne  faut-il  pas  trop  s’en  montrer  surpris;  ce  n’est  ni  la 
première  ni  la  dernière  fois  que  nous  voyons  le  jury  faire  de  l’in- 
dépendance vis-à-vis  de  ceux  qui  veulent  l’éclairer,  et  s’ériger  en 
représentant  de  l’opinion  publique  dans  le  sens  le  plus  contestable 
de  ces  mots. 
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Im  Dezember  1890  legte  der  Polizeidirektor  des  Kantons  Bern, 
Herr  Regierungsrath  Stockwar,  dem  Hegierungsrathe  folgenden 
Bericht  über  die  Aufhebung  der  Strafanstalt  in  Bern  und  über  die 
Verbesserung  des  Gefängnis* wesens  vor: 

„Am  24.  Oktober  1888  hat  der  Regierangsrath  die  Polizei- 
direktion eingeladen,  in  Verbindung  mit  der  Baudirektion  mul  den 
Aufsichtskominissionen  über  die  Strafanstalten  die  Frage  der  Ver- 
legung oder  der  Aufhebung  der  Strafanstalt  in  Bern  zu  untersuchen 
und  bezügliche  Anträge  mit  den  nötliigcn  Plänen  und  Kosten- 
berechnungen einzureichen. 

Dieser  Beschluss  entspricht  einem  allgemeinen  Wunsche,  der 
schon  in  dem  Postulat«  des  Grossen  Käthes  vom  30.  Oktober  1874 
seinen  Ausdruck  fand,  durch  welches  die  Regierung  cingcladen 
wurde,  die  Möglichkeit  der  Verlegung  der  Strafanstalt  in  Bern 
nach  dem  Grossen  Moose  zu  untersuchen. 

Zu  jener  Zeit  nahm  man  sich  vor,  das  Gefängnisssystem  nach 
einem  einheitlichen  Plane  zu  reformiron,  den  aber  die  Umstände 
nach  und  nach  modifizirt  haben.  Wir  glauben,  die  sich  hierauf 
beziehenden  Thatsachcn  und  die  seit  1874  ausgeführten  partiellen 
Reformen  in  Kürze  hier  aufführen  zu  sollen. 

Um  dem  Postulate  des  Grossen  Käthes  Folge  zu  geben,  hatte 
Herr  Teuscher,  damaliger  Polizeidirektor,  von  Herrn  Dr.  Guillaume, 
Direktor  der  Strafanstalt  in  Neuenburg,  ein  Gutachten  über  die 
Reorganisation  der  Zentral-  und  der  Bezirksgefängnisse  verlangt. 
Herr  Guillaume,  dessen  Autorität  wohlbekannt  ist,  richtete  an  Herrn 
Teuscher  einen  bemerkenswerthen  Bericht,  dessen  Schlüsse  unser 
gesammtes  Strafen-  und  Gefängnisssystem  umfasste.  Das  Programm 
der  einzuführenden  Reformen  fasste  vor  Allem  den  Schutz  der 
verwahrlosten  Kinder,  die  Besserung  der  bösartigen  und  straf- 
fälligen Kinder  und  Garantien  zum  Schutze  der  Angeschuldigten 
und  Angeklagten  ins  Auge.  In  Betreif  der  Behandlung  der  Ver- 
urteilten schlug  Herr  Guillaume  vor.  das  System  der  progressiven 
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Klassifikation  an/.unehmon,  wie  es  in  Irland  zur  Anwendung  ge- 
konunen  ist.  Die  Einführung  dieses  Systems  würde  den  Hau 
mehrerer  Zelleugefängnisse  für  die  erste  Stufe  der  Einsperrung, 
die  entsprechende  Einrichtung  der  Strafanstalt  Bern  und  des 
Schlosses  Köniz,  sowie  die  Erstellung  einer  neuen  Anstalt  für  die 
2.  und  3.  Stufe  und  die  Einführung  der  provisorischen  Freilassung 
unter  amtlicher  Aufsicht  als  letzte  Stufe  erfordert  haben.  Die 
Strafanstalt  Thorberg  hätte  in  ein  Arbeitshaus  zur  Besserung  der 
Vaganten  und  der  für  die  Gesellschaft  nicht  direkt  gefährlichen 
Personen  umgewaudelt  werden  sollen. 

Ohne  die  Schlüsse  des  Herrn  Guillaume  förmlich  anzunehmen, 
beschloss  der  Grosse  Katli  am  2.  April  1875,  dieselben  in  Erwägung 
zu  ziehen  und  die  Regierung  einzuladen,  ihm  ein  Projekt  über  die 
vollständige  oder  theilweise  Verlegung  der  Strafanstalt  in  Bern  zu 
unterbreiten  und  zu  diesem  Zwecke  Ländereien  im  Grossen  Moose 
bei  las  bis  zum  Halte  von  600  Jucharten  zu  erwerben.  Der  Be- 
schluss des  Grossen  Ruthes  sah  auch  die  eventuelle  Umgestaltung 
der  Strafanstalt  in  Bern  in  ein  Gebäude  für  das  Bezirksgefängniss 
und  die  verschiedenen  Bedürfnisse  der  Verwaltung  vor. 

Im  Jahre  1876  kaufte  die  Regierung  von  der  Gemeinde  Ins 
eine  Parzelle  von  100  Jucharten,  die  zur  Organisation  einer  laud- 
wirthschaftlichen  Kolonie  diente,  welche  heute  aber  in  ein  Arbeits- 
haus umgewandelt  ist.  Die  Kolonie  in  Ins  ersetzte  die  Zweiganstalt 
in  Köniz,  deren  Aufhebung  zu  verschiedenen  Malen  vom  Grossen 
Rathe  verlangt  worden  war. 

Verschiedene  Umstände,  unter  welchen  in  erster  Linie  die  zu 
jener  Zeit  ansgebrochene  Finanzkrisis  zu  erwähnen  ist,  hatten  zur 
Folge,  dass  die  Ausführung  des  Projektes,  die  Strafanstalt  von 
Bern  zu  verlegen,  verschoben  wurde.  Bevor  man  einen  endgültigen 
Beschluss  fasste,  wollte  man  auch  die  Ergebnisse  der  in  der  Straf- 
kolonie in  Ins  gemachten  Erfahrungen  abwarten.  Anfangs  des 
Jahres  1880  jedoch  glaubt*'  die  ökonomische  Gesellschaft,  von 
Keuem  die  Frage  zur  Behandlung  bringen  zu  sollen,  und  schlug 
vor,  die  Strafanstalt  im  Grossen  Moose  zu  errichten,  um  die  Ur- 
barisirung  der  ausgedehnten,  durch  die  Juragewässerkorrektion 
wiedergewonnenen  Ländereien  zu  beschleunigen.  Auf  diesen  Ge- 
danken eingehend,  »teilte  Herr  Rohr,  Direktor  der  Entsumpfungen, 
beim  Regierungsrathe  den  Antrag,  einen  Thcil  der  Witzwildomüne 
mit  Ausbedingung  des  Kaufsrechtes  zu  pachten,  um  ihn  für  eine 
Strafanstalt  zu  bestimmen.  Der  Regieruugsrath  genehmigte  dieses 
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Projekt  grundsätzlich  und  beauftragte  die  Polizeidirektion,  einen 
Plan  über  die  Reform  des  Gefängnisssy  stems  auszuarbeiten. 

Herr  Kitzius,  der  die  Leitung  des  Gefänguisswesens  über- 
nommen hatte,  legte  unverzüglich  Hand  an  das  Werk,  und  nach- 
dem er  die  verschiedenen  interessirten  Kommissionen  beratlieu 
hatte,  erwirkte  er  im  Februar  1832  die  Genehmigung  eines  Pro- 
jektes, das  in  folgenden  Schlüssen  zusammengefasst  war: 

1)  Umwandlung  der  Strafanstalt  in  Bern  in  ein  Zellengefäugniss  ; 

2)  Erstellung  eines  Korrektionshauses  im  Grossen  Moose  ; 

3)  Einrichtung  tler  Bezirksgefängnisse  von  Bern,  Thun,  Burg- 
dorf, Biel  und  Pelsberg  für  die  zur  einfachen  Enthaltung 
oder  Einzelhaft  Verurtheilten  ; 

4)  Erweiterung  der  Zwaugsarbeitsanstalt  Thorberg  und  Errichtung 
einer  Arbeiterkolonie. 

Herr  Bitzius  führte  in  seinem  Berichte  aus,  dass  «lie  Errich- 
tung eines  grossen  Zentralgefängnisses  — im  Grossen  Moose  oder 
anderswo  — eine  noch  in  weiter  Ferne  liegende  Eventualität  sei 
und  dass  man  sich  darauf  beschränken  müsse,  von  den  bestehenden 
Einrichtungen  den  möglichsten  Nutzen  zu  ziehen,  immerhin  mit 
dem  Vorbehalte!  ihrer  Umänderung  nach  den  schon  grundsätzlich 
vom  Grossen  Käthe  angenommenen  Ideen  des  Herrn  Guillaume. 
Er  schlug  vor,  einen  Theil  des  Zuchthauses  für  die  Zellenhaft, 
speziell  für  die  besonders  gefährlichen  Verbrecher,  einzurichten. 
Im  Ucbrigen  behielt  er  sich  vor,  der  Genehmigung  des  Grossen 
Käthes  einen  vollständigen  Flau  von  Reformen  zu  unterbreiten,  die 
gleichzeitig  mit  jenen  Aenderungen  eingeführt  werden  sollten. 
Dieser  Plan  umfasste  unter  Andern!  die  Aufstellung  einer  Zentral- 
kommission für  die  Strafanstalten,  die  Einführung  der  progressiven 
Haft  und  der  bedingten  Entlassung,  die  Lösung  der  Frage  der 
Rück  fälligen  u.  s.  w. 

Am  11.  April  1882  fasste  der  Grosse  Rath  auf  Grund  der 
Schlüsse  dieses  Berichts  folgenden  Beschluss: 

1)  Es  sei  die  Erweiterung  und  Einrichtung  der  Strafanstalten 
und  der  Bezirksgefängnisse  nach  folgenden  Grundsätzen  vor- 
zunehmen : 

«.  Getrennter  Strafvollzug  für  Kriminelle  und  Korrektiounelle, 
wobei  für  die  Erstereu  das  Zelleiisystem  mit  Hausarbeit, 
für  die  Letzteren  hauptsächlich  landwirtschaftliche  Be- 
schäftigung in  Aussicht  genommen  werden  : 
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b.  Trennung  der  l ntersuchungsgefangenen  und  Strafgefangenen, 
und  Enthaltung  aller  zur  Einzelhaft  oder  zu  einfacher  Ent- 
haltung Vorurtheilten  in  fünf  Bezirksgefangenschaften,  je 
einer  in  jedem  Assisenbezirk. 

2)  Es  habe  der  Hegierungsrath  noch  im  Laufe  dieses  Jahres 
dem  Grossen  Ruthe  einen  Finanzplau  nebst  Bauplänen  und 
vergleichenden  Kostenberechnungen  vorzulegen. 

Die  Verwirklichung  der  Projekte  der  Herren  Rohr  und  Bitzius 
sollte  noch  fernerhin  durch  die  Umstände  aufgehalten  werden.  Der 
Ankauf  der  Domäne  St.  Joliannscn  im  Jahre  1883  und  ihre  Ein- 
richtung als  Filiale  der  Strafanstalt  Bern  ohne  genau  bestimmten 
Charakter  bewirkte  die  Verschiebung  der  Umwandlung  des  Zucht- 
hauses in  ein  Zell  enge  fängniss.  Die  Organisation  des  Konfektions- 
hauses zu  St.  Joliannscn  war  übrigens  der  Anfang  zur  Verwirk- 
lichung der  frühem  Projekte,  und  da  die  Kolonie  von  Ins  unter 
die  gleiche  Verwaltung  gestellt  worden  war,  dachte  man  schon  au 
die  Möglichkeit,  den  ursprünglichen  Gedanken  der  Vorlegung  der 
Strafanstalt  auf  das  Grosse  Moos  durch  die  Verbindung  und  Aus- 
dehnung dieser  Anstalten  je  nach  den  Bedürfnissen  ausführen  zu 
können.  Die  Beibehaltung  der  Strafanstalt  in  Bern  auf  unbestimmte 
Zeit  war,  selbst  wenn  dieselbe  umgestaltet  wurde,  ein  Nothbehelf,  auf 
welchen  man  nach  der  Erwerbung  von  St.  Joliannscn  verzichten  konnte. 

Das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1884  über  die  Arbeits- 
nnstaiten  trug  auch  dazu  bei,  eine  endliche  Entscheidung  zu  ver- 
zögern. Dieses  Gesetz  schuf  einen  neuen  Stand  der  Dingo,  indem 
es  den  Gemeinden  gestattete,  durch  administrative  Massnahmen  die 
Vaganten  und  die  Personen  von  schlechtem  Lebenswandel,  gegen 
welche  bis  dahin  die  Behörden  fast  immer  ohnmächtig  gewesen 
waren,  in  die  Arbeitsanstalten  zu  versetzen.  Die  Ausführung  dieses 
Gesetzes  erforderte  die  Errichtung  zweier  besonderer  Anstalten, 
die  eine  für  die  Männer  und  die  andere,  provisorisch  zuerst  in 
Thorberg  und  dann  in  Bern,  für  die  Weiber.  Jede  der  beiden 
Arbeitsanstalten  zählt  heute  ungefähr  70  Insassen. 

Zu  gleicher  Zeit  richtete  man,  gemäss  dem  Beschlüsse  von 
1882,  die  Gefängnisse  jedes  Amtsbezirks  für  die  Zellenhaft  ein. 
Ein  Flügel  der  Strafanstalt  Bern  wurde  als  Untersuchungsgefängnis« 
bestimmt,  und  neue  Bezirksgefnngnisso  wurden  in  Biel,  Meiringen 
und  zuletzt  in  Pruntrut  errichtet.  Das  Programm  von  1882  wurde 
demnach  successive  ausgeführt,  aber  mit  gewissen  durch  die  Urn- 
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Stände  gebotenen  Modifikationen,  und  indem  mau  diejenige  Reform, 
welche  anfänglich  vor  allen  andern  verwirklicht  werden  zu  gölten 
schien,  nämlich  die  Umgestaltung  der  Zentralstrafanstalt,  in  die 
letzte  Linie  zurücksetzte. 

Diese  Massnahme  kann  nicht  weiter  aufgeschoben  werden.  Ausser 
den  allgemeinen  Gründen,  die  den  Grossiyi  Rath  zu  den  frühem 
Beschlüssen  bestimmt  haben,  macht  heute  ein  besonderer  Grund 
eine  rasche  Entscheidung  nothwendig.  Im  Anfänge  dieses  Jahres 
hat  der  Staat  Bern  gegenüber  der  Eidgenossenschaft  die  Ver- 
pflichtung übernommen,  eine  neue  Gasse  über  den  Grund  und 
Boden  zu  erstellen,  den  gegenwärtig  einige  Anhängsel  der  Straf- 
anstalt einnehmen.  Der  Zeitpunkt  ist  also  gekommen,  wo  man 
sich  endgültig  über  das  Schicksal  dieser  Anstalt  aussprechen  muss. 

Bevor  die  Polizeidirektion  ihre  Anträge  formulirtc,  Hess  sie  es 
sich  angelegen  sein,  vor  Allem  die  Aufsichtskommission  der  Straf- 
anstalt in  Bern  zu  Ruthe  zu  ziehen  Das  Gutachten  der  Kommission 
lautet  sehr  bestimmt.  Es  gelangt  zu  folgenden  Schlüssen  : 

1)  die  Verlegung  der  Strafanstalt  in  Bern  entspricht  einem 
öffentlichen  Interesse  and  einem  dringenden  Bedürfnisse  ; 

2)  die  Strafanstalt  ist  auf  die  com  Unternehmen  der  Jara- 
gea-ässer  Korrektion  erworbenen  Ländereien  in  der  Xiihe  des 
Dorfes  Ins  zn  verlegen,  eventuell  auf  den  „ Sfeigerhnhel " bei 
Bern,  welchen  der  Staat  za  diesem  /werke  zn  erwerben  hätte; 

3)  die  neue  Anstalt  soll  für  2110 — 230  Insassen  eingerichtet 
werden  and  Süc.htzellen  für  alle  Befangenen  enthalten  nebst 
einer  gewissen  Anzahl  Arbeitszellen,  and  Werkstätten  and 
Speisesäle  für  130 — ISO  Befangene. 

Der  Bericht  der  Kommission  konstatirt,  dass  die  stetige  Ent- 
wicklung der  Stadt  Bern  die  Beibehaltung  der  Strafanstalt  im 
Innern  der  Hauptstadt  unmöglich  macht  und  dass  übrigens  die 
Eintheilung  des  Gebäudes  den  gegenwärtigen  Bedürfnissen  nicht 
mehr  entspricht.  In  Betreff  der  neuen  Baustelle  hält  die  Kommission 
dafür,  dass  sie  nirgends  besser  gelegen  wäre,  als  in  den  Ländereien 
des  Grossen  Mooses  bei  Ins,  wo  der  neuen  Anstalt  in  der  Folge 
jede  nothwendige  Entwicklung  gestattet  wäre  und  die  Arbeit  der 
Sträflinge  dazu  dienen  würde,  jenen  jetzt  noch  unbebauten  Boden 
nutzbar  zu  machen.  Die  Urbarisirung  dieser  Haiden  würde  die 
passendste  Beschäftigung  für  die  Sträflinge  bilden,  deren  grösster 
Theil  der  landwirtschaftlichen  Klasse  angehört.  Für  den  Fall, 
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dass  man  von  diesem  l’rojekt  Umgang  nehmen  zu  sollen  glaubte, 
schlügt  die  Kommission  in  zweiter  Linie  vor,  der  Staat  möge  von 
der  Uemeindo  Bern  die  Besitzung  „Steigerhubel“  kaufen,  deren 
Gebäulichkeiten  gegenwärtig  als  Absonderungshalts  dienen  und 
welche  60  Juch  arten  angebautes  Land  umfasst.  Diese  in  der  Nähe 
Berns  gelegene  Besitzung  würde  allen  Anforderungen  entsprechen, 
mit  Ausnahme  derjenigen,  dass  sie  sich  nicht  für  eine  eventuelle 
Vergrössorung  der  Strafanstalt  eignen  würde. 

ln  Betreff  der  Organisation  ist  die  Kommission  der  Ansicht, 
dass  die  neue  Strafanstalt  für  die  zu  Zuchthaus  verurtheilten  Sträf- 
linge beider  Geschlechter  bestimmt  werden  sollte.  Die  Anstalten 
in  St.  Johannsen  und  in  Thorberg  — die  letztere  sogar  für  sich 
allein  bieten  genügend  Kaum  für  die  korrektionellcn  Sträflinge. 
In  Bezug  auf  die  innere  Einrichtung  waren  die  Ansichten  gethcilt. 
Der  eine  Tlieil  der  Kommission  empfiehlt  das  absolute  Zellensystem, 
wodurch  die  landwirthschaftliche  Beschäftigung  ausgeschlossen  würde, 
- während  ein  anderer  Theil  Einschliessung  in  Zellen  bei  Nacht 
mit  gemeinsamer  Arbeit  bei  Tage  in  Werkstätten  oder  im  Freien 
vorschlägt.  Die  Kommission  verlangt  endlich,  dass  die  Zuchthaus- 
sträflinge nach  ihrer  Aufführung  um!  dem  Grade  ihrer  moralischen 
Besserung  in  Klassen  oder  Kategorien  cingcthcilt  werden  sollen, 
deren  letzte  die  Wohltbat  der  bedingten  Freilassung  gemessen 
würde,  welche  Einrichtung  durch  ein  Dekret  des  Grossen  Käthes 
in  unser  Strafsystem  einzuführen  wäre. 

Der  Bericht  der  Aufsichtskommission  zeichnet  sich  durch  die 
deutliche  Umgrenzung  der  Frage  aus.  Von  den  Grundsätzen  der 
inuern  Ordnung,  welcher  die  Verurtheilten  unterworfen  werden 
sollen,  hängt  in  der  That  nicht  nur  die  Wahl  des  Ortes  für  die 
neue  Strafanstalt,  sondern  auch  unsere  ganze  Gefängnissorganisation 
ab.  Wird  der  Grundsatz  der  Zellenhaft  angenommen,  so  ist  es  klar, 
dass  man  den  Gedanken  aufgebon  muss,  das  Grosse  Moos  zu  be- 
nutzen, welches  ja  nur  durch  Landarbeiter  ertragsfähig  gemacht 
werden  kann.  In  diesem  Falle  brauchte  man  nur  das  Zuchthaus 
in  Bern  in  ein  Zellengefängniss  nach  dem  Projekte  von  1882  um- 
zuwandehi  oder  eine  neue  Anstalt  in  der  Nähe  Berns  zu  erstellen, 
um  den  Sträflingen  eine  eiiiigermasson  lohnende  Beschäftigung  an- 
weisen zu  können.  Thorberg  und  St.  Johannsen  blieben  wie  bisher 
für  die  korrcktionelle  Haft  bestimmt,  vorausgesetzt,  dass  mau  es  nicht 
thunlich  fände,  die  eine  oder  andere  dieser  Anstalten  aufzuheben,  die 
allerdings  für  ihre  gegenwärtige  Bestimmung  schon  zu  gross  sind. 
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Geht  man  dagegen  auf  den  Gedanken  eines  Zellengefängnisses 
nicht  ein,  so  hat  man  zwei  Lösungen  vor  sieh:  entweder  eine  neue 
Strafanstalt  im  Grossen  Moose  zu  errichten  oder  über  die  Anstalten 
Thorberg  und  St.  Johannsen  nach  den  Bedürfnissen  der  Strafvoll- 
streckung zu  vergrüssern. 

Unseres  Erachtens  muss  auf  das  Zellensystem  ohne  Bedenken 
verzichtet  werden.  In  der  Theorie  hat  dieses  System  stets  gleich 
leidenschaftliche  Anhänger  und  Gegner  gefunden,  obwohl  die  Zahl 
der  erstem  seit  einigen  Jahren  bedeutend  abgenommen  zu  haben 
scheint.  Während  die  Einen  zu  seinen  Gunsten  die  Einschüchterung, 
die  es  auf  die  Verbrecher  ausübt,  den  moralisirenden  Einfluss  der 
Absonderung,  die  Abkürzung  der  Dauer  der  Haft,  die  Individuali- 
sirung  der  Behandlung  der  Sträflinge  anführen,  werfen  die  Andern 
der  Zelle  vor,  sie  zerstöre  die  körperliche  und  geistige  Gesundheit 
der  Sträflinge,  sie  machen  die  Schwierigkeit,  dieselben  zu  beschäf- 
tigen, geltend,  ferner  die  sehr  grossen  Kosten  für  die  Einrichtung 
und  das  Aufsichtspersonal  und  endlich  die  verschiedene  Wirkung 
der  Zelle  auf  die  Gefangenen , je  nach  der  Gesellschaftsklasse, 
welcher  diese  angehören.  Ohne  iu  diesem  Streite  Partei  nehmen 
zu  wollen,  und  ohne  die  Vorzüge  zu  verkennen,  welche  das  Zellen- 
system  in  andern  Ländern  bieten  kann,  sei  es  uns  erlaubt,  unter 
seinen  erwiesenen  Naehthcilen  auf  einen  aufmerksam  zu  machen, 
welcher  uns  ganz  besonders  berührt  : es  ist  die  Thatsacho,  dass 
das  Zellensystem  zur  Entvölkerung  der  Landschaft  beiträgt,  indem 
es  die  Landarbeiter  von  ihrem  Berufe  entwöhnt,  so  dass  dieselben 
nach  ihrer  Entlassung  die  Zahl  der  Vaganten  und  Rückfälligen 
vermehren  werden.  Diese  Erwägung  ist  für  uns  von  ausschlag- 
gebender Wichtigkeit.  Drei  Viertel  unserer  Sträflinge  gehören 
rhatsächlich  der  Klasse  der  Landarbeiter  au.  Das  Zellensystem 
würde  für  sie  besondere  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die  Erlernung 
eines  Berufes  und  die  Anweisung  passender  Arbeit  mit  sich  bringen, 
ohne  dass  sie  nach  ihrem  Austritt  aus  dein  Gefängnis*  Nutzen 
davou  hätten.  In  ihrem  eigenen  Interesse  und  nicht  weniger  im 
Interesse  der  Gesellschaft  muss  man  im  Gogentheil  darauf  bedacht 
sein,  dass  sie  nach  Verbüssung  ihrer  Strafe  ihre  frühere  Beschäfti- 
gung wieder  aufnehmen.  Unsere  Gefängnissorganisation  muss  dess- 
halb  dahin  zielen,  dass  den  Sträflingen  so  viel  Landarbeit  als  nur 
immer  möglich  angewiesen  werden  kann. 

Der  gleiche  Beweggrund  veranlasst  uns,  auch  den  Gedanken 
der  Errichtung  einer  neuen,  ausschliesslich  für  die  Zuchtlinussträf- 
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linge  bestimmten  Strafanstalt  abzulehnen,  obwohl  der  Wunsch  nach 
einer  solchen  von  der  Aufsichtskouimission  geiiussert  worden  ist. 
Unter  diesen  Sträflingen  befindet  sich  nur  eine  kleine  Zahl  von 
solchen,  welche  zur  Landarbeit  verwendet  werden  können,  denn 
diejenigen,  welche  zu  einer  langen  Haft  verurtheilt  sind,  und  die- 
jenigen, welche  eine  besondere  Aufsicht  erfordern,  müssen  mit 
Arbeiten  im  llause  beschäftigt  werden.  Wenn  man  indessen  diese 
Lösung  versuchen  wollte,  so  wäre  der  eventuelle  Vorschlag  der 
Aufsichtskommission  vorzuziehen  und  die  Strafanstalt  auf  dem 
„Steigerhubel“  oder  einer  andern  Besitzung  in  der  Nähe-  Berns 
unterzubringen,  um  die  Vortheile  einer  leichten  Verbindung  zu 
haben.  Will  man  aber  auf  das  Grosse  Moos  hinaus  in  der  Absicht, 
die  unbebauten  Strecken,  welche  der  Staat  dort  schon  besitzt  oder 
im  Begriffe  steht  zu  erwerben,  nutzbar  zu  machen,  so  muss  man 
so  viele  Arbeitskräfte  als  möglich  dorthin  bringen.  Man  würde  den 
Zweck  nicht  erreichen,  wenn  man  die  „Kriminellen“  in  eine  Straf- 
anstalt absonderte,  wo  die  Landarbeit  nur  einen  Nebenzweig  des 
Betriebes  bildete,  und  dagegen  die  „Korrektionellen“  iu  den  Au- 
sladen Thorberg  und  St.  Johannseu  belicsse.  Eine  auf  diesem  Fusse 
eingerichtete  Anstalt  würde  übrigens  sehr  bald  in  dom  Masse  für 
die  benachbarte  Bevölkerung  lästig  werden,  als  der  Anbau  des 
Landes  fortsehritto,  und  nach  einigen  Jahren  würde  die  Forderung 
nach  einer  neuen  Verlegung  der  Anstalt  nicht  ausbleibcu. 

Allerdings  hat  der  Grosse  Rath  sich  iu  seinem  Beschlüsse  vom 
11.  April  1.S82  für  die  vollständige  Trennung  der  Kriminellen  von 
den  Korrektionellen  ausgesprochen.  Er  that  dies  jedoch  in  der  Vor- 
aussetzung, dass  mau  für  die  Erstem  ein  Zellengctaugniss  errichten 
werde,  während  die  Andern  zur  Landarbeit  verwendet  würden. 
Seither  hat  die  Errichtung  des  Korrektioushauses  St.  Johaunsen 
eine  ’Aenderung  in  den  Stand  «1er  Dinge  gebracht,  welcher  seiner 
Zeit  jenen  Beschluss  veranlass te.  Zudem  konnte  die  Tragweite  des 
Beschlusses  des  Grossen  Rathes  nicht  über  den  Sinn  des  Art.  11 
des  Strafgesetzbuches  hinausgehen,  der  einfach  vorschreibt,  die 
beiden  Klassen  der  Verurtheilten  „möglichst“  in  getrennten  Räumen 
zu  verwahren.  Der  Wortlaut  des  Strafgesetzbuches  gestattet  dem- 
nach den  Verwaltungsbehörden,  die  Verurtheilten  beider  Klassen 
ihre  Strafe  in  der  gleichen  Anstalt  verbiiasen  zu  lassen,  nur  mit 
tler  Einschränkung,  «lass  sie  nicht  in  einer  und  derselben  Räum- 
lichkeit oder  Abtheilung  mit  einander  in  Berührung  gebracht  werden 
sollen. 
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Es  wird  heutzutage  allgemein  anerkannt,  dass  es  willkürlich 
ist,  die  Yerurtheilten  nach  der  Gerichtsbarkeit  einzutheilen,  die  über 
ihr  Vergehen  gourtheiit  hat,  und  das»  mancher  ständige  Gast  der 
korrektionelleu  Gerichte  gefährlicher  und  für  die  Hesserung  weniger 
empfänglich  ist,  als  oft  ein  durch  don  Assisenhof  zu  einer  ent- 
ehrenden Strafe  verurtheilter  Krimineller.  Die  einzige  rationelle 
Klassifikation  ist  diejenige,  welche  zwischen  den  erstmals  Verur- 
theilten  und  den  Rückfälligen  unterscheidet.  Die  Gefiiagnissver- 
waltung  muss  den  Erstem  eine  besondere  Aufmerksamkeit  widmen 
und  sie  der  Berührung  mit  den  schlechten,  die  Gefängnisse  bevöl- 
kernden Elementen  entziehen.  Was  die  Rückfälligen  anbelangt,  so 
kann  man,  von  seltenen  Ausnahmen  abgesehen,  kaum  erwarten, 
dass  sie  die  Strafanstalt  gebessert  verlassen,  und  ihnen  gegenüber 
besteht  der  Hauptzwock  der  Strafvollziehung  neben  der  Züchtigung 
darin,  sie  unschädlich  zu  machen.  Die  Mehrzahl  derselben  zieht 
übrigens  nur  vom  Zuchthaus  in’s  Korrektionshaus  und  umgekehrt, 
je  naebdom  der  Zufall  ihnen  Gelegenheit  zur  Begehung  eines  , Ver- 
brechens“ oder  eines  „ Vergehens“  liefert.  Man  darf  also  sagen, 
dass  für  die  Rückfälligen  die  Forderung  der  Trennung  nebensächlich 
ist  und  die  Verwaltung  kein  Bedenken  tragen  soll,  in  dieser  Hin- 
sicht von  der  Freiheit  Gebrauch  zu  machen,  die  ihr  der  Art.  11 
des  Strafgesetzbuches  gestattet. 

Nichts  hindert  somit,  unter  dem  gleichen  Dache  die  Verur- 
thcilten  der  beiden  Klassen  — die  Kriminellen  und  die  Korrek- 
tionellen — unterzubringen,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  sie 
in  bestimmte  Abtheilungen  geschieden  werden.  Dies  ist  die  Lösung, 
welche  die  Umstände  uns  bestimmen  vorzuschlagen,  vor  Allem  um 
eine  Zersplitterung  zu  vermeiden,  deren  Kaclitheile  schon  gegen- 
wärtig fühlbar  sind.  Der  Stand  der  Sträflinge  des  laufenden  Jahres 
weist  nämlich  folgende  Zahlen  auf  : 

Maximum.  Minimum.  Mittel. 

Zuchthaus  . . 234  223  229,  wovon  28  Weiber. 

Korrektionshaus  280  231  256,  , 52  „ 

Die  256  Korrektionelleu  sind  auf  die  Anstalten  Thorberg  und 
St.  Johannsen  vertheilt.  Man  muss  jedoch  vou  dieser  Zahl  eine 
Mittelzahl  von  20 — 30  zu  Einzelhaft  Yerurtheilten  abziehen,  welche 
ihre  Strafe  in  den  neuen  Bezirksgefängnissen  abbüssen.  Es  bleiben 
somit  im  Mittel  kaum  240  Yerurtheilte  für  die  zwei  Korrektions- 
häuser. Nun  aber  kann  Thorberg  450  und  St.  Johannsen  200  Sträf- 
linge beherbergen.  Der  gegenwärtige  Bestand  ist  ungenügend  zur 
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Bewirtschaftung  der  zwei  grossen  Domänen  dieser  Anstalten,  und 
die  Polizeidirektion  hat  Mühe,  den  Reklamationen  der  Verwalter 
Genüge  zu  leisten,  die  sieh  fortwährend  beklagen,  nicht  genügend 
Arbeitskräfte  für  den  Landbau  zu  haben.  Im  letzten  Herbst  hat 
man  sogar  zu  einer  ausnahmsweise»  Massregcl  greifen  müssen,  um 
diesem  Uobolstand  zu  begegnen:  die  in  der  Strafanstalt  in  Bern 
untergebrachten  Weiher  wurden  nach  Thorberg  verlegt,  und  alle  zu 
Korrektionshaus  verurtheilten  Weiber  wurden  in  St.  Johnnnsen  ver- 
einigt. Der  innere  Dienst  der  Strafanstalt  in  Bern  wird  seither  durch 
die  im  Arheitshausc  untergebrachten  Weiber  besorgt.  Dieser  Zu- 
stand wird  nicht  verfehlen,  in  fühlbarer  Weise  das  Budget  der  An- 
stalten Thorberg  und  St.  Johanusen  zu  beeinflussen,  die  ein  viel 
zahlreicheres  Personal  für  ihren  Gewerbebetrieb  und  ihre  Laud- 
wirthschaft  nüthig  hätten.  Es  ist  somit  einleuchtend,  dass,  wie  wir 
schon  bemerkt  haben,  die  Errichtung  einer  neuen  Strafanstalt  die 
Aufhebung  des  einen  unserer  zwei  Konfektionshäuser  zur  unmittel- 
baren Eolgo  haben  müsste. 

Wenn  wir  beantragen,  Thorberg  und  St.  Johanusen  auch  zur 
Unterbringung  der  peinlich  Verurtheilten  zu  verwenden,  so  siud  wir 
weit  davou  entfernt,  anzunchmen,  dass  diese  Anstalten  ihrer  neucu 
Bestimmung  dienen  können,  ohne  einer  tiefgreifenden  Umgestaltung 
unterworfen  werden  zu  müssen.  Zwar  werden  nur  in  St,  Johanusen 
Neubauten  nüthig  werden;  alter  in  sänimtlichen  vorhandenen  Ge- 
bäulichkeiten werden  noch  zweckentsprechende  Einrichtungen  ge- 
troffen werden  müssen.  Nach  der  Statistik  der  letzten  Jahre  kann 
man  für  die  Zukunft  ein  Maximum  von  650  Sträflingen  annehmen. 
Jm  Jahre  1889  belief  sich  ihre  Zahl  auf  573,  die  folgendermassen 
vertheilt  waren  : 


Klick  füllige. 

Er»inialftbe*traft«. 

TdU). 

Bern 

. . . . 80 

187 

267 

Thorborg  . . . . 

....  41 

113 

154 

St.  Johaunseu 

....  102 

50 

152 

Total  223 

350 

573 

Der  Durchschnitt  der  zehn  letzten  Jahre  1880  bis  188!)  weist 
folgende  Zahlen  auf: 


Klick  füllige. 

E i>  t ma  1s  bestraft*?. 

ToUI. 

Bern 

....  12'J 

203 

332 

Thorberg  . 

....  53 

158 

211 

St.  Johanusen 

....  136 

58 

194 

Total  318 

41!) 

737 
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1 tiese  Zahlen  setzen  »ich  zusammen  aus  : 

UUckfllligv.  BrstuinldWstnifLe.  Total. 

Verurtheilte  auf  Lebenszeit . . 4 7 11 

Verurtheilte,  die  nneh  mehr  als 

5 Jahre  zu  bestehen  hatten  7 27  34 

Verurtheilte,  die  weniger  als  5 J. 

noch  zu  bcsteheu  hatten  . 307  385  1102 

Total  318  410  737 


(Ks  ist  zu  bemerken,  dass  in  den  Zahlen  von  1880  47  Männer 
inbegriffen  sind,  welche  in  dem  von  der  Verwaltung  von  St.  Jo- 
hanusen  abhängigen  Arbeitshause  in  Ins  untergebracht  waren.  Die 
Zahlen  von  1800  werden  noch  niedriger  sein,  als  diejenigen  von  1880.) 

Aus  dieser  Uebersieht,  wie  übrigens  auch  aus  unsern  letzten 
Jahresberichten,  geht  hervor,  dass  die  Zahl  der  Verbrochen  seit 
einigen  Jahren  merklich  abgenommen  hat.  Die  Verwalter  der  Straf- 
anstalten wurden  über  diesen  Punkt  befragt  ; sie  schreiben  die  erfreu- 
liche Thatsuche  drei  llauptursachen  zu:  der  Abnahme  des  Alkohol- 
genusses, einer  Folge  der  Einführung  des  Monopols;  sodann  dem 
Einflüsse  der  Rettungsanstalten  für  bösgeartete  und  verwahrloste 
Kinder,  welche  Anstalten  eine  immer  grössere  Zahl  von  Rekruten 
der  Verbrecherarmee  entziehen,  — und  endlich  der  Errichtung  von 
Arbeitshäusern,  welche  gegenwärtig  ungefähr  130  Individuen  be- 
herbergen, von  welchen  die  meisten  Kunden  der  Korrektionshäuser 
waren.  Wie  dem  auch  sei,  so  wird  man,  wie  wir  glauben,  bei  der 
Annahme  eines  Maximums  von  000  Sträflingen  allen  Eventualitäten 
begegnen  können. 

Die  neue  Gefängn issorgan isation  muss  unter  den  Verurtheilten 
eine  vollständige  und  bleibende  Unterscheidung  aufstellen.  Wir 
meinen  damit  nicht  die  in  Art.  11  des  Strafgesetzbuches  empfohlene 
Trennung,  die  nur  eine  einfache  administrative  Scheidung  erfordert; 
sondern  mau  muss  ein  für  alle  Mal  die  Rückfälligen  von  den  Erst- 
malsverurtheilten  trennen,  wenn  mau  will,  dass  der  erzieherische 
Einfluss  der  Strafanstalten  endlich  nennenswerthe  Ergebnisse  erziele 
und  dass  das  Gefängniss  die  Verbrecher  in  gewissem  Masse  zu  bessern 
vermöge,  welche  ihm  die  Gesellschaft  zur  Hut  übergibt.  Diese 
Trennung  wird  den  A'ortheil  haben,  von  vornherein  den  Charakter 
unserer  zwei  Strafanstalten  deutlich  und  bestimmt  zu  kennzeichnen. 
In  der  einen  die  räudigen  Schafe,  die  Verbrecher  von  Uoruf,  die 
unverbesserlichen  Uebolthäter,  gegenüber  welchen  die  Gesellschaft 
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kaum  mehr  eine  andere  Pflicht  hat,  als  sie  ausser  Stand  zu  setzen, 
zu  schaden.  In  der  andern  Diejenigen,  welche  das  Gesetz  zum  ersten 
Male  erreicht  und  für  ein  Delikt  bestraft,  das  sie  vielleicht  nicht  mehr 
begehen  werden,  wenn  eine  einsichtsvolle  Bestrafung  sie  auf  den 
guten  Weg  zurückführen  kann,  und  namentlich,  wenn  sie  nicht  der 
Berührung  mit  den  Veteranen  des  Verbrechens  ausgesetzt  werden, 
welche  in  ihrem  Bewusstsein  die  Schwere  ihres  Vergehens  durch 
Lehren  zur  Verübung  neuer  Vergehen  abschwächen  würden. 

Wenn  man  diese  Klassenteilung  annimmt,  so  ist  die  Wahl 
Thorbergs  für  die  Rückfälligen  ganz  angezeigt.  Die  Zahl  Der- 
jenigen, welche  zur  Landarbeit  verwendet  werden  können,  genügt 
zur  Bewirtschaftung  der  Domäne,  namentlich  wenn  die  Filiale  in 
T rachsei wald,  wie  wir  beantragen  werden,  zur  Aufnahme  der  jugend- 
lichen Verurteilten  im  Alter  von  lli  20  Jahren  bestimmt  wird. 
Die  übrigen  Sträflinge  werden,  wie  bisher,  mit  Hausarbeit  be- 
schäftigt werden.  Die  Strafanstalt  St.  Johannsen  würde,  angemessen 
vergrüssert,  für  die  Erstmalsverurteilten  Vorbehalten  bleiben.  Sie 
würde  mehrere  Abteilungen  in  sich  begreifen.  Die  erste  würde 
sich  aus  den  Sträflingen  zusammensetzen,  die  nicht  ausserhalb  der 
Anstalt  beschäftigt  werden  dürfen,  nämlich  unter  andern  die  auf 
Lebenszeit  Verurteilten,  die  Verurteilten,  welche  noch  eine  lange 
Strafe  auszuhalten  haben,  z.  B.  mehr  als  fünf  Jahre,  und  überhaupt 
alle  diejenigen,  bei  welchen  man  Grund  hat,  eine  Entweichung  zu 
befürchten,  so  namentlich  die  Fremden.  Die  Sträflinge  dieser 
Abtheilung  würden  mit  der  Leinwandweberei  beschäftigt  werden. 
Dieses  Gewerbe  ist  das  einzige,  dessen  Konkurrenz  das  Publikum 
nicht  zu  fürchten  hat,  dessen  Erzeugnisse  leichten  Absatz  finden 
und  dessen  Gewinn  gesichert  ist.  Herr  Blomenstein,  Verwalter  der 
Strafanstalt  in  Bern,  bemerkt  in  seinem  Berichte,  dass  man  dieses 
Gewerbe  in  Thorberg  wegen  der  schwierigen  Verbindung  kaum 
einführen  oder  vielmehr  entwickeln  könnte,  während  St.  Johannsen 
nur  20  Minuten  von  der  Station  Lnnderon  entfernt  liegt,  mit  welcher 
es  durch  eine  gute  Strasse  verbunden  ist.  Für  die  Bequemlichkeit 
dr-s  Publikums  könnte  man  übrigens  eine  Ablage  im  Bezirksgefängniss 
von  Bern  einrichten. 

Von  den  übrigen  Sträflingen  in  St.  Johannsen  würden  die  einen 
zur  Bewirtschaftung  der  Domäne  der  Anstalt  und  die  uudern  zur 
Bebauung  des  Grossen  Mooses  verwendet.  Eine  besondere  Abtheilung, 
die  aus  solchen  bestünde,  die  zu  kurzen  Strafen  verurteilt  sind, 
würde  in  Witzwyl  untergebracht,  wenn  der  Staat  diese  Domäne 
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erwirbt,  oder  auf  irgend  einem  andern  zu  bestimmenden  Punkte. 
In  Witzwvl  wäre  Platz  für  50  Sträflinge.  Die  Zahl  der  Stationen 
zur  Bebauung  des  Grossen  Mooses  könnte  übrigens  nach  Mnssgabe 
dos  Bedürfnisses  vermehrt  werden.  Diese  Stationen  hätten  den 
Vortheil,  eine  rationelle  Klassentheilung  der  Gefangenen  zu  erlauben 
und  eine  Prämie  für  ihr  Wohlverhalten  zu  bieten:  sie  könnten  die 
verschiedenen  Stufen  bilden,  welche  Herr  Guillaume  in  seinem 
Berichte  von  1875  empfiehlt.  Die  bedingte  Freilassung,  welche  die 
letzte  Stufe  bilden  würde  — sobald  der  Grosse  Rath  deren  Ein- 
führung beschlossen  haben  wird  würde  in  glücklicher  Weise 
unterstützt  durch  die  Nähe  der  Kolonie  der  Entlassenen,  des 
Arbeiterheimx,  welches  die  Privatinitiative  im  Tamiciihof  errichtet 
hat.  Würde  es  endlich  nicht  möglich  sein,  dass  der  Staat  denjenigen 
Sträflingen,  welche  sichere  Bürgschaften  ihrer  moralischen  Besserung 
gegeben,  unter  günstigen  Bedingungen,  für  sie  und  ihre  Familien 
Landkonzessionen  auf  dem  Grossen  Moose  gewährte,  zu  dessen 
Urbarisirung  sie  mit.  ihren  eigenen  Armen  beigetragen  hätten? 
Läge  hierin  nicht  zugleich  ein  Mittel  zur  Rehabilitation  für  die 
Yerurtheilten,  eine  Garantie  für  die  Gesellschaft  und  ein  Element 
des  Gedeihens  für  diesen  Tlieil  unseres  Landes? 

In  St.  Johannsen,  wie  in  Thorberg,  würde  die  Organisation 
eine  unvollständige  seiu,  wenn  sie  nicht  die  Einführung  der  Nacht- 
zellen für  alle  Sträflinge  enthielte.  Die  Aufsichtskommissionen  und 
die  Strafanstaltsvorsteher  sind  in  diesem  Punkte  einig,  dass  die 
Nachtzelle  die  erste  Bedingung  eines  guten  Gefüngnisssvstems  ist. 
Für  die  Rückfälligen  in  Thorberg  wird  sie  die  Vorbereitung  neuer 
Vergehen  verhindern,  welche  die  gemeinsamen  Schlafräume,  diese 
Fortbildungsschulen  des  Verbrechens,  nur  zu  häufig  begünstigt  haben. 
In  St.  Johannsen  wird  sie  den  Neuverurtheilteu  die  zum  Nachdenken 
uothwendige  Einsamkeit  verschaffen,  und  sie  wird  der  moralischen 
Ansteckung  durch  die  Berührung  mit  den  Verdorbenem  Vorbeugen. 
Es  wird  nöthig  sein,  ungefähr  800  Zellen  in  Thorberg  und  350  in 
St.  Johannsen  zu  erstellen.  In  jeder  Anstalt  muss  eine  gewisse 
Anzahl  dieser  Zellen  als  Arbeitszeiten  für  diejenigen  Gefnngenon 
verwendet  werden  können,  welche  die  Verwaltung  abzusondern  für 
gut  erachtet.  1 Ir.  Blumenstein  glaubt,  dass  in  St.  Johannsen  deren 
50  nöthig  sein  werden.  Die  Gelegenheit  wird  günstig  sein,  in  Thor- 
berg auch  «lie  abgesonderte  Infirmerie  zu  erstellen,  welche  man  dort 
seit  Langem  verlangt. 
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Die  Erweiterung  der  Strafanstalt  St.  Johanusen  wird  mit  Noth- 
weitdigkeit  dazu  führen,  die  Verwaltung  dieser  Anstalt  zu  ändern 
und  zu  verstärken.  Auf  (irund  des  Dekrets  vom  23.  Xoveniher  ISS."! 
besteht  diese  Verwaltung  aus  einem  Vorsteher  und  einem  Buch- 
halter. Nun  ist  es  klar,  dass  diese  zwei  Beamten  für  die  Führung 
einer  Anstalt  nicht  genügen  könnten,  welche  mehrere  wichtige  und 
auf  einem  beträchtlichen  Baume  zerstreute  Dieustzweige  umfassen 
und  mit  welcher  ausserdem  das  Arbeitshaus  in  Ins  fernerhin  ver- 
bunden bleiben  wird.  Es  wird  somit  unerlässlich  sein,  dem  Vorsteher 
einen  Ockonomeu  beizug  ben  und  vielleicht  die  Verrichtungen 
eines  Einnehmers  und  eines  Buchhalters  zu  trennen  oder  zum 
Mindesten  diesem  letztem  einen  Angestellten  zu  geben.  Der  Vor- 
steher wird  daun  dem  erzieherischen  Theile  seiner  Aufgabe,  welcher 
bis  dahin  gezwungener  Weise  vernachlässigt  war,  mehr  Zeit  widmen 
können.  Durch  den  täglichen  Eingang  mit  den  Sträflingen,  durch 
den  Einfluss,  den  ihm  seine  Besuche  und  Uathschlöge  auf  sie  ver- 
schaffen werden,  wird  er  in  reichem  Masse  zu  ihrer  Besserung 
beitragen  können.  Vielleicht  wird  mau  es  auch  zweckmässig  finden, 
ihm  die  allgemeine  Ueberwachung  aller  Strafanstalten  mit  Einschluss 
der  Bezirksgefäugnisse  zu  übertragen,  damit  der  gerammte  Gefäugniss- 
dieust  vom  gleichen  Geiste  beseelt  werde  und  auf  das  gleiche  Ziel 
hinarbeite.  Es  ist  überflüssig,  zu  bemerken,  dass  die  Kosten  der 
neuen  Verwaltung  sich  mehr  als  aufgewogeu  finden  werden  durch 
die  Ersparnis»,  welche  mit  der  Aufhebung  der  Strafanstalt  in  Bern 
erzielt  werden  wird. 

Die  Organisation,  die  w ir  Vorschlägen,  soll  sich  den  besondem 
Bedürfnissen  des  Kantons  Bern  anpassen.  Sie  kann  sich  nicht  die 
andern  gleichartigen  Anstalten  der  Schweiz  oder  des . Auslandes 
zum  Muster  nehmen,  die  unter  andern  Bedingungen  und  mit  Rüok- 
sicht  auf  andere  Umstände  gegründet  wurden.  Es  ist  somit  un- 
möglich, zum  Voraus  das  ganze  Bäderwerk  derselben  festzustellen, 
und  es  empfiehlt  sieb  in  dieser  Beziehung,  dem  Bogierungsrathe 
eine  gewisse  Freiheit  zu  lassen,  unter  dem  Vorbehalt  der  Kontrole 
durch  den  Grossen  Rath.  Für  den  Augenblick  genügt  es,  die  Grund- 
linien zu  ziehen,  nämlich  die  Unterbringung  der  Rückfälligen  in 
Thorberg  und  der  andern  Verurtheilten  in  der  Strafanstalt  St.  Jo- 
hannsen  und  in  deren  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Ncbcnanstalten 
zu  bcschliessen.  Die  Einzelnheiten  der  Ausführung  müssen  der 
Würdigung  der  Verwaltungsbehörden  überlassen  werden.“ 
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Auf  Grund  der  Anträge  der  Polizeidirektion  legte  der  Regierunge- 
ruth  im  Januar  1891  dem  G rönnen  Käthe  den  Entwurf  vor  zat  einem 


Dekret  betreffend  die  Aufhebung  der  Strafanstalt  in  Bern  und 
die  Reorganisation  der  Strafanstalten. 

Art.  1.  Die  Strafanstalt  in  Bern  irird  auf  den  l.  Januar  1893 
aufgehoben. 

Stimm  fliehe  Beamte  and  Angestellte  derselben  sind  als  solche  auf 
1.  Januar  1893  za  entlassen,  ohne  dass  sie  von  daher  aaf  irgend 
eine  Entschädigung  Anspruch  haben  sollen. 

Art.  J.  Die  Strafanstalten  za  St.  Johannxeu  and  Thorberg,  mit 
ihren  Dependenzen , werden  zar  Enthaltung  derjenigen  peinlich  and 
korr.ektionell  Vernrtheilten  bestimmt,  welche  ihre  Strafen  nicht  in 
einem  Bezirksgef ii ngniss  za  erstehen  haben. 

In  der  Hegel  werden  die  zum  ersten  Mal  zu  einer  peinlichen 
oder  korrektionellcH  Enthalt  nngsstrafe  Vernrtheilten  dieselbe  in 
St.  Johaunsen,  Rückfällige  dagegen  die  ihrige  in  Thorberg  aas- 
halten, and  zwar  nach  dann,  wenn  die  frühem  Vernrtheiluvgen 
ausserhalb  des  Kantons  Bern  erfolgt  sind.  Der  Regierungsrath 
kann  die  Bolizeidire.ktion  ermächtigen,  von  obiger  Regel  Ausnahmen 
za  machen. 

Art.  3.  Die  Organisation  and  die  innere  Einrichtung  der  Straf- 
anstalten za  St.  Johaunsen  and  Thorberg  sind  durch  den  Regierangs- 
rath auf  dem  I erordn uugsu  ege  festznslellen. 

Art.  I.  In  theilweiser  Abänderung  des  Dekrets  vom  Jô.  Mai 
ISIS  über  die  Errichtung  einer  Zwaugsarbeitsanstalt  in  Thorberg 
and  des  Dekrets  vom  Zt3.  Xorembcr  1883,  betreffend  die  Stellen 
eines  Vorstehers  and  eines  Buchhalters  der  Strafanstalt  zu  St.  Jo- 
haunsen, wird  die  Verwaltung  der  Strafanstalten  za  Thorberg  mal 
St.  Johaunsen  auf  1.  Januar  1893  vervollständigt  durch  die  Auf- 
stellung eines  gemeinsamen  Inspektors,  welchem  die  Oberaufsicht 
über  dieselben  obliegen  wird.  Der  Regierangsrath  kann  auf  regle- 
meutarischem  Wege  diesen  Inspektor  auch  mit  der  Aufsicht  and 
luspizirung  sämmtlicher  Gefängnisse,  Arbeitshäuser  and  andern  ver- 
wandten Anstalten  des  Kantons  beauftragen  and  wird  überhaupt 
die  Obliegenheiten  desselben  näher  bestimmen. 

Art.  ö.  Der  Regiemngsruth  ist  beauftragt,  mit  Beförderung 
dem  Grossen  Ruthe  die  Bläue  mal  Kostenberechnungen  über  die 

Z«>iUcbr.  f.  Schweuer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  5 
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Arbeitet!  rorzalegeu,  welche  noth  wendig  sind,  um  die  Strafanstalten 
zu  Thorberg  amt  St.  Johannsen  ihrer  neuen  Bestimmung  gemäss 
einznriehten.  Diese  Arbeiten  sollen  successive  ausgeführt  werden. 

Art.  <>.  Der  Regierangsrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Dekrets  beauftragt.  Dasselbe  ist  in  die  Gesetzsammlung  auf  Zunahmen. 

Die  Polizeidirektion  und  der  Rcgierungsrath  bezwecken  mit 
dieser  Vorlage,  des  vor  10  Jahren  begonnene  Werk  der  bcrnischen 
Gefangnissroform  ordnend  zusamtnenzufassen  und  zu  vervollständigen. 
Die  Polizeidirektion  hat  überdies  Berichte  und  Anträge  angekündigt 
über  : 

„1.  Die  Einführung  der  bedingten  Freilassung,  auf  Grund  der 
dem  Grossen  Käthe  in  Art.  27,  Ziffer  I,  litt,  g,  der  Verfassung 
eingeräumten  Befugnis«,  und  «lie  Bedingungen,  unter  welchen  sic 
organisirt  werden  soll. 

2.  Die  Aufstellung  einer  Zentralkommission  für  die  Straf- 
anstalten, weicht;  schon  im  Jahre  1882  projektirt  war  und  welche 
die  gegenwärtigen  Aufsichtskommissionen  ersetzen  soll.  Ihre  Befug- 
nisse werden  sich,  sei  es  direkt,  sei  es  durch  Delegation,  eventuell 
auch  auf  die  Aufsicht  über  die  Bezirksgefäugnissc  ausdehnen  lassen. 

3.  Din  Reorganisation  des  .1  nfsiehtspersonals  der  Strafanstalten 
und  die  Garantien,  die  in  Zukunft  von  diesem  Personal,  das  gegen- 
wärtig nicht  auf  der  Hohe  seiner  Aufgabe  steht,  zu  fordern  sind. 
Nach  unserer  Meinung  soll  diese  Reorganisation  mit  derjenigen  des 
Landjägerkorps  zusammenfallcn,  welche  die  Polizeidirektion  zur  Zeit 
vorbereitet,  ln  Zukunft  würden  die  Landjäger  der  Reihe  nach  mit 
einem  Theile  dieses  Dienstes  betraut  werden. 

4.  Don  Bau  und  die  Organisation  des  Bezirksgefängnisse*  von 
Bern,  mit  welchem  wir  das  gegenwärtig  provisorisch  in  einem 
Flügel  der  Strafanstalt  Bern  untergebrachte  Weiber- Arbeitshaus  zu 
verbinden  beantragen  werden. 

.">.  Die  Gründung  einer  Anstalt  für  büsgeurtete  Jünglinge  und 
lür  Yerurtheilte  von  16 — 20  Jahren  in  der  int  verflossenen  Jahre 
mit  dein  Korrektionshaus  Thorberg  verbundenen  Filiale  zu  Trachsel- 
wald. 

ft.  Die  Einführung  von  Vorlesungen  über  Gefänguissuiesen  an 
der  juristischen  Fakultät  der  Hochschule.“ 
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Ans  dem  Berichte  der  Polizeidirektion  ergibt  sielt  zunächst  die 
sehr  erfreuliche  Thalsache  einer  Verminderung  < 1er  Kriminalität  für 
den  Kaiitou  Bern,  lfie  Verwalter  der  heroischen  Strafanstalten 
schreiben  diesen  Erfolg  dem  Alkoholgexetz  und  den  guten  Wirkungen 
der  Rettnugs-  und  Arbeitsanxtalten  zu.  Dieser  Erfolg  muntert  zu 
weiteren  Bemühungen  auf.  Als  nächste  Ziele  stellen  sich  dar  : Die 
staatliche  Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  zunächst  durch  wirk- 
same Unterstützung  des  Vereins  zur  Erziehung  verwahrloster  Kinder 
fGotthelJ'stiftnngf  Dazu  sollte  eine  bedeutende  Quote  des  Alkohol- 
zehntels verwendet  werden  ').  Dann  die  Verxtnathehnng  der  Saturai- 
verpflegnng  nach  dem  Beispiel  anderer  Kantone.  Die  Kriminalitäts- 
ziffer  wird  alter  gewiss  auch  durch  einen  zweekmäxsigen  Strafvollzug 
günstig  beeinflusst. 

Darüber  besteht  kein  Zweifel  : der  gegenwärtige  Zustand  kann 
nicht  fortdauern.  Die  Aufhebung  der  Strafanstalt  in  Bern  wird 
durch  rechtliche  Verpflichtungen  bedingt,  welche  der  Kanton  Bern 
gegenüber  dem  Bund  eingiug.  U te  das  bernixchr.  fhfii ntj n i sx wesen 
für  die  Zukunft  cinzttr iahten  sei , darüber  gehen  die  Meinungen 
auseinander.  Die  Lösung  ist  ausserordentlich  wichtig,  nicht  nur  für 
den  Kanton,  sondern  auch  für  das  Strafrecht  der  Eidgenossenschaft. 
Denn  ein  gutes  Strafensystem  lässt  sich  nur  aufstellen,  wenn  die 
erforderlichen  Gebäude  zur  Verfügung  stehen.  Das  darf  Bern  bei 
seiner  Gefangnissreform  nicht  ausser  Acht  lassen. 

Die  zu  einem  Gutachten  aufgeforderte  Aufxi  eh  txko  nuuixxion  der 
Strafanstalt  Bern  befürwortet  den  Bau  eines  Zuchthauses,  so  dass 
der  Kanton  Bern  wie  bisher  drei  Strafanstalten  besitzen  würde.  Die 
Polizeidirektion  und  der  Regiernugxruth  wollen  von  einem  solchen 
Neubau  absehen  ; die  sämmtlichen  Sträflinge,  die  nicht  in  den  Be- 
zirksgefängnissen untergebracht  werden,  würden  demnach  auf  die 
beiden  Anstalten  St.  Johannseu  und  Thorberg  vertheilt. 

Wenn  die  Aufsichtskommission  und  die  Polizeidirektion  bezüg- 
lich dieses  wichtigen  Punktes  getheiitcr  Ansicht  sind,  so  wird  da- 
gegen die  Einrichtung  von  Xaehtzellen  für  jeden  Sträfling  beider- 
seits als  unabweislieh  anerkannt.  Die  Polizeidirektion  beabsichtigt, 
300  Nachtzellen  in  Thorberg  und  350  in  St.  Johannseu  zu  erstellen, 
was  bedeutende  bauliche  Veränderungen  erfordert,  in  St.  Johannsen 
auch  Neubauten.  Damit  wird  ein  ganz  gewaltiger  Fortschritt  erzielt, 

')  Der  Alkoholzehntel  darf  nicht  verzettelt  werden.  Bern  hat  sich  stets  tu r 
tianzes  lind  gegen  Halbheiten  entschieden,  so  soll  es  auch  hier  sein. 
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und  wenn  die  ganze  Gefangnissreform  lediglich  die  allgemein  als 
verwerflich  erkannte  nächtliche  Gemeiuschaßshaß  beseitigt,  so  ist 
schon  unendlich  viel  gewonnen. 

Der  Streit  über  das  beste  System  des  Strafvollzug«*»  hat  in 
dem  OefängniHswesen  schon  viel  Unheil  angestiftet.  Es  ist  «lalier 
begreiflich,  dass  die  Polizeidirektion  zu  dieser  Frage  nicht  Stellung 
nimmt.  Mit  Hecht  werden  aber  Bedenken  gegen  das  Zellen System 
erhoben,  das  nur  für  ein  Strafabsonderungshaus  passt,  viel  besser 
bewährt  sich  dits  Progressicxy  stem , wie  es  namentlich  Zürich, 
St.  Gallen  und  Aargau  eingeführt  haben  ').  Die  Polizeidirektion 
geht  hauptsächlich  darauf  aus,  den  Sträfling  seiner  bisherigen  Thätig- 
keit  zu  erhalten,  damit  er  uach  der  Entlassung  aus  der  Anstalt  ein 
Auskommen  findet.  Da  nun  drei  Viertheile  unserer  Sträflinge  Ln  ml 
nrbeiter  sind,  so  rechtfertige  es  sich,  die  sämmtlichen  Sträflinge  in 
Anstalten  mit  landwirtschaftlichem  Betrieb,  also  in  Thorberg  und 
Sl.  Johanuseu,  unterzubringen.  Gewiss  ist  die  Anpassung’der  Sträf- 
linge an  die  Verhältnisse  des  Lebens,  die  sie  nach  ihrem  Austritte 
erwarten,  ungemein  wichtig,  allein  es  gibt  eine  Itestimmte  Gruppe 
von  Verbrechern,  bei  denen  solche  Anpassung  von  vorueherein  aus- 
geschlossen ist.  Wie  die  Polizeidirektion  berichtet,  befinden  sich 
nämlich  unter  den  Znchthanxsträ&ingen  „ nur  eine  kleine  Zahl  von 
solchen,  welche  zu  Landarbeit  rer  wendet  werden  können,  denn  die- 
jenigen, welche  zu  einer  langen  Halt  verurteilt  sind,  und  diejenigen, 
welche  eine  besondere  Aufsicht  erfordern,  müssen  mit  Arbeiten  im 
Hause  beschäftigt  werden“.  Und  selbst  unter  den  Erstmalsrernr- 
theilten  gibt  es  Sträflinge,  die  nicht  ausserhalb  der  Anstalt  be- 
schäftigt werden  dürfen.  Der  Bericht  nennt  beispielsweise  die  auf 
Lebenszeit  und  auf  lange  Zeit  Verurteilten,  sowie  die  Fluchtver- 
dächtigen. Diese  Abtheilung  würde  in  St.  dohannsen  zur  Lein- 
wandweberei verwendet  und  es  werden  hiefür  50  Arbeitszeiten  in 
Aussicht  genommen. 

Die  Sträflinge,  welche  gewerbliche  Arbeiten  verrichten,  könnten 
auch  in  einer  Anstalt  ohne  ländlichen  Betrii'b  enthalten  werden. 
Wenn  sie  ebenfalls  in  Thorberg  und  St.  Johaunsen  Quartier  erhalten, 
so  geschieht  dies  wohl  im  Interesse  der  Vereinfachung  der  Verwal- 
tung des  Strafvollzuges.  Verträgt  sich  das  aber  mit  den  Zwecken 
des  Straßidlzuges  ? Dies  führt  auf  den  zweiten  Gesichtspunkt,  von 
dem  sich  «lie  Polizeidirektion  bei  Aufstellung  des  Entwurfes  leiten 

1 ) Vcrgl.  ilie  Mittheilungcn  von  llörlnn,  Seit««  75  ff. 
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Koss.  Der  Entwurf  schliosst  »ich  au  die  neuesten  kriminalpolitischen 
Forschungen  an  und  will  Gewohnheit s-  und  Gelege uheitsverbrerher 
unterscheiden.  Die  Gewohnheitsverbrecher  charakterigirt  der  Bericht 
als  „die  räudigen  Schafe,  die  Verbrecher  von  Beruf,  die  unverbesser- 
lichen l'ebelt Inifer,  gegenüber  welchen  die  Gesellschaft  kaum  mehr 
eine  andere  Pflicht  hat,  als  sie  ausser  Stand  zu  setzen,  zu  schaden “. 
Diese  würden  Thorberg  beziehen,  die  Andern  St.  Johannsen.  Allein 
die  Unterscheidung  des  Dekretes  stimmt  mit  diesor  Auffassung  nicht 
vollkommen  überein  ; nach  dem  Dekret  halten  die  zum  ersten  Mal 
korrektioneil  oder  peinlich  Vernrtheilten  die  Strafe  in  St.  Johannsen, 
die  Rückfälligen  in  Thorberg  aus.  Aber  nicht  Jeder,  der  schon  ein- 
mal korrektiouell  oder  peinlich  verurtheilt  worden  war,  ist  Berufs- 
verbrecher oder  unverbesserlich.  Von  den  318  Rückfälligen,  welche 
in  den  letzten  10  Jahren  in  den  komischen  Strafanstalten  jährlich 
Aufnahme  fanden,  waren  gewiss  kaum  100  Berufsverbrecher  im 
eigentlichen  Sinne.  In  Thorborg  würden  sich  daher  keineswegs 
nur  Gewohnheitsverbrecher  zusammenfinden,  über  200  Sträflinge 
gehörten  in  die  Klasse  der  Gelegenheitsverbrecher.  Dagegen  würde 
allerdings  St.  Johannsen  lediglich  Anfänger  beherbergen,  aber  es 
gibt  auf  dem  Kriminalgebiet  Anfänger,  welche  zum  ersten  Mal  ein 
Hauptstück,  z.  B.  Mord,  Raub,  Nothzucht,  verüben;  auch  werden 
manche  Verbrechen  nicht  bestraft,  so  dass  ein  Erstmalsverurthoilter 
möglicherweise  kein  Neuling  ist.  Es  ist  also  nicht  sicher,  dass  uuter 
den  Erstmalsvernrtheilten  keine  ganz  schlimmen  Elemente  erscheinen. 
Dies  anerkennt  auch  der  Bericht. 

Sollen  wirklich  die  Berufsverbrecher  und  die  Unverbesserlichen 
ausgeschieden  werden,  so  darf  nicht  einmaliger  Rückfall  bezw.  eine 
zweite  Vemrtheilung  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  das 
Unterscheidungsmerkmal  bilden.  Gewiss  oharakterisirt  Rückfülligkeit 
den  Berufsverbrecher,  aber  es  berechtigt  doch  erst  mehrmaliger  und 
vorzugsweise  gleichartiger  Rückfall  zu  dem  Schlüsse,  es  sei  der  Ver- 
urteilte Gewohnheitsverbrecher.  Der  Rückfall  bildet  auch  nicht 
das  einzige  Kriterium.  Ein  sicheres  Urtlieil  darüber,  oh  Einer  Ge- 
wohnheitsverbrecher oder  unverbesserlich  ist,  kann  nur  durch  eine 
genaue  Prüfung  der  ganzen  Persönlichkeit,  ihres  Vorlebens,  Cha- 
rakters, ihrer  üussern  Erscheinung  gewonnen  werden.  Uehrigeus 
dürfte  es  schwieriger  sein,  das  Wesen  der  Gewohnheitsverbrecher 
in  einer  Gesetzesformel  auszudrücken,  als  in  dem  einzelnen  Falle 
die  Fragt“  zu  entscheiden.  Es  handelt  sich  eben  um  kriminalsozio- 
logische Erscheinungen  und  nicht  um  juristische  Begriffe. 


Digitized  by  Google 


70 


Oie  (ietilngniaareform  des  Kantons  Bern. 


Die  Verwalter  der  Berner  Strafanstalten  kennen  ihre  Leute  und 
würden  gewiss  im  Stande  sein,  die  Gewohnheitsverbrecher  mit  der 
Unfehlbarkeit  des  Instinkts  auf  erste  Anfrage  hin  namhaft  zu  machen. 
Täusche  ich  mich  nicht,  so  würden  sich  die  Meisten,  welche 
(abgesehen  von  Gebrechlichen)  nicht  mit  Landarbeit  beschäftigt 
werden  können,  als  .1  //gehörige  des  Berufscerbrecherlhnms  heraiut- 
stellcn.  Denn  die  Gauner  erweisen  sich  in  den  Strafanstalten  vor- 
wiegend als  die  gefährlichen  Elemente,  welche  nicht  mit  den  übrigen 
Sträflingen  bei  Aussenarbeit  zusammengebracht  werden  dürfen  und 
die  auch  meistens  auf  Entweichung  sinnen.  Man  könnte  den  Be- 
rufsverbrecher mit  gutem  Recht  auch  als  den  gefährlichen  Verbrecher 
bezeichnen,  wenn  dabei  die  sittliche  Gefährlichkeit  einbezogen  wird. 
So  ragt  die  Gruppe  der  Gewohnheitsverbrecher  und  Unverbesser- 
lichen leicht  erkennbar  aus  dem  zahlreichen  Gefängnissvolk  hervor, 
sin  stellt  sich  sowohl  für  die  Arbeit  als  für  den  eigentlichen  Straf- 
vollzug als  eine  besondere  Klasse  dar. 

Da  die  Gewohnheitsverbrecher  zu  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
nicht  verwendbar  sind,  und  du  es  vorzugsweise  darauf  ankommt,  sie 
unschädlich  zu  machen,  so  empfiehlt  sich  ihre  Verwahrung  in  einem 
hiefiir  eingerichteten  St raf u bso tuleru ngshaas.  Nun  lehnt  allerdings 
die  Polizeidirektion  den  Bau  eines  Zellenge  languisses  ab,  allein  die 
Ablehnung  erfolgte  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  der  Anpassung 
unserer  Sträflinge  an  den  ländlichen  Beruf.  Für  die  Unverbesser- 
lichen und  Gewohnheitsverbrecher  fallt  aber  diese  Rücksicht  voll- 
ständig wog,  indem  sie  regelmässig  nicht  auf  dem  Lande  arbeiten. 
Die  Zwecke  des  Straf rolhnges  fordern  dagegen  hier,  wenn  irgendwo, 
strenge  Absonderung. 

So  sollte  denn  diese  Frage  neuerdings  in  Erwägung  gezogen 
werden.  Die  seit  Jahrzehnten  geplante  Gcfäugnissreform,  welche 
in  Folge  äusserer  Umstände  nicht  mehr  aufgeschoben  werden  kann, 
darf  nicht  eine  vorläufige  und  halbe  werden,  denn  die  Erfahrung 
zeigt,  wie  lange  Zeit  Gefünguissreformon  erfordern.  Eine  nach 
einheitlichem  Plano  durchgeführte  Reform  des  Gefüngnisswesens 
kostet,  bei  ungleich  grösserem  Erfolge,  weit  weniger,  als  ein  stück- 
weises  Einrichten  und  Ausbessern  alter  Gebäude.  Uebrigens  erhält 
der  Staat  Bern  in  Folge  Aufhebung  der  Strafanstalt  Bern  die  er- 
forderlichen Mittel. 

Die  Zahl  der  Abzusoudernden  wird  sich  kaum  auf  mehr  als 
100  belaufen,  so  dass  ein  kleinerer  Bau  genügen  würde.  Dazu 
möchte  sich  der  Steigerhubel  eignen.  Nicht  ausgeschlossen  wäre  die 
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Erstellung  eines  Strafabsonderungshauses  in  St.  Johannsen,  das  für 
die  Leinwandfabrikation  günstig  gelegen  sei.  Eine  der  bewährtesten 
Autoritäten  auf  dem  Gebiete  des  Strafvollzuges,  der  Strafhausdirektor 
J.  H.  Kühne  von  St.  Gallen,  langjähriger  Vorsteher  von  St.  Jakob, 
empfiehlt  eine  derartige  Verbindung  von  Anstalten,  und  er  räth  den 
grösseren  Kantonen,  zu  kolonieartigen  Strafanstalten  überzugehen. 
„Die  räumlich  getrennt  stehenden  Gebäude  würden  durch  ihre  Hole 
mit  versehliessbaröu  Thoren  unter  sich  verbunden.  Auf  diese  Weise 
würde  es  leicht,  verschiedene  Gefangenenklassen  unter  einheitlicher 
Administration  verwahrt  zu  halten.  Für  den  Bnndesktudon  lin  u z.B., 
der  einer  durchgreifenden  Reform  der  Gefängnisse  kaum  norli  ferne 
steht,  wäre  die  Erstellung  eines  reiluzirleu  Plötzensee  deutlich  genug 
angezeigt  *).“ 

Da  das  Strafabsonderungshaus  vorwiegend  l'nschädlichmachung 
bezweckt,  so  darf  die  Einrichtung  einfach  sein,  doch  sind  Einzel- 
naclitzellen  und  Arbeitszellen  unentbehrlich. 

Sind  einmal  die  Berufsverbrecher  und  die  Unverbesserlichen, 
denen  die  langzeitig  Verurtheilten  zugetheilt  werden  sollten,  besorgt 
und  aufgehoben,  so  fragt  es  sich,  wie  die  übrigen  SträHinge  zu  ver- 
theilcu  sind.  Nach  dem  Strafgesetzbuche  sollen  die  Zuchthaus-  und 
die  Korrektionshausgefangenen  möglichst  getrennt  werden.  Mit  Kocht 
legt  der  Bericht  dieser  Einthciluug  nicht  sehr  grosse  Bedeutung  bei. 
In  den  beiden  Anstalten  sind  aber  überdies  die  Zwangxarbcitsstrufen 
der  armenpolizeilich  Verurtheilten  zu  vollstrecken,  und  endlich  dienen 
sie  als  Arbeitsanstalten  für  Liederliche.  Das  Gesetz  betreffend  Er- 
richtung kantonaler  Arkeitsanstaltcn  vom  11.  Mai  1884,  ein  Werk 
des  früheren  Folizeidirektors  ton  1 Vattenirgl,  verpflichtet  den  Ge- 
setzgeber, bei  Durchführung  der  Gefängnissroform  Strafanstalt, 
Arbeitshaus  und  Arheitsaustalt  zu  trennen.  Der  von  dem  Gesetze 
vorgesehene  Zeitpunkt  ist  gekommen. 

Das  Gesetz  bestimmt: 

Art.  /.  Der  Staut  errichtet  je  nach  Bedarf niss  Arbeit  sa  nstullen. 
Dieselben  sind  bestimmt  zur  Aufnahme: 

a.  volljähriger  arbeitsfähiger , aber  arbeitsscheuer  mler  liederlicher 
Personen  ; 

b.  minderjähriger  bösartiger , namentlich  strafrechtlich  rerurtheilter 
Personen. 

')  Grundzüge  für  Ordnung  des  l’onitentiarweseus  in  der  Schweiz.  St.  (edlen 
1873.  Seite  84. 
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Art.  2.  Die  Anstulten  für  beide  Klassen  von  Personett  sollen 
f/etreunt  sein  ; ebenso  ist  in  denselben  die  Trennung  der  Geschlechter 
durch  zitführen. 

Diese  Forderung  wird  durch  die  Gründung  einer  Anstalt  in 
Trachselirald  für  bösgeartete  Jünglinge  und  f ür  Verurtheilte  von  lt! 
bis  20  Jahren  erfüllt.  Von  dieser  Neuerung  darf  man  sich  viel  ver- 
sprechen. Wenn  es  wichtig  ist,  die  Veteranen  des  Verbrechens  ab- 
zusondern,  so  ist  es  noch  viel  wichtiger,  die  Jugend  feruzuhalten 
von  allen  Verbrechern. 

Art.  3 des  Dekretes  schreibt  aber  ferner  vor: 

ln  diese  (Arbeite-)  Anstalten  können  jedoch  bis  zur  vollständigen 
Durchführung  der  Grfäugnixsreform  auch  Diejenigen  anfgenoinmen 
werden,  welche  zur  Enthaltung  in  einem  Zwangsarbeitshanse  ver- 
nrthcilt  worden  sind. 

Das  bedeutet  aber  doch:  Bei  Durchführung  der  Gefiingniss- 
reform  sind  besondere  Gebäude  als  Arheitsanstalten  für  Liederliche 
zu  errichten,  und  es  dürfen  keine  Sträflinge  mit  den  administrativ 
Verurtheilten  das  nämliche  Gebäude  bewohnen.  Vielleicht  ist  es 
möglich,  in  St.  Johannscn  oder  Thorberg  dit;  Klassifikation  gemäss 
dem  Plant*  Kühne  s vollständig  zu  erreichen  : dies  deutet  der  Be- 
richt selbst  an  Ist  dies  nicht  in  vollem  Umfange  möglich,  so 
erscheint  die  Trennung  der  Zuchthaus-  und  Korrektioushaussträ Hinge 
von  den  polizeilichen  und  administrativen  Zwaugsurbeitern  vor  Allem 
aus  geboten,  mit  der  Kinschränkuug,  dass  rorbcstrnfte  Zwangsarbeiter 
der  Strafanstalt  zu  überweisen  wären.  Das  Armenpolizeigesetz  be- 
stimmt übrigens,  es  sollen  gewesene  ZuchthausstriiHinge  die  Arbeits- 
hausstrafe in  der  kantonalen  Strafanstalt  bestehen.  Auf  das  Einzelne 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Es  darf  aber  schliesslich  auf 
die  von  jedem  Kundigen  anerkannte  Thataache  hingewiesen  werden, 
tlass  es  nicht  darauf  ankommt,  anf  welche  Strafe  ein  l'rtheil  lautet, 
sondern  darauf,  wo  die  Strafe  vollzogen  wird,  lu  einem  Gebäude 
ist  trotz  allen  Vorschriften  nur  ein  Beginnt  möglich.  Und  nach  der 
Art  des  Strafvollzuges  richtet  sich  der  Ruf  der  Anstalt.  Wer  in 
Bern  gesessen  hat,  ist  eben  im  Zuchthaus  gewesen,  mochte  er  auch 
uur  korrektiouell  bestraft  sein.  Das  beachte  der  Gesetzgeber  und 
verwahre  die  verschiedenen  Klassen  in  verschiedenen  Gebäuden.  Ist 
räumliche  Trennung  nicht  ausführbar,  so  hat  die  gesetzliche  Unter- 
scheidung nur  formale  Bedeutung  und  keinen  praktischen  Werth. 

')  Siche  Seite  ti.'i. 
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1 1 et her  sollten  unter  keinen  Umstunden  mit  Männern  dasselbe 
Gebäude  bewohnen.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  alle  Vorsichtsmass- 
regeln  erfolglos  sind.  Das  Gelangnisspersonal  soll  nicht  in  Ver- 
suchung geführt  werden,  und  wenn  für  die  Sträflinge  eine  An- 
näherung ausgeschlossen  ist,  so  übt  doch  die  Nähe  schon  ihre 
Wirkung.  Es  ist  nicht  rathsam,  das  Weiberarbeitshaus  mit  dem 
bernischen  Bezirksgefängniss  zu  verbinden.  Lässt  sich  nicht  eine 
Anstalt  für  Weiber  einrichten  mit  zwei  gotreunten  Gebäuden  'i 

Will  der  Kanton  Bern  eine  vollständige  Reform  seines  Go- 
fängnisswesens  durchführen,  so  erstelle  er  folgende  Gebäude  : 

1)  Straf also  n dem  nt/ sh  aus. 

2)  Strafanstalt  (St.  Johannsen)  '). 

3)  Arbeitshaus  und  Arbeitsanstalt  J'ar  Männer  in  Thorberg. 

4)  Strafanstalt  und  Arbeitshaus  für  Weiber. 

5)  Anstalt  für jagendliehe  Verbrecher  im  Alter  von  Ui — XO. fuhren  •). 

Eine  derartige  Einrichtung  des  Strafvollzuges  muss  auch  für 

das  Strafensystem  eines  eidgenössischen  Strafgesetzbuches  genügen. 
Es  ist  der  Strafvollzug  der  Zukunft. 

Die  Gegenstände,  deren  Behandlung  in  dem  Berichte  ange- 
kündigt wird,  sind  zum  Theil  schon  erörtert  worden.  Von  hervor- 
ragender Wichtigkeit  ist  «lie  Neugestaltung  der  Behörden  und  der 
Beamtungen  des  Strafvollzuges.  Die  Aufstellung  einer  Zeniralkom- 
missinn  zur  Ueberwachung  des  gesummten  Strafvollzuges  wird  die 
Einheit  des  Strafvollzuges  fördern,  und  ganz  besonders  dürfte  dies 
durch  Einsetzung  eines  kantonalen  (iefängnissinspektors  geschehen, 
dem  auch  die  Beaufsichtigung  verwandter  Anstalten  übertragen 
werden  könnte.  Die  gesetzliche  Regelung  der  bedingten  Freilassung 
entspricht  einem  Bedürfnisse,  allem  es  sollte  nicht  nur  ilieses  Bruch- 
stück des  progressiven  Strafsystems  gesetzlich  normirt  werden,  son- 
dern der  Strafvollzug  überhaupt,  wie  es  in  Zürich,  St.  Gallen,  Zug, 

')  St.  Johannscn  eiguet  sich  besser  als  Strafanstalt,  weil  hier  Leinwandweherei 
betrieben  werden  kann.  Ks  ist  möglich,  dass  einzelne  Sträflinge  z.  H.  wegen  Ge- 
brechen nicht  auf  dem  Land  beschäftigt  werden  können;  bei  Zwangsarbeitern  kommt 
dies  der  Natur  der  Sache  nacli  seltener  vor. 

*)  Ganz  ähnlich  empfiehlt  Kulme,  Grumlziigo.  S.  10,  § 16,  eigene  Gebäude 
für:  «.  die  Männer,  b.  «lie  Krauen,  c.  die  Jngendlichen  bis  auf  das  Alter  von 
20  Jahren  (Trennung  der  Geschlechter  auch  da  selbstverständlich),  «/.  die  muth- 
masslich  Unverbesserlichen  und  Iufamirten  beiderlei  Geschlechts,  die  über  2«t 
Altersjahre  zählen. 
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Die  Gefâugnissreform  des  Kuutons  Bern. 


Tessin,  Waadt  und  anderen  Kantoncu  seliou  geschehen  ist.  Der 
Erlass  eines  O ('Setzest  über  dm  Strafvollzug  empfiehlt  sieh  nament- 
lich auch  als  Grundlage  für  die  Aufsicht  des  Gefängnissiuspektors  ; 
die  bestehenden  dürftigen  Vorschriften  sind  grösstentheils  veraltet 
und  enthalten  über  die  Verhältnisse,  welche  durch  den  Inspektor 
zu  beaufsichtigen  wären,  nur  Weniges.  Das  Gesetz  über  den  Straf- 
vollzug müsste  Vorschriften  aufstellen  über: 

1)  die  Behörden,  Beamten  und  Angestellten  des  Strafvollzuges; 

2)  die  Zweckbestimmung  der  einzelnen  Strafanstalten; 

3)  den  Strafvollzug  (Grundsätze  betreffend  Strafsystem,  Nahrung, 
Arbeit,  Erholung  und  Gesundheitliches,  Strafen,  Verdieust- 
autheil). 

Eine  Kodifikation  des  Gefängnissrechtes  würde  auch  den  Unter- 
richt in  der  Gofiinguisskunde  bedeutend  erleichtern,  und  es  liesse 
sich  dann  die  beabsichtigte  Einführung  von  Vorlesungen  über  Qefüng- 
niss  wesen  an  der  juristischen  Fakultät  der  Berner  Hochschule  um 
so  eher  rechtfertigen.  Gegenwärtig  begnügt  man  sich  meist  damit, 
allgemeine  Betrachtungen  vorzutragen  und  auf  den  mangelhaften 
Zustand  des  G cfängniss wesens  hinzuweisen.  Ein  Code  pénitentiaire 
wird  den  Strafvollzug  auch  der  Wissenschaft  und  dem  Unterrichte 
näher  rücken,  während  zur  Zeit  die  Gefäugnisseinriehtungen  nur 
einigen  Eingeweihten  näher  bekannt  sind. 

Möchte  es  dem  l’olizeidirektor  des  Kantons  Bern,  Herrn  Hegie- 
ruugsrath  f&onkmar,  gelingen,  die  von  seinen  Vorgängern  schon 
mehrmals  au  die  Hand  genommene  bernisehe  Gefängnmreform 
zielbewusst  durchzuführen;  «las  Werk  ist  edler  Mühen  werth. 

St  0088. 
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Der  Strafvollzug  in  St.  Gallen  und  die  Strafsysteme. 

Vou  Direktor  V.  Umhin  in  I.enzburg. 


Unter  den  22  Kantonen  «tollt  St.  Gallen  bezüglich  Vorsorge  und 
Verbesserung  seines  Gefängnis» Wesens  nun  in  den  ersten  Reihen. 
Bis  zum  Jahre  1839  waren  dort  wie  anderwärts  die  diesfülligen 
Verhältnisse  recht  beklageuswerthe.  Der  Kleine  Rath  berichtete 
darüber  im  Jahre  1832  dem  Grossen  Ruthe  Folgendes:  „Bei  den 
Männern  in  St.  Leonhard  (Zucht*  und  Arbeitshau»)  findet  in  der 
Regel  keine  Absonderung  statt.  Nicht  selten  findet  sieb  unter  diesen 
der  unerwachsene  Bube,  der  wegen  eines  ersten  Vergehens  zur 
Arbeitshausstrafe  vorurthoilt  worden  ist,  neben  dem  zum  zweiten 
Mal  rückfälligen,  im  Verbrechen  ergrauten  Sünder  ...  ln  solcher 
Gesellschaft  wird  dor  sonst  der  Besserung  noch  Fähige  mit  Lastern 
bekannt  gemacht,  von  denen  er  vorher  noch  keine  Ahnung  hatte; 
er  gewöhnt  sich,  von  nichts  reden  zu  hören,  als  von  Verbrechen  ; 
er  wird  ausgelacht,  wenn  er  seine  Versunkenheit  beklagt  ; er  wird 
verhöhnt,  wenn  er  vou  Reue,  von  Religion  und  von  Besserung 
spricht.  Daher  kommt  es  denn  auch,  dass  die  Sträflinge  das  Zucht- 
haus in  der  Regel  schlechter  verlassen,  als  sie  es  betreten  haben.“ 
Die  Nahrung  der  Sträflinge  bestand  damals  täglich  in  drei  Suppen 
und  einem  Pfunde  Brod.  An  hohen  Festtagen  erhielten  sie  dazu 
noch  oiu  halbes  Pfund  Fleisch  und  wöchentlich  drei  Mal  Kartoffeln, 
ln  den  Arbeitsräumen  thaten  die  Sträflinge,  sich  selbst  überlassen, 
was  und  wie  sie  wollten.  Wer  dem  Staate  ein  Merkliches  verdienen 
wollte,  war  der  Verfolgung  Aller  ausgesetzt.  Der  Arbeitsverdienst 
war  daher  ein  äusserst  geringer;  denn  es  gehörte  schon  zu  den 
seltenen  Ausnahmen,  wenn  ein  Sträfling  über  li  Kreuzer  täglich 
verdiente.  Schimpfwörter  und  sittenlose  Gespräche  waren  an  der 
Tagesordnung,  so  auch  zur  Nachtzeit,  wo  in  Schlafkammern  zu  5 
bis  (i  Betten  je  2 und  2 zusammen  schliefen. 

Im  Jahre  1834  beschloss  sodann  der  Grosse  Rath,  es  soll  eine 
neue  Strafanstalt  erbaut  werden.  Dieselbo  wurde  so  eingerichtet, 
dass  die  Sträflinge  quartierweise  (jeder  der  3 Flügel  hatte  2 Quar- 
tiere) in  einem  gemeinschaftlichen  Saale  arbeiteten  und  in  Einzel- 
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zellen  (14  m3)  schliefen.  Ira  Jahre  183!)  wurde  diese  neue  Anstalt, 
welche  90,000  Gulden  gekostet  hatte,  bezogen  und  im  Jahre  1841, 
ahn  i/erwle  vor  50  Jahren,  erlies»  der  Kleine  Rath  dafür  eine  An- 
staltsordnung, der  wir  folgende  Bestimmungen  entnehmen,  die  das 
damals  noch  fast  ganz  neue  sogen.  Aubnrn’nche  Strajnystem  ')  so 
recht  darstellen  und  kennzeichnen: 

„Die  Sträflinge  werden  je  nach  ihrem  Betragen,  ihrem  Fleisse, 
ihrer  Aufmerksamkeit,  ihrem  guten  Willen  und  der  Dauer  ihrer 
Strafzeit  in  4 Klassen  gethcilt.  Die  Klassifikation  und  Versetzung 
geschieht  vierteljährlich  durch  eine  Kommission,  bestehend  aus  2 
Mitgliedern  der  Aufsichtskommission  uud  dem  Direktor  der  Anstalt. 
In  die  ernte  (unterste)  Klasse  gehören:  alle  neu  eingetretenen  Sträf- 
linge wenigstens  ein  Vierteljahr,  sodann  alle  Lehrlinge  bis  höch- 
stens auf  ein  Jahr  und  endlich  alle  Sträflinge,  welche  sich  durch 
ihr  schlechtes  Betragen  des  Arbeitsverdieustautheils  verlustig  ge- 
macht haben.  Die  zweite  Klasse  gibt  Anwartschaft  auf  den  sechs- 
ten Theil  des  Arbeitsverdienstes,  auf  vierteljährlichen  Besuch  durch 
Verwandte  uud  Absenduug  eines  Briefes.  Die  Sträflinge  der  dritten 
Klasse  erhalten  den  fünften  Theil  des  Arbeitsverdienstes  und  dürfen 
alle  zwei  Monate  einen  Besuch  empfangen  und  einen  Brief  schrei- 
ben. Aus  ihrem  Verdicnstantheil  dürfen  sie  Geschenke  und  Unter- 
stützungen an  die  Ihrigen  und  für  sich  selbst  nützliche  Anschaf- 
fungen machen.  Den  Sträflingen  der  eierten  Klasse  wird  der  vierte 
Theil  des  Arbeitsverdienstes  zugeschieden;  sie  dürfen  alle  Monate 
einen  Besuch  empfangen  und  einen  Brief  schreiben.  Aus  dem 
Verdieustiintheil  werden  ihnen  Geschenke  und  Unterstützungen  an 
die  Ihrigen,  sowie  Anschaffung  nützlicher  Gegenstände  bewilligt. 
Ihnen  ist  die  I’Hege  der  Anstaltshöfe  (Gärten)  während  der  Er- 
holungsstunden anvertraut.  Die  Arbeit  beginnt  und  schliesst  mit 
einem  vom  Aufseher  verlesenen  Gebet.  Während  der  Arbeit  herrsche 
di  in  tiefnte  Si  liireii/en  unter  den  Sträflingen.  Sie  dürfen  keine  Worte 
(weder  mündlich  noch  schriftlich),  keine  Blicke,  Winke,  kein  Lachen, 
keine  Geberden  mit  einander  austauschen,  noch  irgend  ein  Zeichen 
geben,  ausser  um  den  Aufseher  mit  ihren  Wünschen  bekannt  zu 

1 1 Dckunntlich  werden  ilrei  Strafsysteine  unterschieden:  1 ) ilas  l’hilailel jthische 
oder  I'eunsylvanisehe  Iniilirunysnynleni  (Einzelhnftsystem)  mit  Isoliruug  bei  Tag  und 
Nacht;  Z)  das  AabUrn’scbe  oder  frlniritim/slem  (nach  der  imrdamerikanischen  Stadt 
Auburo  benannt,  wo  das  erste  derartige  Gefängnis»  der  geistigen  Isolirung  bestand), 
null  8)  das  Irische,  gemischte  oder  frogrensirnystem,  welches  stufenmassig  von  Ein- 
zelhaft zu  gemeinschaftlicher  Arbeitshaft  und  provisorischer  Freilassung  fibergeht. 
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machen,  in  weichem  Falle  sie  durch  1 landauf  heben  ihm  ein  Zeichen 
gehen  und  sich  in  ihren  mit  leiser  Stimme  zu  machenden  Fragen 
oder  Mittheilungon  bescheiden  und  kurz  zu  fassen  haben.  Auch 
während  der  Erholung  darf  das  Schweigen  nicht  gebrochen  werden. 
Alles  Kaufen,  Verkaufen,  Tauschen,  Kartenspielen  und  jedes  andere 
Spiel  ist  den  Sträflingen  verboten,  ebenso  alles  Tabakrauchen, 
Schnupfen  und  Kauen;  dagegen  dürfen  sie  in  der  Erholuugszeit 
im  Arbeitssaal  unter  Aufsicht  lesen,  schreiben,  rechnen  und  kleine 
nützliche  Arbeiten  machen.  Die  Nahrung  des  Sträflings  besteht 
Morgens  und  Xar.lits  aus  drei  Schoppen  Hafersuppe,  Mittags  aber 
aus  der  gleichen  Portion  Gsiid-  oder  Mehlsuppe  nebst  einem  Pfunde 
gesottener  Kartoffeln  oder  undern  Gemüsen,  Sonntags  und  Donners- 
tags wird  statt  dessen  aber  je  ein  halbes  Pfund  Fleisch  verabreicht. 
Dazu  erhalten  die  Männer  täglich  ein  Pfund,  die  Weiber  dreiviertel 
Pfund  Brod.“ 

Im  Jahre  188").  nach  dem  Umbau  und  der  F.rweiterung  der 
Strafanstalt  St.  Jakob,  ging  mau  in  St.  Gallen  vom  Aub&ru’schen 
zum  gemischten  Progressi i sgs trm  über  uud  es  will  scheinen,  dass 
man  diesen  Schritt  nicht  umsonst  gethan  habe,  deuu  nach  einer 
Zusammenstellung  des  jetzigen  Direktors  Ü.  Hartmann  im  6.  Hefte 
des  dritten  Jahrganges  dieser  Zeitschrift  hat  seit  1885  im  Kanton 
St.  Galleu  die  Zahl  der  Zuchthausstriittinge  in  ganz  überraschender 
Weise  abgenommen.  Allerdings  werden  dabei  auch  noch  andere 
Faktoren  mitgewirkt  haben. 

Natürlich  konnte  im  Kanton  St.  Gallen  so  wenig  als  in  einem 
andern  Kantone  das  Progressivsystem  nach  Irischem  Muster  in  seiner 
Totalität  zur  Anwendung  kommen,  denn  es  übersteigt  die  Kräfte 
eines  einzelnen  Kantons,  alle  geforderten  Zwischenanataltcn  in’s 
Leben  zu  rufen  und  zu  unterhalten.  Die  Kantone  sind  daher  darauf 
angewiesen,  die  verschiedenen  Strafstufen  und  Strafklassen  in  einer 
und  derselben  Anstalt  neben  einander  zu  versorgen.  Nur  die  Zen- 
tralisation des  Strafwesens,  resp.  auch  des  Strafvollzuges  in  der 
Schweiz  kann  dem  Progressivsystem  in  seinem  ganzen  Umfange  zur 
Realisation  verhelfen.  Sehen  wir  nun,  wie  es  in  St.  Gallen  einst- 
weilen zur  Geltung  kommt. 

Alle  Sträflinge,  welche  zu  einer  Zuchthaus-  oder  Arbeitshaus- 
strafe von  mindestens  einem  Jahre  verurthcilt  sind,  werden  einer 
systematischen  Behandlung  unterworfen.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
die  Strafe  in  folgende  4 Stufen  eingethcilt: 
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/.  Strufstufc.  Einzelhaft  hoi  Tag  und  Nacht.  Arbeit  in  der 
Zellt-,  in  der  Hegel  ohne  Verdienstantheil.  Besuche,  Briefwechsel 
und  andere  Begünstigungen  sind  nicht  gestattet.  Freiwillig  erbetene 
Einzelhaft  macht  hievon  eine  Ausnahme. 

II.  Strafst  ti  fr.  Gemeinsame  Arbeit  bei  Tag,  zur  Ruhezeit 
(Nachts  und  Sonntags)  aber  Einzelhaft.  Kleine  Erleichterungen  und 
Begünstigungen:  der  sechste  Theil  des  Arbeitsverdienstes,  Verwen- 
dung desselben  für  sich  oder  seine  Verwandten  bis  zur  Hälfte,  Be- 
suche und  Briefe  alle  2 Monate. 

II I.  St  rufst» fe.  Gemeinsame  Arbeit  (im  Saal  oder  Freien)  bei 
Tag,  zur  Ruhezeit  Einzelhaft.  Der  vierte  Theil  des  Arbeitsverdienstes. 
Besuche  und  Briefe  monatlich  ein  Mal.  Verwendung  der  Hälfte  des 
Verdieustantheils  für  Gaben  an  Verwandte  und  für  Anschaffung  von 
Nabrnngszulageu  (Milch),  von  Büchern,  Werkzeugen  u.  ».  w.  ') 

IV.  Strafstnfe.  Bedingte  oder  provisorische  Freilassung  nach 
Verbüssung  von  mindestens  zwei  Drittheilen  der  ganzen  Strafzeit 
für  Sträflinge,  welche  sieh  während  der  drei  ersten  Strafstufen  an- 
haltend gut  betragen  haben. 

Der  Sträfling  auf  der  ersten  Stufe  ist  also  aller  und  jeder  Frei- 
heit verlustig,  durch  die  verschiedenen  Stufen  hindurch  svird  er 
aber  der  Freiheit  wieder  cutgegengoführt.  Wer  sich  in  gemein- 
schaftlicher Arbeitshaft  nicht  gut  verhält  und  sich  dem  Entgegen- 
gehen der  Freiheit  unwürdig  zeigt,  der  wird  aus  jeder  andern  Straf- 
stufe wieder  in  die  rrstc  zurückversetzt  und  in  strenger  Einzelhaft 
gehalten.  Das  ist  unstreitig  das  Ilauptmomeut  des  l’rogressivsystems; 
denn  darin  liegt  nach  meiner  langjährigen  Erfahrung  an  der  Straf- 
anstalt Lenzburg,  wo  das  gleiche  System  seit  ihrer  Eröffnung  im 
Jahre  18<!4  zur  Anwendung  kommt,  einerseits  ein  höchst  werth- 
voller, erzieherischer  Faktor  für  denjenigen,  der  demselben  unter- 
worfen wird,  anderseits  aber  auch  ein  währschafter  Schutz  für  die 
Mitgefangenen,  die  durch  diese  Rückversetzung  und  Absonderung 
von  bösen  Elementen  gegen  Anfeindung  und  Verspottung,  überhaupt 
gegen  üble  Einwirkung  und  böses  Beispiel  von  Andern  gesichert 
werden.  Dieser  Schutz,  welcher  denjenigen,  die  sich  bessern 
wollen,  höchst  willkommen  ist,  kann  natürlich  in  gleichem  Masse 
auch  durch  das  l’eunsylvanische  oder  Zollenhaftsystem,  das  in  Deutsch- 
land immer  noch  in  den  Vordergrund  gestellt  wird,  gewährt  werden, 

'l  Die  Sträflinge  der  dritten  stufe  dürfen  einen  kurzen  Bart  tragen  mul  das 
Haupthaar  wird  ihnen  nicht  ganz  kurz  geschoren. 
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während  demselben  da»  pädagogische  Moment  des  Progressivsystems 
in  weit  geringerm  Grade  zukommt.  Die  Zellenbewohner  haben  als 
Einzelhaftlinge  nämlich  keine  Gelegenheit,  mit  Mitgefangenen,  also 
überhaupt  andern  Menschen,  ausser  den  gefürchteten  Aufsichts- 
personen, in  Verkehr  zu  treten  und  ihre  Vorsätze  zu  erproben, 
sie  werden  daher  nach  langer  Enthaltung  und  Abgeschlossenheit 
bei  Wiedererlangung  der  Freiheit  nur  um  so  mehr  Versuchungen 
ausgesetzt  sein,  die  sie  nicht  zu  überwinden  gelernt  haben  und 
denen  sie  also  auch  um  so  eher  und  leichter  unterliegen  werden. 

Diese  Behauptung  gründet  «ich  keineswegs  nur  auf  theoretische 
Betrachtung,  sondern  sie  stützt  sich  auf  langjährige  Beobachtung. 

Diese  Erfahrungen  berechtigen  zu  folgendem  Urtlu'il: 

Das  Progressivsystem  darf  überall,  insbesondere  alter  fitr  unsere 
schweizerischen  Verhältnisse,  empfohlen  werden.  Das  Progressivsystem 
kostet  den  Staat  weniger  Held,  als  die  einseitige  Einzelhaft,  was  für 
eine  Vereinheitlichung  îles  Straf  vollzuges  von  grosser  praktischer  Be- 
deutung ist.  Dem  Progressivsystem  k'Onnieu  alle  neuern  und  ver- 
besserten täten  Strafhäuser  der  Schweiz  dienstbar  gemacht  werden, 
während  Jiir  das  streng  dnrehgeführte  Isvlirit  ugssystem  meistens 
neue  Strafanstalten  gebaut  werden  müssten. 
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Die  luzernerische  Wuchergesetzgebung. 

Von  I )r.  Vhtzid  Meytr  von  Schatieniter,  Oberlichter  in  buzern. 

Die  durch  die  allgemeine  Wechselfahigkeit  und  das  deutsche 
Handelsgesetzbuch  iuaugurirte  Periode  der  Zinsfreiheit  erreichte 
den  Höhepunkt  durch  das  Gesetz  vom  14.  November  1807,  durch 
welches  der  Norddeutsche  Bund,  und  durch  dasjenige  von  1871, 
wodurch  das  ganze  Deutsche  Reich  in  die  Reihe  derjenigen  Staaten 
trat,  welche  die  Wuchergesetze  beseitigten.  Aber  schon  den  24.  Mai 
18W)  zählte  der  Geldwucher  in  Deutschland  wieder  zu  den  straf- 
baren Handlungen  und  in  gleicher  Richtung  änderten  dann  eine 
Reihe  von  Staaten  ebenfalls  wieder  ihre  Gesetzgebungen. 

Jn  Luzern  beschränkte  tj  109  des  Polizeistrafgesetzes  vom 
6.  Brachmonat  1861  das  früher  unbedingte  Wucherverbot  (Uebcr- 
schroitung  des  Zinsmaximums  von  5*/o)  auf  den  Fall,  wo  Jemand 
den  ihm  bekannten  Nothstand  oder  Leichtsinn  eines  Andern  benutzt 
hat,  um  sich  von  diesem  höhere  Zinse,  nls  das  Gesetz  gestattet, 
anloben  oder  zahlen  zu  lassen.  Daneben  sind  aber  die  jäjj  595 — 600 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  stehen  geblieben.  In  ij  595  wird  ein 
Zinsmaximum  von  .V  „ für  alle  Forderungen  aufgestellt  und  in  § 596 
wird  Handelsleuten  und  Fabrikanten  für  aus  ihren  Handelsgeschäften 
entsprungene  Forderungen  ausnahmsweise  6"/o  gestattet.  § 597 
bestimmt:  Alles,  was  der  Gläubiger  sich  von  dein  Schuldner  in 
Hinsicht  auf  die  Schuld  unter  irgend  einer  Benennung  mehr  aus- 
bedingt  oder  annimmt,  als  den  in  den  zwei  vorhergehenden  Artikeln 
erlaubten  Zins,  ist  als  Wucherzins  anzusehen.  Der  Vorbehalt  des 
Wucherzinses  ist  ungültig  und  der  bezogene  Wucherzins  soll  von 
dem  Gläubiger  dem  Schuldner  zurückgegeben  werden. 

Seit  dem  Gesetz  vom  1.  Brachmonat  lts66  gilt  für  Gülten  und 
Zahlungsbriefe  ein  Zinsmaximum  von  4,/j°/o. 

Da  nun  diese  iji;  595 — 597  (inclusive)  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches durch  das  Polizeistrafgesetzbuch  von  1861  nicht  ausdrücklich 
aulgehoben  wurden,  so  kann  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob 
dieselben  noch  zu  Recht  bestehen  oder  nicht.  Die  richtige  Ansicht 
ist  unbedingt  diejenige,  dass  die  angeführten  Gcsetzcsstcllen  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  von  1839  aufgehoben  sind,  denn  die 
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Bestimmung  des  Zinsmaximum«  qualifizirt  sieh  als  Wucherbestim- 
mung,  der  Wucher  aber  kann  sowohl  in  zivilrechtlicher  als  straf- 
rechtlicher Hinsicht  seine  Wirkung  bloss  unter  dem  Gesichtspunkt 
des  Delikts  ausüben.  Weil  nun  nach  g 109  des  Polizoistrafgesctzes 
von  18til  nicht  mehr  die  l'eberschreitung  des  Zinsmaximums  als 
solche,  sondern  nur  insoweit  sie  in  Benutzung  des  Nothstandes  oder 
Leichtsinn«  eines  Andern  geschieht,  als  Wucher  aufge&sst  wird, 
fallt  eben  die  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  von  1889  gegebene 
Definition  des  Wuchers  dahin  und  damit  auch  die  an  diesen 
Wucherbegriff  geknüpften  zivilrechtlichen  Wirkungen. 

Als  daher  am  19.  Januar  1809  der  seither  verstorbene  Herr 
Grossrath  J.  Bösch  im  Grossen  Rath  des  Kantons  Luzern  folgende 
Motion  stellte  : Der  Grosse  Rath  wolle  bcschliessen,  der  gesetzliche 
Zinsfuss  sei  aufgehoben  in  dem  Sinne,  dass  nur  da,  wo  nichts 
Anderes  vertraglich  lestgestellt  sich  befinde,  der  Zinsfuss  im  Be- 
trage von  fünf  von  Hundert  per  Jahr  als  selbstverständlich  anzu- 
nehmon  sei,  und  es  seien  in  Uebereinstimmung  damit  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  betreffend  deu  Wucher  abzuändern,  wurde  auf  eine 
Botschaft  des  Departements  der  Staatswirthschaft  hin  (vgl.  Ver- 
handlungen des  Regierungsraths  für  1870,  S.  67  und  folgende)  auf 
die  Motion  Bösch  nicht  eingetreten,  indem  der  Grosse  Rath  dafür 
hielt,  die  im  § 597  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  angedrohten 
zivilrechtlichen  Folgen  (Ungültigkeit,  Rückforderungsrecht,  etc.) 
seien  durch  den  ij  109  des  Polizeistrafgesetzbuches  aufgehoben. 

Es  könnte  gegen  diese  quasi  authentische  Interpretation  ein- 
gewendet werden,  man  unterscheide  auch  einen  zivilrechtlichen  und 
strafrechtlichen  Betrug.  Allein  beim  Betrug,  der  als  exceptio  doli 
specialis  im  allgemeinen  Tlicil  des  Obligationenrechts  abgehandelt 
wird,  haben  wir  es  mit  einem  Fundamentalbegriff  sowohl  des  Zivil- 
als  Strafrechts  zu  tliun,  die  Bestimmungen  über  den  Wucher  beruhen 
aber  auf  rein  singulären  Gesetzen,  und  es  ergibt  sich  aus  Stooss: 
„Die  schweizerischen  Straf, ffesetzbiieher“ , dass  in  sämmtlichcn  Kantonen 
(Wallis,  Freiburg,  Baselland  uud  Glarus),  wo  zivilrechtliche  Bestim- 
mungen über  das  Zinsmaximum  aufgestellt  sind,  dieselben  mit 
bezüglichen  absoluten  Strafgesetzen  über  den  Wucher  im  Einklang 
stehen.  Es  wird  daher  in  den  betreffenden  Polizeigesetzbüchern  das 
Ausbedingen  höherer  Zinse,  als  die  Gesetze  gestatten  (ohne  Rück- 
sicht auf  Nothstand  und  Leichtsinn),  als  Wucher  bezeichnet  und 
dann  in  den  betreffenden  Zivilgesetzbüchern  einfach  die  Höhe  der 
Zinsen  normirt. 

ZeiUchr.  L Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  G 
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Die  SS  -'>95 — 600  de»  bürgerlichen  Gesetzbuches  waren  eben 
im  Einklang  mit  dem  Polizeistrafgesetzbuch  von  18,'i6,  das  sich  aut' 
dom  Standpunkt  der  Bestrafung  des  einfachen  oder  gemeinen  Wuchers 
befand  und  in  S 100,  litt,  b,  jedes  Ausbedingen  von  hohem  als 
landesüblichen  Zinsen  als  Wucher  bestrafte.  Da  nun  das  Polizeistraf- 
gesetz vou  1861  diesen  Standpunkt  verlassen  hat  und  in  § 109  die 
Ueberschreitung  des  gesetzlichen  Zinsfusscs  nur  unter  gewissen 
Voraussetzungen  bestraft,  so  ist  auch  die  in  § 597  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  angedrohte  zivilrechtliche  Nichtigkeit  an  diese  Be- 
dingungen geknüpft.  Dass  es  sich  in  den  ij§  595 — 600  (inclusive) 
nicht  um  rein  privatrechtliche  Bestimmungen  handelt,  zeigt  schon 
die  Strafdrohung  des  g 600,  die  durch  den  Erlass  des  Polizeistraf- 
gesetzes von  1861  ipso  jure  dahinfiel. 

Anderer  Ansicht  aber  als  der  Regierungsrath  war  das  Ober- 
gericht, wie  sich  aus  einem  Schreiben  der  Justizkommission  an  das 
Departement  der  Staatswirthschaft  über  das  Verhältnis»  der  595  bis 
600  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zum  § 109  des  Polizeistrafgesetzes 
vom  15.  März  1870  ergibt  (Weisungenband  11,  S.  967).  Nach  der 
Anschauung  des  Obergerichts  respektive  der  Justizkommission  wurden 
die  privatrechtlichen  Wirkungen  über  das  Ziusmaximum  durch  das 
Polizoistrafgesetzbuch  von  1861,  das  eine  strafrechtliche  Verfolgung 
nur  noch  in  besonders  iptalifizirten  Fällen  vou  Uebertretung  des 
Zinsmaximums  für  nothwendig  erachtet,  durchaus  nicht  berührt. 
Zivilrechtliche  Nullität  und  Strafbarkeit  seien  auseinander  zu  halten, 
sehr  häutig  habe  der  Gesetzgeber  die  erstere  für  genügend  erachtet, 
um  seinem  Willen  Nachdruck  zu  verschaffen,  und  es  seien  viele 
strafrechtliche  Rechtsgeschäfte  doch  zivilrechtlich  unwirksam  erklärt. 
Wir  halten  diese  Anschauung  nicht  für  die  richtige.  Sache  des  Zivil- 
rechts ist  es  blos,  die  Höhe  des  Zinsfusscs  im  Allgemeinen  festzusetzeu, 
Strafe  und  zivilrechtliche  Nichtigkeit  tritt  dagegen  nur  hei  den  als 
Wucher  bczeichneten  Fällen  der  Ueberschreitung  dos  Zinsmaximunis 
ein.  Jedenfalls  hätte  der  Gesetzgeber,  wenn  er  für  alle  Fälle  der 
Ueberschreitung  des  Zinsmaxiinums  die  zivilrechtliche  Ungültigkeit 
beibehalten  wollte,  dies  in  den  strafrechtlichen  Bestimmungen  über 
den  Wucher  zu  sagen  gehabt.  (V gl.  Ueber  die  Behandlung  des 
Wuchers  in  einigen  der  neuern  Kriminalgesetzbüeher  von  Dr.  Gross 
im  Archiv  des  Krimiualrechts,  neue  Folge,  Jahrgang  1851,  S.  254  ff.) 

Das  Obergericht  des  Kautons  Luzern  ist  jedoch  jüngst  in 
Streitsachen  der  Fr  an  Karoline  Emmtneyyer  geh.  llofer  gegen 
Frau  M.-G.  als  Erbin  des  Fürsprech  G.  im  Anschluss  an  ein  im 
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Prozesse  der  gleichen  Parteien  den  17.  Juli  1888  ergangenes  Ur- 
theil  der  oben  angeführten  Anschauung  der  Justizkommission  vom 
15.  März  1870  gefolgt  und  hat  unterm  24.  September  1890  die 
Erbin  des  Fürsprech  G.  zur  Restitution  des  von  G.  über  das  Mass 
von  5%  nachweisbar  bezogenen  Zinses  verurtheilt. 

Auf  dem  unbedingt  veralteten  Standpunkt  der  Annahme  eines 
Zinstnaxitnums  stehen,  wie  sich  aus  Stooss  : Die  schweizerischen 
Strafgesetzbücher,  S.  830  ff.,  ergibt,  noch  folgende  Kantone:  Wallis, 
Obwalden,  Glarus,  Freiburg,  Baselland,  Schwyz  und  theilweise 
nun  auch  Luzeru. 

Der  Ziusfuss  ist  seiner  Natur  nach  wechselnd  in  der  Zeit. 
Er  kann  folgerichtig  nicht  durch  ein  bleibendes  Gesetz  fest- 
gestellt worden,  und  wollte  man  das  Maximum  sehr  hoch  stellen, 
dann  hätte  es  keine  praktische  Bedeutung  mehr.  Daun  ist  der 
Zinsfuss  aber  auch  verschieden  nach  der  Person  des  Schuldners, 
so  dass  hier  auch  wechselnde  Zinsbestimmungen,  analog  den  Mer- 
kurialien für  die  Lebensmittel,  der  Natur  der  Sache  widersprechen. 
Darum  ist  der  einzige  richtige  Grundsatz  : die  völlige  Freiheit  der 
Konvention.  (Vgl.  Referat  des  Herrn  Professor  Munziuger  am 
schweizerischen  Juristen  verein  in  Aarau  den  5.  Oktober  1806  in 
Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  15.  Bd.,  Seite  41  ff.) 

Dr.  Weibel,  der  in  der  Bekämpfung  des  Wuchers  sehr  weit 
geht,  sagt  in  seinem  Referat  am  schweizerischen  Juristenverein  in 
Lausanne  im  Jahr  1884  (Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  neue 
Folge,  3.  Bd.,  S.  614): 

„Es  wird  sich  vorab  fragen,  ob  man  dem  Wucher  zivilrechtlich 
beikummen  könne,  wenn  man  keine  gesetzliche  Zinstaxe  hat.  Es  ist 
allerdings  auch  hier  zuzugeben,  dass  es  für  den  Richter  bequemer 
wäre,  eine  genaue  Grenze  der  Zinsforderung  im  Gesetze  zu  haben, 
er  würde  dieselbe,  wenn  auch  oft  ungern,  doch  leicht  anwenden 
können.  Allein,  wenn  man  einerseits  eine  solche  starre  Zinstaxe  als 
eine  unberechtigte  Fessel  des  Verkehrslebens,  als  eine  Schädigung 
berechtigter  Interessen  ansieht,  anderseits  aber  dio  Ausbeutung  der 
Noth  etc.  als  anstössig  und  als  schweres  Unrecht  empfindet,  so  wird 
es  sich  fragen,  ob  es  geuug  sei  an  einer  strafrechtlichen  Retorsion 
des  Wuchers,  wenn  der  Strafrichter  die  Wucherer  zum  Ersatz  ihrer 
wucherlicheu  Bezüge  verurtheilon  kann.  Wir  halten  dafür,  dass  diese 
letztere  Bestimmung  nicht  genügt,  und  dass  es  sich  empfehlen  dürfte, 
nach  Analogie  des  Art.  182  O.  R.  in  das  Zivilgesetzbuch  eine  Be- 
stimmung aufzunehmen,  welche  den  Richter  ermächtigt,  übermässige 
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Zinse  nach  billigem  Ermessen  herabzusetzen.  Mail  wird  zum  Richter 
das  Vertrauen  haben  kennen,  dass  er  leichter  als  bei  der  Konven- 
tionalstrafe beim  Zinse  das  Uebermass  zu  erkennen  und  festzu- 
stellen im  Stande  ist.“ 

Ganz  abgesehen  von  den  Bestimmungen  über  das  Zinsmaximum 
ist  es  eine  bekannte  Thatsaehe,  dass  auch  die  übrigen  Wucherbe- 
stimmungen hinter  den  Erwartungen  zurückgeblieben  sind,  die  man  bei 
Erlass  derselben  sich  von  ihnen  versprach.  Namentlich  die  Israeliten 
wurden  von  denselben  am  allerwenigsten  betroffen.  Durchaus  unge- 
eignet zur  Ausschliessung  des  Wuchers  bei  Darleihen  von  Hand- 
werkern, Arbeitern  etc.  ist  aber  ein  Zinsmaximum,  das  blos 
zivilrechtliche  Nullität  des  darüber  hinaus  Bedungenen  bewirkt, 
ohne  strafrechtlich  als  Wucher  in  Betracht  zu  fallen.  Bei  dieser 
Sachlage  geschieht  es,  dass  die  l'ebersehreitung  des  Zinsmaximums 
von  5°/o  sieh  im  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  nicht  als  Vergehen 
darstellt,  während  oft  auf  betrügerische  oder  chikanöse  Weise  die 
Restitution  des  über  5%  geleisteten  Zinses  verlangt  wird,  manchmal 
unter  Umständen,  wo  dann  der  Darleihensgeber  für  die  Uebernahme 
eines  unverhältnissmässigcn  Risikos  keineswegs  hinreichend  ent- 
schädigt wird.  Weil  daher  in  Luzern  die  Praxis  und  zwar  nach 
unserer  Anschauung  mit  Unrecht  an  der  unbedingten  zivilrechtlichen 
Nullität  alles  über  5°/o  bedungenen  Zinses  festhält,  so  bleibt  nichts 
Anderes  übrig,  als  auf  baldige  gesetzliche  Abrogirung  der  tfij  595 
bis  600  des  Luzerner  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  hoffen. 
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Mitgetheilt  von  Nationalrath  B.  Galtah  in  (ilarus. 


Am  30.  Dezember  1889  wurde  eine  (ilarner  Firma  vom  Fabrik- 
inspektorate  wegen  Uebertretung  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes  und 
des  kantonalen  Gesetzes  betreffend  die  Sonntagsheiligung  durch  Arbeiten 
am  Sonntag  beim  kantonalen  Polizeigericht  verzcigt.  Der  Inhaber  dieser 
Firma  bestritt  die  Richtigkeit  des  eiugeklagten  Thatbestandes.  Es  wurde 
deshalb  die  Angelegenheit  zum  Untersuche  dem  kantonalen  Verhöramte 
zugewieBen.  In  diesem  Untersuche  wurden  der  Sohn  des  Firmainhabers, 
welcher  sich  zur  Zeugnissablegung  trotz  Verwandtschaft  in  ausschliessen- 
dem  Grade  gemäss  § 65  der  Strafprozessordnung  bereit  erklärte,  und 
mehrere  Arbeiter  als  Zeugen  einvernommen.  Deren  Aussagen  waren,  wie 
sich  nachträglich  liera usstellte,  falsch,  dieselben  wurden  deshalb  alle 
wegen  falschen  Zeugnisses  strafrechtlich  verfolgt.  Durch  den  bezüg- 
lichen Untersuch  wurde  in  Folge  Geständnisses  der  Angeschuldigten  der 
folgende  Thatbestand  festgestellt  : 

1)  Betreffend  den  Sohn  des  Fabrikinhabers:  Derselbe  wurde  auf  den 

21.  Februar  a.  c.  vor  Verhöramt  zitirt,  um  bezüglich  einer  vom  Fabrik- 
inspektorate  gegen  die  Firma  N’.  X.  wegen  Uebertretung  des  Fabrikge- 
setzes eingeleiteten  Klage  einvernommen  zu  werden.  Zufolge  dieser  Klage 
wurde  die  benannte  Firma  beschuldigt,  an  den  Sonntagen  vom  1.,  8.  und 

22.  Dezember  und  am  Nacbweibnachtstagc,  den  26.  Dezember  1889,  ihr 
Mühlegewirbe  wie  an  einem  Werktage  in  Betrieb  gesetzt,  die  Reinigungs- 
arbeiten Uber  die  erlaubte  Zeit  von  drei  Stunden  ausgedehnt,  Magazin- 
arbeiten vorgenommen  und  in  der  Mühle  die  Fabrikregiemente  weder  an- 
geschlagen nocli  an  die  neu  eintretenden  Arbeiter  vertheilt  zu  haben.  In 
der  bezüglichen  Verhandlung  des  Polizeigerichtes  vom  7.  Februar  1890 
gab  der  Vertreter  respektive  Inhaber  der  verklagten  Firma  einzig  den 
Klagepunkt  betreffend  die  Reglemente  zu,  bestritt  dagegen  die  übrigen 
Klagepnnkte,  aus  welchem  Grunde  die  Sache  zum  weitern  Untersuche  an 
das  Verhöramt  gewiesen  wurde.  Vor  Verhöramt  bestätigte  er  diesen 
Standpunkt  und  erklärte,  bezüglich  der  bestrittenen  Klagepunkte  nicht  iin 
Falle  zu  sein,  Auskunft  zu  ertheilen,  weil  er  sieh  der  Leitung  des  Mllhie- 
geschäftes  nichts  annehme,  sondern  dieselbe  seinem  Sohne,  dem  heutigen 
Angeklagten,  übertragen  habe.  Infolge  dieser  Erklärung  wurde  der  letztere 
auf  den  21.  Februar  ahhin  vor  Verhöramt  zitirt.  Auf  Vorhaltung  des 
§ 65  der  Strafprozessordnung  erklärte  er  sich  antwortbereit  und  bestritt 
nun  in  seiner  Eigenschaft  als  Zeuge  nach  vorheriger  Ermahnung  zur 
Wahrheit  in  seiner  Einvernahme  mit  Ausnahme  desjenigen  betreffend  die 
Reglemente  die  übrigen  Klagepunkte  des  Bestimmtesten.  In  Fortsetzung 
des  Untersuches  wurden  auf  den  25.  Februar  5 Arbeiter  der  Firma  X.  X., 
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(ii«  heutigen  Mitangeklagten,  ebenfalls  vor  Verhör  geladen,  wovon  der 
Angeklagte  N.  N.  Sohn  Kenntnis»  erhalten  hatte.  Er  Hess  deshalb  drei 
derselben  in  die  sogenannte  „ Fruchtputzerei  “ kommen,  eröffnet«  ihnen, 
dass  auch  er  am  21.  Februar  vor  Verhör  gewesen  sei,  die  eingeklagten 
I'ebertretuugen  mit  Ausnahme  des  Réglementes  geleugnet  und  deponirt 
habe,  die  Turbine  sei  an  den  fraglichen  Sonntagen  nur  laufen  gelassen 
worden,  damit  bei  der  grossen  Külte  das  Wasser  nicht  einfriere.  Sie 
sollen  nur  vor  Verhör  das  Gleiche  deponiren,  sonst  komme  er  in  Ver- 
legenheit; allfällige  Nachtheile,  die  daraus  entstehen  sollten,  werde  er 
ihnen  ersetzen;  zwingen  könne  er  sie  allerdings  nicht.  Im  gleichen 
Siune  bearbeitete  er  den  Angeklagten  H.,  indem  er  ihn  auffordertc,  im 
Verhör  anzugeben,  er  sei  an  den  kritischen  Tagen  im  Spital  gewesen, 
respektive  er  habe  im  Magazin  anstatt  auf  dem  „Posten“  gearbeitet  und 
könne  deshalb  nicht  sagen,  was  in  der  Mühle  vorgegangen  sei.  Auch 
der  Magazinier  K.  wurde,  bevor  er  in’s  Verhör  ging,  von  N.  N.  Sohn  be- 
einflusst, indem  er  zu  ihm  sagte,  er  habe  ja  an  Sonntagen  nie  Magazin- 
arbeiten verrichten  müssen. 

2)  Betreffend  die  Arbeiter:  Diese  fünf  Angeklagten  leugneten  nun 
wirklich  vor  Verhör  die  eingeklagten  l’ebertretongcn  im  gleichen  Sinne 
wie  der  Angeklagte  N.  N.  Sohn.  Einige  Tage  später  stellte  sich  dann 
Sch.  beim  Verhöramte  und  erklärte,  infolge  der  am  25.  Februar  gemachten 
Depositionen  sei  er,  weil  sie  falsch  gewesen,  beunruhigt,  er  sei  von  N.  N. 
Sohn  verleitet  respektive  angestiftet  worden.  Dem  Sch.  folgten  dann  auch 
II.,  M.  und  K.  und  bestätigten  ebenfalls,  dass  sie  von  N.  N.  Sohn  zu 
falschem  Zeugnisse  augestiftet  worden  seien  ; sie  mllssen  nun  bekennen, 
dass  an  den  kritischen  Sonntagen  gearbeitet  worden  sei.  Im  Schlussverhör 
legte  dann  auch  Ko.  das  Geständnis»  ab,  dass  er  au  einem  Sunntagc 
wirklich,  im  Gegensätze  zu  seinen  frühem  Verhördepositionen,  Magazin- 
arbeit verrichtet  habe,  indem  er  an  einem  Sonntag  das  Beladen  eines 
Schlittens  mit  Mehl  habe  vornehmen  müssen.  Die  Richtigkeit  dieser  An- 
gaben der  sämmtlichen  mitangcklagtcn  Arbeiter  bestätigte  dann  N.  N. 
Sohn  vollständig. 

Gestützt  auf  diesen  Thatbestand  erhob  die  Staatsanwaltschaft  Anklage 
gegen  den  Sohn  des  Firuiaiuhabers  wegen  falschen  Zeugnisses  und  der 
Anstiftung  dazu  (SS  21  und  73,  Alinea  1,  des  Strafgesetzbuches),1;  gegen 
die  Arbeiter  ebenfalls  wegen  falschen  Zeugnisses  (§  73,  Alinea  1,  des 
Strafgesetzbuches)  Das  Kriminaigericht  beurtheilte  diesen  Thatbestand 
dagegen  wie  folgt:  „Bezüglich  der  Qualifikation  geht  aus  dem  Resultate 

■)  Diese  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  des  Kantons  Glarus  lauten  : 

§ 21.  Als  Urheber  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  wird  nicht  nur  der- 
jenige bestraft,  welcher  dasselbe  begangen  (Thätcr),  sondern  auch  derjenige, 
welcher  den  Erstem  vorsätzlich  zu  dem  Entschlüsse,  dasselbe  zu  begehen,  be- 
stimmt bat  (Anstifter). 

S 73.  Wer,  ausser  den  i- allen  der  §§  71  und  72,  als  Zeuge  oder  Sachver- 
ständiger ein  wissentlich  falsches  Zeuf/ttiss  oder  Gutachten  abgibt,  wird  mit  Ar- 
beitshaus, verbunden  mit  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bestraft,  ln 
schwerem  füllen  kann  auch  auf  Zuchthaus  erkannt  werden. 

Ist  die  unrichtige  Aussage  nicht  mit  dem  Bewusstsein  der  Falschheit,  sondern 
aus  Fahrlässigkeit  72)  gemacht  worden,  so  besteht  die  Strafe  in  Gefüugniss, 
womit  Geldbusse  bis  auf  Kr.  100U  verbunden  werden  kann. 
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des  Voruntersuches  hervor,  dass  N.  N.  Sohn  die  falschen  Angaben  im 
vollen  Bewusstsein,  dass  dieselben  der  Wahrheit  nicht  entsprechen,  vor 
Verhöramt  gemacht  hatte.  Dagegen  ist  bezüglich  der  fünf  Arbeiter  an- 
zunehmen, dass  dieselben  infolge  ihres  Dienstverhältnisses,  in  welchem 
sie  sieh  gegenüber  dem  Sohn  ihres  Arbeitgebers  befanden,  ans  Mangel 
an  ptiiehtmässiger  Besonnenheit  und  Ueherlegung  der  Anstiftung  des 
Gesehäftsleitcrs  Folge  leisteten.“ 

Das  Kriminalgericht  erklärte  daher  den  N.  N.  Sohn  schuldig  des 
wissentlich  falschen  Zeugnisses  nnd  der  Anstiftung  zu  falschem  Zeugniss 
und  die  Arbeiter  schuldig  des  falschen  Zeugnisses  aus  Fahrlässigkeit 
(S  73,  Alinea  2,  des  Strafgesetzbuches). 

Gegen  dieses  Urtheil  ergriffen  alle  Angeklagten  die  Appellation  an’s 
Obergericht.  Auch  dieses  nahm  den  oben  mitgetheilten  Tbatbestand  als 
erwiesen  an,  sprach  sich  dann  aber  Uber  dessen  rechtliche  Würdigung 
folgendermassen  aus  : 

rBezüglich  der  Qualifikation  ist  zu  berücksichtigen: 

1)  Dass,  wenn  auch  N.  N.  Soiin  der  Unrichtigkeit  seiner  Angaben 
bewusst  war,  ihn  dazu  nicht  ein  böswilliger,  verbrecherischer  Wille, 
sondern  vielmehr  ein  Mangel  an  ptiiehtmässiger  Besonnenheit  und 
Ueherlegung  geleitet  hat,  welcher  eincstheils  auf  die  verwandt- 
schaftlichen und  geschäftlichen  Verhältnisse  zwischen  Vater  und 
Sohn  und  anderntheils  auf  die  Auffassung  des  Angeklagten  be- 
treffend die  scheinbare  Un  Wichtigkeit  der  in  Frage  gelegenen 
l’olizeilibertretung  zurückzuführen  ist  ; 

2i  dass  mit  Rücksicht  auf  das  Dienstverhältnis,  in  welchem  sich  die 
angeklagten  Arbeiter  gegenüber  dem  Sohn  ihres  Arbeitgebers  be- 
fanden, angenommen  werden  muss,  es  haben  dieselben  der  An- 
stiftung zu  falschen  Aussagen  seitens  ihres  Gesehäftsleiters  ebenfalls 
in  unbesonnener,  fahrlässiger  Weise  Folge  geleistet.“ 

Es  wurden  daher  X.  X.  Sohn  des  „ falschen  Zeugnisses  aus  Fahr- 
lässigkeit und  der  Anstiftung  dazu“  und  die  Arbeiter  des  „fahrlässig 
falschen  Zeugnisses“  schuldig  erklärt,  — ein  Urtheil,  das  sich  offenbar 
nur  daraus  erklären  lässt,  dass  es  dem  Richter  widerstrebte,  die  schwere 
Strafe,  welche  in  dem  Strafgesetzhuche  von  Glarus  für  das  Vergehen 
des  wissentlich  falschen  Zeugnisses  angedroht  ist,  in  einem  solchen  Falle, 
wo  eigentlieh  flir  Niemanden  ein  Schaden  entstanden  war  und  es  sich 
ursprünglich  um  eine  blosse  Polizeitibertretung  handelte,  aussprechen 
zu  müssen.  Bekanntlich  kam  nnd  kommt  es  in  Frankreich  jetzt  noch  oft 
vor,  dass  die  Geschworenen  die  Fragen  über  das  Vorhandensein  mildernder 
Umstände  bei  Verbrechen,  die  mit  der  Todesstrafe  bedroht  sind,  nur  aus 
dem  Grunde  bejahen,  damit  diese  Strafe  gegen  den  Scliuldigerkiärten 
nicht  angewendet  werden  darf. 
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Auszug  aus  dem  Bericht  Uber  die  Berner  Versammlung.  ') 

(Dezember  1800.) 

Dr.  Guillaume  berichtet  s)  liber  die  Entstehung  und  Verbreitung  des 
Bertillon’sehen  Systems  der  Verbrechermessung,  welches  zum  ersten  Male 
am  internationalen  Oefilngnisskongress  in  Rom  einem  grösseren  Publikum 
vorgefUhrt  wurde.  Die  grossen  Vortheile,  welche  dieses  System  für  die 
Identifikation  der  Verbrecher  bietet,  haben  demselben  auch  in  andern 
Ländern  Eingang  verschafft. 

So  wird  die  Anthropométrie  in  Buenos-Ayres  und  Montevideo  von 
den  Behörden  bereits  praktisch  angewendet.  Auch  in  einigen  Provinzen 
Brasiliens,  namentlich  in  Parana,  werden  Körpermessungen  an  Delinquenten 
vorgenommen. 

In  Mexiko  ist  man  mit  der  Einführung  des  Bertillon'sehen  Systems 
beschäftigt  und  in  den  Vereinigten  Staaten  Nortlamerika's  besteht  schon 
eine  Privatgesellschaft,  welche  den  Kamen  .American  Bertillon  Prison 
bureau“  trägt  und  das  System  in  den  Anstalten  des  Gefängnissvereins 
der  Union  und  Kauada's  applizirt. 

Sogar  in  Asien  habe  sich  die  Anthropométrie  eingebürgert,  indem  die 
Japanesen  das  System  letzthin  eingeführt  haben  sollen. 

In  Afrika  werden  die  Messungen  in  den  zwei  wichtigsten  Kolonien 
Frankreichs,  in  Algier  und  Tunis,  dureh  eigens  dorthin  beorderte  Beamte 
vollzogen. 

Was  Europa  anbetrifft,  so  ist  seit  dein  letzten  internationalen  Gc- 
fängnisskongress  das  Signalement  Bertillon  mit  Erfolg  in  Russland  ein- 
gefUhrt worden. 

Belgien  hat  Instrumente  gekauft  und  seit  einem  Jahr  Messungen  an 
den  ausländischen  Untersuchungsgefangenen  gemacht.  Die  zwischen  Paris 
und  Brüssel  ausgewechseiten  Ergebnisse  von  Messungen  haben  schon  zur 
Entdeckung  mehrerer  gefährlicher  Verbrecher  geführt,  welche  sieh  unter 
einem  falschen  Namen  in  der  belgischen  Hauptstadt  eingenistet  hatten 
und  dort  für  kleinere  Vergehen  bestraft  worden  waren.  Mit  Rücksicht 
auf  diese  Resultate  hat  das  belgische  Parlament  einen  Kredit  bewilligt 
für  die  Errichtung  eines  anthropoinetrisehen  BUreau’s  in  Brüssel.  Dieses 
Amt  soll  seine  Thätigkeit  auf  alle  Verhafteten  ohne  Unterschied  erstrecken. 

’)  Vgl.  Zeitschrift  III,  Seile  51)5. 

-)  Vgl.  auch  den  Bericht  von  Dr.  (iuiilaume  in  dieser  Zeitschrift  I,  Seite  14, 
L’identiticutiou  anthropométrique. 


Digitized  by  Google 


Die  Verbrechermessung  nach  Bertillon. 


89 


Die  Berliner  Polizei  ist  ebenfalls  im  Besitze  einer  Reibe  von  Instru- 
menten. Nachdem  zuerst  ein  von  Herrn  Professor  Virehow  moditizirtes 
Verfahren  versucht  worden  war,  scheinen  die  Behörden  nun  das  System 
des  Herrn  Dr.  Bertillon  endgültig  annehmen  zu  wollen. 

ln  Italien  werden  Versuche  mit  dem  Messungssystem  Alfonso  gemacht, 
das  aber  bei  Weitem  nicht  die  Vorzüge  der  Messungen  Bertillon’s  bietet. 

Man  hat  konstatirt,  dass  die  Gewohnheitsverbrecher  das  Rand  meiden, 
in  welchem  die  Körpermessungen  zur  Feststellung  der  Identitiit  benutzt 
werden.  Als  das  System  Bertillon  in  Frankreich  durehgeftihrt  wurde,  war 
eine  Auswanderung  der  rückfälligen  Verbrecher  nach  Belgien  bemerkbar. 
Da  nun  Belgien  dem  Beispiele  Frankreichs  folgt,  ist  zu  gewärtigen,  dass 
ein  grosser  Theil  der  Spitzbuben  und  Gauner  dieser  zwei  Staaten  die  be- 
nachbarten Länder  zum  Schauplatze  ihrer  Thatcn  wählen  werden.  Die 
Schweiz  darf  nicht  zurlickbleiben,  und  es  ist  sogar  eine  ihrer  internationalen 
Pflichten,  das  Signalement  Bertillon  einzufUhren  und  auf  diese  Weise  die 
Repression  der  Verbrecher  zu  fördern. 

Herr  Bertillon  hat  sich  uns  bereitwilligst  für  alle  wUnschbare  Aus- 
kunft zur  Verfügung  gestellt.  Es  ist  deshalb  dem  Vortragenden  ermöglicht 
worden,  der  Versammlung  Originalaufnahmcn  von  Messungen  mit  Photo- 
graphien der  Gemessenen  zu  zeigen. 

Untersuchungsrichter  Ihnlolf  Schenk  in  Bern  demonstrirt  der  Ver- 
sammlung das  Verfahren  an  einem  Anwesenden  und  begleitet  seine  mit 
lebhaftem  Interesse  verfolgte  anschauliche  Darstellung  mit  ähnlichen  Er- 
läuterungen, wie  er  sie  in  seinem  Aufsatze:  „ Die  Verbrechermessung 
nach  Bertillon u,  veröffentlichte.1) 

Professor  Stooss  fügt  bei:  Durch  die  Mittheilungen  des  Herrn  Direktor 
Guillaume  und  durch  die  Demonstration  des  Herrn  Untersuchungsrichters 
Schenk  werden  Sie  von  der  Vortreftliehkeit  und  Unfehlbarkeit  des  Systems 
Bertillon  überzeugt  worden  sein.  Die  eine  Thntsache,  dass  in  Frankreich 
seit  1883  bis  im  März  1890  280<i  Verbrecher,  die  sich  unter  einem 
falschen  Namen  verborgen  hatten,  durch  ilie  Messung  entlarvt  worden 
sind,  zeigt,  welche  überraschenden  Erfolge  in  der  kürzesten  Zeit  erzielt 
worden  sind.  Selbstverständlich  steigt  die  Zahl  der  Erkannten  immer 
mehr,  indem  die  Zahl  der  Messungen,  welche  identitizirt  werden  können, 
von  .lahr  zu  Jahr  grösser  wird.  Das  Verfahren  ist  nicht  zeitraubend  : ein 
geübter  Angestellter  bedarf  hiezu  nicht  mehr  als  3 Minuten;  es  lässt  sich 
leicht  erlernen  : die  Gefängnissbeamten  in  Frankreich  machten  sich  in 
wenigen  Tagen  mit  demselben  vertraut;  es  ist  wohlfeil:  ein  Messapparat 
kostet  nur  25  Franken;  es  ist  absolut  und  mathematisch  sicher:  Irrungen 
kommen  so  zu  sagen  nicht  vor. 

Folgt  aber  daraus,  dass  wir  das  System  Bertillon  in  der  Schwei: 
ein  führen  sollen  ? Einer  der  Herren  hat  mir  im  Privatgespräch  entgegen  - 
gehalten,  und  es  ist  dies  ein  Einwand,  den  auch  Andere  erheben  dürften, 
die  Bertillon’sche  Messung  möge  in  den  grossen  Zentren  des  Verkehrs, 
in  Paris,  Petersburg.  Moskau,  Berlin  und  vielleicht  auch  in  Brüssel,  sehr 
zweckmässig  und  nützlich  sein,  die  kleine  Schweiz  mit  ihren  verhältnias- 


■)  Vgl.  Zeitschrift  111,  Seite  437  ff. 
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massig  gering  bevölkerten  Städten  bedürfe  der  Neuerung  nicht,  denn  liier 
finde  »ich  die  grossstädtische  Verbrecherwelt  glücklicherweise  nicht  vor. 
Darauf  kommt  es  aber  doch  nicht  hauptsächlich  an,  sondern  darauf,  ob 
sich  auch  in  der  Schweiz  Verbrecher  durch  falsche  Namensangabe  der 
Strafjustiz  zu  entziehen  wissen.  Wie  viele  Fälle  der  Verheimlichung  des 
wahren  Namens,  beziehungsweise  der  kriminellen  Antezedentien,  Vorkom- 
men, lässt  sich  genauer  erst  nach  Einführung  der  anthropometrischen 
Messung  feststellen;  denn  dann  wird  sich  zeigen,  wie  oft  es  gelingen 
wird,  einen  Verbrecher  der  falschen  Namensangabe  zu  überführen  und 
daraus  zu  schliessen,  wie  oft  die  Justiz  bisher  auf  solche  Art  hinter- 
gangen worden  sein  mag.  Schon  jetzt  darf  aber  ausdrücklich  behauptet 
werden,  dass  auch  die  schweizerische  Strafjustiz  nicht  selten  durch  falsche 
Namensangabe  dtlpirt  wird  und  dass  in  Folge  dessen  ein  Gewohnheits- 
verbrecher der  Strafe  des  Itüekfalls  oder  einer  früheren  noch  nicht  voll- 
streckten  Strafe  entgeht.  Darauf  deuten,  abgesehen  von  einzelnen  Fällen, 
in  denen  der  wahre  Name  zufällig  entdeckt  wird,  folgende  Umstände: 

1)  Die  Zersplitterung  unserer  Strafjustiz  lässt  eine  Fühlung  zwischen 
den  verschiedenen  Polizeibehörden  nicht  aufkommen,  so  lange  als 
Rückfall  nur  die  im  nämlichen  Kanton  begangenen  strafbaren 
Handlungen  gelten.  Um  so  eher  ist  es  möglich,  dass  die  Gerichte 
Uber  die  Identität  einer  Person  irregeführt  werden. 

2)  Dass  dies  wirklich  geschieht,  beweisen  die  Fahndungen  und  Steck- 
briefe, in  denen  einem  Verfolgten  mehrere  Namen,  verbunden  durch 
das  Wort  alias,  beigelegt  werden. 

3)  Endlich  gibt  es  unter  unsem  Sträflingen  eine  verhältnissmässig  starke 
Zahl  von  Fremden.  Von  3929  Gefangenen  waren  nämlich  509  Aus- 
länder. Diese  Angabe  stutzt  sich  auf  Erhebungen  des  eidgenössischen 
statistischen  BUrean’s,  die  mir  Herr  Dr.  Guillaume  gütigst  zur  Ein- 
sicht mittheilte. 

Die  Wiedererkennung  der  Namensverheimlicher  zu  sichern,  ist  um  so 
wichtiger,  als  es  in  der  Kegel  berufsmässige  und  gefährliche  Verbrecher 
sind,  welche  ein  vollständiges  Inkognito  gegenüber  den  Justizbehörden  be- 
wahren. Die  Kriminalpolitik  hat  nun  aber  den  Kampf  gegen  diese  Ver- 
brecherklasse als  eine  ihrer  Hauptaufgaben  erkannt,  und  es  wird  der  Ge- 
setzgebung obliegen,  den  Rathschlägen  der  Wissenschaft  zu  folgen  und  die 
Gewohnheits  und  Berufsverbrecher,  oder  wie  man  sie  auch  nennt,  die 
Unverbesserlichen,  auf  möglichst  lange  Zeit  zu  verwahren.  Dies  setzt 
aber  voraus,  dass  der  Verbrecher  als  Gewohnheitsverbrecher  erkannt  wird, 
und  dazu  verhilft  einzig  vollkommen  sicher  das  System  Bertillon. 

Welcher  Gewinn  wäre  es,  wenn  jährlich  auch  nur  zehn  Berufsver- 
brecher, Industrieritter,  Hochstapler  u.  s.  w.,  die  sich  als  Neulinge  der 
Kriminalität  ausgeben,  nach  ihrem  wahren  Charakter  und  Zivilstand  er- 
kannt und  strafrechtlich  entsprechend  behandelt  würden  ! 

Wenn  aber  die  Zahlenverhältnisse  Frankreichs  für  uns  massgebend 
sind,  wo  in  tu  Monaten  450  Wiedererkennungen  auf  Grund  der  Resultate 
der  Messungen  stattfanden,  so  dürften  wir  wohl  auf  20—25  Rekognitionen 
jährlich  rechnen. 
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Mit  Einführung  «les  Verfahrens  von  Bertillon  würden  die  unmoralischen 
Mittel,  welche  jetzt  angewendet  werden,  um  einen  der  Namensverheim- 
liehung  Verdächtigen  auszuforschen,  das  von  der  Geiangnissverwnltung 
veranlasste  oder  geduldete  Ausspioniren  der  Mitgefangenen,  von  selbst 
aufhiiren,  und  cs  käme  nicht  mehr  vor,  dass  ein  Aufseher  oder  ein 
Sträfling  dem  Verdächtigen  Freundschaft  heuchelt,  um  sich  in  sein  Ver- 
trauen einzuschleichen  und  es  zu  missbrauchen.  ‘ 

Es  ist  in  neuester  Zeit  oft  ansgefllbrt  worden,  für  die  Zwecke  des 
Strafschutzes  sei  es  weniger  wichtig,  t vie  gestraft  wird,  als  vielmehr  das s 
gestraft  werde,  indem  das  Bewusstsein  einer  sicher  dem  Verbrechen  nach- 
folgenden Strafe  geeignet  sei,  vom  Verbrochen  abzuhalten.  Diese  General- 
prävention  wird  durch  die  Messung  unterstützt,  denn  mittelst  derselben 
wird  dem  Richter  ermöglicht,  jeden  einmal  gemessenen  Verbrecher  als 
rückfällig  wiederzuerkennen.  Die  prävenireude  oder,  man  kann  hier  ge- 
radezu sagen,  die  abschreckende  Wirkung  des  anthropometrischeu  Ver- 
fahrens zeigt  sich  am  deutlichsten  bei  den  Gemessenen  selbst;  denn  sie 
scheuen  die  Gefahr,  jederzeit  wieder  erkannt  zu  werden.  Bertillon  ver- 
sichert sogar,  sie  meiden  das  Land,  in  welchem  anthropometrisch  ge- 
messen w'ird. 

Das  -Signalement  Bertillon  stärkt  die  Justiz  im  Kampfe  gegen  das 
Verbrechen,  der  Richter  ist  durch  die  genauen  Angaben  der  Messkarten 
in  den  Stand  gesetzt,  einem  Verbrecher,  der  einen  falschen  Namen  an- 
gab, mit  aller  Bestimmtheit  zu  sagen:  Du  heissest  nicht  M.  N.,  sondern 
dein  Name  ist  X.  Y.  Der  Sieg  der  Wahrheit  schlägt  den  Ucberrasehten 
nieder  und  sie  beweist  ihm  die  Ueberlegcnheit  des  Staates. 

Endlich  ist  die  internationale  Bedeutung  des  Verfahrens  Bertillon’s 
nicht  zu  übersehen.  Es  ist  nur  gerechtfertigt,  dass  den  internationalen 
Verbindungen  der  Verbrecher  eine  international  gestaltete  Massnahme  ent- 
gegenwirkt. Je  umfangreicher  das  Anwendungsgebiet  der  Messung  wird, 
desto  mehr  Material  steht  der  Messbehörde  zu  Gebote  ; denn  es  ist  ja 
möglich,  sich  gegenseitig  das  Material  nutzbar  zu  machen.  Vielleicht  liegt 
hier  ein  Ansatz  zu  einem  Stück  europäischen  Polizeirechtes  vor;  es  er- 
scheint nicht  unmöglich,  dass  einmal  eine  internationale  Zentralstelle  für 
antbropomctrischcs  Verfahren  eingerichtet  wird,  wie  wir  ja  schon  eine 
Anzahl  internationaler  Acrnter  besitzen.  Die  Schweiz  als  internationales 
Land  darf  hier  nicht  Zurückbleiben. 

Einstweilen  sind  wir  noch  nicht  so  weit  Es  sollte  aber  doch  un- 
verzüglich Hand  an’s  Werk  gelegt  werden.  Es  genügt,  wenn  in  den 
grösseren  Städten  und  in  den  Strafanstalten  die  Messung  eingeführt  wird, 
es  bedarf  aber  jedenfalls  einer  Zentralstelle.  Am  besten  wäre  es,  der 
Bund  würde  das  System  Bertillon  einführen,  es  ist  aber  auch  nützlich, 
wenn  die  Kantone  zunächst  Vorgehen. 

Nach  diesen  Berichten  der  Veranstalter  der  Versammlung  äussern  sieh 
mehrere  Theilnehmer. 

Strafanstaltsdirektor  Blumenstein  bestätigt,  dass  Namensverheim- 
lichnngen  in  Bern  nicht  selten  sind.  Er  führt  aus  der  jüngsten  Zeit  fol- 
gende Fälle  an  : 
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1.  „Waigand  Andreas“,  von  Versbach  (Bayern),  von  den  Assisen 
des  II.  Kreises  wegen  ausgezeichneten  Diebstahls  zu  3 Jahren  Zucht- 
haus verurtlieilt,  wurde  im  Jahre  1887  in  die  Strafanstalt  Bern  ein- 
geliefert. Veranlasst  durch  den  Umstand,  dass  einzelne  seiner  Unter- 
kleider mit  K.  ST.  bezeichnet  wraren,  wurde  er  am  25.  Dezember  1887 
Uber  die  Bedeutung  dieser  Buchstaben  befragt.  Sofort  gab  er  zu,  er 
heisse  „Karl  Stollbefg“,  von  Weimar,  geb.  1854,  Schneider.  Den  Namen 
Waigand  habe  er  sich  beigelegt  und  sich  auf  denselben  dadurch  Legi- 
timationspapiere verschafft,  dass  er  an  die  Ileimatgeineinde  des  ihm  per- 
sönlich bekannten  Andreas  Waigand  geschrieben,  er  habe  seine  Schriften 
verloren  und  wünsche  daher  andere,  welchem  Gesuch  auch  sofort  ent- 
sprochen worden  sei.  Bei  einer  zweiten  Abhiirung  widerrief  er  sodann 
alle  diese  Angaben  und  behauptete,  er  heisse  wirklich  „Andreas  Waigand“, 
ebenso  sei  unrichtig,  dass  er  zu  Bruchsal  6 Monate  GefUngniss  abgesessen 
habe;  er  sei  im  Jahre  1878  wegen  Trunkenheit  blos  3 Tage  im  Stadt- 
gefiingniss  zu  Bruchsal  gewesen,  und  zwar  unter  einem  falschen  Namen, 
dessen  er  sich  heute  nicht  mehr  erinnere.  Vom  5.  Mai  1877  bis  5.  No- 
vember 1880  habe  er  in  Blassenburg  (Bayern)  wegen  Diebstahls  eine 
Zuchthausstrafe  verbUsst,  und  ebenso  eine  solche  in  Ludwigsburg  (Würt- 
temberg). Spliter  behauptete  er,  die  Buchstaben  K.  ST.  habe  er  auf  seinen 
Unterkleidern  selbst  eingezeichnet,  da  er  „Karl  Stolle“  heisse  ; die  unter 
dem  Namen  Stollberg  gemachten  Angaben  bestätigte  er  nunmehr  wieder, 
so  dass  sein  wirklicher  Name  nicht  ausgemittelt  werden  konnte.  Am  24. 
Juli  1889  wurde  er  als  „Andreas  Waigand“  aus  der  Strafanstalt  Bern 
entlassen. 

2.  „Galli  Giuseppe“,  von  Induno  (Italien),  geb.  1863,  am  13.  August 
1887  von  den  Assisen  des  V.  Kreises  wegen  Einbruchsdiebstahls  und  Ver- 
suchs zu  4 1 2 Jahren  Zuchthaus,  sowie  20  Jahren  Kantonsverweisung  ver- 
urtheilt  und  am  18.  August  in  die  Strafanstalt  Bern  eingeliefert.  Infolge 
eines  am  2.  Mai  1888  an  die  italienische  Gesandtschaft  gerichteten  Briefes 
erhielt  er  damals  den  Besuch  eines  dieser  Gesandtschaft  angehörendeu 
Herrn.  Da  aber  ihre  Besprechung  nicht  den  gewünschten  Erfolg  hatte, 
wurden  Seitens  der  Gesandtschaft  bei  der  heimatlichen  Gemeindebehörde 
Erkundigungen  eingezogen,  wobei  es  sich  herausstellte,  dass  der  StrStling 
bisher  unter  falschem  Namen  bekannt  war.  Bei  einer  am  3.  August  1888 
vorgenommenen  Abhörung  gestand  er,  sein  wahrer  Name  sei  „Furaagalli 
Gerolamo“,  geb.  1863  zu  Induno  Olona,  Provinz  Como  (Italien).  Den  un- 
richtigen Namen  Galli  habe  er  blos  angenommen,  um  Bich  der  Militiir- 
pflicht  entziehen  zu  können;  schon  in  seinem  19.  Lebensjahre  habe  er 
seine  Heimat  verlassen  und  sei  in  die  Fremde  gegangen,  ohne  je  seiner 
Familie  eine  Nachricht  von  sich  zu  geben,  blos  um  so  der  missliebigen 
Dienstpflicht  zu  entgehen. 

3.  „Marsclial  Anton“,  angeblich  von  Barcelona  in  Spanien,  geb.  1855, 
Photograph,  von  den  Assisen  des  II.  Kreises  am  28.  November  1887  wegen 
Taschendiebstahls  zu  2 Jahren  Zuchthaus  und  20  Jahren  Kantonsver- 
weisung verurtlieilt,  wurde  am  1 Dezember  des  gleichen  Jahres  in  die 
■Strafanstalt  Bern  verbracht.  Mit  Schreiben  vom  24.  Dezember  1887  theilte 
die  Polizeidirektion  von  Bern  mit,  es  ergebe  sich  aus  polizeilichen  Nach 
forschungen , dass  der  Strafgefangene  Anton  Marschal  in  Wirklichkeit 
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heisse:  „Descombes  François1,  von  Bourgoing,  Département  de  l'Isère 
(Frankreich),  und  1859  in  Yverdon  geboren  sei.  Descombes,  hierüber 
einvernoinmen,  gab  sofort  die  Richtigkeit  aller  dieser  Angaben  unbedingt 
zu.  Descombes  behauptete  ebenfalls,  er  habe  einen  falschen  Namen  an- 
genommen, um  dem  Militärdienst  zu  entgehen.  Alle  Briefe,  die  er  später 
in  der  Anstalt  schrieb,  Unterzeichnete  er  mit  François  Descombes. 

Herr  Blumenstein  ist  überzeugt , dass  man  nach  Einführung  des 
Signalements  Bertillon  in  der  Anstalt  Bern  eine  grosse  Anzahl  von  Na- 
mensverheimlichern  entdecken  würde  Die  3 erwähnten  Fälle  wurden  nur 
zufällig  bekannt.  Die  blosse  Photographie  genügt  nicht  zur  Feststellung 
der  Identität.  Zum  Beweise  dieser  letztem  Behauptung  unterbreitet  Herr 
Blumenstein  der  Versammlung  die  Photographie  - Sammlung  der  Anstalt 
Bern,  welche  auch  bei  jedem  Anwesenden  den  Eindruck  der  Unzuläng- 
lichkeit zurllcklieas. 

Direktor  Guillaume  war  während  seiner  langjährigen  Praxis  als 
Strafanstaltsvorsteher  Zeuge  von  vielen  falschen  Namensangaben.  Er  hat 
konstatirt,  dass  die  Delinquenten  die  Namen  von  wirklich  existirenden, 
ganz  braven  Leuten  annahmen  und  sich  unter  diesen  Benennungen  ver- 
urtheilen  Hessen.  Diesem  [Infuge  muss  abgeholfen  werden,  es  ist  nicht 
statthaft,  dass  Verbrecher  den  Namen  eines  ehrlichen  Mannes  entehren. 

Direktor  Guillaume  glaubt,  dass  die  anthropometrischen  Messungen 
in  den  Arrestlokalen  der  griissern  schweizerischen  Ortschaften,  sowie  in 
den  Strafanstalten,  Arbeite-  und  Korrektionshäusern  vorgenommen  werden 
sollten.  Es  ist  vor  Allem  aus  wichtig,  dass  man  sich  den  Besitz  des 
anthropometrischen  Signalements  der  Vagabunden  verschaffe  ; denn  diese 
Letztem  sind  es,  welche  die  verschiedenen  Kantone  durehstreifen  und 
sehr  oft  einen  andern  Namen  annehmen,  wenn  sie  in  eine  andere  Gegend 
kommen.  Aus  dieser  Klasse  von  Delinquenten  rekrutiren  sieh  hauptsäch- 
lich die  Gewohnheitsverbrecher,  und  cs  ist  daher  nothwendig,  dass  ihre 
Identität  sofort  festgestellt  werden  kann.  Würde  von  allen  diesen  Vaga- 
bunden das  Signalement  genommen,  so  würde  man  in  wenig  Jahren  eine 
wichtige  Sammlung  besitzen,  welche  noch  durch  die  Aufnahmen  in  den 
verschiedenen  Strafanstalten  vervollkommnet  werden  küunte. 

Die  anthropometrischen  Messungen  auf  den  Hauptpolizeiposten  würden 
auf  die  mit  denselben  betrauten  Beamten  einen  heilsamen  Einfluss  aus- 
Uben,  indem  diese  Aufnahme  ihnen  mehr  die  präventive  Seite  der  Auf- 
gabe der  Polizei  vor  die  Augen  führen  würde.  Das  schweizerische  Fahn- 
dungsblatt würde  mit  der  Zeit  eine  den  heutigen  Anforderungen  besser 
entsprechende  Form  annehmen,  ja  sogar  sieh  zu  einer  speziellen  Revue 
ausbilden,  in  welcher  allerlei  Aufsätze  Uber  die  Polizeiverwaltung  ver- 
öffentlicht würden.  Man  würde  mehr  Sorgfalt  auf  die  Rekrutirung  der 
Polizeikorps  verwenden,  Vorbereitungskurse  für  die  Rekruten  einführen 
und  auf  diese  Weise  den  Funktionen  der  Landjäger  bei  uns  das  gleiche 
Ansehen  verschaffen,  welches  sie  in  den  andern  Staaten  geniessen. 

Die  Zentralstelle,  an  welcher  die  anthropometrischen  Signalemente 
gesammelt  würden,  könnte  nicht  nur  mit  der  Klassifikation  der  letztem, 
sondern  auch  mit  der  Einrichtung  eines  schweizerischen  „Casier  judiciaire“, 
sowie  mit  der  Veröffentlichung  der  schweizerischen  Revue  für  Polizeiwesen, 
welche  das  gegenwärtige  Fahndungsblatt  ersetzen  sollte,  beauftragt  werden. 
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Oberst  Scherz,  Polizeidirektor  der  Stadt  Bern,  voii  der  Nützlichkeit 
des  Verfahrens  Bertillon  überzeugt,  beantragt  zur  Förderung  eines  prak- 
tischen Resultates: 

Die  Kantonale  Bernische  Polizeidirektion  sei  einzuladen: 

1)  Das  System  Bertillon  demniichat  im  Kanton  Bern  einzufUhren. 

2)  Beim  Bunde  dahin  zu  wirken,  dass  dieses  System  ebenfalls  in  der 
ganzen  Schweiz  zur  Durchführung  gelange  und  eine  schweizerische 
Zentralstelle  errichtet  werde. 

■I)  Beim  Bunde  fernerhin  die  Frage  anhängig  zu  machen,  ob  nicht 
eine  internationale  Konferenz  einzuberufen  sei  zum  Zwecke  des  An- 
schlusses aller  europäischen  Staaten  an  dieses  System  und  zur  Be- 
handlung der  weiteren  Frage,  ob  nicht  ein  internationales  Signale- 
incnten-BUrcau  geschallen  werden  solle. 

Landjägerkommandant  llürst  hält  das  Verfahren  Bertillon  ebenfalls 
für  empfehienswerth  und  er  sehlicsst  sich  besonders  den  Ausführungen 
des  Herrn  Dr.  Guillaume  an,  welche  die  Hebung  des  Bandjägerkorps  be- 
tretlcn.  Er  ist  gegenwärtig  mit  einer  Arbeit  Uber  die  schweizerischen 
Landjügerkorps  beschäftigt,  welche  eine  Fortsetzung  der  Broschüre  sein 
soll,  welche  Herr  Guillaume  in  den  siebenziger  Jahren  über  den  gleichen 
Gegenstand  veröffentlichte. 

Fürsprecher  Zeerleder,  Sekretär  im  eidgen.  Justiz-  und  Polizeideparte- 
ment, zeigt,  wie  gute  Dienste  das  System  Bertillon  auch  für  das  Aus- 
lieferungsvcrfahren  leisten  könnte.  Er  theilt  der  Versammlung  mit,  dass 
die  schweizerische  Gesandtschaft  in  Paris  seiner  Zeit  das  eidgen.  justiz- 
und  Polizeidepartement  auf  die  anthropomotrischen  Messungen  in  Frank- 
reich aufmerksam  gemacht  hat. 

Dr.  Schürer,  Arzt  der  Strafanstalt  in  Bern  : Das  Verfahren  des  Herrn 
Dr.  Bertillon  hat  mir  eine  andere  Art  von  Messungen  in’s  Gedächtniss 
zurückgerufen.  Vor  mehreren  Jahren  verlangte  Herr  Professor  Benedikt 
aus  Wien,  an  einigen  Verbrechern  der  hiesigen  Strafanstalt  Körpermessungen 
vornehmen  zu  dürfen,  behufs  Aufstellung  von  Verbrecherdiagnoaen.  Dem 
Begehren  des  Herrn  Benedikt  wurde  entsprochen  und  es  fanden  hierauf 
von  Seite  des  Letztem  ungefähr  zwölf  Messungen  statt.  Die  Diagnosen, 
welche  alsdann  Herr  Benedikt  für  die  verschiedenen  gemessenen  Ver- 
brecher stellte,  trafen  fast  bei  allen  zu.  Könnten  die  Körpermessungen 
nicht  auch  in  dieser  Richtung  einige  Resultate  zu  Tage  fördern? 

Anknüpfend  an  die  Mittheilung  des  Herrn  Dr.  Sehärcr  gibt  Herr  Dr. 
Guillaume  der  Versammlung  Kenutniss  von  einer  von  Herrn  Staatsrath 
Herbette,  Chef  der  GefUugnissverwaltung  Frankreichs,  am  internationalen 
Gefängnisskongress  in  Rom  gehaltenen  Rede,  worin  derselbe  betonte,  dass 
die  Anthropométrie  auch  für  nicht-strafrechtliche  Verhältnisse  von  grosser 
Wichtigkeit  sein  werde.  Die  Schwierigkeiten,  welche  sehr  oft  der  Fest- 
stellung der  Identität  eines  Bürgers  entgegenstehen,  würden  vollständig 
beseitigt  durch  die  Körpermessung. 

Der  Vorsitzende,  Nationalrath  Stockmar,  bemerkt  zum  Schluss:  Die 
Vorträge  und  Demonstrationen  der  drei  Herren  Referenten  haben,  wie  es 
übrigens  die  Diskussion  bewies,  alle  Anwesenden  von  der  Nützlichkeit 
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des  Bertillon'sclien  Systems  auf  dem  Gebiete  der  Prävention  und  Re- 
pression des  Verbrechens  überzeugt.  Auch  in  den  von  Herrn  Dr.  Schärer 
und  von  Herrn  Herbette  in  Rom  angedeuteten  Beziehungen  wird  dasselbe 
in  der  Folge  schätzbare  Dienste  leisten;  es  handelt  sich  aber  vor  Allem 
darum,  das  anthropometrische  Signalement  für  polizeiliche  Zwecke  ein- 
zuflihren.  Der  Vorsitzende  wird  in  seiner  Eigenschaft  als  Polizeidirektor 
die  Einführung  des  Systems  Bertillon  im  Kanton  Hern  nach  Kräften  unter-  » 
stützen.  Es  kann  somit  der  erste  Theil  der  Anträge  des  Herrn  Scherz 
fallen  gelassen  werden,  und,  was  den  übrigen  Theil  derselben  betrifft, 
so  wünscht  der  Vorsitzende  folgende  Fassung: 

„Die  Versammlung  erklärt  sich  mit  der  Einfuhr  umj  des  Systems  Bertillon 
„in  der  Schneie  grundsätzlich  einrerstanden.  Da » Bureau  der  Versammlung  ist 
„ beauftragt , diesen  Beschluss  dem  hohen  eidgen.  Justiz-  und  Polizeidepartement 
„ mitzutheilcn , mit  dem  hii/liehen  Ersuchen,  dahin  zu  wirken,  dass  dieses  System 
„in  den  grossem  schweizerischen  Studien  eingeführt  werde,  und  zu  diesem  Zwecke 
„ eine  Versammlung  von  kantonalen  Deleyirten  eintuberufen.  Die  Broschüren , 

„ trelche  Herr  Bertillon  an  Herrn  Dr.  Guillaume  übersandt  hat,  werden  dem  eid- 
- genüsxixchen  Justiz-  um I Poliseiilepartement  ebenfalls  zur  Verfügung  gestellt  he- 
, hufs  Vertheilnng  unter  die  kantonalen  Polizeibehörden. 

„Die  Versammlung  spricht  emlhch  Herrn  Bertillon  für  seine  Erfüllung  und 
„seine  Dienstfertigkeit  ihren  besten  Dank  aus." 

Nachdem  sieh  Herr  Scherz  mit  dieser  Abänderung  einverstanden  er- 
klärt hat,  werden  die  vom  Präsidium  vorgeschlagenen  Resolutionen  ein- 
stimmig angenommen. 
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I.  Bundesgeticht.  — I.  Tribunal  fédéral. 

1.  Urtheil  des  Bundesgerichtes  vom  7.  November  1890  in  Sachen  des 
Gotfried  LUthi.  Friedrichs  sei.,  von  RUderswyl,  Büchsenmachers, 
in  Hasle  bei  Burgdorf,  Kts.  Bern,  betreffend  Verfassungsverletzung. 

Ihr  bernische  Verordnung  von  1811,  welche  da#  Tagen,  den  Ge- 
brauch und  die  Verfertigung  von  vSteckengewehrenu , souie  deren 
Einbringung  in  den  Kanton  mit  Strafe  bedroht,  ist  nicht  kan- 
tonsverfassungswidrig. Ob  sie  mit  dem  eidgenössischen  Jagdgesetz 
vereinbar  ist,  hat  nicht  das  Bundesgericht  zu  prüfen.  Wenn 
Schranbenflinten  von  dem  kantonalen  Strafrichter  als  Stecken- 
gewehre ungesehen  worden  sind,  so  ist  dies  in  richterlicher 
Auslegung  des  Gesetzes  und  nicht  willkürlich  geschehen. 

.1.  Eine  voll  Schultheis*  und  Kat h des  Kanton*  Bern  um  4.  Mürz  181 1 
erlassene  Verordnung  erneuert  ein  früheres  Verbot  der  sog.  Steckengewehre,  durch 
welche  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet  und  die  hocholirigkeitliche  Jagdge- 
rechtigkeit  bcnachtheiligt  werde:  sie  verbietet  das  Tragen  und  den  Gebrauch  der 
Stcckengewehre,  sowie  deren  Verkauf,  Verfertigung  im  Kanton  oder  Einbringung 
in  denselben  unter  Strafe  der  Konfiskation  und  einer  Busse  von  Kr.  40  für  jedes 
Stück.  Am  3.  Dezember  ISS!)  erliess  der  Kcgierungsstattbaltcr  von  Burgdorf, 
veranlasst  durch  Jagdfrevel,  welche  vermittelst  Schraubcnffinten  verübt  worden 
waren,  im  Anzeiger  für  die  Einwohnergemeinden  Burgdorf,  Heiiniswyl,  Hasle  n.  s.  w. 
eine  „Amtliche  Bekanntmachung“,  durch  welche  das  Publikum  und  namentlich  die 
Büchsenmacher  und  Waffenhündler  auf  die  Verordnung  vom  4.  März  lall  auf- 
merksam gemacht  w urden.  In  der  darauffolgenden  Nummer  des  nämlichen  Anzeigers 
erschien,  im  Gegensätze  zu  dieser  Amtlichen  Bekanntmachung,  eine  „freiwillige 
Bekanntmachung“  von  Kr.  I,iithi  und  Sohn,  Büchsenmacher  in  Hasle,  wodurch 
dieselben  „den  IIH.  Jagern  und  Nichtjügem  ihre  weitberühmten  doppel-  und  ein- 
fachen zerlegbaren  Iliuterlader-Schrotffinten“  bestens  empfehlen.  In  folge  dieses 
Inserates  wurde  gegeu  die  Büchsenmacher  Lttthi,  Vater  und  Sohn,  wegen  L'eber- 
tretung  der  Verordnung  vom  4.  März  1811,  sowie  des  eidg.  Jagdgesetzes,  Art.  6, 
und  der  kantonalen  Vollziehungsverordnuug  zu  demselben,  Art.  lti,  welche  das 
Tragen  von  Stock-  oder  zusammengeschraubten  Klinten  unter  Strafe  verbieten, 
Strafuntersuchung  eingeleitet.  Durch  letztinstanzliches  Urtheil  der  Polizeikammer 
des  Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern  ')  wurde  Gottfried  Uüthi, 

')  1>sü  t’rtheil  der  PoliuMkammur  de»  Kiutous  Beru  ist  nbgi'drurkt  117. 
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nachdem  sich  ergeben,  dass  derselbe  eine  Mehrzahl  zerlegbarer  Schraiibentlinten 
fabrizirt  hatte,  der  Widerhaudlung  gegen  Art.  1 der  Verordnung  vom  I.  März 
1811  schuldig  erklärt  und  zu  einer  Geldhusse  von  Fr.  120.  zur  Kontiskation  der 
beschlagnahmten  Schraubengewehre  und  < iewchrbestandt heile,  sowie  zu  den  Kosten 
verurtheilt,  im  Wesentlichen  aus  folgenden  Gründen:  Das  Verbot  der  Steckenge- 
wehre vorn  4.  März  1811  bestehe  noch  in  Kraft.  Dasselbe  sei  nicht  durch  die 
spätere  Jagdgesetzgehung,  insbesondere  das  Bundesgesetz  vom  17.  September  1875, 
aufgehoben.  Denn  die  Verordnung  vom  4.  März  1811  sei  jedenfalls,  insoweit  als  sie 
schon  das  blosse  Anfertigen,  Verkaufen  und  lmportiren  von  Steckengewehren  ver- 
biete, keiue  Jagd  Verordnung  und  werde  daher  durch  die  spätere  .lugdgesetzgebung 
uicht  berührt.  Der  Angeklagte  behaupte,  die  von  ihm  (und  seinem  Vater)  verfer- 
tigten zerlegbareu  Flinten  seien  keine  Steckengewelin*  im  Sinne  der  Verordnung 
vom  4.  Marz  1811,  welche  als  Strafgesetz  keiue  aualoge  Anwendung  finden  dürfe; 
er  führe  aus,  die  Polizeikatnmer  habe  dies  schon  durch  eine  gleiche  Anklage  gegen 
seinen  (inzwischen  verstorbenen)  Vater  betreffendes  freisprechendes  L'rtkeil  vom 
4.  Mai  1870  ausdrücklich  unerkannt;  jedenfalls  habe  er  (Angeklagter)  auf  das 
frühere  Urthe.il  fassen  dürfen  und  sei  daher  ein  Verschulden  seinerseits  ausge- 
schlossen. Allein  das  frühere  Unheil  vom  I.  Mai  1870  sei  nun  weder  für  den 
Richter  formell  verbindlich,  noch  könne  der  demselben  zu  Grunde  liegenden  An- 
schauung beigetreien  werden.  Für  die  Auslegung  der  Gesetze  sei  derjenige  Wille 
massgebend,  welcher  sich  iin  Gesetze  selbst  kund  tkue.  Aus  der  Verordnung  vom 
4.  März  1811  gehe  nun  nicht  hervor,  dass  sie  sich  ausschliesslich  gegen  ein  be- 
stimmtes Produkt  «1er  damaligen  WafTentechnik,  gegen  die.  Steckengewehre  von 
damals  richte.  Maugels  derartiger  Beschränkung  wolle  sie,  so  lange  ihre  formelle 
Geltung  «lauere,  ebenfalls  für  gleichartige  Verhältnisse  späterer  /eiten  gelten  und 
treffe  demnach  auch  diejenigen  Umgestaltungen  der  alt«*n  Steckengewekre,  welche 
die  vom  Standpunkte  des  strafrechtlichen  Verbotes  aus  wesentlichen  Eigenschaften 
ders«*lben  haben.  Das  Wesentliche  der  Steckengewekre  bestehe  mui  darin,  da>s  sie 
hestimnmngsgemäss  das  Aussehen  eines  harmlosen  Spazierstockes  haben  und  nach 
Belieben  entweder  als  solcher,  okue  Aufsehen  oder  Venlacht  zu  erregen,  überall 
geladen  herumget ragen  oder  bei  der  ersten  besten  Gelegenheit  sofort  abgefeuert 
werden  können.  Diese  unauffällige  Verheimlichung  der  geladenen  Warte  bei  steter 
8chiesshereitschaft  begründe  die  Gefährlichkeit  der  Stecken  ge  wehre  für  die  ortent- 
liche  Sicherheit  wie  für  «lie  staatliche  Jagdgere«  htigkeit.  Unerheblich  seien  Façon 
and  Form.  Die  von  Lüthi  verfertigten  SchrauhenHinten  stimmen  nun  zwar  in  Façon 
und  Form  mit  «len  Anno  1811  gebräuchlichen  Steckengewehren  nicht  ganz  überein; 
?ie  seien  aber  bestimmungsgemftss  in  einer  Weise  konstruirt,  welche  erlaube,  das 
geladene  Gewehr  je  nach  Belieben  mittelst  einfachster  Zerlegung  theils  in  der  Tasche 
verborgen,  theils  als  Spazierstock  zu  trageu,  od«îr  sofort  zusuuiuiciizusetzen  und 
ahzufeuern.  Auch  die  in  den  beiden  Untersuchungen  gegen  Vater  uml  Sohn  Lüthi 
erstatteten  Gutachten  des  Sachverständigen  Hcggi  beweisen,  dass  die  Lütkfsckeu 
Schraiibentlinten  weder  etwas  ganz  Anderes  seien  als  die  Steckengewekre,  noch  di«* 
Sehleiclyägerei  weniger  begünstigen  als  jene.  Dass  die  Flinten  des  Angeschuldigten 
nicht  Vorder-,  sondern  Hinterlader  und  nicht  als  einheitlicher  Bestandtheil  fertiges 
Gewehr  und  Stock  zugleich,  sondern  zerlegbar  seien,  sei  bedeutungslos.  Die  zer- 
legbaren LüthiVchen  Flinten  bilden  immerhin  keine  selbständige  Neuerung,  sondern 
einfach  eine  den  Fortschritten  der  Waffentechuik  entsprechende  Vervollkommnung 
der  Steckengewekre,  welche  Vervollkommnung  der  Sehleiclyägerei  zu  Gut«*  komme. 

ZeiUcfar.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4 Jahrg.  7 
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Das  Verschulden  des  Angescliuldigten  s«*i  durch  «las  seinem  Vater  gegenüber  er- 
gangene freisprechende  Unheil  vom  4.  Mai  1870  nicht  ausgeschlossen,  da  der 
Irrthum  über  die  Gesetzwidrigkeit  der  Thal  die  Kechtswidrigkcit  des  betbätiglen 
Vorsatzes  nicht  zerstöre. 

li.  Gegen  dieses  l’rthcil  ergriff  Gottfried  Lütlii  den  staatsrechtlichen  Rekurs 
an  das  B umlesgericht.  In  seiner  Rekursschrift  fuhrt  er  aus:  Das  augefochtene  Drtheil 
involvire  einerseits  «*inen  verfassungswidrigen  Eingriff  der  richterlichen  in  das  Gebiet 
der  gesetzgebenden  Gewalt  und  verstossc  «lalier  gegen  den  in  Art.  11  und  96  «1er 
Kantonsverfassung,  sowie  auch  in  «1er  Bundesverfassung  iiie<lcrg»*lcgten  Grundsatz 
der  Gewaltentrennung:  anderseits  involvire  dasselbe  eine  Verletzung  von  Art.  4 
«1er  Bundesverfassung,  respektive  eine  Rechtsverweigerung.  Nach  «1er  heroischen 
Kantonsverfassuug  habe  der  Richter  nur  diejenigen  Gesetze  zur  Anwendung  zu 
bringen,  welche  von  dem  verfassungsmässigen  Gesetzgeber  erlassen  oder  rezipirt 
seien.  Die  Verordnung  vom  I.  März  1811  s«*i  nun  unter  der  H«*rrschuft  «1er  Me- 
diationsakte vom  19.  Februar  18o3  erlassen  worden.  Gemäss  diesem  Staatsgrund- 
satze habe  die  souveräne  Gewalt  dem  Grossen  llatbe  zugestanden.  Di«*ser  allein  sei 
zum  Erlasse  allgemein  verbindlicher  Gesetze  und  Veror«lnimg«*n  befugt  gewesen. 
Nun  sei  aber  «lie  Verordnung  vom  I.  März  1811,  ohschon  diesella*  als  ein  allge- 
meine  Geltung  beaiispnuheiulps  Strafgesetz  sich  «jualifizire,  nicht  vom  Grossen, 
soudera  nur  vom  Kleinen  Rath,  «1er  Vollziehungxbehördc,  erlassen  worden;  sie 
sei  also  gar  nie  in  verfassungsmässiger  Weise  zu  Stamle  gekommen.  Wenn  die 
spätem  Staatsgrundgesetze  «lie  miter  d«*n  frühem  Verfassungen  erlass«*nen  Gesetze 
rezipiren,  so  sei  dies  naturgcniäss  nur  auf  diejenigen  altern  Gesetze  zu  beziehen, 
welche  von  den  zur  /eit  ihres  Erlasses  hiefür  kompetenten  Staatsorganen  seien 
erlassen  worden.  Die  Verordnung  v«>m  4.  März  1811  könne  als«»  nicht  als  rezipirt 
betrachtet  werden.  Dieselbe  wäre  übrigen*,  durch  das  eidgenössisch«'  Jagdgesetz 
vom  17.  September  1875  und  die  zu  demselben  erlassenen  eidgenössischen  un«i 
kantonalen  Verordnungen  aufgehoben.  Denn  während  das  Bundesgesetz  nur  «las 
Tragen  von  Stock-  oder  zerlegbaren  Klinten  verbiete,  stelle  die  Verordnung  vom 
4.  März  1811  auch  die  Fabrikation  n.  s.  w.  von  Stocken  ge  wehren  unter  strafe; 
sie  stehe  also  mit  «lein  Bundesgesetze  im  Widerspruche  und  sei  danach  gemiiss 
Art.  2.  d«*r  Uehergangshest  immun  gen  zur  Bundesverfassung  aufgehoben.  Indem  der 
heroische  Richter  ein  niemals  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommenes  oder  doch 
längst  Aufgehobenes  Gesetz  anwende,  greife  er  in  das  Gebiet  der  gesetzgebenden 
Gewalt  über.  Das  angefochtene  Urtlieil  verletze  überd  ein.  worüber  eine  besonder«* 
Beschwerde  au  die  zuständige  Administrativbehörde  werde  gerichtet  werden,  auch 
den  Art.  31  der  Bundesverfassung.  Endlich  beruhe  dasselbe  auf  willkürlicher  Ge- 
setzesanwendung und  verletze  daher  den  Grandsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze. 
Die  Verordnung  von  1811  habe  nach  ihrem  klaren  Wortlaute  nur  «lie  „sogenannten 
St  eckenge  wehre“,  also  ein  ganz  bestimmtes  Produkt  «1er  altern  Waffentechnik,  im 
Auge.  Der  einvernommene  Sachverständige  habe  auf’s  Klarste  festgestellt,  dass  dies«* 
Spezialität  hier  nicht  vorliege,  denn  er  spreche  sich  dahin  aus,  dass  die  heute  vor- 
liegenden Gewehre  keine  Steckengewebre  seien,  wie  inan  sie  früher  gekannt  habe. 
Dies  heisse  offenbar  so  viel,  als  die  fraglichen  Gewehre  seien  nicht  identisch  mit 
denjenigen,  welche  Anno  1811  unter  «lein  Namen  Steckengewehre  bekannt  waren. 
Die  vom  Exporten  auseiuandergeseizten  Unterschiede  der  beiden  Gewebrkonstruk- 
tionen  seien  denn  auch  derart,  dass  diese  Meinung  als  völlig  gerechtfertigt  erschien. 
Das  Charakteristische  «1er  Steckengewehre  liege  in  der  Kongruenz  der  äussem 
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Erscheinungsform  von  Stock  und  Gewehr,  respektive  darin,  dass  der  Stock  so.  wie 
man  ihn  zum  Gehen  benutzt  habe,  zugleich  auch  Gewehr  gewesen  sei,  so  dass 
ohne  Weiteres,  ohne  Auschranben  eines  Stuckes,  daraus  habe  geschossen  werden 
können.  Gerade  diese  charakteristische  Eigenthünilichkeit  des  Steckengewehres 
mangle  den  vom  Rekurrenten  fubrizirten  zerlegbaren  Scliraubentlmten.  Hass  man 
deren  ausgeschraubteii  Lauf  durch  Einfügen  eines  Handgriffes  am  obern  und  eines 
Bolzens  am  untern  Ende  in  eine  Art  von  Stock  verwandeln  könne,  sei  richtig, 
aber  völlig  unerheblich,  zumal  der  Lauf  jeden  Hiutcrlndergewehres  dieser  Meta- 
morphose fähig  sei.  Wenn  trotz  dieser  klaren  Sachlage  das  Gericht  in  casu  die 
Existenz  von  Steckeuge wehren  angenommen  habe,  so  liege  hierin  eine  durchaus 
willkürliche  Gesetzesauslegung,  insbesondere  weil  kein  Anhaltspunkt  dafür  vorliege, 
dass  die  Verordnung  von  1811  auf  gefährliche,  der  Schleichjägerei  dienliche  Waffen 
überhaupt  habe  Anwendung  finden  sollen,  deren  Existenz  der  damalige  Gesetzgeber 
gar  nicht  habe  voraussehen  können.  Aus  diesem  Grunde,  sowie  mit  Kücksieht  auf 
das  freisprechende  Urtheil  vom  4.  .Mai  1870  erhebe  der  Hekiirrent  auch  Be- 
schwerde wegen  Hechtsverweigerung.  Demnach  werde  beantragt  : Es  sei  das  hievor 
reproduzirte  Urtheil  der  Polizeikamuicr  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des 
Kantons  Bern  vom  0.  August  1800  aufzuheben  und  zu  kassiren  unter  Kostenfolge. 

B.  In  ihrer  Vernehmlassung  auf  diese  Beschwerde  führt  die  Polizeikammer 
des  Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern  aus:  Der  Kleine  Kuth 
habe  unter  der  Medialionsakte,  ähnlich  wie  noch  heute  der  Hegierungsrath,  das 
damals  unbestrittene  Hecht  besessen,  Polizei  Verordnungen  mit  Busseudrohung  wie 
diejenige  vom  I.  März  1811  gültig  zu  erlassen.  Das  Verbot  der  Steckengewehre 
sei  zudem  bei  Anlass  der  Revision  der  heroischen  Gesetze,  Dekrete  mul  Verord- 
nungen Anno  1802  in  die  Neue  offizielle  Gesetzessammlung  des  Kantons  Bern  auf- 
geuomineii  und  in  Band  1 derselben  als  integrirender  Bcstandihcil  publizirt  worden. 
Durch  diese  Aufnahme  in  die  Neue  offizielle  Sammlung  seitens  des  Grossen 
Ratbes  habe  das  Verbot,  ganz  abgesehen  von  seiner  ursprünglichen  Gültigkeit, 
gemäss  Art.  1 und  4 der  Promulgationsverordnung  vom  17.  Dezember  1802,  Ge- 
setzeskraft erlangt.  Die  Verfassungsmässigkeit  der  Verordnung  nach  kantonalem 
Hechte  könne  also  heute  nicht  mehr  zweifelhaft  sein.  Bezüglich  tles  Verhältnisses 
der  Verordnung  vom  4.  März  1811  zur  Bundesgesetzgebung  werde,  soweit  hierüber 
das  Bundesgericht  zu  entscheiden  habe,  einfach  auf  die  Motive  des  angefochtenen 
Urtheil»  verwiesen.  Die  Frage,  ob  die  vom  Rekurrenten  fubrizirten  sogenannten 
Schraubengewehre  identisch  seien  mit  den  Gewehren,  welche  im  Jahre  1811  unter 
dem  Namen  „St  eckenge  weh  re M bekannt  waren,  sei  rein  that  sächlicher  Natur  und 
unterliege  der  Entscheidung  des  Hnndesgerichtes  nicht.  Das  Vorhandensein  will- 
kürlicher Gesetzesauslegung  aber  werde  verneint.  Die  Entscheidung  jener  Frage, 
was  man  im  Jahre  1811  unter  Steckengcwebr  verstanden  habe  und  obein  solches 
Produkt  noch  heute  vorliege,  bilde  überhaupt  keine  Gesetzesauslegung.  Gesetzesaus- 
leguug  sei  erst  die  Entscheidung  der  audern  Frage,  was  die  noch  heute  geltende 
Verordnung  vom  4.  März  1811,  nicht  was  die  Leute  jener  Zeit,  nach  dem  in  ihr 
individuell  verkörperten  Gesetzeswillen  als  Steckengewehr  behandelt  wissen  wolle. 
In  dieser  Beziehung  gehe  die  Beschwerde  keine  Widerlegung  des  angefochteneu 
Unheils.  Demnach  werde  beantragt:  Gottfried  Liitlii  sei  mit  seiner  staatsrechtlichen 
Beschwerde  vom  7.  Oktober  18ÎJU  abzuweisen  unter  Kostenfolge. 
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Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1)  Wenn  die  Beschwerde  in  erster  Linie  darauf  begründet  wird,  die 
durch  das  angefochtene  Urtheil  zur  Anwendung  gebrachte  Norm  sei  nicht 
auf  verfassungsmässigem  Wege  zu  Stande  gekommen,  so  erscheint  diese 
Behauptung  als  unbegrilndet.  Die.  Verordnung  vom  4.  März  1811  steht 
unzweifelhaft  inhaltlich  mit  der  geltenden  bernisclien  Kantonsverfassung 
nicht  im  Widerspruch.  Ihre  formelle  Verfassungsmässigkeit  sodann  beur- 
thcilt  sich  natürlich  nicht  nach  der  gegenwärtig  geltenden,  sondern  nach 
der  zur  Zeit  des  Erlasses  in  Kraft  stehenden  Verfassung.  Dass  nun  nach 
dieser  Verfassung,  der  Mediationsverfassung  vom  l‘J.  Februar  18U3,  die 
Verordnung  nicht  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommen  sei,  ist  nicht 
dargethan.  Freilich  war  nach  der  mediationsmässigen  Kantonsverfassung 
der  Grosse  Rath  die  souveräne  und  gesetzgebende  Behörde;  allein  daraus 
folgt  nicht  ohne  Weiteres,  dass  nicht  nach  damaligen  staatsrechtlichen 
Begriffen  dein  Kleinen  Käthe  die  Bcfugniss  zugestanden  worden  sei, 
Polizeiverordnungen  wie  die  hier  in  Frage  stehende  zu  erlassen.  Ein 
Blick  in  die  damalige  Gesetzessammlung  des  Kantons  Bern  zeigt,  dass 
derartige  Verordnungen  in  grosser  Zahl  vorn  Kleinen  Käthe  erlassen 
wurden,  ja,  dass  solche  Verordnungen  regelmässig  vom  Kleinen  Käthe 
ausgingen,  ohne  dass  hingegen  jemals  seitens  des  Grossen  Käthes  Ein- 
sprache wäre  erhoben  worden.  Es  ist  demnach  wohl  anznnehmen,  dass 
nach  dem  damaligen  Verfassungsrechte  der  Erlass  solcher  Verordnungen 
dem  Kleinen  Rathe  zustand,  jedenfalls  derselbe  hiezu  vom  Grossen  Käthe 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  konnte  ermächtigt  werden.  Uebrigens 
wird  von  der  Polizeikammer  des  Appellations  und  Kassationshofea  des 
Kantons  Bern  mit  Recht  bemerkt,  dass  die  fragliche  Verordnung  unter 
allen  Umständen  durch  ihre  Aufnahme  in  die  Neue  offizielle  Gesetzessamm- 
lung des  Kantons  Bern,  gemäss  dem  grossräthlichen,  sich  als  Gesetz 
qualitizirenden  Promulgationsdekrete  vom  17.  Dezember  1862,  Gesetzes- 
kraft erlangt  hätte.  Es  kann  also  keine  Kedc  davon  sein,  dass  hier  durch 
Anwendung  eines  formell  verfassungswidrigen  Erlasses  ein  verfassungs- 
mässiges Prinzip  verletzt  worden  sei 

2)  Ob  die  Verordnung  vom  4.  März  1811  durch  das  eidgenössische 
Jagdgesetz  vom  17  September  1875  oder  die  dazu  erlassenen  Verord- 
nungen aufgehoben  worden  sei,  ist  nicht  vom  Bundesgerichte  zu  unter- 
suchen. Denn  in  dieser  Richtung  handelt  es  sieh  offenbar  nicht  um  die 
Verletzung  eines  Grundsatzes  der  Kantonsverfassung,  sondern  darum,  oh 
nicht  das  eidgenössische  Jagdgesetz  durch  Anwendung  einer  ihm  wider- 
sprechenden und  daher  aufgehobenen  kantonalen  Norm  verletzt  sei.  Be- 
schwerden betreffend  die  Anwendung  des  eidgenössischen  Jagdgesetzes 
aber  sind  nach  Art.  59,  Abs.  2,  Ziffer  8,  O.  G.,  nicht  vom  Bundesge- 
richte, sondern  von  den  politischen  Behörden  des  Bundes  zu  beurtheilen. 

3)  Die  Frage  sodann,  ob  das  angefochtcne  Urtheil  auf  richtiger  Aus- 
legung und  Anwendung  der  kantonalen  Verordnung  vom  4.  März  1811 
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beruhe,  entzieht  sich  nach  bekanntem  Grundsätze  der  Kognition  des 
Bundesgerichtcs.  Oie  Auffassung  des  angefochtenen  l'rthcils,  die  Verord- 
nung betreffe  nicht  nur  ein  bestimmtes  Produkt  der  frUhcrn  Waffentechnik, 
die  Steckengewehre  der  Zeit  von  1811,  sondern  wolle  auch  alle  spätem 
gleichartigen  Hervorbringungen  treffen,  welche  die  vom  Standpunkte  des 
strafrechtlichen  Verbotes  aus  wesentlichen  Eigenschaften  des  Stecken- 
gewehres besitzen,  kann  als  eine  willkürliche  Gesetzesauslegung  nicht 
bezeichnet  werden  ; sie  bewegt  sich  vielmehr  durchaus  innerhalb  der 
Grenzen  richterlicher  Auslegungshefugniss.  Ebenso  ist  die  Annahme,  dass 
die  vom  Rekurrenten  fabrizirten  Schraubengewehre  die  für  das  straf- 
rechtliche Verbot  wesentlichen  Eigenschaften  des  Steckengewehres  besitzen, 
keine  willkürliche;  sie  findet  vielmehr  gerade  in  dem  erhobenen  Sachver- 
ständigengutachten einen  Anhalt.  Denn  wenn  dieses  auch  die  Unterschiede 
zwischen  den  Fabrikaten  des  Rekurrenten  und  den  Steckengewehren,  wie 
sie  früher  üblich  waren,  darlegt,  so  geht  aus  demselben  doch  hervor, 
dass  die  zerlegbaren  Schraubentlinten  des  Rekurrenten  wie  die  frühere 
übliche  Art  der  Steckengewehre  bestiiumungsgemäss  so  konstruirt  sind, 
dass  die  geladene  Waffe  in  harmlos  erscheinender  Form,  speziell  auch 
als  Spazierstock,  hcruiugetragen  werden  kann;  demnach  aber  kann  es 
nicht  als  willkürlich  bezeichnet  werden,  wenn  das  angefochtene  Urtheil 
die  Schraubentlinten  des  Rekurrenten  als  eine  nur  in  technischer  Beziehung 
verbesserte  Form  des  verpönten  Steckengewehres  auffasst.  Der  Umstand, 
dass  die  Pnlizeikammer  in  ihrem  frühem  Urtheilo  vom  4.  Mai  1870  die 
Verordnung  von  1811  anders  ausgelegt  und  angewendet  hat,  vermag,  da 
die  angefochtene  Entscheidung  keine  willkürliche  ist,  eine  Beschwerde 
wegen  Rechtsverweigerung  nicht  zu  begründen.  Denn  das  Gericht  ist  ja 
an  Präjudizien  nicht  gebunden  und  hat  nicht  nach  solchen,  sondern  nach 
den  Gesetzen  zn  entscheiden. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


2.  Urtheil  des  Bundesgerichtes  vom  29.  November  1890  in  Sachen  des 
J.  Baumann,  Lehrers,  in  Thundorf,  betreffend  Pressfreiheit. 

In  Dressstraf saehen  ist  das  Bundesgericht  nicht  Appellationsbehörde. 
Es  liegt  aber  eine  Verletzung  der  verfassungsmässig  gewähr- 
leisteten Dressfreiheil  nicht  nur  dann  vor,  nenn  auf  die  Dresse 
willkürliche,  in  ihrer  inner n Natur  nicht  begründete  Ausnahme- 
bestimmungen angewendet  werden,  sondern  auch  dann,  wenn  in 
missbräuchlicher  Ausdehnung  der  allgemeinen  Strafgesetze  offen- 
bar berechtigte,  kein  Strafgat  verletzende  Meinungsäusserungen 
unter  Strafe  gestellt  werden. 
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A.  ln  Nr.  47  der  „Schweizerischen  Bodenseezcitung“  vom  18.  April  181K» 
erschien  ein  Artikel,  welcher  den  Titel  „Zu  den  Wahlen  im  Egnuch“  trägt.  In 
demselben  wird  daran  erinnert,  dass  bei  der  letzten  Gemeiuderathswahl  ein  Kandidat 
augetocliteu  worden  sei  und  dass,  weil  sich  Niemand  dieses  Herrn  angenommen, 
er  selbst  an  der  betreffenden  Gemeindeversammlung  die  Angriffe  zu  widerlegen, 
sich  „rein  zu  waschen“  gesucht  und  in  einer  förmlichen  Wahlrede  sich  selbst 
empfohlen  habe.  Ein  Sprichwort  sage  aber  mit  Recht  : Eigenlob  stinkt  Î In  allen 
Thcilen  der  Gemeinde  werden  nun  wieder  schon  s«*it  längerer  Zeit  die  bevor- 
stehenden (Kautonsratbs-)  Wahlen  besprochen,  respektive  die  Wiederwahl  desselben 
Kandidaten  beanstandet.  Man  frage  sich:  Was  hat  der  Herr  der  Gemeinde  schon 
geniitzt?  Und  allgemein  sei  man  der  Ansicht,  dass  der  Mann  derselbe  geblieben  sei, 
oder  vielmehr  heisse  es:  Er  passt  immer  weniger  in  eine  Beamtimg Jeder- 

mann sage,  auch  ohnedies  verdiene  derselbe  seines  Benehmens  wegen  gegenüber 
der  schwergeprüften  Familie  Baumann  nicht,  dass  er  auch  nur  eine  Stimme  erhalte. 
So  sei  inan  denn  gewillt,  genannten  Herrn  als  Kantonsrath  durch  einen  andern 

zu  ersetzen Ware  jener  Herr  in  Husslaud  geblichen,  so  mussten  und  würden 

sehr  wahrscheinlich  die  Verhältnisse  wohl  auch  ohne  ihn  und  in  diesem  Falle 
wohl  noch  besser  — geregelt  werden.  Durch  diesen  unzweifelhaft  seine  Person 
bet  rettend  eu  Artikel  fühlte  sich  J.  Michel,  Schulinspektor  in  Neukirch,  in  seiner 
Ehre  verletzt.  Als  Verfasser  und  Einsender  des  Artikels  nannte  sich  ihm  in  einem 
Brief  vom  2*1.  April  181M)  Lehrer  Baumauu  tu  Thundorf,  indem  er  ihn  u.  A.  daran 
erinnerte,  dass  er  (Michel)  s.  Z.  uiigerecliterwcise  die  Beseitigung  Bauinamis  von 
einer  Schulstelh*  bewirkt  und  dessen  anderweitige  Anstellung  gehindert  halte,  was 
nicht  ungcrücht  halte  bleiben  dürfen  u.  s.  w.  J.  Michel  erhob  hierauf  gegen 
J.  Bauinann  Strafklage  wegen  Pressinjurio.  Die  erste  Instanz  (Bezirksgericht  Arbon) 
fand,  die  persönliche  Ehrenhaftigkeit  «1rs  Klägers  sei  durch  den  Artikel  nicht 
angegriffen;  letzterer  (jttaliHzire  sich  als  Kritik  eines  Wahlkandidaten,  wie  sie  in 
republikanischen  VerhültuEseu  häutig  vorzukotumeu  pflege  uiid-erlaitbt  sei.  Dagegen 
hat  die  zweite  Instanz,  das  Obergericht  des  Kantons  Thurgau,  durch  Entscheidung 
vom  2Ö.  August  181)0  den  .1.  Baumann  der  Pres-injurie  schuldig  erklärt  und  zu 
einer  Geldbusse  von  Fr.  .HO,  eventuell  zu  sechs  Tagen  GcfänguUs  verurtheilt,  ihm 
ein  zweitinstanzliches  GerichGgeld  von  Fr.  4o,  sowie  eine  Prozessentschädigftng  an 
den  Klager  von  Fr.  1 io  auferlegt  und  den  Kläger  für  berechtigt  erklärt,  «las 
Frtheil  in  tlein  Dispositive  innert  Ho  Tagen  auf  Kosten  des  Verurthcilten  in  der 
„Bodenseezeilung“  zu  publiziren.  In  den  Gründen  dieses  Erkenntnisses  wird  aus- 
geführt: Allerdings  dürfen  im  Interesse  der  Freiheit  des  Unheils  über  Leistungen 
mul  Charakter  der  Menschen  die  Grenzen  der  als  erlaubt  zu  erachtenden  Kritik, 
namentlich  in  republikanischen  Verhältnissen  und  in  politisch  bewegten  Zeiten, 
wie  bei  Wahlen  etc.,  nicht  zu  enge  gezogen  werden,  und  rechtfertigen  mündliche 
oder  schriftliche  Aeusserungen  über  öffentliche  Angelegenheiten  desswegen  allein, 
weil  sie  vielleicht  scharfen  Tadel  enthalten  oder  einzelne  Persönlichkeiten  unan- 
genehm berühren,  noch  keine  strafrechtliche  Verfolgung  ihrer  Urheber.  Anderer- 
seits aber  mü^se  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  verlangt  werden,  dass  solche 
Aeusserungen  sachlich  gehalten  und  dass  nicht  unter  dem  Scheine  der  Besprechung 
öffentlicher  Angelegenheiten  private  Fehden  ausgetragen  und  persönliche  Hachege- 
lüste befriedigt  werden.  Insoweit  Personen  in  den  Bereich  öffentlicher  Besprechungen 
gezogen  werden,  stehen  dieselben  gegenüber  Angriffen  auf  ihre  persönliche  Ehre, 
mögen  diese  auch  mit  dem  Mantel  einer  scheinbar  sachlichen  Kritik  verdeckt 
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werden  wollen,  unter  dein  Schutze  des  Strafgesetzes,  vorausgesetzt,  dass  die  nach 
$ 22:f  des  thurgauischcn  Strafgesetzbuches  für  den  Thatbestand  einer  Khrverletzung 
erforderlichen  Kei{uisite  vorhanden  seien.  Nun  spreche  die  Eiuscnduiu.'  dem  Klager 
nicht  nur  die  Qualifikation  zu  Bekleulung  öffentlicher  Aeuiter  ah  oder  ziehe  seine 
Verdienste  iu  Zweifel,  was  erlaubt  gewesen  wäre,  sondern  sie  brauche  auch  Aus- 
drücke, welche  geeignet  seien,  den  Klüger  in  der  Achtung  seiner  Mitbürger  herunter- 
zusetzen. Kin  solcher  Ausdruck  liege  in  dem  aut  Hingang  des  Artikels  stehenden 
Satze,  dass  der  Klager  an  der  Gemeindeversammlung  sich  rein  zu  waschen  versucht 
habe,  was  nothwendig  die  Meinung  habe  erwecken  müssen,  der  Kluger  habe  sich 
etwas  Unsauberes  zu  Schulden  kommen  lasseu.  Am  gravfrendsten  über  erscheine 
die  Bemerkung,  der  Kläger  verdiene  wegen  seines  Benehmens  gegenüber  der 
schwergeprüften  Familie  Baumann  nicht,  dass  er  auch  nur  eine  Stimme  erhalte, 
ln  dieser  Bemerkung  liege  der  Vorwurf  einer  massloseu  Rücksichtslosigkeit  gegen 
eine  unglückliche  Familie,  eines  Verhaltens,  welches  von  jedem  rechtlich  gesinnten 
Menschen  verurtheilt  werden  müsse.  Die  Einrede  der  Wahrheit  sei  nicht  erwiesen. 
Hinsichtlich  der  beiden  angeführten  Stellen  der  Einsendung  treffen  somit  die  iu  S 22  ', 
St.  G.  B.,  für  den  objektiven  Thatbestand  der  Ehrverletzung  aufgestcllteu  Voraus- 
setzungen zu.  In  subjektiver  Beziehung  gehe  die  ehrverletzende  Absicht  aus  dem 
ganzen  Tenor  der  Einsendung  hervor.  Das  wahre  Motiv  der  letztem  sei  zweifellos 
die  Absicht  gewesen,  unter  der  Maske  einer  Wahlbesprechutig  einen  perso  ul  ich 
verfeindeten  Gegner  an  seiner  Ehre  anzugreifen. 

Jl.  Gegen  diese  Entscheidung  ergriff  J.  Baumaiin  den  staatsrechtlichen  Rekurs 
uu  das  Buudesgericht  mit  dem  Antruge,  das  Bundesgericht  möge  dieselbe  wegen 
Verletzung  des  § 12  der  thurgauiseheu,  sowie  der  Art.  ö und  55  der  Bundes- 
verfassung aufbebeu  unter  Kosten  folge.  Er  bemerkt,  das  Bundesgericht  habe  in 
wiederholten  Entscheidungen  ausgesprochen,  dass  es  zwar  ran  sich“  nicht  befugt 
sei,  zu  untersuchen,  ob  di**  kantonalen  Gerichte  mit  Hecht  oder  mit  Unrecht  rück- 
sichtlich eines  iiikriminirteii  Presserzeuguigse#  den  Thatbestand  einer  kantonal« 
gesetzlich  strafbaren  Injurie  als  gegeben  angenommen  haben,  dass  es  aber  da 
zum  Einschreiten  befugt  sei,  wo  durch  «las  angefochtene  Frtheil  eine  offenbar 
berechtigte,  kein  Kechtsgut  verletzende  Meinungsäusserung  in  missbräuchlicher 
Anwendung  des  Strafgesetzes  mit  Strafe  belegt  und  hiedurch  der  Grundsatz  der 
l'rcssfreiheit  i hatsächlich  verletzt  werde.  Daraus  folge,  dass  das  Bundesgericht 
sich  als  berechtigt  erachte,  das  Vorhandensein  zwar  nicht  des  subjektiven,  wohl 
aber  des  objektiven  Thutbestandes  einer  Pressiujurie  zu  prüfen,  denn  anders  als 
auf  Grund  einer  solchen  Nachprüfung  lasse  sich  ja  die  Frage,  oh  ein  Kechtsgut 
(die  Ehre)  des  Klägers  verletzt  sei,  gar  nicht  beantworten.  Ohne  ein  derartiges 
Recht  der  Nachprüfung  hätte  denn  auch  der  Schutz  der  Pressfreiheit  durch  das 
Buudesgericht  keinen  praktischen  Werth.  Wenn  die  buiidesgerichtlicheu  Entschei- 
dungen von  einer  „offenbar“  kein  Rechtsgut  verletzenden  Aotisscrung  sprechen,  so 
sei  nicht  glaublich,  dass  hierin  überhaupt  ein  juristisches  Kriterium  in  dem  Sinn 
erblickt  werden  solle,  dass  da.  wo  eine  inkriminirte  Aeusscrung  nur  halb  oder 
doch  nicht  ganz  offenbar  kein  Rechtsgut  verletze,  das  Buudesgericht  einen  Rekurs 
ohne  Weiteres  von  sich  w eise.  Das  Bundesgericht  müsste  jedenfalls  stets  entscheiden, 
ob  die  Nichtverletzung  offenbar  oder  nicht  ganz  offenbar  sei,  somit  auf  «lie  Prüfung 
des  objektiven  Thatbestandes  eintreten,  und  könne  nach  seinem  Ermessen  da 
„offenbar“  keine  Ehrverletzung  finden,  wo  «lie  Voriiiatanz  „offenbar“  eine  solche 
gefunden  bähe.-  Das  Bunde>gi*richt  habe  wiederholt  ausgesprochen.  «las>  eine  «len 
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Staatsbehörden  oder  einer  herrschenden  Partei  missliebige  Kritik  Öffentlicher 
Zustände,  administrativer  Willkür  etc.,  auch  wcnu  sie  noch  so  scharf  sei,  nicht 
als  Prossinjurie  bestraft  werden  könne.  Wenn  es  sich  nun  um  eine  Wahlcampagne 
handle,  so  trete  an  die  Stelle  der  Sache  und  der  kritisirten  Zustande  eben  die 
Person  der  Kandidaten,  und  müsse  sich  die  Kritik  gegen  die  Person  selbst,  deren 
Thun  und  Eigenschaften  wenden,  und  /.war  dürfe  Gegenstand  der  Kritik  nicht  nur 
die  Qualifikation  zu  einer  bestimmten  amtlichen  Stelle,  sondent  auch  das  ganze 
persönliche  Auftreten  wie  das  Benehmen  in  einzelnen  Fällen  sein.  Dabei  sei  es 
oft  unerlässlich,  dass  die  Kmptiudlichkeit  der  Kandidaten  verletzt  werde.  Diese 
sei  aber  kein  RechtsgUt,  und  gerade  in  republikanischen  Verhältnissen  und  hei 
Volkswalilen  dürfen  die  Grenzen  erlaubter  Kritik  nicht  zu  enge  gezogen  werden. 
Der  inkriminirtc  Artikel  sei  nun  nichts  Anderes  als  eine  erlaubte  Bekämpfung  der 
Kandidatur  des  Klägers  und  verletze  offenbar  keinerlei  Hechtsgut.  Wenn  die  an- 
gefocktene  Entscheidung  in  der  landläufigen,  im  Zusammenhänge  ganz  unverfäng- 
lichen Redewendung  „rein  waschen“  eine  Ehrverletzung  erblicke,  so  liege  darin 
eine  missbräuchliche  Anwendung  des  Strafgesetzes,  durch  welche  die  Pressfreiheit 
thatsäehlich  verletzt  werde.  Auch  die  Bemerkung:  .ledermann  sage,  der  Kläger 
verdiene  wegen  seines  Benehmens  gegen  die  schwergeprüfte  Familie  ßauiimnn 
nicht,  dass  er  auch  nur  eine  eiuzige  Stimme  erhalte,  verletze  die  Ehre  des  Klägers 
offenbar  nicht.  Es  sei  dem  Kläger  keine  ehrenrührige  Thatsache  oder  Handlung 
vorgeworfen,  denn  es  werde  nicht  gesagt  oder  auch  nur  angedeutet,  welcher  Art 
das  Benehmen  des  Klägers  gewesen  sei.  und  über  dasselbe  nicht  etwa  ahgeurtheilt, 
es  sei  nicksichtlos  gemein  u.  dgl.  gewesen,  sondern  es  werde  nur  zum  Ausdrucke 
gebracht,  das»  viele  Personen  und  mit  ihnen  der  Einsender  dieses  Benehmen 
missbilligen  und  daher  entschiede»  gegen  die  Wahl  des  Klägers  opponiren.  Wenn 
die  angefochtcnc  Entscheidung  in  dein  Artikel  den  Vorwurf  massloser  Rücksichts- 
losigkeit u.  dgl.  erblicke,  so  stehe  hievon  in  dem  Artikel  selbst  kein  Wort,  und 
lege  das  Gericht  in  willkürlicher  und  unstatthafter  Weise  etwas  in  denselben 
hinein,  was  nicht  darin  stehe.  Der  Artikel  seihst,  welcher  einzig  in  Betracht 
komme,  enthalte  offenbar  keine  Ehrverletzung;  auf  die  später  vor  Gericht  erhobenen 
Vorwürfe  dagegen  könne  nichts  ankommeu. 

C.  In  seiner  Vernehmlassung  auf  diese  Beschwerde  bemerkt  der  Rekurs- 
heklagte  .1.  Michel:  Die  thurgauischen  Gesetze  stellen  für  das  Delikt  der  Pres»- 
injurie  keinen  besondem  Thatbestand  auf;  die  Presse  sei  in  dieser  Richtung  nicht 
schlechter,  aber  auch  nicht  besser  gestellt  als  jeder  Bürger.  Vollständig  unrichtig 
sei  es,  wenn  der  Rekurrent  behaupte,  «lass  nach  der  biuidesgerichtlichen  Recht- 
sprechung das  Bundesgericht  frei  zu  prüfen  habe,  ob  die  kantonalen  Gerichte 
den  objektiven  Thatbestand  der  Ehrverletzung  mit  Recht  oder  mit  Unrecht  ange- 
nommen haben.  Im  Gegentheil  ergebe  sich  aus  der  bundesgerichtlichen  .Indikator 
klar,  dass  das  Bundcsgoricbt  die  richtige  oder  unrichtige  Subsumtion  eines  Press- 
erzeugnisses  unter  dem  kantonalreclitlichcn  Thatbestand  der  Injurie  nachztiprüfen 
auch  dann  nicht  befugt  sei,  wenn  ihm  rücksichtlich  der  richtigen  Anwendung  des 
kantonalen  Rechtes  Bedenken  obzuwalten  scheinen,  so  lange  nur  diese  Subsumtion 
bei  einer  bona  fiele  vorgenommeneu  Auslegung  des  Gesetzes  möglich  sei  : nur  wenn 
das  letztere  nicht  mehr  zutreffe,  wenn  das  Strafgesetz,  in  willkürlicher  und  ge- 
zwungener Interpretation  zum  Vorwand  genommen,  dazu  missbraucht  werde,  um 
eine  an  sich  erlaubte  Meinungsä  us»eiung  zu  reprobiren,  habe  das  Bundesgericht 
als  Staatsgerichtshof  einzusc -breiten  : nur  dann  sei  der  verfassungsmässige  Grundsatz 
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der  Pressfreiheit  verletzt.  I>as  Bumiesgcricht  bezeichne  als  einen  Fall,  wo  die 
Pressfreiheit  verletzt  wilre,  denjenigen,  wo  Jemand  wegen  einer  sachlichen  scharfen 
Kritik  öffentlicher  Zustande  sollte  bestraft  worden  sein.  Dieser  Fall  stehe  demjenigen 
des  Angriffes  aut  bestimmte  Personen,  seihst  wenn  derselbe  zu  Zeiten  einer  Wahl- 
bewegung und  gegenüber  einem  Wahlkandidaten  erf  olge,  durchaus  nicht  gleich.  Auch 
in  Wahlzeiten  und  gegenüber  den  Wahlkandidaten  sei  das  gemeine  liecht  nicht 
aufgehoben.  Sachliche  Besprechung  der  Wablkaudidaturcn  sei  zulässig,  persönliche 
Angriffe  auf  die  Ehrenhaftigkeit  der  Kandidaten  dagegen  seien  verboten.  Dass  die 
angefoelitene  Entscheidung  nicht  eine  missbräuchliche  Anwendung  des  kantonalen 
8trafgesetz.es  enthalte,  liege  auf  der  Hand  ; denn  es  könne  gewiss  nicht  gesagt 
werden,  es  sei  unmöglich,  in  den  inkriminirten  Stellen  eine  Beleidigung  des  Klagers 
zu  erblicken.  Ob  im  liehrigen  das  kantonale  Gericht  das  kantonale  ticsetz  richtig 
angewendet  habe,  sei  vom  Hundesgericht  nicht  zu  überprüfen.  Da  der  Rekurrent 
eine  vom  Bundesgerichte  schon  häutig  und  deutlich  entschiedene  Krage  von  Neuem 
zum  Gegenstände  des  Rekurses  mache,  dürfte  es  sieh  rechtfertigen,  dem  Rekur- 
renten die  Bezahlung  einer  Parteientscbädigung  au fzuer legen.  Demnach  werde  be- 
antragt, das  liundesgericht  mochte  den  Rekurs  ahweisen  unter  Kosleulolge. 

1).  Das  Obergericht  des  Kantons  Tlmrgan  verweist  auf  die  Begründung  seiner 
Entscheidung. 


Du s Bnndrxgericht  zieht  iti  Erwür/Hiiy  : 

1)  Das  liundesgericht  ist  in  Pressgtrafsarhen  so  wenig  wie  in  andern 
Strafsachen  kantonalen  Rechtes  Strafgericht  oberer  Instanz;  es  hat  nur 
in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsgerichtshof  filier  die  Wahrung  des  ver- 
fassungsmässigen Grundsatzes  der  Pressfreiheit  zu  wachen.  Daraus  folgt 
von  selbst,  dass  das  Hundesgericht  an  sich,  d.  li.  soweit  lediglich  die 
Auslegung  und  Anwendung  des  kantonalen  Gesetzes  innerhalb  der  ver- 
fassungsmässigen Schranken  in  Frage  steht,  auch  in  Pressstrafsachen  nicht 
hefngt  ist,  zu  prüfen,  oh  die  kantonalen  Gerichte  das  Gesetz  richtig  oder 
unrichtig  ausgelegt  lind  auf  den  konkreten  Thathcstand  angewendet  haben. 
Und  zwar  gilt  dies  sowohl  für  die  Feststellung  des  objektiven  als  des 
subjektiven  Thatbestandes;  auch  die  Frage,  oh  eine  Meinungsäusserung 
objektiv  rechtswidrig  sei,  ist  in  erster  Linie  nicht  eine  solche  des  Ver- 
fassung*-, sondern  des  kantonalen  Gesetzesrechtes  und  als  solche  der  Nach- 
prüfung des  Bundesgerichtes  entzogen.  Die  kantonalen  Gesetze  können, 
soweit  nicht  etwa  der  Pönalisirnng  einer  Handlung  bundesrechtliche  Ge- 
währleistungen entgegenstehen,  den  Kreis  des  strafbaren  Unrechts  enger 
oder  weiter  ziehen;  sie  können  beispielsweise  der  Ehre  strafrechtlichen 
Schutz  in  engerm  oder  weiterm  Umfange  gewähren,  denselben  auf  An- 
griffe gegen  die  sittliche  Würdigkeit  der  Person  beschränken  oder  auf 
anderweitige  Angriffe  gegen  die  soziale  Geltung  des  Bürgers  (verleum- 
derische Kreditgefährdung  und  drgl.)  erstrecken.  Die  Entscheidung  hier- 
über, resp.  überhaupt  Uber  Sinn  und  Tragweite  der  kantonalen  Gesetze 
und  deren  Anwendbarkeit  im  Einzelfalle,  steht  nicht  dem  Bundesgeriehte, 
sondern  den  kantonalen  Gerichten  zu.  Dagegen  hat  das  Bundesgericht 
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itt  einer  Reihe  von  Entscheidungen  ausgesprochen,  dass  eine  Verletzung 
der  verfassungsmässig  gewährleisteten  Pressfreiheit  nicht  nur  dann  vor- 
liegc,  wenn  auf  die  Presse  willkürliche,  in  ihrer  innern  Natur  nicht  be- 
gründete Ausnahmebestimmungen  angewendet  werden,  sondent  auch  dann, 
wenn  in  missbräuchlicher  Ausdehnung  der  allgemeinen  Strafgesetze  offen- 
bar berechtigte,  kein  Rechtsgut  verletzende  Meinungsäusserungen  unter 
Strafe  gestellt  werden,  liier  rechtfertigt  nicht  die  unrichtige  Anwendung 
der  kantonalen  Strafgesetze  an  sich,  wohl  aber  die  Tliatsache,  dass  dem 
Strafgesetze  eine  Anwendung  gegeben  wird,  bei  welcher,  wenn  sie  all- 
gemein durchgefiihrt  würde,  die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  durch 
die  Presse  überhaupt  nicht  mehr  bestehen  könnte,  sondern  ^tatsächlich 
aufgehoben  wäre,  das  Einschreiten  des  Bundesgerichtes.  Soweit  es  sich 
nicht  um  einen  solchen  ^tatsächlichen  Eingriff  in  den  Grundsatz  der  freien 
Meinungsäusserung  selbst,  sondern  um  eine  blosse  liethätigung  richter- 
licher Anschauungen  über  Sinn  und  Tragweite  kantonaler  Strafreehts- 
normen  bandelt,  unterliegt  die  Entscheidung  der  kantonalen  Behörden 
der  Nachprüfung  des  Bundesgeriehtes  nicht,  liier  steht  nicht  der  ver- 
fassungsmässige Grundsatz  in  Frage,  sondern  wird  nur  Uber  die  Aus- 
dehnung des  Kreises  des  strafbaren  Unrecht»,  wie  ihn  die  kantonale  Ge- 
setzgebung feststellt  und  enger  oder  weiter  ziehen  kann,  entschieden, 
sowie  die  konkrete  Timt  an  Hand  der  kantonalen  Gesetze  gewürdigt. 
Richtig  ist  natürlich,  dass  die  zur  Entscheidung  berufenen  Behörden  unter 
Umständen  darüber,  ob  eine  bestimmte  Meinungsäusserung  offenbar  be- 
rechtigt sei  und  kein  Recbtsgut  verletze,  ebenso  wie  liber  audere  Rechts- 
fragen verschiedener  Ansicht  sein  können.  Allein  dieser  I instand  schliesst 
nicht  aus,  dass  das  Kriterium  der  Verletzung  der  Pressfreiheit  (in  der 
liier  fraglichen  Beziehung'  eben  darin  gefunden  werden  muss,  dass  o/fen- 
bttr  berechtigte  Meinungsäusserungen  unter  Strafe  gestellt  und  damit  An- 
schauungen bethätigt  weiden,  deren  konsequente  Anwendung  das  ver- 
fassungsmässige Recht  der  freien  Meinungsäusserung  überhaupt  illusorisch 
machen  würde.  Sache  des  Bundesgerichtes  ist  es,  auf  Grund  eigener 
Prüfung  der  Sache  zu  entscheiden,  ob  die  Voraussetzungen  einer  Ver- 
letzung der  Pressfreiheit  im  einzelnen  Falle  vorliegen,  oder  ob  es  sieh 
vielmehr  nur  um  eine  mögliche,  innerhalb  der  verfassungsmässigen 
Schranken  sieh  bewegende  Anwendung  des  kantonalen  Strafrechtes  handle. 

2 Hievon  ausgegangen,  kann  im  vorliegenden  Falle  von  einer  Ver- 
letzung der  Pressfreiheit  nicht  die  Rede  sein.  Das  Obergericht  lindet 
u.  A.  in  dem  Vorhalte,  das  Benehmen  des  Rekursbekiagten  gegenüber 
der  schwergeprüften  Familie  Baumann  sei  eilt  derartiges  gewesen,  dass 
er,  nach  allgemeinem  Urtheile,  auch  nicht  Eine  (Wahl-)  Stimme  mehr  zu 
erhalten  verdiene,  den  Vorwurf  tnassloser  Rücksichtslosigkeit,  eines  Ver- 
haltens, welches  von  jedem  rechtlich  denkenden  Menschen  verurtheilt 
werden  müsse,  und  erblickt  daher  in  dieser  Stelle  den  Thatbestand  einer 
Ehrverletzung.  Sowohl  diese  Auffassung  der  angeführten  Stelle  des  Artikels 
als  auch  deren  Subsumtion  unter  das  Strafgesetz  sind  gewiss  durchaus 
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möglich  unfl  enthalten  keine  missbräuchliche  Anwendung  des  Strafgesetzes 
auf  eine  offenbar  berechtigte  Meinungsäusserung.  Dass  der  Artikel  an- 
lässlich einer  Wahlcampagne  geschrieben  und  veröffentlicht  wurde,  lindert 
hieran  nichts.  Denn  wenn  auch  natürlich  erlaubt  sein  muss,  hei  Wahlen 
Kandidaturen  sachlich  zu  besprechen  und  Urtheile  liber  die  intellektuelle 
und  moralische  Eignung  der  Kandidaten  auszusprechen,  so  ist  doch  immer- 
hin auch  den  Wahlkandidaten  der  Schutz  des  gemeinen  Rechts  nicht  ent- 
zogen, sondern  sind  dieselben  gegen  die  Verletzung  ihrer  Ehre,  gegen 
unbegründete  Anschuldigungen  eines  Benehmens,  welches  sie  in  der  öffent- 
lichen Achtung  heruntersetzen  müsste,  nach  Massgabe  der  Gesetze  ge- 
schlitzt. Der  Rekurrent  hat  übrigens  den  inkriminirten  Artikel,  wie  sich 
aus  den  Akten  deutlich  ergibt,  nicht  etwa  geschrieben,  um  eine  seiner 
Ansicht  nach  unheilvolle,  dem  öffentlichen  Wolile  schädliche  Wahl  im 
Interesse  des  Gemeinwesens  abzuwenden,  sondern  um  sieh  für  eine  ihm 
vom  Rekursbeklagtcn  wirklich  oder  vermeintlich  zugefügte  persönliche 
t'nbill  zu  rächen. 

Demnach  hat  tins  Bundesgericht  erkannt  : 

Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

Urtheil  des  Bundesgerichtes  vom  17.  Januar  1891 
in  der  Auslieferungssache  des  Emilio  Ressia,  Sohnes  des  Giovanni  BaRista. 
Schuhmachers,  von  Mongrando  (Novarra).  zur  Zeit  in  Locarno. 

Die  Voraussetzung  des  scliweucrisch-italienischen  Auslieferunysrer - 
träges,  dass  vder  Betrag  der  extorquirten  Get/enstiinde  1000 
Franken  übersteigt11,  ist  nicht  nur  dann  erfüllt,  trenn  durch 
eine  Handlung  ein  Schaden  im  Betrage  ron  lOOO  Franken 
beabsichtigt  oder  verursacht  tränte,  sondern  auch  dann,  wenn 
dies  durch  eine  Mehrheit  von  Handlungen  geschah. 

.1.  Uie  kgl.  italienische  Gesandtschaft  in  Bern  verlangte  durch  Noten  vom 
21.  November  und  22.  Dezember  1*10)  beim  schweizerischen  Bnndesrathc  die 
Auslieferung  des  in  Locarno  provisorisch  verhafteten  Emilio  Itessia,  Schuhmachers, 
Sohns  des  Giovanni  Battista,  von  Mongrando,  wegen  fortgesetzten  Betruges.  Dieses 
Begehren  stutzt  sich  auf  zwei  Haftbefehle  des  L’utersiieliungsriehters  von  Biella 
vom  4.  November  und  22.  Dezember  189»,  wodurch  Itessia  beschuldigt  wird,  er 
habe  am  2t>.  uud  27.  Oktober  1*9»  in  Biella  durch  die  betrügerische,  falsche 
Vorspiegelung,  er  wolle  einen  Gasthof  eröffnen  und  zu  diesem  Zwecke  ein  l'iano 
mietheu,  die  Handelsleute  Magliola  Vittorio,  Martiolini  ignuzio  und  Zdlweger  Luigi 
bewogen,  ihm  je  ein  Klavier  (geschätzt  zu  4*»  L.,  Stil)  L,  und  .70»  L.)  zu  über- 
lassen, und  sieh  dadurch  einen  Vortheil  zum  Schallen  Anderer  zugeeignet,  worin  ein 
dreifacher  Betrug  im  Sinne  der  Art.  79  und  113  des  italienischen  Strafgesetzes 
liege.  Die  kgl.  italienische  Gesandtschaft  weist  darauf  hin,  das-  alle  drei  Ver- 
gehen als  zusammenhängende  llainllimgeu  zu  betrachten  seien,  so  dass  der  Ge- 
sammtwerth  tler  entzogenen  Vermögensstücke  den  Betrag  von  Er.  IO»»  übersteige. 
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ff.  Hessin  protrstirt  gegen  die  Anslieferung;  er  behauptet,  er  habe  einen 
Hetriig  Überhaupt  nicht  begangen,  sondern  die  fraglichen  Klaviere  wirklich  gemiethet 
und  dafür  den  Miethzins  zum  Voraus  bezahlt. 

<'.  Mit  Zuschrift  vom  7.  Januar  181)1  übermittelt  der  iiundesrath  dem 
Bundesgerichte  die  Akten  zur  Entscheidung. 


Das  Bandesgericht  zieht  in  Erwägung  : 

1)  Das  Auslieferungshegeliren  ist  in  gehöriger  Form  gestellt  und 
bezieht  sich  auf  das  in  Art.  2,  Ziffer  12,  des  schweizerisch-italienischen 
Ausliefernngsvertrages  als  Auslieferungsdelikt  aufgezahlte  Verbrechen  des 
Betruges.  Ob  der  Keqnirirtc  sich  der  ihm  zur  Last  gelegten  Handlungen 
wirklich  schuldig  gemacht  habe,  ist  nicht  vom  Bundesgerichte  anlUsslich 
der  Entscheidung  über  die  Auslieferung,  sondern  vom  erkennenden  Straf- 
gerichte zu  beurtheileu.  L)as  Bundesgericht  hat  nur  zu  prüfen,  oh  in  den 
dem  Rekurrenten  durch  die  Haftbefehle  zur  Last  gelegten  Handlungen, 
sofern  dieselben  erwiesen  werden,  die  gesetzlichen  Tlmtbestandsmerkmale 
des  Betruges  gefunden  werden  können.  Dies  ist  ohne  anders  zn  bejahen. 
Der  Requirirte  wird  beschuldigt,  in  drei  verschiedenen  Füllen  durch 
falsche  Vorgaben  Kaufleute  bewogen  zu  haben,  ihm  Klaviere  miethweise 
zu  überlassen,  in  der  Absicht,  diese  Klaviere  in  eigenem  Nutzen  zu  ver- 
äussern.  Dass  hierin  der  Thathestand  des  Betruges  liegt,  ist  klar;  ob 
der  Requirirte  jeweilen  einen  monatlichen  Miethzins  für  die  Klaviere  vor- 
ausbezahlt hat,  wie  er  behauptet  und  wie  richtig  zu  sein  scheint,  ist 
gleichgültig.  Denn  dieser  Entstand  schliesst  das  Vorhandensein  der  ge- 
setzlichen Thatbestandsmerkinale  des  Betruges  nicht  ans,  sofern  nur  eben 
der  Requirirte  die  Aushändigung  der  Klaviere  durch  falsche  Vorspiege- 
lungen und  in  betrügerischer  Absicht  erlangte.  Ob  dies  der  Fall  sei,  ist, 
wie  bemerkt,  vom  erkennenden  Strafrichter  zu  beurtheilen. 

2.)  Die  einzige  vom  Kcquirirten  gegen  seine  Auslieferung  erhobene 
Einwendung  ist  also  unbegründet.  Dagegen  könnte  sich  allerdings  fragen, 
ob  hier  die  Auslieferung  nicht  desshalb  zu  verweigern  sei,  weil  nach 
Art.  2,  Ziffer  12,  des  Auslieferungsvertrages  die  Auslieferung  wegen  Be- 
truges nur  dann  zu  bewilligen  ist,  wenn  „der  Betrag  der  extorqnirten 
Gegenstände  Fr.  luini  übersteigt“,  und  weil  nun  keine  der  eingeklagten 
Betrugshandlungen  für  sich  allein  diesen  Schadenshetrag  erreiche,  eine 
Zusammenrechnung  der  Schadensbeträge  der  verschiedenen  Delikte  aber 
unzulässig  sei  (s.  Entscheidung  des  1!  (1er.  i.  S.  d'Avala,  Bd.  15,  S.  747)1). 
Dies  ist  indess  doch  richtiger  zu  verneinen.  Es  kann  dahingestellt  bleiben, 
ob,  wie  das  Auslieferungsbegehren  durch  die  Bezugnahme  auf  Art.  7ff 
des  italienischen  Strafgesetzbuches  scheint  behaupten  zu  wollen,  die  drei 
Betrugshandlungen  rechtlich  als  Ein  einheitliches  fortgesetztes  Delikt  zu 
betrachten  seien.  Denn  auch  wenn  nicht  ein  fortgesetztes  Verbrechen, 
sondern  Zusammentreffen  (reale  Konkurrenz:  mehrerer  gleichartiger  Ver- 

')  Vgl.  Zeitschrift  III.  S.  81. 
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brechen  vorliegt,  so  steht  doch  die  angeführte  Vorschrift  des  Art.  2, 
Ziffer  12,  des  Anslieferungsvertrages  der  Bewilligung  der  Auslieferung 
nicht  entgegen.  Freilich  ist  nach  derselben  für  das  Verbrechen  des  Be- 
truges die  Auslieferung  nur  dann  zu  gewähren,  wenn  der  eingetretene 
oder  beabsichtigte  Schaden  den  Betrag  von  Kr.  1000  übersteigt.  Allein 
damit  ist  nicht  gefordert,  dass  dieser  Schadensbetrag  durch  ein  einzelnes 
Betrugsdelikt  erreicht  sein  müsse,  sondern  es  genügt,  wenn  überhaupt 
durch  Betrug,  gleichviel  ob  durch  ein  einziges  Delikt  oder  durch  mehrere 
zusammentreffende  Verbrechen,  ein  Schaden  von  Uber  Fr.  1000  gestiftet 
ist,  d.  h.  der  Requirirte  für  ein  oder  mehrere  Hetrugsdelikte  mit  einem 
Gesammtschadcn  von  Uber  Fr.  1000  verfolgt  wird.  Der  Vertrag  bestimmt 
wohl,  dass  für  die  in  Ziffer  12  eit.  genannten  Deliktsarten  die  Ausliefe- 
rung unr  hei  einem  Schaden  von  Uber  Fr.  1000  erfolge,  nicht  aber,  dass 
innerhalb  der  betreffenden  Deliktsarten  dieser  Schaden  durch  ein  einziges 
Delikt  verursacht  sein  müsse  und  daher  die  Auslieferung  dann  zu  ver- 
weigern sei,  wenn  ein  durch  Betrug  u.  s.  w.  verursachter  Schaden  von 
Uber  Fr.  1000  zwar  vorliegt,  aber  nicht  durch  F.in  Delikt  fllr  sieh  allein, 
sondern  durch  mehrere  zusammentreffende  Delikte  der  gleichen  Art  ver- 
ursacht ist;  vielmehr  trifft  auch  im  letztem  Falle  der  Wortlaut  des  Ver- 
trages zu.  Diese  Auslegung  entspricht  denn  auch  offenbar  dem  Sinn  und 
Geist  des  Vertrages.  Durch  die  Beschränkung  der  AnslieferungspHiclit 
auf  die  Fälle,  wo  „der  Betrag  der  extorquirten  Gegenstände  Fr.  1000 
übersteigt“,  wollten  die  Kontrahenten  Sachen  untergeordneten  Belangs, 
in  welchen  eine  erhebliche  Strafe  nicht  in  Frage  steht,  aussehliesscn. 
Hiezu  gehören  aber  solche  Fälle  nicht,  wo  zwar  nicht  durch  Ein  Delikt, 
wohl  aber  durch  Wiederholung  gleichartiger  Delikte  ein  grosser,  die 
Summe  von  Fr.  1000  vielleicht  um  das  Vielfache  Übersteigender  Schaden 
gestiftet  worden  ist.  Es  wäre  auch  gewiss  ein  innerer  Widerspruch,  bei 
den  Delikten  des  Art.  2,  Ziffer  12,  die  Auslieferung  dann  zu  gestatten, 
wenn  ein  fortgesetztes  Verbrechen  mit  einem  Schaden  von  Uber  Fr.  1000 
vorliegt,  sie  dagegen  in  dem  Falle  zu  verweigern,  wo  es  sich  nicht  um 
Ein,  sondern  um  mehrere  gleichartige  Delikte  mit  dem  nämlichen  oder 
einem  höhen)  Gesanimtsehaden  handelt. 


Demnach  hat  das  Bundesj/ericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Kmilio  ltessia  wegen  Betrugs  wird  bewilligt. 
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//.  Bumlesrath.  — 11.  Conseil  fédéral. 

Bundesrathsbeschluss  Uber  den  Rekurs  des  Gottfried  LUthi.  Friedrichs  sei. 
Sohn.  Büchsenmacher  in  Hasle  bei  Burgdorf,  gegen  ein  Strafurtheil 
der  Polizeikammer  des  bernischen  Appellations-  und  Kassationshofes, 
wegen  angeblicher  Beeinträchtigung  der  Gewerbefreiheit  durch  das 
Verbot  der  Fabrikation  zerlegbarer  Hinterlader-Schrotflinten. 

(Vom  10.  Februar  1801.) 

I.  Durch  Urtheil  vom  0.  August  181H)  hat  die  Polixeikammer  des  bernischen 
Appellations-  und  Kassatioushofes  »len  Bekurreuten  der  Widcrhandlung  gegen 
Art.  1 »1er  Verordnung  vom  4.  Marx  1811,  enthaltend  das  „Verbot  der  Stecken - 
(je icehreut  schuldig  erklärt  und  in  Anwendung  dieser  und  anderer  in  Bexug  auf 
Strafart  und  Strafmass  einschlägiger  Bestimmungen  von  kantonalen  Dekreten  und 
Gesetzen  polizeilich  verurtheilt : 

1.  zu  Fr.  12o  Geldbusse; 

2.  zur  Konfiskation  der  beschlagnahmten  Sehraubengewehre  und  Gewehrbe- 
standtheiie; 

3.  zu  den  Kosten  des  Staates. 

II.  Die  allegirte  Verordnung  vom  4.  Marx  1811  lautet: 

„ Verbot  < ter  Stecke  tujetr eh  re. 

„Wir  Scbultheiss  und  Bath  des  Kantons  Bern  thun  kund  hiemit:  Da  Wir 
„auf  »len  Antrag  unseres  Staatßrathes  not  big  gefunden  haben,  das  ehemalige  Verbot 
„der  sogenannten  Steckengewehre,  wodurch  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet 
„und  die  hochohrigkeitliche  Jagdgereehtigkeit  henachtheiligt  wird,  zu  erneuern; 
„wie  wir  dann  hiemit  verordnen:  1.  Vom  Datum  dieser  Publikation  an  ist  das 
„Tragen  und  der  Gebrauch  »1er  Stcckeugewchrc,  sowie  dt ‘reu  Verkauf,  Verfertigung 
„im  Kanton  Bern  oder  Einbringung  in  denselben,  unter  Strafe  der  Konfiskation 
„und  einer  Busse  von  vierzig  Franken  für  jedes  Stück  verboten.  2.  etc.“ 

III.  Gegen  »las  angeführte  Strafurtheil  bat  im  Namen  des  Gottfried  Lüthi 
mit  Schriftsatz  vom  28.  Oktober  1800  Herr  Fürsprecher  Otto  Morgenthaler  in 
Burgdorf  wegen  Verletzung  »1er  durch  Art.  31  der  Bundesverfassung  gewährleisteten 
Gewerbefreiheit  beim  Bundesruthc  Beschwerde  erhoben. 

Di»;  Beschwerdeschrift  führt  im  Wesentlichen  aus  was  folgt: 
a.  Jn  thatsächlicher  lieziehuntj. 

Im  Jahre  1870  hat  die  heimische  Polizeikammer  (durch  l’rthell  vom  4.  Mai 
187(0  den  Vater  und  Geschäftsvorgänger  des  heutigen  Rekurrenten  von  einer  An- 
klage auf  Ucbertretung  der  gedachten  Verordnung  von  1811,  begangen  durch  ge- 
werbsmässige Fabrikation  und  Verkauf  zerlegbarer  Hinterlader-Scbroiflinten,  frei- 
gesprochen, hauptsächlich  mit  »1er  Begründung,  »lass  die  von  Lüthi  fabrizirten  zer- 
legbaren Schrottiinten  gemäss  dem  Gutachten  des  einvernommenen  Experten  nicht 
unter  das  Verbot  der  Steckengewehre  fallen  und  dass  eine  analoge  Anwendung 
von  strafrechtlichen  Satzungen  nicht  statthaft  sei. 

Seither  betrieben  Vater  und  Sühn  Lüthi  gemeinschaftlich  die  Fabrikation 
zerlegbarer  Hinterlader-SchrotHinten  ungehindert  fort. 
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Unterm  3.  Dezember  1889  erliess  das  Regierungsstatthalternmt  Hurgdorf  im 
„Anzeiger  für  die  Einwohnergeineindeu  Hurgdorf.  Heiuiiswyl,  Hasle  etc.“  eine 
„Amtliche  Bekanntmachung“,  worin  die  Verordnung  vom  4.  März  1*11  dem  Pu- 
blikum in  Erinnerung  gebracht  wurde. 

Die  Büchsenmacher  Lüthi,  Vater  und  Sohn,  Hessen  nun  ihrerseits  in  dem 
nämlichen  „Anzeiger“  eine  Bekanntmachung  erscheinen,  worin  sie  ihre  Produkte 
moderner  Waffentechnik,  die  zerlegbaren  H interlader - SchrotHinten , .ledermann 
empfahlen. 

Darauf  erfolgte  die  Strafanzeige. 

In  der  Strafuntersuchung  erklärte  derselbe  Experte,  der  schon  1870  funk- 
tionirt  hatte,  neuerding»,  dass  die  vorliegenden  zerlegbaren  Uinterludcr-SchrotHintcn 
mit  den  früher  gekannten  Steekengeweliren  nicht  identisch  seien,  wenn  auch  deren 
leichte  Verwendbarkeit  zur  Sclileichjagd  etc.  zugegeben  werden  müsse. 

Mit  Rücksicht  auf  dieses  Ergehniss  der  Expertise  kam  das  Polizeigericht 
Burgdorf  zu  einem  den  Rekurrenten  Gottfried  Lüthi,  Sohn,  freisprechenden  Unheil. 
Der  Vater  Lüthi  war  zur  Zeit  der  Urtbeilstäl  hing  nicht  mehr  am  Leben;  er  starb 
während  der  Voruntersuchung. 

Infolge  der  Appellation  der  Staatsanwaltschaft  gelangte  die  Sache  vor  die 
Polizeikammer,  welche  das  Eingangs  erwähnte  Unheil  sprach. 

h.  ln  rechllichcr  Jit  Ziehung. 

Art.  31  der  Bundesverfassung  garantirt  die  Freiheit  des  Handels  und  der 
Gewerbe,  d.  h.  des  Umsatzes  und  der  Herstellung  (Produktion)  der  Güter,  als  der 
beiden  Haupterscheinuiigsformen  des  wirtschaftlichen  Lebens,  in  gleicher  Weise 
und  in  gleichem  Umfange.  Allein  praktisch  ist  diese  grundsätzliche  Gleichstellung 
nicht  immer  konsequent,  durchgeführt  worden. 

Mit  Ausnahme  de»  Salz-  und  Pulverregals  hat  man  die  Freiheit  der  Pro- 
duktion — des  Gewerbes  im  engem  Sinne  — in  Gesetzgebung  uud  Judikatur 
jederzeit  anerkannt;  die  in  litt,  e (vor  1885  litt,  c)  des  Art.  31  der  Bundesver- 
fassung vorbehaltenen  „Verfügungen  über  Ausübung  von  Handel  und  Gewerben“ 
wurden  in  Hinsicht  auf  das  Gewerbe  im  engem  Sinne  als  solche  erklärt,  welche 
die  Art  und  Weise  der  technischen  Installation,  der  Betriebseinrichtung  etc.  be- 
treffen, keineswegs  aber  wurde  zugegeben,  dass  sie  die  Freiheit  der  gewerblichen 
Produktion  seihst  unterdrücken  dürften;  es  wurde  sogar  die  Herstellung  von  Giften, 
von  Dynamit  u.  A.  in.  an  sich  niemals  der  Privattbätigkeit  entzogen,  sondern  vom 
Bundesrathe  in  einem  Judikate  der  Satz  ausgesprochen,  dass  auch  bei  der  Dynamit- 
fabrikation die  einschränkenden  Bestimmungen  nicht  über  das  nbthige  Muss  hinaus- 
gehen  dürfen.  (Bundesh).  1875,  IV,  607,  1065;  1870,  I,  694;  II,  592;  1877.  II,  246.) 

Nicht  so  strenge  dagegen  ist  das  Prinzip  der  Handelsfreiheit  in  der  bundes- 
rechtlichen Praxis  durchgeführt  worden.  Das  öffentliche  Interesse  überwog  hier 
oft  die  Rücksicht  auf  den  Grundsatz  der  Handelsfreiheit.  So  wurde  das  urnerische 
Verbot  der  Ausstellung  und  des  Verkaufs  „meuchlerischer“  Waffen  vom  Bundes- 
rat he  unter  dem  Gesichtspunkte  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  geschützt, 
jedoch  mit  der  ausdrücklichen  Begründung,  dass  dasselbe  in  den  durch  den  Bau 
der  Gotthardbahn  geschaffenen  Ausnahineverhältnisscn  und  in  der  durch  diese  be- 
dingten Ansammlung  einer  Menge  von  italienischen  Arbeitern  seine  Rechtfertigung 
tinde.  (Bundeshl.  1879,  II,  145.) 
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Die  heroische  Verordnung  von  1811  und  das  angefochtene  Urtheil  der  Polizei- 
katntner  von  1890  sind  mit  den  geltenden  bundesstaats rechtlichen  Grundsätzen 
nicht  vereinbar. 

Nicht  etwa  nur  der  Verkauf  und  Vertrieb,  sondern  auch  die  Fabrikation  von 
Steckengewehren  wird  unter  Strafandrohung  verboten,  und  der  Rekurrent  ist  ledig- 
lich wegen  der  ihm  einzig  nachgewicsenen  Verfertigung  von  Steckengewehren  be- 
straft worden.  Die  gedachte  Verordnung  verbietet  also  — wenn  sie  überhaupt 
und  speziell  im  Fragefall  Anwendung  finden  kann,  was  hier  nicht  zu  untersuchen 
ist  — die  Herstellung  eines  bestimmten  Erzeugnisses  der  modernen  Waffentechnik, 
mit  andern  Worten,  sie  entzieht  dem  (bewerbe  des  bernischen  Büchsenmachers  die 
hundesrcchtlichc  Garantie  der  Produktionsfreiheit  und  ist  daher  mit  dem  Bunde»- 
staatsrechte  unvereinbar. 

Aus  diesem  Grunde  mu*s  das  in  Anwendung  jenes  biindesrechtswuMgcu  Ver- 
botes erlassene  Urtheil  der  hernischeu  Polizeikammer  aufgehoben  werden. 

Kein  huudesrathlicher  Entscheid,  auch  nicht  der  zitirte  aus  dem  Jahre  1879 
betreffend  das  urnerische  Verbot,  geht  so  weit,  dass  den  Kkntouen  auheimgcstellt 
würde,  die  Herstelluug  eines  bestimmten  Erzeugnisses  der  Industrie  zu  verun- 
möglichen. 

Die  Rekursschrift  schlicest  damit,  dass  sie  aut  die  praktische  Bedeutsamkeit 
der  Frage  hinweist.  Der  Rekurrent  hat  die  Fabrikation  zerlegbarer  Htnterlader- 
gewehre  zu  einem  besondern  Zweige  seines  Gewerbes  ausgehildet  und  trotz  der 
Konkurrenz  zur  Bliithe  gebracht.  Er  würde  in  seinen  ökonomischen  uud  gesebäft- 
licheu  Interessen  aufs  Empfindlichste  verletzt  werden,  wenn  ihm  plötzlich  durch 
ein  kautonalrechtliches  Verbot  eine  so  ausgiebige  Erwerbsquelle  verschüttet  würde. 
Desshalb  siebt  er  sieh  auch  gezwungen,  gegen  das  angefochtene  Urtheil  stimmt) ichc 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Hechtsmittcl  zur  Anwendung  zu  bringen,  und  schliesst  er 
mit  dem  Anträge,  es  sei  dieses  Urtheil,  weil  unvereinbar  mit  Art.  Hl  der  Bundes- 
verfassung, ungültig  zu  erklären  und  uufzuliebeu,  unter  Kostenfolge. 

IV.  Zur  Vernehmlassung  eingekulen,  erklärte  die  heroische  Polizeikammer 
mit  Schreiben  vom  5.  November  1890  an  den  Hegierungsrath  des  Kantons  Bern, 
«lass  sie  sich  einfach  auf  die  Motive  ihres  Unheils  vom  9.  August  1890  berufe. 

Der  Regieruugsrath  seinerseits  beschränkte  sich  in  seiner  Zuschrift  an  den 
Buudesrath  vom  8.  November  darauf,  zu  erklären,  da:ss  er  die  Verordnung  von 
Schultheis*  und  Kalb  des  Kantons  Bern  vom  1.  März  1811,  betreffend  das  Verbot 
der  Steckengewehre,  als  eine  „Verfügung  über  Ausübung  von  Handel  und  Ge- 
werben“ betrachte,  wie  solche  in  Art.  Hl,  litt,  c (sollte  heissen  litt  e)%  der  Bundes- 
Verfassung  ausdrücklich  Vorbehalten  sind  und  durch  welche  „der  Grundsatz  der 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  selbst4*  keineswegs  beeinträchtigt  wird. 

V.  Das  Urtheil  der  bernischen  Polizeikammer  beruht  wesentlich  aut  fol- 
genden Erwägungen  ')  : 

VI.  Gottfried  Lüthi  ergriff  gegen  das  Urtheil  der  Polizeikammer  vorerst  den 
staatsrechtlichen  Rekurs  an  da>  Bundesgericht , indem  er  ausführtc,  das  Urtheil 
enthalte  einerseits  einen  verfassungswidrigen  Eingriff  der  richterlichen  in  das  Ge- 
biet der  gesetzgebenden  Gewalt  und  versiosse  daher  gegen  den  in  Art.  11  und  96 

*)  Vcrgl.  diese  Erwägungen  Seite  117  ff. 
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der  Kantonsvcrfassuug,  sowie  auch  in  der  Bundesverfassung  uiedergelegtrn  (iruild- 
sat/.  der  Gewaltentreuaung;  andererseits  scldiesse  dasselbe  eine  Verletzung  des 
Art.  4 der  Bundesverfassung  in  sich,  d.  h.  es  steile  sieh  als  Hcchtsverweigerung  dar. 

lu  beiden  liiehlungcn  hat  das  iiuudesgerielit  uutenn  7.  November  18ÜO  den 
Rekurs  als  unbegründet  abgewiesen. 

Der  Bundesrath  hat,  in  Erwägung  : 

1.  Die  administrative  Bundesrekursbehörde  hat  sir.h  nicht  mit  der 
Frage  zu  befassen,  oh  die  Verordnung  des  Kantons  Hern  vom  4.  Mürz 
1811  nach  Massgabe  ihres  Inhalts  mit  Hecht  auf  den  vorliegenden  Fall 
angewendet  worden  sei  ; es  war  dies  Sache  der  richterlichen  Kognition, 
und  es  hat  in  letzter  Instanz  das  Hundesgericht  erkannt,  es  ktinne  die 
Auffassung  des  angefochtenen  Urtheils  hinsichtlich  der  Anwendbarkeit  der 
fraglichen  Verordnung  nicht  als  eine  willkürliche  Gesetzesauslegung  be- 
zeichnet werden,  noch  sei  es  eine  willkürliche  Annahme,  wenn  dasselbe 
die  Sehraubendinten  des  Rekurrenten  nur  als  eine  in  technischer  Bezie- 
hung verbesserte  Form  des  verpönten  Steckengewehres  auffasst. 

Dagegen  erklUrt  das  Bundesgericht  in  seinem  IJrtheile  vom  7.  No- 
vember 1890,  nachdem  es  die  Frage,  ob  die  Verordnung  von  1811  als 
ein  formell  verfassungswidriger  Erlass  anzusehen  sei,  entschieden  verneint 
hat,  es  sei  die  Sache  der  politischen  Behörden  des  Bundes,  zu  beurtheilen, 
ob  die  gedachte  Verordnung  durch  das  eidgenössische  Jagdgesetz  vom 
17.  September  1875  oder  die  dazu  erlassenen  Verordnungen  aufgehoben 
worden  sei;  denn  in  dieser  Richtung  handle  es  sich  offenbar  nicht  um 
die  Verletzung  eines  Grundsatzes  der  Kantonsverfassung,  sondern  darum, 
ob  nicht  das  eidgenössische  Jagdgesetz  durch  Anwendung  einer  ihm  wider- 
sprechenden und  daher  aufgehobenen  kantonalen  Norm  verletzt  sei,  Be- 
schwerden betreffend  die  Anwendung  des  eidgenössischen  Jagdgesetzes 
aber  seien  nach  Art.  511,  Abs.  2,  Ziff.  8,  des  ( trganisationsgesetzes  über 
die  BundesrechtspHege  nicht  vom  Bundesgerichte,  sondern  vom  Bundes- 
rathe,  bezw.  von  der  Bundesversammlung,  zu  erledigen. 

Ohne  sich  über  die  Richtigkeit  des  vom  Bundesgerichte  in  dieser 
Beziehung  eingenommenen  Standpunktes  auszusprechen,  tritt  der  Bundes- 
rath im  vorliegenden  Kalle  auf  die  Krage  des  VerhKItnisscs  der  kantonalen 
Verordnung  zum  eidgenössischen  Jagdgesetz  und  zu  den  in  Ausführung 
desselben  erlassenen  Verordnungen  ein,  indem  er  die  Krage  im  Zusammen- 
hang mit  der  Betrachtung  des  Inhalts  der  angefochtenen  bernischen  Ver- 
ordnung und  mit  der  Krage  beurtheilt,  ob  dieser  Inhalt  mit  dem  in  Art.  31 
der  Bundesverfassung  niedergelegtcn  Grundsätze  der  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit vereinbar  sei. 

2.  Die  Verordnung  von  1811  erkliirt  ausdrücklich,  dass  sie  sich 
gegen  die  sog.  äteckengewehre  richte,  weil  dieselben  „die  öffentliche 
Sicherheit  geführden  und  die  hochobrigkeitliche  Jagdgerechtigkcit  benach- 
theiligen“.  Sie  hat  also  nicht  blos  den  Schutz  der  letztem  im  Auge, 

Zcitschr.  f.  Schweiler  Strafrecht.  4.  Jabrg.  8 
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sondern  in  erster  Linie  und  ganz  allgemein  denjenigen  der  öffentlichen 
Sicherheit.  Entsprechend  dieser  umfassenden  Altsicht  des  Gesetzgebers 
erstreckt  sich  denn  auch  das  Verbot  der  Steckengewehre  nicht  nur  auf 
tlas  jagdrechtliche  Gebiet,  es  wendet  sich  gegen  das  Tragen  und  den 
Gebrauch  derselben  überhaupt,  bei  jedem  Anlasso  und  zu  jedem  Zwecke, 
ja  es  geht  noch  weiter:  es  erfasst  auch  den  Verkauf  und  die  Verfertigung 
von  Sterkengewehren  itn  Kanton  Hern  und  deren  Einbringung  in  den  Kanton. 

Das  eidgenössische.,  in  Ausführung  des  Art.  25  der  Bundesverfassung 
erlassene  Jagdgesetz  dagegen  — wir  selten  hier  von  den  Bestimmungen 
über  den  Vogelschutz  ab  — regelt  nur  die  Ausübung  der  Jagd,  seine 
Bestimmungen  erstrecken  sich  auf  kein  anderes  Gebiet,  und  wenn  es  in 
Art.  G das  Tragen  von  Stock-  und  zusanimengeschraubten  Flinten  unter- 
sagt, so  meint  es  nur  das  Tragen  solcher  Klinten  zum  Zweck  der  Jagd, 
wie  es  denn  auch  ausdrücklich  in  Art.  21  das  Tragen  von  Stock-  und 
zusamniengeschraubten  Flinten  „als  Jagdfrevel“  mit  Strafe  bedroht. 

Demnach  gibt  es  ein  der  hämischen  Verordnung  und  dem  eidge- 
nössischen Gesetze  gemeinsames  Gebiet  der  strafrechtlichen  Einwirkung, 
es  ist  das  Gebiet  der  Jagd, 'und  insoweit  das  Hundesgesetz  und,  auf  ihm 
fassend,  die  kantonalen  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Jagdwesen 
in  dieser  Richtung  Bestimmungen  enthalten,  muss  ihnen  die  kantonale 
Verordnung  von  lHlt  weichen  : Bnndesrecht  geht  vor  kantonalem  Recht 
uud  spittercs  besonderes  Recht  hebt  früheres  allgemeines  Recht  auf. 

Auf  dein  besondern  Gebiete  der  Jagd  will  das  Bundesgesetz  das 
Tragen  und  damit  selbstverständlich  in  noch  schärferer  Weise  den  Ge 
brauch  von  Stock-  und  zusammengeschraiibten  Flinten  verpönen.  Das  Ver- 
fertigen, Verkaufen  und  Einbringen  derselben  in  das  Staatsgebiet  u.  s.  w. 
lässt  es  vollständig  ausser  Betracht.  Das  heisst:  es  überlässt  die  Frage, 
ob  und  inwiefern  auch  gegen  diese  Handlungen  eine  strafrechtliche  Gegen- 
wirkung erfolgen  solle,  gänzlich  dem  kantonalen  Straf-  oder  Polizeirechte. 

Demnach  kann  nicht  die  Rede  davon  sein,  dass  die  kantonale  Ver- 
ordnung durch  das  eidgenössische  Gesetz  aufgehoben  worden  sei. 

Der  Rekurrent  erklärt,  dass  er  gegen  den  Inhalt  der  erstem,  soweit 
sieh  dieselbe  mit  dem  eidgenössischen  Gesetze  deckt,  nichts  einzuwenden 
habe,  ja,  er  scheint  sich,  iiu  Hinblick  auf  die  Einschränkungen,  welche 
sieh  die  Handelsfreiheit  in  der  bundesrechtlichen  Praxis  schon  hat  ge- 
fallen lassen  müssen,  auch  der  Verpiinung  des  Handels  (Umsatzes)  mit 
Sehraubendinten  und  dem  Verbot  ihrer  Einbringung  in  den  Kanton  nicht 
widersetzen  zu  wollen;  was  er  aber,  Angesichts  der  in  Art.  31  der  Bundes- 
verfassung gewährleisteten  Gewerbefreiheit  und  der  bezüglichen  bundes- 
rechtlichcn  Praxis,  für  durchaus  unstatthaft  hält,  das  ist  ein  Verbot  und 
demzufolge  eine  Bestrafung  des  Verfertigens,  der  Herstellung  (Produktion) 
eines  solchen  Gewehres. 

Der  Rekurrent  beruft  sieh  zur  Unterstützung  seiner  Ansicht  auf  die 
Benrtbeilung,  welche  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Erstellung  von 
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Dynamitfabriken  anlässlich  eines  Spezialfalles  in  den  Jahren  1875  und 
1876  im  Sehoosse  der  Bundesbehiirden  gefunden  hat,  sowie  auf  die  Er- 
wägungen zu  dem  Beschlüsse,  durch  welchen  der  Bundesrath  im  Jahre  1878 
die  Verordnung  des  Kantons  Uri  vom  29.  Dezember  1876  schützte,  die  das 
Ausstellen,  sowie  den  Verkauf  „meuchlerischer“  Waffen  im  Kanton  Jeder- 
mann, das  Tragen  solcher  Waffen  bei  öffentlichen  Versammlungen  u.  s.  f. 
aber  den  Bahnarbeitern  im  ganzen  Kanton  verbot. 

Die  bezüglichen  Beschlüsse  der  Bundesbehörden,  sagt  der  Kekurrent, 
beruhen  auf  der  Erwägung,  dass  Verfügungen,  welche  die  Sicherheit  der 
Personen  und  des  Eigenthums  bezwecken,  nicht  tiber  das  nöthige  Maas 
hinausgehen  dürfen,  ansonst  sie  den  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit selbst  beeinträchtigen  und  daher  verfassungswidrig  werden.  Nun 
gehe  aber  die  heroische  Verordnung  von  1811  betreffend  die  Stecken- 
gewehre  Uber  dieses  zulässige  Mass  hinaus,  indem  sie  sogar  die  Her- 
stellung von  solchen  untersage  und  damit  eine  Spezialität  des  Gewerbes 
des  Kekurretiten  einfach  unterdrücke. 

In  dieser  Richtung  wird  nun  der  Inhalt  der  heroischen  Verordnung 
auf  seine  verfassungsmässige  Zulässigkeit  näher  zu  prüfen  sein. 

3.  FUr  die  Auslegung  des  Art.  31,  litt,  e,  der  Bundesverfassung  ist 
die  Anwendung,  welche  diese  Verfassungsbestimmung  gleich  in  den  ersten 
Jahren  nach  ihrem  Inkrafttreten  in  der  Praxis  gefunden  hat,  von  mass- 
gebender Bedeutung. 

Wie  der  Rekurrent  richtig  angeführt  hat,  erklärte  der  Bundesrath  in 
einem  Entscheide  vom  11.  August  1875  (in  Sachen  der  1111.  Chavannes, 
Broehon  & Comp,  in  Ascona  betreffend  Erstellung  einer  Dynamitfabrik 
auf  den  Inseln  Brissago  im  I.ago  Maggiore),  es  dürfen  die  auf  die  er- 
wähnte Verfassungsstelle  sich  stützenden  Einschränkungen  der  Gewerbe- 
freiheit nicht  über  das  nöthige  Mass  hinausgehen,  und  gestattete  im  Hin- 
blick auf  ein  eingeholtes  Expertengutachten,  entgegen  den  Vorschriften 
eines  tessinischen  Gesetzes  vom  5.  Mai  1875,  welches  die  Fabrikation 
von  Nitro-Glyeerin  und  Dynamit  nur  in  einer  Entfernung  von  wenigstens 
5 Kilometern  von  menschlichen  Wohnungen,  selbst  isolirten,  erlaubt,  die 
Erstellung  einer  Dynamitfabrik  auf  den  Inseln  Brissago  (Kaninchen-Inseln) 
im  I.ago  Maggiore.  Durch  Beschluss  vom  23.  24.  Dezember  1875  ver- 
langten die  eidgenössischen  gesetzgebenden  Räthe,  an  welche  der  Gegen- 
stand gezogen  worden  war,  die  Einholung  eines  Obergutachtens  Uber  die 
streitige  Frage.  Die  Expertenkommission  kam  zum  Schlüsse,  es  sei  der 
Betrieb  einer  Dynamitfabrik  auf  den  genannten  Inseln  zulässig,  wenn  eine 
Reihe  (genau  bezeichneter)  Vorsiehtsmassnahmen  beobachtet,  und  wenn  die 
Fabrik  einer  kontinuirüchen  Kontroie  durch  ein  Organ  der  Kantonalbe- 
hörde und  einer  periodischen  Inspektion  durch  ein  Organ  der  Bundesbe- 
hörde unterzogen  werde.  Die  Bundesversammlung  hat  aber  trotzdem  — 
der  Ständerath  am  14.  Dezember  1875  mit  24  gegen  14,  der  National- 
rath am  22.  März  1876  mit  57  gegen  12  Stimmen  — den  Rekurs  für 
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begründet  erklärt  und  den  Bundesrathsheschluas  aufgehoben,  wobei  fol- 
gendes, von  der  Mehrheit  der  nationalräthlichen  Kommission  vertretene 
Motiv  hervorgehoben  zu  werden  verdient:  „Die  Gestattung  oder  Nicht- 
gestattung mit  öffentlicher  Gefahr  verbundener  Gewerbe  füllt  nicht  ohne 
Weiteres  unter  die  Bestimmungen  von  Art.  31,  sondern  sie  hängt  vor 
Allem  mit  der  allgemeinen  Polizei  zusammen,  worüber  zu  entscheiden 
jedenfalls  den  Kantonsbehörden  das  Recht  zukommen  wird.“  (National- 
rathsprotokoll vom  22.  Marz  1876.) 

In  gleichem  Sinne  hat  der  Bundesrath  in  dem  ebenfalls  vom  Rekur- 
renten berührten  Falle  des  urnerischen  Waffenverbotes  erklärt  : „Wenn, 
wie  im  vorliegenden  Falle,  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  mit  der 
öffentlichen  Sicherheit  kollidirt,  so  ist  letzterer  das  Vorrecht  einznräumen.“ 
(Bundcsbl.  I87'.t,  Bd.  Il,  S.  44G.) 

Wenn  das  heroische  Verbot  von  1811  unter  diesen  Gesichtspunkten 
betrachtet  wird,  so  kann  über  dessen  bundcsrecbtliche  Zulässigkeit  kein 
Zweifel  bestehen.  Dasselbe  ist  eine  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicher- 
heit und  zur  Verhütung  von  Jagdfreveln  erlassene  kantonale  Polizeiver- 
ordnung. 

Der  Rekurrent  hat  nicht  bestritten,  dass  die  Befürchtung,  von 
welcher  die  Verordnung  von  1811  ausgeht,  es  möchte  durch  die  soge- 
nannten Steekengewchre  oder  deren  moderne  Stellvertreter,  die  zerleg- 
baren Hinterlader-Scbrotffinten,  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet  werden, 
begründet  sei.  Ks  liegt  desstmlh  flir  die  Bundeshehörde  keine  Veran- 
lassung vor,  die  Richtigkeit  der  diesfältigen  Behauptungen  der  Kantons- 
behörden in  Zweifel  zu  ziehen.  Nun  erscheint  es  aber  als  eine  richtige 
Massnahme  der  polizeilichen  Prävention,  nicht  blos  das  Tragen  und  den 
Gebrauch  einer  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdenden  Waffe,  sondern 
auch  deren  Verkauf  und  Einbringung  in  den  Kanton  und,  weil  sie  der 
Einbringung  vollständig  gleichkommt,  auch  die  Verfertigung  derselben  im 
Kanton  zu  verbieten.  Dagegen  wird  sich  logisch  nichts  einwenden  lassen  : 
Wenn  es  zulässig  ist,  das  Tragen  einer  Walle  zu  untersagen,  so- muss  es 
auch  gestattet  sein,  die,  wie  von  rekurrcntischer  Seite  ausdrücklich  zu- 
gegeben wird,  gewerbsmässige,  zum  Zwecke  des  Verkaufs,  der  Verbreitung 
im  Kanton  betriebene  Verfertigung  derselben  zu  verbieten. 

In  dieser  Richtung  kann  das  kantonale  Verbot  unbeschränkt  auch 
neben  dem  eidgenössischen  Verbote  bestehen,  wie  schon  oben  gesagt 
wurde,  und  wie  die  heimische  Polizeikammer  in  ihren  Urth e i Iser Wägungen 
treffend  au.-geführt  hat. 

Da  nicht  bestritten  werden  kann,  dass  das  staatliche  Verbot  einer 
Waffe  nur  dann  recht  wirksam  wird,  wenn  cs  alle  Stufen  der  Vorbereitung 
des  Gebrauchs  derselben  erfasst,  so  wäre  es  geradezu  widersinnig,  das- 
selbe auf  der  einen,  spätem  Stufe  des  rechtswidrigen  Handelns  als  mit 
der  Bundesverfassung  vereinbar  zu  erachten,  auf  der  andern,  frühem 
dagegen  nicht. 
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Zu  einer  solch’  verkehrten  Auflassung  nöthigt  nun  aber  der  Art.  31  der 
Bundesverfassung  nicht,  sondern  er  riiunit  dein  Hunde  wie  den  Kantonen 
die  Befugniss  ein,  im  öffentlichen  Interesse  ganze,  wirksame  Massnahmen 
zu  treffen  und  in  diesem  Sinne  auch,  wie  es  im  vorliegenden  Falle  ge- 
schehen ist,  die  Herstellung  von  gewissen  gewerblichen  Produkten  zu 
untersagen,  eventuell  zu  bestrafen  ; 

beschlossen  : 

Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


III.  Kantonale  Gerichte.  — III.  Tribunaux  cantonaux. 

1.  Urtheil  der  Polizeikammer  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des 
Kantons  Bern  vom  9.  August  1890  gegen  Gottfried  LUthi,  Friedr.  sei., 
von  RUderswyl.  geb.  1860,  Büchsenmacher  in  Hasle  '). 

Ist  die  Anfertigung  von  Steckengetvehren  bezw.  von  Schrauben- 
flinten strafbar/ 

Durch  t'ithcil  des  Polizeiriehters  von  Burgdorf  vom  10.  Juni  1800  wurde 
Gottfried  l.üthi  von  der  gegen  ihn  erhobenen  Anklage  wegen  Nicht  Vorhandenseins 
einer  strafbaren  Handlung  freigesprochen,  ohne  Entschädigung.  Die  Kosten  wurden 
gemäss  Art.  86X  St.  V.  dem  Staate  auferlegt.  Die  erfolgte  Beschlagnahme  von 
Schraubentlinten  und  Bestundtheilen  von  solchen  wurde  aufgehoben. 

Gegen  dieses  Unheil  erklärte  die  Staatsanwaltschaft  des  III.  Bezirks  um  12. 
und  der  Angeschuldigte  am  14.  Juni  18‘JO  die  Appellation. 

Die  Polizeikammer  hat  in  Erwägung  gezogen  : 

I.  Nachdem  im  Herbst  188!)  beim  Regierungsstatthalteramt  Burgdorf 
verschiedene  Strafanzeigen  wegen  Jagdfrevels,  verübt  mittelst  zerlegbarer 
Schraubentlinten,  eingelangt  waren,  erliess  der  Regierungsstatthalter  am 
3.  Dezember  188!)  in  Nr.  40  des  Anzeigers  für  die  Einwohnergemeinden 
Burgdorf,  Heimiswyl,  Hasle  u.  s.  w.  folgende  „ Amtliche  Bekannt- 
machung11 : „Das  Publikum,  und  namentlich  Büchsenmacher,  Waffen- 
„händler  etc.,  wird  hiemit  aufmerksam  gemacht  auf  die  Verordnung  vom 
„4.  Mürz  1811,  wonach  das  Tragen  und  der  Gebrauch  der  Stecken- 
Gewehre,  sowie  dereu  Verkauf,  Verfertigung  im  Kanton  Bern  oder  Ein- 
bringung in  denselben  unter  Strafe  der  Konfiskation  und  einer  Busse 
„von  Fr.  40  für  jedes  Stück  verboten.“ 

')  Vergl.  die  Entscheidungen  des  Bundesgerichtes  und  des  Bundesrathos  iu 
dieser  Sache,  Seite  00  und  110. 
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In  der  darauffolgenden  Nummer  des  nämlichen  Anzeigers  erschien, 
offenbar  in  gewolltem  Widerspruch  mit  der  amtlichen  Publikation,  fol- 
gendes Inserat:  „Freiwillige  Bekanntmachung11  : „Empfehle  den  Herren 
„ Jägern  und  Nichtjägern  unsere  weit  berühmten  doppel-  und  einfach- 
„zerlegbaren  Hinterlader-Schrotflinteo  bestens.  Kr.  Ltithi  & Sohn,  Büchsen- 
„ mâcher,  llasle.“ 

Gestützt  auf  dieses  Inserat  reichte  Landjägerfeldweibcl  1 'Uppen 
unterm  24.  Februar  1890  Strafanzeige  ein  gegen  die  Büchsenmacher 
Lüthi  Vater  und  Sohn,  wegen  Uebertretung  der  Verordnung  vom  4.  März 
1811,  sowie  des  eidgenössischen  Jagdgesetzes  Art.  6 und  der  kautonalen 
Vollziehuugsverordnnng  zu  demselben  Art.  16,  welche  „das  Tragen  von 
Stock-  oder  zusammengeschraubten  Klinten“  unter  Strafe  (Art.  21  Gesetz, 
Art.  19  Vollzichungsvcrordnung)  verbieten.  Die  Strafanzeige  fuhrt  aus: 
„ Diese  zerlegbaren  Flinten  sind  nun  allerdings  nicht  Steckengewehre  im 
„Sinne  der  Verordnung  vom  4.  März  1811,  dieselben  sind  aber  zu 
„deren  Zweck  verbessert  und  filr  die  Schleichjäger  viel  vorthei lhafter  als 
„ die  frühem.  Der  Lauf  wird  abgeschraubt,  der  Kolben  in  zwei  Theile 
„zerlegt,  welche  man  unter  der  Blouse  in  den  Sack  steckt;  dann  wird 
„auf  der  einen  Seite  des  Laufes  ein  dazu'  verfertigter  Haken  oder  ein 
„anderes  Stück  Holz  und  auf  der  andern  Seite  ein  Zapfen  hineingesteckt, 
„ und  so  ist  der  Schleichjägcr  ausgerüstet  mit  einem  Stork  und  kein 
„ Mensch  sieht,  dass  dieser  Stock  augenblicklich  in  eine  Fliute  umge- 
„ wandelt  werden  kann.  Diese  filr  die  Jagd  gefährlichen  Schleichjäger- 
„ Hinten  müssen  also  absolut  in  die  Kategorie  der  Steckengewehre  fallen, 
„ denn  es  hätte  ja  gar  keinen  Sinn,  wenn  die  Fabrikation  solcher  Flinten 
„erlaubt,  dagegen  das  Tragen  und  der  Gebrauch  derselben  verboten 
„ wäre.“ 

Gemäss  Verfügung  des  Gerichtspräsidenten  wurden  in  der  Wohnung 
der  Büchsenmacher  Lüthi  drei  fertige  zerlegbare  Flinten  und  von  neun 
in  Arbeit  bclindlichcn  die  Läufe  beschlagnahmt.  Behufs  Veranschaulichung 
der  Sache  lies«  der  Anzeiger  Däppen  einen  Handgriff  und  einen  Zapfen 
von  Holz  anfertigen  und  in  den  Gewehrlauf  einpaasen,  um  zu  zeigen,  auf 
welche  Weise  die  Schraubenflinten  als  Stock  benutzt  werden  können. 

Eine  dieser  beschlagnahmten  zerlegbaren  Flinten  sammt  Holzgriff 
und  Zapfen  zum  Lauf  als  Vervollständigung  des  Stockes  liegt  der  Po- 
lizeikammer vor. 

Vater  und  Sohn  Lüthi  haben  unumwunden  zugegeben,  die  beschlag- 
nahmten Gewehre,  sowie  andere  der  gleichen  Art  angefertigt  zu  haben, 
bestritten  aber  die  Strafbarkeit  der  Handlung. 

Während  der  Untersuchung  starb  Vater  Lüthi,  es  ist  somit  ihm  ge- 
genüber die  öffentliche  Klage  gemäss  Art.  6 St.  V.  erloschen. 

II.  Die  von  der  Staatsanwaltschaft  zur  Unterstützung  der  Anklage 
und  der  beantragten  Strafe  angerufenen  Gesetzeastellen  lauten  : 
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et.  „ Verbot  der  Steckengewelire“  vorn  4.  März  1811. 

„ Wir  Schultheiss  und  Math  des  Kantons  Bern  thun  kund  hiemit  : 
„Da  Wir  auf  den  Antrag  unseres  Staatsrathes  nöthig  gefunden  haben, 
„das  ehemalige  Verbot  der  sogenannten  Steckengewehre,  wodurch  die 
„öffentliche  Sicherheit  gefährdet  und  die  hoehobrigkeitliche  Jagdgerechtig- 
„keit  benachtheiligt  wird,  zu  erneuern;  wie  Wir  dann  hiemit  verordnen: 
„1.  Vom  Datum  dieser  Publikation  an  ist  das  Tragen  und  der  Gebrauch 
„der  Steckengewchre,  sowie  deren  Verkauf,  Verfertigung  im  Kanton  Bern 
„oder  Einbringung  in  denselben,  unter  Strafe  der  Konfiskation  und  einer 
„ Busse  von  vierzig  Franken  flir  jedes  StUck  verboten.  2.  ete.“ 

b.  „ Emolumententarif“  vom  14.  Juni  1813.  ErgterTheil,  Titel  VI,  §6: 

„In  Bussensachen  soll  mit  Bescheidenheit  verfahren  und  in  allen 

„Fällen,  welche  durch  gesetzliche  oder  rechtsgültige  Vorschriften  bestimmt 
„sind,  mag  der  Richter  bei  mildernden  Umständen  diese  Vorschriften,  wenn 
„nicht  etwas  Anderes  ausdrücklich  bestimmt  ist,  als  Maximum  betrachten 
.und  auch  nach  den  Umständen  mindere  Bussen  diktiren.a 

c.  „ Dekret  vom  3.  Märt  1853 .“ 

„Sämm (liehe  in  den  bestehenden  Gesetzen  in  alten  Bernpfunden 
„ausgesetzten  Bussen  sind  von  den  Gerichten  von  nun  an  in  neuen  Franken 
„von  gleichem  Betrage,  die  in  Schweizerfranken  alter  Währung  festge- 
setzten Bussen  dagegen  in  neuen  Franken  von  1 1 ifachem  Betrage  umzu- 
„ wandeln  und  auszusprechen. u 

Diese  Gesetzesstellen  bestehen  heute  noch  in  Kraft,  insbesondere  auch 
das  Verbot  der  Steckengewehre  vom  4.  März  1811.  Die  Vertheidigung 
behauptet  zwar,  dieses  Verbot  sei  wesentlich  Jagdordnung,  schon  das 
kantonale  Jagdgesetz  von  1832  habe  aber  in  § 22  „alle  frühem  Jagd- 
verordnungen“ aufgehoben.  Gegenwärtig  regle  nun  das  Bundesgesetz  über 
Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  September  1875  nebst  zugehörigen  Voll- 
ziehungsverordnungen  die  Materie  erschöpfend,  ohne  die  Fabrikation 
von  Stock-  und  Schraubenflinten  zu  verbieten.  Allein  die  Verordnung  vom 
14.  März  1811  will  laut  ihrem  Ingress  ausdrücklich  nicht  nur  dem  Schutze 
der  staatlichen  Jagdgerechtigkeit,  sondern  ebenso  sehr  der  öffentlichen 
Sicherheit  dienen,  und  auch  abgesehen  davon,  so  ist  sie  jedenfalls  in- 
soweit nicht  Jagdverordnung,  als  sie  schon  das  blosse  Anfertigen,  Ver- 
kaufen und  [mjiortiren  von  Steckengewehren  allgemein,  ohne  Rücksicht 
auf  deren  ^tatsächliche  Verwendung,  verbietet.  Sie  wird  gerade  gegenüber 
den  Fabrikanten  durch  die  spätere  Jagdgesetzgebung  nicht  berührt,  und 
ebenso  wenig  hängt  die  Strafbarkeit  des  Fabrikanten  im  einzelnen  Falle 
davon  ab,  ob  sein  Erzeugniss  zur  verbotenen  Jagd  oder  zur  Jagd  über- 
haupt, ob  sonstwie  oder  gar  nicht  gebraucht  worden  ist.  Wenn  das  eid- 
genössische Jagdgesetz  und  seine  Vollziehungsverordnung  bloss  das  Tragen 
von  Stock-  und  zusammengeschraubten  Flinten  verbietet,  so  folgt  daraus 
nach  dem  Gesagten  noch  nicht,  dass  die  Fabrikation  solcher  Flinten 
unter  kein  geltungskräftiges  Strafgesetz  fällt. 
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Anderseits  folgt  auch  die  Strafbarkeit  der  blossen  Fabrikation  von 
Steckengewehren  nicht  aus  dem  im  eidgenössischen  Jagdgesetze  enthaltenen 
Verbote  des  Tragens  von  Stockllinten,  wie  der  Anzeiger  meint,  denn  die 
Jaijdqesetzqebung  verbietet  das  Tragen  und  Gebrauchen  von  Stockttinten 
nicht  für  alle  Anlässe,  sondern  lediglich  für  die  Jagd  und  den  Gang  zur 
Jagd  als  Jagdfrevel,  sie  würde  also  den  sonstigen  Gebrauch  derartiger 
Gewehre  nicht  aussehliessen  und  hat  noch  weniger  mit  der  Anfertigung 
und  dem  Verkauf  etwas  zu  thun.  Die  Strafbarkeit  der  letztem  Handlungen 
beruht  vielmehr  einzig  auf  der  bernischen  Verordnung  vom  4.  März  1811. 
Diese  Verordnung  muss  auch  entgegen  der  Ansicht  des  Vertheidigers 
unter  dem  in  Art.  31  der  Bundesverfassung  niedergelegtcn  Grundsätze 
der  Handels-  und  Gewerhefreiheit  Bestand  haben. 

III.  Der  Angeschnldigte  machte  einlässlich  geltend: 

1.  Die  von  ihm  und  seinem  Vater  verfertigten  zerlegbaren  Flinten 
seien  keine  Steckengewehre;  das  Verbot  vom  4.  März  1811  dürfe 
aber  als  Strafgesetz,  nach  allgemein  angenommenen  Grundsätzen, 
keine  analoge  Anwendung  linden.  Beides  habe  die  Polizeikammer 
bereits  in  einem  freisprechenden  Urtheile  betreffend  Vater  Lüthi 
am  4.  Mai  1870  ausdrücklich  anerkannt; 

2.  jedenfalls  habe  der  Angeschuldigte  auf  das  frühere  ürtheil  fussen 
dürfen,  und  cs  sei  daher  ein  Verschulden  seinerseits  ausgeschlossen. 

Das  Urtheil  vom  4.  Mai  1870  bindet  die  heute  funktionirenden 
Richter  formell  nicht,  indem  weder  die  nämliche  konkrete  That  noch  der 
nämliche  Angeschnldigte  in  Frage  steht  (Art  5 St.  V.).  Analoge  An- 
wendung von  Strafdrohungen  sodann  ist  allerdings  unzulässig.  Im 
Weitern  kann  jedoch  dem  frühem  Urtheile  nicht  beigepfliehtet  weiden. 

Durchaus  unzutreffend  ist  die  Behauptung  der  Verteidigung,  der 
Gesetzgeber  von  1811  habe  ein  bestimmtes  Produkt  der  damaligen 
WafTentechnik  im  Auge  gehabt,  das  heute  nicht  vorliege.  Für  die  Aus- 
legung des  Gesetzes  massgebend  ist  derjenige  Wille,  welcher  sich  im 
Gesetze  selber  kundthut.  Aus  der  Verordnung  vom  4.  März  1811  geht 
nun  nicht  hervor,  dass  sie  sich  ausschliesslich  gegen  ein  bestimmtes 
Produkt  der  damaligen  Watfentechnik,  gegen  die  Steckengewehre  von 
ilazumal,  richtet.  Mangels  derartiger  Beschränkung  will  sie,  so  lange  ihre 
formelle  Geltungskraft  dauert,  ebenfalls  für  gleichartige  Verhältnisse 
späterer  Zeiten  gelten  und  trifft  demnach  auch  diejenigen  Umgestaltungen 
der  alten  Steckengewehre,  welche  die  vom  Standpunkte  des  strafrecht- 
lichen Verbots  aus  wesentlichen  Eigenschaften  derselben  haben.  Das 
Wesentliche  der  Steckengewehre  besteht  aber  in  Folgendem  : Sie  sind 
bestimmungsgemäss  so  konstruirt,  dass  sie  das  Aussehen  eines  harmlosen 
Spazierstocks  haben  und  nach  Belieben  entweder  als  solcher,  ohne  Auf- 
sehen oder  Verdacht  zu  erregen,  überall  geladen  herumgetragen  oder  bei 
der  ersten  besten  Gelegenheit  sofort  abgefeuert  werden  können.  Diese 
unauffällige  Verheimlichung  der  geladenen  Watfe  bei  steter  Schiessbereit- 
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schaft  begründet  eben  die  Gefährlichkeit  der  Steckengewehre  für  die 
öffentliche  Sicherheit,  wie  für  die  staatliche  Jagdgerechtigkeit.  Uner- 
heblich sind  Façon  und  Form. 

Nimmt  man  nun  das  vorgelcgte  Exemplar  der  bei  Gottfried  Lllthi 
beschlagnahmten  Flinten  in  Augenschein,  so  zeigt  sich  mit  aller  wiinsch- 
baren  Klarheit,  dass  die  von  LUthi  verfertigten  Schrauhcntlinteu  zwar  in 
Façon  und  Form  mit  den  anno  1811  gebräuchlichen  Steckengewehren  nicht 
ganz  Ubereinstimmen,  dass  sie  aber  bestimmungsgemäss  in  einer  Weise 
konstruirt  sind,  welche  erlaubt,  das  geladene  Gewehr  je  nach  Belieben 
mittelst  einfachster  Zerlegung  theils  in  der  Tasche  verborgen,  theils  als 
Spazierstock  zu  tragen  oder  sofort  zusaininenzasetzen  und  abzufeuern. 
Insbesondere  widerlegt  der  Augenschein  die  Behauptung  Ltithi's,  der 
Kauf  seiner  Schraubenflinten  sei  zu  kurz,  um  als  Spazierstock  dienen 
zu  können. 

Vergleicht  man  damit  die  in  den  beiden  Untersuchungen  gegen 
Vater  und  Sohn  LUthi  erstatteten  Gutachten  des  gerichtlichen  Sachver- 
ständigen Heggi,  so  ergibt  sich  auch,  dass  diese  SchraubenHinten  weder 
etwas  ganz  Anderes  sind,  als  die  Steckengewehre,  noch  die  Schleich- 
jägerei weniger  begünstigen  als  jene. 

Heggi  sagt  laut  Protokoll  vorn  10.  Juni  1890: 

„ Diese  heute  vorliegenden  Gewehre  sind  keine  Steckengewehre,  wie 
„ man  sie  früher  kannte.  Die  heutige  Waffe  wird  ganz  auseinander- 
„ genommen  und  alle  Theile  werden  in  den  Kleidern  versteckt.  Aller- 
dings lässt  sich  die  Sache  auch  so  machen,  wie  es  durch  den  vor- 
liegenden Handgriff  und  den  Zapfen  unten  im  Lauf  geschehen  ist.  Die 
„ Gefährlichkeit  der  SchraubenHinten,  wie  sie  vorliegen,  punkto  Jagd- 
„ schleicherei  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  im  Gegentheil  ist  sie 
„sehr  bedeutend.“ 

Im  Jahre  1870  drückte  sich  der  Sachverständige  dahin  aus:  „Diese 
„Gewehre  sind  nicht  gerade  die  ausgeprägteste  Form  von  Stecken- 
_ büchsen.  Sie  dienen  aber  hauptsächlich  zum  Zwecke  der  Schleichjägerei 
„ und  gehören  nach  unserem  Dafürhalten  eben  mit  Rücksicht  auf  ihre 
„ Zweckbestimmung  jedenfalls  unter  die  Kategorie  der  verbotenen  Stecken- 
Gewehre.“ 

Dass  die  Flinten  des  Angeschuldigten  nicht  Vorderlader,  sondern 
Hinterlader,  und  nicht  als  einheitlicher  Bestandteil  fertiges  Gewehr  und 
Stock  zugleich,  sondern  zerlegbar  sind,  ist  hier  bedeutungslos,  die  zer- 
legbaren Flinten,  wie  sie  Lllthi  verfertigt,  bilden  immerhin  keine  selbst- 
ständige Neuerung,  sondern  einfach  eine  den  Fortschritten  der  Waffen- 
technik  entsprechende  Vervollkommnung  der  Steckengewehre,  welche 
Vervolkommnung  den  Schleichjägern  zu  gut  kommt. 

Gottfried  LUthi  ist  schuldig,  indem  er  vorsätzlich  die  verbotene 
Fabrikation  betrieben  hat.  Sein  Verschulden  ist  durch  das  Urtheil  vom 
4.  Mai  1870,  welches  seinen  Vater  freisprach,  nicht  ausgeschlossen.  Der 
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Irrthum  tilier  die  Gesetzwidrigkeit  der  Timt  zerstört  die  Reehtswidrigkeit 
des  bethütigten  Vorsatzes  nicht.  Dagegen  kann  allerdings  bei  der  Straf- 
zumessung berücksichtigt  werden,  dass  der  Angeschuldigte  sich  zu  der 
eingeklagten  Handlung  durch  das  frühere  Urtheil  berechtigt  glauben 
mochte.  Die  vom  Gerieralprokurator  beantragte  Busse  ist  daher  zu  gross. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikammer 
erkannt  : 

Gottfried  Ltithi  ist  schuldig  erklärt  der  Widerhandlung  gegen  Art.  1 
der  Verordnung  vom  4.  Mürz  1811  und  in  Anwendung  dieser  Gesetzesstelle, 
sowie  des  Dekrets  vom  2.  März  1853,  § 6,  des  Titels  \ 1 des  Eniolumcnten- 
tarifs  von  1813  und  Art.  368  St.  V.  polizeilich  verurtho.il t: 

1.  Zu  Fr.  12(1  Geldbusse; 

2.  zur  Konfiskation  der  beschlagnahmten  Schraubengewehre  und  Ge- 
wehrbcstandtheile  ; 

3.  zu  den  Kosten  des  Staates,  bestimmt: 

u.  Die  erstinstanzlichen  auf  Fr.  45.  20  ; 

b.  die  Rekurskosten  des  Richteramts  Murgdorf  auf  Fr.  4 ; 

c.  die  oburinstanzliehen  auf  Fr.  21.  2U. 


Entscheidungen  des  Obergerichtes  des  Kantons  Schaffhansen  ‘). 

2.  Urtheil  vom  14.  Februar  1890. 

Strikte  Hunillialtnnf/  tien  Wirtlwhanneerbotcn. 

Der  mit  Wirthshauaverbot  belegte  Angeklagte  wurde  im  Wirthshaus 
betroffen,  von  der  ersten  Instanz  jedoch  freigesprochen,  weil  er  nicht 
aus  eigenem  Antrieb  in  die  Wirthschaft  gegangen  sei,  sondern  sein  Ar- 
beitgeber ihm  dort  in  seiner  Begleitung  und  auf  seine  Kosten  das  Abend- 
brod  vorgesetzt  balte.  Das  Obcrgericbt  verurtheilte  den  Angeklagten  zu 
drei  Tagen  Gefangenschaft,  davon  ausgebend,  dass  das  Wirthsbausverbot 
nur  Werth  hat,  wenn  es  strikte  gclmndhabt  wird.  Der  mit  diesem  Verbot 
Belegte  soll  nicht  in  den  Wirtlisebaften  in  der  Gesellschaft  von  Aufrecht- 
stehenden sitzen.  Er  soll  das  nicht  nur  nicht  auf  eigene  Faust  und  Rechnung 
tlinn  dürfen,  sondern  auch  nicht,  wenn  ein  Anderer  ihn  mitnimmt  und  für 
ihn  zahlt.  Wollte  man  diese  Entschuldigung  gelten  lassen,  so  würde  sich 
kaum  mehr  eine  Uebertretung  des  Verbotes  linden,  hei  der  nicht  durch 
die  Fiktion  eines  gefälligen  Kameraden  sicli  eine  Ausrede  vorschützen 
Messe,  und  so  ist  auch  der  Umstand,  dass  der  Arbeitgetier  des  Angeklagten 
es  war,  der  ihn  mitiiahm,  nicht  massgebend.  Wem  das  Wirthshaus  ver- 
boten ist,  der  soll  sieh  ein  für  alle  Mal  nicht  in  den  zur  Bcwirthung  der 

')  Aus  dem  Aratsbericht  des  Obergericht»  an  den  Gros»en  Math  des  Kantons 
Schaffbauseu  vom  Jahre  1890. 
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Gäste  dienenden  Räumlichkeiten  bedienen  lassen,  sonst  wird  er  straffällig. 
Liegen  einmal  die  Umstände  wirklieb  so,  dass  Einer  gezwungen  ist,  sieh 
im  Wirthshaus  verköstigen  zu  lassen,  so  mag  er  das  in  der  Küche  oder 
sonst  einem  nicht  als  Wirthsehaftslokal  benutzten  Kaum  thun,  oder  sich 
Essen  und  Trinken  an  einen  dritten  Ort  kommen  lassen. 


3.  Urtheil  vom  16.  Mai  1890. 

Betrug  mittelst  Fälschung.  Anfertigung  eines  falschen  Zahlungs- 
mandates and  Einlösung  desselben  in  einem  anderen  Kanton 
verwirklicht  nicht  die  beiden  gesonderten  Verbrechen  th'r  Fälschung 
und  des  Betruges,  sondern  ist  im  Zusammenhang  als  Betrug 
mittelst  Fälschung  zu  bestrafen. 

Ein  kantonsfromder  Schweizer  fertigte  in  Schaffhausen  ein  falsches 
Zahlungsmandat  an  und  erhob  mittelst  desselben  bei  einer  ausserkanto- 
nalen  Hank,  welche  er  vorher  durch  einen  gefälschten  Avisbrief  vorbereitet 
hatte,  eine  Summe  Geldes.  Oie  Vertheidigung  behauptete,  diese  Hand- 
lungsweise zerfalle  in  zwei  gesonderte  Verbrechen,  in  Fälschung  und 
Betrug,  von  denen  der  Angeklagte  nur  die  erstere  in  Schaffhausen,  den 
Betrug  in  einem  anderen  Kanton  begangen  habe.  Nach  § 6 b,  Abs.  1, 
Strafgesetz  seien  dem  hiesigen  Strafrichter  unterworfen  die  von  Inländern 
ausserhalb  des  Kantons  begangenen  Verbrechen.  Inländer  seien  nur  hiesige 
KantonsbUrgcr;  somit  könne  der  Angeklagte  als  NiclitkantousbUrger  nur 
wegen  Fälschung  hier  bestraft  werden. 

Diese  Einrede  konnte,  gleichviel  ob  unser  Strafgesetz  als  Inländer 
nur  Kantonsblirger  oder  auch  im  hiesigen  Kanton  wohnhafte  Kantons- 
fremde verstehe,  nicht  geschützt  werden,  da  ein  Auseinanderreissen  der 
Handlungsweise  des  Angeklagten  in  Fälschung  und  Betrug  nicht  angeht. 
Nach  4;  231  Strafgesetz  liegt  Fälschung  nur  vor,  wenn  von  der  gefälschten 
Sache  als  von  einer  echten  Gebrauch  gemacht  wird.  Wird  kein  Gebrauch 
gemacht,  bleibt  die  gefälschte  Urkunde  beim  Fälscher  liegen  oder  wird 
sie  wieder  vernichtet,  so  liegt  etwas  Strafbares  nicht  vor,  nur  je  nach 
der  Absicht  des  Thäters  ein  harmloser  Scherz  oder  aber  eine  straflose 
Vorbereitungshandlung.  Man  kann  daher  nicht  sagen,  der  Angeklagte  habe 
in  Schaffhausen  nur  eine  Fälschung,  auswärts  einen  Betrug  begangen. 
Damit  überhaupt  Fälschung  angenommen  werden  kann,  muss  dazu  auch 
die  Verwerthung  der  gefälschten  Urkunde,  bei  einem  kaufmännischen 
Mandat  somit  die  Präsentation  bei  der  Kasse,  gezogen  werden,  sonst 
käme  man  dazu,  auch  für  die  Fälschung  könne  der  Angeklagte  hier  nicht 
gestraft  werden,  da  er  nicht  einmal  die  Fälschung  in  Schaffhausen  voll- 
endet hätte.  Vielmehr  ist  seine  ganze  Handlungsweise  als  eine  einheitliche, 
zusammenhängende  zu  bestrafen,  welche  in  ideeller  Konkurrenz  gegen 
zwei  Strafgesetze  verstösst  und  darum  auch  einheitlich  zu  bestrafen  ist. 

Allein  auch  wenn  diese  Trennung  in  Fälschung  und  Betrug  zulässig 
wäre,  dürfte  letzterer  doch  vom  hiesigen  Richter  nicht  straflos  gelassen 
werden,  weil  der  Betrug  nicht  allein  ausser  dem  Kanton  Schaffhausen 
begangen,  sondern  in  Schaffhausen  zum  Mindesten  begonnen  wurde.  Um 
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den  Betrug  ausfüliren  atu  k {innen,  genügte  es  nicht,  an  der  Kasse  der 
auswärtigen  Bank  das  gefälschte  Mandat  vorzuweisen,  sondern  es  musste 
zur  Vorbereitung  dieses  Aktes  von  Sehaffhausen  aus  ein  Avisbrief  an 
die  auswärtige  Bank  gesandt  werden.  Die  Anfertigung  und  Absendung 
dieses  Avisbriefes  bildete  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Betrngs- 
bandlting  und  ist  unzweifelhaft  in  Scbatfliausen  geschehen.  Der  Betrug 
ist  somit  nicht  auswärts  allein,  sondern  auch  in  Scbatfliausen  begaugen, 
in  Schaffhausen  begonnen  und  auswärts  vollendet  worden. 

4.  Urtheii  vom  16.  Mai  1890. 

Lehrherr  im  Siun  von  0 2/-/  und  224  Strafgesetz. 

Anlässlich  des  vorigen  Falles  kam  nebenbei  auch  die  Frage  zur 
Sprache,  oh  als  Lehrherr  auch  der  Direktor  einer  Aktienbank  gegenüber 
deren  Lehrlingen  zu  gelten  habe.  Nach  §§  214  und  224  Strafgesetz 
kann  ein  am  Lehrherrn  begangener  Betrug  nur  auf  Antrag  des  letzteren 
bestraft  werden.  Das  Obergericht  fasst  auch  einen  solchen  Direktor  als 
Lehrherrn  auf.  Die  Aktionäre  delegircn  ihrem  Direktor  gewiss  aueli 
die  Di8ziplinarbefugniss  gegenüber  den  Angestellten  und  Lehrlingen,  und 
w'arutn  letztere  wegen  dieser  besonderen  Natur  des  Institutes  die  Rechts- 
wohlthat  von  ij  214  verlieren  sollten,  ist  nicht  einzusehen. 

5.  Urtheii  vom  18.  November  1890. 

Begriff  von  Beirut/  und  Unter*ehlaguny  mul  Unterscheidnny  dieser 

Begriffe. 

Der  Angeklagte  war  Einnehmer  der  N.-O.-B.  am  Bahnhof  Scliatf- 
hausen  und  machte  sich  folgender  Handlungen  schuldig: 

Er  vernichtete  ein  Kollektivbillet  einer  Gesellschaft  und  ersetzte 
dasselbe  durch  ein  auf  eine  näher  gelegene  Station  lautendes  und  machte 
gleichzeitig  diesbezügliche  Einträge  in  den  Büchern.  Ebenso  fertigte  er 
an  Stelle  von  drei  Passepartoutbillets  solche  auf  nähere  Stationen  aus 
und  verwendete  die.  aus  diesen  Handlungen  erwachsenden  Taxdilferenzcn 
in  seinem  Nutzen. 

Endlich  verschaffte  er  sieh  einen  in  seiner  llühe  nicht  genau  fest- 
gestellten,  vom  Angeklagten  selbst  auf  etwas  Uber  Er.  20  geschätzten 
Betrag  dadurch,  dass  er  gebrauchte  Billett  nach  verschiedenen  Stationen 
den  Taschen  der  Kondukteurs  entnahm,  sie  entzweischnitt  und  die  halben 
Billets  an  Passagiere  ausgah,  ohne  das  dafür  erhaltene  Geld  in  die  Kasse 
zu  legen. 

Der  durch  Nr.  1 4 erwachsene  Betrag  von  zusammen  Fr.  273 

wurde  der  N.-O.-B.  zurüekerstattet,  noch  bevor  die  letztere  Strafklage 
erhoben  hatte. 

Die  Staatsanwaltschaft  erblickte  in  den  Thatbeständen  l — 4 das 
Verbrechen  des  Betrugs  verwirklicht,  während  die  Vcrtlieidigung  nur 
Unterschlagung  anuehmen  w-ollte  und  Freisprechung  beantragte,  da  nach 
S 21‘.»  Strafgesetz  Straflosigkeit  bei  freiwilliger  Rückerstattung  vor  er- 
hobener gerichtlicher  Anzeige  einzutreten  habe 
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Der  erste  Standpunkt  der  Anklage  stützt  tticli  darauf,  der  Angeklagte 
halte  gar  nicht  alleinigen  Besitz  an  dem  in  seiner  Kasse  hetindliehen 
Geld  gehabt,  dasselbe  habe  vielmehr  im  Mitbesitz,  der  N.-O.-B.  gestanden, 
und  darum  habe  er  von  vorneherein  gar  nicht  Unterschlagung,  sondern 
eventuell  Diebstahl  begehen  können.  Das  ist  unzutreffend.  Der  Haupt- 
kassier  der  N.-O.-B.  oder  irgend  ein  Revisor  hat  nicht  nur  nicht  einen 
zweiten  Schlüssel  zur  Kasse  des  Angeklagten,  sondern  überhaupt  keinen 
Schlüssel;  sie  können  ohne  Wissen  und  Willen  des  Einnehmers  die  Kasse 
nicht  öffnen.  Rechtlich  hat  der  Einnehmer  allein  den  Gewahrsam  über  ilie 
Kasse,  und  wenn  er  sieh  deren  Inhalt  aneignet,  begeht  er  Unterschlagung, 
nicht  Diebstahl.  Er  hatte  das  entfremdete  Geld  an  und  für  sich  in  einer 
Art  und  Weise  in  seinem  Gewahrsam,  dass  er  ganz  wohl  au  demselben 
Unterschlagung  begehen  konnte. 

Die  Hauptfrage  ist  aber  die,  ob  nach  Lage  der  besonderen  Verum- 
ständungen des  Falles  Unterschlagung  oder  Betrug  anzunehmen  ist.  Nach 
§ 224  Strafgesetz  ist  zum  Betrug  erforderlich  Hervorrufung  oder  Unter- 
haltung einer  Täuschung,  durch  welche  Jemand  in  Schaden  gebracht  wird. 
Das  Wesentliche  des  Begriffes  liegt  darin,  dass  der  Schaden  direkte  Folge 
der  hervorgerufenen  Täuschung  sein  muss.  Der  Getäuschte  muss  durch 
den  bei  ihm  erweckten  Irrthum  dazu  gebracht  werden,  dass  er  Uber  ein 
Vermögensstllck  verfügt,  was  allerdings  ebensowohl  durch  ein  Unterlassen 
als  durch  ein  aktives  Handeln  geschehen  kann. 

Im  vorliegenden  Fall  nun  ist  der  Vermögensnachtheil  für  die  N.-O.-B. 
einzig  und  allein  mit  dem  Moment  und  durch  den  Akt  eingetreten,  da 
der  Angeklagte  der  in  seinem  Gewahrsam  hetindliehen  Kasse  das  Geld 
entnahm.  Durch  die  falschen  Bucheinträge  und  die  ähnlichen  Manipulationen, 
welche  allerdings  dem  im  gewöhnlichen  Leben  gangbaren  Begriff'  von 
Betrügereien  nahe  kommen,  ermöglichte  er  nicht  die  Entnahme  des  Geldes, 
sondern  er  suchte  nur  die  Entdeckung  der  letzteren  zu  verhüten.  Ersteres 
wäre  der  Fall  gewesen,  wenn  er  durch  betrügerische  Vorspiegelungen 
die  N.-O.  B.  dazu  gebracht  hätte,  ihm  eine  aussergewöhnliidie  Verfügung 
Uber  die  Kasse  zu  gewähren,  etwa  ihm  einen  ihm  sonst  nicht  zustehenden 
.Schlüssel  anzuvertrauen.  Darin,  ob  diese  Manipulationen  vor  oder  erst  nach 
der  Wegnahme  des  Geldes  stattgefunden  haben,  liegt  kein  wesentlicher 
Unterschied.  Das  eine  wie  das  andere  Mal  wurde  durch  die  Manipulathmen 
die  Geldentnahme  nicht  ermöglicht,  sondern  es  sollte  nur  deren  Entdeckung 
verhütet  werden.  Dass  im  zweiten  Falle  die  Möglichkeit  bestand,  den 
Schaden  unentdeckt  wieder  zu  vergüten,  im  ersten  nicht,  ist  an  sich 
richtig,  begründet  aber  keinen  wirklich  wesentlichen  Unterschied,  denn 
das  Verbrechen  der  Unterschlagung  ist  und  bleibt  begangen,  wenn  auch 
der  Thiiter  zur  Zeit  der  Begehung  und  der  Entdeckung  die  Absicht  hegte, 
das  Unterschlagene  wieder  zu  ersetzen;  am  objektiven  Thatbestand  ändert 
das  nichts. 

Der  Angeklagte  hat  sich  demnach  nicht  des  Betruges,  sondern  der 
Unterschlagung  schuldig  gemacht.  Da  der  N.-O.-B.  der  unterschlagene 
Betrag  noch  vor  erhobener  Anzeige  freiwillig  rückerstattet  worden  ist,  so 
musste  nach  § 21‘.t  Strafgesetz  diese  Unterschlagung  straflos  gelassen 
werden.  Dagegen  hat  sich  der  Angeklagte  in  Nr.  5 obigen  Thatbestandes 
der  Fälschung  einer  Privaturkunde  schuldig  gemacht  und  wurde  dafür 
mit  der  ausgestandenen  Untersuchuugs-  und  Sicherheitshaft  bestraft. 
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Rechtsprechung 

des  Obergerichts  und  des  Kassationsgerichts  des  Kantons  Zürich 

in  den  Jahren  1888  nnd  lv>9. 

Mitgetheilt  von  Professor  Dr.  Emil  Zürcher  in  Zürich. 


O.  G.  = Beschluss  des  Gcsammtottergerichts;  App.  K.  — Urtheile  der  Appel- 
lationskanimer.  B.  App.  K.  — Beschluss  derselben;  K.  G.  ■■  Kassationsgerieht. 

Die  ohne  Beifügung  zitirten  beziehen  sieh  auf  das  Strafgesetzbuch  vom  I.  Januar 
1871,  die  G.  h.  KpH.  auf  das  Gesetz  betreffend  ihe  ztlrcherfftche  Rechtspflege  vom 
Ü.  Dezember  1874  mit  seinen  bisherigen  Abänderungen.  B.  E.  — Bumlesge- 
riehtliebe  Entscheidungen. 


f.  Interkantonales  Strafrecht. 

Uns  Bundesgesetz  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder 
Angeschuldiglen  vom  24.  Juli  1852  kam  in  zwei  Entscheidungen  zur 
Sprache  : 

1.  Eine  im  Kanton  St.  (lallen  verblirgerte  und  daselbst  wohnhafte 
Person  war  im  Kanton  Zürich  wegen  eines  Vergehens  strafgcriclitlich  ver- 
folgt, vom  Bezirksgerichte  alter  freigesproehen  worden.  Auf  Beschwerde 
der  Staatsanwaltschaft  ist  dieses  Urtheil  als  nichtig  aufgehoben  worden. 

Nach  Art.  1,  Absatz  2,  des  Bundesgesetzes  könnte  die  Auslieferung 
der  Angesehuldigten  vom  Kanton  St.  Gallen  verweigert  werden,  wenn 
letzterer  sieh  verpflichten  würde,  diese  seine  Angehörige  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  zu  heurtheilen  nnd  zu  bestrafen.  Da  nun  eine  Erklä- 
rung darüber  fehle,  dass  St.  Gallen  auf  eigene  Beurtheilung  verzichte, 
wie  denn  ein  Auslieferungsbegehren  überhaupt  nicht  gestellt  sei,  so  stehe 
nicht  fest,  dass  die  hiesigen  Behörden  zur  Beurtheilung  der  Angeklagten 
zuständig  seien.  (App.  K.  23.  Juni  1888.) 

2.  Ein  wegen  fahrlässiger  Körperverletzung,  begangen  im  Bezirke 
Zürich,  angeklagter  Einwohner  des  Kantons  Aargau  bestritt  die  Kompe- 
tenz der  zürcherischen  Gerichte.  Die  Appellationskammcr  verwarf  aber 
diese  Einrede  unter  folgender  Begründung  : Auf  die  besonderen  Garantien 
des  Bundesgesetzes  über  die  Auslieferung  kann  der  Angeklagte  sieh  nicht 
berufen,  weil  die  vorliegende  Straftliat  kein  auslieferungspflichtigea  Ver- 
geben bildet.  (B.  E.  1881,  S.  719.)  Fahrlässige  Körperverletzung  ist 
nämlich  ein  besonderer  Verbrechensbegriff,  der  von  der  Bezeichnung 
„Körperverletzung“  nicht  ohne  Weiteres  mitumfasst  wird,  wie  denn  auch 
in  Art.  2 des  angeführten  Gesetzes  Tödtung  durch  Fahrlässigkeit  be- 
sonders hervorgehoben  wird.  Wenn  man  aber  auch  annebmen  wollte,  es 
könnte  das  Auslieferungsgesetz  auf  den  vorliegenden  Kall  Anwendung 
finden,  so  bleibt  dennoch  der  diesseitige  Gerichtsstand  begründet.  Das 
eingeschlagene  Verfahren  war  nämlich  weder  ein  Kontumazialverfahren, 
noch  wurde  die  Untersuchung  einstweilen  sistirt  bis  zu  einer  zufälligen 
Betretung  (B.  E.  188g,  S.  21g),  noch  wurde  der  Angeklagte  als  Zeuge 
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auf  das  Gebiet  des  Kantons  Zürich  gelockt  (B.  K.  1877,  S.  249),  sondern 
es  wurde  derselbe  als  Angeschuldigter  vorgeladen  und  verhört;  er  erhielt 
Gelegenheit,  allen  Untersuchungshandlungen  beizuwohnen,  und  benutzte  sie, 
und  er  erschien  denn  auch,  mit  einem  Anwälte  verbeiständet,  vor  den 
Schranken  des  Bezirksgerichts  und  liess  sich  auch  in  materieller  Hin- 
sicht durch  einen  Anwalt  vertheidigen.  (B.  E.  1870,  S.  193) 

(App.  K.  6.  September  1888.) 

II.  Butt tlemttraf recht. 

Aus  dein  Gebiete  des  Bundesstrafrechts  sind  vorerst  zahlreiche 
Entscheidungen  betreffend  die  Uebertretung  des  Fabrikgesetzes  zu  ver- 
zeichnen: 

3.  Aus  Art.  16  und  19  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken  lässt  sich  nicht  der  Schluss  ziehen,  dass  der  Gesetz- 
geber jede  objektive  Uebertretung  ganz  ohne  Rücksicht  auf  das  subjek- 
tive Verschulden  habe  bestrafen  wollen.  Gegen  einen  solchen  Schluss 
spricht  einmal,  dass  die  .Strafe,  besonders  im  Rückfälle,  eine  ganz  em- 
pfindliche (bis  3 Monate  Gefängnis«)  sein  kann,  cs  widerstreitet  aber  allen 
Prinzipien  des  modernen  Strafrechtes,  so  einschneidende  Strafandrohungen 
auf  rein  objektive  Handlungen  zu  legen;  sodann  ist  in  Art.  16  ausdrücklich 
gesagt,  dass  sich  der  Fabrikbesitzer  nicht  mit  der  Unkenntniss  des  Alters 
seiner  minderjährigen  Arbeiter  entschuldigen  könne.  Der  Umstand,  dass 
der  Gesetzgeber  diese  spezielle  Negation  des  subjektiven  Verschuldens 
nicht  zulässt,  weist  darauf  hin,  dass  er  prinzipiell  den  Nachweis  eines 
subjektiven  Verschuldens  verlangt,  llebrigens  liegt  auch  in  dem  Aus- 
nahmefall,  in  welchem  dasselbe  präsumirt  wird,  ein  Verschulden  des 
Fabrikherrn  darin,  dass  er  sich  nicht,  wie  es  seine  PHieht  gewesen,  um 
das  Alter  seiner  Arbeiter  bekümmert  hat.  (App.  K.  15.  März  1888.) 

4.  Der  Besitzer  einer  Buchdruckerei  und  Lithographie,  welche  dem 
Fabrikgesetz  unterstellt  ist,  wurde  in  Anwendung  der  SS  14  und  19  des 
Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  mit  einer  Polizei- 
busse belegt,  weil  er  am  zweiten  Weihnachtsfeiertage  in  seinem  Etablisse- 
ment hatte  arbeiten  lassen.  Die  Bussen  Verfügung  wurde  jedoch  durch 
bezirksgerichtliches  Urtheil  aufgehoben  und  die  hingegen  ergriffene  Nichtig- 
keitsbeschwerde abgewiesen  : 

Der  Art.  11  des  Fabrikgesetzes  verbietet  nur  Sonntagsarbeit,  während 
der  Oeblls8te  nicht  an  einem  Bonntag,  sondern  an  einem  der  sogenannten 
Festnachtage  arbeiten  liess,  welch’  letztere  durch  das  eit.  Bundesgesetz 
nicht  als  verbindliche  Feiertage  erklärt  werden.  Allerdings  ist  dort  den 
Kantonen  das  Recht  Vorbehalten,  weitere  Festtage  zu  bestimmen,  an 
denen  die  Fabrikarbeit,  wie  an  den  Sonntagen,  untersagt  sein  soll.  Allein 
ein  solches  kantonales  Gesetz,  durch  welches  in  Ausführung  bezw.  Er- 
weiterung des  eit.  Bundesgesetzes  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  auch 
auf  weitere  Festtage  ausgedehnt  würde,  besteht  nicht.  Das  Gesetz  be- 
treffend die  Polizei  an  den  öffentlichen  Ruhetagen  vom  21.  Mai  1882 
(O.  S.  XX,  S.  359)  ist  keineswegs  aus  dem  Bedürfnis«  einer  Erweiterung 
des  Fabrikgesetzes  hervorgegangen.  Seine  Tendenz  ist  denn  auch  nicht 
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sowohl  die,  das  Individuum  gegen  seinen  Willen  zur  Beobachtung  weiterer 
Kuhetage  als  der  Sonntage  zu  verhalten,  als  vielmehr  die,  die  Umgebung 
von  Arbeit«-  und  Vergnllgnngslokalen  vor  Störungen  der  Sonntagsruhe 
und  den  Einzelnen  vor  der  geschäftlichen  Inanspruchnahme  zu  schlitzen. 
Darum  ist  auch  in  dem  § 2 cit.  Gesetzes  keineswegs  alle,  sondent 
nur  lärmende  Beschäftigung  untersagt,  und  § 3 ibid.  bestimmt  ausdrücklich, 
dass  an  solchen  Tagen  Niemand  zu  Arbeiten  geniithigt  werden  darf,  durch 
welche  er  im  Genüsse  der  öffentlichen  Kuhetage  ungebührlich  beein- 
trächtigt wUrde,  eine  Bestimmung,  durch  welche  die  freiwillige  Betäti- 
gung an  solchen  Tagen,  soweit  ihr  nicht  durch  die  Bundesgesetzgehnng 
Schranken  gezogen  werden,  nicht  nur  nicht  ausgeschlossen,  sondern  ge- 
radezu als  zulässig  erklärt  wird.  Da  nun  die  fragliche  Arbeit  weder  eine 
lärmende  noch  eine  erzwungene  war,  so  kann  in  derselben  aueli  kein  Zn- 
widerhnndeln  gegen  die  zitirten  kantonalen  Gesetzesbestimmungen  erblickt 
werden.  (B.  App.  K.  31.  Februar  1889.) 

5.  Nach  dem  Entscheide  des  Bundesgerichtes  in  Sachen  Messerli 

und  Konsorten  vom  25.  Januar  1879  (B.  E.  V,  41)  ist  anzunelmien, 
dass  das  Bundesgesetz  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretung  lis- 
kaliseber  und  polizeilicher  Bundesgesetze  (O.  S.  I,  87)  nur  hei  Ueber- 
tretung  solcher  Bundesgesetze  Anwendung  findet,  auf  welche  die  Be- 
stimmungen des  ordentlichen  Strafprozesses  nicht  anzuwenden  sind. 
Im  Fabrikgesetz  ist  nun  aber  die  Aufsicht  und  das  Verfahren  bei  lieber- 
tretnngen  in  Art.  17  und  19  den  Kantonen  Uberbunden.  Hieraus  folgt, 
dass  sieli  das  Verfahren  nach  dem  in  den  einzelnen  Kantonen  für  I’oli- 
zeillbertretungen  massgebenden  Verfahren  richtet,  dass  insbesondere  auch 
die  kantonalen  Vorschriften  betreffend  die  Verjährung  zur  Anwendung 
kommen.  (App.  K.  15.  März  1888.) 

Mit  diesem  Entscheide  ist  das  Obergericht  von  der  in  Bd.  I,  8.  134, 
Nr.  3,  dieser  Zeitschrift  initgetlieilten  Ansicht  zurHckgekommen. 

6.  In  einem  fernem  Entscheide  ist  festgestellt  worden,  dass  ein  Ur- 
tlieil  betreffend  Uebertretung  des  Fabrikgesetzes  stets  der  Berufung 
unterliege,  weil  das  Bundesgesetz  solche  l'ehertretungen  in  Art.  19  im 
Maximum  mit  Gefängnis«  bedroht  und  solche  Polizeillbertretungen  ge- 
mäss tj  105 Ü des  Gesetzes  betreffend  «lie  Rechtspflege  wie  Vergehen 
zu  untersuchen  und  zu  benrtheilen  sind.  Somit  linde  § 85o  dieses  Ge- 
setzes, welcher  den  Bezirksgerichten  endliche  Kompetenz  einräumt,  in 
Polizeillbertretungen,  hei  denen  weder  die  Polizeibehörde  eine  höhere 
Busse  als  Fr.  5o  aufgelegt,  noch  der  Richter  auf  eine  solche  erkannt  hat, 
keine  Anwendung. 

Dieselbe  Entscheidung  findet  sich  auch  im  Rechenschaftsbericht  des 
Obergerichts  1886,  Nr.  57,  in  welchem  Falle  allerdings  der  Angeklagte 
rückfällig  war. 

7.  Ein  Kassationsentscheid  betrifft  das  Bundesgesetz  betreffend  die 
Fischerei  vom  21.  Dezember  1888.  Dasselbe  verbietet  in  Art.  5,  Ziff.  7. 
das  Trockenlegen  von  Wasserläufen  zum  Zwecke  des  Fischfanges.  Ver- 
boten ist  damit  nicht  nur  das  vollständige  Entleeren  und  Trockenlegen 
eines  Bacbbettes,  sondern  es  ist  schon  eine  theilweise  Entleerung  des 
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Wasserlaufes,  welche  immerhin  die  Anwendung  von  Fanggerät  hschaften 
Ubertlüssig  macht  und  das  Fangen  der  Fische  mit  tler  Hand  gestattet, 
strafbar,  zumal  hiebei  auch  die  Gefahr  vorliegt,  dass  durch  den  aufge- 
wühlten Schlamm  die  Brut  Überdeckt  und  erstickt  werde. 

(B.  App.  K.  27.  Dezember  1889.) 

8.  Endlich  ein  Entscheid  zur  Auslegung  des  Hundesgesettes  be- 
treffend ge.brannte  Wasser  vom  23.  Dezember  1886: 

Der  Angeklagte  hatte  in  ein  und  demselben  Kaufgeschäfte  an  eine 
hiesige  Wirthin  verschiedene  .Sorten  gebranntes  Wasser  im  Gesammtquan- 
ttim  von  60  Liter  verkauft  und  war  desshalb,  da  er  nicht  das  erforder- 
liche Patent  ftlr  den  Kleinverkauf  von  Spirituosen  besessen,  vom  Statt- 
halteramt gestützt  auf  Art.  8 des  B.-G.  und  tf  II  des  zürcherischen  Wirth- 
srhaftsgesetzes  mit  einer  Polizeibusse  belegt  worden . 

Das  Bezirksgericht,  das  der  Gebüsste  angerufen  hatte,  sprach  ihn 
frei  und  hob  die  Busse  auf.  Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  werde 
keineswegs  gefordert,  dass  das  erlaubte  Minimah|Uantum  von  40  Liter 
in  einer  einzigen  Sorte  bestehe,  es  genüge  vielmehr,  wenn  die  in  einem 
einheitlichen  Kaufgeschäft  verkaufte  Gesanimtmenge  40  Liter  übersteige. 

Die  biegegen  von  der  Staatsanwaltschaft  eingelegte  Nichtigkeitsbe- 
schwerde wurde  verworfen,  da  die  vom  Bezirksgericht  gegebene  Aus- 
legung des  Gesetzes  mit  dem  Wortlaute  desselben  durchaus  vereinbar 
sei  und  auch  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  den  Kleinverkauf  einzu- 
dämmen  und  unter  Kontrole  zu  stellen,  nicht  widerspreche. 

(App.  K.  14.  Dezember  1889.) 


///.  Zürcherisches  Strafgesetzbuch. 

Die  Auslegung  der  Vorschriften  des  zürcherischen  Strafgesetzbuches 
hatte  folgende  Entscheidungen  zum  Gegenstand: 

9.  Anwendungsgebiet  des  Strafgesetzbuches.  — Wie  schon  aus 
dem  Wortlaute  „insofern  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  den  aus- 
wärtigen Staat  nicht  erhältlich  ist“  deutlich  genug  hervorgeht,  hat  § 3 b 
des  Strafgesetzbuches  durchaus  nicht  den  Sinn,  dass  gegen  den  Kanton 
Zürich  oder  Angehörige  desselben  auswärts  begangene  Verbrechen 
bei  uns  nur  dann  strafbar  seien,  wenn  der  auswärtige  Staat  überhaupt  keine 
geordnete  Kriminalgesetzgebung  und  Rechtspflege  besitzen  sollte.  Unser 
früheres  Strafgesetzbuch  dehnte  die  hierseitige  Verfolgbarkeit  ohne  Ein- 
schränkung auf  alle  ausserhalb  des  Kantons  gegen  dessen  Ange- 
hörige begangenen  Verbrechen  aus.  Die  im  jetzigen  Gesetze  enthaltene 
Einschränkung  verdankt  ihre  Aufnahme  wesentlich  der  Rücksicht  auf 
solche  Fälle,  in  denen  durch  die  auswärtigen  Behörden  (des  Ortes  der 
begangenen  Tbat)  bereits  eine  ernstliche  strafrechtliche  Verfolgung  cin- 
geleitet  oder  durchgefUbrt  worden  ist. 

So  wurden  die  beiden  Angeklagten  B.  wegen  Wuchers  im  Betrage 
von  Fr.  5000,  begangen  in  Luzern  zum  N’achtheil  des  zur  Zeit  der  Thal 
in  Zürich  wohnhaften  H.,  hierorts  bestraft,  weil  das  Gericht  aus  der 
Fassung  der  luzernisehen  Strafbestimmungen  betreffend  den  Betrug  und 

ZeiUchr.  f.  3cliw«iier  Strafrecht.  4.  Jahrg.  9 


Digitized  by  Google 


130 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


den  Wucher  mil  Sicherheit  entnehmen  konnte,  dass  ein  erfolgreiches  straf- 
rechtliches Verfahren  gegen  tlie  Angeklagten  H.  in  Luzern  unmöglich  sei, 
während  die  ihnen  zur  Last  gelegte  Handlung  einen  unzweifelhaften 
Verstoss  gegen  das  diesseitige  Wnrherstrafgesetz  bildete. 

(App.  K.  5.  Dezember  1889.) 

1U.  Das  gerichtlich  ausgesprochene  Verbot  der  Ausübung  des  Rechts- 
agentenberufes  (§  95)  hat  Bezug  auf  alle  Handlungen,  die  berufsmässig 
für  Drittpersonen  gegenüber  Behörden  vorgenommen  werden.  Die  Abfas- 
sung von  Hingaben  an  Gerichts-  und  andere  Behörden  ist  eine  solche 
uuter  das  Verbot  fallende  Handlung,  auch  wenn  der  Verfasser  die  Auf- 
traggeber persönlich  unterzeichnen  lässt.  Auch  nach  dem  Anstande  ge- 
lichtete Hingaben  oder  Briefe  betreffend  im  lulande  zu  erledigende 
Uechtsfälle  werden  von  dem  Verbote  betroffen. 

(App.  K.  20.  Juni  1889.) 

11.  70  bestimmt,  dass  der  Rückfall  bei  der  Strafzumessung  nicht 

in  Betracht  gezogen  werde,  wenn  von  dem  Rndpunktc  der  letzten  Straf- 
erstehung an  bei  Vergehen,  welche  mit  Zuchthaus  bestraft  werden,  zehn 
Jahre  und  bei  den  übrigen  Vergehen  fünf  Jahre  abgelaufen  seien.  Offen- 
bar enthält  g 70  einen  ungenauen  Ausdruck;  der  Gesetzgeber  will  nicht, 
dass  betreffend  die  Strafschärfung  wegen  Rückfalls  die  Verjährungsfrist 
vom  Hude  der  letzten  Erstehung  einer  Strafe,  sondern  er  will,  dass  die 
Frist  vom  Kode  der  Erstehung  der  zuletzt  verhängten  Strafe  an  beginne; 
es  konnte,  wie  auch  iS  t>9  zeigt,  dem  Gesetzgeber  nicht  einfallen,  einem 
Verbrecher  Vergehen  nicht  als  Rückfälle  nnzurechncii,  wenn  er  zwar  wegen 
dieser  Vergehen  verurthuilt  worden  ist,  der  Vollziehung  der  Strafe  aber 
sich  zu  entziehen  gewusst  hat.  (K.  G.  30.  Dezember  1889.) 

12.  Reale  Konkurrenz  von  Körperverletzung  und  Störung  des  Haus- 
friedens ist  jedenfalls  dann  anzunehmen,  wenn  die  widerrechtlichen  Hand- 
lungen schon  äusserlich  deutlich  von  einander  getrennt  sind,  z.  B.  wenn 
der  Thäter  sich  erst  gewaltsam  den  Hintritt  in  eine  fremde  Wohnung  ver- 
schafft und  sodann  darin  eine  Körperverletzung  verübt  hat. 

(App.  K.  7.  März  1889.) 

13.  Die  Bestrafung  wegen  Ungehorsams  gegen  amtliche  Verfügung 
80)  hat  zur  Voraussetzung,  dass  die  Verfügung  von  kompetenter  Stelle 

erlassen  und  dem  Betroffenen  in  gehöriger  Form  mitgetheilt  worden  sei. 

Nun  ist  in  tj  25  der  Verordnung  betreffend  die  örtlichen  Gesund- 
heitsbehörden vom  24.  Februar  1877  (Bd.  NIX,  483)  vorgeschrieben,  dass 
- insofern  nicht  Gefahr  im  Verzüge  liegt  — alle  Verfügungen  und  Be- 
schlüsse von  der  Gesammtbehürde  aiiszugehen  haben.  Aus  der  Ausfertigung 
des  Beschlusses  ist  aber  nicht  ersichtlich,  wer  die  Verfügung  oder  den 
Beschluss,  dessen  Uebertretung  eingeklagt  ist,  getroffen  oder  gefasst  hat. 
Diese  Ausfertigung  erfolgte  nämlich  in  Form  eines  „Memorandums“, 
welche  niemals  als  Grundlage  zu  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  und 
Verurtheilung  wegen  Ungehorsams  gegen  amtliche  Verfügungen  dienen 
kann.  Eine  amtliche,  von  kompetenter  Stelle  erlassene  Verfügung  muss 
in  Form  und  Inhalt  so  gehalten  sein,  dass  sie  auf  Gehorsam  Anspruch 
erheben  kann.  (App.  K.  Ui.  August  1888.) 
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14.  Nach  § 118  wird  tler  Strafanzeige  des  beleidigten  Ehegatten 
wegen  Ehebruchs  nur  dann  Folge  gegeben,  wenn  vor  derselben  das 
Begehren  um  Trennung  der  Ehe  bei  den  „Gerichten“  anhängig  gemacht 
worden  ist. 

Unter  Anhängigmaehung  bei  den  Gerichten  ist  die  blosse  Einleitung 
der  Klage  beim  Friedensrichter  nicht  zu  verstehen.  Das  Gesetz  betreffend 
die  Rechtspflege  vom  ’J.  Dezember  1874  unterscheidet  die  Einleitung 
einer  Klage  beim  SUhnbeamten  und  die  Anhängigmaehung  beim  Gericht 
(§§  2114,  317,  318,  448,  460,  401,  471,  497,  504,  512,  536,  542). 
Wenn  daher  der  Wortlaut  des  S 118  des  Strafgesetzbuches  auf  Grund- 
lage dieses  Gesetzes  auszulegcn  wäre,  so  müsste  angenommen  werden, 
als  Anhängigmaehung  des  Trennungsbegehrens  bei  den  Gerichten  sei  die 
Anhängigmaehung  bei  den  erkennenden  Gerichten  im  Gegensatz  zum 
Friedensrichter  verstanden.  Nun  galt  allerdings  zur  Zeit  der  Erlassung 
des  Strafgesetzbuches  (8  Januar  1871)  noch  die  Zivilprozessordnung 
vom  3U.  Oktober  1866,  und  diese  bczeichnete  auch  die  Einleitung  des 
Prozesses  bei  den  SUhnbeliürden  als  Anhängigmaehung  der  Klage  (§S  304, 
311,  332).  Da  aber  gemäss  diesem  Gesetze  Ehescheidungsklagen  regel- 
mässig beim  Pfarramt  eingeleitet  werden  mussten  und  erst  nach  Durch- 
führung eines  Sühnverfahrens  vor  Pfarramt  und  Kirchcnpriege  an  das 
Gericht  gelangten,  so  muss  die  Anhängigmaehung  des  Trennungsbegehrens 
bei  den  Gerichten  als  Gegensatz  zur  Einleitung  beim  Sühnbeamten 
aufgefasst  werden;  denn  zu  den  Gerichten  können  Pfarramt  und 
Kircheiipflcge  nicht  gezählt  werden.  Nach  dem  gegenwärtig  geltenden 
Prozessgesetze  ist  der  Friedensrichter  als  SUhnbeamtcr  an  die  Stelle  der 
kirchlichen  Behörden  getreten,  kann  also  nicht  als  Richter  im  Sinne  des 
§118  des  Strafgesetzbuches  bezeichnet  werden.  Nach  dem  Strafgesetz- 
buche soll  die  Ehebruchsklage  nur  erhoben  und  fortgesetzt  werden 
können,  wenn  feststeht,  dass  die  Ehe  nicht  fortgesetzt  wird  ; denn  das 
Gesetz  bestimmt  weiter,  wenn  der  beleidigte  Ehegatte  auf  die  Bestrafung 
des  Schuldigen  verzichte  oder  die  Ehe  fortsetzen  wolle,  so  sei  die  Unter- 
suchung gegen  beide  Beklagte  niederzuschlagen.  So  lange  nun  aber  die 
Ehescheidungsklage  erst  beim  Friedensrichter  eingeleitct  ist,  ist  die  Zu- 
rückziehung derselben  noch  leicht  möglich;  der  Sühnbeainte  soll  ja  ge- 
rade in  erster  Linie  eine  Aussöhnung  zu  Stande  zu  bringen  suchen. 

|(K.  G.  13.  Mai  1889.) 

15.  In  einem  Falle,  in  welchem  die  erste  Instanz  einen  Angeklagten 

bloss  der  Körperverletzung  aus  Fahrlässigkeit  schuldig  erklärt  hatte, 
erfolgte  zweitinstanzlich  eine  Verurtheilung  wegen  vorsätzlicher  Körper- 
verletzung. Der  Thäter  hatte  nämlich  die  geschädigte  Person  zu  Boden 
geworfen  und  in  arger  Weise  an  den  Haaren  geschüttelt,  so  dass  dieselbe 
eine  schwere  Störung  des  Allgemeinhetindens  erlitt,  ln  dem  offenbaren 
Bewusstsein  des  Thäters,  dass  die  Misshandlungen  von  gesundheits- 
schädlichen Folgen  seien,  wurde  die  unzweifelhafte  Absicht  erblickt, 
eine  Körperverletzung  zu  verüben,  wenn  auch  vielleicht,  was  für  die 
Frage  der  Qualifikation  der  Verletzung  als  vorsätzliche  oder  bloss  fahr- 
lässige gleichgültig  ist,  eine  geringere  als  die  wirklich  eingetretene  Schä- 
digung. (App.  K.  27.  Juni  1888.) 
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lß.  Die  Verilbung  eines  Diebstahls  mittelst  Erbrechens  eines  Koffers 
wurde  unter  Verweisung  auf  die  Ausführungen  des  Kassationsgericlites 
im  If.-Iî.  1883,  Nr.  103  (vgl.  dagegen  die  hienach  unrichtige,  Ausführung 
im  Kommentar  von  Benz,  2.  Auli.,  8.  128  oben),  nicht  als  Auszeichnungs- 
grund im  Sinne  von  § 1Ü3,  Ziff.  3,  erklärt,  da  diese  Bestimmung  nur 
das  Einbrechen  in  Gebäude  oder  Abtheilungen  eines  solchen  betreffe. 

(App.  K.  28.  November  1889.) 

17.  Jlausgenossenschaft  im  Sinne  von  ÿ 103,  Ziff.  10,  ist  auch  dann 
begründet,  wenn  der  Baum,  in  welchem  der  Diebstahl  stattgefunden  hat, 
der  Angeklagten  nur  vorübergehend,  für  eiue  Nacht,  zur  Benutzung  an- 
gewiesen war.  Dass  die  Schlafstätte  derselben  unentgeltlich,  d.  h.  aus 
Mitleid,  überlassen  wurde,  ändert  an  der  Sache  nichts,  im  Gegentheil, 
die  begangene  Tliat  erscheint  dadurch  nur  um  so  strafbarer. 

(App.  K.  9.  Oktober  1888.) 

18.  Ein  Angestellter,  der  im  Aufträge  seines  Prinzipals  einkassirte 
Gelder  für  sieh  verwendet,  begeht  eine  Unterschlagung,  auch  wenn  er 
aus  Honorar-  oder  Provisionsanspruch  eine  Gegenforderung  besitzt.  Die 
Rechtswidrigkeit  der  Zueignung  ist  nur  dann  ausgeschlossen,  wenn  nach 
den  Umständen  des  besonder!]  Kalles  anzunehincn  ist,  der  Angestellte 
habe  das  Einverständnis»  seines  Prinzipals  damit  voranssetzen  dürfen, 
dass  er  sich  für  seine  Forderung  selber  bezahlt  mache. 

(App.  K.  6.  Juni,  12.  Dezember  1889.) 

19.  Derselbe  Grundsatz  findet  sich  in  einem  Urtheil  der  App.  K. 
vom  18.  August  1888  ausgesprochen.  Wenn  auch  der  Angestellte  hoffen 
mochte,  dass  die  ihm  zukommende  Provision  genügen  werde,  um  den 
Verbrauch  der  einkassirten  Gelder  zu  decken,  so  musste  er  doch  auch 
das  Gegentheil  für  möglich  halten,  und  mangelte  ihm  daher  das  Bewusst- 
sein der  Widerrechtlichkeit  keineswegs,  wenn  auch  der  Grad  der  bösen 
Absicht  dadurch  gemildert  war. 

20.  Ein  Almosengenössiger  hatte  eine  Kleidung,  die  er  von  der 
ArinenpHege  erhalten,  an  einen  Dritten  verkauft.  Er  wurde  wegen 
Unterschlagung,  der  Dritte,  der  den  Sachverhalt  gekannt  hatte,  wegen 
Gehülfenschaft  bei  diesem  Vergehen  bestraft.  Die  Gemeinde  gibt  nicht 
aus  Freigebigkeit,  sondern  in  Erfüllung  einer  gesetzlichen  Pflicht,  indem 
sie  dem  Armen  das  zum  Unterhalt  Nothwendige  verabreicht;  sie  schenkt 
daher  solche  Gegenstände  nicht  zu  freier  Verfügung,  sondern  sie  über- 
trägt nur  den  zweckentsprechenden  Gebrauch  der  Sache.  (App.  K. 
5.  Mai  1888  — vgl.  auch  Schuldbetreibungsgesetz  vom  29.  November 
1871,  S 53,  Ziff.  5,  wonach  die  Armenpflegen  ihr  Eigenthumsrecht  an 
solchen  überlassenen  Bachen  am  Pfandprotokoll  vormerken  lassen  sollen.) 

21.  lietrug  (§  181  < kann  auch  dann  vorlicgen,  wenn  die  Leicht- 

gläubigkeit des  Geschädigten  eine  grosse  war;  es  gehört  zu  den  Zwecken 
des  Strafgesetzes.  Unverständige  und  Leichtgläubige  vor  Ausbeutung 
möglichst  zu  schützen.  (App.  K.  5.  September  1888.) 
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22.  Zur  Beruhigung  der  „bessern  Stünde“,  denen  die  Steuerdefrau- 
danten  gewöhnlich  angehören,  hat  das  Kassationsgericht  mit  ausführlicher 
Begründung  entschieden,  dass  Steuerbetrug  nicht  als  gemeiner  Betrug 
bestraft  werden  dürfe: 

Nach  5}  3 des  Gesetzes  betreffend  das  Halten  von  Hunden  und  die 
Besteuerung  derselben  vom  Jahre  1876  betrügt  die  jährlich  zu  entrich- 
tende Taxe  für  einen  Hund  Fr.  12  und  für  jeden  weitern  Hund,  welcher 
in  einer  Haushaltung  gehalten  wird,  Fr.  18,  und  nach  § 5 hat,  wer  seinen 
Hund  nicht  behufs  der  Besteuerung  bezeichnen  lässt,  den  doppelten  Betrag 
der  Gebühren  und  Taxen  und  überdies  eine  Busse  von  einem  bis  fünf 
Franken  zu  bezahlen.  Wenn  nun  Jemahd  zwei  Hunde  besitzt,  aber,  um 
statt  Fr.  3*1  nur  Fr.  24  Steiler  bezahlen  zu  müssen,  den  einen  als 
Kigenthum  eines  mit  der  Täuschung  einverstandenen  Dritten  bezeichnet, 
so  fragt  es  sich,  ob  desshalb  strafrechtlicher  Ihiruq  anzunchnien  sei, 
weil  nicht  nur  der  Besitz  des  einen  Hundes  verschwiegen,  sondern  eine 
täuschende  Handlung  begangen  worden  ist.  Diese  Frage  ist  indessen  zu 
verneinen.  Im  Gesetze  ist  zwar  nur  die  Rede  von  dem  am  häutigsten 
vorkommenden  Falle,  dass  nämlich  der  Besitz  des  einen  Hundes  ver- 
heimlicht und  damit  der  Bezahlung  der  ganzen  Steuer  für  denselben 
ausgewichen  wird.  Allein  der  Wortlaut  des  Gesetzes  hindert  nicht,  das- 
selbe auch  auf  eine  theilweise  Defraudation  der  Steuer  anzuwenden. 

Als  Merkmale  des  Betruges  bezeichnet  J;  182  des  Str.-fi.-B.  Erzeu- 
gung eines  Irrthums  durch  falsches  Vorbringen  einer  nicht  bestehenden 
oder  durch  Verheimlichung  einer  bestehenden  Thataache.  Betrug  läge  also 
ohne  eine  anderweitige  gesetzliche  Bestimmung  sowohl  in  der  blossen 
Verheimlichung  des  Besitzes  eines  zweites  Hundes,  als  in  der  Vorgabe, 
derselbe  gehöre  einem  Dritten.  Das  Gesetz  will  aber  offenbar,  dass  in 
beiden  Fällen  nur  eine  polizeilich  zu  bestrafende  Uebertretung  ange- 
nommen werde,  g 3‘J  des  Gesetzes  betreffend  die  Vermögenssteuer  be- 
stimmt als  Strafe  absichtlicher  Verheimlichung  von  Vermögenstbeilcn,  um 
sie  der  amtlichen  Inventarisation  zu  entziehen,  die  Zahlung  des  Zehnfachen 
der  dadurch  umgangenen  Steuer,  £ 1 1 des  Krbschaftssteuergesetzes  die 
Nachforderung  des  Dreifachen  «1er  umgangenen  Leistung,  wenn  eine 
steuerpflichtige  Erbschaft  verheimlicht  oder  das  Gesetz  durch  tingirte 
Rechtsgeschäfte  umgangen  wird,  g 71 D des  privatrechtlichen  Gesetz- 
buches bedroht  Bevormundete  und  Personen,  gegen  welche  Bevogtigungs- 
klage  eingeleitet  ist,  mit  Polizeistrafe,  wenn  sie  bei  der  Inventarisation 
Vermögensstücke  verheimlichen  oder  unredlicher  Weise  Schulden  vorspie- 
geln. Alle  diese  Verheimlichungen  und  Täuschungen  sollen  als  Gesetzes- 
übertretungen, nicht  als  Vergehen  wider  das  Strafrecht  verfolgt  werden, 
obwohl  bei  denselben  viel  wichtigere  Interessen  in  Frage  stehen,  als  bei 
einer  Umgehung  der  Hundesteuer.  Soweit  die  einzelnen  Steuergesetze 
nicht  klare  anderweitige  Bestimmungen  enthalten,  handeln  die  Gerichte 
im  Sinne  des  Gesetzgebers,  wenn  sie  Steuerdelikte  nicht  das  eine  Mal  als 
Uebertretung,  das  andere  Mal  als  Betrug  bestrafen. 

(K.  G.  19.  August  1889.) 

23.  Ein  Betrug,  begangen  durch  Täuschung  eines  mit  der  Brief- 
distribution betrauten  Postangestellten,  wurde  als  ausgezeichneter  bestraft, 
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da  die  Angestellten  der  l'osl  als  Öffentliche  Beamte  im  Sinne  von  $}  183, 
Ziff.  5,  de»  St.-(>-.U.  zu  betrachten  seien.  (App.  K.  21.  Milrz  188S.) 

Entscheide  Uber  Ehrverletzungen  ».  Abschnitt  V unten. 

I V.  Straf'itrozexs, 

24.  Zwei  Personen,  die  Angehörige  des  Kantons  Sehaffhausen  sind 
und  das  ihnen  zur  Last  gelegte  Verbrechen  ausserhalb  des  Kantons 
Zllrieh  begangen  haben,  erhoben  gegen  ihre  Verurtheilung  durch  die 
Appellationskammcr  des  Obergerichts  Nichtigkeitsbeschwerde,  wurden 
aber  abgewiesen. 

Der  eine  der  Verurtheilten  wurde  nätylich  in  Zürich  verhaftet  ; nach 
dem  klaren  Wortlaute  des  § 753  des  G.  b.  RpÜ.  war  daher  der  Ge- 
richtsstand in  Zürich  begründet.  Er  ist  zwar  nachträglich  gegen  Kaution 
auf  freien  Fuss  gesetzt  worden;  allein  dadurch  wurde  die  Thatsache 
nicht  aufgehoben,  dass  er  in  Zürich  zur  Haft  gebracht  war,  und  überdies 
musste  die  Kaution  gerade  zu  dem  Zweck  geleistet  werden,  um  die 
Möglichkeit  der  Durchführung  des  Prozesses  und  der  Vollziehung  des 
Urtheils  sicherzustellen.  Die  Thatsache,  dass  die  eingeklagte  Handlung 
ausserhalb  des  Kantons  begangen  wurde,  war  gerade  eine  der  Voraus- 
setzungen dieses  Gerichtsstandes.  Es  kommt  also  die  angeführte  Bestim- 
mung auch  gegenüber  dem  Auslande  für  die  Zuständigkeit  der  zürcheri- 
schen Untersuchungsbehörden  und  Gerichte  zur  Anwendung. 

Gegenüber  dem  andern  Verurtheilten  ergab  sieh  die  Zuständigkeit 
der  zürcherischen  Gerichte,  weil  er  die  eingeklagte  Handlung  gemeinsam 
mit  dem  ersten  verübte,  aus  ÿ 755  des  Gesetzes  betreffend  die  Rechts- 
pflege. Nach  der  allgemeinen  Fassung  dieser  Gesetzesbestimmung  ist  der 
Gerichtsstand  des  Zusammenhanges  von  Vergehen  nicht  auf  Personen  be- 
schränkt, welche  sonst  schon  der  zürcherischen  Gerichtsbarkeit  unter- 
worfen sind.  Dieser  Auslegung  stellt  auch  Art.  58  der  Bundesverfassung 
nicht  entgegen,  welcher,  wie  das  Bundesgerieht  wiederholt  entschieden 
hat,  weder  die  Kompetenzverhältnissn  zwischen  den  Kantonen  regelt, 
noch  die  Gesetzgebung  der  Kantone  in  der  Regelung  der  Kompetenzen 
einschränkt.  Findet  der  Richter  die  Bcurtbcilung  eines  Angeklagten  nach 
zürcherischem  Strafrechte  in  Folge  der  Bestimmungen  des  § 3 des  .Straf- 
gesetzbuches nicht  zulässig,  so  hat  er  die  Strallosigkeit  des  Angeklagten, 
aber  nicht  die  Inkompetenz  des  Richters  auszusprechen. 

(K.  G.  7.  Oktober  188'.).) 

25.  Für  den  Fall  der  Sistirung  einer  Strafuntersuchung  ist  durch 
die  Fassung  des  i;  77(i  des  G.  b Rpll  die  Möglichkeit  gegeben,  dem 
Angesrhnhligton  eine  Entschädigung  zuzusprechen,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  die  Verhaftung  an  sich  nicht  als  ungesetzlich  angegriffen  werden 
kann,  oder  wenn  sogar  gar  keine  Verhaftung  stattgefunden  hat.  Allein 
hiebei  ist  in  erster  Linie  daran  festzuhalten,  dass  dem  Staate  gegenüber 
niemals,  wie  gegenüber  einer  Privatperson,  von  einem  förmlichen  privat- 
rechtlichen  Ansprüche  die  Rede  sein  kann,  dass  derselbe  vielmehr  aus- 
schliesslich unter  dem  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechtes  steht  und 
dass  daher,  wenn  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  die  EntschiidigungspHicht 
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des  Staates  aiisspricht,  sondern  dieselbe  in  das  Ermessen  seiner  Organe 
legt,  ein  Entschädigungsanspruch  itn  Sinne  des  Gesetzes  nur  ausnahms- 
weise berücksichtigt  werden  soll  (vgl.  Sträuli’s  Komm,  zu  § 77b,  Nr.  5, 
und  1030,  Kr.  2).  Wenn  im  Weitern  in  Betracht  gezogen  wird,  dass 
diese  Eutschädigungsptlicht  des  Staates  nicht  einmal  für  den  Fall  gesetz- 
lich ausgesprochen  ist,  wo  die  Unschuld  des  Angeklagten  nachgewiesen 
und  derselbe  aus  diesem  Grunde  freigesprochen  worden  ist,  so  liegt  es 
doch  ausserordentlich  nahe,  den  Satz  aufzustellen,  dass  nach  dem  Sinne 
des  Gesetzes  noch  viel  weniger  in  dem  Falle  Entschädigung  zugesprochen 
werden  dürfe,  wo  eine  Untersuchung  nur  deswegen  sistirt  wird,  weil  die 
gegen  den  Angeschuldigteu  sprechenden  Verdachtsmomente  zwar  eine 
Auklage  nicht  rechtfertigen,  aber  doch  nicht  vollständig  gehoben  worden 
sind.  Wenn  daher  behauptet  wird,  eine  Sistirung  ohne  Zusprechung  einer 
Entschädigung  komme  geradezu  einem  Verdachtsurtheile  gleich,  so  dürfte 
mit  demselben  Recht  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  eine  Freisprechung 
ohne  Entschädigung  sei  nicht  besser  als  ein  Verdaehtsurtheil.  Dem  ist 
aber  nicht  so,  insbesondere  sind  die  Voraussetzungen  der  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  bei  erfolgter  Freisprechung  genau  dieselben,  ob  eine 
Entschädigung  ausgesprochen  worden  sei  oder  nicht,  und  ebenso  verhält 
es  sich  auch  mit  der  Wiederaufnahme  einer  sistirten  Untersuchung. 

(B.  App.  K.  11.  Juli  18811.) 

26.  Da  hinsichtlich  der  sog.  Antragsvergehen  keinerlei  gesetzliche 
Vorschrift  besteht,  wodurch  der  Strafantrag  des  Geschädigten  bezw. 
seines  Vertreters  an  eine  bestimmte  Form  gebunden  wäre,  so  wurde  in 
einem  Falle  von  Unterschlagung  in  der  blossen  mündlichen  Klageeinlei- 
tung des  Geschädigten  hei  einem  Polizcisoldaten  die  Stellung  des  Straf- 
antrages erblickt,  obsclion  der  Betreffende  im  Kaufe  des  Untersuchungs- 
und llanptverfahrens  zu  keiner  weitern  Erklärung  veranlasst  worden  war, 
noch  von  sich  aus  eine  solche  abgegeben  hatte. 

(App.  K.  24.  Januar  188!).) 

27.  Ein  Angeklagter  hatte  sieh  eines  Antragsverbrechens  vor  der 
Anklagekaimncr  des  Ohergerichtes  schuldig  erklärt;  die  Erledigung  des 
Straffalles  erfolgte  daher  gemäss  S 1)24  des  G.  h.  Rptl.  nicht  durch  das 
Schwurgericht,  sondern  durch  die  Appellationskammer  des  Ohergerichtes. 
Hier  begehrte  sein  Vertheidiger  dessen  Freisprechung,  weil  die  verletzte 
Person  in  Folge  Vergleiches  vor  Stellung  des  Strafantrages  auf  die  Klage 
verzichtet  habe,  also  der  später  trotz  des  Vergleiches  von  ihr  gestellte 
Strafantrag  rechtlich  unwirksam  sei.  Die  Appellatiouskammer  des  Ober- 
geriehtes  verhängte  aber  die.  im  Strafgesetzbuch  fiir  das  Verbrechen 
bestimmte  Strafe,  weil  die  vom  Vertheidiger  erhobene  Einwendung  durch 
die  vorbehaltlose  Schuldigerklarung  des  Angeklagten  ausgeschlossen  sei. 

Das  Kassationsgerieht  fand,  der  Entscheid  des  Vorderrichters  bestehe 
deshalb  zu  Recht,  weil  der  Verletzten  hei  dem  Vergleiche,  gemäss  welchem 
sie  versprochen  haben  sollte,  einen  Strafantrag  nicht  zu  stellen,  die  für 
einen  verbindlichen  Vertrag  erforderliche  Willensfreiheit  gemangelt  halte, 
weshalb  nicht  zti  erörtern  sei,  oh,  wenn  einmal  ein  Strafantrag  gestellt 
und  dadurch  die  Staatsgewalt  zu  strafrechtlichem  Einschreiten  in  öffent- 
lichem Interesse  veranlasst  worden  sei,  dieselbe  durch  einen  vor  Stellung 
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des  Strafantrages  zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Verbrecher  ge- 
schlossenen Vertrag  oder  durch  eine  einseitige  Willensäusserung  der 
Verletzten  unter  allen  l'mständen  gebunden  sei. 

Dagegen  erklärte  das  Kassationsgericht  die  Ansicht  des  Vorderrichters 
Uber  die  Bedeutung  der  Schuldigerklärung  des  Angeklagten  ftir  unrichtig  : 

Die  Frage,  ob  Beschwerdestelle!-  mit  der  Einwendung,  dass  ein 
Strafantrag  von  rechtlicher  Wirkung  nicht  vorliege,  noch  in  der  Haupt- 
verhandlung habe  gehört  werden  mUssen,  ist  zu  bejahen,  im  Hinweise 
darauf,  dass  nach  § 978  G.  b.  Rpfl.  die  Geschwornen  auch  das  Vor- 
handensein von  Strafausse.hliessungs-  und  Strafaufhebungsgründen  zu 
benrtheilen  haben.  Die  Schuldigerklärung  hat  nur  die  Bedeutung  des 
Zugeständnisses  von  Thatsaehen,  nicht  aber  einer  111  r den  Richter 
bindenden  Willenserklärung,  bestraft  zu  werden.  Ks  ist  vielmehr  Auf- 
gabe des  Richters,  einmal  die  Richtigkeit  des  Geständnisses  zu  prüfen 
und  sodann  zu  entscheiden,  ob  die  zugestandenen  Thatsaehen  zu  einer 
Schuldigerklärung  gonUgen,  d.  h.  alle  Voraussetzungen  der  Strafbarkeit 
der  eingeklagten  Handlung  miteinschliessen.  Weil  aber  der  Richter  die 
Hinwendung,  es  fehle  an  einem  Moment  der  Strafbarkeit,  auch  von  Amtes- 
wegen hätte  untersuchen  müssen,  so  durfte  ein  stillschweigender  Verzieht 
des  Angeklagten  auf  diese  Einwendung  nicht  angenommen,  noch  weniger 
ein  solcher  als  den  Richter  bindend  angesehen  werden. 

Endlich  bejahte  das  Kassationsgericht  auch  die  Frage,  ob  die  Appel- 
lationskammer zuständig  gewesen  sei  zur  Entscheidung  über  die  erhobene 
Einwendung.  Die  der  letzteren  zu  Grunde  liegenden  Thatsaehen  seien  aus 
den  Akten  klar  und  unzweifelhaft  ersichtlich  gewesen  ; eine  Ueberweisung 
an  die  Geschwornen  sei  somit  nicht  nüthig  gewesen,  da  ein  Wahrspruch 
nur  Uber  zweifelhafte  Thatsaehen,  nicht  über  die  rechtliche  Subsumirung 
unzweifelhafter  Thatsaehen  unter  das  Strafgesetz  zu  erfolgen  habe.1) 

’)  Zu  dieser  wichtigen  Entscheidung  dürften  zwei  Bemerkungen  am  l’latzc  sein. 
l>ie  ganz  vernünftige  Bestimmung  des  zürcherischen  Gesetzes,  dass  die  Beurthei- 
liing  eines  Falles,  in  welchem  ein  Gcständniss  vorliegt,  dem  Si  hwurgericht  ent- 
zogen und  der  A ppellatinusk  animer  nherwiesen  wird,  birgt  die  Gefahr  in  sieh,  in 
dem  Geständnis»  einen  formellen,  den  Richter  bindenden  Willensnkt  des  Ange- 
klagten zu  erblicken.  Die  Ausführungen  des  Kassationsgcrichtes  über  die  Be- 
deutung ties  Geständnisses  für  den  Richter  verdienen  vollen  Beifall;  auf  diesem 
Wege  allein  kann  man  dem  obersten,  auch  den  zürcherischen  Strafprozess  be- 
herrschenden Grundsatz  der  Ermittlung  der  materiellen  Wahrheit  gerecht  werden. 
Die  Fälle  nun.  in  denen  auf  ein  Gcständniss  bin  nicht  einfach  eine  Yerurtheilung 
und  Bestrafung  erkannt  werden  darf,  sind  vielgestaltig,  und  es  wird  sich  darnach 
die  Erlcdigungsart  auch  vielgestaltig  ergeben:  É Überweisung  an  das  Schwurgericht, 
nachdem  gegen  einen  irrtbümlichen  Verzicht  auf  die  Anrufung  des  Schwurgerichtes 
Restitution  ertheiit  wurde,  oder  Ueberweisung.  weil  das  Gcständniss  nicht  mit  der 
Anklage  sieb  deckt  u.  s.  w.  Hier  wäre  wohl  eine  Rückweisung  an  das  Schwurgericht 
am  Platze  gewesen,  da  das  Gericht  aunalim.  cs  sei  eine  Voraussetzung  der  Straf- 
barkeit. also  ein  Theil  des  Klagefundamentes,  irrthümlicherwnise  oder  dann  gar 
nicht  zugestandeu  gewesen.  Jedenfalls  aber  ist  es  unrichtig,  wenn  hier  wieder 
einmal  gesagt  wurde,  die  Geschwornen  geben  ihren  Wahrspruelt  nur  über  Thal- 
Sachen;  nach  zürcherischem  Kerbt  ist  gar  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  der  Ge- 
schworne  die  Srhiiltlfrage,  also  eine  aus  tbataächliclicu  und  rechtlichen  Momenten 
gemischte  Frage,  zu  beantworten  hat.  wcsshalb  auch  der  Vorsitzende  eine  Ui  clil.i- 
hr Mir i< ii ertlnilen  soll.  Die  Theilung  von  Tüat-  und  Rechtsfrage  im  Sehwurgerichts- 
verfahrett  ist  ein  alter,  wissenschaftlich  und  praktisch  unhaltbar  gewordener  Mythus. 
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28.  Nach  § 77H  G.  b.  RpH.  kann  der  Geschädigte  die  Privatstraf- 
klagp  betreiben,  wenn  die  Anklagebehörde  die  Anklage  nicht  erheben 
oder  nicht  fortsetzen  will.  Eine  solche  Privatstrafklage,  wegen  Betruges, 
bezw.  wegen  Anstiftung  zu  Betrug,  wurde  von  der  Anklagekammer  nicht 
zugelassen,  weil  in  einem  vorausgegangenen  Zivilprozess  betreffend  Schaden- 
ersatz die  Frage,  ob  der  Angeschuldigte  einen  Betrug  verübt  habe,  be- 
reits rechtskräftig  in  verneinendem  Sinne  entschieden  worden  sei. 

Das  Obergericht  hat  die  Beschwerde  über  diesen  Beschluss  gutge- 
heissen. Es  verbreitet  sieli  in  der  Begründung  zunächst  Uber  das  Ver- 
bältniss  von  Zivilurtheil  und  Strafurtheil  und  konstatirt  dabei,  dass  weder 
gesetzliche  Vorschriften  noch  andere  rechtliche  Gründe  dafür  vorhanden 
seien,  das  letztere  von  dem  erstem  abhängig  zu  machen. 

Ebenso  wenig  könne  die  übrigens  als  vorläulig  bezeiehncte  Anklage 
(§  1015  0.  b.  Rpll.)  im  Hinweis  auf  das  Zivilurtheil  als  auf  offenbar 
unzureichenden  Verdachtsgrflnden  beruhend  zurückgewicsen  werden,  da 
es  sieh  zunächst  nur  um  die  Einleitung  einer  Strafuntersuchung  handle. 
Dieselbe  werde  leicht  zu  andern  Ergebnissen  führen,  als  der  Zivilrichter 
gefunden:  „Denn  es  bedarf  wohl  keiner  weitern  Ausführung,  dass  eine 
Strafuntersuchung,  welche  nach  dem  I'ntersuelmngsprinzip  geführt  wird, 
in  welcher  daher  zunächst  der  Geschädigte  einvernommen  und  der  An- 
geschuldigte  verhört  werden  muss,  in  welcher  sodann  von  Amteswegen 
allen  irgendwie  erheblichen  Momenten  nachgeforscht,  alles  zur  Aufklärung 
Dienliche  erhoben  und  in  welcher,  was  namentlich  hier  von  Bedeutung 
sciu  wird,  die  Motive  der  Angcsehuldigten  einlässlich  untersucht  werden 
müssen,  weit  besser  geeignet  ist,  die  Wahrheit  an  den  Tag  zu  bringen, 
als  das  Beweisverfahren  im  Zivilprozess,  welches  nach  dem  Verhanrilungs- 
prinzip  geordnet  ist  und  bekanntlich  nie  über  das  Allernothwendigste  hin- 
aus ausgedehnt  wird.  Endlich  ist  auch  die  Einwendung  unrichtig,  dass  das 
vermügensrechtliehe  Interesse  des  Geschädigten  und  damit  sein  Recht  zur 
Erhebung  einer  Privatstrafklage  dahingefallen  sei,  weil  ein  Strafurtheil 
des  Schwurgerichtes  nicht  dazu  führen  könnte,  entgegen  dem  die  Schaden- 
ersatzklage abweisenden  Zivilurtheile,  die  Zivilansprüche  des  Geschädigten 
dennoch  gutzuheissen  Hieran  ist  so  viel  richtig,  dass  allerdings  der  er- 
neuerten Schadenersatzklage  vor  Schwurgericht,  also  im  Adhäsionswege, 
zunächst  die  Einrede  der  ahgeurtheilten  Bache  entgegenstünde.  Aber  es 
wäre  ja  wohl  gedenkbar,  dass  das  schwurgerichtliche  Verfahren  Stoff 
geben  könnte,  mit  Erfolg  eine  Revision  des  Zivilnrtheils  anzustreben,  und 
schon  diese  Möglichkeit,  die  zivilrechtlichen  Ansprüche  unter  Umständen 
wieder  aufgreifen  zu  können  und  dieselben  in  diesem  .Sinne  auf  den  Weg 
des  Zivilprozesses  zu  verweisen,  sollte  genügend  sein,  um  dem  Geschä- 
digten seine  Rechte  bezüglich  Stellung  einer  Privatstrafklage  nicht  von 
vornherein  zu  verweigern.  Es  ist  denn  auch  in  der  That  nirgends  gesagt, 
dass  der  Geschädigte  dieses  Rechtes  verlustig  werde,  wenn  seine  Zivil- 
ansprUche  bereits  durch  Zivilurtheil  rechtskräftig  abgewiesen  sind.  Und 
mit  Recht  wendet  der  Rekurrent  ein,  dass  das  vermögensrechtliche  Inter- 
esse für  diese  Frage  überhaupt  nicht  entscheidend  sein  könne.  Es  hat  denn 
auch  die  Praxis,  gewiss  mit  vollem  Rechte,  bereits  entschieden,  dass  dieses 
Recht  des  Geschädigten  auch  dann  bestehe,  wenn  das  Verbrechen  nicht 
vollendet  sei,  sondern  blosser  Versuch  vorliege,  und  wenn  der  eingetretene 
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.Schaden  ganz  oder  theilweUe  gedeckt  sei  Komm,  zum  Gesetz  betr.  d. 
Kptt.  $ 779,  No.  4).  Zu  alledem  kommt  hinzu,  dass  auch  das  Zivil- 
urtheil  keineswegs  ausgesprochen  hat,  es  sei  der  Rekurrent  durch  den 
Rekursgegner  nicht  geschädigt  worden.  Dasselbe  kam  vielmehr  zur  Ab- 
weisung der  Klage,  weil  es  davon  ausging,  die  rechtliche  Grundlage  der- 
selben, ein  Verbrechen  Seitens  des  Rekursgegners,  lasse  sich  nicht  fest- 
steilen.“  (O.  G.  10.  Dezember  18*8.1 

‘29.  Nach  § 916,  Abs.  2,  des  Gesetzes  betreffend  die  Rechtspflege 
hat  der  Angeschuldigte  oder  sein  Vertheidiger  das  Recht,  Hechtscinwm- 
dungen  gegen  die  Zulassung  der  Anklage  zu  erheben;  dagegen  fehlt 
eine  Bestimmung,  durch  welche  dafür  gesorgt  würde,  dass  die  Beschluss- 
fassung über  die  Zulassung  der  Anklage  verschoben  werde,  bis  der 
Angeschuldigte  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  oder  darauf  ver- 
zichtet hat.  So  zweckmilssig  auch  eine  kurze  Fristansetzung  wäre,  so 
kann  das  Unterlassen  derselben  nicht  als  wesentliche  Beeinträchtigung 
der  Hechte  der  Vertheidigung  erklärt  werden. 

Dagegen  liegt  eine  solche  Beeinträchtigung  vor,  wenn  dem  Ange- 
schuldigten  die  Gelegenheit  überhaupt  nicht  geboten  wird,  seine  Hinwen- 
dungen zu  erheben,  oder  wenn  die  Anklagekainmcr  dieselben  nicht  würdigt, 
sofern  dieselben  wenigstens  derart  sind,  dass  eine  Entscheidung  darüber 
erforderlich  ist. 

Nun  erfolgte  die  Zulassung  der  Anklage  schon  am  Tage  nach  ihrer 
Mittheilung  an  den  Vertheidiger,  und  obgleich  dieser  noch  vor  Eröffnung 
der  Anklage  seine  Einwendungen  gegen  diese  einreichte,  weigerte  sich 
die  Anklagekammer,  auf  ihren  Beschluss  zurllckzukonmieu  und  die  Ein- 
wendungen zu  würdigen. 

Nach  ij  917,  Ziff.  3,  des  Gesetzes  soll  eine  Anklage  auf  offenbar 
unzureichende  Verdachtsgrtindc  nicht  zugelassen  und  eine  mangelhafte 
Untersuchung  vorerst  ergänzt  werden.  Allerdings  entscheidet  darüber  die 
Anklagekammer  nach  freiem  Ermessen,  und  das  Kassationsgericht  hat 
nicht  die  Kompetenz,  in  eine  materielle  Prüfung  «bis  Entscheides  einzu- 
treten. Allein  die  vom  Vertheidiger  in  dieser  Hinsicht  erhobenen  Einwen- 
dungen und  seine  Begehren,  dass  noch  ein  Zeuge  eiuvernommen  und 
Sachverständige  befragt  werden,  waren  nicht  offenbar  unstichhaltig,  son- 
dern bedurften  der  Prüfung. 

Demnach  wurde  die  Anklagekammer  angewiesen,  neuerdings  Uber 
Zulassung  der  Anklage  nach  Prüfung  der  gegen  deren  Zulässigkeit 
erhobenen  Einwendungen  Beschluss  zu  fassen. 

(K.  G.  2.  Juli  1888.) 

30.  Wenn  darin,  dass  auf  Grundlage  einer  mangelhaften  Anhebung 
der  Klage  das  Verfahren  durchgeführt  worden  ist,  die  Verletzung  einer 
gesetzlichen  Prozessform  lag,  so  kann  der  Verurtheilte  gemäss  § 1091, 
Zitier  5,  des  G.  b.  Rpll.  diese  Verletzung  nur  als  Nichtigkeitsgrund  geltend 
machen,  wenn  sie  wahrscheinlicher  Weise  .auf  das  Schulderkenntniss 
einen  nacutheiligen  Ein/lnts  gehabt  hat“,  d.  h.  wenn  wahrscheinlich 
der  Angeklagte  mit  Unrecht  des  eingeklagten  Vergehens  schuldig  erklärt 
worden  ist.  Ist  der  Angeklagte  mit  Recht  schuldig  erklärt  worden,  so 
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kann  er  sich  nicht  darüber  beschweren,  dass  die  gerechte  Schuldig- 
erklärung unterblieben  wäre,  wenn  ein  gerichtliches  Verfahren  auf 
Grundlage  der  erhobenen  Klage  überhaupt  nicht  stattgefunden  hätte. 

<K.  G.  13.  November  1889.) 

31.  Wurde  im  vorhergehenden  Falle  für  das  bezirksgerichtliche  Ver- 
fahren die  nachträgliche  Beschwerde  Uber  Mängel  der  Anklage  wenigstens 
grundsätzlich  zugelassen,  so  erklärte  das  Kassationsgericht  für  das 
schwurgerichtliche  Verfahren  diese  Beschwerde  als  verwirkt,  wenn  sie 
nicht  schon  als  Kassationsbeschwerde  gegen  den  Zulassnngsbcschluss  der 
Anklagekammer  erhoben  worden  war. 

Nicht  nur  ist  die  Zulässigkeit  des  Rechtsmittels  für  diesen  Fall 
unbestreitbar,  sondern  es  bildet  die  Anklageschrift  die  Grundlage  des 
ganzen  Hauptverfahrens,  so  dass  die  Sicherheit,  des  letztem  und  des 
daraus  hervorgehenden  Frtheils  auf  dem  formellen  Feststellen  der  ge- 
stellten Anklage  beruht  (Entscheid  des  Kassationsgerichts  vom  7.  Februar 
1884,  Rechenschaftsbericht  von  1884,  Nr.  I3fi). 

(K.  G.  25.  November  1889.) 

32.  Die  einmal  für  einen  Angeklagten  bestellte  Personnlkaution 

im  Sinne  der  §§  817  11',  des  G.  b.  Rpfl.  haftet,  wenn  nicht  schon  bei 
der  Eingehung  ausdrücklich  eine  zeitliche  Einschränkung  beigefügt  wurde, 
ftir  die  ganze  Zeitdauer,  während  welcher  Stellung  des  Angeschuldigten 
vor  den  Untersnchungsbeamten  oder  vor  Gericht  oder  zur  Erstehung  der 
Strafe  verlangt  werden  kann.  Oie  Kaution  darf  mithin  nicht  einseitig 
zurückgezogen  werden.  (B.  App.  K.  5.  Dezember  1888.) 

33.  Nachdem  die  für  einen  Angeklagten  gemäss  S 817  des  G.  b.  Rpfl. 
geleistete  Kaution  als  verfallen  erklärt  worden,  suchte  der  Kavent  um 
Nachlass  bezw.  Erinässigung  derselben  nach.  Dem  Petenten  wurde  auf- 
gegeben,  sein  Gesuch  beim  Regiornngsrathe  als  zuständiger  Amtsstelle 
einzureichen.  Vgl.  Sträuli’s  Komm,  zu  ÿ 819. 

tB.  App.  K.  13.  Dezember  1888.) 

34.  In  einer  Untersuchung  wegen  Betruges  verlangte  der  l'nter- 
suchungsbeamte  vom  Geschädigten  die  Edition  der  mit  dem  Angeklagten 
Uber  ihren  Geschäftsverkehr  während  einer  gewissen  Zeit  gepflogenen 
Korrespondenz.  Der  Geschädigte  hielt  sich  nicht  für  verpflichtet,  noch 
weitere  Papiere  herauszugeben,  da  die  bereits  von  ihm  vorgclegten  Be- 
weisstücke genügend  seien.  Seine  Beschwerde  wurde  aber  mit  der  Be- 
gründung verworfen:  Die  {;§  833,  834,  Satz  2,  und  837  des  0.  b.  Rpfl. 
sind  so  zu  verstehen,  dass  auch  der  Geschädigte  als  „beim  Verbrechen 
nicht  betheiligte  Drittperson“  betrachtet  werden  muss.  Es  kann  ja  auch 
der  Damnifikat  im  Strafprozess  förmlich  als  Zeuge  einvernommen  werden. 
(App.  K.,  6.  Dez.  1887.)  Und  im  vorliegenden  Falle  ist  die  Kenntniss 
der  gesummten  auf  den  streitigen  Geschäftsverkehr  bezüglichen  Korre- 
spondenz die  Voraussetzung  einer  erschöpfenden  und  zuverlässigen  Ein- 
vernahme. — Der  Umstand,  dass  der  Damnilikat  selbst  die  Anklage  als 
Privatkläger  betreibt,  ist  ohne  Bedeutung;  denn  die  Untersuchung  muss 
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ja  ganz  nach  den  gleichen  Vorschriften  und  Grundsätzen  geführt  werden, 
sei  dieselhe  durcli  einen  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  durch  eine 
1‘rivatstraf klage  veranlasst. 

(Beschluss  der  Anklagekammer  11.  Dezember  1889.) 

35.  Der  Ilückzug  der  Appellation  wurde  als  noch  zulässig  erachtet, 
nachdem  bereits  eine  mündliche  Appellationsverhandlung  stattgefunden 
und  vom  Gerichte  eine  Aktenvervollständigung  angeordnet  worden  war. 

(App.  K.  12.  Februar  1889.) 

3fi.  ij  1084  des  Gesetzes  betreffend  die  Rechtspflege  setzt  für  das 
Verfahren  in  der  Berufungsinstanz  kategorisch  fest:  „Eine  Rllckweisung 
an  das  Bezirksgericht  soll  nie  stattfinden.“  Die  Praxis  hat  das  Bediirfniss 
gefühlt,  durch  Ausnahmen  diese  Regel  zu  bekräftigen. 

Der  Rückweisung  eines  Strafprozesses  an  das  Bezirksgericht  steht 
der  § 1084  des  G.  b.  HpH.  nicht  entgegen,  wenn  nicht  ein  wirkliches 
Urtheil,  sondern  bloss  ein  Inkompetenzbeschluss  vorliegt. 

(App.  K.  15.  Juli  1889.) 

37.  Ebenso  wurde  in  Bestätigung  der  in  Ziff.  4 von  Sträuli's 
Kommentar  zu  § 1084  des  G.  b.  Rpfl.  enthaltenen  Auslegung  die 
Appellation  gegen  ein  .Strafurtheil,  in  welcher  der  Kassaliansgrund  der 
Beeinträchtung  der  Vertheidigung  durch  Unterlassung  gehöriger  Vorladung 
mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden  konnte,  ausnahmsweise  durch  Rück- 
weisung an  das  Bezirksgericht  erledigt. 

(App.  K.  19.  September  1889.) 

V.  Ehrverletzung»-  und  Eressprozess. 

Der  gewöhnliche  Ehrverletzungsprozess  und  der  Pressprozess  gibt 
immer  am  meisten  Anlass  zur  Erörterung  von  Streitfragen  des  materiellen 
und  formellen  Strafrechts.  Es  ist  daher  billig,  dass  wir  diesen  l'rozessartcn 
auch  einen  eigenen  Abschnitt  widmen. 

38.  Nach  der  Doktrin  kann  ein  allgemein  bezcichncter  Stand,  eine 
kollektive  Einheit  als  solche,  nicht  Objekt  einer  Ehrverletzung  sein,  es 
sei  denn,  dass  die  Kollektivöezeichnung  in  erkennbarer  Weise  auf  be- 
stimmte Personen  gerichtet  sei.  Auch  unsere  Praxis  steht  auf  diesem 
Boden,  indem  sie  Klagen  der  einzelnen  Mitglieder  einer  Körperschaft  nur 
zulässt,  sofern  die  Ehrenkränkung  gegen  dieselben  persönlich  gerichtet 
erscheint.  So  wurde  in  einem  gegebenen  Kalle  erklärt,  dass  der  Woichen- 
wärterstand  als  solcher  nicht  ohne  Weiteres  klageberechtigt  erscheine: 
es  bedürfe  des  Hinzutretens  eines  weitern  Umstandes  zur  nähern  Be- 
zeichnung derjenigen  Weichenwärter,  welche  der  Angeklagte  mit  den 
beleidigenden  Ausdrücken  habe  treffen  wollen,  um  die  Ankläger  zur 
Kluge  berechtigt  zu  erklären.  Ein  solcher  Umstand  wurde  in  der  That- 
sache  gefunden,  dass  der  Angeklagte  aus  dem  „Kranken-  und  Begräbniss- 
verein  der  Weichenwärter  auf  dem  Bahnhofe  Z.“,  dessen  Mitglieder  die 
Ankläger  sind,  ausgeschlossen  worden  war. 

(App.  K.  23.  Mai  1889.) 


Digitlzed  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen.  14] 

31*.  AeuHserungen,  welche  die  Ehre  de«  Anklägers  angreifen,  können 
nicht  desshalb  straffrei  ausgehen,  weil  eine  dritte  Person,  in  diesem  Kalle 
die  Ehefrau  des  Anklägers,  sieh  gegenüber  den)  Angeklagten  beschim- 
pfende Redensarten  erlaubte.  (App.  K.  !).  Oktober  1888.) 

II».  Daraus,  dass  eine  wegen  Ehrverletzung  bestrafte  Partei  in 
zweiter  Instanz  ihrerseits  eventuell  auf  Straffreierklämng  verzichtet  und 
die  eigene  Itestrafung  verlangt,  damit  der  Gegner  auch  bestraft  werde, 
folgt  natürlich  nicht,  dass  das  geltend  gemachte  Retorsionnrecht  des 
Gegners  aus  £ 154  des  Strafgesetzbuches  dahinfalle.  Es  kann  nicht  in 
der  Willkür  der  einen  Partei  liegen,  nachträglich  durch  eine  solche  Er- 
klärung die  Bestrafung  des  Gegners  zu  veranlassen. 

(App.  K.  30.  Juni  1888.) 

41.  In  einem  vor  .Schwurgericht  verhandelten  Pressprozesse  war  der 
Angeklagte  wegen  zweier  Zeitungsartikel  vcrurtheilt  worden,  deren  einen 
er  verfasst  hatte,  wärend  er  ftir  den  andern,  von  ihm  nicht  verfassten, 
als  Redaktor  haftete;  er  behauptete  nun,  es  liege  eine  Verletzung  des 
materiellen  Rechtes  darin,  dass  die  Bestimmungen  der  SS  64  und  tif>  des 
Strafgesetzbuches  betreffend  Zusammentreffen  von  Vergehen  bei  Aus- 
messung der  Strafe  angewendet  wurden,  indem  er  selbst  nur  das  eine  Ver- 
geben verllbt  habe.  Mit  der  in  S 323  des  Strafgesetzbuches  ausge- 
sprochenen Haftbarkeit  des  Herausgebers  ist  aber  bestimmt,  dass  dieser 
alle  Folgen  des  verübten  Vergehens  zu  tragen  habe.  Uebrigeus  sind  ja  die 
Vorschriften  der  SS  84  und  65  des  Strafgesetzbuches  im  Interesse  des 
Straffälligen  erlassen,  damit  derselbe  nicht  von  der  Summe  der  auf  die 
einzelnen  Vergehen  gesetzten  Strafen  getroffen  werde 

(K.  G.  25.  November  1883.) 

42.  Im  Ehrverletzung» prozesse  darf  der  Untersuchungsrichter  an  die 
Auflage  einer  Kaution  für  die  Kosten  der  Zeugenabhörung  nicht  die  An- 
drohung knüpfen,  dass  bei  Nichterfüllung  derselben  definitiver  Verzicht 
auf  die  Zeugen  angenommen  würde,  sondern  bloss  die  Androhung,  dass 
die  Einvernahme  der  Zeugen  in  der  Voruntersuchung  nicht  stattlinde. 

(App.  K.  24.  Januar  1883.) 

43.  Es  ist  sowohl  für  den  Zivil-  als  für  den  Strafprozess  feststehender 
Grundsatz,  dass  gegenüber  der  Gerichtskasse  nur  diejenige  Partei  für  die 
Bezahlung  der  Gerichtskosten  haftet,  welche  rechtskräftig  zur  Zahlung 
derselben  vcrurtheilt  ist.  Eine  subsidiäre  Haft  der  andern  Partei  kann 
also  nur  insofern  ointreten,  als  das  Gesetz  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
in  diesem  Sinne  enthält.  Ettr  den  Zivilprozess  sind  nun  allerdings  in 

274  des  G.  b.  Rpfi.  einige  durchaus  nicht  selbstverständliche,  positive 
Ausnahmen  aufgestellt,  die  Strafprozessordnung  dagegen  enthält  nirgends 
derartige  Bestimmungen  Nirgends  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dass  im 
Ehrverletzungsprozesse  eine  subsidiäre  Haftpflicht  der  obsiegenden 
l'artei  eintrete  für  die  Baarauslagen,  wenn  und  soweit  sie  eine  Kaution 
für  solche  geleistet  hat.  Die  frühere  Präzis  hat  zwar  diese  Ausnahme- 
bestimmung des  $ 274  in  analoger  Anwendung  auch  in  den  Khrvcr- 
letzungsprozess  herübergenommen  s.  Stränli’s  Komm,  zu  S 1196),  allein 
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es  dürfte  «ich  fragen,  ob  bei  dem  Mangel  einer  positiven  Bestimmung 
dieses  Präjudiz  aufrecht  erhalten  werden  könne.  Jedenfalls  darf  nieht 
so  weit  gegangen  werden,  die  nieht  ganz  klare  Bestimmung  des  § 1023, 
wonach  vom  Ankläger  im  schwurgerichtliehen  Ehrverletzungsprozesse 
eine  Prozesskaution  verlangt  wird,  in  dem  Sinne  auszulegen,  dass  diese 
Kaution  auch  dann  hafte,  wenn  der  Ankläger  obsiegt,  die  Kosten  aber 
vom  Angeklagten  nicht  erhältlich  sind.  Es  kann  bei  dem  Mangel  einer 
klaren  positiven  Vorschrift  nicht  wohl  angenommen  werden,  dass  der 
obsiegende  Auklitger  unter  Umständen  verpflichtet  sein  soll,  die  in  jenen 
Prozessen  gewöhnlich  sehr  hohe  Staatsgebühr  zu  zahlen.  Die  in  einer 
solchen  Annahme  liegende  Unbilligkeit  zeigt  sich  namentlich  dann,  wenn 
der  Angeklagte  selbst  in  arglistiger  Weise  den  Ankläger  gezwungen  hat, 
vor  Schwurgericht  zu  gehen.  Der  Sinn  der  fraglichen  Bestimmung  kann 
nur  der  sein,  dass  sich  der  Staat  für  die  ihm  entstehenden  Kosten  vom 
Ankläger  gedeckt  wissen  will,  wenn  durch  eine  unbegründete  F.hrver- 
letzungsklage  der  kostspielige  Apparat  des  Schwurgerichtes  in  Thätigkcit 
gesetzt  wird.  (0.  6.  2(1.  März  18SD.) 

44.  Für  Vergehen,  welche  durch  die  Druckerpresse  verübt  werden, 
haftet  nach  § 223  des  Str.-G.-B.  zunächst  der  Verfasser  der  Druck- 
schrift, und  nur  in  drei  Fällen  wird  an  seiner  Statt  der  Herausgeber  mit 
Strafe  belegt,  nämlich  wenn  die  Herausgabe  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Verfassers  stattgefunden  hat,  oder  wenn  der  Verfasser  nicht  entdeckt 
werden  kann,  oder  wenn  er  nicht  vor  die  zürcherischen  Gerichte  ge- 
zogen werden  kann.  Einen  weitem  Befreiungsgrund  für  den  Verfasser, 
namentlich  denjenigen  einer  Erklärung  des  Herausgebers,  selbst  haften 
zu  wollen,  kennt  das  Strafgesetzbuch  nicht.  Dass  die  Strafprozessordnung 
an  diesen  Bestimmungen  des  materiellen  Hechtes  etwas  habe  ändern 
wollen,  ist  von  vornherein  nicht  zu  vermuthen  und  ist  auch  nicht  der 
Fall.  In  S UH6  des  G.  b.  KpH.  ist  ja  vorgeschrieben,  dass  die  Unter- 
suchung in  erster  Linie  sich  mit  Ermittlung  des  Verfassers  zu  befassen 
habe,  wenn  nicht  eine  bestimmte  Person  eingeklagt  sei.  Allerdings  ist 
beigefügt,  dass  der  zuvörderst  als  Zeuge  einzuvernehmende  Herausgeber 
das  Zcugniss  Uber  die  Autorschaft  verweigern  könne,  wenn  er  selbst  die 
Verantwortlichkeit  übernehme,  allein  nicht  bestimmt,  dass,  wenn  der 
Herausgeber  dies  thuc,  damit  die  Untersuchung  zn  Ermittlung  des  Ver- 
fassers dahinfalle;  im  Gegentheil  weist  der  Ausdruck  „zuvörderst“ 
darauf  hin,  dass,  wenn  das  nächstliegendc  Mittel,  nämlich  die  Einver- 
nahme des  Herausgebers,  nicht  zum  Ziele  führe,  allfällige  weitere  Mittel 
zu  benutzen  seien.  Der  Herausgeber  wird  von  der  Zeugnissptlicht  befreit, 
damit  er  nicht  einem  ihm  geschenkten  Vertrauen  zuwiderhandeln  müsse, 
nicht  weil  der  Gesetzgeber  für  recht  hält,  dass  ein  Beleidiger  sich 
hinter  dem  Herausgeber  verbergen  dürfe 

(K.  G.  9.  April  1888.) 

45.  Ein  Buchhändler  wurde  wegen  Beschimpfung,  verübt  durch  das 
Mittel  der  Druckerpresse,  beklagt,  weil  er  eine  früher  erschienene  Schmäh- 
schrift, die  für  den  Ankläger  beleidigend  war,  fortgesetzt  verkaufe.  Die 
Anhandnahme  der  Klage  wurde  verweigert  : 
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Nach  dem  Strafgesetzbuch  kann  lediglich  die  erste  Publikation 
einer  ehrverletzenden  Druckschrift  bestraft  werden,  und  es  haften  in 
gewissen  Füllen  an  Stelle  des  Urhebers  weitere  im  Gesetze  bezeichnete 
Personen.  Alle  weiteren  Verbreitungshandlungen  können  nicht  verfolgt 
werden,  und  wie  dies  einerseits  zur  Folge  hat,  dass  der  Gerichtsstand 
des  begangenen  Verbrechens  nur  am  Orte  des  ersten  Erscheinens,  nicht 
auch  an  jedem  Orte,  wo  die  Druckschrift  verkauft  und  verbreitet  wird, 
begründet  ist,  so  muss  anderseits  auch  das  gefolgert  werden,  dass  die 
fortgesetzte  Verbreitung  durch  den  Verleger  nicht  mehr  eingeklagt 
werden  kann,  nachdem  der  Beleidigte  auf  die  Belangung  des  Ver- 
fassers wegen  der  ersten  Publikation  verzichtet  hat. 

(B.  App.  K.  9.  Oktober  1889.) 

Kine  etwas  abweichende  Ansicht  hierüber  enthült  der  folgende  Ent- 
scheid des  Kassationsgerichtes  : 

46.  Eine  Ehrverletzung  durch  die  Druckerpresse  mit  ihren  gemäss 
§§  223  u.  tf.  des  St  -G.-B.  und  §ij  1013  u.  ff.  des  G.  b.  Rpll.  vom 
gemeinen  Strafrechte  und  vom  gemeinen  Strafprozesse  abweichenden 
Folgen  kann  nur  begangen  werden  entweder  durch  den  Verfasser  der 
Druckschrift  oder  durch  den  Herausgeber  oder  durch  den  Verleger  oder 
durch  den  Drucker. 

Nach  anerkannten  Rechts-  und  Verkehrsgrundsützen  — das  Gesetz 
selbst  erklärt  die  Auadrllcke  nicht  — ist  Herausgeber  einer  schriftlichen 
Arbeit  derjenige,  welcher  dafltr  sorgt,  dass  dieselbe  veröffentlicht  werde, 
Verleger  derjenige,  welcher  die  Exemplare  der  vervielfältigten  Schrift 
fUr  die  Veröffentlichung  vorräthig  macht. 

Wenn  also  auch  zur  Vollendung  des  Vergehens  der  Ehrverletzung 
durch  die  Druckerpresse  irgend  ein  Verkehr  mit  der  Schrift  - — eine 
Verbreitung  — gehört,  so  gehört  doch  der  Verkehr  selbst,  d.  h.  das  zur 
Einsicht  Stellen,  die  Ankündigung,  Verschenkung,  Ausleihung,  der  Ver- 
kauf der  Exemplare,  nicht  zu  den  Merkmalen  des  Begriffes  des  Verfassers 
oder  Herausgebers  oder  Verlegers  oder  Druckers  In  weitaus  den  meisten 
Fällen  wird  dieser  Verkehr  vom  Verleger  besorgt,  weil  der  Verleger  ge- 
wöhnlich Buchhändler  ist,  und  es  wird  daher  die  Klage  gegen  den  Ver- 
leger gewöhnlich  einen  Buchhändler,  also  einen  Verbreiter,  treffen.  Aber 
wenn  der  verlegende  Buchhändler  die  Exemplare  der  Schrift  zur  Einsicht 
versendet,  verkauft,  an  Sortimcntsbuchhändler  abgibt  u.  s.  f.,  so  thut  er 
dies  nicht  als  Verleger,  sondern  als  Buchhändler,  er  treibt  Handel  mit  dem 
Buche. 

Ob  Jemand,  der  durch  Verkauf  oder  anderweitigen  Gebrauch  einer 
bereits  vorhandenen  Druckschrift,  die  er  weder  verfasst  noch  herausge- 
geben noch  verlegt  noch  gedruckt  hat,  der  also  nicht  wegen  Vergehens 
durch  das  Mittel  der  Druckerpresse  belangt  werden  kann,  in  böser 
Absicht,  d.  h.  mit  der  Absicht,  zu  verleumden  oder  zu  beschimpfen,  einen 
Angriff'  auf  die  Ehre  eines  Andern  unternimmt,  nach  den  allgemeinen 
Bestimmungen  der  £4}  149,  151,  152  des  St.-G.-B.  auf  dem  in  ij  1028  u.  ff. 
des  G.  b.  Rpfl.  für  gewöhnliche  Ehrverletzungen  vorgeschriebenen  Wege 
belangt  werden  könne,  hatte  das  Kassationsgericht  in  dem  vorliegenden 
Falle  nicht  zu  prüfen.  (K.  G.  3.  Dezember  1888.) 
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47.  Der  Herausgeber  einer  Zeitung  wurde  wegen  eine«  injuriösen 
Artikels  verklagt  Er  nannte  dann  aber  als  Verfasser  einen  in  Kiel  Kanton 
Kern)  wohnhaften  Dritten,  und  dieser  erklärte  vor  dem  Untersuchungs- 
richter seines  Wohnortes,  dass  er  in  dieser  Strafklage  die  Gerichte  des 
Kantons  Zürich  als  zuständig  anerkenne  und  bereit  sei,  sieh  vor  denselben 
zu  stellen.  Gleichwohl  verlangte  der  Kläger  Zulassung  der  Anklage  gegen 
den  Herausgeber  der  Zeitung,  weil  der  genannte  Verfasser  nicht  vor  die 
Gerichte  des  Kantons  Zürich  gezogen  werden  könne  und  keine  Gewähr 
dafür  vorhanden  sei,  dass  ein  hierseitiges  Unheil  im  Kanton  Kern  gegen 
ihn  Vollziehung  linden  würde.  Das  Begehren  wurde  aber  abgewiesen, 
weil  kein  Grund  zu  der  Annahme  vorliege,  dass  L.  von  seiner  Erklärung 
zurücktreten  wolle,  und  weil  ferner,  nachdem  er  diese  Erklärung  einmal 
abgegeben  und  nachdem  laut  dem  Rechenschaftsberichte  der  Justiz-  und 
Polizeidirektion  Uber  das  Jahr  1888  der  Kanton  Kern  gegenüber  dein 
Kanton  Zürich  sieh  anheischig  gemacht  habe,  zur  Vollziehung  zürche- 
rischer Urtheile  in  Ehrverlelzungssachen  Hand  zu  bieten,  nicht  anzunehmen 
sei,  dass  der  Kanton  Bern  die  Vollziehung  eines  hiesigen  Urtheils  gegen 
I-,  auch  wenn  derselbe  bei  der  gerichtlichen  Verhandlung  ausbleiben 
sollte  und  also  nur  in  contumaciam  verurtheilt  werden  könnte,  verweigern 
werde,  zumal  es  sich  gemäss  den  ansgewcchscltcu  Erklärungen  nicht  um 
die  Frage  der  Auslieferung  behufs  des  Strafvollzuges,  sondern  nur  um  die 
eigene  Vollziehung  des  Urtheils  durch  den  andern  Kanton  handeln  könnte. 

(B.  App.  K.  16.  November  1889.) 

48.  Eine  Anklage  wegen  durch  die  Presse  verübter  Ehrverletzung 
wurde  statt  gegen  den  Verfasser  der  injuriösen  Schrift  gegen  den  Iler- 
aus/ieber  der  betrellenden  Zeitung  gerichtet,  weil  ersterer  in  London 
wohne,  also  nicht  vor  die  hiesigen  Gerichte  gezogen  werden  könne.  Die 
Zulassung  der  Anklage  wurde  mit  der  Begründung  verweigert:  Es  ent- 
spricht dein  Sinne  von  § 229  des  8t.-G.-B.  und  der  Praxis  iBeschlüsse 
in  Sachen  Schuh  vom  13.  Januar  1886  und  in  Sachen  Bodmer  vom  15.  April 
1886i,  das  Verfahren  so  lange  gegen  die  zunächst  haftbare  Person  zu 
richten,  auch  wenn  dieselbe  im  Auslande  wohnt,  bis  dieselbe,  sei  es  durch 
Nichtbefolgung  einer  Vorladung  zu  persönlichem  Erscheinen  vor  dem  Unter- 
suchungsrichter oder  zu  dem  Akte  der  Anklagceröffnung  oder  zur  llaupt- 
verhandlung,  sei  es  auf  andere  Weise  zu  erkennen  gegeben  hat,  dass  sic 
nicht  gewillt  sei,  vor  den  zürcherischen  Gerichten  Rede  zu  stehen. 

Gegen  den  in  London  wohnenden  Verfasser  wurde  die  Anklage 
sodann  zuge lassen  Es  wurde  demselben  durch  eingeschriebene  Post- 
sendung die  Aufforderung  zugestellt,  zur  Eröffnung  der  Anklage  durch 
ein  .Mitglied  der  Anklagekannnor  (Jj  922  des  G.  b.  Rpti.)  persönlich  zu 
erscheinen.  (Entscheid  der  Anklagekammer  vom  19.  Januar  1889.) 

49.  Die  Aullage  des  letzterwähnten  Entscheides,  dass  der  Angeklagte 
persönlich  sieh  zur  Anklageeröffnung  zu  stellen  habe,  wurde  an  das  Ober- 
gericht rekurrirt.  Der  Rekurs  wurde  aber  abgewiesen. 

Bezüglich  des  Verfahrens  bei  der  Anklageeröffnung  in  Pressprozessen 
haben  die  dies  fälligen  allgemeinen  Vorschriften  sjÿ  924  ff.)  keiuc  Modi- 
fikation erlitten,  folglich  ist  für  die  Frage,  ob  dem  wegen  Pressinjurie 
Angeklagten  das  persönliche  Erscheinen  vor  der  Kommission  der  An- 
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klagokammer  unter  Umständen  erlassen  werden  künne,  der  $ 922  des 
G.  b.  Upfl.  massgebend.  Der  Wortlaut  dieser  Gesetzesstelle,  insbesondere 
der  dritte  Absatz,  welcher  besagt,  dass  der  Angeklagte,  berechtigt  sei, 
zu  diesem  Akte  seinen  Vertheidiger  „beizuziehen“,  lasst  keinen  Zweitel 
aufkominen,  dass  der  Angeklagte  in  allen  Füllen  persönlich  darüber  zu 
befragen  ist,  ob  und  wie  weit  er  sieh  schuldig  erklären  wolle. 

(O.  G.  13.  März  1889.) 

50.  ln  demselben  Itekurse  wurde  auch  die  Ansicht  verfochten,  es 
sei  dureh  die  gesetzliche  Aufforderung  an  den  wegen  eines  Pressdeliktes 
Angeklagten,  sieh  zu  erklären,  ob  er  die  Ucurtheilung  dureh  das  Schwur- 
gericht verlange  oder  nicht,  der  Akt  der  Anklageeröffnnng,  in  welchem 
eigentlich  auch  nur  diese  Erklärung  verlangt  werde,  unnöthig  und  daher 
unstatthaft  gemacht  worden. 

Auch  diese  Ansicht  ist  vom  Obergericht  verworfen  worden  mit 
folgender  Begründung: 

Nach  der  Vorschrift  des  § 1012  linden  die  Bestimmungen  der  SS  759 
bis  1011,  also  auch  diejenigen  tlber  die  Auklageerüffnung  (§§  922  u.  ff.), 
auch  Anwendung  bei  Ehrverletzungsklagen,  soweit  sie  nicht  durch  die- 
jenigen der  §§  1013  — 1039  moditizirt  sind.  Wenn  also  in  § 1023  eine 
Bestimmung  darüber  mangelt,  dass  Anklagen  betreffend  Ehrverletzung, 
welche  durch  das  Schwurgericht  zu  beurtheilen  sind,  dem  Angeklagten 
zu  eröffnen  seien,  so  folgt  daraus  nicht  etwa,  dass  dieser  Akt  bei  Ehr- 
verletzungsklagen wegfallen  müsse,  sondern  umgekehrt,  dass  er  stattzu- 
tinden  habe,  ln  der  That  enthält  der  § 1023  keine  Bestimmung,  dass 
die  Eröffnung  der  Anklage  zu  unterbleiben  habe.  Die  beiden  ersten 
Absätze  dieses  Paragraphen  handeln  nur  von  der  Zulassung  der  Anklage, 
und  dass  in  den  bezüglichen  Vorschriften  auch  zugleich  der  Akt  der 
Auklageerüffnung  mit  inbegriffen  und  geregelt  werden  wolle,  ist  schon 
deshalb  nicht  anzunehmen,  weil  die  beiden  Akte  der  Zulassung  und 
Eröffnung  der  Anklage  für  das  schwurgerichtliche  Verfahren  im  Gesetze 
ganz  scharf  auseinandergehalten,  sogar  unter  zwei  getrennten  Titeln  be- 
handelt werden  (§§  916  u.  ff.  und  922  u ff.).  Ebenso  wenig  folgt  etwa 
daraus,  dass  nach  Absatz  2 die  Ueberweisung  an  das  Schwurgericht 
schon  mit  dem  Beschlüsse  betreffend  die  Zulassung  erfolgen  soll,  der 
Wegfall  der  Anklageeröffnung,  denn  nach  ij  919  ist  dieses  auch  fiir  die 
gewöhnlichen  schwurgerichtlichen  Anklagen  allgemein  vorgeschrieben,  und 
nach  der  bestehenden  Hebung  erfolgt  die  l eberweisung  immer  unter  dem 
Vorbehalte  derjenigen  Aenderungen,  welche  gemäss  den  gij  924  und  925 
infolge  der  von  dem  Angeklagten  bei  der  Eröffnung  der  Anklage  abzu- 
gebenden Erklärungen  nachher  zu  treffen  sind.  Uebrigens  stellt  sich  die 
Eröffnung  der  Anklage  auch  im  Ehrverletzungsprozesse  keineswegs  als 
eine  überflüssige  und  unnöthige.  Weiterung  dar.  Ganz  abgesehen  davon, 
dass  dieser  Akt  Veranlassung  zu  Vergleich  oder  anderweitiger  Erledigung 
der  Sache  geben  kann,  muss  gewiss  dem  Angeklagten,  wenn  es  der 
Ankläger  ist,  welcher  das  Schwurgericht  angerufen  hat,  die  Wahl  gelassen 
werden,  sich  schuldig  zu  erklären  und  dadurch  einer  schwurgerichtlichen 
Verhandlung  zu  entgehen,  und  wenn  die  Berufung  auf  das  Schwurgericht 
vom  Angeklagten  ausgegangen  ist,  so  können  die  bei  der  Eröffnung  ab- 
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zugebenden  Erklärungen  immer  noch  dazu  führen,  hei  einer  aus  mehreren 
Punkten  bestehenden  Anklage  in  Analogie  des  ÿ 925  eine  gewisse  Be- 
reinigung dieser  Punkte  in  dem  Sinne  zu  erzielen,  dass  über  einzelne 
1 “unkte  kein  Beweisverfahren  durehzutiihren  ist. 

51.  Der  in  Zitf.  III  von  Strüuli’s  Kommentar  zu  § 9i)4  des  G.  b.  Rptl. 
ausgesprochene  Grundsatz,  dass  ein  Angeklagter  auch  im  Kalle  der  Frei- 
sprechung ausnahmsweise  nicht  bloss  zur  Tragung  der  Kosteii,  sondern 
auch  zur  Bezahlung  einer  Peozessentscliüdigung  an  den  Geschädigten 
verurtheilt  werden  dürfe,  wurde  unter  Bezugnahme  auf  frühere  Entscheide 
und  speziell  unter  Verweisung  auf  die  in  Zitf  2 zu  S 103!*  mitgetheilten 
Ausführungen  des  Kassationsgerichtes  auch  auf  den  Elieverlelzun gsprozess 
anwendbar  erklärt.  — Demgemäss  wurde  der  wegen  Verleumdung  ange- 
klagte  1{.  zwar  freigesprorlien,  weil  er  die  eingeklagten  Aeusserungen  in 
gutem  Glauben  gemacht,  aber  zu  den  Kosten  und  zu  einer  Entschädigung 
für  Umtriebe  an  den  Kläger  verurtheilt,  weil  er  sich  bei  den  Umständen 
des  Kalles  Uber  die  Zuverlässigkeit  seiner  Gewährsleute  hätte  erkundigen 
sollen,  statt  diesen  ohne  Weiteres  zu  glauben.  (App  K.  24.  Januar  1 889.) 

VI.  (Jrnndaätze  und  Verfahren  bei  1‘olizeiiibertretnnf/en. 

58.  Auf  dem  Gebiete  des  polizeilichen  Unfugs  gohiihrt  der  Heils- 
armee, selbstredend  der  Vortritt: 

Das  Stattlialteramt  Winterthur  batte  mehreren  Angehörigen  der  Heils- 
armee eine  Busse  aufgelegt,  da  dieselben  in  zudringlicher  Weise  eine 
grössere  Anzahl  von  Personen  in  ihrer  Wohnung  aufgesucht  und  sie  unter 
Vertheilnng  von  Zetteln  eingeladen  hatten,  au  den  Versammlungen  der 
Heilsarmee  theilznnehinen,  obschon  durch  einen  Beschluss  des  Regierungs- 
rathes  vom  12.  August  1885  untersagt  worden  war,  durch  öffentliche 
Blätter,  Plakate,  besonders  zu  vertheilende  Zettel  oder  durch  Umbieten 
von  Haus  zu  Haus  zu  solchen  Versammlungen  einzuladen. 

Das  Bezirksgericht  bestätigte  diese  Bussen,  die  Appellationskammer 
dagegen  hob  dieselben  auf,  unter  folgender  Begründung:  Jener  Regierungs- 
beschluss ist  durch  Urthcil  des  Bundesgerichtes  vom  20.  Kebruar  188(1 
als  unvereinbar  mit  Art.  3 der  zürcherischen  Verfassung  aufgehoben 
worden.  Allerdings  hat  das  Bundesgericht  unterm  5.  März  1887  einen 
von  dem  eben  angeführten  Entscheide  wesentlich  abweichenden  getroffen, 
indem  im  letzteren  Kalle  eine  ähnliche  Beschwerde  über  eine  Bnssver- 
fligung  waadtländischer  Behörden  als  Beschwerde  über  Beeinträchtigung 
der  Kultusfreiheit  gemäss  Art.  59,  Al.  2,  Ziff.  6,  des  Organisationsgesetzes 
wegen  Inkompetenz  von  der  Hand  gewiesen  wurde.  Allein  es  wurde  mit 
diesem  letztem  Entscheide  selbstverständlich  das  frühere  Urtheil  vom 
20.  Februar  188(1  nicht  aufgehoben;  eine  Aenderung  der  Rechtsansieht 
eines  Gerichtshofes  zieht  nicht  die  Aenderung  aller  früheren  Entschei- 
dungen, denen  eine  abweichende  Rechtsansicht  zu  Grunde  lag,  nach  sieh. 
Es  bleibt  daher  auch  bei  der  Aufhebung  des  regierungsräthlichen  Be- 
schlusses. Dem  Regierungsrath  ist  es  unbenommen,  mit  Rücksicht  auf 
den  letzten  Entscheid  des  Bundesgerichts  die  Rathsamkeit  des  Erlasses 
einer  neuen  Verordnung  betreffend  die  Heilsarmee  in  Erwägung  zu  ziehen. 

(App.  K.  8.  November  1888.) 
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53.  Ein  Jäger,  der  Seitens  der  Polizeidirektion  eine  ausserordentliche 
Jagdbewilligung  zur  Erlegung  von  Fischottern,  Fischreihern  und  Wildenten 
auf  mehreren  „Baeli gebieten“  hesass,  erlegte  einen  von  ihm  verfolgten 
Iteiher  unter  erheblicher  Uebersehreitung  der  Grenze  des  ihm  angewiesenen 
Gebietes.  Entgegen  der  Auffassung  der  Polizeibehörden,  die  darin  einen 
Jagd  fr  er  el,  begangen  bei  geschlossener  Jagd,  erblickten  «;  21  des  Jagd- 
gesetzes) und  mit  Rücksicht  hierauf  doppelte  Busse  verhängten,  wurde 
entschieden,  dass  die  Uebersehreitung  der  ertheilten  Bewilligung  allerdings 
zu  ahnden  sei,  aber  nur  gemäss  der  mildern  Strafbestimmung  des  t;  22 
des  zitirten  Gesetzes.  (App.  K.  11.  April  1880.) 

60.  Noch  glücklicher  war  ein  Jäger,  der  die  gleiche  Ucbertretung 
begangen  hatte,  im  Vorjahre  gewesen.  Das  Gericht  sprach  ihn  frei,  weil 
es  annahm,  dass  ein  subjektives  Verschulden  des  Gehlissten  mangle,  da 
derselbe  das  schädliche  Thier  innerhalb  seines  Fischenzengebietes  aufge 
spllrt  habe  und  im  Eifer  der  Verfolgung  sich  kaum  bewusst  geworden, 
dass  er  durch  eine  geringfügige  Uebersehreitung  der  Grenzen  seines  Ge- 
bietes einer  jagdpolizeilichen  Strafbestimmung  zuwider  handle. 

(B.  App.  K.  3.  Mai  1888.) 

Damit  wurde  die  sonderbare  Erscheinung  wieder  aus  der  Welt 
geschafft,  dass  der  Jäger  vom  Statthalter  des  einen  Bezirkes  eine  Jagd- 
prämie,  von  dem  des  anderen  Bezirkes  eine  BussenverfUgung  erhalten 
hatte. 

61.  Der  Art.  58  der  allgemeinen  Polizeiverordnung  der  Stadt  Zürich 
vom  7.  Mai  1885,  wonach  das  Mitbringen  von  Hunden  in  öffentliche 
Wirthsehaftslokale  untersagt  ist,  wurde  dahin  ausgelegt,  dass  auch  der 
Wirth  selbst  seinen  eigenen  Hund  im  Wirtluschafttslokal  nicht  dulden  darf. 

(B.  App.  K.  17.  Januar  1880. 

62.  Durch  Verordnung  der  Stadtpolizei  Zürich  vom  27.  Januar  1887 
(Amtsblatt  1887,  1,  Kr.  A,  S.  141)  ist,  in  Uehereinstimmung  mit  § 2 der 
regierungsräthlichen  Verordnung  vom  7.  Januar  1882  betreffend  die  amt- 
liche Lnterzuclning  der  im  Verkehr  befindlichen  Milch,  vorgeschrieben, 
dass  alle  in  der  Stadt  Zürich  zum  Verkauf  kommende  Kuhmilch  deutlich 
nach  ihrer  Qualität  dcklarirt  werden  müsse. 

Eine  Uebertrotung  dieser  Vorschrift  ist  auch  darin  gefunden  worden, 
dass  Vollmilch  in  Transportgefässen  mit  der  Aufschrift  „Marktmilch“  zur 
Stadt  gebracht  wurde,  um  dann  in  MilrhÜasrhen  mit  der  Aufschrift  „Voll- 
milch“ an  die  Kunden  gebracht  zu  werden.  Dieses  Verfahren  entspreche 
der  Vorschrift  einer  deutlichen  Qualitätsbezeichnung  eben  nicht  und  sei 
zudem  wohl  geeignet,  die  gesundheitspolizeiliche  Kontrole  der  Milch  zu 
erschweren  und  zu  umgehen.  (B.  App.  K.  27.  Dezember  1883.) 

63.  Der  Gewerbebetrieb  eines  Banquiers,  welcher  durch  Angestellte 

Kunden  aufsuchen  lässt,  um  bei  denselben  Bestellungen  auf  Städte-An- 
lehensloosc  aufzunehmen,  fällt  unter  das  Gesetz  betreffend  den  Markt- 
und  Haufirverkelir  ; es  bedürfen  daher  solche  Angestellte  eines  Ilausir- 
patentes.  (B.  App.  K.  7.  August  1888.) 
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<14.  Ein  Bäcker,  welcher  vom  Gemeinderathe  eine  PolizeibtiRse  erhalten, 
weil  er  Brodlaibc  als  2 Kilo  wägend  ausgeboten  hatte,  die  weniger  schwer 
waren,  focht  das  die  Busse  bestätigende  Urtheil  des  Bezirksgerichtes  mit 
der  Nichtigkeitsbeschwerde  an.  In  dem  abweisenden  Entscheide  wird 
gesagt:  Allerdings  sind  diejenigen  kantonalen  Gesetze  und  Verordnungen, 
welche  ein  bestimmtes  (Invicht  der  tirodlaibe  vorsehreiben,  so  dass  Brode 
von  anderem  Gewicht  gar  nicht  verkauft  werden  dürften,  durch  die  bundes- 
rechtlichen Bestimmungen  über  Handels-  und  Gewerbefreiheit  als  auf- 
gehoben zu  betrachten.  Allein  damit  ist  eine  allgemeine  Kontrole  über 
Qualität  und  Gewicht  nicht  ausgeschlossen.  Und  der  Nichtigkeitskliiger 
ist  nicht  etwa  deswegen  bestraft  worden,  weil  er  Brodlaibc  in  unzulässiger 
Gewichtsmenge  (§  2 des  Gesetzes  bet  reifend  den  Verkauf  von  Brod  u.s.w.) 
gebacken,  sondern  einfach  weil  er  Laibe  als  2 Kilo  wägend  ausgeboten 
hatte,  die  weniger  schwer  waren.  — Auf  die  Einwendung  des  Beschwerde* 
führers,  er  habe  die  betreffenden  Laibe  keineswegs  als  2 Kilo  haltend 
verkaufen  wollen,  denn  er  pflege  alles  Brod  den  Kunden  vorzuwägen 
und  zur  Abrundung  des  Gewichtes  Stücke  zuzuschneiden,  wurde  bemerkt: 
Ein  solches  Verfahren  müsste  zwar  gestattet  werden,  die  durchgehende 
Beobachtung  desselben  seitens  des  Beschwerdeführers  dürfte  aber  nur 
dann  als  festgestellt  angesehen  werden,  wenn  er  die  angegebene,  von 
der  allgemeinen  Sitte  abweichende  Art,  Brod  zu  verkaufen,  in  gehöriger 
und  jeder  Zeit  sichtbarer  Form  öffentlich  kund  gethan  hätte. 

(B.  App.  K.  1).  Oktober  1888.) 

VII.  IHeziplinamtrafrecht. 

65.  Das  Obergericht  hat  stets  den  Grundsatz  befolgt,  im  Straf- 
prozesse keine  Ordnungsbussen  wegen  Trölerei  zu  verhängen,  weder 
gegenüber  dem  leugnenden  und  doch  schuldbewussten  Angeklagten,  noch 
gegenüber  einem  Vertreter;  es  wäre  denn,  dass  ein  solcher  die  Aktcnlage 
zu  entstellen  und  wissentlich  unrichtige  Beweismittel  zu  produziren  suchte. 

(B.  App.  K.  23.  August  1888.) 

66.  ln  einer  Bcschwerdcsache  gegen  einen  Gemeindeammann  rekur- 
rirte  die  Gläubigerin  deswegen  gegen  den  bezirksgerichtlichen,  ihre  Be- 
schwerde materiell  gutheissenden  Beschluss,  weil  dem  Gemeindeammann 
keine  Ordnungsbusse  aufgelegt,  sondern  nur  eine  Büge  ertheilt  worden 
war.  Der  Rekurs  wurde  aber  als  unstatthaft  erklärt,  weil  das  Recht, 
sich  über  Amtshandlungen  von  Justizpersonen  zu  beschweren,  den  Be- 
theiligten nur  zu  dein  Zwecke  gegeben  sei,  dass  allfällig  vorgekommene 
Fehler  verbessert  werden  können,  währenddem  eine  disziplinarische  Ahn- 
dung auch  ohne  Antrag  des  Betheiligten  immer  von  Amteswegen  zu  er- 
folgen habe,  woraus  ohne  Weiteres  folge,  dass  dem  letztem  auch  nicht 
zustehe,  sich  darüber  zu  beschweren,  dass  eine  ausgesprochene  Ahndung 
nach  seinem  Dafürhalten  ungenügend  sei. 

(B.  App.  K.  27.  Oktober  1888.) 
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Adolphe  Prins.  La  Criminalité  et  l’Eiat  social.  Bnucllcs,  1890. 

Sous  ce  titre,  l'éminent  criminaliste  belge  publie  une  conférence  qu'il 
a donnée  à Bruxelles,  le  28  janvier  de  l’année  dernière,  et  dont  le  but 
était  d’exposer  l’évolution  moderne  du  droit  pénal,  sa  tâche  actuelle,  et 
les  armes  dont  il  doit  se  servir  dans  la  lutte  contre  la  criminalité.  Inutile 
de  dire  que,  dans  un  opuscule  de  27  pages,  ce  vaste  sujet  ne  peut  être 
qu’esquissé  à très  grands  traits.  L’auteur  part  du  fait  que  l’humanité  n’est 
pas  soumise  à la  loi  d’hérédité  seule;  les  effets  de  l’hérédité  sont  modifiés 
et  même  dominés  par  l’influence  de  la  grande  loi  de  variabilité,  qui  préside 
A l’évolution  continuelle  du  genre  humain.  L’homme  n’est  pas  seulement 
le  produit  inerte  du  passé,  il  porte  en  lui  des  sentiments,  des  tendances, 
des  besoins  absolument  personnels,  et  cet  élément  personnel,  inné,  se  déve- 
loppe et  se  façonne  selon  le  milieu  social,  les  conditions  matérielles  et 
morales,  l’éducation,  la  profession,  bref,  toutes  les  influences  qui  agissent 
sur  l’homme,  du  berceau  à la  tombe  Grâce  à ces  influences  constantes, 
le  type  des  individus,  des  familles,  des  races,  se  modifie  peu  A peu,  mais 
d une  manière  incessante.  Le  type  de  l'homme,  en  particulier  le  type  du 
criminel,  n’est  pas  purement  un  type  anthropologique  ; c’est  essentiellement 
un  type  professionnel  et  social.  Or,  la  société,  qui  le  forme,  peut  le  mo- 
difier; elle  peut  l'atténuer  en  améliorant  les  influences  qui  agissent  sur 
lui.  Voilà  le  terrain  sur  lequel  il  faut  porter  la  lutte  contre  le  crime. 
Arrière  le  fatalisme  de  l’école  italienne,  qui  ne  voit  dans  la  plupart  des 
délinquants  que  des  criminels-nés,  produits  incurables  d’une  sorte  de 
prédestination  héréditaire.  Il  faut,  au  contraire,  travailler  incessamment 
dans  le  but  de  développer  les  influences  saines  et  utiles,  d'anéantir  les 
influences  néfastes  et  délétères.  L’histoire  nous  montre  que  c’est  dans  la 
classe  moyenne  des  „petites  gens“,  des  „travailleurs  modestes“,  que  se 
conserve  la  plus  grande  somme  de  santé  morale  : unissons  nos  efforts 
pour  améliorer  A tous  égards  ses  conditions  d’existence  morales  et  ma- 
térielles; assurons-lui  les  bienfaits  d’une  bonne  hygiène  publique,  de  bonnes 
lois  sur  l’assistance  publique,  l’épargne,  les  assurances  ouvrières,  les  syn- 
dicats professionnels,  la  réglementation  du  travail,  protégeons-la  par  des 
mesures  rigoureuses  contre  le  fléau  de  l’alcoolisme.  Dans  le  domaine  indi- 
viduel, c'est  l’enfant  qui  doit  être  l’objet  de  notre,  constante  sollicitude,  c’est 
an  moyen  d’une  instruction  pratique,  d’une  bonne  éducation,  d’une  gymnas- 
tique fortifiante,  de  mesures  protectrices  contre  les  mauvais  exemples  et 
les  influences  néfastes  auxquels  il  est  parfois  exposé,  même  au  sein  de 
sa  famille,  que  l’on  parviendra  A réduire  le  nombre  si  grand  encore  des 
recrues  de  ia  misère  et  du  crime.  Dans  le  domaine  pénal  enfin,  il  faut 
sortir  de  l’ancienne  routine,  il  faut  approprier  la  peine  A la  nature  du 
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délinquant,  il  faut  individualiser:  en  particulier,  la  détention  appliquée 
uniformément,  comme  elle  l'a  été  jusqu'ici,  a perdu  son  influence  morale 
et  son  efficacité,  et  doit  être  réformée  de  fond  en  comble.  „ La  coudant- 
p nation  conditionnelle,  la  libération  conditionnelle,  la  caution  de  bonne 
„conduite,  une  importance  plus  grande  attachée  aux  peines  pécuniaires; 
„le  droit  pour  la  partie  lésée,  quand  il  s’agit  d’infractions  légères,  d’ar- 
„rêter  les  poursuites;  pour  l'incorrigible,  la  peine  perpétuelle;  comme 
„régime  pénitentiaire,  suivant  les  cas,  le  régime  cellulaire,  le  système 
„progressif  anglais  basé  sur  la  classification  des  détenus  et  les  travaux 
„en  plein  air,  tels  sont  quelques  exemples  des  moyens  de  briser  la  déses- 
pérante monotonie  de  la  peine  actuelle.“ 

Impossible  de  rendre,  compte  en  quelques  mots  d’un  travail  aussi 
condensé  que  la  brochure  de  M.  l’rins.  Je  ne  veux  toutefois  pas  terminer 
cette  notice  sans  rendre  un  hommage  mérité  à l’élévation  d’idées,  à 
l’élégante  facilité  de  l’expression,  au  style  chaleureux  et  entraînant  qui 
distinguent  cet  opuscule  et  auxquels  on  reconnaît  de  suite  l’auteur  de 
Criminalité  et  liépressiva.  En  popularisant  ainsi,  sons  une  forme  tan- 
gible et  attrayante,  les  tendances  réformatrices  des  nouvelles  théories 
pénales,  M.  Prins  rend  un  service  inappréciable  à la  cause  dont  il  s’est 
fait  l’apôtre.  Pour  que  ces  théories  puissent  porter  leurs  fruits  et  passer 
dans  le  domaine  des  faits  et  de  la  réalité,  elles  ne  doivent  pas  rester, 
pour  ainsi  dire,  entre  ciel  et  terre:  il  faut  qu’elles  se  répandent  dans  le 
public  et  qu  elles  prennent  racine  dans  la  conscience  même  de  la  société. 
Et  c’est  A leur  assurer  cette  base  solide  et  indispensable  que  contribuent 
dans  une  large  mesure  des  travaux  pareils  à celui  dont  je  viens  de  parler. 

Kutfèue  Borel. 

Dr.  Friedrich  Wachenfeld.  Die  Bepritje  mu  Mord  and  Todtschlay, 
marie  vtifsâtzlteher  h'àrpereerletztiufi  ont  tiidtlieheui  Ausytutge  in 
der  (i'esel'tjehitnt/  seit  der  Milte  des  IR.  Jahrhundert*.  Eia  liei- 
tra>/  zar  reri/leiiheadeu  (lesehahte  der  Slraff/rset:ijebaai/.  Mar- 
har y,  //.  (i.  Et nxrt,  JSUO. 

Die  vergleichende  Darstellung,  welche  Waclieafeltl  dem  Mord  und 
dem  Todtschlag  widmet,  wurde  durch  i>.  Liszt  angeregt.  Solche  anregende 
Tliittigkcit  ist  nicht  das  letzte  Verdienst  des  an  Anregung  so  überaus 
reichen  Hallenser  Strafreclitslehrers.  Die  Arbeit  Wachenfelds  stützt  sich 
auf  mehr  als  zweihundert  Entwürfe  und  ticsetze  deutscher  und  ausser- 
deutscher  Staaten.  Die  Arbeit  fördert  ganz  überraschende  Resultate  zu 
Tage.  Die  Prämeditation  bei  Mord  lind  Todtschlag  ist  erst  von  dem 
französischen  Strafgesetzbuch  von  1 Th  1 als  grundlegendes  Untersclieidungs- 
mcrkmal  verwendet  worden,  von  Frankreich  kam  die  Unterscheidung  nach 
Deutschland,  von  Deutschland  in  den  Norden  und  nach  der  Schweiz,  nach 
Serbien,  Ungarn  und  Griechenland.  Sie  ist  Kriterium  in  allen  romanischen 
und  andern  Staaten,  welche  von  der  französischen  Gesetzgebung  beeinflusst 
wurden;  nur  ein  Staat  war  dafür  unempfänglich  : England. 

Nun  weist  Waolienfeld  aber  die  Unhaltbarkeit  dieses  Merkmals  nach. 
Er  stellt  folgenden  Gesctzesvorsehlag  auf  : 
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§ I.  Wer  rorxiitzlirh  einen  Menschen  loilttl , trirtl , trenn  er  tien  fntxchlnss 
nicht  in  ihr  Krrttjttntj  tje fasst  wirr  tiuxijcfuhrl  hui,  triifen  MoCtlex  . . . hexten/). 

t;  J . II  er  curxätzlich  einen  Menschen  tinttct,  trirtl,  trenn  er  ih  n Knlxflt I itxs 
nt  der  h'.rretjntttf  tjefnxst  mul  nttst/e fuhrt  hat,  tret/rn  fielt st  ltht/jes  mil  . . . Iirslrttfl. 

$ 3.  W ar  tlrr  Vorsatz  mehl  auf  f init ttttff  grrirhlrt.  so  ist  ilte  Strafe  itt  tien 
fallen  der  rorltenjehen  len  l'ttrtttfnt /thrtt  (um  ein  Drittel)  zu  rnntixsit/rn. 

Wenn  die  Untersuchung  Warhenfelds  eine  allgemeine  wissenschaft- 
liche Bedeutung  beanspruchen  darf,  so  kommt  sie  ganz  besonders  den 
Ländern  zu  statten,  welche,  wie  die  Schweiz,  mit  gesetzgeberischen  Ar- 
beiten beschäftigt  sind. 

Georges  Fazy.  La  centralisation  cl  l'unification  da  droit  en  Suisse. 
Geilere,  fS!)l). 

Mit  dem  Satze  Mutitrsqnien's:  L'uniformité  est  un  genre  de  perfection 
(pii  saisit  quelquefois  les  grands  esprits,  mais  frappe  infailliblement  les 
petits,  und  dem  weitern  Motto  von  Portait s;  Les  codes  des  peuples  se 
font  avec  le  tern/ts,  mais  à proprement  parler  on  ne  les  fait  pas, 
charakterisirt  Fazy  seinen  Standpunkt  deutlich  genug  Sein  Vorschlag, 
es  sei  ein  Gesetzbuch  vom  Hunde  auszuarbeiten,  das  die  Kantone  sieb 
aneignen  könnten,  ist  gewiss  hübsch  gedacht,  aber  schlecht  ausführbar. 
Sein  zweiter  Vorschlag,  zunächst  den  Gesetzesstand  der  einzelnen  Kan 
tone  zu  vergleichen  und  dann  erst  zu  unitizireu,  empfiehlt  gerade  das, 
was  sowohl  für  das  Zivilrecht  als  für  das  Strafrecht  gegenwärtig  ge- 
schieht. Man  merkt  es  aber  dem  sehr  föderalistisch  gesinnten  Verfasser 
an,  dass  ihm  eine  recht  langsame  Entwicklung  zur  Einheit  für  unser 
schweizerisches  Recht  am  erspriesslichsteu  erscheint,  und  darin  besteht 
der  Gegensatz  zwischen  seiner  und  unserer  Auffassung.  St. 

Dr.  Karl  Birkmeyer.  o.  ö.  Professur  tlrr  ff  er  h Ir  ttn  tlrr  Unirrrsitöt  zn 
München.  Die  Lehre  von  der  Tlteilnnltmr  and  die  Ifecfihtprerftituf/ 
des  deutschen  lieichst/ri  iclits.  Kritische  Stadien.  Urrtin  II  .,  1S!H), 
Otto  Lichntann. 

Birkmeyer  stellt  sich  die  Aufgabe,  die  subjektive  Theilnalunetheoric 
des  Reichsgerichtes  als  ungesetzlich  nachzuweisen.  Vom  Standpunkte  des 
positiven  deutschen  Rechtes  aus  dürfte  seine  scharfsinnige  und  gelehrte, 
an  der  Rechtsprechung  demonstrirte  Beweisführung  Zustimmung  ver- 
dienen; de  lege  ferenda  gelangt  der  Berichtende  freilich  zu  einem  andern 
Resultate. 

Auf  die  erschöpfende  Monographie  kann  hier  nicht  näher  ciiigegangon 
werden,  nur  sei  bemerkt,  dass  einzelne  reichsgerichtliehe  Urtheile  auch 
hei  Zugrundelegung  der  subjektiven  Theorie  anfechtbar  erscheinen.  So, 
wenn  der  zweite  Senat  des  Reichsgerichts  am  io.  Juni  lK.sJ  den  als 
Oehiilfen  verurtheilte,  welcher  für  einen  Andern  einen  Schäferhund  stahl. 
Denn  der  Dieb  musste  doch  wohl  wegen  Thäterschaft,  der  Andere  wegen 
Anstiftung  bestraft  werden.  Wenn  wirklich  die  subjektive  Theorie  zu 
solchen  Ergebnissen  führen  würde,  dann  könnte  sie  nicht  richtig  sein, 
das  Leben  bildet  Überall  die  entscheidende  Probe  der  Theorie. 
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Dr.  Franz  von  Liszt,  ard.  Professor  der  Rechte  in  Huile  n.  S.  Lehr- 
buch îles  deutschen  Strafrechts.  Vierte  durchgearhei tete  Auflage. 
Berlin.  J.  Gatten  tat/,  ISU1. 

Der  dritten,  18X8  erschienenen  Auflage  des  v.  Liszt’schen  Lehrbuches 
ist  verhältnissmässig  sehr  rasch  die  vierte  gefolgt,  und  zwar  ist  auch 
diese  Auflage  eine  durchgearbeitete.  Neu  und  besonders  anziehend  ist 
der  erste  Tlieil  der  Einleitung.  Vortrefflich  wird  zunächst  das  Verhiiltniss 
von  Strafrecht  und  Kriminalpolitik  nachgewiesen.  Beachtenswert!!  ist,  mit 
welcher  Schärfe  v.  Liszt  die  Kriminalpolitik  aus  seiner  Darstellung  aus- 
sehliesst,  er,  der  mit  seinen  „Kriminalpolitischen  Aufgaben“  eben  erst 
den  Weg  gezeigt  hat.  Die  Beschränkung,  die  v.  Liszt  sich  auferlegt  und 
in  einem  Lehrbuehe  des  Strafrechts  sich  mit  Recht  auferlegt,  zeigt  ihn 
als  Meister.  Nur  in  den  bemerkenswerthen  Paragraphen  „ Das  Strafrecht 
als  Interessensehutz“  und  „Auseinandersetzung  mit  den  Gegnern“  wird 
der  kriminalpolitisehe  Standpunkt  noch  erörtert,  und  zwar  in  ungemein 
massvollcr,  vermittelnder  Art.  Die  Schwere  der  Strafe  will  v.  Liszt  in 
erster  Linie  nach  der  Tiefe  der  rechtlichen  Verschuldung , in  zweiter 
Linie  erst  nach  dem  Werthe  des  angegriffenen  Hechtsgutes  bemessen, 
und  innerhalb  der  subjektiven  Verschuldung  bezeichnet  er  gewohnheits- 
mässigen  Kampf  gegen  die  Rechtsordnung  und  gelegentliche  Abirrung 
von  ihr  als  die  beiden  durchgreifenden  Gegensätze. 

Auch  der  zweite  Tlieil  der  Einleitung,  die  Geschichte  des  Strafrechts, 
erweist  sieb  als  dnrehgearbeitet  und  vervollständigt. 

Die  Darstellung  ist  beinahe  Überall  durchsichtig  klar  und  einfach. 
Auch  gegenüber  der  dritten  Auflage  tritt  ein  erfreulicher  Fortschritt  zu 
Tage;  nur  ganz  vereinzelt  linden  sieh  Auseinandersetzungen,  die  nicht 
vollkommen  solide  erscheinen.  Zu  diesen  möchten  die  Ausführungen  über 
Nothslaml  zu  zählen  sein. 

Der  Nothstand,  sagt  von  Liszt,  erscheint  als  das  Zusammenstossen 
berechtigter  Interessen,  von  welchen  das  eine  nothwendig  in  dem  Kampfe 
unterliegen  muss. 

„Die  vom  Staate  nicht  verbotene  Nothstandslmndlung  ist  darum  noch 
keine  rechtmässige,  wohl  aber  hört  sie  auf.  eine  rechtswidrige  zu  sein; 
sie  gehört  dem  Mittelgebiete  der  rechtlich  gleichgültigen  Handlungen  an. 
Daraus  ergibt  sich  mit  Nothwendigkeit  die  Einreihung  des  Nothstandes 
unter  jene  Umstände, durch  welche  (nicht  etwa  nur  die  Strafbarkeit,  sondern) 
die  Iterhtswidrigkeit  des  Thuns  oder  Unterlassen«  ausgeschlossen  wird. 
Und  daraus  folgt,  dass  die  Nothstandshandlnng  niemals  rechtswidriger 
Angriff  sein  kann,  dass  ihr  gegenüber  Nothwehr  unmöglich  ist,  während 
sie  allerdings  auf  Seiten  des  durch  sie  Bedrohten  einen  zweiten  Noth- 
stand  begründen  kann.“ 

Warum  die  Nothstandshandlnng  aufhört,  eine  rechtswidrige  zu  sein, 
wird  nicht  angegeben.  Wenn  bei  dem  Zusammenstoss  zweier  berechtigter 
Interessen  eines  nothwendig  unterliegen  muss,  so  folgt  daraus  für  die 
Rechtswidrigkeit  der  Nothstandshandluog  nichts.  Aus  den  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuches  ergibt  sich  lediglich  die  Nichtstrafbarkeit  der  Noth- 
standshandlung.  Der  Grund  dieser  Nichtstrafbarkeit  dürfte  um  richtigsten 
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in  der  Zweckbestimmung  der  Nothstandshundlung  als  einer  rechtsgut- 
erhaltenden und  rechtsgutsehtttzendcn  zu  linden  sein.  Der  Zweck  heiligt 
aber  das  Mittel  auch  hier  nicht  In  gewissen  gesetzlich  benannten  Fällen 
bestehen  allerdings  Notlirechte,  z.  B.  bei  Krieg,  Fenerausbruch  werden 
dem  Militär  und  der  Feuerwehr  Gebrauchs-  nnd  Benutzungsrecht«  ein- 
geräumt; der  Gemeingefahr  und  der  Vaterlandsgefahr  müssen  Privat- 
rechte  weichen.  Eine  Ausdehnung  dieser  Rechte  wird  de  lege  ferenda 
in  Betracht  zu  ziehen  sein.  Wo  solche  Rechte  aber  nicht  nachweisbar 
sind,  da  behält  die  in  Folge  ihres  Zweckes  straflose  Handlung  den  rechts- 
widrigen Charakter. 

Es  darf  z.  B.  nicht  behauptet  werden,  der  Staat  lasse  den  Schiff- 
brüchigen gewähren,  welcher  in  Hungersnoth  den  Genossen  tiidtet,  um 
ihn  aufzttzehren.  Und  wenn  in  einer  belagerten  Stadt  oder  Festung  die 
Lebensmittel  ausgegangen  sind,  so  wird  der  Befehlshaber  und  die  Polizei 
diejenigen  nicht  gewähren  lassen,  welche  sich  an  ihren  Schicksalsgenossen 
vergreifen  wollten,  und  zwar  nicht  etwa  nur,  weil  die  Disziplin  es  nicht 
znlässt.  Gegen  derartige  Angriffe  muss  daher  auch  Nothwehr  statthaft 
sein  und  zwar  wohl  auch  dann,  wenn  der  Angreifer  unzurechnungsfähig 
ist.  Richtig  ist  allerdings,  dass  die  Rücksichtslosigkeit,  mit  der  heute 
noch  das  eigene  Recht  verfochten  werden  darf,  bei  Unzurechnungsfähig- 
keit des  Angreifers  zu  bedenklichen  Ergebnissen  führt,  es  fragt  sich  aber 
eben,  ob  nicht  eine  Revision  des  Nothwehrbcgritfes  geboten  sei,  wie  sie 
Lttmmasch  neuesten»  anregte. 

Eine  zweite  Einwendung  richtet  sich  gegen  r.  Liszl' s Theorie  der 
Antraiisilelikte.  Die  Antragsfälle,  in  denen  mit  Rücksicht  auf  entgegen- 
stehende Interessen  des  Verletzten  nicht  gestraft  wird,  lassen  sich  meines 
Erachtens  ebenso  wenig  als  die  übrigen  Fälle  als  Prozcssvoraussetznngen 
auffassen.  Das  Interesse  des  Staates  an  der  Verfolgung  teure  allerdings 
von  Anfang  an  gegeben,  z.  B.  früher  bei  Nothzucht,  da  aber  ein  «öderes 
Interesse,  nämlich  die  Rücksicht  auf  den  Verletzten,  dem  Staate  wichtiger 
erscheint,  als  das  Interesse,  den  Schuldigen  zu  verfolgen,  so  ergibt  sich 
schliesslich  für  den  Staat  das  Resultat,  es  seien  diese  Fälle  straflos  zu 
lassen.  Bei  der  Nothzucht  Überzeugte  sich  Deutschland,  dass  diese  Ab- 
wägung der  Interessen  nicht  der  Natur  der  Sache  entsprach,  und  dem- 
nach ist  Nothzucht  wieder  von  Amteswegen  zu  verfolgen,  d.  h.  Nothzucht 
wurde  als  unbedingt  strafwürdig  befunden. 

Doch  handelt  es  sich  hier  nicht  hauptsächlich  darum,  abweichende 
Ansichten  vorzutragen,  sondern  auf  das  Buch  neuerdings  aufmerksam  zu 
machen.  Es  kann  nur  in  durchaus  empfehlendem  Sinne  nnd  unter  aus- 
drücklicher Anerkennung  der  hohen  Vorzüge  des  Werkes  geschehen.  Sl. 

Or.  jur.  J.  Langhard.  Dus  Recht  der  politischen  Fremdemutmeimmj 
mit  besonderer  Reriielzsiehtit/iniy  der  Schweiz.  Leipzit/,  Dnueher 
und  Hnmhlot,  IS01. 

Es  ist  eine  völkerrechtliche  Abhandlung,  welche  Langhard  uns  bietet, 
und  zwar  eine  höchst  zeitgemässe.  Die  Ausweisung  Fremder  ist  durch 
wichtige  Vorgänge  der  letzten  Jahre  Gegenstand  des  allgemeinen  Inte- 
resses geworden.  An  die  Ausweisung  Mermillod’s,  die  Nichtausweisung 
Schröder’»  und  die  Ausweisung  des  Inspektors  Wohlgemuth  knüpfen  sich 
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grundsätzliche  Fingen  von  grösster  Bedeutung.  Langhard  stellt  das  (je ■ 
schichtliche  erschöpfend  und  anziehend  dar  und  betrachtet  das  Aus- 
weisungsrecht nach  den  verschiedensten  Seiten  hin,  wobei  er  inehr  darauf 
ausgeht,  den  gegenwärtigen  Stand  der  schweizerischen  Praxis  festzustellen, 
als  die  Begründetheit  dieser  Praxis  an  den  allgemeinen  Grundsätzen  des 
Völkerrechts  zu  prüfen.  Nicht  ohne  Grund  hat  .lelliuek  in  der  Zeitschrift 
für  schweizerisches  Hecht  eine  Kritik  der  Ausweisung  Mermillod's  bei 
Langhard  vermisst. 

Wer  das  schweizerische  Ausweisungsrecht  kritisch-dogmatisch  be- 
handeln wollte,  der  lande  das  Material  hei  Langhard  gut  zusainuien- 
gestellt  und  nach  richtigen  Gesichtspunkten  geordnet.  Am  Schluss  findet 
sieh  auch  eine  kurze  werthvolle  (lebersieht  Uber  den  Geselzeszustand 
von  17  Staaten  in  dieser  Materie. 

Oli  wirklich  die  Strafe  der  Ausweisung  gegeu  SehweizcrbUrgcr  bundes- 
rechtlich noch  statthaft  ist,  mag  bezweifelt  werden;  denn  der  Bund  würde 
mit  sieh  selbst  in  Widerspruch  gerathen,  wenn  er  eine  Strafe  anwenden 
wollte,  die  er  den  Kantonen  untersagt.  Ausdrücklich  ist  die  auf  Ver- 
weisung lautende  Buiidesstrafsanktioii  allerdings  nirgends  aufgehoben. 

Bernhard  Riggenbach,  Pfarrer  an  der  Strafanstalt  und  Professor  der 
Theolm/ie  in  Basel.  Her  internationale  (refit  agn isskont/ress  in 
Russland,  Erlebnisse  und  Eindrücke.  Separatahdraek  aus  dem 
„ Kirrheublatt  für  die  reforniirte  Schweiz “.  Hasel,  R.  Reich. 

Hie  GO  Seiten  starke  Broschüre  behandelt  ausser  den  Arbeiten  der 
ö Sektionen  des  vierten  internationalen  Ocfaiignisskongressrs  dem  Titel 
entsprechend  auch  Iteiseeindräeke  und  Erlebnisse..  So  linden  sich  Mit 
theilungen  über  die  Stadt  Petersburg,  die  griechisch  russische  Kirche,  das 
russische  Gelängnissweseii,  Moskau  und  auch  über  das  Deportationshaus 
und  das  Findelhaus.  Riggenbach  verbindet  Sachkenntniss  mit  llumor,  und 
ilas  macht  den  Werth  der  Schrift  aus. 

Kin  wenig  absprechend  äussert  sich  Riggenbach  über  die  Arbeiten 
der  ersten  Sektion;  er  meint,  es  seien  da  Thesen  aufgestellt  worden, 
„deren  Selbstverständlichkeit  uns  Niehtjuristen  geradezu  verblüffte“. 
Wenn  dabei  auf  die  erste  Frage,  „Kebereinstimmcnde  Bezeichnung  der 
Auslieferungsdelikte“,  hingewiesen  wird,  so  ist  gerade  dieses  Beispiel 
nicht  glücklich,  denn  die  Mehrheit  der  Sachverständigen  erklärte  dieses 
Problem  zur  Zeit  für  nicht  lösbar.  Nichts  desto  weniger  verdient  die 
Meinung  eines  Nichtjuristen  in  allen  Fragen  der  Strafgesetzgebung  durch- 
aus Beachtung,  wenn  dieselbe  auf  eine  so  reiche  Erfahrung  sich  stützt, 
wie  sie  Herrn  Dr.  Riggenbach  eigen  ist. 

l)ie  schweizerische  ( ireir/t ts/iru  > is  über  dus  literarische , künstlerische 
und  industrielle  Eii/cnthuiii.  Zasannnenyestellt  am  Dr.  F.  Meili. 
ord.  Professor  an  der  l'nivcrsHilt  Zürich,  Advokat.  L Bund. 
Zürich,  (hell  Füssli,  IS!) I. 

Nach  dem  Vorbilde  der  französischen  Zeitschrift  „Annales  de  la 
propriété  industrielle,  artistique  et  littéraire-  will  Meili  in  seiner  neuesten 
Publikation  die  schweizerische  Rechtsprechung  Uber  das  literarische, 
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künstlerische  umi  gewerbliche  Eigcnthum  zusnmmenstellen.  I ter  erste 
reichhaltige  uml  hübsch  ausgestattete  Baud  bringt  17  Urtheile,  von  denen 
3 das  musikalische  und  1 das  künstlerische  Eigenthuui  betrcffen2  7 Ent- 
scheidungen beziehen  sich  auf  das  Markenrecht  und  3 auf  das  Patentrecht. 

Mehrere  Entscheidungen  werden  zum  ersten  Mal  abgedruckt,  so  das 
Urtlieit  des  korrektioneilen  Gerichtes  (Amtsgerichts)  von  Iturgdorf  in  dein 
„berühmten  Spielkartenprozess“.  Es  interessirt  die  Sammlung  also  auch 
den  Kriminalisten. 

Gewiss  handelt  Meili  richtig,  wenn  er  die  Urtheile  wörtlich  alldruckt. 
Leider  haben  die  grundlegenden  bundesgerichtlichen  Urtheile  Uber  das 
Markenrecht  nicht  Aufnahme  gefunden.  Wenn  diese  Entscheidungen  auch 
in  der  amtlichen  Sammlung  uaehgcschlagen  werden  können,  so  ist  diese 
Sammlung  doch  nicht  Jedermann,  der  sich  Uber  die  Kechtspreclmng  be- 
treffend literarisches,  künstlerisches  und  gewerbliches  Eigent  hum  orientiren 
will  (man  denke  an  Schriftsteller,  Künstler,  Gewerbetreibende,  Kaufloute), 
zur  Hand.  Der  Werth  einer  solchen  Sammlung  beruht  wesentlich  auf  ihrer 
Vollständigkeit.  Die  Lücke  kann  im  zweiten  Hand  leicht  ausgefUllt  werden. 

Paul  Gubser  eon  Wnllenetadt.  Die  Münzt  erbrechen  in  den  kantonulen 
Strufgenetzge h u ngen  der  Schweiz.  Zürcher  Inaugural- Dissertation. 
Zürich,  IS  UL  X37  S. 

Heute  kann  nur  das  Erscheinen  «1er  zeitgemiissen  Abhandlung  Gubser’s 
Uber  die  Münzverbrechen  angezeigt  werden.  Der  erste  Tlieil  behandelt 
das  Geld  im  Allgemeinen  und  das  schweizerische  Geldwesen,  der  zweite 
bezieht  sich  auf  den  strafrechtlichen  Schutz  des  Geldes,  und  zwar  wird 
zunächst  die  systematische.  Stellung  erörtet,  dann  geht  der  Verfasser  auf 
die  einzelnen  MUnzdelikte  Uber  und  unterscheidet  Falschmünzerei,  Mllnz- 
verfälsehung,  Inumlaufsetzen  nachgeahmten  und  verfälschten  Geldes,  das 
Einfuhren  von  Falsifikaten,  die  Uestiiumuug  des  Art.  201  des  Strafgesetz- 
buches von  Tessin  und  „die  strafbare  Herstellung  von  zu  Anfertigung 
etc.  von  Geld  dienlichen  Vorrichtungen  und  Werkzeugen“. 

In  einem  Anhänge  wird  das  Vcrhältniss  der  Münz  verbrechen  zur 
Urkundenfälschung  und  zum  Betrug  bestimmt.  Den  Schluss  bildet  ein 
Gesetzesen  t w urf. 

Mittheilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung.  Zweiter 
Jahrgang,  Heft  ■'!.  Februar  ISUI.  Bulletin  de  l'union  internationale 

de  droit  pénal.  Deuriime  année,  numéro  ■'!.  Décrier  1SV1.  Berlin, 

J.  Iruttentag,  lS'Jl.  J-'lti  S. 

Aus  dem  reichen  Inhalte  des  soeben  (Ende  Februar  18U1)  erschienenen 
dritten  Heftes  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  ist  her- 
vorzuheben: 1.  Gutachten  von  Professor  Leveillc  Uber  Frage  1:  Comment, 
la  législation  doit-elle  déterminer  la  notion  des  criminels  d'habitude  in- 
corrigibles et  quelles  sont  les  mesures  recommander  contre  cette  caté- 
gorie de  criminels?  2.  Berichte  in  deutscher  und  französischer  Sprache 
Uber  die  Berner  Versammlung  (12.  — 14.  August  1880).  3.  Ein  bemerken* 
werther  von  Professor  v.  Liszt  als  Schriftführer  erstatteter  Bericht  über 
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rdic  beiden  ersten  Kriegejahre  der  Vereinigung“  (deutseh  und  französisch). 
4.  Iju  condamnation  conditionnelle  en  Belgique.  Chambre  des  Représentants. 
Séance  du  17  mai  1890.  Rapport  sur  l’exécution  de  la  loi  instituant  la 
condamnation  conditionnelle  et  la  libération  conditionnelle.  Juin  1888  à 
décembre  188'.»,  und  dazu  5.  ein  Aufsatz  von  Dr.  L.  Franck  in  Ant- 
werpen: Der  belgische  Regierungsbericlit  über  die  bedingte  Verurtheilung. 


Strafrechtszeitung.  — Nouvelles  pénales. 


Strafrecht. 

Strufgesetzgehnnir  von  Uri.  Anlässlich  der  Behandlung  des  Rechenschafts- 
berichtes über  die  Staatsverwaltung  und  Rechtspflege  des  Kantons  Uri  in  den  Jahren 
1*k.s  und  lHKfl  stellte  die  laiidräthliehc  Prüfungskommission  zwei  auf  das  Straf- 
verfahren bezügliche  Postulate,  ihm  eine  auf  Ausarbeitung  eines  neuen  Réglementes 
für  den  Yerhorrichter,  das  andere  auf  Krlass  einer  Strafprozessordnung.  Wahrend 
das  ersten*  zu  keiner  einläßlichen  Diskussion  Anlass  bot.  da  es  sich  eigentlich 
nur  um  Auffrischung  einer  schon  vor  f»  Jahren  gefassten  Schlussnalime  handelte, 
wesshalb  eine  ernstliche  Opposition  dagegen  sich  nicht  geltend  machte,  rief  das 
letztere  einer  belebten  Debatte.  Der  Berichterstatter  der  Kommission,  selbst  nicht 
Jurist,  betonte  die  wegen  des  Mangels  einer  Strafprozessordnung  vielfach  zu  Tage 
getretenen  I ebclstande.  wobei  er  jedoch  anfeingezogene  Erkundigungen  bei  Dritten 
abzustellen  gouothigt  war.  Von  dem  Vertreter  der  Justizdirektion.  Herrn  Landes- 
statthalter <i.  Muheim.  wurde  das  Postulat  als  nicht  dringlicher  Art  bekämpft, 
dagegen  der  Antrag  eingereicht:  „Der  Kegiernngsrath  wird  eingeladen,  ein  Straf- 
gesetzbuch niiszuarhciten  mal  vorzulegen,  unter  Berücksichtigung  des  Entwurfes 
für  ein  Kriminalgesetz  vom  Jahre  istiö.“  In  eventueller  Abstimmung  siegte  dieser 
Antrag  gegenüber  dem  Postulate  auf  Krlass  einer  Strafprozessordnung  mit  allen 
gegen  7 Stimmen  und  wurde  hierauf  in  der  llaiiptabsiimmung  einstimmig  gut- 
geheissen.  Wir  sprechen  die  zuversichtliche  llotVimug  aus,  dass  der  ltcgierungsrath 
dem  Laudratlie  und  der  Lundsgomeindo  in  nicht  zu  ferner  Zeit  einen  wohldnrch- 
dachien  Entwurf  eines  nnsern  Verhältnissen  angepassten  Strafgesetzbuches  unter- 
breiten und  dass  derselbe  dann  auch  <*nade  tiudeii  werde  vor  dem  Souverän.  Wer 
bisher  mit  dem  Strafrechts  verfahren  berufsmässig  sich  zu  befassen  hatte,  ist  am 
ehesten  in  der  Lage,  den  in  der  Verwirklichung  dieses  lamlräthlichcu  Beschlusses 
liegenden  Fortschritt  zu  würdigen.  Eine  Strafprozessordnung  wird,  wenn  wir  einmal 
ein  materielles  Strafrecht  besitzen,  sicherlich  nicht  zu  lange  aut*  sich  warten  lassen; 
zu  deren  Aufstellung  ist  verlässuugsgeimiss  der  Laudrath  kompetent. 

Mittheilung  des  Herrn  Ständerath  Dr.  Franz  Sr  hm  hl,  Präsident  des  Land* 
rathes  von  Uri. 
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Sehwyz.  Strafgesetzgebung.  Der  Kantonsrath  von  tiduryz  beschloss  am 
27.  Februar  1801,  ein  PohzK ixtrafgesetz  auszuarbeiten.  Bisher  wurde  in  Schwyz 
das  Luzenur  Polizeistrafgesetz  vom  Jahr  18911  angeweudet,  das  in  Luzern  selbst 
nicht  mehr  gilt.  Ueberdies  soll  die  Strafprozessordnung  von  1818  revidirt  werden. 

Neuchâtel.  Code  pénal.  La  grande  œuvre  législative  de  M.  le  eonseiller 
d’Etat  Cornaz  est  désormais  assurée  : son  Projet  de  Code  penal  vient  d’être  adopté 
par  le  Grand  Conseil  unanime,  et  le  peuple,  en  cette  occasion,  ne  sera  certaine- 
ment pas  d’un  autre  avis  que  ses  mandataires.  Dans  quelques  mois,  notre  Code 
pénal  de  1865  aura  vécu,  et  nos  tribunaux  n’enverront  plus  les  délinquants  dans 
un  pénitencier-modèle  eu  appliquant  des  principes  surnuués.  Il  a fallu  toute  l’in- 
telligence et  tout  le  dévouement  de  M.  le  Dr  Guillaume,  aucieu  directeur  de  cet 
établissement,  pour  nous  assurer  les  bienfaits  d’un  système  répressif  rationnel  sons 
l’empire  d’une  loi  aussi  imparfaite  que  l’était  le  premier  Code  de  la  république: 
sans  lui,  nous  en  aurions  vu  vraisemblablement  plu»  tôt  la  révision,  non  qu’il  ne 
la  réclamât  pas,  mais  parce  qu’il  sut,  à force  de  tact,  en  rendre  la  nécessité 
moins  urgente. 

Le  nouveau  Code  a des  origines  qui  lui  gagnèrent  aussitôt  la  confiance  du 
Grand  Conseil.  M.  Cornaz,  Directeur  de  justice,  avait  préparé  sou  œuvre  avec  tont 
le  soin  qu’y  eût  apporté  un  criminaliste  de  profession,  et  ce  sens  des  choses  pra- 
tiques auquel  l’étude  exclusive  d’une  spécialité  n’est  pas  toujours  très  favorable: 
deux  conditions  dont  le  concours  est  aussi  utile  que  rare.  Plusieurs  jurisconsultes 
éminents,  parmi  lesquels  nous  mentionnerons  eu  particulier  MM.  les  professeurs  de 
Holtzcndorff,  Lammasrh  et  Bnisa,  voulurent  bien  soumettre  ce  travail  — sorti  de 
presse  sous  le  titre  d’ Avant-Projet  en  septembre  1888  — à un  examen  approfondi, 
et  l’approuvèrent  hautement  dans  son  ensemble,  tout  en  proposant  quelques  modi- 
fications partielles.  Une  commission  consultative  de  juristes  ncuclifttelois  fut  alors 
appelée,  par  M.  le  Directeur  de  justice,  à discuter  son  œuvre,  qui  sortit  sans 
changement  notable  de  ses  délibérations.  Ainsi  fut  fixé  le  texte  de  ce  qui  devint 
le  Projet  définitif  lorsque  le  Conseil  d’Etat  l’eut  adopté.  Ce  Projet  fut  alors  dé- 
posé sur  le  bureau  du  Grand  Conseil,  et  recommandé  à l’adoption  du  pouvoir 
législatif  dans  un  bel  et  large  exposé  des  motifs,  rédigé,  comme  le  Projet  lui- 
même,  par  M.  Cornaz,  et  portant  la  dato  du  II  avril  1890.  Pris  en  considération 
et  renvoyé  à la  commission  législative,  il  reparut  à l’ordre  du  jour  du  Grand 
Conseil  dans  sa  session  de  février  1881,  très  légèrement  amendé  par  cette  com- 
mission et  commenté  dans  un  rapport  digue  de  lui,  du  9 février  1881,  dont  l’auteur 
est  M.  A.  Jeanbeury,  président  de  cette  commission  et  ancien  procureur-général. 

Tant  de  travaux  consciencieux  engagèrent  le  Grand  Conseil  à renoncer  ù la 
discussion  par  articles.  Il  se  borna,  dans  sa  séance  du  1 1 février,  à renvoyer  à la 
commission  législative  l’étude  d'un  changement  insignifiant  de  rédaction;  et,  cette 
petite  question  réglée,  sans  de  plus  longs  débats,  le  Projet  fut  voté  à l'unanimité 
le  12  février  1891. 

Restait  à témoigner  au  véritable  législateur,  à M.  le  conseiller  d’Etat  Cornaz, 
la  reconnaissance  du  peuple  neuchâtelois  pour  ce  grand  progrès  qu’il  lui  doit.  Se 
souvenant  de  la  manière  toute  démocratique  dont  on  avait  honoré,  il  y a trente- 
six  ans,  M.  Piaget,  rédacteur  du  Code  civil,  le  Grand  Conseil  résolut  d’exprimer 
sa  gratitude  à M.  Cornaz  sous  la  même  forme,  c’est-à-dire  en  l’invitant  à apposer 
sa  signature  au  pied  du  Code  pénal.  Cette  décision,  aussi  simple  que  digne  et 
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bien  faite  pour  plaire  à un  magistrat  républicain,  fut  accueillie  avec  émotion  par 
M.  Corna/,  nuque]  son  œuvre  vaudra  sans  doute  d’autres  satisfactions  d’amour- 
propre.  mais  qui  n’en  trouvera  pas  de  plus  vive  que  le  sentiment  d’avoir  bien 
mérité  de  son  pays. 

Et  maintenant  nous  pouvons,  nous  autres  Neuchâtel  ois,  attendre  sans  trop 
d’ impatience  l’iiuitication  du  droit  pénal  en  Suisse.  J.-ll.  Mentha. 

Dns  Réélit  zutn  Waffen  gebrauch  in  der  schweizerischen  Armee.  — 

Oberst  lieutenant  F.  Ilnhlmnnn  veröffentlicht  in  der  „Schweizerischen  Monatsschrift 
fur  Offiziere  aller  Wallen“  ( heraus geg«*bon  von  Oberst  Ilungerbüliler)  folgendeu 
Entwurf  mit  Bestimmungen,  welche  das  Recht  /.tun  WalVengehrauch  in  der  Armee 
regeln  nml  einen  Anhang  zum  Dicnstrcglcmeut  bilden  sollen  : 

Entwurf. 

Anhang  /.um  Dienstreglftirient.  • 

Das  Recht  zum  Waffengebrauch. 

Art.  /.  Z um  Gebrauche  der  Warten  ist  berechtigt  : 

1)  .lede  Militärperson  und  Militärabthciinng  zur  Abwehr  eines  gegenwärtigen 
und  thutlichen  rechtswidrigen  Angritles; 

2)  jede  Militärperson  und  Militärabtlieilung  zur  Vertheidigung  der  auf  Grund 
besondorn  Befehls  ihrem  Schutze  oder  ihrer  Bewachung  anvertrauten  Per- 
sonen und  Sachen: 

15)  jede  Truppe,  welche  der  öffentlichen  Gewalt  des  Bundes  odereines  Kantons 
zu  besonderem  Dienste  unterstellt  ist,  wenn  sie  bei  Ausführung  von  Bcfehleu 
der  zuständigen  Behörden  thätlich  bedroht  wird  oder  auf  Widerstand  ßtösst. 

.Irf.  2.  Der  Waffengebrauch  ist  nur  dann  statthaft,  wenn  andere  Mittel  zur 
Erreichung  der  in  Art.  1 angeführten  Zwecke  nicht  ausreichen: 

Art.  il.  Der  Gebrauch  der  Schusswaffe  tritt  nur  daun  ein,  wenn  die  andern 
Waffen  unzureichend  sind  oder  wenn  die  Truppe  beschossen  wird. 

Geschlossene  Abteilungen  dürfen  von  der  Schusswaffe  nur  auf  Befehl  ihres 
Führers  Gebrauch  machen. 

Art.  4.  Jedem  WalVengehrauch  hat,  soweit  die  Umstände  es  gestatt  eu,  eine 
bezügliche  Aufforderung  vorauszugeben  mit  «1er  Androhung  desselben,  wenn  der 
Aufforderung  nicht  entsprochen  werde. 

Art.  ii.  Bevor  von  «1er  Schusswaffe  Gebrauch  gemacht  wird,  ist  diese  Auffor- 
derung. insofern  es  di«*  Umstände  gestatten,  zweimal  zu  wieilerholen  mit  der  aus- 
drücklichen Androhung,  «lass  Feuer  gegeben  werde. 

Art.  H.  Ist  ein  Spielinaun  zur  Stelle,  so  hat  jed«*r  dieser  Aufforderungen 
(Art.  4 und  5)  ein  Trompeten-  oder  Tromiuelsignal  voraiiszugeken. 

Art.  7.  In  Fällen  eidgenössischer  oder  kantonaler  militärischer  Intervention 
sind  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  im  betreuenden  Kanton  um!  besonders  in 
allen  von  Truppen  okkupirten  Gemeindet)  sofort  auf  g«*eignete  Weise  bekannt  zu 
machen. 

Zu  einem  solchen  Vorschläge  erscheint  Oberstlieutenaut  Büblrnann  ganz 
l»e>onders  berufen,  «la  er  zur  Zeit  der  Lmraner  Vorgänge  vom  27.  Oktober  1 c<90 
Platzkoniinaiuhmt  von  Lugano  war.  Seiner  Umsicht  und  seiner  Massigung  ist  es  zu 
verdanken,  dass  an  jem'tn  Tage  ein  allgemeiner  Kampf  zwischen  dem  Militär  und 
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den  Bürgen»  vermieden  wurde.  Oberst  lieutenant'  Bühl  manu  stellt  diese  Vorgänge 
gestützt  auf  amtliche  Berichte  eingehend  dar  und  untersucht  sodann,  welche  gesetz- 
lichen reglementarischen  Kompetenzen  den»  schweizerischen  Offizier  in  solchen 
Lagen  zustehen.  Das  Ergebnis*  dieser  Prüfung  führte  zu  dem  mitgetheilten 
Entwürfe. 

Buhl  mann  fasst  dm»  WalTcngebrauch,  abgesehen  von  dem  Falle  der  Notli- 
wi  lir,  als  Verwultiingsexekution  auf.  d.  h.  als  ausserstes  Zwangsmittel  zur  Durch- 
führung staatlicher  Anordnungen.  Daher  entfällt  dus  Hecht  zum  WatVengchrauch 
im  Falle  von  Beleidigungen  und  Herausforderungen,  da  hier  nicht  Exekution 
stattffndet;  dasselbe  nimmt  Bühlmuim  bei  Verhaftungen  und  in  Bezug  auf  Fliehende 
au.  So  bleiben  denn  noe.l»  die  Fälle  der  gefährlichen  Bedrohung  und  des  t luit  liehen 
und  des  passiven  Widerstandes  übrig;  aber  auch  bei  diesen  liegt  Verwaltungs- 
exekutiou  nur  vor,  wenn  die  Truppe  einem  Befehl  der  bürgerlichen  Verwaltungs- 
behörde gehorcht. 

Mit  diesem  Entwurf  hat  Olierstlieuteiiant  National  rat  h Bühlraann  ein  Gesetz 
Über  »len  Waffenge brauch  von  Militärs  vortrefflich  vorbereitet. 

Bern f« verbref her.  Der  gefürchtete  Einbrecher  und  Ausbrecher  Weise  aus 
Sachsen  wurde  im  Dezember  1800  von  Lenzburg  nach  Sarnen  und  von  Sarnen 
nach  Schwyz  geführt,  um  vor  Gericht  gestellt  zu  werden.  Das  Aargatter  Kriminal- 
gericht  verurtlieilte  ihn  zu  ö,  das  Obwaldner  Gericht  zu  l1/*  Jahren  Zuchthaus, 
ln  Sarnen  verfertigt!*  er  mittelst  Stahlfedern,  die  er  in  seiner  Halsbinde  versteckt 
hatte,  und  mit  einem  Eisenreife,  den  er  von  seinem  Kübel  ablüste,  eine  Säge.  Mit 
dieser  untersagte  er  die  Thüre  der  Zelle  unterhalb  des  Beschlages  und  schlüpfte 
Nachts  durch  die  Ordnung.  Der  Wärter  war  aber  durch  das  Geräusch  aufmerksam 
geworden  und  entdeckte  Weise  an  der  Treppe. 

Einige  Tage  später  nahm  Weise  von  einem  Fensterrahmen  «len  Kloben  weg. 
auf  welchem  der  Riegel  ruht,  umwickelte  ihn  mit  Lappen  und  verbarg  ihn  im  After. 

Weise  ist  der  Typus  eines  Berufsverbrechers.  Während  er  in  einem  absolut 
sichern  Gelaase  auf  lange  Zeit,  wenn  nicht  lebenslang  eingeschlossen  werden  sollte, 
wird  er  von  Kanton  zu  Kanton  geführt . um  jeweilen  zu  eiuigen  Jahren  oder 
Monaten  Zuchthaus  oder  Gefänguiss  verurtheilt  zu  werden.  Die  Geschichte  seiner 
gelungenen  und  halbgelungenen  Entweichungen  bildet  eine  vernichtende  Kritik 
unserer  Zersplitterung  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes  und  des  Strafvollzuges. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  verdienen  Vorgänge,  wie  sie  liier  berichtet  werden, 
ernste  Würdigung.  St, 


StrafroüZH/f. 

Knligirt  von  l>iivkt»r  ./,  V.  I Turbin  in  I.enzburg. 

ZwangNêrzichnng’Hunstttlt  Aarhurg.  Dein  Bericht,  den  Herr  Direktor 
J.  V.  Hürhin  in  Lenzburg  übet*  die  Errichtung  einer  Anstalt  für  jugendliche  Ver- 
brecher und  Taugenichtse  auf  Aarburg  an  die  Justizdirektion  des  Kantons  Aargau 
erstattete,  entnehmen  wir  folgende  Ausführungen  : 

Was  «len  Xamm  «1er  Anstalt  anhehingt,  so  würde  der  Berichterstatter  die 
Benennung  nStraferziehniujmn*taltu  der  Bezeichnung  - Z irnu/fKerz  iehmi  g su  nstnltu 
und  rKorrektionsanstaUu  vorziehen.  Die  Anstalt  ist  hauptsächlich  eine  Krz/ehtwgs- 
anstaltj  soll  aber  auch  «1er  Sühne  für  begangene  Vergehen  und  Verbrechen  dienen, 
also  *t rufen. 
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Sir  stellt  sieh  dadurch  in  Gegensatz  zu  den  Armenerziehungsanstalten,  von 
denen  sie  sieh  in  ihrem  Charakter  auch  wesentlich  unterscheiden  musa. 

Feber  das  System  wird  u.  A.  bemerkt: 

Alle  meine  Erfahrungen  im  Strafwesen  brachten  mich  zu  der  Ueberzeuguug, 
dass  man  gewisse  bösartige  und  gefährliche  Individuen  von  den  andern  absondern 
müsse,  damit  jene  ihren  bösen  Einfluss  auf  diese  nicht  geltend  machen  können.  * 

Eiu  blosses  höhnische.*  Lächeln  eines  unbussfertigen  abgefeimten  Sünders 
gegen  einen  roumütbig  sich  zeigenden  Kameraden  kann  diesen  wieder  wankelmüthig 
und  rückfällig  machen,  weil  er  den  Math  noch  nicht  gefunden  hat,  jenem  die 
Stirne  zu  bieten.  „Die  guten  Samenkörner,  sagt  Herr  Strafanstaltspfarrer  Krauss 
in  Freiburg  i.  Br.  mit  Hecht,  werden  von  den  schlimmen  „Vögeln*  der  Gemein- 
schaftshaft sofort  wieder  weggefressen.“ 

So  war  ich  denn  auch  iuimei  der  bestimmten  Ansicht,  eine  Anstalt  für  jugend- 
liche Individuen  müsse  so  eingerichtet  sein,  dass  wenigstens  zu  der  Zeit,  wo  sie 
nicht  unter  genauer  Aufsicht  stehen,  also  zur  Sucht-  und  Unke  zeit,  eine  roll  stän- 
dige Trennung  derselben  stattfinden  müsse,  wesshulb  ich  seiner  Zeit  auch  ent- 
schieden davon  abgeratlien  habe,  dass  sich  unser  Kanton  bei  dem  Projekte 
Klosterfiechtcn  bei  Hasel  betheilige,  welches,  nur  auf  Gemeinschaftshaft  beruhte. 

Es  gibt  nun  aber  unter  den  Ar  men  erzi  ehern  und  gemeinnützigen  Männern 
solche,  welche  von  der  Isolirung  vou  1’eisoneu  dieses  Alters  absolut  nichts  wissen 
wollen.  Sie  thun  solches  in  guten  Treuen,  aber  sie  kennen  wahrscheinlich  die 
bezüglichen  Verhältnisse  doch  zu  weuig. 

Um  aber  auch  diesen  Bedenklichen  gerecht  werden  zu  können,  trug  ich  mich 
einige  Zeit  mit  dem  Gedanken,  für  die  j Ungern,  besser  gearteteu  Iudividuen  dürfte 
man  es  mit  sogenannten  Schlafsälen  probiren. 

Nun  entnehme  ich  aber  den  Verhandlungen  des  Vereins  der  Deutschen  Straf- 
anstalt* beamten  (101  Tlieilnehmer)  zu  Freiburg  i.  Br.  im  Herbste  1889,  dass  von 
diesen  folgende  Thesen  angenommen  worden  seien: 

1.  Für  die  zum  Vollzüge  der  Freiheitsstrafen  an  jugendlichen  Personen  (vom 
12.  bis  18.  Jahre)  gesetzlich  (§  57  des  R.-St.-G.-B.)  vorgeschriebenen,  besondem 
Anstalten  oder  Hattinc  wird  grundsätzlich  die  Einzelhaft  (hei  Tag  und  Nacht) 
innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  (Maximum  3 Jahre)  und  unter  Berücksich- 
tigung der  Individualität  als  das  geeignetste  und  wirksamste  System  anerkannt. 

2.  Wenn  Einzelhaft  aus  diesem  oder  jenem  Grunde  nicht  durchführbar  ist,  so 
empfiehlt  sieh  die  Isolirung  wenigstens  hei  Nacht. 

3.  Die  Jugendlichen  sollen  im  Cntersuchunysgefänguiss  isolirt  werden. 

Herr  Sanitätsrath  Dr.  Bär,  gegenwärtig  eine  der  grössten  Autoritäten  auf  dem 

Gesnndheitsgebiete  der  Strafanstalten,  Hess  sich  in  Freiburg  also  vernehmen  : 
„Mir  liegt  die  gesundheitliche  Ueberwachung  der  erwachsenen  und  der  jugend- 
lichen Gefangenen  in  der  Anstalt  Plötzenaee  ob,  welche  in  strenger  Einzelhaft 
gehalten  werden,  und  ich  habe  mit  besonderin  Interesse  verfolgt,  wie  sich  die 
Einwirkung  der  Einzelhaft  auf  die  Gesundheit  der  Jugendlichen  gestalte,  da  viel- 
fach die  Befürchtung  getheilt  wird,  dass  wenigstens  auf  die  Gesundheit  der  Letztem 
die  Einzelhaft  schädlich  einwirkeu  müsse.  Ich  kann  nun  sagen,  dass  nach  meinen 
Beobachtungen  und  Erfahrungen  uichts  vorliegt,  das  die  Befürchtung  zuliesse,  dass 
die  Einzelhaft  auf  die  jugendlichen  Gefangenen  schädlich  einwirkt;  sie  ertragen  im 
Gegentbcil  dieselbe  ausserordentlich  gut,  und  wenn  vollends,  wie  wir  gehört  haben, 
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gesagt  werden  kann,  dass  die  Einzelhaft  auch  in  moralischer  Beziehung  von  guter 
Einwirkung  ist,  so  ist  dringend  zu  wünschen,  dass  sie  mehr  und  mehr  eingeführt 
werde.“ 

Aus  diesen  Gründen  schlagt  Herr  Direktor  Hürbin  vor: 

a.  Einzelhaft  für  alle  Detinirten  zur  Hahrzeit; 

h.  Gemeinsame  Haft  bei  der  Arbeit,  im  Erholungsraum  (Saal  oder  Hof),  in  der 
Schule  und  beim  Gottesdienst  für  Alle,  irelche  sich  gut  rerhalteny  natürlich 
unter  Aufsicht: 

c.  Einzelhaft  hei  Tag  utul  Nacht  mit  dem  nöthigen  Aufenthalt  in  frischer  Luft 
unter  strenger  Aufsicht  fur  alle  Bösgearteten,  welche  auf  dir  ('eitrigen  einen 
Übeln  Einfluss  ausüben  y mit  zeitweiligen  Versuchen  in  gemeinsamer  Arbeits- 
haft. In  Schule  und  Kirche  sind  dieselben  ebenfalls  zu  isoliren  oder  be- 
sonders genau  zu  kontroliren; 

d.  Gutes  Verhalten  ermöglicht  ein  Fortschreiten  in  eine  höhere  Detentionsstufe. 

Zweck  uwt  Mittel.  Hauptzweck  der  Anstalt  ist  die  Erziehung  und  Besserung 

der  ihr  anvertrauten  mehr  oder  weniger  verkommenen  jugendlichen  Personen  und 
Verbrecher  in  der  Kegel  vom  zurückgelegten  H.,  eventuell  12.,  bis  zum  zurück- 
gelegten 18.,  eventuell  20.  Altersjahr. 

Es  sollen  also  dariu  auch  solche  Individueu  Aufnahme  linden,  welche  vermöge 
ihres  Alters  dem  Strafgesetze  zwar  noch  entzogen  sind,  aber  wegen  ihrer  aus- 
gesprochenen Bösartigkeit  in  eine  sogeu.  Kettungsanstalt  ohne  Kisiko  doch  nicht 
mehr  aufgenommen  werden  können. 

Dass  für  eigentliche  Verbrecher  auch  der  Strafzweck  nicht  aus  dein  Auge 
gelassen  werden  darf,  ist  natürlich  selbstverständlich,  entzieht  ja  die  Anstalt  ohnehin 
den  durin  Untergebrachten  die  Freiheit. 

Dem  vorgeführten  Zwecke  dienen  als  Mittei:  der  sittlich  religiöse , wissen- 
schaftliche und  praktische  Unterricht , die  (iewohnung  an  Ordnung  und  Flriss  und 
die  Arbeit.  Die  Detinirten  erhalten  daher  neben  einem  regelmässigen  Gottesdienste 
ihrer  Konfession  und  individueller  Seelsorge  täglich  2 bis  3 Stunden  Schulunter- 
richt im  Umfange  der  Primarschulst ufe  und  werden  zur  gewerblichen  und  land- 
wirtschaftlichen Arbeit  augeleitet.  Letztere  hat  neben  der  Ucburig  hauptsächlich 
auch  die  körperliche  Entwicklung  und  Gesundheit  zum  Zwecke. 

Die  gewerbliche  Arbeit  (Ausarbeit)  hat  auf  zwei  Dinge  ihr  Augenmerk  zu 
richten:  auf  das  zukünftige  Bedurfniss  des  Lehrlings  und  auf  das  laufende  Be- 
dürfnis* der  Anstalt.  In  der  Kegel  werden  sich  beide  decken.  Betreibt  man  z.  B. 
Schneiderei,  Schusterei  und  Schreinerei,  vielleicht  auch  Korbflechterei,  so  werden 
Zöglinge  und  Anstalt  dabei  ihren  Vortheil  linden. 

Zahl . Die  Zahl  der  Aufzunehmenden  ist  vorderhand  begrenzt  durch  die  Zahl 
der  rorhandenm  Zellen,  da  wenigstens  zur  Nacht-  und  Kuhezeit  jeder  für  sich 
sein  und  keiuer  den  andern  Ivelästigen  soll. 

Es  sind  gegenwärtig  im  Ganzen  aber  56  Zelleu,  also  wird  man  vorläufig  die 
Zahl  der  Aufzunehmenden  auch  auf  50  ansetzen.  Nach  meiner  Berechnung 
braucht  unser  Kanton  für  seine  vou  den  Gerichten  verurtheilten  jugendlichen 
Verbrecher  und  für  die  von  der  Hand  der  Gerechtigkeit  zwar  noch  nicht  erfassten, 
aber  nichtsdestoweniger  vorhandenen,  verkommenen  und  bösartigen  jugendlichen 
Individuen  zum  Glücke  zwar  noch  nicht  so  viele  (50)  Plätze,  ja  vielleicht  werden 
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von  denselben  vorläufig  nur  die  Hälfte  besetzt:  allein  cs  würde  für  den  Betrieb 
der  Anstalt  von  grossem  Vortheil  werden,  wenn  man  noch  andern  Kantonen,  die 
mit  dem  Aargau  gegenwärtig  in  gleicher  Verlegenheit  sind,  Plätze  in  der  Anstalt 
gegen  Entschädigung  zur  Verfügung  stellen  konnte. 

Xuaiigserzielinngsuustalt  Aarbnrg.  Am  23.  Februar  1891  beschloss  der 
(»rosse  Hath  auf  den  Antrag  der  betreffenden  Kommission  ohne  irgend  welchen 
Widerspruch,  es  sei  in  den  Uäumlichkeiten  des  Schlosses  und  der  Festung  Aarburg 
eine  St raferz ich u ngsa n statt  für  jugendliche  Verbrecher  und  Taugen icht.se  einzurichteu 
und  der  Ankauf  eines  in  nächster  Nahe  gelegenen,  in  den  Betrieb  der  ucucu  Anstalt 
zu  stellenden  Hofguts  zu  genehmigen.  Für  die  erste  Hinrichtung  der  Anstalt  wird 
die  Hälfte  des  Alkoholzehntels  hi»  und  mit  1893  verwendet,  für  den  Betrieb  nach- 
her aus  ilcr  gleichen  Quelle  jedes  Jahr  nach  Bedarf.  Die  Anstalt  soll  im  Jahr 
1893  eröffnet  werden.  Sie  kann  mehreren  Kantonen  dienen.  II. 

Zürich.  Auch  hier  wie  in  Bern  wurden  Stimmen  dafür  laut,  die  Strafanstalt 
aus  der  Stadt  zu  entfernen  und  aufs  Land  zu  verlegcti.  Wenn  „aufs  Land“  hier 
nur  so  viel  heisst,  als  „in  einiger  Entfernung  von  der  Stadt“,  z.  B.  in  der  Hich- 
tung  nach  Altstetten,  so  wäre  ein  solches  Projekt  gewiss  lebhaft  zu  begrüben, 
demi  einmal  setzte  eine  solche  Verlegung  einen  zweckentsprechenden  Neubau 
voraus,  sodann  würde  dus  gewerbliche  und  erwerbliche  Moment  nicht  gefährdet, 
weil  in  der  Nähe,  eines  grossen  Verkehrszentnims  der  Absatz  aller  gewerblichen 
Produkte  leichter  gefunden  wird  als  auf  dem  Lande  im  eigentlichen  Sinue  des 
Wortes,  und  endlich,  weil  durch  die  Verlegung  ein  für  die  Zukunft  der  Stadt 
Zürich  höchst  werth volles  neues  Quartier  gewonnen  würde.  //. 

Zürich.  I >cr  Kanton  Zürich  besitzt  zwei  Zwangsarbeitsanstultcn,  eine  in 
Vit  ihm  und  eine  in  Ka/gnl.  Beide  konnten  wohl  die  doppelte  Zahl  der  gegen- 
wärtig vorhandenen  Insassen  aufnelunen,  allein  die  Kostgelder  betrugen  bis  jetzt 
jährlich  Fr.  175  bis  2<M>  für  die  Person.  Das  war  den  zahlenden  Gemeinden  aber 
zu  viel,  wesshalh  sie  mit  dem  Hinliefern  etwas  zurückhielten.  F tu  den  Gemeinden 
ihre  bezüglichen  Verpflichtungen  zu  erleichtern,  werden  denselben  in  Zukunft  Bei- 
träge aus  dem  Alkoholzcbnte)  an  die  Kostgelder  verabfolgt,  und  zwar  für  Auf- 
gcuoiiiniene  bis  zum  35.  Alteryabr  die  Hälfte,  bis  zum  50.  ein  Drittel  und  für 
altere  ein  Viertel  des  Kostgeldbetrages.  Gegenüber  andern  Kautonen  sind  die 
Gemeinden  des  Kantons  Zürich  trotz  dieser  Vergünstigung  immer  noch  ziemlich 
stark  in  Anspruch  genommen.  II. 


Verni  ns  auch  richten . 

Internationale  kriminalistische  Vereinigung.  Die  zweite  Landes  r ersann  n- 
tung  der  Gruppe  „Deutsches  Brich“  der  Internationalen  Kriminalistischen  V rr- 
einiguug  findet  ain  24.  und  25.  März  18‘Jl  in  Halle  mit  folgender  Tagesordnung  statt  : 
I.  Frage.  Ist  es  möglich,  «1er  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  durch  Verschärfungen 
abschreckende  Wirkung  zu  verleihen,  und  bejahendenfalls,  in  welcher  Weise  ist 
Anordnung  und  Vollzug  dieser  Verschärfungen  zu  denken  V Berichterstatter  : Herr 
Landgerirhtsratli  Dr.  Krunecker  in  Berlin,  Herr  Amtsrichter  Simonwn  in  Lucken- 
walde, Herr  Erster  Staatsanwalt  Toussaint  in  Altona. 
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//.  Frage.  Welche  Grundsätze  sollen  für  Androhung,  Verhängung  und  Vollzug 
der  Geldstrafe  massgebend  sein?  Berichterstatter:  Herr  Reichsgerichtsrath  Dr. 
Mittelstadt  in  Leipzig,  Herr  Amtsrichter  Dr.  Aschrott  in  Berlin. 

III.  Frage.  Nach  welcher  Richtung  hin  ist  eine  Umgestaltung  der  über  die 
Behandlung  jugendlicher  Verbrecher  im  Strafgesetzbuch  gegebenen  Bestimmungen 
wünschcnswerth  ? Berichterstatter:  Herr  Strafanstaltsdirektor  Dr.  K roh  ne , Herr 
Staatsanwalt  Dr.  Ap/ietius  in  Elberfeld. 

Dritte  .Iah  res  vers  a in  ml  11 11  e «1er  Internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigung. Die  dritte  Jahresversammlung  der  Vereinigung  findet  vom  25.  bis 
27.  August  1891  zu  Christiania  statt. 

Die  Tagesordnung  umfasst  die  folgenden  Fragen: 

Erste  Frage. 

1.  Unter  welchen  Voraussetzungen  und  in  welchen  Fällen  empfiehlt  sich  die 
Verwendung  der  Geldstrafe  in  der  Strafgesetzgebung? 

2.  Lassen  sich  bestimmte  Grundsätze  für  die  Bemessung  der  Geldstrafe  im 
Einzelfalle  aufstellen  ? 

3.  Ist  cs  insbesondere  möglich  und  zweckmässig,  die  Höhe  der  Geldstrafe  den 
VermÖgensverhältnissen  des  Vernrtheilten  anzupasseu?  Könnte  man  sie  etwa 
nach  dein  jährlichen  Einkommen  oder  nach  dem  Steuersätze  des  Verurtheilten 
oder  nach  der  Höhe  seines  täglichen  Arbeitslohnes  bemessen  ? 

4.  Auf  welche  Weise  kann  die  Zahlung  der  Geldstrafe  möglichst  gesichert,  der 
Prozentsatz  der  uneinbringlichen  Geldstrafen  möglichst  vermindert  werden  ? 

5.  Empfiehlt  es  sich,  an  Stelle  «1er  uneinbringlichen  Geldstrafe  Zwangsarbeit 
ohne  Eiusperruug  treten  zu  lassen? 

(i.  Soll  der  Grundsatz  der  bedingten  Verurtheilung  auch  auf  Geldstrafen  An- 
wendung finden? 

Zimte  Frage. 

1.  Soll  die  Strafgesetzgebung  mehr  als  bisher  den  Interessen  des  durch  die 
strafbare  Handlung  Verletzten  Rechnung  tragen?  Und  in  welcher  Weise 
kann  sie  dies  tliun? 

2.  Soll  nicht  insbesondere  in  bestimmten  Fällen  dem  öffentlichen  Ankläger  die 
Befugniss  eingeräumt  werden,  von  Amts  wegen,  auch  wenn  der  Verletzte 
nicht  als  Nebenkläger  auftritt,  die  Verurtheilung  des  Angeklagten  zur 
Leistuug  des  Schadensersatzes  zu  beantragen? 

3.  Wäre  es  nicht  möglich  und  zweckmässig,  in  bestimmten  Fällen  einen  Tbcil 
des  Arbeits-Ucberverdieustes  des  Verurtheilten  zur  Schadloshaltung  des 
Verletzten  zu  verw’euden  ? 

Dritte  Frage. 

1.  Kann  durch  die  Erfahrung  die  Art  derjenigen  strafbaren  Handlungen  fest- 
gestellt werden,  welche  die  sogenannten  „Unverbesserlichen“  zumeist  zu 
begeheu  pflegen? 

2.  Besteht  erfahrungsgcm&ss  im  Hinblicke  auf  diese  Gruppe  von  Verbrechern 
der  Rückfall  in  der  wiederholten  Regehung  derselben  oder  verschiedenartiger 
strafbarer  Handlungen? 

3.  Welche  gesetzlichen  Bestimmungen  und  welche  Gestaltung  des  Strafvollzuges 
sind  dieser  Gruppe  von  Verbrechern  gegenüber  zur  Anwendung  zu  bringen? 
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Um  die  gründliche  Vorbereitung  der  Berathuug  über  die  beiden  ersten 
Kragen  möglichst  ztt  sichern,  liât  der  gescbttftsl'ührende  Ausschuss  beschlossen,  in 
den  .Mittheilungen“  einige  Wochen  vor  dein  Zusammentritte  der  Versammlung 
einen  Bericht  zu  veröffentlichen,  in  welchem  das  Material  zur  Beantwortung  der 
Kragen  kurz,  aber  übersichtlich  zusammengestellt  werden  soll.  Kr  wendet  sich 
daher  an  alle  Mitglieder  der  Vereinigung,  insbesondere  aber  an  die  Vorstände  der 
l.andesgruppen,  mit  der  Bitte,  über  die  ihnen  bekannten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, sowie  über  Meinungsäusserungen  in  der  I.iteratur  bis  Knde  Mürz  18111 
dem  Ausschüsse,  und  zwar  über  Krage  I Herrn  Prof.  r.  Liszt,  über  Krage  II 
Herrn  Prof.  Print,  freundliche  Mittheilung  zu  machen. 
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Die  Strafrechtspflege  des  Kantons  Basel 

vom  Anfang  des  laufenden  Jahrhunderts  bis  zur  ersten  Kodifikation 
des  Strafreohts. 

Von  Präsident  I>r.  K.  Tliurneysen  in  Hasel. 

Diu  nachfolgenden  Zeilen  möchten  schildern,  wie  die  Straf- 
rechtspflege des  Kantons  Basel  am  Anfang  des  laufenden  Jahr- 
hunderts gehandhuht  wurde,  und  wie  der  Ueborgang  aus  dem  alten 
Zustunde,  wo  das  Meiste  auf  Uebung  beruhte,  zur  ersten  Kodifi- 
kation des  Strafrechts  vor  sieh  ging.  Diese  letztere  war  eine  Arbeit, 
die  der  damaligen  Generation  ebenso  wichtig  als  schwierig  erschien, 
da  an  die  Stelle  der  Regierung  richterliche  Behörden,  an  die  Stelle 
des  freien  Ermessens  bindende  Gesetze  treten  sollten.  Zwar  hat, 
nachdem  zuerst  Mittermaier  in  seinen  Aufsätzen  im  Archiv  des 
Kriminalrechts  und  daun  Tomme  in  seinem  Lehrbuch  des  schwei- 
zerischen Strafrechts  den  Weg  gebahnt,  zuletzt  Pfenninger  in  seinem 
Strafrecht  der  Schweiz  (Berlin  1890)  in  abschliessender  Weise  ge- 
zeigt, aus  welchen  auswärtigen  Gesetzen  die  einzelnen  Bestandteile 
des  Basler  Gesetzes  erwachsen  sind.  Aber  cs  lohnt  die  Mühe,  au 
diesem  Einen  Beispiel  zu  zeigen,  welche  Erwartungen  auf  diese 
Kodifikation  gesetzt  wurden,  welche  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
waren,  und  darum  unter  Mitherücksiehtigung  der  Geriehtsorgani- 
sation  und  einiger  andern  Verhältnisse,  namentlich  des  Gefangniss- 
wesens,  im  Einzelnen  dem  Scheitern  verschiedener  Kodifikations- 
Versuche  und  den  sich  in  ihnen  kundgebeudeu  entgegengesetzten 
Strömungen  nachzugehen,  bis  endlich  die  Aufgabe  bei  nachlassendem 
Widerstreit  der  Ansichten  durch  Anlehnung  an  fremde  Erzeugnisse 
gelöst  wurde.  Die  Sache  hat  vielleicht  mehr  kulturhistorischen 
als  juristischen  Werth,  und  mag  in  andern  Kantonen  einen  ähn- 
lichen Gang  genommen  haben.  Auf  feste  Wurzelu  der  einzelnen 
strafrechtlichen  Bestimmungen  im  Volksleben  weist  das  Ergehniss 
nicht  hin. 
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Der  Kanton  Basel  hatte  schon  vor  Einführung  der  Verfassung 
der  helvetischen  Republik  seine  Staatsumwiilzung  gehabt.  Am 
20.  Januar  1798  hatte  der  Grosse  Rath  feierlich  verkündet,  dass 
die  gesaminte  Stadtbttrgerschaft  sieh  mit  der  Forderung  der  Land* 
biirger  einverstanden  erklärt  habe,  dass  diese  eine  enge  Vereinigung 
mit  ihm  Stadtbürgern  wollten,  als  zu  einem  Körper  gehörend,  und 
gleiche  Hechte  und  gleiche  Freiheit  wie  sie  zu  gemessen  begehrten. 
Am  7.  Februar  nahm  die  zur  Entwertung  einer  neuen  Verfassung 
zusammengetretene  Nationalversammlung  die  .Resignation  der  alten 
Regierung  entgegen,  und  schon  am  21.  Februar  gab  das  proviso- 
rische Justizkomite  seine  Vorschläge  zu  einer  provisorischen  Rechts- 
pflege ein,  „überzeugt  von  der  dringenden  Nothwendigkeit,  sobald 
möglich  die  richterliche  Gewalt  zu  bilden  und  in  Thätigkeit  zu 
setzen.1*  Unter  seinen  Mitgliedern  befanden  sich  l’eter  Ochs,  J. 
U.  D.,  und  Joh.  Ueinr.  Wieland,  J.  U.  I).  Ochs,  als  Sohn  eines  in 
Hamburg  établi rten  Basler  Kaufmanns  im  Jahre  1752  geboren,  wurde 
1782  Rathsehreiber  in  Basel.  179(i  Oberstzunftmeister.  Er  förderte 
die  Basler  Staatsumwälzung  und  beschleunigte  später  die  Annahme 
der  helvetischen  Verfassung,  war  eine  Zeit  lang  Mitglied  des  hel- 
vetischen Vollzieliungsdirektoriums,  gelangte  nach  Einführung  derMe- 
diations Verfassung  mit  Mühe  in  die  Regierung  von  Basel  und  starb 
1821.  Wieland,  geh.  im  Jahre  1758,  Sohn  des  Pfarrers  zu  St.  Peter, 
war  zuerst  Schultheiss  des  Stadtgerichts  (Zivilgerichts)  der  mehre- 
ren Stadt  Basel,  von  1796  an  Stadtschreiber  zu  Liestal.  In  der 
llelvetik  wurde  er  zuerst  Präsident  der  Verwaltungskammer,  danu 
Regieruugsstatthalter  von  Basel , dann  helvetischer  Finanzminister. 
Nach  Einführung  der  .Mediationsverfassung  wurde  er  1803  Staats- 
sehreiber von  Basel,  1812  Bürgermeister,  demissionirte  1832  und 
starb  1838. 

Die  Strafgerichtsbarkeit  war  bisher  von  der  Regierung,  dem 
sog.  Kleinen  Ruth,  ausgeübt  worden,  ln  minder  erheblichen  Fällen 
hatten  verschiedene  Unterbchörden,  wie  das  Ehegericht,  die  Ge- 
scheide, die  Stadtpolizei,  die  Waldkommission,  die  Jugdkammer,  die 
Marktämter,  die  Kaufhausherren,  in  der  Landschaft  die  Landvögte 
gewisse  Straf kompetenzen , aber  die  erheblichen  Fälle  gingen  an 
den  Kleinen  Rath,  der  die  Einvernahme  der  Angeschuldigten  und 
der  Zeugen  durch  die  Siebnerherren  besorgen  liess,  welchen  in 
Sachen  von  Wichtigkeit  der  Rathsehreiber  als  Hauptexaminator  bei- 
gegeben wurde.  Hinsichtlich  dieser  durch  die  Administrativbehörden 
ausgeübten  Strafrechtspflege  äusserte  sich  das  Justizkomite:  „ Die 
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Einrichtung  der  peinlichen  Rechtspflege  ist  in  Betreff  ihres  Gegen- 
standes  noch  weit  wichtiger  als  der  bereitg  abgehandelte  Theil  der 
bürgerlichen  Gerichtshöfe.  Die  vorzüglichsten  Güter  jedes  Menschen, 
lieben  und  Ehre,  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigenthums,  Frei- 
heit und  Gleichheit  der  Rechte,  sind  heilige  Pfänder,  deren  Be- 
wahrung und  Erhaltung  der  Bürger  dem  Staate  anvertraut  und 
deren  Besch ützung  er  als  ein  Recht  fordern  kann.  Da  nun  weder 
die  gesetzgebende  noch  die  vollziehende  Gewalt  alle  Theile  dieser 
Obliegenheiten  erfüllen  können,  ohne  allzu  viele  Macht  zu  vereinen, 
so  wird  dieser  Theil  der  llaudlmhung  der  Volksrechte  besonderen 
Gerichtshöfen  auvertraut,  welche,  von  jedem  hühern  Einfluss  unab- 
hängig, ohne  Leidenschaft  nach  Recht  und  Gesetz  urtheileu  und 
ihre  theureu  Pflichten  gegen  das  Vaterland  und  ihre  Mitbürger  er- 
füllen sollen.“  Es  wurden  demnach  die  nöthigen  Gerichte  für  die 
Stadt  und  Landschaft  vorgeschlagen  mit  öffentlichem  Ankläger  und 
öffentlichem  Vortheidiger.  Je  zwei  Richter  an  den  betreffenden  Ge- 
richten sollten  die  Untersuchung  führen. 

Zur  Anwendung  sollte  das  bisherige  Recht  kommen.  In  seinem 
Gutachten  zur  provisorischen  Rechtspflege  vom  19.  Februar  1798 
schlug  das  Justizkomite  vor:  „In  Ermanglung  eines  billigen  Ge- 
setzbuches sprechen  die  Richter  nach  bisheriger  Uebung  und  den 
durch  die  Sitten  gemilderten  Grundsätzen  des  peinlichen  Rechts, 
jedoch  in  bedenklichen  Fällen  und  allen  Malefizsachen  nach  Ein- 
holung des  Gutachtens  der  Stadtkonsulenten.“  Die  Nationalver- 
sammlung trat  dieser  Ansicht  bei  und  nahm  zugleich  den  Grund- 
satz an,  dass  bei  allen  Tribuualieu  die  Anwendung  der  Folter  gänz- 
lich abgeschafft  sein  solle,  in  Folge  welchen  Beschlusses  auch  am 
l!i.  März  1798  das  Zucht-  und  Appellationsgericht  Liestal  ange- 
wiesen wurde,  die  Trülle,  ein  sehr  empfindliches  Korrektionsmittel, 
nicht  mehr  zu  gebrauchen.  Am  8.  März  kam  das  Justizkomite  bei 
Besprechung  der  Anklage  und  Vertheidigung  von  Neuem  auf  den 
Satz  zurück,  dass  keine  bestimmten  Gesetze  bestehen  und  der  Ge- 
richtsgebrauch schwankend  sei. 

Kaum  waren  indess  die  Vorschläge  über  Organisation  der 
Strafbehörden  am  22.  und  23.  Februar  und  12.  März  zum  Gesetz 
erhoben,  so  erfolgte  schon  am  15.  März  die  Annahme  der  helve- 
tischen Verfassung  und  am  18.  April  1798  löste  sich  die  National- 
versammlung auf.  Die  Strafrechtspflege  wurde  nun  gemiiss  der  hel- 
vetischen Verfassung  geordnet  «nd  das  Kantonsgerieht  gebildet,  das 
in  erster  Instanz  in  Kanptkriminalsachen,  in  letzter  Instanz  in  allen 
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andern  Kriminalprozessen  und  Zivil-  und  Polizeisachen  zu  sprechen 
hatte.  Für  diese  unerheblichem  Krimiuulprozesse  u.  ».  w.  bestanden 
in  erster  Instun/.  Pistriktsgerichte.  lieber  den  Kantonsgerichten 
stand  der  oberste  Gerichtshof.  Zur  Anwendung  bei  dem  Kantons- 
gericht und  den  Pistriktsgerichton  de»  Verwaltungsbezirks  Basel 
kam  bi»  zum  Erlas»  de»  helvetischen  peinlichen  Gesetzbuchs  und 
seiner  Anhänge  fortwährend  das  bisherige  Recht,  und  auch  nach 
seinem  Erlass  änderte  sich  dies  nicht  gross.  Das  helvetische  Gesetz 
befasste  sich  nur  mit  den  gröbsten  Verbrechen.  Einfache  Dieb- 
stähle, ohne  eine  der  im  Gesetzbuch  angeführten  freilich  ziemlich 
zahlreichen  Erschwerungen,  einfache  Betrügereien,  einfache  Körper- 
verletzungen, die  minder  schweren  Verbrechen  gegen  die  Sittlich- 
keit und  andere  — gerade  solche  Verbrechen,  welche  einen  er- 
heblichen Prozentsatz  der  von  den  Gerichten  zu  heurtheilendou 
Fälle  liefern  — wurden  durch  seine  Bestimmungen  nicht  berührt 
und  blieben  dem  bisherigen  Recht  überlassen.  Als  daun  noch  gar 
durch  das  Dekret  vom  27.  Januar  1800  die  in  dem  helvetischen 
peinlichen  Gesetzbuch  augedrohten  absoluten  Strafen  als  blosse  Ma- 
xime erklärt  wurden  und  der  Richter  die  Befugniss  erhielt,  bis  auf 
den  vierten  Theil  der  Strafe  herunter  zu  gehen , war  zwar  nicht 
jede,  aber  doch  die  hauptsächliche  praktische  Verschiedenheit  zwi- 
schen dem  helvetischen  Gesetz  und  der  bisherigen  viel  mildern 
liehung  geschwunden.  Denn  wie  sehr  diese  beiden  vor  Erlass  des 
erwähnten  Dekrets  in  den  dem  helvetischen  Gesetz  unterstellten 
Fällen  kontrastirten , zeigt  z.  B.  der  Fall  Isenegger,  der  zwei  be- 
zügliche Doppolverpfändungen  errichtet  und  zwei  Handschriften 
gefälscht  hatte.  Vom  Pistriktsgerieht  Liestal  am  2(5.  August  1709 
unter  Umgehung  des  helvetischen  peinlichen  Gesetzbuchs  zu  neun- 
monatlicher  Schellen  werksstrafe  verfällt,  wurde  er  am  31.  Oktober 
auf  Antrag  des  öffentlichen  Anklägers  und  unter  Aufhebung  des 
erwähnten  Urtheil»  durch  dus  Kantonsgericht  nach  den  §§  198 — 202 
des  helvetischen  Gesetzbuchs  zu  achtjähriger  Kettenstrafe  und  Schau- 
stellung während  (i  Stunden  verurtheilt.  Auch  hei  Diebstählen  mit 
erschwerenden  Umständen  war  die  kantonale  Praxis  milder  gewesen 
als  das  helvetische  Gesetzbuch. 

Die  mit  den  helvetischen  Gerichtseinrichtungen  in’s  Leben  ge- 
rufene gerichtliche  Beredsamkeit  zeitigte  übrigens  hei  Anklägern 
und  Vertheidigern  sonderbare  Früchte.  Die  von  einem  ött'entlicheu 
Ankläger  verabscheuten  „Zeiten  des  Drako“  sind  das  Mindeste. 
Höher  ist  tler  Ton  in  dem  Antrag  des  öffentlichen  Anklägers,  der 
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Im  Jahre  1801  den  Notariu*  Mitz  wegen  lleiratli  mit  der  Schwester 
seiner  verstorbenen  Frau,  welche  Ehe  nach  der  baalerisclien  Ehe- 
gerichtsordnung von  1747  verboten  war,  vor  Distriktsgericht  anzu- 
klagen hatte.  Er  sagte  u.  A.:  „Der  Naturstand  des  Menschen  ist. 
der  Stand  der  Gesellschaft,  in  dieser  wird  er  geboren  und  erzogen, 
zu  ihr  führt  ihn  der  aiifwaehcitde  Trieb  seiner  frohen  .lugend,  und 
die  schönen  Namen  dor  Menschheit,  Vater,  Mutter,  Kind,  Bruder, 
Schwester,  Geliebter,  Freund  und  Lehrer,  sind  Hände  des  N'atur- 
rechts,  die  im  Stande  jeder  ursprünglichen  geselligen  Vereinigung  Platz 
linden.  Allein  so  viele  gesellschaftliche  Verhältnisse  seit  der  Verbrei- 
tung unseres  Geschlechts  auf  dieser  runden  Erde  sich  auch  nach  und 
nach  entwickelten,  so  gibt  es  doch  nur  ein  Verhältnis*,  das  in  Hin- 
sicht auf  seine  ganz  besoudern  Vorrechte  die  Vortheile  aller  übrigen 
aufwiegt,  ein  Verhältnis*,  das  von  der  Wiege  der  Menschheit  seinen 
Ursprung  herleitet,  den  Menschen  an  Menschen  auf  die  engste  Weise 
bindet,  und  durch  die  innigste  Vereinigung  der  Individuen  die  Gat- 
tung physisch  und  moralisch  fortpflanzt.  Ein  Verhältnis*,  das  den 
rohen  thierischen  Trieb  veredelt , zu  sittlichen  Zwecken  hinleitet, 
durch  feurige  Liebe  die  muntere  Jugend,  durch  rührende  Freund- 
schaft das  sinkende  Alter  unzertrennlicher  Gatten  beseligt.  Ein 
Gott  schlang  das  süsse  magische  Band  der  Ehe  um  die  Herzen  der 
ersten  Sterblichen.  In  der  aumuthigsten  Gegend  Mittelasiens  goss 
die  Natur  ihre  Beize  um  sie  her,  ihr  Vater  sah  mit  Wohlgefallen 
auf  seine  ersten  Kinder  herab,  er  vereinigte  selbst  ihre  llerzeu  und 
unter  seinem  Segen  feierten  die  Erdgebornen  den  ersten  Hymen 
im  Paradiese  der  neuen  Welt.  Der  gute  Vater  pflanzte  in  die  Brust 
der  Liebenden  Grundsätze  der  Religion,  an  diese  band  er  iunigst 
die  Pflichten  dor  Ehe.  Die  Ehe  ist  also  nicht  bloss  ein  Kontrakt 
der  Sinnlichkeit  mit  der  Vernunft,  sie  ist  noch  mehr  als  dieses,  oiu 
moralisch-religiöser  Vertrag.  Die  Natur  forderte,  die  Vernunft  bil- 
ligte und  die  Religion  bestimmte  den  Zweck  der  Ehe.  Im  Jugend- 
alter der  Welt  kannte  die  Ehe  keine  anderen  Schranken  als  die 
Grenzen,  welche  ihr  Natur  und  Religion  festsetzten.  In  der  Folge- 
zeit und  besonders  nach  der  Gründung  der  Staaten  bewog  ihr 
mächtiger  Einfluss  den  Gesetzgeber,  durch  bürgerliche  Verfügungen 
ihre  Schranken  näher  zu  bestimmen.  Eine  Reihe  verbotener  Grade 
kam  hinzu,  welche  nicht  die  Natur,  nicht  die  Religion,  sondern  po- 
litische! Absichten,  bürgerliche  Konvenienz  festsetzten  u.  s.  w.“ 

Wie  bei  andern  Verwaltungszweigen,  so  drückte  auch  bei  dor 
Strafrechtspflege  die  Finanznoth.  Die  Kosten  der  Polizei,  der  Ge- 
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richte,  der  Ausfallen  für  Untersuchungsgefaugeue  waren  von  der 
helvetischen  Republik  zu  bezahlen,  auch  die  Scharfrichterbesoldung 
wurde  auf  ihr  Konto  gesetzt,  aber  oft  fehlte  es  an  dem  nöthigeu 
Geld  und  frühere  Einrichtungen  wurden  nicht  mehr  anerkannt.  Am 
19.  September  1800  beantragte  z.  1$.  der  Unterstatthalter,  es  sei 
das  Schellenwerk,  eine  Staatsanstalt  für  KettenstrüHinge  und  lieder- 
liche Personen,  aufzulösen,  da  der  Aufseher  für  seine  Vorschüsse 
zur  Bestreitung  der  Betriebskosten  keine  Deckung  erhalte.  Am  26. 
August  1799  wurde  den  Stadtkonsulenten,  einer  aus  zwei  Profes- 
soren der  liechte  bestehenden  Behörde,  die  bei  juristisch  schwierigen 
Angelegenheiten  und  namentlich  auch  in  gerichtlichen  Fällen  auf 
Verlangen  ein  Gutachten  cinzugeben  hatte,  ihre  Bitte  um  Bezahlung 
des  rückständigen  Gehaltes  vom  helvetischen  Vollziehungsdirektorium 
abgeschlagen. 

Die  Mediationsakte  gab  dem  Ivantou  seine  relative  Selbständig- 
keit zurück,  unter  Vorbehalt  der  oktroirten  Verfassung,  welche 
den  Kleinen  und  Grossen  Rath  wieder  horstollte  und  ein  aus  drei- 
zehn Mitgliedern  des  Grossen  llaths  bestehendes  Appellationsgericht 
unter  dem  Vorsitz  des  nicht  im  Amt  stehenden  Bürgermeisters  zur 
letztinstanzlichen  Beurtheilung  aller  bürgerlichen  und  peinlichen 
Rechtefälle  anordnete. 

Noch  vor  der  definitiven  Organisation  der  diesfälligeu  Verwal- 
tungs-  und  Gerichtsbehörden  erliess  die  provisorische  Regierung  be- 
treffend die  von  nun  au  anzuwendenden  Gesetze  am  12.  März  1803 
folgendes  Kreisschreiben  an  das  noch  kraft  der  helvetischen  Ver- 
fassung bestehende  Kantonsgericht  zu  Banden  aller  Tribunalieu  des 
Kantons:  „Obschon  das  von  der  ehemaligen  helvetischen  Regierung 
entworfene  und  in  Ausübung  gebrachte  peinliche  Gesetzbuch  in 
mancherlei  Hinsichten  und  besonders  gegen  verhärtete  Verbrecher 
heilsame  und  anwendbare  Strafen  bestimmt,  so  fanden  sich  doch 
die  Gerichtsbehörden,  besonders  in  korrektionellen  Fällen,  oft  in 
die  unangenehme  Verlegenheit  versetzt,  gewisse  Vergehen  über  ihr 
Verhältnis*  bestrafen  zu  müssen,  ln  diesem  Betracht  hat  die  pro- 
visorische Regierungskommissiou  in  heutiger  Sitzung  zu  beschliessen 
gut  befunden,  den  sümmtlichen  Kantonstribunalien  für  die  Zukunft 
die  Vollmacht  zu  ertheilen,  in  minder  wichtigen  Fällen  die  in  unsenn 
Kanton  vor  der  Revolution  in  Uchung  gewesenen  Strafarteu  als 
Rannisirung  und  dergleichen  unzuwendeu,  ohne  jedoch  bei  wichtigen 
Verbrechen  die  Vorschriften  des  peinlichen  Gesetzbuchs  ganz  aus 
dem  Gesichte  zu  verlieren.  Die  Kommission  überlässt  daher  dem 
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klugen  Ermessen  der  richterlichen  Behörden,  diese  Vollmacht  hei 
Ausübung  ihrer  Pflichten  jeweilen  nach  den  Umständen  und  nach 
Verhältnis»  der  Vergehen  zu  benützen.“ 

Rasch  wurde  nun  zur  Organisation  der  Strafbehörden  geschritten. 
Durch  Gesetz  vom  12.  Juli  1803  wurden  für  Polizeifälle  und  Frevel 
Statthalterverhöre  aufgestellt,  bestehend  aus  dom  Regicrungsstatt- 
halter  des  Bezirks  und  vier  Gerichtsbeisitzern,  und  ihnen  die  Kom- 
petenz gegeben:  1.  Ueber  Schlaghändel  ohne  Blutrunst  und  der- 
gleichen Streitigkeiten,  2.  Ueber  Zwistigkeiten  unter  Meistern, 
Knechten,  Taglöhnern  und  auderm  Gesind,  und  3.  Ueber  kleine 
Feld-  und  andere  Frevel.  Sie  erhielten  die  Befugnis»,  in  Fälleu, 
wo  die  Gesetze  die  Strafen  nicht  bestimmten,  die  „ehemals  üblichen“ 
Strafen  anzuweuden,  in  Geld  aber  nicht  höher  als  zwölf  Frauken 
(hier  wie  überall  alte  Währung,  die  sich  zur  jetzigen  Währung  wie 
7 zu  10  verhält)  zu  büssen.  Zugleich  wurde  den  Statthaltern  zur 
Pflicht  gemacht,  ex  officio  auf  alle  Polizeivergehen  und  grossem 
Verbrechen  zu  vigiliren,  die  Fühlbaren  und  Verdächtigen  anhalten 
zu  lassen,  mit  Zuziehung  des  Bezirksschreibers  die  nöthigen  Ver- 
höre aufzunehmen,  und  nach  Erfinden  der  Umstände  die  Fälle  ent- 
weder vor  ihr  Verhör  zu  ziehen  oder  au  das  geordnete  Kriminal- 
gericht zu  iiborsehreiben,  welch  letztere  Vorschrift  am  26.  November 
gl.  J.  dahin  modifizirt  wurde,  dass  die  Statthalter  fragliche  Fälle 
au  den  Kleinen  Rath  zu  berichteu  hätten  behufs  Ueberweisung  an 
das  Kriminalgericht.  - „Zu  Beurtheilung  grösserer  Polizeivergeheu 
oder  Kriminal-  oder  Kapitalteile,  wurde  ein  Krimi ualgericht  für  den 
ganzen  Kanton  als  erste  Instanz  errichtet.  Als  Kapitelfälle  sind  be- 
zeichnet: 1.  diejenigen,  welche  die  Todesstrafe  nach  sich  ziehen, 
2.  diejenigen,  welche  die  Beraubung  der  Freihoit  für  mehr  denn 
zehn  Jahre  zur  Folge  haben,  3.  diejenigen,  welche  Leibesstrafen, 
so  bleibende  Merkmale  hinterlassen,  z.  B.  Brandmarken,  4.  ewige 
Landesverweisung,  5.  lebenslängliche  Ehr-  und  Wehrlosigkeit,  6. 
Entsetzung  vom  Bürgerrecht,  7.  Absetzung  von  der  Kleinen  Raths-, 
der  Appellationsgerichts-  und  der  Grossen  Raths-Stelle,  und  endlich 
8.  Konfiskation,  welche  die  Hälfte  des  Vermögens  übersteigen  würde, 
erforderten.  „Mit  einer  oder  mehreren  dieser  Strafen,  fügt  das  Ge- 
setz bei,  könnten  nach  Grösse  der  begangenen  Handlungen  und 
nach  Maasgabe  der  Umstände,  welche  auf  die  Beimessung  der  Timt, 
die  Absicht  und  den  Grad  des  vorsätzlichen  Willens  Bezug  haben, 
Mordthateu,  Todtschliige,  qualifizirte  Diebstähle,  Bigamie,  Nothzucht 
und  Staatsverbrechen  angesehen  werden.“  An  die  Stelle  des  offen  t- 
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lichen  Ankläger»  tritt  die  llandöffnung  an  das  (Jericht,  in  wichtigen 
Fällen  rechtliche  Gutachten  einzuholen.  Die  Examina,  d.  h.  die 
Einvernahmen  von  Augeschuldigten  und  Zeugen,  werden  an  drei 
Mitglieder  des  Tribunals,  die  je  von  zwei  zu  zwei  Monaten  abwech- 
seln, übertragen.  Mit  Gesetz  vom  nämlichen  12.  Juli  1803  wurde 
das  Appellationsgerieht  in  IJebereiustimmung  mit  den  oberwähnten 
Bestimmungen  der  Mediationsakte  orgauisirt  und  hinsichtlich  der 
Kapitalteile  festgesetzt,  „es  sollen  von  selbigen,  wenn  auch  kein 
Rekurs  von  den  Parteien  ergriffen  worden,  vor  Vollziehung  der  Ur- 
theilc  dennoch  die  Akten  dem  Appellationsgarichte  zur  Bestätigung 
übersandt  werden“,  was  durch  Gesetz  vom  8.  Mai  1804  noch  näher 
uormirt  wurde.  Aus  dem  in  das  Gesetz  eingeschalteten  Eid  der 
Appellatiousrichter  ist  hervorzuheben,  dass  sie  verschweigen  sollen, 
wohin  die  Akten,  um  llath  zu  begehren,  geschickt  worden. 

Bei  der  Berathung  dioser  Gesetze  war  die  Frage  aufgeraucht, 
ob  nach  Massgabo  der  helvetischen  Gesetze  der  ürtheilsberathuug 
ein  durch  den  Präsidenten  zu  formulironder  Rechtssatz  zu  Grunde 
zu  legen  sei  und  dem  Urtheilsdispositiv  Erwüguugsgrüude  beizu- 
fügen seien.  Beides  wurde  am  25.  Juni  1803  vom  Grossen  Rath 
auf  Antrag  der  Regierung  verneint,  der  Rechtesatz,  weil  man  nicht 
einzig  dem  Präsidenten  da»  Recht  der  Subsumtion  geben,  sondern 
jedem  Richter  die  Besprechung  von  Allem  freistollon  wolle  — die 
Erwägungsgründe,  weil  dies  bei  der  Verschiedenheit  der  richterlichen 
Ansichten  leicht  zu  Trölereien  führe. 

Am  17.  September  1803  wurde  der  Eid  der  Kriminalrichter 
festgestellt  und  dem  Krimiualgericht  ausser  dem  oberwähnten  Kreis- 
schreiben iler  provisorischen  Regierung  vom  12.  März  1803  auch 
noch  die  Rathserkanntniss  vom  11.  August  1803  zugestellt,  wodurch 
deu  Gerichten  llandöffnung  ortheilt  wurde,  unter  Umstünden  auch 
liederliche  Dirnen  und  diebische  Weibspersonen  mit  dem  Schellen- 
werk zu  bestrafen.  Auch  wurden  dem  Präsidenten  gewisse  Befug- 
nisse betreffend  vorläufige  Verhaftung  Verdächtiger  und  Anordnung 
von  Einvernahmen  eingeräumt. 

In  allen  diesen  Gesetzen  finden  sich  keine  Vorschriften  über 
das  anzuwendende  Recht.  Mau  richtete  sich  eben  nach  dem  mehr- 
fach erwähnten  Kreisschreiben  der  provisorischen  Regierung,  welches 
das  helvetische  peinliche  Gesetzbuch  auch  lür  diejenigen  verhält- 
nissmässig  wenigen  Fälle,  in  welchen  es  zur  Anwendung  gekommen 
war,  ausser  Geltung  gesetzt  hatte.  Die  Besehreibuug  der  Kapital- 
teile, wo  nirgends  auf  bestimmte  Paragraphen  verwiesen  ist,  und 
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die  dem  helvetischen  Gesetz  unbekannte  Brandmarkung  als  mög- 
liche Strafe  vorkommt,  führt  auch  zu  diesem  Ergebuias,  und  die 
Justizkommission,  zu  deren  Mitgliedern  Ochs  zählte,  während  Wie- 
land Staatsschreiber  geworden  war,  äusserte  sich  in  ihrem  Gutachten 
das  dem  Rathschlng  über  Organisation  der  Strafrechtspflege  zur 
Grundlage  diente  und  dem  Grossen  Ballt  auch  mitgetheilt  wurde: 
„Die  (NB.  bei  wichtigen  Fällen  zu  berathenden)  Rechtsgelehrten  sollen 
die  zuverlässigen  Beweisthümer  von  den  muthmasslichen  Beweisen, 
welche  dem  richterlichen  Gewissen  anheimgestellt  werden,  sorgfältig 
unterscheiden,  die  mildernden  Umstünde  antühren  und  die  Gesetze 
nach  Grundsätzen  der  Billigkeit  auslegen.“  „Bis  ein  neues  Kriminul- 
gesetzbuch  errichtet  sein  wird,  sollen  die  Gerichte  nach  ehemaliger 
Uebung,  das  ist  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  und  nach  den 
gemeinen  Rechten  richten.“  Bis  zu  Erlass  einer  neuen  Prozess- 
ordnung in  Sachen  der  Btrafgerechtigkeit  solle  es  bei  der  bisherigen 
Uebung  bleiben.  Die  Absicht  war  offenbar,  bald  ein  Kriminalgesetz- 
buch zu  entwerfen  und  sich  in  der  Zwischenzeit  so  gut  uls  möglich 
zu  behelfen. 

Die  äussere  Organisation  wurde,  nachdem  auch  die  Stadtkon- 
sulenten wieder  hergestellt  worden  waren,  bis  zur  Zeit,  wo  das  neue 
Gesetzbuch  erschien,  nur  wenig  geändert,  da  die  Verfassung  vom 
4.  März  1814  die  bisherigen  Einrichtungen  im  Ganzen  beliess.  Durch 
ilie  Gesetze  vom  17.  Mai  und  15.  Dezember  1808  wurde  in  Ab- 
änderung der  Gesetze  vom  12.  Juli  1803  und  8.  Mai  1804  verordnet, 
«lass  künftig  nicht  bei  allen  Kapitaliallen,  sondern  nur  bei  Todes- 
urtheilen  Revision  ex  officio  durch  das  Appel  lu  tionsgericht  statt- 
haben, in  allen  andern  Fällen  dagegen  das  Appellationsgericht  nur 
bei  Appellation  des  Angeschuldigteu  in  Thütigkeit  zu  treten  habe. 
Nachdem  ferner  durch  Gesetz  vom  21.  Juni  18111  dem  Statthalter 
*les  Bezirks  Basel  die  Stelle  eines  Kantonspolizeidirektors  auf  eine 
Probezeit  von  drei  .Iahten  war  übertragen  worden,  wurde  auch  das 
Statthalterverhör  des  Bezirks  Basel  besser  geordnet,  um  den  Kleinen 
Rath  von  der  Beurthoilung  untergeordneter  Vergehen  zu  entlasten 
und  eilte  Mittelbehörde  zwischen  dem  Kriminalgericht  und  den  untern 
Polizeibehörden  nufzustollen.  Dem  Kriminalgericht  waren  ja  nur  die 
Kapitalteile  bestimmt  zur  Beurthoilung  zugetheilt,  welches  dagegen 
die  grossem  Polizeivergehen  und  Kriminalfälle  seien  (Gesetz  vom 
12.  Juli  1803),  die  es,  und  welches  diejenigen,  die  der  Kleine  Rath 
zu  bcurtheilen  hatte,  blieb  der  Praxis,  also  namentlich  dem  Ermessen 
des  Kleinen  Raths  überlassen,  in  dessen  Händen  die  l."  Überweisung 
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an  das  Kriminalgericht  lag.  Laut  Verordnung  vom  11.  Dezember 
1816  sollte  mm  das  Statthalterverhör  des  Bezirks  Basel  aus  dem 
Polizeidirektor  und  vier  Beisitzern  bestehen  und  als  Zuchtgericht 
funktioniren.  Es  wurde  ihm  die  Befugnis»  ertheilt,  unter  Vorbe- 
halt des  Bekursos  an  den  Kleinen  Rath  zu  beurtheilen  : 1.  Be- 
schimpfungen und  Schlägereien  ohne  Blutruus,  sofern  nicht  die 
Parteien  die  Zivilklage  verziehen,  2.  einfache  Diebstähle  und  Be- 
trügereien nicht  über  24  Pranken,  mit  Ausnahme  der  vom  Krirai- 
nalgericht  zu  beurtheilenden  Hausdiebstähle  und  der  dem  Goscheid 
unterliegenden  kleinen  Feldfrevel,  3.  Vagabunden  und  Bettler, 
die  zum  zweiten  Mal  ohne  legale  Schriften  im  Umfang  des  ganzen 
Kantons  betreten  werden,  4.  die  aus  der  ganzen  Eidgenossenschaft 
oder  dem  Kanton  Verwiesenen,  welche  sich  darin  betreten  lassen, 
5.  Schlechte  herumziehende  Dirnen,  die  zum  zweiten  Mal  als  solche 
eingebracht  werden.  Neben  Kosten  und  Schadenersatz  durfte  als 
Strafe  erkannt  werden  Geldbusse  bis  auf  24  Franken,  oder  bei  Be- 
trügereien und  Entwendungen  bis  aut  den  Werth  des  Veruntreuten, 
Zuchthaus-  oder  Einsperrungsstrafe  bis  auf  14  Tage,  und  zwar  die 
Hälfte  bei  Wasser  und  Brod,  Kastigation  bis  auf  zwölf  Streiche, 
bei  Landesfremden  Wegweisung  bei  Androhung  höherer  Strafe  im 
Falle  der  Zuwiderhandlung.  In  Betreff  der  Statthalterverhöre  des 
Landbezirks  blieb  es  bei  dem  Gesetz  vom  12.  Juli  1803. 

Materielle  Strafrechtsbestimmungen,  ausser  Einzelverfügungeu 
z.  B.  in  Betreff  der  Haftbefehle  (1809)  oder  bei  ungebührlicher 
Anwendung  von  Zwangsmitteln  in  Verhören  (1818),  wurden  in  diesem 
Zeitraum  vor  dem  neuen  Kriminalgesetzbuch  nur  wenige  erlassen. 
So  wurde  int  Jahre  1811  der  bekannte  Hof-  bezw.  Malofizprozes» 
gegen  zum  Tod  Verurtheilte  abgeschafft  und  in  der  Folge  durch 
ein  einfacheres  Verfahren  ersetzt.  Am  4.  Dezember  1812  wurde 
der  Kleine  Rath  vom  Grossen  Rath  ermächtigt,  gefährliche  Nacht- 
schwärmer und  streitsüchtige  unstellige  junge  Leute  für  einige 
Jahre  zum  Militärdienst  unter  die  kapitulirtcn  Regimenter  in  Frank- 
reich zu  verpflichten.  Ein  am  16.  Januar  1817  im  Grossen  Rath 
gestellter  Anzug  bezweckte  gegen  Bettler,  Vaganten  und  fremdes 
Gesindel,  das  »ich  damals  sehr  lästig  machte.  Verwandlung  der 
nicht  mehr  als  ein  Jahr  betragenden  Gefängnisstrafe  in  Vorweisung 
und  Züchtigung,  und  ans  einem  Zeddel,  der  bei  den  Akten  des 
Gesetzbuches  von  1821  liegt,  ist  zu  ersehen,  dass  z.  B.  bei  der 
polizeilichen  Fortführung  vom  Rathhaus  bis  zum  Spalilen-  oder 
Riehenthore  zwölf  Mal  je  drei  Stockstreiche,  die  letzten  drei  auf 
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der  Fallbrücke,  gegeben  werden  konnten.  Aber  schliesslich  wurde 
jener  Antrag  auch  in  modifizirter  Gestalt  am  7.  April  1817  im 
Grossen  ltath  ausgestellt  und  offenbar  auf  die  Rerathung  des  neuen 
Gesetzbuches  verschoben. 

Es  hat  sich  oben  gezeigt,  dass  bei  den  fliessenden  Grenzen 
zwischen  der  Kompotenz  des  Kriminalgerichts,  des  Kleinen  Käthes 
und  der  Statthalrerverhöre  der  Kleine  Rath  sich  nicht  darauf  be- 
schränken konnte,  Stra Halle,  die  ihm  von  den  Statthaltern  oder 
andern  Behörden  verschrieben  wurden,  entweder  wegen  mangelnden 
Beweises  auf  sich  beruhen  zu  lassen  oder  zur  Vervollständigung 
der  Untersuchung  an  die  betreffenden  Behörden  zurückzuweisen 
oder  dem  Kriminalgericht  zu  überweisen,  sondern  er  musste  manche 
von  sich  aus  erledigen,  und  that  es  etwa  auch  dann,  wenn  der 
volle  Beweis  mangelte,  die  Sache  aber  polizeilicher  Natur  schien. 
So  wurde  z.  B.  1804  ein  des  Diebstahls  Verdächtiger  für  4 Wochen 
an  das  Schellenwerk  geschlagen  und  bei  Strafe  des  l’rangers  im 
Fall  der  Zuwiderhandlung  ausgewiesen,  1800  ein  der  Bigamie  Ver- 
dächtiger au  die  Grenze  gestellt,  1808  gegen  Verleumder  eines 
Pfarrers  das  Missfallen  des  Käthes  ausgedrückt,  1806  dagegen  eine 
Frauensperson,  der  man  ein  uneheliches  Kind  vorgeworfeu,  mit 
ihrer  Klage  au  das  Ehegericht  gewiesen.  1818  und  1819  findet 
sich  bei  Beleidigung  von  Mitgliedern  des  Statthalterverhörs  einfach 
Zuspruch  durch  den  Bann,  1820  bei  Unzucht  eines  sechszehnjährigen 
Burschen  mit  einem  Schaf  Einsperrung  mit  Arbeit  auf  wenigstens 
sechs  Wochen,  dann  Eintritt  in  einen  Dienst  auswärts,  endlich 
Tödtung  des  Schafes.  1807  wurde  bei  einer  Misshandlung  Schelleu- 
werk  auf  Begnadigung  ausgesprochen,  1807  und  1818  bei  erstem 
Verweisungsbruch  Ueberschreibung  an  das  Kriminalgericht,  1814 
und  1819  bei  versuchtem  Selbstmord  Zuspruch  durch  den  Bann, 
1820  bei  Drohungen  Zuspruch  bei  höherer  Ahndung  im  Fall  des 
Zuwiderhandelns.  1810  erfolgt  bei  Wucher  Entlassung  aus  der 
Untersuchungshaft  mit  Kostenfolge  und  Uebermittlung  der  wucheri- 
schen Titel  an  die  Stadtgerichtsämter  zur  Erledigung.  1810,  1812, 
1814  wird  gegen  Dirnen  und  Vaganten  Schellenwerk,  Zuchtanstalt. 
Kastigation  und  Verweisung  erkannt,  1807  und  1810  gegen  Karten- 
schliigerinncn  Verweisung  und  Verwarnung,  wogegen  1820  bei 
Rückfall  eine  Ueberweisung  an  das  Kriminalgerichf  erfolgt,  das 
sechsmonatliche  Zuchthausstrafe  ausspricht.  Bei  Scliatzgriiberei  findet 
sich  1807  Zuspruch  durch  den  Baun,  1821  bloss  Bezahlung  der 
Prozesskostcu,  1811  bei  Lottospiel  dreitägige  Thürmung,  1816  bei 
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unsittlichem  Einzug  Zuchthaus  und  Zuspruch  durch  den  Hann. 
Wahrscheinlich  erweckte  die  Verhängung  der  Zuchthaus-  und 
Sehe  lien  werkss  träfe  hie  und  da  Anstois,  wenigstens  wurde  den  17. 
Dezember  1810  im  Grossen  Käthe  der  Anzug  eingebracht,  ob  es 
uicht  gegen  die  durch  die  Verfassung  dem  Kleinen  Harb  ertheilte 
Vollmacht  laufe,  wenn  sich  Wohlderselbc  das  Hecht  anmassc,  in- 
famireude  Strafen  aufzuerlegen,  ohne  dem  Beurtheilten  das  Recht 
des  Rekurses  an  die  durch  den  achten  Artikel  der  Kantonsver- 
fassung aufgestellte  Oberappellatiousbehörde  offen  zu  lassen.  Der 
Anzug  wurde  indess  am  5.  Dezember  1811  dahingestellt,  ohne  dass 
aus  dem  Protokoll  ein  Näheres  zu  ersehen  wäre. 

Eine  nie  ruhende  Sorge  der  Behörden  ging  auf  die  in  der 
Strafrechtspflege  so  wichtigen  Gefangenschaftshäuser,  was  aber  hier 
nur  in  den  llauptziigeu  angeführt  werden  kann.  Zur  Aufnahme  der 
Voruntersuchungsgefangeneu  und  der  wegen  minderen  Vergehen 
Yerurtheilten  dienten  in  der  Stadt  und  Landschaft  die  verschiede- 
nen Thiirme,  in  der  Stadt  namentlich  der  Spahlen-,  der  Wasser-, 
der  Eselthurm.  Für  wegen  gröberer  Vergehen  und  Verbrechen  Ver- 
urthcilte  und  polizeilich  Eingewiesene  diente  das  Zuchthaus  und 
«las  Schcllenwerk.  Gleich  nach  der  Staatsumwälzung  von  1798 
wurde  am  lfi.  Februar  in  der  Nationalversammlung  ein  Antrag  auf 
Untersuchung  der  Gefängnisse  gestellt,  und  nach  Annahme  der 
helvetischen  Verfassung  vom  helvetischen  Justizraiuister  am  29.  Juli 
ein  Etat  der  Zucht-  und  Schellenhäuser  und  ihrer  Organisation  ge- 
wünscht. Allein  dieser  letztere  war  uicht  vollständig  zu  erhalten, 
und  der  helvetischen  Republik  hätten  auch  die  finanziellen  Mittel 
gefehlt,  um  etwas  Erhebliches  zur  Verbesserung  der  Gefängnisse 
zu  leisten.  Erst  nach  Annahme  der  Médiations  Verfassung  ging  die 
Sache  etwas  vorwärts. 

Die  Thiirme  waren  thcilweisc  in  bedenklichem  Zustand.  Die 
Spitznamen  „Stock,  Bärenloch,  Schweinestall,  Hure nkämmerlein“ 
sind  bezeichnend.  Von  1800  an  wurden  sie  successive  vorbessert 
und  von  1820  an  wurde  namentlich  der  sogen.  Lohnhof  für  l'nter- 
suchungs-  und  l'olizcigcfangene  und  Vcrurtheilt«  für  mindere  Ver- 
gehen eingerichtet.  Der  wöchentliche  Besuch  der  Gefangenschaften 
in  den  verschiedenen  Lokalen  durch  die  Polizei  in  Gegenwart  der 
Thurmwächter  wurde  sehou  am  4.  April  1812  verfügt. 

Am  meisten  Abhülfe  bedurften  die  Verhältnisse  im  Zuchthause, 
das  eilten  Theil  des  Waisenhauses  bildete.  Das  letztere  war  nämlich 
im  Jahre  100")  vor  der  Uaud  auf  die  Probe  von  einem  Jahr  or- 
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richtet,  und,  da  cs  sich  bewährte,  im  Jahre  166t)  von  dem  Steinen- 
kloster  in  das  Karthäuserkloster  verlegt  worden,  lui  Jahre  lti77 
war  es  sodann  auch  zur  Aufnahme  junger  Züchtlinge  bestimmt 
worden.  Nach  und  nach,  als  die  Thürme  und  das  Schellenhaus  nicht- 
mehr  ausreichteu,  war  man  dahin  gekommen,  dass  auch  erwachsene 
Züchtlinge  in  diese  Anstalt  eingeschlossen  und  dort,  zuweilen  zur 
Arbeit  angehalten  wurden,  zuweilen  aber  auch  nicht.  Schon  am 
11.  April  1798,  noch  vor  Auflösung  der  Nationalversammlung, 
klagte  die  Inspektion  dt*s  Waisenhauses  über  den  bösen  EinHuss 
der  Züchtlinge  auf  die  Waisen  und  wurde  mit  der  Berichterstattung 
über  eine  allfälligc  Sonderung  beauftragt.  Unter  der  helvetischen 
Verfassung  beschränkte  sich  die  Thätigkeit  auf  das  Bestreben,  von 
der  helvetischen  Regierung  die  Deckung  der  Kosten  für  den  Unter- 
halt der  Gefangenen  zu  erhalten.  Nach  Annahme  der  Mediations- 
Verfassung  berichteten  am  29.  August  1804  die  Deputirten  zur 
Zucht-  und  Arbeitsanstalt:  Laut  Stiftung  und  Dotation  sei  das 
Waisenhaus  für  junge  Züchtlinge  ebensowohl  als  für  die  Verpflegung 
von  Waisen  eingerichtet  worden,  und  sollte  demnach  diese  Art  von 
Verbrechern  ferner  und  zwar  unentgeltlich  in  diese  Anstalt  aufge- 
nommen werden.  Sodann  sollten  schwere  Verbrecher  (NB.  wahr- 
scheinlich weil  ntun  sie  nicht  gern  zu  öffentlicher  Arbeit  verwendete) 
in  die  Gefangenschaft  dos  Zuchthauses  versorgt  und  der  (NB.  städ- 
tischen) Inspektion  ein  Kostgeld  von  fünf  Batzen  des  Tages  für 
diese  Klasse  von  dem  Staat  vergütet  werden.  Alle  übrigen  Zücht- 
linge sollten  in  das  Schellenwerk  versorgt,  allda  in  Klassen  ein- 
getheilt  und  zur  Arbeit  ungehalten  werden.  Zu  diesem  Endzweck 
seien  Zimmer  genug  vorhanden,  welche  mit  geringen  Kosten  ein- 
gerichtet werden  könnten.  Die  Zucht-  und  Arbeitskommission,  an 
welche  dieser  Bericht  gewiesen  wurde,  ging  in  ihrem  Gutachten 
vom  18.  Januar  lHOti  angesichts  der  Differenzen  mit  dem  Waisen- 
haus betreffend  das  Kostgeld  noch  weiter  und  beantragte,  alle  Ge- 
fangenen mit  Ausnahme  der  gleich  zu  erwähnenden  in’s  Prodiger- 
k los  ter,  also  au  den  Ort,  wo  das  Schellenhaus  stand,  zu  transferiren, 

1.  weil  es  gegenüber  den  im  Waisenhaus  Versorgten  schicklich  sei, 

2.  weil  die  Gefangenen  im  Waisenhaus  nicht  zur  Arbeit  augelialteu 
würden,  8.  weil  die  Züchtlinge  unter  die  Oberaufsicht  des  Staates 
gehören,  4.  weil  im  Schellenhaus  die  Kosten  zu  vermindern  seien. 
Nur  sollten  1.  junge  Züehtlinge,  für  welche  das  Waisenhaus  ge- 
stiftet und  dotirt  worden,  ohne  Verköstigung  nocli  ferner  darin 
versorgt  werden.  2.  Bei  reichern  Kantonsbürgern  könnte  vom 
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Waisenhaus  bessere  Kost  verabreicht  werden.  3.  Bei  ewiger  Ge- 
fangenschaft könnte  sich  der  Rath  mit  der  Inspektion  des  Waisen- 
hauses abfinden.  Datier  wären  die  dortigen  Gefangenschaften  in  statu 
-i|Uo  zu  belassen.  Diese  Anträge  wurden  mit  Ausnahme  der  ver- 
schiedenen Behandlung  der  reichern  Kantonsbürger,  welcher  sehr 
eingeschränkt  wurde,  vor  der  Hand  auf  die  Probe  von  einem  Jahr 
angenommen,  die  erwachsenen  Waisenhausgefangeuen  am  1.  März 
1806  in  das  Schellenhaus  übergeführt  und  am  5.  Juli  des  nämlichen 
Jahres  ergab  sich  folgender  Etat  der  im  Schellen-  und  Zuchthaus 
befindlichen  Personen:  Schellenhaus  9,  Gefangene  im  Zuchthaus  10 
mit  2 freiwilligen  Knaben,  Weibsbilder  7. 

Das  Schellenhaus  im  ehemaligen  Predigerkloster  war  ursprüng- 
lich zu  Aufnahme  von  Kettensträflingen  und  polizeilich  Eingewiesenen 
bestimmt,  die  hie  und  da  zu  Ausführung  öffentlicher  Arbeiten  ver- 
wendet wurden.  Dasselbe  wurde  am  24.  Mai  1803  zuerst  auf  ein 
Jahr  Probe,  dann  den  7.  September  gl.  J.  definitiv  dem  Polizei- 
lieutenant unterstellt.  Nun  folgen  sich  die  Verbesserungen  Schritt 
für  Schritt.  1 S04  wird  das  Schellenwerk  von  der  blossen  Arbeits- 
anstalt getrennt,  Arbeit  im  Duuse  und  Gottesdienst  eingeführt  und 
das  Arbeitspersonal  vermehrt,  1805  für  bessere  Sonderung  der  Ver- 
urteilten von  den  polizeilich  Eingewiesenen,  dann  nach  der  ob- 
erwähnten  Vereinigung  von  Zucht-  und  Schellenhaus  immer  wieder 
für  Vermehrung  von  Einzelgefängnissen  gesorgt.  Eine  Verordnung 
vom  27.  Oktober  1813  organisirt  ständigere  und  strengere  Haus- 
aufsicht, reglirt  Kleidung  und  Nahrung,  sowie  die  Beschäftigung 
der  männlichen  und  weiblichen  Gefangenen,  und  ordnet  den  sonn- 
täglichen Gottesdienst  au.  Doch  scheint  die  Aufsicht  längere  Zeit 
keine  genügende  gewesen  zu  sein,  da  noch  im  Jahre  1821  der  Haus- 
meister wegen  Veranstaltung  und  Begünstigung  unsittlicher  Vor- 
gänge daselbst  kriminalgerichtlich  zu  Zuchthausstrafe  und  Amtsent- 
setzung verurtheilt  wurde. 

Noch  ein  kurzes  Wort  ist  zu  sagen  über  die  Polizei,  der  die 
Aufgabe  der  möglichsten  Verhütung  von  Verbrechen  und  der  Ent- 
deckung der  Verbrecher  zufüllt.  Während  sie  lange  Zeit  in  der 
Stadt  und  auf  dem  Land  verschiedenen  Behörden  zustand,  erhielt 
sie  endlich  in  diesem  Zeitraum  eine  bessere  Organisation.  Namentlich 
drängte  dazu  die  Menge  des  wandernden  Gesindels,  das  nach  Be- 
endigung der  napoleonischen  Kriege  wie  über  Deutschland,  so  auch 
über  die  Schweiz  Unruhe  und  Unsicherheit  brachte.  Durch  Gesetz 
vom  21.  Juni  I8l(i  wurde,  wie  oben  bei  den  Statthalterverhören 
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erwähnt,  auf  eiue  Probezeit  von  drei  Jahren  mit  der  Stelle  de« 
Statthaitors  des  Bezirks  Basel  die  Stelle  eines  Polizeidirektors  für 
ilen  ganzen  Kanton  vereinigt.  Derselbe  sollte  unter  der  Regierung 
und  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Amtsbürgermeisters  stehen. 
Seiner  Leitung  wurden  alle  polizeilichen  Geschäfte  übergeben,  auch 
das  Landjägerkorps,  das  an  die  Stelle  der  „verlebten  Einrichtung“ 
der  Harschiere  treten  solle,  unterstellt,  und  ihm  die  Untersuchung 
aller  Vorfälle,  die  sich  in  polizeilicher  Hinsicht  ereignen  könnten, 
sowie  die  Präkognitiousuntersuchungen  in  Kriminalfallcn,  die  sich 
im  Stadtbezirk  zutragen  möchten,  übertragen.  Die  Wahl  dieses  Be- 
amten, der  also  die  Stelle  eines  Kegierungsstattbalters  des  Bezirks 
Basel  und  eines  Polizeidirektors  für  den  ganzen  Kanton  in  sich  ver- 
einigte, fiel  am  28.  Dezember  lKlti  auf  den  Oberstlieutenant  Johannes 
Wieland,  den  ältesten  Sohn  des  Bürgermeisters.  Das  Vertrauen,  das 
man  in  diesen  Mann  setzte,  erklärt  das  Drängen  des  Kleinen  Käthes 
gegenüber  dem  Zögern  des  (trossen  Käthes,  welchem  der  schroffer 
augezogene  polizeiliche  Zügel  nicht  recht  mundete.  Am  7.  Dezember 
181!)  wurde  das  Gesetz  noch  auf  ein  weiteres  Jahr  verlängert  und 
über  eine  definitive  Einrichtung  berathen.  Ein  Kathschlag  von  7. 
August  1820  konstatirte,  dass,  abgesehen  von  Verbrechern,  im  Jahre 
1817  8095  Vaganten  und  Landstreicher  über  die  Grenze  geführt 
worden  seien,  im  Jahre  1818  noch  2816  und  im  Jahre  1819  2212. 
Diese  absteigenden  Zahlen  seien  beweisend.  Auch  klagten  die  Land- 
leute, die  früher  auf  Einödhöfen  Passanten  den  Aufenthalt  ohne 
Gefahr  nicht  abschlagen  konnten,  jetzt  weniger.  Allerdings  höre 
man  im  Publikum  zuweilen  Beschwerden  über  unfreundliches  Be- 
nehmen der  Angestellten  und  Schriftenabverlangen  von  Fremden, 
und  die  Polizei  sei  ja  verpflichtet,  ihr  Amt  in  der  Stille  auszuüben 
und  den  Schutz  der  Fremden  und  Einheimischen  im  Auge  zu  be- 
halten, auch  nicht  willkürlich  zu  verfahren,  aber  all  dies  werde 
immer  mehr  erreicht.  Im  Jahre  1818  habe  man  die  Geschäftsfüh- 
rung der  Polizei,  ihre  Protokolle  u.  b.  w.  in  Ordnung  befunden.  Die 
aufgewendeten  Kosten  von  Fr.  24,000  jährlich  -eien  nicht  zu  hoch. 
Am  2.  Oktober  1820  wurde  dieser  Rathschlag  zur  Eingabe  um- 
fassenderer Vorschläge  an  den  Kleinen  Rath  zurückgewiesen.  Durch 
Gesetz  vom  7.  August  1821  wurden  endlich  dio  Befugnisse  dieser 
Doppelstello  (Regierungsstatthalter  des  Bezirks  Basel  und  Kantonal- 
polizeidirektor) wesentlich  im  Sinn  der  provisorischen  Einrichtung 
definitiv  geregelt. 
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Bisher  ist  die  Frage  nur  gestreift  worden,  welches  materielle 
Strafrecht  in  diesem  Zeitraum,  als  das  helvetische  peinliche  Gesetz- 
buch auch  für  die  grossen  Verbrechen  keine  formelle  Geltung  mehr 
hatte,  zur  Anwendung  kam.  Diese  Frage  könnte  nur  in  Verbindung 
mit  einer  Darstellung  des  frühem  Hechts  bis  zur  Revolution  beant- 
wortet werden.  Für  diese  sind  die  erforderlichen  eingehenden  De- 
tailstudien noch  nicht  gemacht,  doch  mag  eine  kurze  l' ebersicht 
gestattet  sein,  wozu  dann  für  den  Anfang  des  Jahrhunderts  ausser 
dem  bereits  früher  Gesagten  noch  weitere  Belege  treten  werden. 

Die  ältesten  Strafgesetze  treten  in  der  Gestalt  der  Stadtfrieden 
aus  dein  Ende  des  dreizehnten  und  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts auf.  Dänin  reihen  sich  Ausführungen  einzelner  Bestim- 
mungen über  Zuständigkeit  des  Friedgebotes,  einzelne  Arten  der 
Friedbrüche,  Kaufhiindel  und  Verwundungen.  Sodann  treten,  neben 
der  Erneuerung  und  Modifikation  früherer  Erlasse,  nach  und  nach 
Verordnungen  auf  über  Meineid,  Wucher,  Kindesaussetzung,  be- 
trügliche  Doppelverpfandung,  wozu  namentlich  nach  der  Reformation 
Bestimmungen  über  Sittlichkeitsverbrechen  kommen.  Von  erheb- 
lichem Einfluss  auf  die  Gerichtspraxis  wurde  dann  die  Karolina 
(CG.).  Aus  dem  Jahr  lt>3t>  finden  sieh  mehrere  Urtheile,  wo  die 
Strafen  der  CC.  zwar  nicht  angewendet  werden,  aber  doch  auf  sie 
Bezug  genommen  wird  (Hechtsquellen  von  Basel,  herausgegeben  von 
Schnell,  Basel  1H5<>,  1.,  504,  Note),  ebenso  lf>8ti  (ib.  720,  Note). 
Bei  mehrfacher  Ehe,  Entführung  und  Nothzucht  droht  die  Ehego- 
riebtsorduung  von  1717  ausdrücklich  die  Strafen  der  Halsgerichts- 
ordnung  an  (ib.  725,  727).  Auch  sonst  wird  hin  und  wieder  auf  die 
gemeinen  Rechte  hingewiesen.  In  der  spätem  Zeit  begegnen  wir, 
ausser  den  in  der  Ehegerichtsordnung  angedrohten  Strafen  für  Ehe- 
bruch, Unzucht,  Blutschande.  Entführung.  Nothzucht,  Kuppelei  und 
verheimlichte  Niederkunft,  namentlich  Verordnungen  über  Wucher, 
Pasquille,  Doppelverpfändung,  Schatzgräberei  uud  Kuppelei.  In  den 
nicht  durch  besondere  Gesetze  geregelten  Fällen  hielt  man  sich, 
wie  sich  dies  aus  den  oberwiihuten  Urtheilen  und  dem  früher  an- 
geführten Gutachten  des  Justizkomite  vom  19.  Februar  1798  ergibt, 
„an  die  durch  die  Sitten  gemilderten  Grundsätze  des  peinlichen 
Rechts“. 

Diese  Milderung  der  Sitten  ist  nicht  aus  dem  Auge  zu  ver- 
lieren hei  Betrachtung  der  verschiedenen  Strafarten,  wovon  einzelne 
nur  ausnahmsweise  vorkamen,  andere  wohl  nur  angedroht  waren, 
ohne  je  zur  Ausführung  zu  kommen.  Es  findet  sich  nämlich  die  Todes- 
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strafe  in  Form  den  Röderns,  Ertränkens,  Lebendighegrabona,  Vier- 
theilens, Erhängens  und  Enthaupten».  Sodann  Körperstrafen  in  Form 
des  Illendens,  Breunens,  Abhauons  von  llantl,  Fingern  oder  Ohren, 
Zungenausreissens,  Aushaue  ns  mit  Ruthen,  ferner  Galeerenstrafe 
und  Thürmung,  die  Strafen  der  letztem  Kategorie  oft  begleitet  von 
Pranger.  Sodann  in  absteigender  Richtung  Verweisung,  Geldbusse, 
Versetzung  in  fremde  Kriegsdienste,  Amtseutsetzung , Ehrlos- 
erklärung, Wirthshausverbot,  Vorstellung  in  der  Kirche,  Zuspruch 
durch  den  Bann. 

Nach  Einführung  der  Mediationsverfassung  und  Beseitigung  des 
helvetischen  peinlichen  Gesetzbuchs  trat  zwar,  wie  früher  des  Nähern 
ausgoführt,  das  bis  1798  geltende  liecht  formell  wieder  in  Geltung. 
Aber  die  ganze  Suche  hatte  doch  ein  anderes  Ansehen.  Die  Recht- 
sprechung durch  gerichtliche  Behörden  führte  zu  einer  grundsätz- 
lichen Rechtsprechung,  die  gesummte  Anschauung  drängte  auf  fort- 
währende Milderung,  mit  dem  Beweis  wurde  es  genauer  genommen. 
Die  in  dieser  Zeit  erscheinenden  neuen  schweizerischen  und  aus- 
wärtigen Strafgesetze  mochten  auch  ihren  Einfluss  üben.  Das  Gericht 
bestand  zwar,  wie  noch  heutzutage,  grösstentheils  aus  - Kaien,  aber 
Präsident  war  J.  U.  L.  Joh.  Rud.  Schnell,  Vater  des  im  Jahre  1889 
verstorbenen  Zivilgerichtspräsidenten  und  Professors  Joh.  Schnell. 
Im  Jahre  1707  geboren,  wurde  er  1798  an  Wielands  Statt  Schult- 
heis» des  Stadtgerichts  der  mehrern  Stadt,  während  der  llelvetik 
Präsident  des  obersten  helvetischen  Gerichtshofs.  Nach  Einführung 
der  Mediationsverfassung  trat  er  in  seine  Stellung  als  Schultheis» 
des  mehrern  Stadtgerichts  zurück  und  wurde  zum  Präsidenten  des 
neu  errichteten  Kriminalgerichts  gewählt.  Im  Jahre  1820  ernannte 
ihn  die  Regierung  zum  Professor  der  bürgerlichen  und  vaterlän- 
dischen Rechte,  worauf  er  vom  Stadtgericht  zurüektrat.  Er  starb 
im  Jahre  1829. 

Die  Akten,  von  denen  etwa  150  aus  den  Jahren  1804  bis  1820 
durchgesehen  worden,  geben  trotz  ihrer  sehr  sorgfältigen  Führung 
wohl  einen  allgemeinen  Eindruck,  aber  im  Einzelnen  keine  formelle 
Anhaltspunkte  über  die  Art  der  Anwendung  des  Rechts.  Da  kein 
öffentlicher  Ankläger  mehr  besteht,  so  findet  sich  nirgends  eine  Zu- 
sammenfassung der  dem  Angesehuldigtcn  zur  Last  gelegten  Ver- 
brechen. Wie  die  Akten  vom  Kleinen  Rath  an  den  Gerichtspräsi- 
denten einlangen,  werden  sie  von  ihm  der  Examinationsbohördo  über- 
geben. Diese  legt  ihre  Einvernahmen  von  Zeugen  und  Verhöre 
des  Angeschuldigten  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Gerichte  vor  und  erhält 
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von  ihm  oft  sehr  eingehende  Weisungen  über  das  weiter  Yorzu- 
nehmende,  bis  die  Untersuchung  als  geschlossen  erklärt  wird.  Dann 
fällt  das  Gericht  ohne  Antrag,  doch  nach  einer  Art  zusammen- 
fassenden  Referats  eines  der  Examinatoren,  in  schweren  Fällen  etwa 
nach  Anhörung  eines  Yertheidigers,  das  Urtheil,  das  weder  die  Ver- 
brechen aufzählt,  die  es  als  bewiesen  annimmt,  noch  irgend  einen 
Artikel  oder  Gesetzesparagraphen  nennt,  aus  dem  auch  nur  zu  ent- 
nehmen, wie  es  die  strafbaren  Handlungen  qualifizirt.  Ein  ein- 
ziges Mal  hat  sich  in  den  durehgangeuen  Akten  die  Namhaftmachung 
eines  Paragraphen  gefunden,  nämlich  in  Akten  vom  .lahr  1813,  wo 
ein  fnquisit  Sachen,  die  bei  ihm  gefunden  wurden,  als  einer  be- 
stimmten Person  gestohlen  bezeichnete,  diese  hingegen  deren  Identi- 
tät mit  den  ihr  weggekommenen  nicht  mehr  anerkennen  wollte. 
Darauf  erkannte  das  Gericht  auf  fernere  Einvernahmen  nach  § 156, 
womit  den  Umständen  nach  nur  § 156  der  CG.  gemeint  sein  kann. 
Grosse  Strenge  herrschte  bei  Rückfällen,  sowie  bei  Diebstählen  von 
der  öffentlichen  Sicherheit  anvertrauten  Sachen  und  bei  Hausdieb- 
stählen, worin  man  eine  Nachwirkung  des  helvetischen  Gesetzes 
erblicken  mag,  wie  z.  11.  im  Jahre  1803  ein  Jakob  Meyer,  der  in 
einem  Wirthshaus  sechs  zinnerne  Teller  entwendet  hatte,  zu  ein- 
jähriger Gefangenschaft,  zur  Kastigation  wöchentlich  zweimal,  und 
zu  sechsjähriger  Landesverweisung  verurtheilt  wurde.  Andere  Male 
linden  sich  sehr  milde  Urtheile. 

Von  Verbrechen  finden  sich,  nach  dem  Ergebniss  der  durch- 
gesehenen Protokolle  zu  urtheilen,  die  nämlichen,  die  auch  jetzt 
noch  von  den  Strafgerichten  zu  behandeln  sind  : Falschmünzerei 
und  Ausgeben  falscher  Münzen,  Verfälschung  öffentlicher  und  pri- 
vater Schriften  und  Siegel,  Verrückung  von  Marchsteinen,  Gottes- 
lästerung, Stimmgebung  an  sich  selbst  bei  Wahlen,  Mord  und  Todt- 
schlag,  Raub,  Kiudestödtung,  Verwundungen  und  Misshandlungen, 
heimliche  Niederkunft  mit  einem  lebenden  oder  todten  Kind,  Kindes- 
aussetzung, mehrfache  Ehe,  lllutschande,  unzüchtige  Handlungen 
mit  Kindern,  wiederholte  uneheliche  Schwangerschaft,  Kuppelei, 
schlechter  Einzug,  falsche  Anklage,  Drohung,  lirandstiftung,  ein- 
facher Diebstahl,  Diebstahl  mit  Einschleichen,  Einbruch  und  Eiu- 
sreigen,  Ankauf  gestohlener  Sachen,  Untreue  gegen  don  Dienstherrn, 
Betrug,  sei  es  gewöhnlicher  Betrug,  sei  cs  Betrug  durch  Wahr- 
sagen oder  Kartenschlagen.  Sodann  gewöhnliche  Unterschlagung, 
Fundunterschlagung,  betrügliches  Falliment,  Vorhalten,  d.  h.  Ver- 
schweigung von  Beladcnschaften  bei  Verkauf  und  Verpfändung  von 
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Grundstücken,  bctrügliches  Kollektiren  und  Wucher.  Endlich  Yer- 
weisungsbruch,  pflichtwidrige  Vermögensbosfeueruug,  Verleumdung, 
t’nfugen  und  Betreibung  von  Lotteriegeschäften. 

Als  Strafen  kommen  vor:  Todesstrafe  durch  Enthauptung  mit 
dem  Schwert,  aodann  Freiheitsstrafen  als  Schellen  Werks-,  Zucht- 
haus- oder  Gefangenschaftsstrafe,  welche  letztere  meist  in  den  Thür- 
men erstanden  wurde.  Zuweilen  wurde  gesonderte  Haft  verfügt; 
die  Schellenwerker  wurden  öfters  zur  öffentlichen  Arbeit  ausgeführt 
mit  einem  Blech  auf  dem  Rücken,  welches  sie  als  , Erzdieb“,  „Erz- 
betrüger“ kenuzoichnete.  Sodann  Brandmarkung,  Staupbesen,  d.  h. 
körperliche  Züchtigung  durch  den  Scharfrichter,  Züchtigung  durch 
den  Profoseu,  Pranger  und  öffentliche  Ausstellung,  erstere  durch 
den  Scharfrichter,  letztere  durch  den  Profosen,  llerumführen  und 
Austrommeln  in  deu  Strassen,  öffentliche  Vorstellung  in  einer  Kirche, 
Anhören  einer  auf  das  begangene  Verbrechen  bezüglichen  Predigt. 
Sodann  Amtseutsetzung,  Verlust  des  Aktivbürgerrechts , Ehrlog- 
erklärung, Geldbusse,  Verweisung,  Bannisirung  in’s  Haus,  Konfiskation 
der  Mittel  zur  Begehung  des  Verbrechens,  Verbot  des  Besuchs  von 
Wirthshäusern  und  Lustbarkeiten,  Stellung  unter  Aufsicht  der  Ge- 
meindebeamten, Zuspruch  durch  deu  Bann  oder  einen  Geistlichen, 
Abbitte  an  den  Beleidigten,  Missfallensbezeugung  von  Seiten  des 
Gerichts,  Auferlegung  der  Gerichtskosten. 

Die  Todesstrafe  ist,  soweit  ersichtlich,  in  diesem  Zeiträume 
drei  Mal  ausgesprochen  worden;  das  erste  Mal  inl  Jahre  LSll  gegen 
eine  Weibsperson  aus  Karlsruhe,  die,  ohne  in  ungewöhnlich  be- 
drängten Umständen  zu  sein,  ihr  neugebornes  uneheliches  Kind  mit 
einem  Messer  im  Innern  des  Halses  gestochen  und  dann  mit  einer 
Kartoffel  erwürgt  hatte.  Das  zweite  Mal  gegen  einen  Dorfwächter 
in  Frenkendorf,  der,  um  in  den  Besitz  einer  Handschrift  zu  ge- 
langen, einen  dortigen  Bürger  zu  einem  Gang  mit  ihm  verlockt 
und  von  hinten  erschossen  hatte.  Das  dritte  und  überhaupt  das 
letzte  Mal,  wo  ein  Todesurthcil  vollzogen  wurde,  im  Jahre  1819 
gegen  Xaver  llerrmann  von  Kolmar,  Ferdinand  Dcissler  yon  Jnz- 
lingcn  und  Jakob  Füller  von  Sonderach,  welche  unter  Beihülfe  des 
Joseph  Studer  von  Oberhagenthal , der  dann  zur  Brandmarkung, 
vierundzwanzigjähriger  Schellenwerksstrafe  erster  Klasse  und  zwan- 
zigjähriger Verweisung  aus  der  Schweiz  verurtheilt  wurde,  ver- 
schiedene Male  Strasseuraub  und  eine  Anzahl  von  Einbruch-  und 
gewöhnlichen  Diebstählen  verübt,  in  verschiedenen  öffentlichen  Ge- 
bäuden, namentlich  auch  im  Spital  und  in  einem  Pulverthurm,  Feuer 
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eingelegt  und  einen  Dorfwächter  getödtet  hatten  *).  Die  Brandmar- 
kung  findet  sieh  zwei  Mal,  jeweilon  in  schweren  Fallen.  Die  kör- 
perliche Züchtigung  wurde  mit  Muss  und  nur  dann  erkannt,  wenn 
es  sieh  um  besondere,  namentlich  Sittlichkeitsverbrechen  oder  um 
Leute  handelte,  die  uiau  dieser  Strafart  besonders  zugiiuglich  er- 
achtete. Das  Gericht  bestimmte  die  Zahl  der  Streiche  und  die  Zeit 
der  Kastigatiou , etwa  bei  Ein-  und  Austritt  aus  dem  Zuchthaus, 
oder  wöchentlich  zwei  Mal,  oder  alljährlich  am  Tag  der  geschehenen 
Brandstiftung  u.  s.  w.  Auf  Pranger,  öffentliche  Ausstellung  und 
Austrommeln  wurde  bei  gemeingefährlichen  und  unabtreiblichen 
Personen  erkannt.  Ueldbusscn  sind  selten  und  werden  weniger  zu 
Gunsten  des  Fiskus  als  etwa  des  Armensäckels,  der  Suppenanstalt 
und  dergleichen  erkannt. 

Hinsichtlich  der  Verweisungen  sollten  laut  Uathserkanntuiss 
vom  12.  März  1804,  die  bei  Anlass  eines  projektirten  Tagsatzungs- 
beschlusses erlassen  wurde,  Diebe  und  gefährliche  Verbrecher  aus 

’)  Aus  dem  Folgenden  ist  das  Nähere  über  den  llergaug  hei  dieser  Hin* 
richtuug  ersichtlich.  Am  31.  Juli  1819  ging  dem  Kleinen  Käthe  der  Bericht  des 
Appel lationngerichts  zu.  »lass  cs  das  IJrtlieil  des  Krimiualgerichts  vom  19.  Juli, 
welches  die  drei  Ohgenunnten  zur  Enthauptung  mit  dem  Schwert  verurt heile,  zu- 
rrst Füller,  dann  Deissler,  zuletzt  Herrmann,  bestätigt  habe.  Am  gleichen  Tag 
wurde  »las  Urtheil  »les  Knuiiiinlgericht*  vom  1 I.  Juli  über  den  Gehülfen  Jos. 
Studer  eingegelieu,  welchem  sich  derselbe  ohne  Appellation  untorworf»*n  hatte.  Da- 
rauf erkannte  »1er  Klein»1  Kath:  „Werden  i.  W.  der  Herr  Amtsbürgermeister  er- 
sucht. die  nöthigen  polizeilichen  und  militärischen  Verfügungen  zu  treffen,  damit 
dies»*  Urtheile  nach  Anleitung  der  unterm  II.  Januar  1815  einstweilen  für  solche 
Fälle  g<‘tn‘bmigteu  Verordnung  in  Vollziehung  gesetzt  werden,  und  soll  Ihrer  llochw. 
dem  Herrn  Antistes  eine  Erkauntuiss  zug»*stellt  werden,  um  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  zum  Tod»»  Verurtheilten  nach  Vorschrift  der  erwähnten  Ordnung  durch  Geist- 
liche  besucht  und  s.  Z.  zur  Kichtstätte  begleitet  werden,  auch  dass  ein  Geistlicher 
reformirten  Glaubens  die  Stamlred»*  halte. u 

Am  II.  August  gab  Polizeidirektor  Wieland.  Statthalter  des  Bezirks  Kasel, 
folgenden  Kapport  über  die  Exekutiou  ein.  die  am  4.  August  vor  einer  Volksmenge 
von  nach  seiner  Schätzung  zwanzigtau  send  Menschen  stattgefunden  hatte.  „Den 
3.  August  Vormittags  wurde  das  über  Herrmatiu.  Deissler  und  Foller  verhängt»* 
Todesurtheil  ihnen  auf  deu  Thürmen,  wo  si»*  in  Gefangenschaft  sassen,  eröffnet  und 

das  hiebei  folgende  Verbale  gleichzeitig  aufgeumumen Vm  4,  August  tun 

8 Uhr  Morgens  präzis  wurden  die  Malefikanten  durch  Laudjägerabtheilungen  von 
d«*u  Gefangenschaften  abgeholt.  in  das  Kathhaus  geführt  und  in  der  «iortigeu  alten 
Gerichtsstube  versammelt.  Um  1 *9  Uhr  wurden  die  Delinquenten  im  Hofe  des 
Ruthhauses  vorgeführt  mul  ihn<*u  unter  freiem  Himmel  durch  den  Statthalter  »l»*s 
Bezirks  Ka>el  öffentlich  aiigezeigt,  dass  »las  üh«»r  sie  ausgesprochene  I * rtlieil  giei- 
»hen  Vormittags  in  Vollziehung  gehra»  ht  werden  solle.  Das  I rtheil  wurde  ihnen 
hieraut  durch  »len  Herrn  OlierstrathsdicmT  vorg»*lesen  und  sodann  »lein  s»*harf- 
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«1er  ganzen  Eidgenossenschaft  verwiesen  werden;  bei  Einheimischen 
sollte  „wegen  unmoralischer  Handlungen  und  minderer  Verbrechen“ 
nur  Kantonsverweisung  ein  treten  können.  Die  Verweisung  war  oft 
von  Strafandrohungen  für  den  Kall  der  Zuwiderhandlung  begleitet, 
z.  B.  bei  höherer  Straf,  bei  körperlicher  Straf,  bei  Schollenwerk, 
Pranger,  öffentlicher  Ausstellung,  Staupbesen,  Brandmarkung.  Und 
es  waren  mehr  als  leere  Drohungen.  Im  Jahre  1806  z.  B.  wurden 
zwei  mehrfach  bestrafte  Dirnen  zu  sechsjähriger  Zuchthausstrafe 
und  20jähriger  Verweisung  aus  der  Eidgenossenschaft  verurtheilt 
unter  der  Androhung  des  Staupbesens  und  der  ßrandmarkung  im 
Fall  der  Zuwiderhandlung.  1 in  Jahre  1819  begingen  sie  in  Rhein- 
feldeu  einen  Marktdiebstahl,  wurden  dort  öffentlich  ausgestellt,  mit 
Ruthen  gezüchtigt  und  zum  Weitertransport  nach  Basel  verbracht. 
Hier  erkannte  mau  sie  als  die  im  Jahre  1806  aus  der  Eidgenossen- 
schaft Verwiesenen;  das  Gericht  schenkte  ihren  Reden,  sie  hätten 

richter  durch  den  Statthalter  aufgetragen,  solches  nach  Hecht  und  Gebrauch  in 
Vollziehung  zu  setzen.  Den  zur  Bewachung  uiifgestellten  Landjägern  wurde  sofort 
der  Befehl  ertheilt,  die  Delinquenten  «lern  Scharfrichter  zu  Ubergeben.  Der  Zug  zur 
Richtstättc  (vor  dem  Steinenthor)  fand  in  folgender  Ordnung  statt:  Ein  Ploton  in 
Linien  aufmarscliirt  fortnirte  die  Spitze  desselben,  dann  folgten  die  vier  Malefikanten 
(NB.  Studer  musste  der  Hinrichtung  der  drei  Mitschuldigen  beiwohnen  und  war  auf 
der  IlicbtstiUte  zu  brandmarken)  auf  zwei  Schleifen  sitzend  gebunden,  durch  die 
HH.  Geistlichen  begleitet,  durch  einen  von  Soldaten  getragenen  Schranken  tungeben, 
der  ausserhalb  von  zwanzig  Landjägern  unter  der  Anführuug  des  Chefs  des  Land- 
jägerkorps bewacht  ward.  Dem  Schranken  folgten  zuPferd  mit  zwei  Ordonnanzen 
der  Herr  Statthalter  und  der  Herr  Oberstrathsdiener.  Endlich  wurde  der  ganze 
Zug  durch  drei  l'lotons  geschlossen.  Schlag  10  llhr  langte  derselbe  hei  der  Richt- 
stätte au.  Der  Scharfrichter  und  seine  Gekillten  nahmen  die  Delinquenten  in 
Empfang  und  banden  dieselben  auf  die  für  sie  bestimmten  Stühle.  Gleich  nach 
7*11  Uhr  war  das  Urtheil  in  allen  seinen  Theiten  mit  Hube  und  Anstand  voll- 
zogen. Der  Ober»trathsdiencr  begab  sich  auf  da»  Hathhaus  zurück,  um  solches 
dem  versammelten  Rathe  auzuzeigen.  Hierauf  hielt  Herr  Pfarrer  Hoch  auf  der 
llichtstntte  eine  Standrede,  worauf  die  Abdankung  des  Militärs  folgte.  Bis  nach 
Verlockung  der  Leichuainc  blieb  eine  Wache  aufgestellt,  welche  mir  tien  Rapport 
abstattete,  dass  letzteres  gegen  Mittag  unter  dem  Rabenstein  durch  die  Kohli- 
berger  (NH.  Dohlenputzcr)  statt  hatte.  Schliesslich  nehme  ich  mir  noch  die  Frei- 
heit, Hochdieselben  zu  ersucheu,  die  in  Anlage  folgende  Abbildung  dieser  vier 
Missethftter  nebst  einer  kurzen  Uebersiclit  ihrer  Haupt  verbrechen,  welche  mit  Ge- 
nehmigung des  h.  Appellationsgcrichts  und  mit  Vorwissen  1.  Ivrinmiulgerickts  alt- 
gefasst wurde,  gUtigst  aufnehmeu  zu  wollen.“  (Ein  Exemplar  in  der  Mittelalter- 
lichen Sammlung  zu  Hasel.) 

Hier  sei  auch  erwähnt,  das»  der  vor  dem  Albanthor  stehende  Galgen  auf 
da»  Gesuch  mehrerer  dortigen  Gutsbesitzer  i»u  Jahre  1821  „ohne  Formen“  abge- 
tragen und  die  Arbeit  al»  den  Unternehmern  an  Ehren  unschädlich  erklärt  wurde. 
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nach  Ëiusiedein  wallfahrten  wollen,  keinen  Glauben  und  verur- 
theilte  sie  7.u  Pranger,  Ruthennushuucu,  Brandmarkung  und  zwanzig- 
jähriger Verweisung  aus  der  Eidgenossenschaft  bei  Androhung  här- 
terer Strafe  im  Fall  der  Zuwiderhandlung.  Man  kann  sich  des  Ein- 
drucks nicht  erwehren,  dass  man  es  bei  auswärtigen  Angeklagten 
mit  dein  Beweis  hie  und  da  vielleicht  weniger  genau  nahm  als  bei 
den  Angesessenen,  auch  mit  Pranger  und  öffentlicher  Ausstellung 
freigebiger  war,  sie  hingegen  von  der  Strafe  der  Verweisung  Nutzen 
ziehen  lies»,  indem  bei  ihnen  aus  finanziellen  Gründen  häufiger  A’er- 
wandlung  der  Freiheitsstrafe  in  Verweisung  eintrat.  Bei  jüngern 
Angeklagten  sorgte  das  Gericht  dagegen  oft  für  ihr  späteres  Wohl- 
ergehen ; es  liess  ihnen  in  der  Gefangenschaft  etwa  Religionsunter- 
richt ertheilen  oder  traf  die  Bestimmung,  es  solle  nach  Erstehung 
der  Strafe  für  ehrliche  Arbeit  für  sie  gesorgt  werden.  Einem  Ge- 
fangenen wurde  etwa  auch  erlaubt,  einen  Theil  des  Verdienstes 
der  Frau  /.ukommen  zu  lassen.  Ergab  sich  gegen  eilten  Angeklagten 
kein  genügender  Beweis,  blieben  aber  Verdachtsgründe  bestehen, 
so  wurde  er,  nach  Umständen  unter  Kosteufolge,  von  der  Instanz 
freigesprochen  und  die  weitere  Erforschung  „blieb  Gott  und  der 
Zeit  auheimgestellt“. 

Die  folgenden  L rthoile,  ausser  den  bereits  angeführten,  mögen 
die  damalige  Praxis  etwas  veranschaulichen,  wobei  im  Allgemeinen  die 
Anordnung  des  Kriminatgesct7.es  von  1821  festgehalten  wird  und  die 
dort  nicht  aufgeuommenen  Verbrechen  am  geeigneten  Ort  eingeschaltet 
werden.  Bei  Vcrurtheilung  erfolgte  regelmässig  Auferlegung  der  Ge- 
richtskosten,  was  dosshalb  bei  den  Eiuzellällen  vorausgesetzt  wird. 

Fnkrhr  Anturoitsrhrifteu.  18|f>.  Barbara  Bonner  von  Opfingen 
(Baden)  weist  für  ihren  jetzt  neunzehnjährigen  Sohn  einen  falschen 
Taufschein  vor.  Urtheil  : dreimonatliches  Zuchthaus  mit  Anhaltung 
zu  Arbeit,  dann  dreijährige  Kantonsverweisung. 

MarihtU'innerTiirkttitg.  1811.  Jakob  Hersperger  von  Tenniken 
(Basel)  verrückt  einen  Marchstein  zu  seinen  Gunsten  und  zum  Nach- 
theil des  Iläfelfinger.  Urtheil  : Vorstellung  in  der  Kirche  mit  einem 
Blech  „Marksteinverrücker“,  Abbitte  vor  Bann  an  Iläfelfinger  wegen 
Beschimpfung  mit  „Marksteinbuh“,  vierjähriges  Schellonwerk  und 
öffentliche  Ausführung  zur  Arbeit  mit  erwähntem  Blech,  Stellung 
unter  Aufsicht  der  Beamten.  — 1810.  Hieronymus  Thurneysen  von 
Basel,  Gescheidsherr,  macht  ohne  eigenes  Interesse,  aber  mit  Ver- 
letzung der  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten,  einige  unrichtige  Stein- 
satzungcii.  l’rtheil:  Amtsentsetzuug. 
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Verweisungshruch.  1817.  11.  Fricker  von  Fülliusdorf  (Basel), 
im  Jahre  180(1  zu  zehnjähriger  Kettenstrafe  uml  zwanzigjähriger 
Verweisung  verurthoilt,  liât  sich  wogen  angeblicher  Verdicustlosig- 
keit  im  herwärtigeu  Kanton  betreten  lassen.  Urtheil  : zweijähriges 
Schellenwerk,  Verweisung  in  die  Heimat. 

Widersetzlichkeit.  1803.  Samuel  lieinzelmann,  von  Liestal  (Basel), 
will  dem  ihn  zur  Rücknahme  von  Scheltungen  verfallenden  Urtheil 
nicht  nachkommen.  l.'rtheil:  Haft  bis  zur  Urthcilserfüllung.  (NB.  Ge- 
schah danu  nach  vier  Tagen.) 

Gotteslästerung.  181Ü.  Martin  Bratteler  von  Liestal  (Basel) 
hat  zu  seiner  Frau,  die  beim  Anblick  der  erfrorenen  Reben  aus- 
gerufen  hat  „mein  Gott  und  Yateru,  vor  Andern  gesagt,  es  sei 
einer  ein  schlechter  Vater,  der  seinen  Kindern  Fleisch,  Brod  uud 
Wurst  zeige  und  es  ihnen  daun  wieder  nehme.  Urthoil:  Oeffent- 
liche  Vorstellung  in  der  Kirche  von  Liestal,  halbjähriges  Zuchthaus. 

Beischlaf  in  verbotenem  Grad.  1807.  Roman  Brunner  von 
Klotcn  (Zürich)  hat  mit  seiner  Schwägerin  Elis.  Fenncr  geschlecht- 
lichen Umgang  gehabt,  ist  wegen  des  nämlichen  Verbrechens  vor- 
bestraft. Urtheil:  Brunner  einjähriges  Zuchthaus,  bei  Ein-  und 
Austritt  und  monatlich  zwölf  Streiche,  die  Fenncr  halbjähriges 
Zuchthaus.  Beide  Kantonsvorweisung  auf  zwanzig  Jahre. 

Unzüchtige  Handlungen.  1813,  Jakob  Breitenstein  von  Buus 
(Basel)  betastet  auf  unzüchtige  Weise  seine  zwei  Stieftochter  von 
acht  und  zehn  Jahren.  Urtheil:  Dreimonatliches  Zuchthaus  mit 

Arbeit,  alle  vier  Wochen  zwölf  Streiche,  dann  Zuspruch  durch 
Bann  und  Stellung  unter  Bcamtenaufsicht. 

Todsehlag.  1817.  Job.  Messmer  von  Mutteuz  (Basel)  langt 
vor  dem  Wirthshaus  mit  Itöschard  von  Weil  Streit  an,  beschimpft 
ihn,  wird  von  ihm  beohrfeigt,  kommt  mit  ihm  zu  Boden  und  er- 
sticht ihn.  Urtheil  : Zwanzigjährige  Kettenstrafe. 

Kindestiidtany  and  heimliche  Niederkauft.  1800.  Kath.  Ihler 
von  Tübingen  verheimlicht  die  Niederkunft  mit  einem  unehelichen 
Kind,  das  ausgetragen,  lobend  und  lebensfähig  gewosen.  Das  Kind 
hat  eine  (Quetschung  am  Kopf.  Die  Ihler  hat  ihm  ein  Xastuch  in 
den  Mund  gestopft,  damit  man  sein  Schreien  nicht  höre.  Daran  ist 
das  Kind  gestorben.  Die  Ihler  ist  schlecht  beleumdet.  • Urtheil  : 
Durch  die  Stadt  auszutrommeln,  dann  auf  immer  Verweisung  aus 
der  Eidgenossenschaft.  1809.  Elisab.  Rietechlin  von  Pratteln 
(Basel)  hat  die  Schwangerschaft  geleugnet  und  die  Niederkunft  ver- 
heimlicht. Man  hat  das  Kind  todt  gefunden  mit  verletztem  Kiefer. 
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Sio  gesteht,  dem  lobenden  Kind  zwei  Finger  in  den  Mund  gesteckt 
und  unter  dem  Einfluss  des  bösen  Geistes  sein  Ilälslein  gedrückt 
zu  haben.  Laut  Bericht  der  Wundschau  sind  die  Verletzungen  nicht 
absolut  tödtlick  gewesen,  Urtheil:  Zwölfjährige  Einsperrung  mit 
Arbeit,  Religionsunterricht.  — 1813.  ßarb.  Wenger  von  Thierachern 
(Bern)  kommt  heimlich  nieder  mit  einem  unehelichen,  angeblich 
todton  Kind  ohne  Gewaltanwendung,  l’rtheil:  Dreijähriges  Schelleu- 
werk  mit  öffentlicher  Arbeit,  dreissigjährige  Verweisung  mit  An- 
drohung von  Staupbesen  und  Brundmarkung  bei  Zuwiderhandlung.  — 
1814.  Susanne  Hediger  von  Reiuach  (Basel)  kommt  mit  einem 
unehelichen  Kind  heimlich  nieder  und  erdrückt  dasselbe.  Urtheil: 
Vierzehn  Jahre  Zuchthaus,  wovon  vier  Jahre  gesondert,  Zuspruch 
durch  Geistlichen,  Kantonsverweisung  für  zwanzig  Jahre. 

Knuh-samscizung.  1808.  Verena  Meyer  von  Oberglatt  (Zürich) 
setzt  ihr  Kind  beim  Xeubad  aus.  Urtheil:  Einjähriges  Zuchthaus 
mit  Arbeit,  Zuspruch  durch  Geistlichen,  zehnjährige  Kantonsver- 
weisung. 1813.  Christine  Kiefer  von  Obereggeu  (Baden)  setzt 
ihr  Kind  vor  dem  Späh lenthor  aus.  Urtheil:  Halbjähriges  Zuchthaus 
mit  Arbeit,  Ersatz  der  Spitalkosten.  — 1814.  Eheleute  Mundwyler 
von  Teuniken  (Basel)  legen  ihr  Kind  vor  die  Thüre  des  Gemeinds- 
priisidenten.  Urtheil:  Je  zweimonatliches  Zuchthaus  mit  Arbeit, 
Zuspruch  durch  den  Bann. 

Kürpervrrletziniyi'ii  (Misshandlungen,  Wundthatcn  geheissen). 
1810.  Jakob  Spaar  von  Biel-Beuken  (Basel)  misshandelt  und  heisst 
seinen  Vater.  Urtheil:  Anhörung  einer  darauf  bezüglichen  Predigt 
in  der  Kirche,  achtwöchentliches  Zuchthaus  mit  Arbeit,  zweijährige 
Kantonsverweisung,  Erlaubnis  der  spatem  Rückkehr  nur  bei  guten 
Zeugnissen  (dieser  letzte  Zusatz  kommt  oft  vor). 

lliibxttihl,  ringrhliesslich  Fundunterschlagung.  1803.  F.  Frey 
von  Dielsdorf  (Zürich)  begeht  einen  Einbruchdiebstahl.  Urtheil: 
Pranger.  Ruthenaushnuen,  zwanzigjährige  Verweisung  aus  der  Eid- 
genossenschaft. 1803.  Eheleute  ilohler  von  Diegten  (Basel)  be- 
gehen einen  unerheblichen  Hausdiebstahl  an  ihrem  Bruder.  Der 
Ehemann  ist  schwermüthig.  Urtheil:  Frau  Möhler  Vorstellung  in 
der  Kirche  Diegten  in  Gegenwart  des  Mannes,  dann  Stellung  unter 
Aufsicht* des  Geineinderathes,  der  Mann  erhält  einen  Kurator.  — 
1809.  Kath.  Baumann  von  Obertnichebach  (Eisass)  stiehlt  au  der 
liesse  Taschentücher.  Ist  schon  vorbestraft.  Urtheil:  Sechsjähriges 
Schellenwerk  mit  öffentlicher  Ausführung  zur  Arbeit  in  Eisen  ge- 
schlossen und  mit  einem  Blech  „Ladendiobin“,  dann  zwanzigjährige 
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Ausweisung  aus  iler  Eidgenossenschaft  bei  Strafe  des  Staupbesens 
uud  der  Br&ndmarkung  im  Fall  der  Uebertretung.  - — 1!S12.  .1.  Vogt 
in  Liedertsehwvl  (Basel)  stiehlt  in  drei  Malen  fünf  Schafe  von  der 
Weide.  Urtheil:  Vierjähriges  Schellenwerk,  sechsjährige  Kantous- 
verweisung.  — 1812.  X.  Sebold  von  Ettenheim  (Badin),  dor  schon 
in  Denschbüren  Diebstähle  verübt  hat,  hat  in  einem  Gasthaus  zu 
Riehen  (Basel)  ein  Leintuch  und  ein  Paar  Strümpfe  gestohlen.  Ist 
ein  Vagabund.  Urtheil:  Mit  Blech  „Dieb  und  Erzbetrüger“  an 
Pranger,  zweijähriges  Zuchthaus  mit  Arbeit,  ewige  Verweisung  aus 
der  Eidgenossenschaft.  - 1813.  Barbara  Giezendanner  von  Liechten- 
steig  (St.  Gallen)  ist  in  Kleinhiiningen  (Basel)  in  ein  Haus  eiuge- 
stiegen  und  hat  ein  Halstuch,  ein  Nastuch  und  acht  Xeuthaler  ent- 
wendet. Urtheil:  Ersatz,  öffentliche  Ausstellung,  Austroinmlung, 
fünfzehnjährige  Kantonsverweisuug  bei  Strafe  des  Schellenwerks 
im  Fall  der  Uebertretung.  — 1818.  Victor  Brutschin  von  Tolérât 
(Solothurn)  verkauft  Honig,  der  an  verschiedenen  Orten  aus  Bieneu- 
stöcken  gestohlen  wordeu,  will  ihn  vou  einem  englischen  Soldaten 
erhalten  haben.  Urtheil:  Pranger,  einjähriges  Zuchthaus  mit  Arbeit, 
zehnjährige  Kantonsverweisung  bei  Strafe  der  Brandmarkung  im 
Fall  der  Uebertretung.  1820.  Adam  Gysin  von  Böllstein  (Basel) 
eignet  sich  eine  Brieftasche  mit  zwei  Xapoléonsd’or  und  zwei  gol- 
denen Ringen  an,  die  er  auf  dem  Hauenstein  gefunden  hat  und 
deren  Eigenthümer  er  muthmassen  konnte.  Urtheil  : Halbjähriges 
Zuchthaus,  Zuspruch  durch  den  Bann,  Bückgabe. 

Veruntreuung.  1800.  M.  Imhof  begeht  eine  nicht  erhebliche 
Veruntreuung  am  Arineugut  der  Gemeinde  Wintersingen  (Basel). 
Bei  Revision  der  Rechnungen  zehn  Jahre  rückwärts  findet  sich 
nichts  Neues.  Urtheil  : Ausgestandene  Gefangenschaft  als  Tlieil  der 
Strafe,  Stillstellung  im  Aktivbürgerrecht  auf  fünfzehn  Jahre,  Ersatz, 
Geldbusse  von  hundert  Franken  zu  Gunsten  des  Armensäckels, 
Zuspruch  durch  den  Bann. 

Betrug.  1813.  Koman  Brunner  vou  Ivloten  (Zürich)  erhebt 
an  verschiedenen  Orten  Waaren  auf  betrügliche  Weise.  Urtheil: 
Zweijähriges  Zuchthaus  mit  Arbeit,  zwanzigjährige  Kantonsver- 
weisung. — 1818.  Jacques  Boillat  von  Sovresse  (Bern)  erhebt  mit 
einem  Schein,  den  ihm  ein  Knecht  ohne  Ahnung  eines  Betruges 
geschrieben,  auf  betrügliche  Weise  fünf  Säcke  Mehl.  Urtheil: 
Pranger,  einjähriges  Schellenwerk  mit  öffentlicher  Arbeit,  zehn- 
jährige Kantousverweisung  bei  vermehrter  ähnlicher  Strafe  im  Fall 
der  Uebertretung.  — 1818.  Jos.  Bücher  von  Neckarthalfingen 
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(Württemberg)  verrechnet  seinem  Dienstherru  zu  viel  angeblich 
ausgelegten  Lohn,  etwa  dreissig  Franken,  für  Blauholzzersägen. 
Urthcil  : Ersatz,  vierjährige  Kantonsverweisung  bei  höherer  Be- 
strafung im  Fall  der  U ebertret uiig. 

Abergläubische  Künste.  1805.  Barbara  Walliser  von  Zyfen 
(Basel),  Salome  Müller  von  DiepHingen  (Basel)  und  Friderike  Ali- 
spaeh  von  Lörrach  (Baden)  beschäftigen  sich  mit  Kartenschlagen 
gegen  Geld.  Urtheil:  Austrommlung  als  betrügerische  Karten- 

schlägerinnen,  zehnjährige  bezw.  sechsjährige  Kantonsverweisung 
bei  Strafe  des  Kuthenaushuuens  im  Fall  der  U Übertretung.  Miss- 
fallensbezeuguug  un  die  Betrogenen.  — 1812.  Emma  Bürgin  von 
Bettingen  (Basel)  erhält  durch  Wahrsagen  ein  Darleihen  von  148 
N'euthalern.  Urtheil:  Austrommlung  mit  einem  Blech  „Betrügerin“, 
zwölfjälvrige  Kantonsverweisung. 

Pflichtwidrige  Vermag  en  »versteuern» tj . 1819.  Alb.  Gass  von 

Kothenfluh  (Basel),  75  Jahre  ult,  gibt  sein  Vermögen  auf  11,000 
statt  auf  zirka  20,000  Franken  an.  Urtheil:  Entsetzung  von  der  Ge- 
richtsstelle, Zuspruch  durch  den  Bann,  Zahlung  der  Nachsteuer  von 
50  Franken,  Geldbusse  100  Franken  an  die  Armenhäuser  von  Liestal. 

Wucher.  1811.  Frau  B.  Matzinger  von  Basel  hat  sich  einen 
hohem  als  den  gesetzlichen  Zins  zahlen  lassen.  Urtheil:  Missfallen 
des  Tribunals,  Kosten.  1810.  Frau  Karger- Birmann  von  Basel 
hat  sich  mit  wucherliehen  Darleihen  befasst.  Urtheil  : Busse 

16  Franken  zu  Händen  der  Suppenanstalt,  Rückgabe  der  zu  Pfand 
genommenen  Hemden. 

Brantlstiflung.  1813.  Kath.  Schwöb  von  Kuinlinsburg  (Basel) 
legt  in  die  Scheune  ihres  Meisters  erfolglos  Feuer  ein.  Urtheil: 
Vorstellung  in  der  Kirche  zu  Mutteuz,  sechsjährige  Einzeleiusperrung 
im  Zuchthaus,  Kastigation  alljährlich  am  81.  März,  dem  Tage  der 
Brandstiftung,  Stellung  unter  die  Aufsicht  des  Geistlichen.  — - 
1819.  Martin  Siegrist  von  Küncnburg  (Basel)  hat  sein  iu  Häfelfingen 
(Basel)  stehendes,  auf  700  Franken  geschätztes  Häuschen  durch 
Heini  Nobiker  von  Häfelfingen,  dem  er  drei  Louisd’or  gegeben, 
anzünden  lassen,  sich  vorher  geflüchtet  und  das  Mobiliar  fortgeschafft. 
Urtheil  : Beide  fünfzehn  Jahre  Schellcnwork  erste  Klasse  mit  öffent- 
licher Arbeit,  alljährlich  am  Tag  der  Brandstiftung  zwölf  Streiche. 
Stellung  unter  Aufsicht  der  Beamten,  Ersatz  des  Schadens. 

Beschimpfung.  1803.  Jakob  Leutonogger  von  Liestal  (Basel) 
beschimpft  einige  Bürger  mit  „Schelmen,  Kedinger,  Spitzbuben“. 
Urtheil:  Gefangenschaft  als  Strafe,  Abbitte  vor  gesessenem  Tribunal, 
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einjähriges  Wirthshaus  verbot.  Hinsichtlich  dieser  letztem  Bestim- 
mung hatte  das  Gericht  offenbar  übersehen,  dass  Inquisit  selbst 
eine  Wirthschaft  mit  obrigkeitlicher  Bewilligung  betrieb,  und  musste 
desshalb  auf  Anfrage  des  Statthalters  erklären,  dass  die  eigene 
Wirthschaft  durch  das  Wirtlishausverbot  nicht  betroffen  werde. 

Stimmyebuuy  un  sich  selbst.  1804.  Grossrath  Maurer  von  Basel 
gibt,  entgegen  dem  Wahleid,  sich  selbst  die  Stimme  als  Eherichter, 
will  in  der  Zerstreutheit  gehandelt  haben.  Urtheil:  Entsetzung  von 
Ehronstellen,  Verlust  des  Aktivbürgerrechts  für  zehn  .lahre, 

Betreibum / von  Loiterier/etchüften.  1817.  Katharina  Maurer, 
Jos.  Uruber  von  Hüningen  (Frankreich),  G.  Meyer  von  Fraukeu- 
thal  und  Ferd.  Wellard  von  St.  Louis  (Frankreich)  betreiben 
Lotteriegeschäfte  trotz  polizeilicher  Warnung,  l'rtheil:  Sechsjährige 
Kantonsverweisung  bei  Strafe  der  öffentlichen  Ausstellung  im  Fall 
der  Uebertretung,  Vertheilung  der  Gorichtskosten  unter  Ange- 
schuldigte und  Einleger. 

Wie  früher  erwähnt,  sah  man  im  Jahre  1808  die  baldige  Ent- 
wertung eines  Strafgesetzbuches  vor,  und  es  blieb  diese  auch  nicht 
unversucht.  Schon  am  19.  Oktober  1808  wurde  im  Grossen  Rath 
ein  Anzug  auf  Vorlage  eines  „auf  unsere  Verfassung  sich  gründen- 
den bürgerlichen  und  peinlichen  Gesetzbuches“  gestellt,  welcher 
Anzug  den  9.  März  1804  an  den  Kleinen  Rath  gewiesen  wurde. 
Dieser  wies  die  Sache  an  das  Justizkollegium,  worin  als  einziges 
rechtsgelehrtes  Mitglied  Peter  Ochs  sass.  Das  Justizkollegium  über- 
trug die  Arbeit  den  beiden  Mitgliedern  der  juristischen  Fakultät, 
Heinrich  Falkner,  Professor  der  Institutionen  und  des  bürgerlichen 
öffentlichen  Rechts,  und  Job.  Rud.  Fasch,  Professor  der  Pandekten 
und  des  geistlichen  Rechts,  und  der  diesfällige  vom  Justizkollegium 
noch  durchgesehene  Entwurf  wurde  am  15.  April  1807  dem  Kleinen 
Rath  vorgelegt.  Vou  den  beiden  Beauftragten  hatte  Falkner  die 
ganze  Arbeit  übernommen,  Fasch  dagegen,  nach  einer  diesfülligen 
Bemerkung  des  damaligen  Btaatsschreibers  Wieland,  welcher  zu- 
dem soine  eigene  absichtliche  Nichtbetheiligung  nachdrücklich  hervor- 
hob, sich  damit  begnügt,  „den  Entwurf  an  sieben  Orten  zu  kor- 
rigiren  und  z.  B.  //«suchet  in  versuchet  zu  ändern“.  Der  Entwurf 
wurde  mit  einem  kurzen  empfehlenden  Rathschlag  am  18.  Mai  1807 
dem  Grossen  Rath  vorgelegt  und  von  diesem  an  eine  Kommission 
gewiesen. 

Der  Entwurf  beginnt  mit  dem  Strafprozess,  und  ist  dieser 
Titel,  der  uns  übrigens  nicht  näher  berührt,  desshalb  interessant. 
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weil  er  das  damalige  Verfahren  in  einfacher  Sprache  schildert. 
Es  wird  zuerst  die  „Erhebung  der  eigentlichen  Beschaffenheit  der 
That“,  corpus  delicti  genannt,  abgehandelt,  dann  das  Präkognitions- 
verhör  der  Statthalter,  das  Wesen  des  lnquisitionsprozegses , die 
Verhaftungen,  die  Gefängnisse,  die  Pflichten  des  Kritninalgeriehts 
und  der  Vcrhürkommissurien.  Dann  folgen  die  verschiedenen  Be- 
weisarten  durch  Geständniss,  Zeugen,  Erkunden  und  Anzeigen  oder 
„Indizien“,  unter  den  letztem  zuerst  die  allgemeinen  in  ziemlich 
engem  Anschluss  an  Art.  25,  2ti,  29 — 31  der  00.,  sodann  die  he- 
sondern  bei  jedem  einzelnen  Verbrechen  nach  der  Reihenfolge  der 
Art.  33  f.  der  CO.  und  in  theilweisem  Anschluss  an  sie,  aber  aus- 
gedehnter und  lnodernisirt.  Nach  den  SS  über  dus  erst-  und  zweit- 
instanzliche Urthcil  und  den  Urtheilsvollzug  folgen  die  Bestimmungen 
über  das  materielle  Strafrecht.  Hier  wird  im  Ganzen  die  Reihen- 
folge der  CC.,  Art.  1 Ob  f.  eingehalteu.  Zuerst  erscheinen  unter  der 
Rubrik  der  Religionsverbrechen  Gotteslästerung,  Meineid,  Schatz- 
gräbern, abergläubische  Erforschungsmittel,  dann  unter  der  Rubrik 
der  Verbrechen  gegen  den  Staat  Aufruhr  (00.  127),  dann  unter 
derjenigen  grosser  sittlicher  Verbrechen  Schmähung  und  Pasquille, 
Fälschung  vou  Münzen,  Siegeln  und  Briefen,  Kaufmanns-  und  Zins- 
biiehern,  wozu  noch  ein  Titel  über  Amtsuntreue  tritt.  Daun  folgt 
unter  der  Rubrik  der  fleischlichen  Verbrechen  unnatürliche  Un- 
keuschheit mit  nahe  verwandten  Personen,  Entführung,  Nothzucht, 
wiederholter  Ehebruch,  mehrfache  Ehe,  Verführung  der  Ehefrauen 
und  Kinder  zur  Unzucht.  Sodann  Raub  und  Mordbraud.  Ferner 
unter  der  Rubrik  der  Verbrechen  gegen  das  Leben  5 ergiftung, 
Kindestötung,  Kinderaussctzuug,  Kinderabtreibung,  Mord  uud  Todt- 
sclilag  ohne  Entschuldigung  der  Nothwehr. 

Daun  folgen  Bestimmungen  mit  tien  wörtlichen  U Überschriften 
folgender  Artikel  der  CC.  : Art.  139,  140  Von  rechter  Nothwehr 
wie  die  entschuldiget,  Art.  143  Von  Entleilmug,  die  niemand  an- 
ders gesehen  hat  und  eine  Nothwehr  fürgewendet  wurde,  Art.  145 
So  einer  in  rechter  Nothwehr  einen  Unschuldigen  wider  sein  des 
Thaters  Willen  entleibt,  Art.  140  \’on  ungefährlicher  Eutleibung, 
tlie  wider  eines  Thaters  Willen  geschieht  aussert  einer  Nothwehr, 
Art.  14*  Straf  derjenigen,  so  einander  in  Morden  Schlagen  und 
Rumoren  fürsetzlich  oder  unfürsetzheh  Beistand  thun.  Art.  150  Von 
Entleibungen,  die  auch  Entschuldigungen  haben,  wenn  darinne 
ordentlicher  Weise  gehandelt  wird.  Daran  scliliessen  sich  Bestim- 
mungen über  die  eigene  Tötung  (00.  135).  Hierauf  folgt  der  Dieb- 
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stahl,  zuerst  mit  einer  Definition,  daim  mit  engem  Anschluss  der 
Titelüberschriften  an  folgende  Artikel  der  GC.  : Art.  157  Vom  ein- 
fachen heimlichen  Diebstahl  (Nil.  Das  Justizkollegium  hatte  „ein- 
fach“ an  Stelle  des  „allerschlechtesten“  des  ursprünglichen  Ent- 
wurfs gesetzt),  Art.  156  Vom  ersten  otfenlichen  Diebstahl,  damit 
der  Dieb  beschrien  wird,  Art.  15!)  Vom  ersten  gefährlichen  Dieb- 
stahl durch  Einsteigeu  oder  Brechen,  Art.  160  Vom  ersten  grossen 
Diebstahl  (statt  der  Werthbcstiminung  der  CG.),  Art.  161  Vom 
andern  Diebstahl,  Art.  166  Wo  mehr  denn  einerlei  Beschwörung 
beim  Diebstahl  gefunden  wird,  Art.  164  Von  jungen  Dieben,  Art.  167 
Von  Früchten  und  Nutzen  auf  dem  Felde  und  deren  Diebstahl. 
Art.  166  Von  Holzstehlen  und  Abhauen,  Art.  16!)  Von  Fischdieben. 
Art,  170  Strafe  derjenigen,  so  mit  vertrautem  Gut  ungetreulich 
handlen.  Darau  schliesst  sich  eine  Bestimmung  über  Dicjbstahl  von 
an  öffentlichen  Orten  verwahrten  Dingen.  Zwei  Artikel , die  den 
Art.  165  und  166  der  CG.  entnommen  worden  (Diebstahl  von 
Früchten  an  Gütern  die  man  zu  erben  hat,  und  Stehlen  in  rechter 
Hungersnoth),  waren  von  dem  Justizkollegium  gestrichen  worden. 
Den  Schluss  machen  Bestimmungen  nach  Analogie  folgender  Artikel 
der  CC.  : Art.  176  Von  Versorgung  der  Personen,  von  denen  Misse- 
that  oder  Uebel  zu  erwarten  ist,  Art,  177  Von  Straf  der  Förde- 
rung llülf  lind  Beistand  der  Missethäter,  Art.  179  Von  Uebelthätern, 
die  Jugend  oder  anderer  Sachen  halb  ihre  Sinn  nicht  haben, 
Art.  206  Wie  es  mit  der  flüchtigen  Cebelthiiteru  Gütern  gehalten 
werden  solle,  und  Art.  207  Von  gestohlener  oder  geraubter  Habe, 
so  in  die  Gerichte  kommt. 

Trotz  diesem  Anschluss  an  die  Reihenfolge  der  CG.  hat  der 
Verfasser  namentlich  in  der  ersten  Hälfte  des  Entwurfs  den  Inhalt 
der  Bestimmungen  den  modernen  Verhältnissen  anzupassen  gesucht. 
Bei  der  Gotteslästerung  z.  B.  soll  der  Beurtheilte  geistlichen  l'nter- 
richt  erhalten,  „bis  er  seinen  Unsinn  ablegt.“  An  Stelle  der  Schmä- 
hung bloss  durch  Pasquille  treten  Schmähungen,  „sie  geschehen 
heimlich  oder  otfeutlioh,  mit  Sang  oder  Klang,  wörtlich  oder  schrift- 
lich, mit  Feder  oder  Pinsel.“  Bei  der  Verkupplung  der  eigenen 
Angehörigen  tritt  noch  die  des  Gesindes  hinzu.  Der  Raub  wird 
mehr  in’s  Einzelne  ausgeführt,  bei  Kindestüdtung  die  Unerfahren- 
iieit  der  Gebärenden  mehr  berücksichtigt.  Bei  der  Abtreibung  wird 
zwischen  dem  Helfer  und  der  Mutter  selbst  zu  Gunsten  der  letztem 
unterschieden,  bei  der  Tötung  bewirkt  die  Absicht  blosser  Ver- 
wundung Milderung.  Die  Nothwehr  wird  ausgedehnt.  Beim  Dieb- 


Digitized  by  Google 


f!M 


K.  Thumevseii. 


stahl  wird  eine  Definition  aufgestellt.  Sonst  schlicsst  sich  der  Ent- 
wurf in  seiner  letzten  Hälfte  immer  mehr  der  CO.  an.  Eine  An- 
zahl doch  häutig  verkommender  Verbrechen  sind  nicht  aufgeuoinmen, 
z.  B.  gewöhnlicher  Betrug,  Verhalten,  Wucher.  Die  materiellen  Be- 
stimmungen umfassen  nur  126  Paragraphen,  die  Sprache  ist  mit 
wenigen  Ausnahmen,  wo  sie  in’s  Lehrhuchartige  ausartet,  die  des 
tiesetzes,  frei  von  den  Phrasen  der  Aufklärung,  allerdings  dem 
Ursprung  des  Entwurfs  gemäss  hie  und  da  etwas  alterthümlich. 
Der  Inhalt  entspricht  im  (tanzen  der  damaligen  in  der  Praxis  aus- 
geprägten Anschauung,  nur  findet  sich  in  den  verschiedensten  Ur- 
theilen  keine  Spur,  dass  heim  Diebstahl,  der  doch  die  Berichte 
mehr  als  jedes  andere  Verbrechen  beschäftigt,  auf  die  aus  der  C'C. 
herübergetiommenen  Unterscheidungen  des  heimlichen  oder  öffent- 
lichen odfr  besebrienen  Diebstahls  jemals  Bücksicht  genommen 
wurde.  Dagegen  war  der  folgende  Paragraph  dazu  bestimmt,  in  der 
spätem  Kodifikation  unter  veränderter  Form  wieder  aufzuleben  und 
während  eines  halben  Jahrhunderts  sein  Leben  zu  fristen:  „Von 
unvorhergesehenen  Verbrechensfällen.  Sollten  sich  unvorhergesehene 
in  dieser  Ordnung  nicht  enthaltene  Verbrechensfalle  zutragen,  so 
versehen  wir  uns  zu  der  Weisheit  unseres  Kriminalrichters,  dass  er 
dieselben  nach  Massgabe  anderer  ihnen  etwa  verwandter  oder  gleich 
zu  achteuder  Fälle  zu  beurtheilen  wissen  werde.“ 

Die  Strafen  sind  ebenfalls  im  Sinn  der  damaligen  Praxis  be- 
deutend gemildert.  Die  Todesstrafe  tritt  nur  als  Enthauptung  mit 
dem  Schwert  auf  und  ist,  und  zwar  auch  hier  mit  verschiedenen 
Vorbehalten,  angodroht  bei  Mord  und  Todsehlag,  Vergiftung,  Kiu- 
destödtung,  Abtreibung,  Diebstahl  mit  Waffen  und  Gewalt  gegen 
Personen.  Die  körperliche  Züchtigung  findet  sich  hauptsächlich 
bei  Fleischesverbrechen,  der  Pranger  bei  gemeingefährlichen  Indi- 
viduen, die  Verweisung  bei  Fremden.  Die  gewöhnlichen  Strafen 
sind  ausserdem  Zuchthaus  oder  Schellenwerk.  Auf  den  Rath  von 
Sachverständigen  war  selten  verwiesen. 

Die  Aufnahme  des  Entwurfs  im  Grossen  Rath  war  keine 
günstige.  Wiefern  persönliche  Verhältnisse  mitspielten,  oder  die 
Vorliebe  für  fremdes  Erzeugnis  vielleicht  die  unbefangene  Prüfung 
einheimischer  Arbeit  verdrängte,  worauf  eine  Stelle  im  Kommissio- 
nalgutachtcn  hinzuweisen  scheint,  ist  nicht  mehr  zu  entscheiden. 
Der  Entwurf  war,  wie  aus  der  oberwähnten  Notiz  de»  Staatsschreibers 
Wieland  zu  entnehmen,  von  vornherein  gerichtet.  Er  hatte  in  der 
That  viele  Schwächen.  Er  wusste  uichts  von  der  Scheidung  in  Ver- 
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brechen  und  Vergehen , er  hatte  nicht  die  Ausdrucksweise  /..  B. 
des  Aargauer-  und  anderer  neuerer  Gesetze,  keinen  allgemeinen 
Theil,  keine  Definitionen  und  keine  klare  Eintheilung,  er  erwähnte 
manche  Verbrechen  nicht  oder  nur  unvollständig,  und  erinnerte 
durch  »einen  Anschluss  an  die  UC.  die  damaligen  Wortführer  au 
die  „rohesten  Zeiten“.  Der  Bruch  zwischen  der  alten  und  neuen 
Zeit  trat  bei  ihm  nicht  zu  Tage,  war  auch  bei  dein  Kedaktor  kaum 
vorhanden.  Namentlich  aber  enthielt  der  Entwurf  insofern  keine 
bestimmten  Strafandrohungen,  als  er  oft  Zuchthaus,  Schellenwerk, 
Verweisung  alternativ  nebeneinander  und  ihre  Anwendung  iu’s  Er- 
messen des  Richters  stellte.  Demnach  hatte  er  auch  keine  Straf- 
minima  und  -Maxima,  so  dass  für  grosse  Milde  und  grosse  Strenge 
ein  weiter  Spielraum  war,  während  man  damals,  wie  sich  aus  dem 
Kommissionalgutachten  ergibt,  durch  die  Minima  und  Maxima  und 
durch  die  sorgfältige  Aufzählung  der  Erschwerung»-  und  Milderungs- 
gründe jedes  Urtheil  fast  zum  Ergebniss  einer  Rechnung  machen 
und  es  dadurch  „der  richterlichen  Willkür“  entziehen  zu  können 
hoffte  — eine  Hoffnung,  die  bekanntlich  zuerst  in  der  richterlichen 
Praxis  sich  nicht  erfüllt  hat  und  dann  auch  in  der  Gesetzgebung 
fallen  gelassen  worden  ist. 

Am  15.  Dezember  legte  die  grossräthliche  Kommission  ihr 
Gutachten  über  den  ihr  zur  Prüfung  überwiesenen  Entwurf  vor. 
Eb  sei  unangenehm,  bemerkte  sie,  aber  Pflicht,  sich  frei  über  den 
Entwurf  zu  äussern,  da  besondere  die  Richter  ein  peinliches  Gesetz- 
buch wünschten.  „Die  ehemals  zum  Leitfäden  angenommene  Hals- 
gerichtsordnung passt  weder  in  Rücksicht  des  Prozessganges  noch 
der  Grundsätze  und  Strafbestimmungen  auf  unsere  Zeiten,  und  das 
helvetische  peinliche  Gesetzbuch  hat  beträchtliche  Lücken  und  ver- 
fehlt vielfach  durch  unangemessene  Strafarten  den  Endzweck  der 
Hegierung.“  Aber  die  gute  Gerichtsbesetzung  und  die  Sittlichkeit 
des  Volkes  seien  besser  als  ein  willkürlich  gehandhabtes  Gesetz 
und  ein  Prozessgang,  der  vieles  zu  Vervollständigende  nach  sich 
ziehe.  Die  Prozessordnung  müsse  Mittel  geben  zur  Verfolgung  der 
'L'häter,  zur  Entdeckung  der  Unschuld,  und  Schutz  gegen  willkür- 
liche Verhaftung.  Die  Strafordnung  müsse  die  Verbrechen  defmiren, 
Milderungs-  und  Erschwerungsgründe  angebcu,  Strafen  festsetzen. 
Der  Entwurf  habe  folgende  Lücken:  Die  Strafprozessordnung  hätte 
Verbrechen  und  Vergehen  scheiden  und  für  jedes  in  allen  drei 
Distrikten  den  kompetenten  Richter  bezeichnen  sollen.  Sie  enthalte 
keine  Vorschriften  über  die  Voruntersuchungen  im  Stadtdistrikt  und 
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keine  Grenzeu  der  Präkognition  und  Verhaftung.  Da  der  inquisi- 
tionsprozess  dem  fiskalischen  vorge/.ogen  worden,  sollten  alle  An- 
zeigen an  den  hei  der  Justizpflege  interessirten  Kleinen  Rath  gehen 
und  von  diesem  dein  Kriminalgericht  überwiesen  werden.  Die  Titel 
über  die  rechtlichen  Beweise  wären  zu  vervollständigen,  die  Ver- 
teidigung eher  auf  den  untern  als  auf  den  obern  Richter  zu  be- 
schränken. Die  Strafordnung  stimme  weder  in  der  Schreibart  noch 
in  den  Grundsätzen  mit  dem  ersten  Theil,  „sondern  sie  enthält 
lediger  Dingen  eine  oft  wörtliche  Abschrift  der  vor  280  Jahren  er- 
lassenen llalsgerichtsordnuug  Kaiser  Karls  V,  nun  in  Kapitel  ziem- 
lich planlos  ei nget heilt,  wo  zwar  die  barbarischen  Strafen  gemildert, 
allein  der  Rechtserfahrenen  Willkür  der  grösste  Spielraum  überlassen 
wird.  Unmöglich  können  wir  uns  bereden,  dass  die  Gesetzgebung 
unseres  Kantons  eine  in  den  rohesten  Zeiten  zusammengetragene,  un- 
deutlich abgefasste,  immer  auf  rechtlichen  Rath,  statt  auf  gesetzliche 
Vorschriften  hinweisende,  sehr  unvollkommene  Sammlung  von  Krimi- 
ualgesetzen  zur  Grundlage  einer  peinlichen  Gerichtsordnung  annehmen 
werde,  da  bekanntlich  bei  keinem  Theil  der  Rechtsübung  von  allen 
Regierungen  und  Rechtsgelehrten  einmüthiger  von  dem  karolinischen 
willkürlichen  Pfad  abgegangen  und  dem  neuern  Grundsatz  boige- 
ptlichtet  worden,  dass  blos  das  Gesetz  richten  solle,  demnach  die 
Strafarten  in  dem  Gesetzbuch  bestimmt,  die  Milderungs-  oder  Er- 
schwerungsgründe im  Allgemeinen  vorgesehrieben,  das  Verbrechen 
nach  seinen  verschiedenen  Graden  bezeichnet  und  die  Strafe  eines 
jeden  Verbrechens  unabänderlich  festgesetzt  werden  solle,  so  dass 
die  Schwierigkeit  der  peinlichen  Rechtspflege  sich  blos  auf  Ent- 
deckung und  Untersuchung  des  Verbrechens  und  dessen  genaue  Be- 
stimmung beschränkt  und  das  Urtheil  in  der  einfachen  Anwendung 
des  Gesetzes  auf  den  vorliegenden  Pall  besteht,  wesshalben  in  vielen 
Staaten  die  Gerichte  der  Geschworuen  eingeführt  worden.  Wenn 
demnach  irgendwo  auf  Anstellung  von  Rechtsgelehrten  Bedacht  ge- 
nommen werden  wollte,  so  schiene  es  uns  viel  ehender  der  Fall, 
solche  zu  Bildung  einer  Verhörkommission  zu  benutzen,  damit  durch 
sie  die  Abhörung  und  Besprechungen  vorgenommen,  die  Akten  in 
gesetzlicher  Form  geführt  und  alsdann  dem  Richter  der  Entscheid 
über  das  Verbrechen  und  die  Anwendung  des  Btrafgesotzes  über- 
lassen würde 

„Da  nun  in  diesem  Entwurf  einer  Strafordnung  1.  die  Ver- 
brechen nach  ihren  verschiedenen  Graden  von  Strafbarkeit  nicht 
bestimmt,  2.  die  Strafarten,  wrelche  nach  dem  Gesetz  können  auge- 
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wendet  werden,  nicht  bezeichnet,  -1.  die  Vorschriften  zu  Beurthei- 
lung  der  Milderangs-  und  Erschwerungsgründe  blos  in  einigen  Fällen 
statt  im  Allgemeinen  angegeben  werden,  4.  die  Strafen  der  Ver- 
brechen nicht  festgesetzt,  sondern  überall  der  richterlichen  Willkür 
und  dem  Gutdünken  der  Kechtsgelehrten  Allzuvieles  anheimgestellt 
worden,  5.  da  es  uns  überdies  scheint,  dass  die  Abtheilungen  der 
verschiedenen  Kapitel  nicht  umfassend  genug  seien,  auch  in  mehrerem 
Betracht  besser  könnten  eingerichtet  werden,  b.  da  mehrere  sehr 
wesentliche  Funkte  unerwähnt  geblieben  und  selbst  diejenigen  orga- 
nischen Gesetze,  als  liekurs,  Begnadigung,  so  bereits  angenommen 
sind,  dem  Gesetz  nicht  einvorleibt  worden,  7.  da  die  Ausdrücke  an 
einigen  Stellen  unrichtig  gewählt,  die  Sprache  äusserst  vernach- 
lässiget, und  überall  die  Arbeit  nicht  denjenigen  Grad  von  Voll- 
kommenheit erhalten  hat,  welcher  mit  Beeilt  von  einem  Gesetz- 
buch kann  gefordert  werden,  so  wiederholen  wir  unsere  bereits 
geäusserte  Meinung,"  dass  dieser  Entwurf  nicht  könne  zum  Gesetz 
erhoben  werden.“ 

„Bei  dieser  Aeusserung  können  wir  nicht  umhin,  zu  bemerken, 
dass  auch  boi  dem  besten  Willen  und  den  ausgebreitetsten  Kennt- 
nissen der  Mitglieder  von  Bathskollegien  es  fast  unmöglich  sein 
werde,  ein  so  weitläufiges  schweres  und  wichtiges  Werk,  als  ein 
peinliches  Gesetzbuch  ist,  gleichsam  als  eine  Nebenarbeit  in  kolle- 
gialisclien  Sitzungen  zu  Stande  zu  bringen.  Der  Zusammenhang, 
die  Eintheilung  und  die  Abfassung  eines  solchen  Gesetzes  kann  nur 
das  Werk  eines  einzelnen  erfahrenen  Kechtsgelehrten  sein,  und  blos 
die  Aufstellung  der  Grundlage,  oder,  was  uus  noch  besser  schiene, 
dio  Auswahl  eines  der  bereits  vorhandenen,  als  Badischen,  Aargau- 
ischen, St.  Gallischen  oder  Bairischen  Gesetzbuches  als  Basis,  und 
demnach  dio  genaue  Prüfung  der  Ausarbeitung  kann  die  Arbeit 
eines  Kollegii  sein,  wenn  das  Gesetz  den  unumgänglich  nüthigen 
Grad  von  Vollkommenheit  erreichen  soll,  den  der  Gesetzgeber  bei 
dessen  Auuabine  zu  fordern  schuldig  ist.“ 

Darauf  beschloss  der  Grosse  Kath  schon  am  18.  Dezember: 
„ Wollen  meine  HU.  und  Obern  diesen  Entwurf  eines  peinlichen 
Gesetzbuchs  E.  E.  und  W.  W.  Kleinen  Kath  wiederum  überweisen, 
um  darüber  eine  nochmalige  Berathung  vorzunehmen,  die  Bemer- 
kungen und  Vorschläge  der  Kommission  so  viel  möglich  zu  benutzen, 
und  mit  erforderlicher  Beförderung  einen  neuen  Vorschlag  eiuzu- 
g-ben.  Einer  I.  Kommission  wird  für  das  vorgelegte  Gutachten 
unserer  1111.  und  Obern  Vergnügen  bezeugt.“ 

Zeitachr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  14 
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Am  16.  Janur  1808  wurde  dieser  Grossrathsbesehluss  vom 
Kleinen  Rath  dem  Justizkollegium  überwiesen,  um  sieh  darüber  zu 
berathen  und  mit  Beförderung  ein  Outachten  nebst  Vorschlag  ein- 
zugeben.  Aber  am  6.  Oktober  1810  musste  das  Justizkollegium 
melden,  dass  Deputat  < teils,  welcher  mit  den  beiden  Professoren 
Falkner  und  Fasch  mit  der  Ausarbeitung  eines  neuen  Gesetzbuches 
beauftragt  worden,  diese  Kommission  als  aufgelost  habe  erklären 
müssen.  Am  6.  Februar  1811  berichteten  die  beiden  durch  das  Gut- 
achten der  grossräthlichen  Kommission  entmuthigten  Professoren  auf 
wiederholt  an  sie  ergangene  Anfrage  hin,  dass  über  den  Kriminal- 
kodex  noch  gar  keine  Berathung  gepflogen  worden.  Aber  sehou  am 
JO.  Oktober  gl.  J.  konnte  der  Htaatsrath  melden,  dass  seither  von 
Deputat  Ochs  selbst  ein  Entwurf  verfertiget  und  bei  dem  Justiz- 
kollegium in  Zirkulation  gegeben  worden.  Am  22.  Februar  1812 
wurde  dieser  „von  einem  Mitglied  des  Kollegii  aufgesetzte,  von  einem 
auswärtigen  Rechtsgelehrten  geprüfte  und  vollkommen  zweckmässig 
erachtete  Entwurf“  dem  Kleinen  Rath  vorgelegt,  welcher  verfügte, 
es  sei  derselbe  für  vier  Wochen  zur  Kanzlei  zu  legen,  und  es  solle 
das  ehemalige  Gutachten  1.  Kathsdeputation  (der  Entwurf  von  1807) 
und  die  Prüfung  dos  auswärtigen  Rechtsgelehrten  (Hofrath  Sauter 
in  Freiburg  im  Breisgau)  den  Akten  beigelegt  werden. 

Ein  schneidenderer  Gegensatz  als  derjenige  dieses  Entwurfes 
zu  dem  von  1807  lässt  sich  nicht  denken.  Bei  diesem  letztem  der 
Ausklang  der  alten  Zeit,  bei  dem  von  1812  die  Arbeit  eines  Sohnes 
des  achtzehnten  Jahrhunderts,  das  sich  Alles  zutraute  und  von  guten 
Gesetzen  grosse  Wirkungen  erwartete.  Der  Verfasser  liess  den  Wink 
der  grossräthlichen  Kommission  von  1807,  dass  man  mehr  Kompi- 
lation und  Anlehnung  als  selbständige  Arbeit  erwarte,  unbeachtet. 
Er  hatte  offenbar  viel  Einschlägiges  gelesen,  den  Gode  pénal,  das 
österreichische  Gesetz,  das  badische  Straledikt  von  1808,  vielleicht 
auch  schweizerische  Gesetze,  und  namentlich  Lehrbücher.  Einzelnes, 
wie  die  Bestimmungen  über  Körperverletzungen,  über  die  Er- 
schwerungsgründc,  klingt  an  die  CG.  au.  Aber  in  der  Hauptsache 
ging  er  seinen  eigenen  Wog.  Seine  Absicht  war,  für  so  viel  Lebens- 
gebiete, als  sich  irgendwie  mit  dem  Strafrecht  in  Verbindung  bringen 
liessen,  die  richtige  Auffassung  zu  liefern  und  dem  Laienrichter  einen 
Leitfaden  mit  reichem  Detail  an  die  llaud  zu  geben.  Gewisse  Ten- 
denzen für  und  wider,  die  in  manchem  wichtigen  Strafprozess  zwar 
von  keinem  Richter  ausgesprochen,  aber  je  nach  Temperament  und 
Richtung  desto  unverbrüchlicher  befolgt  werden,  werden  genannt 
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und  erörtert.  Darum  ist  auch  die  Spruche  nicht  dit!  des  Gesetzes, 
sondern  eines  erklärenden  Lehrers.  Es  handelte  sich  darum,  ein 
Meisterwerk  der  Aufklärung  zu  liefern. 

Dem  1H07  aufgestellten  Postulat  der  Vollständigkeit  ist  mehr 
als  genügend  entsprochen,  dagegen  mangelt  die  Klarheit  der  Ein- 
theilung.  Das  Allerverschiedenartigste,  Grosses  und  Kleines,  ist 
oft  künstlich  unter  Einer  Rubrik  vereinigt.  Von  einer  Scheidung 
in  Verbrechen,  Vergehen  und  t 'Übertretungen  ist  nicht  die  Rede. 
Eine  kurze  Uebersicht  wird  dies  am  besten  darthun.  Im  ersten 
Theil  machen  allgemeine  Sätze  den  Beginn:  eine  vierfache  Eiu- 
theiluug  der  Delikte  in  positive  und  negative  u.  s.  w.,  das  Verhält- 
niss  der  Gewohnheiten  zum  Gesetz,  Zurechnung.  Dann  folgt  die 
Aufzählung  der  Strafen,  wobei  es  heisst:  „Der  allgemeine  Endzweck 
der  angedrohten  Bestrafung  ist  die  verhiiltnissmässige  Abschreckung 
der  Uebelgesinnten,  wodurch  allgemeine  Besserung  der  Sitten  wenig- 
stens dem  Aeusserlichen  nach  beabsichtigt  wird.1*  Hieran  schliesseu 
sich  die  Erschwerungs-  und  Milderungsgründe,  wo  u.  A.  auch  das 
Motiv  bei  Begehung  des  Verbrechens  und  das  Beuehmeu  des  An- 
geschuldigten in  der  Untersuchung  — Geständniss,  Reue  — be- 
rücksichtigt wird. 

Der  zweite  Theil  (die  Strafordnung)  behandelt  zuerst  die  Ver- 
brechen gegen  Gott  und  die  Religion,  wo  auch  die  Amtsvergehen 
der  Geistlichen,  der  Meineid  und  der  Aberglaube  untergebracht  sind, 
dann  die  Delikte  in  Bezug  auf  das  gemeine  Wesen,  als  da  sind 
Hochverrat!!,  Aufruhr,  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit,  geheime 
Gesellschaften,  Angriffe  auf  das  öffentliche  Eigenthum,  Abgaben- 
umgehung, Aufreizung  gegen  die  Obrigkeit,  Falschmünzerei,  Ver- 
fälschung öffentlicher  Urkunden,  Falschwerbung,  Arrestbruch,  Ver- 
letzung des  Postgeheimnisses,  Trölerei  im  Prozess,  Verletzung  der 
Amtspflichten,  Erpressungen  durch  Beamte.  Dann  folgen  die  Delikte 
in  Bezug  auf  fremde  Staaten  : Verletzung  der  Bünde  und  der  Neu- 
tralität, beleidigende  Roden  und  Schriften,  Pensionen  und  Geschenke, 
Adelsbriefe,  fremde  Anstellungen.  DieDelikte  in  Bezug  auf  dasGewissen 
des  Bürgers  handeln  von  der  Ausforschung  religiöser  Grundsätze  An- 
derer und  von  der  Proselytenmacherei  ; diejenigen  in  Bezug  auf  die 
Ehre  des  Bürgers  von  der  Entführung,  der  Nothzucht,  der  Blutschande, 
der  mehrfachen  Ehe,  dom  Ehebruch  und  sonstigen  unsittlichen  Hand- 
lungen, endlich  von  Beschimpfungen  und  falschen  Anklagen.  Die 
Delikte  in  Bezug  auf  das  Leben  des  Bürgers  umfassen  die  ver- 
schiedenen Arten  dor  Tödtung  nebst  der  Nothwchr;  diejenigen  in 
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Bezug  auf  die  l nverlotztlieit  «les  Leibe»  eines  Andern  die  tliiitlichen 
Angriffe.  Hei  den  Delikten  in  Bezug  auf  die  Gesundheit  des  Bürgers 
sind  Bestimmungen  über  die  Versorgung  Geisteskranker,  über  muth- 
willige  Fortpflanzung  der  Lustseuche,  über  Afterärzte.  Feilbieten 
von  Arzneien,  Mäusegift,  kupferne  Geschirr««,  Apotheker,  Beerdi- 
gungen und  epidemische  Krankheiten  aufgenommen.  Die  Delikte 
in  Bezug  auf  die  Freiheit  des  Bürgers  betroffen  Menschenraub  und 
Einsperrung,  diejenigen  in  Bezug  auf  die  moralische  Bildung  des 
Bürgers  die  Verwahrlosung  der  Kinder,  unsittliche  Heden  und  Bücher, 
das  Zensorenamt,  «lie  Schauspiele;  auch  fehlen  nicht  Bestimmungen 
über  Ermüssigung  des  Schulgeldes.  In  deu  Delikten  betreffend  das 
Eigenthum  d«'s  Bürgers  wird  zuerst  vom  Diebstahl  in  seinen  ver- 
schiedenou  Gestalten,  einschliesslich  den  Kaub,  gehandelt,  daun  vom 
unbefugten  Entlehnen,  Verhalten,  von  «1er  h'ülschung,  dem  Banke- 
rott, der  Zerstörung  und  Braiulstiftung,  der  Hehlerei,  «len  Verbrechen 
von  Notarien  und  Advokaten  in  ihrer  amtlichen  Steilung.  Dann 
folgim  die  Delikte  in  Bezug  auf  den  Broderwerb  mit  Aufreehthaltung 
der  Zunftordnungen,  mit  Hausirv«>rbot«.-n  u.  s.  w\,  hierauf  die  Delikte 
in  Bezug  auf  die  Ruhe  des  Bürgers:  Lärm,  Drohungen,  unbefugte 
I laussue.hungen,  Lagerung  feuergefährlicher  Gegenstände;  dann  die 
Delikte  in  Bezug  auf  die  Vergnügungen  des  Bürgers  und  auf  sein 
Vcrtheidigungsrecht  gegenüh«?r  dem  leiblichen  und  dem  prozes- 
sualischen (iegner,  deren  Inhalt  sich  leicht  «Trathen  lässt.  Hieran 
schliessi'u  sich  die  Delikte  in  Bezug  auf  die  politischen  und  die 
Zivilrechte  des  Bürgers,  unter  welch  letztem  das  ganze  Eheverlöb- 
liissrecht  mit  Einschluss  der  Elicuhreden,  das  Eherecht  unter  Aus- 
schluss des  Vermögensrechts,  und  di«*  väterliche  Gewalt  abgehandelt 
wird,  ebenso  die  Verträge  gegen  die  guten  Sitten  und  das  weit- 
läufige Kapitel  des  Stellionuts.  Den  Schluss  bilden  die  Delikte  in 
Bezug  auf  die  1‘erson  selber,  nämlich  Bestimmungen  über  Selbst- 
mord, ttidhst  Verstümmelung,  Preisgebung  an  Afterärzte,  Unzucht, 
Trunkenheit,  Liederlichkeit,  Auswanderung,  Müssiggang  und  Bettelei. 

Der  dritte  Theil  (die  Prozessordnung),  welchen  wir  ausser  Be- 
tracht lassen,  versucht  u.  A.  eine  verwirrte  Kombination  des  inqui- 
sitorischen mit  «lern  Anklageprozess. 

Wii«  in  diesem  Entwurf  das  im  Jahr  1K07  aufgestellte  Postulat 
d«‘r  Scheidung  zwischen  Verbrechen  und  Vergehen  ausser  Augen 
gelassen  war,  so  wurde  er  auch  der  Abgrenzung  der  Strafen  nach 
unten  und  oben  mir  theilweise  gerecht.  Er  kennt  als  Strafen  die 
Todesstrafe  durch  Enthauptung,  beim  Vatermord  nach  Abschlagung 
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der  rechten  Hand;  die  Einsperrung,  das  Schellenwerk,  da»  Zucht- 
haus, das  Gefängnis»,  die  Verweisung,  die  Gewahrsame,  die  Ein- 
grenzung in  einen  Bezirk  oder  in’s  Hau»,  den  Stubenarrest,  die 
Ausschaftung  au»  einer  Gemeinde,  die  Anwerbung  zum  französischen 
Kriegsdienste,  das  Wirthshausverbot,  das  Verbot  des  Briefwechsels, 
des  Umganges  mit  der  oder  jener  Person,  die  Ehrlosigkeit,  den 
Pranger,  das  Haarabschneiden,  die  Entsetzung  von  Amt  und  Bürger- 
recht, die  Stillstellung  im  Aktivbürgerrecht,  Vorstellung  in  der  Kirche, 
Abbitte,  Polizeiaufsicht,  Brandmarknng,  Stnupbesen,  Kastigation, 
ganze  otler  theilweise  Vermögenskonfiakution,  Gewerbsentziehung, 
Geldstrafe.  Die  Todesstrafe  ist  bei  der  Tödtung,  sodann  in  den 
schweren  Fällen  des  Diebstahls,  einschliesslich  Kaub,  und  bei  der 
Brandstiftung  angedroht,  Pranger,  Stnupbesen,  Brandmarkung  bei 
schweren  Verbrechen  und  gemeingefährlichen  Verbrechern. 

Einsperrung,  Schollenwerk,  Zuchthaus  und  Verweisung  können 
auf  immer  oder  auf  bestimmte  Zeit  erkannt  werden,  ebenso  die 
Ehrlosigkeit,  und  zwar  die  schworen  Freiheitsstrafen,  wo  eine  be- 
stimmte Zeit  vorausgesetzt  wird,  bis  auf  dreissig  Jahre;  die  Ge- 
fängnisstrafe bis  auf  drei  Monat;  die  Streiche  dürfen  zwanzig,  beim 
Stnupbesen  achtzig  nicht  übersteigen.  Die  Geldstrafe  soll  sich  nicht  nur 
nach  dem  Grad  der  Felilbarkeit,  „sondern  auch  mich  dem  annähernden 
Verhältnis»  der  besitzenden  Mittel  und  des  Verdienstes  oder  Erwerbes 
richten.  Dieses  Verhältnis»  wird  nach  dem  Aufwunde,  der  Lebens- 
weise, dem  landeskundigeu  Vermügeuszustaud  berechnet“.  Bei  der 
Geldstrafe  ist  in  den  einzelnen  Artikeln  regelmässig  ein  Minimum 
und  Maximum  angedroht,  beim  Zuchthaus  und  Schellenwerk  da- 
gegen nicht,  sondern  die  Zumessung  der  Strafe  mit  Vorbehalt  der 
oberwähnten  vorgesehenen  Muxima  dem  Ermessen  des  Richters 
überlassen. 

Die  folgenden  Auszüge  werden  den  Karakter  des  Entwurfs 
am  besten  veranschaulichen,  wobei  allerdings  eher  tlas  Anormale 
hervorgehoben  ist. 

Da  heisst  es  in  Absatz  77  bei  den  Erschwerung»-  und  Milde- 
rungsgrüuden  : „Wer  einem  reichen  sorglosen  Eigenthümer  etwas 
entwendet,  bekommt  ein  gnädigeres  Urtheil,  als  wenn  dieses  Wenige 
einer  bedürftigen  und  bejahrten  Witt  wo  wäre  geraubt  worden.  Ein 
handfester  Mann,  der  sich  von  einem  schwachem  schlagen  lässt, 
und  ein  herrenloser  Landstreicher,  der  von  achtbaren  Eingesessenen 
beschimpft  wird,  finden  nicht  beim  Richter  jene  Theilnaltme,  welche 
in  den  umgekehrten  Fällen  statthaben  würde." 
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Absatz  88  betreffend  die  Naehtboilo  der  Bekanntmachung  : 
„Es  gibt  endlich  Fälle,  wo  es  dem  Richter  höchst  wichtig  Vorkommen 
kann,  dass  er  Mitschuldige  und  vorzüglich  Rädelsführer  und  An- 
stifter in  seine  Gewahrsame  bekomme,  welches  nicht  zu  verhoffen 
wäre,  wenn  eine  öffentliche  Strafe  angewendet  würde.  In  solchen 
seltenen  Fällen  darf  die  Todesstrafe  mit  einer  lebenslänglichen  Ein- 
sperruug,  die  Strafe  des  Schellenwerks  mit  der  Zuchthausstrafe  nebst 
dem  Zusatz  der  Ketten,  und  die  Landesverweisung  mit  der  Zucht- 
hausstrafe uugewechsolt,  die  ergangenen  Urtheile  nicht  gedruckt 
werden.“ 

Absatz  ‘.»4  bestimmt  über  Einfluss  von  Stand  und  Rang  auf 
die  Strafzumessung:  „Je  höher  einer  auf  den  Abstufungen  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  steht,  je  auffallender  und  hinreissender  ist  das 
Beispiel  seiner  Vergehungen.  Dieser  Ersehwerungsutnstand  wird 
aber  oft  durch  deu  I instand  tlieils  entkräftet,  theils  überwogen,  dass 
er  gewisse  Strafarten  desto  tiefer  empfindet.  Allein  wenn  man  Land- 
streicher, Ehrlose  und  Leute  von  einem  schlechten  Leumund  aus- 
nimmt, so  soll  jedem  gemeinen  Bürger  an  seiner  Ehre  eben  so  viel 
gelegon  sein  als  dem  Angesehensten.“ 

Nach  Absatz  101  ff.  entschuldigt  die  Unkunde  „in  keinem 
Kriminalfalle,  welchen  die  Lehren  des  einfachsten  Unterrichts  in 
der  Religion  oder  in  der  Sittenlehre  verbieten,  eben  so  wenig  in  den 
Fällen,  über  welche  die  tägliche  Erfahrung,  öffentliche  Beispiele, 
das  gewöhnliche  Gespräch  hinlängliche  Auskunft  ertheilen  u.  s.  w.“ 

In  Absatz  110  bei  den  Absichten  des  Fehlbaren  heisst  es 
u.  A.:  „Die  Absicht  war,  das  Verbrechen  zu  vollziehen,  aber  zum 
Besten  eben  desjenigen,  wider  welchen  dasselbe  gerichtet  worden. 
Zwischen  zwei  Ueboln  wählte  der  Thätor  das  mindere.  Ein  Kammer- 
diener trifft  des  Nachts  im  Vorzimmer  seines  Herrn  bewaffnete 
Räuber  an;  sie  drohen  dem  llülflosen,  dass,  wenn  er  ihnen  das 
Geld  seines  Herrn  nicht  hergäbe,  sie  denselben  ermorden  werden. 
Der  Kammerdiener,  auf  welchem  kein  Verdacht  irgend  eines  Ein- 
verständnisses ruhet,  liefert  ihnen  die  Beute  und  sie  entfliehen.  Er 
bestahl  also  seinen  Herrn,  aber  er  rettete  ihm  das  Leben.  So  lässt 
itn  Sturm  ein  vorsichtiger  Schitfshote  die  schwersten  Effekten  der 
Reisenden,  ungeachtet  ihres  Widerstandes,  in  den  Strom  werfen, 
uni  das  Schiff  zu  erleichtern.“ 

ln  Absatz  135  betreffend  Verleugnung  der  Grundwahrheiten 
wird  bestimmt:  „Wer  das  Dasein  Gottes  oder  das  Richteramt  des- 
selben oder  die  Unsterblichkeit  der  Seele,  diese  drei  Grundlagen 
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der  allgemeinen  Sicherheit  und  Sittlichkeit,  in  gedruckten  Schriften 
oder  an  öffentlichen  Oertern  leugnet,  soll  in  der  Hauptkirche  auf 
den  Knien  Abbitte  gegen  Gott  und  das  Gemeine  Wesen  thun,  in 
seinen  politischen  Hechten  bis  zur  Anerkennung  seines  Irrthums 
stillgestellt  und  seiner  Aemter,  falls  er  dergleichen  bekleidet,  ver- 
lurstig  erklärt  werden.  Man  soll  ihm  keinen  Kid  in  den  Gerichten 
auferlegen,  und  die  Gültigkeit  seines  Zeugnisses  wird  dem  blossen 
Ermessen  des  Richters  überlassen.“  Oeffentlicbe  Gotteslästerung  be- 
wirkt Verwarnung  hezw.  Zuchthaus,  „und  soll  seine  weitere  Be- 
strafung dem  Richterstuhl  Gottes,  dem  in  keinen  Rücksichten  irgend 
ein  Leid  zugefügt  werden  kann,  anheimgcstellt  sein“. 

ln  Absatz  150  werden  Geistliche  und  Lehrer,  die  zum  l’nge- 
horsam  gegen  die  Obrigkeit  aufreizen  oder  sonst  ihre  Amtspflichten 
verletzen,  mit  Besoldungsktir/.uiig  und  Amtsentsetzung  bedroht. 

In  Absatz  16ti  betreffend  Aberglauben  wird  derjenige,  der  bei 
einem  versuchten  Selbstmord  sich  nicht  nur  weigert,  selbst  den 
Selbstmörder  zu  retten,  sondern  auch  Andere  von  der  Rettung  ab- 
mahnt unter  dem  abergläubischen  Vorwand,  es  möchte  einst  spuken 
erscheinen,  poltern,  mit  dem  Schellenwerk  bedroht. 

Absatz  185  über  die  Abgaben  bestimmt:  „Wer  die  Abgaben, 
sie  mögen  Namen  haben  wie  sie  wollen,  Zölle,  Pfundzoll,  Weggelder, 
Steuern,  L'mgelder,  Besteuerungen,  Regalien,  Gebühren,  Taxen, 
Zehnten  u.  s.  w.  unterschlägt,  soll  das  Zweifache  vergüten.  Zwar 
sollen  keine  Nachforschungen  in  den  Hundlungsbüchorn,  Briefwechsel, 
Haushaltungsrechnungen  angestellt  werden,  allein  nach  Absterben 
eines  ungetreuen  Steuerpflichtigen,  falls  nicht  vorher  andere  Be- 
weise vorhanden,  werden  die  Erben  diese  Vergütung  uaehtragen. 

Zur  Schonung  des  Andenkens  eines  Verwandten  mögen  die 

Rechnungsführer  des  Staats  oder  der  Gemeinden  die  Namen  ver- 
schweigen und  das  Eingegangene  unter  der  Rubrik  von  Rückerstat- 
tungen aussetzen.“ 

Absatz  219  ff.  ahnden  die  l’ebertretungen  „des  Geschäftsganges“: 
Nichtbeachtung  der  Zitationen,  Veränderung  der  Corpora  delicti, 
Trölerei,  Hülfe  zu  Entweichung  Gefangener,  Verweisungsbruch. 

Bei  der  Uebertretung  von  Amtspflichten  in  Absatz  235  ist  alles 
Mögliche  zusammengeworfeu  : Bestechung,  Stiiuingebung  aus  Sek- 
tirer-  und  Anhangsgeist,  Handaufhebung  ohne  zu  wissen,  um  was 
es  sich  bandelt,  unbefugte  Anhörung  der  Parteien,  Störung  der  Be- 
ratliungen,  Erpressungen  durch  Beamte,  Vermischung  öffentlicher 
Gelder  mit  den  eigenen,  Verweigerung  der  Justiz. 
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Absatz  258  über  die  Allgemeine  Ordnung  erklärt:  „Der  Aus- 
druck Allgemeine  Ordnung  ist  von  ausgedehntestem  Verstände  und 
umfasset  nicht  nur  die  Hauptzüge  der  Bildung  eines  Staats  und  die 
Abwendung  der  Verbrechen,  gröblichen  Vergehen  und  häutigst  ver- 
kommenden Frevel,  sondern  auch  das  Einzelne  aller  Mittel,  womit 
die  mannigfaltigen  Begierden  der  Bürger  unter  einander  vereinbart 
und  mit  der  allgemeinen  Sicherheit,  der  gegenwärtigen  und  zu- 
künftigen Wohlfahrt  des  Ganzen  und  der  Beibehaltung  auswärtiger 
günstiger  Verhältnisse  in  harmonischen  Einklang  gestimmt  werden 
können.  Daher  wird  jede  Behörde  aufgefordert,  was  sie  in  ihrem 
hesondurn  Fache  zur  wirklichen  Abwendung  eines  allgemeinen  Uebels 
und  zur  wirklichen  Erzielung  eines  allgemeinen  Wohls  erforderlich 
fände,  dem  Kleinen  Hath  auf  Abänderung  oder  Bestätigung  hin  vor- 
zusch lagen  und  einstweilen  bis  auf  unsere  Genehmigung  in  Voll- 
ziehung zu  bringen.“ 

Bei  den  Delikten  au  Fremden  und  auf  fremdem  Boden  sagt 
Absatz  279:  „Wir  empfehlen  auch  allen  unsern  Untergeordneten, 
sich  gegen  fremde  Kranke  oder  Verunglückte  menschlich  und  christ- 
lich zu  betragen,  bei  Geld-  oder  Thurmstrafe.“ 

In  den  Absätzen  925  ff.  sind  die  Injurien  in  Wort  und  Schrift 
ausführlich  erörtert,  wobei  es  über  die  Injurien  durch  Unterlassung 
heisst:  „Eine  gleiche  Bewandtnis  (nämlich  Bestrafung,  namentlich 
der  Gassenbuben  mit  Geldbussen,  beschämenden  Strafen  und  Kasti- 
gation)  hat  es  mit  den  Unterlassungsinjurieu,  die  darin  bestehen, 
dass  man  die  nach  Stund  und  Würde  schuldigen  Ehrenbezeugungen 
unterlässt.  Diese  sind  aber  zu  Zeiten  einer  zweideutigen  Natur,  in- 
dem sie  nur  Unhoffichkeit,  Mangel  au  Lebensart  verrathon  können. 
Allein  der  Richter  wird  leicht  unterscheiden,  ob  einer  aus  verzeih- 
licher Unkunde  oder  Unachtsamkeit  oder  aus  absichtlicher  Grobheit 
sich  verfehlte.“ 

Bei  der  Kiudestüdtung  wird  in  Absatz  9511  die  Beseitigung  der 
Todesstrafe  mit  dem  Fehlen  von  Findelhäusern  und  von  Anstalten 
zu  geheimer  Niederkunft  motivirt. 

Die  Aufrcchtliultung  der  Züntte  als  Handwerksinnungen  wird 
in  Absatz  49t>,  497,  500,  501  bei  den  Delikten  in  Bezug  auf  den 
Broderwerb  in  folgernde  Erörterung  eingekleidet:  „Unter  Broderwerb 
werden  hier  alle  Mittel  verstanden,  wodurch  hei  der  jetzigen  Ge- 
stalt der  mensehlichen  Gesellschaft  der  Menseh,  der  aus  dem  Er- 
trag seiner  Liegenschaften,  den  Zinsen  seiner  Anlagen  und  dem 
Mitgenuss  der  Gemeiudsgiiter  nicht  ausschliesslich  leben  kann  oder 


Digitized  by  Google 


Die  Strafrechtspflege  des  Kuutuus  Basel.  2(15 

loben  will,  sein  nothdürftiges  oder,  wenn  ihm  die  Fmstände  zu- 
liieheln,  »ein  reichliches  Auskommen  sucht,  in  welchem  Verstände 
besoldete  A emtor,  Kriegsdienst,  Handlung,  Fabriken,  Wissenschaften, 
Künste,  Handwerker,  Hausdienste,  Tagarbeiten  dahin  alle  gehören. 
Feber  diesen  wichtigen  Gegenstand  gilt  die  allgemeine  Regel,  dass 
Jedermann  nach  seinen  besitzenden  Fähigkeiten,  ausgebildeteu  Kräften, 
erlangten  Kenntnissen,  angewohntem  Fleiss  und  Thütigkeit  befugt 
ist,  sie  auf  Broderwerb  anzuwenden,  und  zwar  um  so  viel  mehr, 
als  Müssiggaug  und  Bettelei  in  manchen  Fällen  bestraft  werden. 
Daher  sollen  alle  Ränke  sowohl  als  Verleumdungen,  die  auf  die 
Beeinträchtigung  dieses  Rechts  abziclcn,  wenn  der  Beleidigte  klagt, 
mit  einer  polizeilichen  Strafe,  und  in  Fällen,  die  leicht  zu  berechnen 
sind,  noch  mit  einem  Schadenersatz  belegt  werden.“  Folgen  dann 
die  Ausnahmen,  wenn  die  Mittel  des  Broderwerb»  gegen  die  guten 
Sitten  u.  s.  w.  und  namentlich  gegen  die  Polizei  der  Berufe  streiten. 
„Die  Polizei  eines  Beruf»  betrifft  1.  da»  Verhältnis  desselben  zum 
Wohl  des  Staats,  in  Rücksicht  der  Vervollkommnung  des  Berufs 
selbst  oder  der  Schicklichkeit  derjenigen,  die  ihn  treiben,  der  Ver- 
theilung  des  Verdienstes  unter  die  Einwohner,  der  llandlungsbilanz 
mit  dem  Auslande  und  der  Abführung  der  Abgaben.  Sie  betrifft 
12.  die  Befriedigung  des  Publikums  in  Rücksicht  de»  UeberHusse» 
und  der  Wohlfeile,  der  Aechtheit  und  Güte  der  Waare,  ihrer  ge- 
hörigen Zahl,  Muss  und  Gewicht,  der  währschaften  Arbeit  und  der 
Bequemlichkeit,  sich  Waare  und  Arbeit  schleunig  verschaffen  zu 
können.  Sie  betrifft  .'5.  den  Nutzen  der  Berufsgenossen  in  Rücksicht 
des  Preises  und  des  Lohnes,  der  erforderlichen  Anstrengung  und 
der  Verminderung  der  Konkurrenz.  Bis  ein  systematischer  Plan,  wie 
diese  verschiedenen  Rücksichten  unter  einander  und  mit  dem  Recht 
des  Broderwerh»  vereinbart  werden  können,  uns  wird  vorgelegt 
worden  sein,  lassen  wir  es  bei  bisheriger  l ebung  bewenden  und 
bevollmächtigen  indessen  den  Kleinen  Rath,  die  gutiindendeu  Aeude- 
rungen  zu  treffen  und  für  die  Bestrafung  der  U Übertreter  polizei- 
lich zu  sorgeu,  bestätigen  auch  zugleich  die  unter  deu  Baudfahri- 
kanten  in  Bezug  auf  das  Fllenmass  gesetzt“  und  vom  Rath  be- 
gnehmigte  Strafe  von  tausend  Neuthaiern.“ 

Die  Delikte  in  Bezug  auf  die  Kühe  des  Bürgers  werden  in 
Absatz  öüT  und  50ÏS  wie  folgt  eingeleitet:  „Die  Ruhe  des  Bürgers 
kaun  in  physischem  Verstände  durch  Lärmen  oder  Getöse,  und  in 
moralischem  Verstände  durch  Drohungen  und  durch  Handlungen 
oder  Unterlassungen,  welche  die  allgemeine  Sicherheit  gefährden, 
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gestört  werden.  Was  don  Lärmen  betrifft,  so  kann  die  Absicht  der 
Gesetzgebung  nicht  sein,  dass  in  einer  Gesellschaft  von  Menschen, 
die  beisammen  wohnen,  aus  ihrem  Verdienst  den  nöthigen  Unter- 
halt ziehen,  zum  Genüsse  des  Lebens  berufen  sind  und  zur  Wohl- 
fahrt des  Ganzen  beitragen  müssen,  der  Bürger  sich  einer  solchen 
Stille  erfreuen  könne,  als  wenn  er  in  irgend  eine  Einöde  versetzt 
wäre.  Doch  mögen  auch  hier  Einschränkungen  Platz  greifen  u.  s.  w.L 

Bei  den  Delikten  in  Bezug  auf  die  Vergnügungen  des  Bürgers 
enthalten  Absatz  519  ff.  folgenden  allgemeinen  Grundsatz:  „Da  die 
Mannigfaltigkeit  der  Neigungen  des  Menschen,  die  noch  durch  die 
Verschiedenheit  des  Alters  und  der  übrigen  Verhältnisse  in  eben 
und  derselben  Person  vermehrt  wird,  und  auf  der  andern  Seite  die 
zahlreichen  Mittel,  welche  die  Matur  zur  Befriedigung  des  Hangs 
nach  Zeitvertreib,  Erholung  und  Vergnügen  darbietet,  unwider- 
sprechlich  beweisen,  dass  der  Schöpfer  uns  nicht  nur  zum  Lebens- 
genüsse, ohne  Abbruch  des  jenseitigen  Lebens,  bestimmte,  sondern 
auch  dass  Mannigfaltigkeit  zum  göttlichen  Endzweck  gehörte,  so 
werden  die  Ortsbehörden,  des  Grundsatzes  eingedenk,  dass  das  ge- 
sellschaftliche Leben  in  einem  Staat  nicht  das  gemeinschaftliche 
Büsson  in  einem  Kloster  sei,  sich  diesorts  keine  straffälligen  Ein- 
schränkungen erlauben  über  Sachen,  die  an  sich  selber  keine  Laster 
sind,  und  dem  Vorwände  kein  Gehör  geben,  dass  sie  etwa  Ver- 
gehungen zur  Folge  haben  möchten.  Die  wirklich  erfolgten  Ver- 
gehungen sollen  gestraft,  das  Uebrige  aber  dem  Gewissen,  den  Er- 
mahnungen der  Eltern,  Sittenlehrer  und  Aerzte,  oder  der  Furcht 
vor  der  natürlichen  Bestrafung  durch  die  Folgen  überlassen  werden. 
Wenn  Alles,  was  ein  Uebel  veranlassen  kann,  verboten  werden 
s dite,  so  müsste  Jedermann  das  Lehen  selber  gleichsam  abgesprocheu 
werden.“ 

Auch  das  Theatralische  fehlt  nicht.  Laut  Absatz  532  wird  die 
Weibsperson,  die  während  oder  unmittelbar  nach  der  Geburt  einen 
falschen  Vater  angegeben  hat,  von  dem  Gefiinguiss  nach  dein  Zucht- 
haus geführt,  eingehüllt  in  ein  schwarzes  Tuch,  worauf  die  Worte 
zu  lesen:  „Die  Huchlose  bebte  nicht  vor  dem  Kiehterstuhle  Gottes“, 
wie  auch  bei  Verhängung  der  Ehrlosigkeit  der  Scharfrichter  nach 
Absatz  41  drei  Mal  über  dem  Haupt  des  Verurtheilten  den  Degen 
zu  schwingen  und  ihn  dann  zu  zerbrechen  hat. 

Bemerkenswerth  spricht  sich  endlich  Absatz  t>41.  nachdem  er 
zuerst  den  betrüblichen  und  den  el usorischen  Wucher  abgehandelt, 
über  den  einfachen  Wucher  aus:  „Derselbe  geschieht  ohne  Betrug 
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noch  ausweichende  Kunstgriffe,  und  besteht  nur  darin,  dass  gegen 
Versicherung  mehr  als  fünf  vom  Hundert  verlangt  und  versprochen 
werden.  Wenn  nun  der  Entlehner  betheuert,  dass  es  ihtn  in  Rück- 
sicht seiner  Ehre,  seines  erforderlichen  Auskommens  oder  des  Fort- 
ganges einer  Unternehmung  daran  sehr  gelegen  war,  dass  er  un- 
geachtet der  hoben  Zinse  das  Geld  bekäme,  so  verdient  er  keine 
Ahndung,  und  wenn  anderseits  der  Lciher  kein  naher  Verwandter 
oder  vertrauter  Freund  des  Entlehners  war  und  betheuert,  dass  er 
andere  Gelegenheit  gehabt  hätte,  einen  ähnlichen  Gewinn  aus  seinen 
Geldern  zu  ziehen,  so  mag  er  sich  vor  dem  Richterstuhl  seines  Ge- 
wissens verantworten.“ 

Vielleicht  hatte  das  Justizkollegium  in  dun  Entwurf  nicht  das 
gleiche  Zutrauen  wie  der  Verfasser,  die  Erinnerung  an  das  Schicksal  des 
Entwurfs  von  1N07  war  nicht  ermuthigend,  und  der  jetzige,  wenn 
auch  sehr  verschiedene,  hatte  seine  eigenthümlichen  Schwächen.  Es 
suchte  sich  daher  mit  der  Autorität  des  oberwähnten  Hofrath  Sauter 
zu  decken  und  bemerkte  in  seinem  Gutachten  an  den  Kleinen  Rath: 
„Der  Entwurf  ist  die  Arbeit  der  Mussestuuden  eines  unserer  Kollegen, 
der  u.  A.  folgendes  auch  für  uns  Geltendes  sagt:  „Ich  werde  nicht 
mit  der  Bemerkung  schliessen,  dass  ein  vollkommenes  Strafgesetz- 
buch mit  Recht  der  Stein  der  Weisen  genannt  worden  ist,  und  dass 
seit  den  mosaischen  Gesetzen  die  Welt  mit  Strafgesetzen,  Kommen- 
tarien  und  erläuternden  Bescheiden  überschwemmt  worden,  ohne 
dass  die  Aufgabe  eines  solchen  Gesetzbuches  habe  aufgelöst  werden 
können,  sondern  ich  werde  mit  dem  Geständuiss  schliessen,  dass 
ich  eine  Arbeit  unternahm,  die  meine  Kräfte  übersteigt,  und  dass, 
da  es  doch  höchst  nötliig  ist,  es  werde  endlich  eine  Vorschrift  hie- 
rüber festgesetzt,  meine  ganze  Hoffnung  sich  auf  die  Weisheit  der 
h.  Behörden  gründet,  denen  das  Recht  zukömmt,  die  vorgelegte 
Arbeit  zu  verbessern.“  Das  Ganze  sei  systematisch  geordnet,  jeder 
Theil  habe  seinen  Eintheilungsgrund.  Im  Ganzen  seien  es  3 Theile, 
45  Hauptstücke,  3HC  Paragraphen  und  über  1100  Absätze.  Nach 
der  Revision  habe  der  Deputirte  (Ochs)  Prüfung  durch  einen  aus- 
wärtigen, über  allen  kleinlichen  Wetteifer  erhabenen  Rechtsgelehrten 
von  einer  deutschen  Universität  gewünscht.  „Die  Wahl  fiel  auf  einen 
Manu,  der  in  keinem  Verhältnisse  oder  Verbindung  mit  uns  stand, 
auf  einen  Katholiken,  einen  gebornen  Oesterreieher,  einen  Vertrauten 
des  sei.  Herrn  von  Greifenegg,  einen  grundgelehrten,  erfahrenen 
und  mit  dem  Titel  eines  Hofratlis  von  seinem  Hofe  beehrten  Pro- 
fessor der  kanonischen  und  Kriiniiialreclite.  Er  nahm  den  Auftrag 
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un.  Streng  war  seine  Prüfung,  und  zum  Beweise  mag  unter  Anderin 
dienen,  dass  er  an  zwei  Stellen  die  Versetzung  des  Wörtlcins  nullt 
verlangte,  nur  damit  der  Sinn  des  Satzes  an  Deutlichkeit  gewänne. 
Fast  alle  seine  Berichtigungen  sind  von  uns  benutzt  worden.1)  Allein 
die  Strenge  seiner  Prüfung  suchte  er  mit  Bezeugung  einigen  Bei- 
falls zu  versüssen.  Mehrere  Paragraphen  unterstützte  er  mit  seiner 
ausdrücklichen  Beistimmung  oder  mit  Anführung  verschiedener 
Gründe.  Heber  21)  llauptstücke  fand  er  nicht  das  Geringste  aus- 
zusetzon  und  fügte  noch  hinzu:  „Was  ich  über  alle  diese  Uaupt- 
stücke  und  jeden  Absatz  insbesondere  zu  bemerken  hätte,  bestünde 
darin,  dass  ich  meinen  aufrichtigen  Beifall  jedes  Mal  und  immer 
wiederholen  müsste.  Ich  weiss,  dass  mein  Wissen  eben  nicht  viel 
heisst,  aber  soweit  es  reicht,  glaube  ich  zu  wissen,  dass  die  hier 
entworfene  Kriminalgerichtsordnung  vortrefflich  sei.8  Im  Allgemeinen 
bemerkte  er  Folgendes  über  den  ersten  Thcil  (Allgemeine  Sätze)  : 
„In  der  Hauptsache  finde  ich  nicht  nur  nichts  auszustellen,  sondern 
vielmehr  für  dieselbe  auch  mitzustimmen.  Die  Grundsätze  von 
Verbrechen  und  Strafen  überhaupt,  die  Erklärungen  über  bei- 
derlei Arteu,  die  allgemeinen  Lehren  von  Anwendung  der  Gesetze 
auf  vorkominende  Fälle  sind  ebendieselben,  die  von  den  bewährtesten 
Ivriminalrechtslehrern  aufgcslellt  werden.8  Wegen  dem  zweiten  Theil 
(Strafordnung)  äusserte  er  sich  folgendermassen  : „Es  ist  meines 
Erachtens,  wie  schon  gesagt,  im  Ganzen  und  in  der  Hauptsache 
nicht  nur  nichts  auszustellen,  sondern  besonders  zu  beloben,  dass 
liier  eben  jene  Frevel  und  Vergehungen  ausdrücklich  gerügt  sind, 
welche,  obgleich  sie  das  gemeine  Leben  öfters  beunruhigen,  als 
eigentliche  Verbrechen  dennoch  in  andern  Gesetzbüchern  nur  oben 
dahin  oder  gar  nicht  berührt  werden.8  Was  dann  den  dritten  Theil 
(Prozessordnung)  anbotrifft,  so  drückte  er  sich  im  Allgemeinen  so 
aus:  „Habe  ich  etwas  beigebracht,  wovon  Ew.  Wohlgeboren  und 
dero  hochzuehrende  Mitarbeiter  einigen  Gebrauch  machen  könnten, 
so  weiss  ich  wohl,  dass  es  sehr  wenig  ist,  glaube  aber  auch  zu 
wissen,  dass  es  bei  einem  so  gründlich  und  genau  ausgearbeiteteu 
Entwurf  nicht  viel  sein  konnte.“  Endlich  besebliesst  er  die  119  Be- 
merkungen, die  er  uns  über  besondere  Stellen  überschickte,  mit 
diesen  Worten  : „Ausserdem  finde  ich,  wie  gesagt,  nichts  zu  er- 

')  Diese  Berichtigungen  betrafen  di''  aiigedrohten  Strafen,  die  Sauter  oft  zu 
hart,  ioit  h nicht  genau  genug  deliuirt  fand,  sodann  die  ihm  ungenügend  scheinenden 
liest  immungell  filier  dolus  und  culpa,  Urheber  und  (iehltlfen,  Vollendung  und  Ver- 
such. Ilie  grosse  Mehrzahl  betritilt  nur  Kednktionsümlerungen. 
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iunern.  wohl  aber  dein  hoch!.  Kanton  Hanoi  zu  gratulieren,  dann 
Ilocliderselbe  über  einen  so  äusserst  wichtigen  Gegenstand  ein  klaren, 
ausführliches,  bestimmtes  und  den  jetzigen  Umständen  angemessenes 
Gesetz  erhalten.* 

Es  half  Alles  nichts.  Schon  das  ungeheure  Volumen  musste 
abschreeken,  indem  die  Bestimmungen  nur  über  das  materielle 
Strafrecht  vom  Justizkollegium  in  674  umfangreiche  Absätze  eiuge- 
theilt  wurden.  Dazu  kamen  die  Eingangs  erwähnten  objektiven 
Schwächen,  wohl  auch  eine  gewisse  Abneigung  gegen  den  Verfasser 
von  den  Zeiten  der  Helvctik  her,  und  vor  Allem  bei  der  damaligen 
fleneration  der  Drang  nach  Anlehnung  an  eine  fremde  Gesetzgebung. 
So  konnte  der  Entwurf  nur  auf  ein  Lächeln  stossen.  Er  wurde,  wie 
es  scheint,  auf  irgend  eine  Art  stillschweigend  begraben,  im  Pro- 
tokoll des  Kleinen  Käthes  findet  sieh  nicht  einmal  der  Anfang  einer 
Berathung,  erst  einige  Jahre  nachher  bei  Inangriffnahme  der  endlich 
gelingenden  Kodifikation  taucht  sein  Name  wieder  auf. 

Und  nun  machten  sich  wieder  nach  fünf  Jahren  die  Männer 
an  die  Arbeit,  welche  wahrscheinlich  Gegner  der  beiden  frühem 
Entwürfe  gewesen  waren  und  nun  das  in’s  Werk  setzen  konnten, 
was  ihnen  als  das  Wünschenswerthe  vorschwebte.  Am  25.  Juni  UM17 
stellte  im  Kleinen  Rath  S.  W.  der  Herr  Amtsbürgenneister  (Wie- 
land) vor,  „wie  dringend  nothwcndig  es  sei,  dem  schon  so  lange 
bei  uns  gefühlten  Mangel  eines  zweckmässigen  und  den  Zeituni- 
ständen  und  unseren  Verhältnissen  anpassenden  Kriminalgesetzbuchs 
abzuhelfen“,  und  trug  desshalb  darauf  an,  „den  Herrn  Statthalter 
L.  Appellationsgerichts  und  den  Herrn  Präsidenten  L.  Kriminalge- 
richts zu  ersuchen,  sich  über  ein  solches  Kriminalgesetzbuch  für 
uusern  Kanton  zu  berathon  und  MUGA.  Herren  ihre  Ansichten  und 
Vorschläge  einzugeben.  Zum  Behuf  dieser  Arbeit  könnte  Wohlden- 
selben der  bereits  vorfindliche  Entwurf  (von  US  12)  summt  den  da- 
rauf bezüglichen  Akten  zugestellt  werden.“  Präsident  des  Kriminal- 
gerichts war  also  der  oberwähnte  Job.  Rud.  Schnell,  Statthalter  des 
Appellationsgerichts  Samuel  Rvhiner,  Stiefvater  des  spätem  im  Jahr 
1S00  verstorbenen  Appellationsgerichtspräsidenten  Rud.  Burckhardt- 
Keller.  Rvhiner,  im  Jahr  1766  geboren,  von  scharfem  Verstand, 
batte  nicht  studirt.  Zuerst  Schultheiss  des  Stadtgerichts  der  mindern 
Stadt,  wurde  er  während  der  llelvotik  Regierungsstatthalter,  dann 
nach  Einführung  der  Médiations  Verfassung  Statthalter  des  Appellu- 
tionsgerichts  und  blieb  es,  so  lange  dieses  Gericht  verfassuugsge- 
müss  vom  nicht  amtirenden  Bürgermeister  priisidirt  wurde.  N aeb- 
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dom  durch  die  Verfassung  Anfang*  der  Dreissigerjahre  die  Tren- 
nung der  öffentlichen  Gewalten  aufgestellt  worden,  wurde  Kyhiner 
ixn  Jahre  1833  Präsident  des  Appellationsgerichts  und  starb  im 
Jahre  1847.  Der  Rath  trat  am  27.  September  dem  in  seiner  Mitte 
gestellten  Antrag  bei,  und  am  27.  September  stellten  Kyhiner  und 
Schnell  das  Ansuchen,  ihnen  zu  gestatten,  „die  Feder  des  Staats- 
schreibers Braun  bei  Bearbeitung  dieses  Gegenstandes  zu  gebrauchen“, 
und  äusserten  sie  den  angelegenen  Wunsch,  „zu  zweckmässiger  Er- 
füllung des  erhaltenen  Auftrages  die  tiefen  Einsichten  S.  W.  des 
Herrn  Bürgermeister  Wieland  benutzen  zu  können“.  Beides  wurde 
gewährt. 

Am  1.  November  1817  begann  die  Kommission  ihre  Arbeit 
und  bezcichnete  als  Materialien,  deren  sie  sich  bedienen  wolle: 
1.  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Baiern,  2.  Das  Kanton 
Aargau’sche  Gesetzbuch  für  Kriminalverbrechen,  3.  Das  Kanton 
8t.  Gallische  Strafgesetzbuch,  4.  Das  helvetische  peinliche  Gesetz- 
buch, 5.  Den  Entwurf  eines  Kriminal  Codicrn  von  Herrn  Deputat 
Ochs.  Die  Hauptarbeit  fiel  dem  Staatsschreiber  Samuel  Braun  zu. 
Derselbe,  im  Jahr  1777  als  Sohn  des  Helfers  zu  St.  Peter  geboren, 
hatte  im  lö.  Jahr  seinen  Vater  verloren  und  -war,  da  er  wegen 
seiner  dürftigen  Verhältnisse  nicht  studiren  konnte,  auf  eine  No- 
tariatsstube gekommen,  im  Jahr  1812  aber  an  Stelle  des  zum 
Bürgermeister  erwählten  Wieland  Staatsschreiber  geworden,  in  wel- 
cher Stellung  er  am  21.  Oktober  183(5  starb.  Braun  übernahm 
nach  vorangegangener  allgemeiner  Erörterung  mit  Ryhiner  und 
Schnell  die  Redaktion  und  machte  die  nöthigen  Vorarbeiten,  wie 
vergleichende  Zusammenstellungen  u.  s.  w.  Nach  Prüfung  durch 
die  Beiden  wurde  das  Entworfene  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Bürger- 
meister Wieland  behufs  Entgegennahme  seiner  Bemerkungen  mit- 
getheilt.  Dem  ersten  Theil,  der  das  materielle  Strafrecht  enthält, 
wurde  ein  zweiter  Theil  über  das  rechtliche  Vorfahren  beigefügt. 
In  dem  von  der  Kommission  geführten  Protokoll  sind  oft  bei  den 
entsprechenden  Paragraphen  diu  Stellen  der  fremden  Gesetze  vor- 
gemerkt, denen  sie  entnommen  wurden.  Nach  Vollendung  des 
Ganzen  wurde  der  Entwurf  an  den  bekannten  Professor  Dr.  Samuel 
Schnell  in  Bern  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Basler  Schnell)  ein- 
gesandt,  der  seine  Bemerkungen  dazu  eingab. 

Am  13.  März  1819  legte  die  Entwurfskommission  dem  Kleinen 
Rath  vor:  A.  Den  Entwurf  eines  Kriminalgesotzbuchs,  dessen  erster 
Theil  von  den  Verbrechen  und  deren  Bestrafung,  der  zweite  (den 
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wir  meist  ausser  Acht  lassen)  vom  rechtlichen  Verfahren  handelt. 
B.  Den  Entwurf  einer  Organisation  des  Krimi nalgerichts.  Zugleich 
machte  sie  noch  aufmerksam:  1.  Auf  die  Lücke,  die  zwischen  der 
Kompetenz  des  Krimiualgeriehts  und  derjenigen  der  Statthaltcr- 
verhöre  bestehe,  und  demnach  auf  die  Xothweudigkeit,  zwischen 
beide  ein  aus  vier  Mitgliedern  des  Kriminalgerichts  und  dem  Statt- 
halter bestehendes  korrektioneiles  Gericht  einzuschieben , dem  be- 
stimmt zu  bezeichnende  Vergehen  zur  Beurthcilung  zu  überweisen 
wären,  2.  auf  die  Nothwendigkeit,  die  Appellations-  von  der  Kri- 
minalgerichtsschreiberstelle zu  trennen,  3.  ein  Reglement  über  die 
Strafvollziehung  zu  entwerfen,  und  4.  das  Begnadigungsgesetz  zu 
revidiren  und  ein  Gesetz  über  die  Rehabilitation  zu  entwerfen. 

Das  Gutachten  der  Kommission  iiusserte  u.  A. : „Wir  sind 
dabei  von  dom  allgemeinen  Grundsatz  ausgegangen,  dass  der  höchste 
Zweck  der  peinlichen  Gesetzgebung  darin  bestehe,  dem  Eigenthum 
und  sowohl  der  persönlichen  als  der  allgemeinen  öffentlichen  Sicher- 
heit und  Ruhe  Schutz  zu  gewähren,  und  dass  in  ihrem  besondern 
Zweck  liege,  den  Fehlbaren  nach  den  Grundsätzen  einer  gerechten, 
aber  auch  menschlichen  VV'iedervergeltung  zu  bestrafen,  ihn  in  sitt- 
licher Hinsicht  zu  bessern  und  für  die  menschliche  Gesellschaft, 
so  viel  es  sich  thun  lässt,  wieder  zu  gewinnen,  und  dann,  Andere 
vor  Verbrechen  und  ihren  Folgen  zu  warnen  und  abzuschreckeu. 
Um  diese  Zwecke  zu  erreichen,  muss  das  Kriminalgesetzbuch  alle 
groben  Rechtsverletzungen  als  Verbrechen  bezeichnen  und  sie  mit 
angemessenen  Strafen  bedrohen,  und  bei  Aufstellung  des  Prozess- 
ganges dafür  Sorge  tragen,  dass  kein  Verbrecher  ungestraft  bleibe, 
aber  auch  kein  Unschuldiger  als  Verbrecher  behandelt  werde,  ln 
diesem  Sinne  sind  in  den  neuern  Zeiten  in  mehreren  Staaten  zweck- 
mässige peinliche  Gesetzbücher  erschienen.  Wir  hatten  also  nicht 
die  Aufgabe,  etwas  ganz  Neues  zu  schaffen,  sondern  wir  beschränkten 
uns,  die  bereits  bestehenden  Gesetzbücher  einer  sorgfältigen  Prüfung 
zu  unterwerfen,  den  von  allen  Kriminalisten  schon  längst  bezeich- 
neten  Leitfaden  auch  für  unser  Werk  aufzufassen,  aus  dem  Guten 
das  Bessere  zu  wählen,  und  das  Ganze  so  viel  möglich  den  Be- 
dürfnissen und  der  Oertliehkeit  unseres  kleinen  Gemeinwesens  an- 
zupassen. 

„Im  Einzelnen  bemerken  wir:  Betreffend  die  Todesstrafe 

scheint  uns  di«!  Erhöhung  derselben  durch  schmerzliche  Zusätze 
sehr  zwecklos.  Wen  die  Todesstrafe  nicht  zu  schrecken  vermag, 
bei  dem  muss  auch  die  Androhung  jedes  geringem  Nebenübels  ihre 
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Wirkung  verfehlen.  Auch  soll  durch  die  Gesetze  das  Volk  de) 
Menschlichkeit  zugebildet  und  nicht  die  Rohheit  und  (irauaamkei 
der  Verbrecher  durch  die  Gerechtigkeit  nachgeahmt  worden.  Re 

der  Kettenstrafe soll  der  Verbrecher  es  fühlen,  dass  er  du 

verdiente  Strafe  wirklich  leide,  und  nicht,  wie  es  bei  der  bisherige! 
Einrichtung  oft  der  Fall  war,  in  seiner  Strafe  ein  für  einen  roher 
Menschen  sorgenloses,  mit  wenig  Mühe  und  Unbequemlichkeit  ver- 
knüpftes Leben  führe Wenn  einmal  die  zweckmässigen  Ein- 

richtungen für  die  vorgeschriebene  Einsperruugsart  getroffen  sind 
so  werden  die  bleibenden  Kosten  hinsichtlich  dor  geringem  Nahrung 
bedeutend  minder  sein  als  bis  anhiu.  - Die  Landesverweisung 
lassen  wir  gegen  den  Einheimischen  nur  in  wenig  Fällen  eintreten 
und  zwar  nur  dann,  wenn  er  dem  Staat  und  seiner  bürgerlicher 
Ordnung  gefährlich  wird;  für  Verletzungen  an  l’erson  und  au  Ei- 
genthum soll  er  im  Vaterlande  bestraft  werden.  Solche  Verwiesen« 
werden  überdies,  wie  die  Erfahrung  es  zeigt,  von  andern  Staatei; 
nicht  geduldet,  folglich  gezwungen,  das  Rando  zu  brecheu  und  so- 
mit eine  zweite  strafbedrohte  Handlung  zu  begehen.  Auch  haben 
wir  dem  schon  früher  auf  den  Eidgenössischen  Tagsatzungen  laut 
gewordenen  Wunsch,  dass  nicht  ein  Kanton  dem  andern  Verbrechet 
zuweisen  möchte,  Rechnung  getragen  und  festgesetzt,  dass  die  Lan- 
desverweisung gegen  fremde  Verbrecher,  die  keine  Schweizer  sind, 
nicht  anders  als  aus  der  gesummten  Eidgenossenschaft  verhängt 
werden  soll.1“ 

Die  Befugnis*,  Freiheitsstrafen  gegen  Fremde  in  Verweisung, 
Franger,  Stuupbescn  und  Brandmarkung  zu  verwandeln,  wird  durch 
Rücksichten  auf  das  Aerar  gerechtfertigt.  Bei  der  Strafzumessung 
wird  vorge/.ogen,  dein  Richter  einen  Spielraum  zu  lassen,  als  wie 
in  andern  Gesetzbüchern  bei  jedem  erschwerenden  Umstand  einen 
Zusatz  zur  Strafe  festzusetzen.  Die  einzelnen  Strafen  sind  theib 
nach  dem  Beispiel  anderer  Gesetzbücher,  theils  nach  eigener  Ucber- 
zeugung  bestimmt. 

„Beim  rechtlichen  Verfahren  haben  wir  in  Benützung  bishe- 
riger Erfahrungen  getrachtet,  den  Voruntersuch  unseru  Beamten 
und  organischen  Verhältnissen  anzupassen  und  dabei  «lie  bereit* 
b 'stehende  Einrichtung  beizubchalten,  dass  das  Resultat  eines  jeden 
\ oruntcrsiichs  der  Regierung  vorgelegt  werden  soll,  um  den  Gogen- 
staml  dem  betreffenden  Richter  zur  weitern  Behandlung  und  zui 
Beurthciluug  zu  überweisen.  Bei  «1er  richterlichen  L'utersuchung 
erscheint,  unter  dein  Namen  eines  Fiskals,  ein  neuer  Kriminal- 
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beamter,  der  bei  der  diesmaligen  Einrichtung  fehlt,  und  wir  halten 
uns  verpflichtet,  hier  die  Gründe  anzugeben,  die  uns  zu  seiner 
Aufstellung  bewogen  haben.  Bisher  war  bei  den  Kriminalprozeduren 
der  Staat,  das  Gesetz,  das  öffentliche  Wesen  durch  Niemand  ver- 
treten; der  Angeklagte  konnte  sich  vertherdigen  und  ihm  allein 
kam  das  Recht  der  Appellation  zu,  während  ein  vielleicht  zu  ge- 
lindes oder  dem  Gesetz  nicht  entsprechendes  l ’rtheil  keinem  Re- 
kurs unterworfen  war,  — eine  Lücke , die  schon  längst  gefühlt 
wurde  und  die  in  allen  neuern  Kriminalgesetzbüchern  ausgefüllt 
ist.  Es  muss  also  nach  unsern  Ansichten  auch  bei  unserer  Krimi- 
nalstelle ein  Anwalt  des  Staats  bestehen,  dessen  Stellung  und  Ver- 
richtungen durch  die  Benennung  Fiskal  uns  richtig  ausgedrückt 
scheinen,  indem,  wie  es  neuere  Beispiele  in  Deutschland  zeigen, 
ein  Fiskal  nicht  nur  in  finanzieller  Hinsicht,  sondern  auch  bei 
der  peinlichen  Justizpflege  Mann  des  Staates  ist..  Unser  Fiskal  soll 
auch  bei  allen  Kriminaluntersuchungen  den  Informativprozess  leiten, 
ein  Yortheil,  der  für  die  richtige  Behandlung  der  Sache  und  auch 
für  die  Beschleunigung  der  Prozeduren  unverkennbar  ist;  denn  wir 
dürfen  behaupten,  es  sei  ein  wesentliches  Erforderniss  bei  dem 
rechtlichen  Verfahren,  dass  bei  allen  Untersuchungen  ein  gleiches 
System  befolgt  werde,  und  dass  sie  ein  Mann  führe,  der  die  er- 
forderlichen Kenntnisse  besitzt  und  sich  berufsweisc  dieser  Stelle 
widmet.  Vertraut  mit  dem  Gesetz,  wird  er  seine  Schlüsse  auf  das 
durch  ihn  erhobene  Faktum  und  dessen  Umstände  bauen,  die  pas- 
senden Gesetzcsstellen  in  Anwendung  bringen  und  somit  dem  Richter 
den  Leitfaden  der  Beurtheilung  Vorarbeiten.“ 

Die  oberwähnte  von  der  Kommission  betonte  Wünschbarkeit, 
nach  dem  Vorgang  des  bairischen  Gesetzes  und  des  Code  pénal 
die  Verbrechen  von  den  Vergehen  zu  scheiden  und  für  letztere 
eine  besondere  Gerichtsbarkeit  zu  schatten,  wurde  schon  beim  Ent- 
wurf des  Kriminalgesetzbuchs  in’s  Auge  gefasst  und  ausdrücklich 
betont  (§  1),  auch  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Verbrechen  bei  ge- 
wissen Verumständungen  die  korrekt ionelle  Behandlung  Vorbe- 
halten. Ueber  die  sonstige  Bearbeitung  des  Gesetzes  und  die  Art, 
in  welcher  Weise  seine  einzelnen  Bestandteile  auswärtigen  Gesetz- 
gebungen entnommen  wurden,  gibt  Pfenninger  „Strafrecht  der 
Schweiz“  einlässliche  Mittheilungen,  die  sich  bei  genauer  Nach- 
prüfung als  richtig  erwiesen  haben,  wenn  man  auch  in  Einzelheiten 
sowie  bei  der  Beurtheilung  des  Ganzen  etwas  abweichender  An- 
sicht sein  kann.  Es  zeigt  sich  also,  wie  nach  dem  von  der  Kom- 
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mission  selbst  Geäusserten  uicht  anders  zu  erwarten,  dass  die  ein- 
zelnen Bestimmungen  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  dem  Aargauischen 
Strafgesetz,  von  1805,  dem  St.  daller  Strafgesetz  von  1807,  dem  bai- 
rischen desetz  von  1813,  ein  kleiner  Tkeil  auch  dem  preussischon 
Landrecht  entnommen  sind,  jedoch  mit  sorgfältiger  Anordnung,  oft 
selbständiger  Auswahl  und  redaktioneller  Bearbeitung,  wie  z.  B.  bei 
den  Verbrechen  gegen  den  Staat  eine  sehr  ausgedehnte  Anzeige- 
pflicht  der  Privatpersonen  statuirt  und  beim  qualitizirtcu  Diebstahl 
die  listige  Aneignung  der  richtigen  Schlüssel  aus  dem  sonst  be- 
nützten bairischen  Gesetz  nicht  aufgenommen  wurde.  Von  einer 
Kinwirkung  des  helvetischen  desetzbuchs  und  des  Entwurfs  von 
Deputat  Ochs  von  1812,  welche  beiden  Gesetze  die  Kommission 
bei  Beginn  ihrer  Berathungen  auch  als  berüeksiehtigungswerth  auf- 
geführt hatte,  findet  sich  keine  deutliche  Spur. 

Indess  wäre  die  Vorstellung,  als  ob  durch  diesen  Entwurf  ein 
ganz  neues,  ungewohntes  Recht  zur  Einführung  empfohlen  worden, 
verfehlt,  wenn  auch  die  Redaktoren  selbst  vielleicht  nicht  frei  von 
dieser  Vorstellung  waren.  Die  mit  Strafe  bedrohten  Verbrechen 
sind  die  nämlichen,  welche  seit  langer  Zeit  das  Krimiunlgerieht 
und  früher  den  Rath  beschäftigt  hatten.  Auch  die  Strafeu,  obschon 
dem  Wortlaut  nach  dem  St.  daller  Gesetz  entnommen,  sind  keine 
andern  als  die  in  den  letzten  fünfzehn  Jahren  für  Verbrechen  ge- 
bräuchlichen: Die  Todes-,  Ketten-  und  Zuchthausstrafe,  Pranger, 
Staupbcsen,  Brandmarkung  und  Landesverweisung.  Abeif  das  Ge- 
wand war  neu  : Die  Verbrechen  waren  einzeln  und  bestimmt  auf- 
gezählt, für  die  verschiedenen  Verumständungen  waren  bestimmte 
Strafen  mit  Maxima  und  Minima  angedroht  ; die  Erschwerungs-  und 
Milderungsgründe,  die  früher  je  nach  dem  einzelnen  Fall  bei  den 
Richtern  auch  eingewirkt  hatten,  waren  sorgfältig  aufgeführt,  die 
Bestimmungen  über  Urheberschaft  und  Theilnahme,  Versuch  und 
Vollendung  genau  redigirt,  alles  schwarz  auf  weiss,  reinlich  in 
Kapitel  und  Paragraphen  eingetheilt  und  in  knapper  Sprache  aus- 
gedrückt. 

Da  der  Entwurf  demnach  keine  Originalarbeit  zu  nennen, 
sondern  sein  Karakter  und  seine  Form  meisteutheils  aus  den  Gesetz- 
büchern von  Aargau,  St.  Gallen  und  Baiern  zu  entnehmen  ist,  so 
erscheint  eine  genauere  Analyse  uicht  am  Platz,  sondern  nur  eine 
kurze  Ucbersicht.  .Nach  Darlegung  der  Gründe  der  Straflosigkeit 
und  den  Bestimmungen  über  Theilnahme  und  Versuch  folgt  die 
Aufzählung  der  oben  erwähnten  Strafen.  Die  Todesstrafe  leidet 
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keine  Verschärfung  und  ist  öffentlich  mit  dem  Schwert  zu  voll- 
ziehen. Sie  greift  Platz  bei  Hochverrat!!,  Landesverrath  und  in  den 
schwerem  Fällen  des  Aufruhrs,  der  Tödtung,  des  Menscheuraubs, 
des  gewöhnlichen  Raubs  und  der  Brandstiftung.  Für  die  Ketten- 
strafe enthält  der  Entwurf  keine  allgemeine  Bestimmung  über  die 
kürzeste  und  längste  Dauer.  Laut  den  Einzelandrohungen  kann  sie 
nie  unter  Einem  Jahr  verhängt  werden,  geht  aber  in  gewissen 
Fällen,  z.  B.  bei  unvorsätzlicher  Tödtung  und  Raub,  bis  zu  vier 
und  zwanzig  Jahren.  Auch  für  die  Zuchthausstrafe  findet  sich  keine 
allgemeine  Bestimmung  über  Minimum  und  Maximum.  Laut  den 
Einzelandrohungen  wechselt  sie  von  einem  bis  zu  zwölf  Jahren. 
Der  Pranger  kann  als  Verschärfung  der  Ketten-  und  Zuchthaus- 
strafe ausgesprochen  werden,  ausgenommen  beim  Indizien-  und  dem 
sogen,  zusammengesetzten  Beweise.  Zuchthaus-  uud  Kettenstrafe 
können  bei  Fremden  in  Fällen,  wo  mindestens  Ein  Jahr  angedroht 
ist,  in  Pranger,  Staupbesen,  Brandmarkung  und  Landesverweisung 
verwandelt  werden.  In  Fällen,  wo  das  Minimum  Ein  Jahr  über- 
steigt, tritt  die  Verwandlungsbefugniss  für  die  dieses  Minimum 
übersteigende  Strafzeit  ein.  Die  Landesverweisung  ist  im  Sinn  des 
Gutachtens  normirt;  gegen  Einheimische  greift  sie  nur  Platz  bei 
Aufruhr,  Blutschande  und  Unzucht  gegen  die  Natur.  Nach  den 
Strafen  folgt  die  Aufzählung  der  Ersehwerungs-  und  Milderungs- 
gründe. Im  zweiten  Abschnitt  von  den  verschiedenen  Verbrechen 
und  ihren  Strafen  sind  zuerst  die  Verbrechen  gegen  den  Staat  be- 
handelt : Ilochverrath,  Landesverrath,  Aufruhr,  Widerstand  gegen 
die  < Ibrigkeit,  Verfälschung  der  Staatspapiere,  sowie  der  öffentlichen 
Siegel  und  Stempel,  Münzfälschung,  Verrückung  oder  Wegräumung 
von  Grenz-  und  Marchsteinen,  Schleichhandel  mit  Salz,  Falsch- 
werbung, Hülfe  zu  Entweichung  eines  Gefangenen,  Rückkehr  eines 
Verwiesenen.  Daun  folgen  die  verschiedenen  Verbrechen  von  Be- 
amten: Verfälschung,  Veruntreuung,  Bestechung,  Missbrauch  der 
Amtsgewalt,  Widerspenstigkeit  gegen  Vorgesetzte. 

Der  zweite  Thcil  enthält  die  Verbrechen  gegen  Religion  und 
Sittlichkeit:  Gotteslästerung,  Religionsstörung '),  Meineid,  Bigamie, 

')  Beiläufig  bemerkt,  äussert  l’tenninger  a.  a.  <).  p.  (j  lU  bei  Behandlung  des 
Basler  Strafgesetzes  vod  1H72,  es  sei  das  Urtheil  in  Sachen  li.  Waekernage! 
wegen  Verbrechens  betreffend  die  Religion  vom  Hundesrath  aufgehoben  worden, 
weil  es  gegen  die  Verfassung  verstossen  habe.  Aber  nicht  das  Urtheil  war  ver- 
fassungswidrig, sondern  dessen  Aufhebung.  W.  war  wegen  eines  in  den  „Basler 
Nachrichten“  erschienenen  Feuilletons  vom  Appellationsgericht  den  5.  Februar  lööä 
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Blutschande,  Unzucht  gegen  die  Natur,  Nothzucht.  Der  dritte  Titel 
über  die  l’rivatverbrecheu  behandelt  : .1.  Die  Verbrechen  wider  das 
Leben  und  die'  Gesundheit  Anderer  : Vorsätzliche  Tödtung  und 

Mord,  verheimlichte  Schwangerschaft  und  Niederkunft,  Abtreibung 
der  Leibesfrucht,  gefährliche  Aussetzung  eines  Kindes,  unvorsätz- 
liche  Tödtung,  gewaltsame  Verwundung  und  Verstümmlung,  Zwei- 
kampf; B.  Verbrechen  gegen  die  Freiheit  und  Ehre  : Menschen- 
raub, Entführung,  widerrechtliches  (iefangeuhalten  und  fälsche  An- 
klage, endlich  C.  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum:  Diebstahl, 
Kaub,  Erpressung  und  Betrug.  Die  Unterschlagung  ist  im  Dieb- 
stahl inbegriffen  und  unter  den  Qualifikationen  des  Betruges  findet 
sich  das  absichtliche  Verschweigen  von  Beladcnschaften  bei  Ver- 
kauf und  Verpfändung  von  Liegenschaften.  Den  Schluss  bilden  die 
Brandstiftung  und  andere  Eigenthumsbeschädigungen.  Der  zweite 
Theil  ordnet  das  rechtliche  Verfahren  in  der  Form  des  Inquisitions- 
prozesses, wobei  an  die  Aeusserungen  des  Gutachtens  betreffend 
das  Fiskalat  zu  erinnern  ist. 

Der  mit  dem  Entwurf  eines  Kriminalgosetzbuches  vorgelegte 
Entwurf  einer  Organisation  des  Kriminalgerichts  sah  ein  aus  zwölf 
Mitgliedern  bestehendes  Gericht  nebst  dem  Präsidenten  und  dem 

zu  dreitägiger  Gefängnisstrafe  verurtheilt  worden  nach  Art.  8t  des  Strafgesetzes, 
welcher  diejenigen  mit  Gefänguissatrafe  belegte,  die  ... . „öffentlich  eine  im  Staat 
bestehende  lieligionsgesellschaft  oder  ihre  Einrichtungen  oder  Gebräuche  be- 
schimpfen“. I>as  Gericht  hatte  besagtes  Vergehen  in  tient  betreffenden  Feuilleton 
gefunden.  Nach  Art.  118.  2 der  Bundesverfassung  und  Art.  59  des  Gesetzes  aber 
die  Bundesrechtspflege  steht  dem  Bundesrath  hinsichtlich  der  Art.  49- -51  der 
Bundesverfassung  blos  die  Erledigung  von  Adwu'iiiatratirstreitigkeitcn  zu.  Er 
hätte  also  zur  Noth  den  § 84  als  mit  der  Glaubensfreiheit  unverträglich  und 
demnach  als  verfassungswidrig  erklären  können,  womit  dann  die  öffentliche  Be- 
schimpfung einer  int  Staat  bestehenden  lieligionsgesellschaft  oder  ihrer  Einrich- 
tungen oder  Gebräuche  als  durch  die  Glaubensfreiheit  gestattet  erklärt  worden 
wäre.  Er  hütete  sich  wohl,  dies  in  seinem  Entscheid  vom  20.  Januar  1880  zu 
thun,  Hess  den  Art.  81  des  Strafgesetzes  unberührt,  überschritt  aber  verfassungs- 
widrig seine  Kompetenz,  indem  er  die  Anwendung  jenes  Art.  84  in  einem  richter- 
lichen Urtliei!  angriff  und  erklärte,  cs  stehe  jede  Meinungsäusserung,  die  keinen 
Angriff  auf  den  durch  Art.  50  der  Bundesverfassung  geschützten  Frieden  unter 
den  verschiedenen  Hcligionsgesellschaften  enthalte  und  doch  auf  Grumt  desselben 
verfolgt  werden  möchte,  unter  dem  Schutz  von  Art.  49,  1 der  Bundesverfassung. 
Das  fragliche  Feuilleton  könne  die  Gefühle  Andersdenkender  verletzen,  jedoclt 
sei  in  jeder  andern  Beziehung  seine  Bedeutung  zu  gering,  als  dass  darin  eine  Ge- 
fährdung des  durch  den  Willen  des  schweizerischen  Volkes  bestehenden  und  durch 
die  Bundesverfassung  gesicherten  Friedens  unter  den  lfeligionsgesellschaffen  er- 
blickt werden  könnte. 
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Fiskal  vor.  Nur  für  den  Letztem  ist  vorgeschrieben,  dass  er  ent- 
weder die  gewöhnlichen  Prüfungen  als  ReclUsgelehrter  bestanden 
habe,  oder  sieh  einer  besonder»  Prüfung  über  die  zu  dieser  Stelle  er- 
forderlichen Kenntnisse  vor  der  Juristenfakultät  zu  unterwerfen  habe. 

Die  Berathung  der  Komniissionsvorschläge  beider  Entwürfe 
im  Kleinen  Rath  förderte  nichts  Erhebliches  zu  Tage.  Betreffend 
die  Zusatzpunkte  nahm  der  Kleine  Rath  die  Errichtung  eines  kor- 
rektionellen  Gerichts  im  Prinzip  an,  gab  in  Bezug  auf  die  drei 
andern  Punkte  Weisung  zur  Eingabe  von  Vorschlägen,  und  legte1 
im  Oktober  181!)  beide  Entwürfe  dem  Grossen  Rath  unter  Bei- 
fügung des  Kommissionalgutachtons  vor,  beantragte  auch,  die  Ein- 
führung der  korrektionellen  Gerichtsbarkeit  in  obigem  Sinn  gut- 
zulieissen.  Der  Grosse  Rath  wies  die  Sache  an  eine  Kommission, 
welcher  neben  dem  Bürgermeister  Wieland  auch  Deputat  Ochs  und 
sämmtliehe  Mitglieder  der  kleinräthlichen  Entwurfskommission  an- 
gehörten. 

Diese  Kommission  erstattete  ihren  Bericht  den  4.  Dezember  1820. 
Bie  fand  es  ungenügend,  dass  die  bloss  korrektionelle  Beurthoiluug 
fahrlässig  begangener  Verbrechen  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  son- 
dern nur  aus  der  Bestimmung  zu  folgern  sei , dass  zu  einem  Ver- 
brechen Vorsatz  gehöre,  und  verlangte  demnach  einen  besonder» 
Paragraphen,  ebenso  eine  kleine  Aenderung  bei  der  Münzfälschung. 
Daneben  beantragte  sie,  der  kriminellen  Beurtheilung  zu  entziehen 
und  der  korrektionellen  zuzuweisen:  die  uneigennützige  Aufnahme 
von  Verbrechern,  die  Theilnahme  am  rechtzeitig  gestillten  Aufruhr, 
die  Nichtanzeige  aufrührerischer  Pläne  durch  Privatpersonen,  und 
den  Schleichhandel  mit  Salz , letzteres  im  Interesse  gleichmässiger 
Behandlung  mit  andern  Intraden.  Endlich  schlug  die  Kommission 
beim  Diebstahl  und  Betrug  Erhöhung  des  Betrags,  welcher  die 
strafbare  Handlung  zum  Verbrechen  stemple,  von  Fr.  30  auf  Fr.  50 
vor.  Beim  Entwurf  über  die  Organisation  des  Krimiualgerichts  be- 
kämpfte sie  den  Vorschlag,  dass  dem  Fiskal  freigestellt  werde,  in 
wichtigem  Fällen  bei  dem  Rath  anzufragen,  ob  Rekurs  ergriffen 
werden  solle  oder  nicht.  Der  Fiskal  sei,  bemerkte  die  Kommission, 
durch  seinen  Eid  verpflichtet,  nach  gewissenhafter  Ueberzeugung 
zu  verfahren,  und  der  Kleine  Rath  müsste,  um  eine  solche  Anfrage 
zu  beantworten,  die  Akten  sorgfältig  studiren.  Mit  der  Aufstellung 
eines  korrektioneilen  Gerichts  im  Sinne  des  Rathschlages  und  Ent- 
werfung  eines  korrektionellen  Gesetzes  erklärte  sieh  die  Kommission 
einverstanden. 


Digitized  by  Google 


21« 


K.  Thurneysen. 


lu  der  Diskussion  dps  Grossen  Käthes  vom  7.  Dezember 
erklärte  mau  sich  mit  dem  letzterwähnten  Punkt  ebenfalls  ein- 
verstanden und  beauftragte  den  Kleinen  Kath  mit  Eingabe  ent- 
sprechender Vorschläge.  In  Bezug  auf  das  Kriminalgeaetz  wurden 
verschiedene  Wünsche  geäussert,  und  sowohl  diese  Wünsche  als 
die  Vorschläge  der  Grossrathskommission  gingen  an  den  Kleineu 
Kath  zu  neuer  Berathung  zurück.  Der  Kleine  Kath  acceptirte  auf 
Anrathen  seiner  Entwurfskommission  die  Vorschläge  der  Gross- 
rathskommission, verhielt  sich  dagegen  sehr  spröde  gegenüber  den 
Wünschen  der  übrigen  Grossrathsmitglieder.  Dem  Einwand  der 
Inkonsequenz,  die  darin  liege,  dass  man  bei  16  Jahren  zum  Tod 
verurtheilt  werden  könne,  aber  erst  uach  dem  18.  als  rechtsgültiger 
Zeuge  gelte,  setzte  er  entgegen,  der  sechszehnjährige  Verbrecher 
habe  die  Tliat  selbst  verübt  und  die  Sache  sei  klar,  der  Zeuge 
dagegen  habe  Wichtiges  über  einen  Andern  auszusagen.  Auf  die 
Frage,  ob  unter  einer  „obrigkeitlichen  Person1*,  gegen  welche  das 
Verbrechen  des  Widerstands  gegen  die  Obrigkeit  begangen  werden 
kiiune,  auch  ein  Landjäger  und  Polizeidiener  verstanden  sei,  wurde 
mit  Nein  geantwortet.  Dieselben  seien  nur  Diener  der  vollziehen- 
den Gewalt  und  repräsentireu  nicht  die  Regierung.  Doch  wurde 
der  Ausdruck  „obrigkeitliche  Person“  in  „obrigkeitlichen  Beamten4* 
geändert.  Auf  tien  Einwand,  die  Todesstrafe  sei  für  den  Kindsmord 
zu  hart,  die  Kindsmörderiimen  handelten  aus  Verzweiflung,  es  be- 
stehe kein  Findelhaus  und  tler  Verführer  werde  doch  nicht  gestraft, 
erfolgte  die  Entgegnung,  die  Kindsmörderinnen  seien  meist  Ver- 
worfene, die  nur  einer  Sorge  los  sein  und  sich  in  neuen  Leicht- 
sinn werfen  wollten,  jedes  Kind  finde  irgendwo  Unterstützung  und 
der  .Schwangerer  sei  eben  doch  nicht  Theilnehmer.  Die  zivilrecht- 
lichen Bestimmungen  über  uneheliche  Kinder  seien  liberal,  und  die 
Bestimmungen  über  verheimlichte  Schwangerschaft  und  Niederkunft 
sorgten  dafür,  dass  die  Todesstrafe  nur  den  vorsätzlichen  Kindsmord 
treffe.  Immerhin  wurde  das  Wort  „vorsätzlich4*  in  den  betreffenden 
Paragraphen  eingeschaltet.  Feber  den  Zweikampf  war  im  Grossen 
Rath  bemerkt  worden,  er  sei  kein  entehrendes  Verbrechen.  Darauf 
wurde  erwidert,  wenn  man  ihn  nicht  besonders  nehme,  so  müsse 
man  ihn  als  .Mord  oder  als  blosses  Vergehen  strafen,  da  ja  eine 
Verletzung  von  den  Kämpfenden  beabsichtigt  werde.  Ob  der  Bauer 
dreiusehlage  oder  der  Duellant  steche,  stehe  sich  gleich.  Lm  Zwei- 
kampf herrsche  ein  falscher  Begriff  von  Ehre,  er  sei  eine  Selbst- 
rache statt  Anrufung  des  Richters  und  führe  zum  Faustrocht  und 
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den  Gottesurtheileu  zurück.  Im  rechtlichen  Verfahren  wird  nament- 
lich der  Ansicht  entgegengetreten,  als  ob  das  Fiskulat  unuöthig  sei 
und  der  Beisitzer,  der  den  vom  Fiskal  vorzunehtnenden  Verhören 
beizuwohnen  verpflichtet  sei,  „wie  ein  Stock  dasitzen“  werde.  Ein 
konsequenter  Untersuchungsbeamter  sei  allerdings  nothwendig,  aber 
der  Beisitzer  könne  auf  Lücken  aufmerksam  machen.  Von  der 
Examinationsbehörde  der  Siebner  unter  dem  alten  Regiment  habp 
auch  nur  der  Präsident  gefragt,  und  bei  der  spätem  Einrichtung 
von  drei  Examinatoren  sollte  auch  nur  Einer  derselben  das  Wort 
führen. 

Betreffend  die  Organisation  des  Kriminalgerichts  wurde  vom 
Kleinen  Rath  noch  namentlich  vorgeschlagen,  dass  man,  um  Präsi- 
dent zu  werden,  während  sechs  Jahren  die  Stelle  eines  Appellations- 
oder Kriminalrichters  bekleidet  oder  das  Examen  eines  Cnndidatus, 
Licenciatus  oder  Doctor  juris  bestanden  haben  müsse.  Für  den 
Fiskal  wurde  der  akademische  Grad  als  unerlässlich  erklärt. 

Der  Grosse  Rath  trat  diesen  Vorschlägen  am  2.  und  3.  April 
1821  insofern  bei,  als  er  den  Termin  für  Inkrafttreten  des  ersten 
Theils  des  Kriminalgesetzbuchs  über  Verbrechen  und  deren  Be- 
strafung auf  den  1.  August  stellte,  dagegen  die  Einführung  des 
zweiten  Theils  über  das  rechtliche  Verfahren  und  des  Organi- 
sationsgesetzes ausstellte,  bis  über  die  Organisation  der  korrektio- 
nellen  Gerichtsbarkeit  das  Xöthigo  angeordnet  sein  werde. 

Am  15.  April  1822  legte  nun  die  kleinräthliche  Entwurfs- 
kommission dem  Kleinen  Rath  den  Entwurf  über  die  korrcktionelle 
Gerichtsbarkeit  vor  saimnt  dem  Antrag,  es  möchte  die  unterm 
2.  April  vorläufig  genehmigte,  aber  noch  nicht  eingeführte  Organi- 
sation des  Kriminalgerichts  zurückgenommen  und  dagegen  die  um- 
gearbeitete Organisation  dieses  Tribunals  und  einer  Abtheilung 
desselben  als  korrektionelles  Gericht  zum  Gesetz  erhoben  werden. 

Uebcr  den  Entwurf  der  korrektioneilen  Gerichtsbarkeit,  der 
neben  den  materiellen  Bestimmungen  auch  das  rechtliche  Verfahren 
bei  Vergehen  ordnete,  ist  Einiges  schon  beim  Krimi nalgesetzbuch 
gesagt  worden.  Das  korrektionelle  Gesetz  sollte  die  Vergehen, 
nämlich  diejenigen  strafbaren  Handlungen  enthalten,  „die  weder  als 
Verbrechen  nach  Anleitung  des  Ivriminalgesetzbuchs  dem  kriminal- 
gerichtlichen  Urtheil  unterliegen,  noch  als  geringere  Uebertretungen 
be sondern  Dikasterien  oder  den  sämmtlichen  Statthalterverhören 
nach  dem  Gesetz  von  1803  zur  Bcurtheilung  und  Bestrafung  über- 
wiesen sind“.  Es  wurden  also  darein  die  strafbaren  Handlungen 
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verwiesen,  die  schon  bei  der  Berathung  des  Kriminalgesetzbuchs 
von  den  Verbrechen  wrareu  abgetrennt  worden,  wie  fahrlässige 
Handlungen,  freiwilliger  Rücktritt,  uneigennützige  Verheimlichung 
von  Verbrechern,  Hülfe  zu  Eutwoichuug  eines  wegen  eines  Ver- 
gehens Verhafteten,  Theilnahme  an  rechtzeitig  gestilltem  Aufruhr, 
Nichtanzeige  aufrührerischer  Anschläge  durch  Privatpersonen,  Be- 
stechung auf  Seite  der  Privatpersonen,  Unzucht  zwischen  Personen 
in  verbotenem  Grad  ohne  Blutschande,  Verheimlichung  von  Schwanger- 
schaft und  Niederkunft  ohne  erschwerende  Folgen,  ungefährliche 
Kindesaussetzung,  Körperverletzung  in  geringerem  Grad,  Heraus- 
forderung zum  Zweikampf  bei  rechtzeitiger  Entdeckung,  Diebstahl 
und  Betrug  miter  50  Franken,  Ausgeben  falschen  Geldes,  Beschädi- 
gung fremden  Eigenthums  unter  20  Franken,  Schleichhandel  mit 
Salz.  Dazu  traten  dann  die  selbständigen  Vergehen  : Widerspenstig- 
keit gegen  obrigkeitliche  und  gerichtliche  Beschlüsse,  Verletzung 
und  unbefugte  Anfertigung  amtlicher  Siegel,  wiederholter  Ehebruch, 
dritte  ausserehelicho  Schwangerschaft,  Vernachlässigung  der  Kinder, 
abergläubische  Künste,  Injurien,  gefährliche  Drohungen,  Fundunter- 
schlagung, Veruntreuung  in  unerheblichem  Grad  und  Wucher. 

Hiezu  bemerkte  die  Kommission:  „Es  lag  weder  in  unserm 
Auftrag  noch  in  unserer  Absicht,  ein  umfassendes  korrektioneiles 
Gesetzbuch  zu  entwerfen,  welches  übrigens  mit  mancher  Schwierig- 
keit verbunden  wäre,  indem  die  Bestrafung  verschiedener  Ueber- 
tretungen,  die  in  das  korrektionelle  Gebiet  gehören,  den  betref- 
fenden Kollegien,  wie  z.  B.  dem  Ehegericht,  der  Waldkommission, 
der  Sanität,  der  Jagdkommission  u.  s.  w.  durch  besondere  Gesetze 
übertragen  ist;  wrir  glaubten  uns  also  darauf  beschränken  zu  sollen, 
bis  zu  Einführung  eines  solchen  umfassenden  Gesetzbuchs  die 
Obliegenheiten  und  Befugnisse  dieser  richterlichen  Behörde,  so 
viel  es  sich  thun  lasse,  zu  bestimmen.  Wir  können  zwar  nicht 
bergen,  dass  die  von  uns  entworfenen  Vorschriften  inehr  Weit- 
läufigkeit und  Doktrinelles  an  sich  trugen,  als  vielleicht  erwartet 
wird,  allein  da  gar  keine  Bestimmungen  über  das  korrektionelle 
Riehteramt,  das  durch  das  Positive  des  Kriminalgesetzbuchs  eine 
bedeutende  Ausdehnung  erhält,  bei  uns  bestanden  haben,  so  fanden 
wir  es  zweckmässig,  um  auf  der  einen  Seite  der  Willkür  vorzu- 
beugen, und  andererseits  deu  Richter  zu  befähigen,  alle  seine  Ver- 
handlungen und  l'rtheile  auf  gesetzliche  Vorschriften  zu  gründen, 
spezieller  in  die  Sache  einzutreten.“  Aus  diesen  Erwägungen,  weil 
nur  die  bekannten  Fälle  aufgenommen  seien  und  der  Richter  einer 
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allgemeinen  Ermächtigung  bedürfe,  erklärt  «ich  auch  die  schon 
beim  Entwurf  von  1807  erwähnte,  nun  als  Schlussbostimmung  des 
jetzigen  Entwurfs  aufgenomniene  Vorschrift:  „Wenn  dem  korrek- 
tioneilen Gerichte  Fälle  überwiesen  werden,  welche  in  dem  gegen- 
wärtigen Gesetz  nicht  bezeichnet  sind,  allein  ihrer  Natur  nach  in 
die  Reihe  der  Vergehen  gehören  und  die  Kompetenz  der  Staft- 
halterverhöre  übersteigen,  so  wird  dasselbe  die  Untersuchung  vor- 
nehmen und  eine  der  vorgeschriebenen  Strafen  anwenden  können, 
welche  jedoch  das  im  Gesetz  für  jede  derselben  festgesetzte  Maxi- 
mum nicht  übersteigen  darf.“ 

Die  Strafen  sind  die  bisher  iu  Uebung  gewesenen  : Einsperrung, 
Gefängnis,  öffentliche  Ausstellung,  Landesverweisung,  Geldstrafe, 
Stillstellung  im  Amt  oder  Dienst  oder  im  Aktivbürgerrocht,  Zu- 
spruch durch  den  Hann,  Widerruf  und  Abbitte.  Bei  den  Freiheits- 
strafen wird,  wie  im  Kriminalgesetz  beim  Zuchthaus,  schon  durch 
das  Gesetz  auf  die  Errichtung  bestimmter  Anstalten  hingewiesen, 
wie  „Verwahrung  an  dem  hiezu  bestimmten  Ort“,  „Gefangenschafts- 
haus“. Die  Einsperrung  bedingt  den  Arbeitszwang,  das  Gefangniss 
nicht.  Bei  beiden  Freiheitsstrafen  hat  jede  Strafandrohung  ein  Mini- 
mum und  ein  Maximum,  letzteres  nie  über  Ein  Jahr,  so  dass  sich 
also  korrektioneile  und  kriminelle  Urtheile,  deren  mindeste  Zeit- 
dauer einjähriges  Zuchthaus  ist,  in  ihrer  Zeitdauer  nie  kreuzen 
können.  Landesverweisung  und  Strafverwandlung  sind  ähnlich  ge- 
ordnet wie  im  Kriminalgesetz.  Die  Geldstrafen  fallen  dem  Staate  zu. 

Von  den  Vergehen,  die  nicht  als  blosse  Abzweigungen  von 
Verbrechen  erscheinen,  gilt  wie  bei  diesen,  dass  auch  sie  nicht 
neu  sind,  sondern  schon  längst  als  verbotene  Handlungen  bestraft 
wurden.  Auch  hier  war  nur  das  Gewand  neu,  die  Formulirung, 
die  U Übersichtlichkeit  und  Einthciiung.  Sie  sind  mit  einer  einzigen 
gleich  zu  erwähnenden  Ausnahme  nach  dem  St.  Galler-Geaetz  über 
Vergehen  von  1808,  dom  bairischen  Gesetz  über  Verbrechen  und 
Vergehen  von  1813  und  dem  Strafgesetzbuch  Aargau  über  Ver- 
brechen von  1805  gearbeitet,  und  es  hat  kein  Interesse,  dies  hei 
jedem  Paragraphen  nachzuweisen.  Nur  über  Injurien  und  Wucher 
ist  ein  kurzes  Wort  zu  sagen. 

Die  Injurien  wurden  bisher  vor  Zivilgericht  oder  vor  den 
Statthalterverhören  verhandelt,  wenigstens  die  Injurien  gegen  Privat- 
personen, während  diejenigen  gegen  Beamte  öfters  vor  den  Kleinen 
Rath  gebracht  wurden.  Sie  wurden  uun  dem  korrektioneilen  Gericht 
zugetheilt,  „um  grobe  Beleidigungen,  die  leicht  zur  Selbsthülfe 
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füh reu  können,  einer  ernstem  Ahndung  zu  unterwerfen“.  Sie  sind 
in  der  Hauptsache  dem  St.  Haller-Gesetz  nachgebildet  und  können 
mit  Schadensersatz,  Einsperrungs-  oder  Gefäiugnissstrafe,  Geldbusse, 
Ehrenerklärung,  Abbitte  oder  Widerruf  geahndet  werden.  Alles  nur 
auf  Klage  des  Betheiligtcn.  - Bestimmungen  über  den  Wucher 
waren  in  ziemlich  vollständiger  Weise  in  den  Art.  222 — 234  der 
wenigstens  theilweise  noch  geltenden  Stadtgerichtsordnung  von  171!) 
enthalten.  Es  waren  nicht  nur  die  wucherliehen  Kontrakte  aufge- 
zählt, sondern  auch  die  durch  das  Stadtgericht  zu  verhängenden 
Strafen  aufgestellt,  nämlich  Verfall  des  vierten  Theils  der  llaupt- 
summe,  nach  Umständen  auch  der  ganzen  Ilauptsumme  zu  Hunden 
des  Staates,  und  ferner  Bestrafung  .nach  Gestalt  der  Uebertretung“. 
Dazu  Strafe  gegen  die  mithelfenden  Notariell  und  Schreiber,  „olm- 
erachtet  dass  der  gedrängte  Mann,  so  bedeuter  Massen  angesetzt 
und  gepresset  worden,  sich  dessen  nicht  erk  tagte“,  und  Festsetzung 
des  Verleiderlohnes,  auch  wenn  der  Schuldner  selbst  der  Yerleider 
wäre.  Diese  Bestimmungen  wurden  nun  der  Hauptsache  nach  in 
den  Entwurf  des  korrektioneilen  Gesetzes  aufgenommen,  mit  der 
selbstverständlichen  Aenderung,  dass  an  Stelle  der  Bestrafung  „nach 
Gestalt  der  Uebertretung“  die  Einsperrungs-  oder  Gcfängniasstrafe 
bezw.  Geldbusse  trat.  Und  während  die  Stadtgerichtsordnung  vom 
„armen,  bedrängten  Manu“  redet,  enthält  der  korrektiouelle  Ent- 
wurf keinen  Anklaug  daran. 

Im  rechtlichen  Verfahren  wird  dem  Fiskal  seine  bestimmte 
Stellung  bei  der  Untersuchung  und  vor  Gericht  angewiesen. 

Auch  in  der  vorgeschlagenen  Organisation  des  Kriminalgerichte 
und  einer  Ahthcilung  desselben  als  korrektionclles  Gericht  ist  das 
hauptsächlich  Neue  die  Einreihung  des  Fiskals  in  die  korrek- 
tioneile Gerichtsbarkeit  und  die  dadurch  uüthig  gewordene  Auf- 
stellung eines  llülfsbeamteu , nämlich  des  Fiskalsupplcanten.  — 
Das  korrektioneile  Gericht  sollte  aus  vier  Mitgliedern  des  lvriminal- 
gerichte  unter  Vorsitz  des  Statthalters  bestehen. 

Am  2.  Dezember  1322  brachte  der  Kleine  Bath  diese  Ent- 
würfe vor  Grossen  Bath. 

Am  (i.  Februar  1323  fand  die  Berathung  im  Grossen  Käthe 
statt,  in  deren  Folge  die  Entwürfe  an  eine  Kommission  gewiesen 
wurden,  die  unter  Andern  ausser  den  Mitgliedern  der  kleinräth- 
lichen  Entwurfskommission  auch  Dr.  Karl  Burckhardt,  Vater  des 
im  Jahre  1385  verstorbenen  Bürgermeisters  Dr.  Karl  Felix  Burck- 
hardt, als  Referenten  und  einflussreiches  Mitglied  in  ihrer  Mitte 
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zählte.  Burckhardt,  im  Jahre  1795  geboren,  war  zuerst  Volontär 
auf  der  Staatskanzlei,  wurde  im  Jahre  1821,  nachdem  nach  der 
Demission  Seknell's  die  beiden  Stadtgerichte  in  ein  einziges  Zivil- 
gericht vereinigt  worden,  Präsident  desselben,  dann  Mitglied  des 
Kriminalgerichts,  und  im  Jahre  1832  Bürgermeister  au  Stelle  des 
demissionirenden  Wieland;  im  Jahre  1847  trat  er  in  Folge  Ver- 
fassungsänderung von  der  Bürgermeisterstolle  zurück,  wurde  Appel- 
lationsgerichtspräsident, starb  aber  schon  im  Jahre  1850.  Vor  Ueber- 
weisung  an  die  Kommission  wurden  übrigens  im  Grossen  Rath  ver- 
schiedene Bemerkungen  gemacht.  Man  tadelte  die  Höhe  der  Straf- 
minima,  ferner  den  Mangel  einer  Bestimmung,  nach  welcher  der 
Richter  zwischen  der  alternativ  angedrohten  Freiheits-  und  Geld- 
strafe optiren  sollte,  sodann  die  Beibehaltung  der  öffentlichen  Aus- 
stellung und  Landesverweisung.  Man  fand,  dass  die  Bestimmungen 
betreffend  Widerspenstigkeit  gegen  obrigkeitliche  oder  gerichtliche 
Beschlüsse  und  betreffend  ehrbelcidigende  Reden  gegen  Behörden 
leicht  zu  einer  Beschränkung  der  bürgerlichen  Freiheit  freier 
Meinungsäusserung  führen  können,  man  stiess  sich  an  der  Bestrafung 
des  wiederholten  Ehebruchs. 

Die  Kommission  legte  ihr  Gutachten  erst  am  81.  März  1824 
vor.  Sie  kam  den  im  Grossen  Rath  geäusserten  Wünschen  soviel 
möglich  entgegen,  indem  sie  hie  und  da  die  Strafminima  horabsetzte, 
die  Geldstrafen  beschränkte,  die  öffentliche  Ausstellung  nur  fakultativ 
gegen  Fremde  als  StrafverwandluDg  zuliess,  den  wiederholten  Ehe- 
bruch fallen  liess  und  ihn  in  eine  künftig  zu  revidireude  Ehogerichts- 
ordnung  verwies.  Die  Landesverweisung  wollte  sie  nicht  nur  als 
Verwandlung  der  ganzen  Freiheitsstrafe  zulassen,  sondern  auch  nach 
Umständen  nur  eines  Theils  derselben.  Bei  der  blossen  Stillstelluug 
im  Amt  anerkannte  sie,  dass  diese  praktisch  den  Beurtheilten  härter 
treffen  könne,  als  die  Entsetzung,  hielt  aber  dennoch  die  letztere 
für  eine  über  die  korrektionelle  Kompetenz  hinausgehende  Strafe. 
Daneben  schlug  sie  für  eine  Reihe  von  Paragraphen  deutlichere 
Fassungen  vor  und  beantragte  für  die  Injurienklage  die  Verjährungs- 
frist von  einem  Jahr  statt  der  von  ihr  für  andere  Vergehen  vorge- 
schlagenen von  fünf  Jahren.  Diebstahl,  Betrug,  Fundunterschlagung 
und  Beschädigungen  unter  4 bezw.  2 Franken  wären  nach  ihrer  An- 
sicht an  die  Statthalterverhöre  zu  weisen.  Endlich  beantragte  sie  die 
Einführung  eines  neuen,  au  Art.  275  des  bairischen  Strafgesetzes  sich 
anlehnenden  Vergehens,  nämlich  des  leichtsinnigen  Bankerotts  mit 
Androhung  einer  Freiheitsstrafe  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahr. 
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Grösst!  Meinungsverschiedenheit  herrschte  hinsichtlich  des  Wt 
chers.  Die  Minderheit  berief  sich  darauf,  der  Eigenthümer  eint 
Kapitals  sollte  daraus  mit  Einwilligung  des  Empfängers  eben» 
gut  jede  Nutzung  ziehen  dürfen  wie  der  Eigentümer  irgend  eint 
Waare  oder  Sache,  und  die  Interessen  sollten  nach  Massgabe  de 
Gefahr  des  Darleihers,  der  Konvenienz  des  Empfängers  und  dt 
sonstigen  Umstände  frei  bestimmt  werden  dürfen,  ln  sehr  viele 
Fällen  z.  B.  könnte  es  einem  bedrängten  Schuldner  viel  vortheil 
hafter  sein,  eine  kleine  Summe  auf  kurze  Zeit  mit  hohen  Interesse 
zu  verzinsen,  als  sich  der  Austreibung  oder  doch  den  schnell  aul 
laufenden  Betreihungskosten  auszusetzen,  oder  aber  zu  Winkel 
Wucherern  seine  Zuflucht  nehmen  zu  müssen,  und  eben  weil  das  (leset 
untersage,  auf  rechtlichem  und  offenem  Wege  sich  höhere  Zinse  al 
G°/o  zu  bedingen,  so  falle  dieses  Geschäft  in  die  Hände  unehrliche 
Menschen,  die  es  im  Geheimen  treiben  und  sich  für  die  Gefahr  de 
Strafe  und  Schande  mittelst  unmässiger  Zinsen  entschädigen.  Di 
Mehrheit  dagegen  sprach  die  Ueberzeugung  aus,  dass  ein  hohe 
Zinsgeuuss  nachtheilig  auf  den  Erwerb  und  den  Verkehr  einer  grosse 
Klasse  der  baslerisehen  Angehörigen  einwirken  müsste,  und  dass  di 
im  Gesetz  als  wucherisch  bezeichneten  Handlungen  in  moralische 
und  ökonomischer  Hinsicht  für  das  Allgemeine  schädlich  seien.  Si 
schlug  daher  vor,  „ohne  in  eine  weitere  Entwicklung  der  Gründe  un 
Ursachen  einzutreten,  auf  welche  sich  diese  Ueberzeugung  stützt4 
einfach  die  Bestimmungen  der  Stadtgerichtsordnung  inhaltlich  bei 
zubehalten,  die  Strafbestimmungen  in  das  korrektioneile  Gesetz  aul 
zunehmen  wie  dies  schon  im  Entwurf  geschoheu  — - und  nu 
gewisse  Einzelheiten  zu  verbessern,  namentlich  den  Verleideranthei 
wo  der  Schuldner  selbst  der  Anzeiger  wäre,  zu  streichen. 

Betreffend  die  Organisation  des  Kriiniualgerichts  und  einer  Ah 
theilung  desselben  als  korrektioneiles  Gericht  schlug  die  grossräth 
liehe  Kommission  für  das  Kriminalgericht  die  Zahl  von  vierzeh 
Mitgliedern  ausser  dem  Präsidenten  vor,  für  das  korrektioneile  Ge 
rieht  die  Zahl  von  vier  Mitgliedern  und  den  Statthalter.  Für  de 
Präsidenten  forderte  sie  den  akademischen  Grad  eines  (Jandidatui 
Licenciant*  oder  Doetor  juris  oder  vorherigen  sechsjährigen  Beisit 
am  Appellations-  oder  Kriminalgericht,  für  den  Fiskal  unbedin^ 
einen  akademischen  Grad. 

In  der  Grossrathsdiskussion  vom  7.  April  wurden  die  scho 
früher  gefallenen  Bemerkungen  zumTheil  wiederholt,  namentlich  hatt 
man  an  der  Einführung  des  Wuchers  in  das  Gesetz  und  an  den  ein 
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/einen  Bestimmungen  Verschiedenes  auszusetzen.  Beim  Fiskal  wurde 
insbesondere  getadelt,  dass  er  nicht  durch  den  Grossen,  sondern  durch 
den  Kleinen  Rath  sollte  gewählt  werden.  Beide  Entwürfe  satnint 
dem  Gutachten  der  grossräthliclien  Kommission  und  den  Bemer- 
kungen der  Grossräthe  wunderten  an  den  Kleinen  Rath  zurück. 
Derselbe  erklärte  sich  am  7.  Juni  mit  sämmtlicheu  Anträgen  der 
Kommission  einverstanden,  lehnte  dagegen  die  in  der  Mitte  des 
Grossen  Rathes  gefallenen  Wünsche  ab  mit  Ausnahme  einiger  un- 
erheblichen Redaktionen  beim  Wucher.  Hinsichtlich  der  Organisation 
hielt  er  au  der  Wahl  des  Fiskals  durch  den  Kleinen  Rath  fest  und 
begründete  es  durch  das  besondere' Interesse  des  Kleinen  Rathes  an 
der  Justizpflege  und  durch  die  bei  der  Wahl  anzuwendeude  Sorgfalt. 

Am  5.  Oktober  wurden  beide  Entwürfe:  derjenige  über  die 
Organisation  des  Kriminal-  und  korrcktionellen  Gerichts  und  der- 
jenige über  die  korrektioneile  Gerichtsbarkeit,  nach  den  kleinräth- 
lichen  Anträgen  zu  Gesetzen  erhoben  und  bestimmt,  dass  sowohl 
sie  als  der  zweite  Theil  des  Krimiualgesetzbuehes  über  das  recht- 
liche Verfahren,  dessen  Vollziehung  durch  den  Beschluss  vom 
3.  April  1821  war  ausgestellt  worden,  am  6.  April  1825  in  Wirksam- 
keit treten  sollten.  Auf  den  letztgenannten  Tag  wurde  der  Kleine 
Rath  von  der  Ausübung  der  korrcktionellen  Gerichtsbarkeit,  die  er 
seit  Inkrafttreten  des  Kriminalgesetzes  mit  möglichster  Beschränkung 
ausgeübt  hatte,  entbunden.  Präsident  des  Gerichts  blieb  J.  R.  Schnell, 
zum  Fiskal  wurde  J.  R.  Burekhardt  J.  U.  D.,  zum  Fiskalsuppleanten 
Ch.  A.  Heitz  J.  U.  L.  gewählt,  welche  beide  Letztem  der  Verfasser 
dieses  vor  Jahrzehnten  noch  als  ältere  Kollegen  gekannt  hat. 

DieOrganisation  des  Appellationsgerichts  erlitt  keine  wesentlichen 
Veränderungen. 

In  Folge  von  Vorschlägen,  welche  die  neu  entworfenen  Gesetze 
begleitet  hatten,  wurde  durch  Gesetz  vom  8.  Februar  1825  die  Kri- 
minal- von  der  Appellationsgerichtschreiberstelle  getrennt,  durch 
Verordnung  vom  22.  März  1826  die  Vollziehung  der  kriminellen 
und  korrcktionellen  Strafen  geregelt  und  durch  Gesetz  vom  4.  Dezem- 
ber 1827  die  Strafrechtspflege  der  Statthalterverhöre  neu  geordnet, 
nachdem  die  Verordnung  vom  11.  Dezember  1816  über  Erweiterung 
des  Statthalterverhörs  im  Stadtbezirk  mit  Einführung  des  korrek- 
tionellen  Gesetzes  dahingefallen  war.  Sämmtlicheu  Statthalterver- 
hören gleichmässig  wurden,  ausser  gewissen  geringem  Vergehen  wie 
Schlaghändel  ohne  Blutruns,  Vergehen  gegen  das  Eigonthum  im 
Maximalbetrage  von  vier  bezw.  zwei  Franken,  Bettelei,  Herumziehen, 
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in  don  Landhezirken  kleine  Streitigkeiten  zwischen  Meistern  und 
ihrem  Gesind,  nun  auch  Injurien  mit  kleinerer  ÎStrafkompetenz  zu- 
gewiesen,  falls  der  klagende  Theil  es  vorziehe,  die  Klage  vor  Statt- 
halterverhör statt  vor  korrektioneiles  Gericht  zu  bringen. 

Diesen  Gesetzen  zur  Seite,  zum  Theil  durch  sie  horvorgerufen, 
ging  die  stete  Sorge  tür  die  Gefangensehaftshäuser,  in  erster 
Linie  für  das  Zuchthaus.  In  Folge  Annahme  des  Kriminalgesetzes 
wurden  im  Jahre  1823  eine  Anzahl  neuer  Zellen  errichtet,  im  Jahre 
1824  die  Baumwollweberei  für  eine  einzelne  Firma  eingeführt.  Nach 
Annahme  des  korrektioneilen  Gesetzes  drängte  die  Kommission  zur 
Zuchtanstalt  auf  Errichtung  einer  baulich  gesonderten  korrektionellen 
Anstalt,  was  aber  iin  Jahre  1825  nur  zu  baulichen  Provisorien  im 
Zuchthaus  führte,  wobei  die  Kommission  zur  Zuchtanstalt  ersucht 
wurde,  Anordnungen  zu  treffen,  welche  die  Trennung  der  krimi- 
nellen und  korrektioneilen  Züchtlinge  annähernd  ermöglichten.  Erst 
die  Errichtung  der  jetzigen  Strafanstalt  Anfangs  der  Sechzigerjahre 
machte  den  l’ebelständon,  deren  vollständige  Beseitigung  die  finan- 
ziellen Kräfte  eines  kleinen  Gemeinwesens  fast  übersteigt,  wenigstens 
theilweise  ein  Ende.  — Neben  diesen  Einrichtungen  ging,  oft  auf 
Anregung  des  Kriminalgerichts,  die  fortlaufende  Sorge  für  die  Unter- 
suchungsgefängnisse zu  Stadt  und  Land. 

Die  Darstellung  wäre  unvollständig,  wenn  die  Gesetzgebung 
über  Begnadigung  und  Rehabilitation  unberücksichtigt  bliebe,  da 
die  auf  stete  Milderung  hinzielendcn  Tendenzen,  wenn  sie  bei  der 
Berathung  der  Strafgesetze  nicht  durchdrangen,  hier  ihren  Stütz- 
punkt suchten. 

Unter  dem  alten  Regiment,  wo  der  Kleine  Rath  die  Strafjustiz 
handhabte,  übte  er  auch  das  Begnadigungsrecht,  ohue  an  irgend 
welche  Formen  gebunden  zu  sein,  nach  freiem  Ermessen.  Der  Ver- 
lust des  Aktivhürgerrechtsj  in  Form  der  Aemterunlahigkeit  oder  der 
Unfähigkeit  zum  Waffentragen  in  Verbindung  mit  einem  Strafurtheil 
wurde  ebenfalls  nach  freiem  Ermessen  auf  bestimmte  oder  unbe- 
stimmte Zeit  ausgesprochen,  ln  der  helvetischen  Zeit  gab  es  keine 
souveränen  Kautonalbehörden. 

Nach  Einführung  der  Mediationsverfassung  wurde  am  18.  August 
1803  im  Grossen  Rath  der  Anzug  auf  Erlass  eines  Gesetzes  über 
Begnadigung  gestellt  und  am  10.  Oktober  dem  Kleinen  Rath  über- 
wiesen. Derselbe  gab  am  7.  Mai  1804  deu  Bericht  ein,  das  Be- 
gnadigungsrecht gegenüber  einer  ausgesprochenen  Todesstrafe  würde 
der  Mediationsakte  Widerstreiten,  da  nach  derselben  ,das  Appel- 
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lationsgericht  in  letzter  Instanz  alle  bürgerlichen  und  peinlichen 
Fülle  zu  beurtheilen  habe“,  also  über  diese  letzte  Instanz  nicht  noch 
eine  fernere  gesetzt  werden  dürfe.  Nur  als  Strafkürzung  könnte 
die  Begnadigung  uls  zulässig  erklärt  werden  nach  Verfluss  der 
Hälfte  der  Strafzeit,  eingeholtein  richterlichen  Bericht  und  gutem 
Betragen  des  Sträflings.  Nachdem  der  Grosse  Uath,  den  diese  Be- 
weisführung nicht  überzeugt  hatte,  den  Entwurf  am  31.  Juli  1805 
an  den  Kleinen  Uath  zurückgewiesen  hatte,  beharrte  dieser  nach 
Anhörung  des  Staatsrathes  bei  seiner  Ansicht,  und  am  22.  Mai  1806 
kam  ein  Gesetz  zu  Staude,  wonach  nur  „bei  denjenigen  rechts- 
kräftigen Strafsentenzeu,  welche  keine  Todesstrafe  verfügen,  in  Folge 
der  Zeit  und  bei  eintretenden,  bessern  Umständen  einige  Milderung 
oder  Nachsicht  durch  den  Kleinen  Kath  gestattet  werden  kann, 
wenn  wenigstens  zwei  Drittel  der  Strafzeit  verflossen  sind,  ein  um- 
ständlicher Bericht  von  dem  Richter  eingeholt  worden  ist  und 
Attestate  guter  Aufführung  während  der  Strafzeit  vorgelegt  wer- 
den“. Es  fiel  dem  Kleinen  Uath  wohl  schwer,  sich  in  diese  Be- 
schränkungen zu  fügen , wenigstens  berichtete  das  Appellations- 
gericht atn  10.  Mai  1815  neben  andern  Beschwerden  über  gelegent- 
liche lässige  L'rtheilsvollziehung,  es  sei  der  am  17.  November  1814 
letztinstanzlich  zu  einjähriger  Schelleuwerksstrafe  verurtheilte  Fal- 
sarius  Jud  Goschler,  ohne  dass  zwei  Drittel  der  Strafzeit  verflossen 
gewesen  und  ohne  dass  der  richterliche  Bericht  eingeholt  worden, 
begnadigt  worden.  L.  Appellation  erwarte  billig,  dass  Fälle  dieser 
Art  nicht  mehr  eintreten  werden,  ansonsten  sie  sich  in  die  Noth- 
wendigkeit  versetzt  sehen  würden,  mit  nachdrücklichen  Beschwerden 
darüber  bei  der  höchsten  Behörde  einzukommen. 

Die  Sache  ruhte  nun  bis  zum  13.  März  1819,  wo,  wie  früher 
gemeldet,  die  kleinräthliche  Kommission  den  Entwurf  zum  Kriminal- 
gesotz eingab  und  dabei  bemerkte,  es  sei  nach  Annahme  des  Ent- 
wurfes auch  das  Begnadigungsgesetz  zu  revidiren  und  ein  Rehabili- 
tationsgesetz zu  entwerfen,  da  nach  dem  Entwurf  jedes  Krimiual- 
urtheil  den  Verlust  des  Aktivbürgerrechts  auf  Lebenszeit  nach  sich 
zielte.  Nach  Annahme  des  Kriminalgesetzes  gab  demnach  die  Ent- 
wurfskommissiou  am  15.  April  1822  ihren  Bericht  ein  und  bemerkte, 
dass,  wie  beim  Gesetz  von  1806,  sie  auch  jetzt  nicht  für  Ausdehnung 
der  Begnadigung  auf  die  Todesstrafe  sei,  „wenn  diese  nicht  bei 
unserer  Verfassung  und  bei  dem  natürlichen  Hang  der  Menschen, 
die  keine  richterlichen  Pflichten  haben,  lieber  der  Stimme  des  Ge- 
fühls als  dem  ernsten  Gebot  des  Gesetzes  Gehör  zu  geben,  für  alle 
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Fälle  illusorisch  worden  soll“.  Dagegen  könnte  eine  Bcgnadigunj 
bei  Kettenstrafe,  Zuchthaus,  Landesverweisung  nach  Umständei 
billig  sein,  ohne  dem  richterlichen  Urtheil  zu  nahe  zu  treten.  Da 
Gründe  wären  durch  den  Kleinen  Katli  zu  erdaueru;  fände  er  sh 
genügend,  so  hätte  er  die  Sache  vor  den  Grossen  Katli  zu  bringen 
dem  der  Endentscheid  zustande,  l'ebrigena  hätte  die  Beguailigun) 
nur  bei  Verbrechen,  nicht  auch  bei  korrcktionellcn  Handlungen  mi 
kiirzern  Strafen  Platz  zu  greifen.  Die  Réhabilitation  könnte  ähnlicl 
geordnet  werden,  so  dass  sie  nach  drei  Jahren  nach  \ ollendunj 
der  Strafzeit,  unter  Umständen  auch  schon  früher  eintreten  könnte 
— ln  diesem  Sinne  brachte  der  Kleine  Katli  beide  Gesetzesentwürf« 
am  2.  Dezember  1822  vor  Grossen  Rath,  welcher  sie  den  8.  Apri 
1823  an  eine  grossriithliche  Kommission  wies.  Diese  war  befremdet 
dass  Bestimmungen  über  die  Begnadigung  bei  Todesstrafe  fehlten 
und  am  17.  Juni  1824  wurde  auf  ihren  Antrag  die  ganze  Sachi 
dein  Kleinen  Katli  zurückgewiesen. 

Dieser  holte  zuerst  die  Ansichten  des  Staatsrathes  ein.  Dii 
Minderheit  desselben  fand,  dass  gleiche  Gründe  für  Begnadigung 
bei  Todesstrafe  wie  hei  andern  Verbrechen  sprächen.  Die  Mehrhei 
dagegen,  vielleicht  unter  dem  Einfluss  von  Bürgermeister  Wieland 
fürchtete  die  Milderungssucht  der  nicht  richterlichen  Behörden,  stützt« 
sich  auf  die  verfassungsmässige  Trennung  «1er  Gewalten  und  verfie 
auf  «len  Gedanken,  lieber  dem  Richter  Gelegenheit  zu  geben,  unte 
besoudern  Umständen,  z.  B.  bei  der  Gehülfenschaft  zu  politische] 
Verbrechen,  bei  Kindsmord  u.  s.  w.,  die  Todesstrafe  in  Kettenstraf« 
zu  verwandidn.  Dieses  Gutachten  wies  der  Kleine  Rath  an  die  voi 
Bürgermeister  Wieland  präsidirte  Entwurfskommission,  welche  zi 
ihrer  Berathung  den  später  an  die  Universitäten  Zürich  und  Bert 
berufenen  Dr.  Wilhelm  Snell  aus  Nassau  zuzog,  der  seit  dem  Jahri 
1821  als  Professor  des  römischen  Rechtes  und  des  Kriminalrechte 
in  Basel  wirkte.  Auch  diese  Kommission  stellte  sich  grundsätzlicl 
auf  den  von  der  Mehrheit  des  Staatsrathes  bezeichneten  Boden 
ergriff  aber  den  von  ihr  angegebenen  Ausweg  und  bezeichneto  al 
Verbrechen,  wo  dem  Richter  die  Befugniss  ertheilt  werden  könnte 
statt  der  Todesstrafe  24jährige  Kettenstrafe  uuszusprechen,  die  Neben 
gehülfenschaft  beim  Hochverrath,  den  fortgesetzten  Aufruhr  und  dei 
Kindsmord. 

In  diesem  Sinne  gelangte  der  Kleine  Rath  von  Neuem  vor  dei 
Grossen  Rath,  und  am  2.  August  1825  wurden  von  diesem  die  beide! 
folgenden  Gesetze  erlassen.  Das  eine  über  Verwandlung  bei  Todes 
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strafe  bei  einigen  Verbrochen.  Nach  demselben  kann  der  Richter 
in  ausserordentlichen  Fällen  und  bei  erlangter  Ueberzeugung,  dass 
hinreichende  besondere  Umstände  und  Gründe  zur  Milde  vorhanden 
sind,  die  im  Gesetz  bestimmte  Todesstrafe  in  24jährige  Kettenstrafe 
verwandeln  bei  Hochverrath  und  Landesverrat!!,  aber  nur  gegenüber 
Nebengehfllfen,  ferner  bei  fortgesetztem  Aufruhr  und  Kindsmord. 
Beim  'letztgenannten  Verbrechen  ist  die  Strafverwandlung  nicht  ge- 
stattet, wenn  das  getödtete  Kind  ein  eheliches  war,  oder  wenn  aus 
der  Untersuchung  die  Gewissheit  hervorgeht,  dass  die  Mutter  mit 
Vorbedacht  und  Ueberlegung  die  Tödtung  ihres  Kindes  bewirkt  hat. 
Der  Richter  soll  die  ausserordentlichen  Umstände  und  die  Gründe, 
die  ihn  zur  Verwandlung  bewogen  haben,  im  Urtheil  voranstellen. 
Das  zweite  Gesetz  über  Begnadigung  und  Rehabilitation  bestimmt 
hinsichtlich  der  Begnadigung,  dass  sich  dieselbe  nur  auf  Verbrechen 
und  einzig  auf  Nachlass  eines  Theils  der  Strafzeit  beschränke,  so 
dass  auf  dem  Wege  der  Begnadigung  keine  Strafart  in  eine  andere 
verwandelt  werden  könne.  Zwei  Drittel  der  Strafzeit  müssen  sowohl 
bei  den  Freiheitsstrafen  als  bei  der  Landesverweisung  zuvor  verstrichen 
sein.  Der  Kleine  Rath  wird  bei  einem  diesfälligen  Gesuch  die  Be- 
richte des  Gerichts  und  der  Aufsichtsbehörde  der  betreffenden  Straf- 
anstalt einholen  und  entscheiden,  ob  er  das  Gesuch  vor  Grossen 
Rath  bringen  oder  abweisou  will.  Zu  einem  empfehlenden  Antrag 
im  Kleinen  und  einem  gewährenden  Beschluss  im  Grossen  Rath 
sind  je  zwei  Drittel  der  Stimmen  erforderlich.  — Die  Rehabilitation 
ist  in  derselben  Weise  geordnet;  es  sollen  aber,  ausserordentliche 
Fälle  Vorbehalten,  mindestens  drei  Jahre  seit  beendeter  Strafzeit 
verflossen  sein  und  genügende  Zeugnisse  über  die  seitherige  gute 
Aufführung  des  Petenten  vorliegen. 

Mit  den  erwähnten  Gesetzen  war  die  Strafgesetzgebung  einst- 
weilen abgeschlossen  und  das  Schwerste  überwunden.  Es  folgten 
dann  von  wichtigem  Gesetzon  das  Pressgesetz  von  1831,  das  Gesotz 
betreffend  einige  Abänderungen  des  Kriminalgesetzbuchs  von  1832, 
sodann,  zum  Theil  veranlasst  durch  die  Trennung  des  Kantons  und 
die  in  der  neuen  Verfassung  ausgesprochene  Trennung  der  öffent- 
lichen Gewalten,  eine  neue  Organisation  von  1834,  die  Aufstellung 
der  Polizeigerichte  an  Stelle  der  Statthalterverhöre  von  demselben 
Jahr,  die  Revision  des  Kriminalgesetzbuchs  von  1835,  die  Polizoi- 
strafordnung  von  1837,  die  Revision  des  Kriminal-  und  korrek- 
tionellen  Gesetzes  von  1846  und  das  Gesotz  über  Begnadigung  und 
Rehabilitation  von  1849,  wolches  die  lang  ersehnte  Begnadigung 
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auch  bei  der  Todesstrafe  brachte.  Sodann  die  von  Dr.  J.  J.  Vischcr 
sorgfältig  und  selbständig  gearbeitete  Strafprozessordnung  von  1862, 
welche  das  mündliche  Verfahren  vor  ständigen  Gerichten  einführte, 
und  nach  Erscheinen  des  deutschen  Strafgesetzes  das  Uebergangs- 
gesetz  von  1869,  welches  die  Verschränkung  der  kriminellen  und 
korrektioneilen  Strafen  ermöglichte,  endlich  das  Straf-  und  Polizei- 
strafgesetz von  1872  und  die  Gerichtsorganisation  von  18Î5  mit 
verschiedenen  Nachträgen. 
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Versammlung 

der 

Schweizerischen  Landesgruppe  der  Internationalen 
Kriminalistischen  Vereinigung 


Montag,  den  15.  Juni  1891,  Morgens  8‘/s  Uhr, 
im 

Kasino  zu  Hern. 


Vorsitzender  : Bundesrichter  Prof.  hon.  Dr.  Morel  aus  Lausanne. 

Schriftführer:  Fürsprech  Fritz  Zeerleder.  Beamter  im  eidge- 

nössischen Justizdepartement. 

Der  Vorsitzende  begrünst  die  Versammlung  (es  haben  sich  84 
Theilnehmer  eingefunden)  und  gibt  seiner  Freude  darüber  Ausdruck, 
dass  die  Schweizerische  Landesgruppe  der  Vereinigung  heute  91  Mit- 
glieder zählt  und  sich  die  Aufgabe  gtellt,  zur  Vereinheitlichung  des 
Schweizerischen  Strafrechts  durch  Arbeit  zu  wirken. 

Mr.  Soldan,  juge  fédéral,  présente  le  compte  de  caisse  pour 
l’exercice  de  1891,  dont  voici  le  résultat  sommaire: 

Recettes fr.  744.  10 

Dépenses ,721.  — 

En  caisse  fr.  23.  10 

Le  compte  est  approuvé  conformément  au  préavis  de  M.  le 
Président. 

Prof.  Stooss  erhält  sodann  das  Wort  zu  einem  Vortrage  ')  über 
die  Frage  : 

Welche  Anforderungen  stellt  die  Kriminalpolitik  an  ein  eid- 
genössisches Htrafgesetzbuch  ? 

Der  Präsident  verdankt  die  vorzügliche  Arbeit.  Betreffs  der 
angeregten  Publikation  des  Vortrages  wird  dem  Landesausschuss 
überlassen,  darüber  mit  Hrn.  Stooss  sich  zu  verständigen. 

')  Vgl.  Seite  245. 
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Gemäss  Antrag  des  Vorsitzenden  wird  beschlossen,  zunächst 
den  Vortrag  des  Hrn.  Prof.  Zürcher  auzuhöreu  und  sodann  die 
Fragen  des  Zontralausschusses  einzeln  zu  diskutiren. 

Zürcher:  Die  Geldstrafe  tritt  in  der  Geschichte  des  Strafrechts 
in  drei  Formen  auf: 

a)  Als  mehrfacher,  dem  Geschädigten  zu  leistender  Schaden- 
ersatz, im  Privatstrafrecht  der  Israeliten  und  Römer  ; passende  Strafe 
für  den  Thäter,  zweifelhafter,  ob  es  richtig,  den  Gewinn  in  die 
Tasche  des  Geschädigten  zu  leiten. 

b)  Als  Auslösung  einer  grundsätzlich  in  anderer  Form  abzu- 
tragenden Schuld,  ln  den  Zeiten  der  Auflösung  des  altdeutschen 
Rechtes  war  die  Lösung  sogar  des  Kopfes  zulässig,  dann  das  Ab- 
lassunwesen der  Kirche.  Heute  ist  man  einig  in  der  Verurtheilung 
dieser  Anwendungsart,  man  hält  sogar  die  hie  und  da  nothwendige 
Umwandlung  von  Freiheit«-  in  Geldstrafe  für  stossend. 

c)  Als  öffentliche  Strafe.  Hervorgogangen  au«  dem  Friedens- 
geld, fällt  sie  zuerst  dem  Gerichtsherrn  zu,  sie  bildet  sein  Einkommen 
und  wird  daher  sehr  häutig  benutzt.  Das  Aufkliirungszeitaltcr  be- 
kämpft sie  wegen  der  Gefahr,  dass  der  habsüchtige  Richter  seiner 
ernsten  Pflichten  vergesse,  und  wegen  der  Eigenschaft  der  schweren 
Geldstrafen,  insbesondere  der  ganzen  Vermögenseinziehung,  die  un- 
schuldige Familie  des  Bestraften  besonders  hart  zu  treffen. 

Die  bleibende  Errungenschaft  dieses  Kampfes  ist  der  Verzicht 
auf  gänzliche  Vermögenskonfiskation  als  Strafmittel.  Im  Uebrigon 
hat  man  die  vorzüglichen  Eigauschaften  der  Geldstrafe  neuerdings 
gewürdigt: 

Ausserordentliche  Thoilbarkeit,  die  sich  jeder  feinsten  Ab- 
tönung der  richterlichen  Beurtheilung  anpassen  kann; 

wirtschaftliche  Vortheile  für  das  Gemeinwesen,  aber  auch  für 
den  Einzelnen,  der  durch  sie  nicht  aus  seinem  Erwerbsleben  her- 
ausgerissen wird; 

bei  Vermögensdelikten  begründet  sie  eine  der  Aktion  gleich- 
artige Reaktion,  welch  letztere  daher  messbar  an  der  ersteren  ist; 

mit  ihr  wird  bei  Handlungen,  denen  eine  tinanziclle  Berechnung 
zu  Grunde  liegt,  direkt  auf  das  Motiv  eingewirkt; 

sie  bringt  vor  Allem  die  Ansteckungsgefahr  nicht  mit  sich, 
welche  die  Freiheitsstrafen  bergen. 
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Nachtheile  sind  allerdings  : 

dass  die  Familie  des  Yerurtheilten  mit  betroffen  wird,  eigent- 
lich doch  nicht  härter  als  durch  die  in  der  Freiheitsstrafe  liegende 
zeitweise  gänzliche  Konfiskation  der  ganzen  Arbeitskraft  eines 
Mannes; 

dass  die  Geldstrafe  bei  Leuten,  die  nichts  haben  und  nichts 
können,  unausführbar  ist. 

Die  überwiegenden  Vortheile  rufen  einer  Erweiterung  ihres 
Anwendungsgebietes;  Aufgabe  der  Reform  soll  es  sein,  die  Nach- 
theile möglichst  zu  beschränken. 

Der  Stand  der  schweizerischen  Qeseizr/ehung  ist  in  Kürze  fol- 
gender : 

a)  Anwendungsgebiet.  Die  Gesetzgeber  halten  sich  eher  etwas 
ablehnend,  wohl  desslialb,  weil  der  schweizerische  Richter  nur  zu 
geneigt  ist,  zumal  da,  wo  Strafanstalten  nicht  oder  unzureichend 
vorhanden,  die  wirthschaftlichen  Vortheile  der  Strafe  zu  schätzen. 
Obwalden,  Zug,  St.  Gallen  schliessen  die  Anwendung  da  aus,  wo 
sie  gegenüber  der  Familie  eine  Härte  enthalten  würde.  Nur  das 
Strafgesetz  von  Zürich  gestattet  dem  Richter  die  Ausfällung  einer 
Busse,  selbstständig  oder  neben  einer  andern  Strafe,  überall,  auch 
wo  dies  im  besondern  Theile  nicht  ausdrücklich  vorgeschrioben  ist 
(§  23). 

h)  Mass  der  Geldstrafe.  Ein  Minimum  findet  sich  selten  be- 
stimmt (Luzern,  Schaff  hausen)  ; fast  überall  ein  Maximum,  das  in 
Graubünden  den  bescheidenen  Betrag  von  Fr.  1360  erreicht,  während 
die  industriellen  Kantone  Zürich  und  Neuenburg  die  Stufenleiter 
der  Maximalansätze  nach  oben  mit  Fr.  15,000  abschliessen.  Be- 
merkenswerth ist  hier  die  Vorschrift,  dass  bei  der  Ausmessung  die 
Vermögens-,  Erwerbs-  und  Familienverhältnisse  der  Bestraften  zu 
berücksichtigen  sind  (Graubünden,  Schaffhausen,  Zürich,  Appenzell 
A.-Rh.,  Schwyz,  Solothurn,  St.  Gallen). 

c)  Gestattung  von  Zahlungsfristen  ist  ausdrücklich  nur  von 
Neuenburg  vorgesehen,  findet  aber  thatsiichlich  überall  statt,  zumal, 
da  in  der  Mehrzahl  der  Kantone  die  Beamten,  welche  die  Beitrei- 
bung der  Geldstrafen  zu  besorgen  haben,  gewisse  Prozente  der  wirk- 
lichen Eingänge  erhalten.  Eine  gewisse  Schranke  für  die  Gewäh- 
rung solcher  Abschlagszahlungen  ist  da  gezogen,  wo  das  Gesetz  eine 
Zahlungsfrist  bestimmt,  so  Bund  3 Monate,  Schwyz,  Solothurn 
1 Monat. 
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d)  Dit!  Umwandlung  der  Geldstrafe  erfolgt  entweder  ipso  jure, 
oder  durch  da»  Strafurthoil  oder  durch  besondern  Umwandlungs- 
beschluss. Dass  das  Unvermögen  de»  Busscnschuldners  vorerst  durch 
Schuldbetreibung  festgestellt  werden  müsse,  ist  nur  vereinzelt  vor- 
gesehrieben.  Hervorzuheben  ist  die  Vorschrift  (Graubünden,  Luzern, 
Obwalden),  dass  die  Umwandlung  vorgenommon  werden  müsse, 
wenn  in  der  Vollstreckung  eine  Härte  gegenüber  der  Familie  liegen 
würde. 


Die  Umwandlung  geschieht  bald  nur  in  Gefängnis»,  bald  in 
jede  Art  von  Freiheitsstrafe.  Nur  wenige  Kantone  schreiben  hiebei 
Arbeitszwang  vor.  Die  Umwandlung  erfolgt  in  Basel  in  Berechnung 
von  Fr.  3 bis  Fr.  15  pro  Tag,  innert  diesen  Ansätzen  halten  sich 
auch  die  meisten  andern  Ivantone.  Die  Umwandlungsdauer,  die  sich 
aus  dieser  Berechnung  ergibt,  ist  in  einigen  Kantonen  absolut  be- 
grenzt, in  Freiburg  und  Waadt  darf  sie  6 Monate“,  in  Wallis  und 
Neuenburg  ein  Jahr  nicht  übersteigen;  in  andern  Kantonen  ist  die 
Begrenzung  eine  relative,  d.  h.  die  Freiheitsentziehung  darf  das 
höchste  Mas»  der  auf  das  Delikt  angedrohten  Freiheitsstrafe  nicht 
übersteigen  (Basel,  Zug). 

Die  Ableistung  freier  Arbeit  ist  zugelassen  in  Bern  (à  Fr.  1.  50 
per  Tag),  Schwyz  à Fr.  1,  vorbehaltlich  von  Abzügen  für  verab- 
reichte Kost,  Waadt  Fr.  3 — 6 und  neuesten»  auch  Neuenbürg.  Wo 
in  andern  Kantonen  von  Arbeitsleistung  die  Rede  ist,  wie  z.  B.  in 
Appenzell  A.-Kh.,  handelt  es  sich  um  zeitweilige  Einsperrung  in 
eine  Zwangsarbeitsanstalt,  nicht  um  freie  Arbeit. 

Die  Wichtigkeit  der  einzelnen  Fragen  mag  ihre  Illustration 
in  einigen  Zahlen  aus  der  Statistik  des  Kantons  Zürich  finden. 

Unter  124  Strafbestimmungen  des  besondern  Theils  finden  sich 
454,  in  denen  Geldstrafe  ausdrücklich  angedroht  ist  und  zwar  42 
Mal  obligatorisch  für  den  Richter,  der  übrigens  — wie  oben  ge- 
zeigt — auch  in  allen  andern  Fällen  Geldstrafe  androhen  kann. 
Dem  entspricht  nun  auch  das  effektive  Vorkommen  der  Busse. 


Es  wurden  in  den  Jahren  1885 — S9 

überhaupt  vcrurtheilt 9,153  Individuen 

zu  Freiheitsstrafe  allein 4,024  „ 

„ „ mit  Busse  . . . 1,294  „ 

„ Busse  allein 3,235  „ 

somit  zu  Busse 4,529  „ 


50.5  % 

14.2  o/o 

35.3  % 

49.5  °/o 
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Die  Busse  (Geldstrafe)  fand  häufigere  Anwendung  bei  korrok- 
tionellen  Sachen,  als  bei  kriminellen;  nämlich  1875 — 84 

Kompetenz 

der  Bezirksgerichte  des  Schwurgerichts 
Verurtheilungen  . . l‘J,332  1,4(51 

davon  zu  Busse  9,059  186 

Prozent ‘ 50,0  12,7 

ln  derselben  Periode  (1875 — 1884)  war  der  Durchsehnittsbe- 
trag  der  Bussen 

in  der  Kompetenz  der  Bezirksgerichte  Fr.  39,6, 

„ „ „ des  Schwurgerichts  „ 153,7, 

überhaupt „ 41,7, 

woraus  sich  in  derThat  ergeben  sollte,  dass  sich  die  Geldstrafe  noch 
steigern  lässt. 

Dagegen  ergeben  nun  allerdings  auch  die  Staatsreckuungen 
der  Jahre  1875—84  folgende  Zahlen  mit  Bezug  auf  die  Nothwendig- 
keit  der  Umwandlung: 

Es  waren  : Erhältlich  Unerhiiltlich 

Korrektionelle  Geldstrafen,  ausge- 
fallt  von  den  Bezirksgerichten  . 66,5%  33,5% 

Korrektionelle  Geldstrafen,  ausge- 
füllt  von  der  Appellationskammer  74,4%  25,6% 

Kriminelle  Geldstrafen,  vom  Schwur- 


gerichte ausgefällr 59,3%  40,7% 

Total 67,6  % 32,4% 

Die  absoluten  Zahlen  waren: 

Gesammtbotrag  der  Bussou  Fr.  439,624 

Erhältlich „ 297,148 

Unerhältlich „ 142,476 


Hievon  mag  ein  kleiner  Theil  nicht  zur  Umwandlung  gelangt 
sein,  wegen  Nachzahlung  je  im  folgenden  Rechnungsjahr  und  aus 
andern  Gründen,  im  Ganzen  und  Grossen  bleibt  die  Erfahrungs- 
thatsache,  dass  's  der  Betrüge  nicht  wirklich  bezahlt  werden. 

Ich  möchte  nun  auf  die  Behandlung  der  vom  Zentralausschuss 
gestellten  Fragen  cintreteu  und  wende  mich  zunächst  zu  Frage  1, 
Punkt  1,  welcher  folgendermassen  laufet: 

„ Unter  welchen  Voraussetzungen  uml  in  welchen  Fällen  empfiehlt 
sich  die  Verwendung  der  Geldstrafe  in  der  Strafgesetzgebung  fu 
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Ich  fasse  meine  Ansichten  hierüber  in  folgender  Weise  zu- 
sammen : 

Die  Anwendung  der  Geldstrafe  empfiehlt  sich  : 

a)  bei  vorsätzlichen  Erfolgsdelikten,  durch  welche  vom  Tluiter 
ein  Verm'ögensvortheil  hczurckt  wurde  — unter  der  Voraus- 
setzung, duss  die  wirkliche  Vollstreckung  uh  möglich  voraus- 
gesehen  wird; 

b)  bei  vorsätzlichen  Gefährdungsdelikten  und  bei  Fahrlässigkeits- 
delikten, insbesondere  in  Fällen,  in  denen  die  strafbare  Hand- 
lung oder  Unterlassung  auf  der  Berechnung  von  Gewinnchancen 
oder  Unkostenersparnies  beruhte  — unUr  gleicher  Voraussetzung. 

ln  beiden  genunuten  Fällen  wird  als  Regel  angenommen, 
dass  die  Geldstrafe  als  Xebcnstrafe  verhängt  werde.  Es  genügt, 
wenn  das  Strafgesetz  don  Richter  gestattet,  neben  jeder  Frei- 
heitsstrafe auch  Geldstrafe  zu  verhängen,  und  Geldstiafe  im 
besonderst  Theil  nur  da  androht,  wo  sie  als  Hauptstrafe  an- 
gewendet  werden  darf  ; 

c)  bei  Polizeiiibrrtretungen  und  auf  don  angrenzenden  Gebiet  elrs 
kleinen  Vergehens  als  Hanptslrafe,  ohne  damit  die  Anwendung 
anderer  Strafen  gänzlich  auszuschliesscn. 

Zur  Erläuterung  lüge  ich  bei  : 

Ohne  bestimmte  Verbreehenskatcgorien  zu  nennen,  möchte  ich 
bei  Erfolgsdelikttn  auf  das  Motiv  abstellen.  Dtn  Gewinnchancen, 
die  der  Verbrecher  in  Rechnung  bringt,  soll  ein  möglichst  hohes 
Verlustrisiko  entgegengesetzt  werden.  Es  kann  aber  auch  schon 
der  Mangel  an  Vorsicht  die  ungenügende  altruistische  Gesinnung 
dokumentiren.  Bei  derartigen  Gclährdungs-  odir  Fahrlnssigkeits- 
delikten  wünsche  ich  gleichfalls  die  Geldstrafe  als  wirksames  Rc- 
pressionsmittel  cintre  len  zu  lassen. 

Im  Gebiet  des  leichtern  und  des  Polizeivergehens  ist  die  Geld- 
strafe beizubehalten,  auch  wenn  man  die  Umwandlung  Voraussicht. 

Ueber  die  zu  Frage  1 gestellten  Anträge  wird  die  Diskussion 
eröffnet. 

Teich  manu  erachtet  die  Anwendbarkeit  der  Geldstrafe  als  einer 
Ilauptstrafc  auf  dem  Gebiete  der  l'ebertretungen  als  allseitig  mit 
Recht  unbestritten.  Auf  anderen  Gebieten  dagegen  ist  ihre  Ver- 
wendbarkeit, wie  es  scheint,  nicht  ohne  Grund  bestritten  und  be- 
streitbar. Gewiss  hat  dit  selbe  bei  Vermögensdelikten  ihre  bestechen- 
den Seiten.  Doch  dürfte  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass 
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der  mit  der  Geldstrafe  verfolgte  Gesichtspunkt  im  Hecht  schon 
berücksichtigt  werde,  wenn  der  Geschädigte  vollen  Schadenersatz 
erhält;  hierin  sei  freilich  noch  mancher  Fortschritt  wüttsclibar  und 
gerade  dieser  Funkt  dem  künftigen  Gesetzgeber  dringend  zur  Be- 
achtung zu  empfehlen.  Es  dürfte  sich  daher  in  erster  Linie  fragen, 
ob  nicht  eine  strenge  zivilrechtliche  Entschädigung  die  strafrechtliche 
Reaktion  zurückdrängen  könne.  — Ferner  scheine  durch  die  Neben- 
einanderstellnng  der  Geldstrafe  und  der  Freiheitsstrafe  als  zweier 
Huuptstrafen  (gegenüber  der  gewöhnlichen,  kaum  billigenswerthen 
Annahme,  dass  solchen  Falls  die  Geldstrafe  nur  eine  accessorische 
sei)  die  Bedeutung  der  letzteren  in  unzulässiger  Weise  geschwächt 
zu  werden,  ganz  abgesehen  vou  hier  auszuschliessenden  finanzpoli- 
zeilichen Rücksichten  und  durchschnittlich  geringer  Vollziehbarkeit 
gerade  bei  Bereicherungsdelikten.  — Die  Fahrlässigkeitsdelikte 
dürften  jedenfalls  nicht  allzu  weit  ausgedehnt  werden.  Ein  Ucber- 
blick  über  die  neuesten  Gesetzbücher  für  die  Niederlande,  Italien, 
Ungarn,  Finnland  und  Neuchâtel  ergebe,  dnss  der  Geldstrafe  ein 
äusserst  weiter  Anwendungskreis  gegeben  sei,  zumeist  gegenwärtig 
im  italienischen  Strafrecht,  wo  Geld-  und  Freiheitsstrafe  sehr  oft 
nebeneinander  stehen,  also  kumulirt  werden.  Die  andern  neuesten 
Gesetzgebungen  verwenden  dagegen  die  Geldstrafe  nur  alternativ, 
theils  mit  Voranstellung  der  Geldstrafe  in  vielen  Fällen  (Finnland), 
theils  in  gewöhnlicher  Form,  während  der  neueste  österreichische 
Entwurf  nur  spärlichen  Gebrauch  von  der  Geldstrafe  auf  diesen 
Gebieten  mache,  wohl  aber  die  Bussenanspri'tche  begünstige.  Diese 
Doppelspurigkeit  des  Strafsystems  errege  Bedenken.  Wolle  man 
der  Geldstrafe  grössere  Bedeutung  einräumen,  so  könne  sie  vielleicht 
hie  und  da  als  IJauptstrafe  Dienste  leisten,  wobei  allerdings  Gefüng- 
nist-strafe  als  Ersalzstrafc  nicht  zu  umgehen  sei.  — Ein  bestimmter 
Antrag  wird  nicht  gestellt. 

M.  Gautier:  Je  'ne  comprends  pas  le  danger  qu’il  îy  aurait 
à juxtaposer  la  peine  privative  de  liberté  et  l’amende.  On  ne  se 
méfie  pas  de  l’une  ou  de  l’autre  des  peines  indiquées,  mais  on 
poursuit  avec  chacune  d’elles  un  but  différent.  Quant  à la  réparation 
civile,  elle  ne  mène  pas  loin,  surtuut  organisée  comme  elle  l’est 
actuellement:  La  menace  des  deux  j eines  cumulées  peut  produire 
de  Ions  résultats,  surtout  une  fois  le  système  de  l’amende  amélioré. 

Zürcher:  Ich  bin  mit  dem  von  Herrn  Gautier  Betonten  völlig 
einverstanden.  Freilich  wäre  es  sehr  zu  begrüsseu,  wenn  dieGcltend- 
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machung  des  Schadenersatzes  in  ausgedehntestem  Masse  erleichtert 
wird;  wir  kommen  indes»  in  der  Schweiz  in  dieser  Beziehung  jeden- 
falls besser  entgegen,  als  dies  in  Deutschland  geschieht,  wo  der 
Kläger  immer  auf  den  Zivilweg  gewiesen  wird.  — Ich  glaube,  es 
gibt  Fälle,  in  denen  dio  Verbindung  von  Busse  und  Gefängnis» 
nothwendig  ist;  man  denke  an  den  Kuppler.  — Dazu  kann  ich 
mich  nicht  entschlicssen,  mit  Hm.  Teichmann  die  Fahrlässigkeits- 
delikte cinzuschränkou  — wer  die  Folgen  am  eigenen  Beutel  spürt, 
wird  vorsichtig. 

Stooxs  : Der  Herr  Referent  will  die  Geldstrafe,  abgesehen  von 
Polizeiübertrctuug,  da  anwenden,  wo  dem  Delikt  ein  unstatthaftes 
Streben  nach  Gewinn  zu  Grunde  lag,_sei  es  in  Form  einer  Bereiche- 
rungsahsicht  — so  bei  vorsätzlichen  Erfolgsdelikten  — sei  es  als  tnoti- 
virondo  Veranlassung  zu  vorsätzlicher  Gefährdung  oder  Fahrlässig- 
keit. Diese  wirtschaftlich  und  moralisch  verwerfliche  Tendenz  soll 
also  entscheiden  und  gewiss  mit  Recht.  In  der  That  ist  das  Beispiel 
der  Kuppelei  typisch.  Hier  wird  mau  mit  Schadenersatz  schon 
deshalb  nicht  auskommen,  weil  ein  Schaden  nicht  entsteht.  Dagegen 
möchte  allerdings  zu  erwägen  sein,  ob  nicht  der  Schadenersatz  in 
manchen  Fällen  Geldstrafe  entbehrlich  machen  könnte;  hiezu  bedürfte 
es  aber  einer  Vorschrift,  durch  welche  der  Schadenersatzanspruch  aus 
strafbarer  Handlung  in  besonderer  Weise  sichergcstellt  wird;  denn 
mit  Recht  legt  Gautier  auf  den  Schadenersatzanspruch,  wie  er  gegen- 
wärtig im  Strafprozess  geltend  gemacht  werden  kann,  wenig  Gewicht. 

Wenn  ich  also  im  Grundgedanken  mit  Zürcher  einig  gehe,  so 
kann  ich  mich  nicht  mit  der  Ansicht  einverstanden  erklären,  es 
genüge,  wenn  das  Strafgesetz  dem  Richter  gestatte,  neben  jeder 
Freiheitsstrafe  auch  Geldstrafe  zu  verhängen,  und  es  sei  Geldstrafe 
im  besondern  Theil  nur  da  anzudrohen,  wo  sie  als  Ilauptslrafe 
angewendet  werden  darf.  Solche  (allgemeine  Ermächtigungen  zur 
Anwendung  einer  Nebenstrafe  werden  vom  Richter  entweder  über- 
sehen, oder  es  wird  Missbrauch  damit  getrieben.  Meines  Erachtens 
soll  der  Gesetzgeber  unter  Berücksichtigung  des  von  Zürcher  her- 
vorgehobenen Gesichtspunktes  von  Fall  zu  Fall  im  besondern  Theile 
des  Gesetzes  entscheiden,  ob  Geldstrafe  als  Haupt-  oder  Nebeustrafe 
zulässig  oder  geboten  ist.  Nur  so  wird  eine  Verwirklichung  der 
gesetzgeberischen  Absicht  annähernd  gesichert. 

Cornuz:  Tout  le  monde  est  d’accord  aujourd’hui  sur  un  poiut, 
c’est  que  la  prison  est  eu  général,  et  tout  spécialement  pour  un 
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certain  nombre  de  délits  et  de  délinquants,  une  peine  insuffisante 
et  ne  correspondant  pas  au  but  à atteindre  par  l’intervention  de 
l’Etat  en  matière  pénale.  Il  s’agit  donc  de  la  remplacer:  nous 
n’avons  pas  grand  choix.  L’amende  est  presque  le  seul  moyen  à 
notre  disposition,  il  ne  faut  dont  pas  trop  la  dédaigner.  — Elle 
devra  être  mesurée  d’après  les  circonstances  particulières  à chaque 
individu,  sans  toutefois  vouloir  fixer  des  taux  trop  spécialisés,  mais 
en  laissant  à l’appréciation  du  juge  de  déterminer  les  mesures  à 
prendre  dans  chaque  cas.  — Il  y aura  naturellement  certaines  caté- 
gories pour  lesquelles  l’une  ou  l’autre  des  peines  sera  préférable, 
d’autres  encore  devront  être  soumises  aux  deux  peines  à la  fois. 
J’ajouterai  qu’il  faut  se  garder  d’établir  une  amende  fixe,  mais 
simplement  une  limite  maximale,  en  laissant  au  juge  la  latitude 
nécessaire,  pour  punir  chaque  cas  selon  ses  circonstances  spéciales. 
Quant  à la  question  de  savoir,  si  l’amende  sera  une  peine  princi- 
pale ou  accessoire,  je  pense  qu’il  ne  doit  pas  y avoir  là  de  prin- 
cipe absolu.  Il  faut  se  réserver  l’alternative,  afin  de  pouvoir  attribuer 
à chaque  délit  la  peine  qui  lui  revient.  On  pourrait  même  punir 
le  même  délit  à ses  degrés  inférieurs  de  l’amende  seule,  et  à ses 
degrés  supérieurs  de  l’amende  combinée  avec  la  peine  privative  de 
liberté.  — Le  recouvrement  do  l’amende  est  le  point  faible  de  tout 
le  système.  La  contrainte  par  corps  conduit  à dos  résultats  absurdes, 
dès  qu’il  s'agit  d’amendes  importantes.  Il  faut  donc  fixer  un  maxi- 
mum général  que  la  durée  de  la  contrainte  ne  pourra  pas  dépasser, 
quel  que  soit  d’ailleurs  le  montant  de  l’amende.  — Je  voudrais 
terminer  on  demandant  à M.  le  rapporteur  l’explication  de  l’idée 
de  l’amende  conditionnelle  dont  il  parle  et  que  je  ne  comprends  pas. 

Herr  Präsident  Morel  resütnirt  die  Voten  und  die  Versammlung 
beschliosst  auf  Antrag  von  Herrn  Zürcher,  sich  auf  Protokollirung 
der  Verhandlungen  und  Einsendung  des  Protokolls  an  den  Zeutral- 
ausschuss  zu  beschränken,  aber  keine  Resolutionen  zu  fassen. 

Die  Versammlung  geht  über  zu  Frage  2 und  3: 

„2.  Lotsen  sich  bestimmte  Grundsätze  für  die  Bemessung  der 
Geldstrafe  im  Einzelfalle  auf  stellen  ! “ 

Ist  es  insbesondere  möglich  and  zweckmässig,  die  Höhe  der 
Geldstrafe  den  Vermögensverhältnissen  des  Verurtheilten  anzupassent 
Könnte  man  sie  etwa  nach  dem  jährlichen  Einkommen  oder  nach 
dem  Steuersätze  des  Verurtheilten  oder  nach  der  Höhe  seines  täg- 
lichen Arbeitslohnes  bemessen?“ 
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Zürcher  spricht  sich  hierüber  folgendermassen  aus: 

Für  die  Bemessung  der  Strafe  dürften  folgende  Grundsätze 
massgebend  sein: 

u)  rücksichtlich  der  strafbaren  Handlung  ist  der  Betrag  der  Gehl- 
strafe in  ein  direktes  Verhältnis»  zu  setzen  zu,  dem  beabsich- 
tigten Gewinn  fein-  oder  mehrjaches  desselben)  oder  zu  dem 
durch  Rücksichtslosigkeit  bezw.  Nachlässigkeit  herbeigeführten 
Schaden  bezw.  Schadensgefahr.  ( Quote  hievon.) 

Der  Gesetzgeber  kann  nur  den  Grundsatz  aufstellen;  der 
Richter  hat  im  einzelnen  Fall  mit  Abwägung  der  inner n Schuld- 
momente  den  Faktor  oder  die  Quote  zu  finden; 
b)  in  zweiter  Linie,  rücksichtlich  der  Person  des  Straffälligen, 
ist  dessen  Zahlungsfähigkeit,  mit  Berechnung  aller  Faktoren : 
effektives  Einkommen,  Art  desselben,  Arbeitsfähigkeit,  Familien- 
stand, Jur  die  Ansetzung  des  Betrages  massgebend. 

Zu  empfehlen  ist  daher  folgender  Modus  : 

Die  Geldstrafe  wird  zunächst  innerhalb  der  Grenzen  der  Straf- 
androhung im  besondere  Theil  des  Strafgesetzbuches  unter  Berück- 
sichtigung der  unter  a bezeiehneton  Momente  festgesetzt. 

Dies  ist  der  Normalansatz  für  einen  Mann  von  einer  gewissen 
Durchsehnittsfäliigkoit.  Eine  periodisch  zu  revidirende  Verordnung 
setzt  diese  Normale  fest;  z.  B.  Arbeitseinkommen  eines  einzel- 
stehenden Mannes  Fr.  10  pro  Tag. 

Der  Richter  rechnet  alsdann  den  Ansatz  um  nach  den  wirklich 
vorliegenden  Verhältnissen,  die  er  nach  freiem  richterlichen  Er- 
messen würdigt. 

Hienach  ist  auch  das  liussenmaximurnfBundesstrafgesetz  Art.2,f)‘) 
beweglich  zu  gestalten. 

Herr  Cornaz  hat  das  von  mir  aufgestellte  System  als  komplizirt 
getadelt.  Allein  mein  Vorschlag  ist  kein  Gesetzesprojekt,  dort  wür- 
den nur  die  leitenden  Grundsätze  aufgonommen.  Was  das  Busseu- 
ltiaximum  betrifft,  so  wird  durch  die  Angabe  einer  bestimmten 
Summe  der  Grundsatz  der  Gleiclibehandlung  von  Reich  und  Arm 

l)  Bundosgesetz  über  das  Bundesstrafrecht,  vom  4.  Hornung  1853: 

Art.  2:  „gegen  die  im  zweiten  Abschnitte  dieses  Gesetzen  vorgesehenen  Ver- 
brechen (Vergehen)  sind  folgende  Strafen  anwendbar: 

“) 

Geldbusse  bis  auf  Fr.  10,000.“ 
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wieder  geopfert.  Man  soll  daher  das  Maximum  in  der  Weise  be- 
weglich machen,  dass  dasselbe  ebenfalls  von  der  Zahlungskraft  des 
zu  Yorurtheilenden  abhängt,  indem  man  vielleicht  eine  Anzahl 
Arbeitstage  als  Basis  anniinmt.  Daun  braucht  man  auch  für  die 
Umwandlung  keine  Maxitnaldauer  einzuführen. 

Morel:  Ich  glaube,  es  lässt  sich  die  richtige  Beachtung  der 
Vermögensverhältnisse  nicht  dadurch  gewinnen,  dass  auch  nur  an- 
deutungsweise ein  mittlerer  Tagesverdienst  definirt  und  als  Grund- 
lage angenommen  wird.  Man  sollte  sich  vielmehr  ganz  rein  auf  die 
Proklamirung  des  Grundsatzes  beschränken. 

Teichmanu  verwahrt  sieh  dagegen,  dass  die  Schwere  der  That 
au  ganz  nebensächlich  in  Betracht  fallen  soll  und  die  gleiche  Hand- 
lung bei  dem  Einen  mit  1 Franken,  bei  Andern  mit  500  Franken 
bestraft  werde.  Solle  aber  bei  der  Bestrafung  auf  die  persönlichen 
und  finanziellen  Verhältnisse  des  Angeklagten  Rücksicht  genommen 
werden,  so  wäre  eher  auf  das  von  Lammasch  empfohlene  Ein- 
spruchsrecht des  Delinquenten  abzustellen,  als  sehr  eingehenden 
amtlichen  Untersuchungen  das  Wort  zu  reden. 

Stooss:  Dem  Herrn  Vorredner  ist  doch  entgegen  zu  halten,  dass 
durch  die  Geldstrafe  bei  gleichem  Verschulden  nur  dann  ein  gleich 
schweres  Strafleiden  herboigeführt  wird,  wenn  die  Geldstrafe  nach  der 
Vermögenslage  des  Verurtheilton  beinessen  wird.  Es  ist  in  der  That 
richtig,  dass  für  einen  armen  Taglöhucr  die  Zahlung  eines  Frankens 
verhältnissmässig  oine  ebenso  grosse  Einbusse  bedeutet,  als  für  einen 
mehrfachen  Millionär  die  Zahlung  von  500  Franken.  Unter  dieser 
Voraussetzung  wäre  die  Bemessung  der  Geldstrafe  in  diesem  Ver- 
hältnisse auch  gerecht.  Eine  fiskalische  Ausbeutung  der  Reichen 
soll  nicht  stattfinden,  ebenso  wenig  ein  inquisitorisches  Verfahren. 
Es  genügt  vielleicht  sogar,  dass  der  hier  hervorgehobene  Gesichts- 
punkt von  dem  Richter  angewendet  wird  in  freier  Würdigung  der 
ökonomischen  Verhältnisse  des  Einzelnen. 

Der  Vorschlag  des  Herrn  Referenten,  die  Geldstrafe  in  ein 
direktes  Verhältnis  zu  dem  beabrichtigten  Gewinn  oder  zu  dem 
Schaden  zu  setzen,  leuchtet  mir  nicht  ein.  Dieses  Moment  ist  für 
die  Beurtheilung  der  Schuld  von  Bedeutung  und  in  dieser  Weise 
zu  würdigen.  Die  höhere  Schuld  bedingt  eine  höhere  Strafe,  allein 
der  Betrag  der  Geldstrafe  muss  auch  hier  den  Vermögensverhältnissen 
des  Verurtheilten  entsprechen,  denn  nur  so  wird  eine  gleichmässige 
Wirkung  der  Geldstrafe  gesichert. 
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Gautier:  En  somme,  ni  la  mesure  objective  ni  la  mesure  sub- 
jective ne  me  satisfont  complètement:  le  gain  désiré  et  le  dommage 
causé  ne  donnent  pas  une  base  certaine  ; la  mesure  subjective 
donne  de  tout  aussi  mauvais  résultats.  Il  y a un  élément  d’équité 
dans  la  prise  en  considération  de  la  situation  financière  du  prévenu  ; 
mais  ce  serait  aller  trop  loin  que  de  vouloir  en  faire  un  article  de 
loi:  il  ne  nous  reste  que  la  possibilité  d’ouvrir  ù l’arbitraire  du  juge 
un  champ  aussi  vaste  que  possible,  en  ne  fixant  pas  de  miuimum  et 
en  élevant  très  haut  le  maximum  de  l'amende. 

Cornaz:  On  devra  énoncer  le  principe  que  le  juge  tiendra 
compte  des  circonstances  personnelles,  de  la  situation  financière, 
mais  on  se  bornera  à cela,  et  l’on  se  gardera  de  trop  préciser.  Les 
critères  île  M.  Zürcher  pourront  figurer  dans  une  circulaire,  mais 
pas  dans  une  loi. 

Morel:  Wir  gehen  über  zu  Frage  4 und  ft.  Dieselben  lauten 
dahin  : 

,4.  Auf  welche  Heise  kann  die  Zahlung  der  Geldstrafe  mög- 
lichst gesichert,  der  Prozentsatz  der  uneinbringlichen  Geldstrafen 
möglichst  vermindert  werden  /“ 

„5.  Empfiehlt  es  sieh,  an  Stelle  der  uneinbringlichen  Geldstrafe 
Zwangsarbeit  ohne  Einsperrung  treten  zu  lassen fu 

Zürcher:  Die  Zahlung  der  Geldstrafe  ist: 

einestheils  dadurch  zu  fördern / dass  dem  Zahlungssch weicher n 
vom  Richter  Ratenzahlungen  bewilligt  werden;  auch  in  der  Bei- 
treibung ist  darauf  zu  sehen,  dass  keine  vom  Gesetzgeber  unbeab- 
sichtigte Härte  eintritt  ; 

ander ntheils  durch  Androhung  und  Vollzug  der  Umwandlung 
in  Freiheitsentziehung  mit  Verpflichtung  zur  Arbeit,  wobei  der  Um- 
waudlungskovjfizient  im  einzelnen  Falle  etwas  unter  dem  .Insatz  zu 
hallen  ist,  den  der  Richter  bei  Festsetzung  der  Geldstrafe  als  effek- 
tives oder  mögliches  Tageseinkommen  angenommen  hat. 

Es  ist  aber  auch  durch  das  Gesetz  van  vorneherein  zu  gestatten, 
dass  der  Verurtheilte  anstatt  des  Freiheitsentzuges  eine  vom  Staut 
oder  iler  Gemeinde  gebotene  Gelegenheit  zur  Ableistung  freier  Arbeit 
benutze.  Ein  Recht  auf  solche  Arbeitsgelegenheit  kann  dem  Ver- 
urtheilten  nicht  eingeräumt  werden.  Die  Verwaltungsbehörde  setzt 
den  Lohn  mit  dem  Anerbieten  fest.  Bei  länger  andauernder  Arbeit 
ist  ein  Theil  des  Lohnes  wirklich  aaszuzahlen. 
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Abverdienen  der  Busse  durch  freie  Arbeit  wäre  die  schönste 
Lösung.  Die  Erfahrung  hat  noch  nicht  erwiesen,  dass  diese  Lösung 
überall  und  regelmässig  möglich  ist,  aber  man  sollte  doch  wenigstens 
ihre  Möglichkeit  Vorbehalten  und  dio  Verwaltungsbehörden  einladen, 
zur  Verwirklichung  derselben  Hand  zu  bieten. 

Cornaz:  Les  à-comptes  ont  rendu  d’excellents  résultats  dans 
le  canton  de  Neuchâtel  pour  la  rentrée  des  amendes.  La  corvée, 
sous  forme  de  travail  pour  l’Etat,  est  exécutée  chez  nous  pour  la 
taxe  militaire. 

Facey  : Les  à-comptes  se  pratiquent  également  dans  le  canton 
de  Vaud;  on  a aussi,  depuis  1875,  la  possibilité  de  faire  faire  du 
travail  libre;  mais  je  crois  que  les  cas  sont  rares  dans  lesquels  on 
fait  usage  de  cette  faculté. 

Gautier:  Je  voudrais  que  la  transformation  de  l’amende  en  . 
prison  disparaisse  du  futur  code  fédéral.  Qu’on  recouvre  l’amende 
avec  la  dernière  rigueur,  lorsqu’elle  est  recouvrable,  mais  qu’on  ne 
la  transforme  pas  on  prison,  quand  elle  est  irrécouvrable.  C’ost  là, 
au  fond,  le  meilleur  moyen  de  ne  pas  frapper  le  pauvre  parce  qu'il 
est  pauvre. 

Zu  Frage  ö,  lautend  : 

„6.  Soll  der  Grundsatz  dir  bedingten  Verurtheilung  auch  anj 
Geldstrafen  Anwendung  finden f ‘ 
bemerkt  Zürcher: 

Die  bedingte  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe  kann  nicht  von 
vornherein  und  für  alle  Fälle  ausgeschlossen  werden. 

Dagegen  empfiehlt  sie  sich  nicht  : 

a)  wo  der  Thäter  einen  Gewinn  oder  eine  Fnkostenersparniss  beab- 
sichtigt und  erzielt  hat; 

b)  bei  Polizeiübertretungen.  — Immerhin  durfte  hier  ihr  Polizei- 
behörde gestattet  sein,  in  passenden  Fallen  eine  erstmalige  Ver- 
warnung der  Ueberweisung  an  das  Gericht  roransgehen  zu 
lassen. 

Die  Fälle,  in  denen  bedingte  Verurtheilung  zu  Geldstrafen  als 
zulässig  erachtet  würde,  wären  in  der  Huuptsaeho  Gefährdungs- 
und  Fahrlässigkeitsdelikte  nus  reiner  Unachtsamkeit. 

Ich  möchte  mir  nun  nur  noch  folgende  Bemerkung  gestatten. 

M eine  Vorschläge  finden  sich  zum  Theil  in  den  schweizerischen  Kan* 
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tonsgoBetzgcbuugen  schon  verwirklicht,  allein  sie  sind  dort  eben  zer- 
streut; es  wird  sich  darum  handeln,  sie  zu  sammeln,  und  cs  soll 
mich  freuen,  wenu  man  dann  entdeckt,  dass  von  dem  angestrebten 
.Neuen  Vieles  durch  den  praktischen  Sinn  der  kantonalen  Gesetz- 
geber schon  geschaffen  war. 

Herr  Präsident  Morel  schliesst  die  Sitzung  um  12  */a  Uhr,  mit 
dem  Danke  an  den  Referenten,  der  die  Berathung  trefflich  einge- 
leitet har,  und  beglückwünscht  die  Landesgruppe  zu  dem  Gelingen 
ihrer  ersten  Versammlung. 

Bei  dom  Mahle,  welches  die  Theilnchmer  im  Kasino  vereinigte, 
erläutert  Herr  Untersuchungsrichter  Rudolf  Schenk  in  Bern  das 
Berti  Uon’scho  System  der  Verbrechermessung.  Auf  seinen  Antrag 
wird  folgende  Resolution  einstimmig  gefasst: 

Die  Versammlung  erklärt  das  Bertillon’sche  Verfahren  als  eine 
bedeutende  Verbesserung  des  bisherigen  Signalements  und  begrüsst 
die  auf  dessen  Einführung  in  der  Schweiz  hinzielenden  Bestrebungen. 

Bern,  den  15.  Juni  1891. 


Der  Präsident:  Or.  J.  Morel. 
Der  Sekretär:  F.  Zeerleder. 
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Welche  Anforderungen  stellt  die  Kriminalpolitik  an 
ein  eidgenössisches  Strafgesetzbuch? 

Von  Carl  Stouss. 

Ein  eidgenössische»  Strafgesetzbuch  muss  einen  doppelten  Fort- 
schritt begründen. 

Aus  den  25  kautonalen  Strafgesetzgebungen  ist  eine  einzige  zu 
bilden.  Das  vielgestaltige  kantonale  Partikularrecht  wird  zu  einem 
einheitlichen  gemeinen  schweizerischen  Strafrechte.  Ist  dieses  Werk 
so  ungemein  schwierig?  Ein  Strafgesetzbuch,  wie  es  so  oft  gemacht 
ist,  ist  so  leicht  gemacht,  wie  »ich  aus  sechs  Büchern  über  denselben 
Gegenstand  ein  siebentes  kompiliren  lässt,  meint  Oseiibriifft/en  *). 
Mit  Recht  fordert  er  aber,  dass  eine  neue  Gesetzgebung  auf  der 
geschichtlichen  Entwicklung  beruhe  und  dass  sie  das  gewordene 
Recht  sorgsam  fortbilde.  Allein,  wenn  sich  in  der  Schweiz  noch 
manches  Eigenartige  erhalten  hat,  so  zeig;  doch  gerade  die  Ge- 
schichte der  schweizerischen  Strafgesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts, 
dass  auf  strafrechtlichem  Gebiete  die  einheimischen  Rechtsgedanken 
und  Einrichtungen  sich  nicht  in  dem  Masse  zu  erhalten  vermochten, 
wie  im  Privatrecht,  im  Staatsrecht  und  auch  im  Strafprozessrecht. 
Die  schweizerische  Strafrechtsentwicklung  legte  buchstäblich  über 
Nacht  den  Schritt  vom  Mittelalter  in  die  Neuzeit  zurück.  Am 
9.  Mai  1799  lie-uss  jede  Landschaft  ihr  eigene»  und  eigenartiges 
Strafrecht  uni  die  Lücken  füllte  ein  Gewohnheitsrecht,  vielerorts 
auch  die  Carolina  aus.  Am  4.  Mai  1799  sank  die  Herrlichkeit  de» 
Mittelalter»  dahin  und  es  trat  an  die  Stelle  der  ehrwürdigen  Straf- 
rechts  juell  en  das  systematisch  fein  ausgeführte,  vom  Geist  der  Revo- 
lution erfüllte  französische  Strafgesetz  von  1791,  freilich  unter  dem 
Namen  eines  helvetischen  Strafgesetzbuches. 

Damit  brach  die  einheimische  Rechtsentwicklung  jäh  ab.  Und 
wenn  auch  das  helvetische  Strafgesetzbuch  mit  der  Helvetik  dahin- 
fiel, so  erwachte  doch  das  ursprüngliche  schweizerische  Strafrecht 

')  Ein  Beitrag  zur  Strafrechtsgeschichte  der  deutschen  Schweiz,  Zürich 
1859,  S.  29. 

Zeitochr.  f.  Schweizer  Strafrecht,  4.  Jabrg.  1 7 
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selbst  du  uicht  zu  neuem  Leben,  wo  der  alte  Zustand  äusser- 
licli  wieder  hergestellt  worden  war.  Denn  es  war  eine  neue  Zeit 
angebrochen.  Es  ist  daher  nicht  unrichtig,  wenn  der  Rechtshistoriker 
Alois  v.  Orelli  ')  den  frühem  Zustand  des  Strafrechts  in  der  Schweiz 
für  die  Frage  der  Vereinheitlichung  als  gleichgültig  erklärt  hat. 
Das  helvetische  Gesetzbuch  und  die  Gesetzesarbeiten  der  Nachbar- 
knntone  munterten  einen  Kanton  nach  dem  andern  zur  Nachahmung 
auf.  Es  waren  meist  nicht  blinde  Nachahmungen.  Doch  wurde 
überall  nach  ausländischen  oder  kantonalen  Vorbildern  gearbeitet. 
Mit  Ausnahme  von  Genf  und  Xeutnhurg  erinnern  alle  schweize- 
rischen Strafgesetze  au  deutsche  Muster.  Am  meisten  Selbstständig- 
keit hüben  sich  Glarus,  Schwyz  und  Unterwalden  ob  dem  Wald  bi- 
wahrt,  abgesehen  von  Uri,  Appenzell  I.  Rh.  und  Unterwalden  nid 
dem  Wald,  die  noch  kein  Strafgesetzbuch  besitzen.  Ueberall  weicht 
das  kantonale  Strafrecht  von  dem  ausländischen  da  grundsätzlich 
ab,  wo  es  sich  um  den  Strafrechtsschutz  politischer  Einrichtungen 
handelt.  Daher  zeigen  die  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  die  Amts- 
delikte eine  selbstständige  Behandlung.  Das  Majestätsverbrechen 
erscheint  etwa  als  Beleidigung  der  Landsgemeiude,  und  wenn  ander- 
wärts der  Beamte  als  Vertretet  des  Staates  einen  erhöhten  Rechts- 
schutz genicsst,  so  steht  er  in  der  Schweiz  meistens  dem  Bürger 
gleich. 

Nur  vereinzelt  weicht  die  romanische  Schweiz  von  der  deutschen 
ab.  Am  bedeutendsten  gehen  die  Anschauungen  bei  den  Sittlich- 
keitsdelikten auseinander.  Allein  es  handelt  sich  doch  nicht  um 
unversöhnliche  Gegensätze.  Zwar  lässt  Genf  den  Ehebruch  straflos, 
aber  die  benachbarte  Waadt  bestraft  den  Ehebruch  des  Mannes  und 
der  Frau  gleichmässig. 

Die  Strafgesetzbücher  von  Genf  und  Tessin  zeigen  sich  in  Bezug 
auf  Kuppelei  auffallend  nachsichtig,  sobald  diese  nicht  an  Minder- 
jährigen begangen  wird.  Allein  Genf  hat  seither  in  einem  besoudern 
Gesetze  den  Kampf  gegen  die  gewerbsmässige  Prostitution  aufge- 
nommen und  bereitet  weitere  Massnahmen  vor.  Eine  Berufung  auf 
romanische  Sonderauflassung  ist  daher  auch  hier  nicht  statthaft.  Die 
Beispiele  von  Bern  und  Zürich  beweisen  übrigens,  dass  strenge  Straf- 
gesetze eine  luxe  Anwendung  derselben  nicht  ausschliessen.  Neuesteus 
hat  Bern  jedoch  die  Duldung  öffentlicher  Häuser  aufgegeben  und 

')  Aus  den  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvercins.  IX.  Jahres- 
versammlung, ubgehaltcn  den  20.  September  IStiÜ  in  St.  Gallen,  S.  IU. 
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Zürich  untersucht  die  Prostitutionsfrage  gegenwärtig.  Es  besteht 
heute  das  übereinstimmende  Bestreben  in  der  Schweiz,  die  gewerbs- 
mässige Unzucht  nicht  länger  zu  dulden,  so  dass  strenge  Strafbe- 
stimmungen gegen  die  Kuppelei  nicht  Widerspruch  erfahren  werden. 

Ein  Unterschied  kann  allerdings  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden.  Die  welschen  Gesetze  beschränken  sich  darauf,  die  öffent- 
liche Verletzung  der  Schamhaftigkeit  und  Angriffe  auf  die  geschlecht- 
liche Freiheit  zu  bestrafen,  und  lassen  nicht  öffentlich  begangene 
Unsittlichkeiten  ohne  Strafe  hingehen,  während  die  Gesetzgebungen 
der  deutschen  Schweiz  widernatürliche  Unzucht  und  Blutschande 
mit  Straffolge  verknüpfen. 

In  der  Behandlung  der  Religionsdelikte  treten  allerdings  ver- 
schiedene Auffassungen  hervor.  Doch  steht  bundesrechtlicb  fest,  dass 
die  Bestrafung  der  Gotteslästerung  als  solche  dem  Art.  4!)  der  Bundes- 
verfassung nicht  entspricht.  Freiburg  hat  dies  durch  Abänderung 
seines  Art.  346  des  Strafgesetzbuches  ausdrücklich  unerkannt.  Eine 
Meinungsverschiedenheit  besteht  also  hierüber  uicht  mehr.  Es  wird 
sich  daher  nur  noch  fragen,  in  welchem  Umfange  das  religiöse  Ge- 
fühl und  der  religiöse  Frieden  des  strafrechtlichen  Schutzes  bedürftig 
sind,  insbesondere,  ob  es  genügt,  den  Schutz  auf  den  Gottesdienst 
in  Kirchen  und  Versammlungen  zu  beschränken,  oder  ob  jede  grobe 
öffentliche  Verletzung  des  religiösen  Gefühls  und  des  religiösen 
Friedens  strafwürdig  ist.  Konfessionelle  Gegensätze  dürften  hier 
nicht  zu  Tage  treten,  eher  werden  sich  die  Anschauungen  der 
kirchlich  Gesinnten  und  der  freier  Denkenden  gegenüber  stehen, 
was  eine  Vermittlung  erleichtert. 

Wenn  Genf  und  bisher  auch  Neuenbürg  den  Zweikampf  nicht 
als  besonderes  Delikt  behandelten,  so  beruht  diese  Abweichung 
wesentlich  auf  dem  französischen  Vorbild.  Der  Neuenbiirger  Ent- 
wurf schliesst  sich  auch  hier  den  übrigen  kantonalen  Gesetzen  an. 

Gewiss  gibt  es  noch  zahlreiche  Nichtübereinstimmungen  in  den 
kantonalen  Strafrechten.  Die  meisten  lassen  sich  aber  dogmenge- 
schichtlich erklären.  So  die  Bestimmungen  über  Theilnahme  und 
Begünstigung,  Nothwehr  und  Nothstand , Antragsdelikt  und  Ver- 
jährung. In  diesem  Sinne  mag  das  Wort  eine  gewisse  Berechtigung 
haben,  das  Kollegienheft  des  Gesetzesredaktors  sei  für  die  kantonalen 
Strafgesetze  massgebend  gewesen.  Spiegelt  sieh  doch  in  jeder  Ge- 
setzgebung der  jeweilige  Stand  der  Wissenschaft  ab.  Diese  Unter- 
schiede erklären  sich  also  nicht  aus  einer  Verschiedenheit  der  Volks- 
anschauung, sondern  aus  der  Entwicklung  der  Lehre,  nicht  national 
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beziehungsweise  kantonal,  sondern  zeitlich.  Nirgends  bedeuten  sie 
eine  Kluft,  welche  ein  einheitliches  schweizerisches  Strafgesetzbuch 
nicht  zu  überbrücken  vermöchte. 

Auch  bezüglich  der  Strafen  besteht  keine  grundsätzliche  Ver- 
schiedenheit. Ueberall  wird  die  Freiheitsstrafe  als  häufigstes  Straf- 
mittel angewendet,  und  wenn  sie  dio  verschiedenartigsten  Namen 
und  Formen  utmimmt  und  die  Strafsanktionen  weit  auseinandergehen, 
so  sind  doch  die  Strafen  in  Wirklichkeit  ziemlich  ähnlich.  Die  Art 
des  Strafvollzuges  hängt  übrigens  nicht  hauptsächlich  von  der  Ge- 
setzesbestimmung, sondern  von  der  Einrichtung  und  der  Leitung 
der  Strafanstalten  ab. 

Von  den  uneigentlichen  Freiheitsstrafen,  Verweisung,  Eingren- 
zung und  Hausarrest,  Polizeiaufsicht,  Wirthshausverbot  kommt  nur 
die  erste  zur  allseitigen  Anwendung.  Durch  das  Verbot  der  Aus- 
weisung von  Schweizerbürgern  wird  diese  Massnahme  auf  Ausländer 
beschränkt. 

Während  die  altern  Gesetze  die  Ehrenstrafeu  von  Rechtes  wegen 
und  auf  Lebenszeit  an  die  schwere  Freiheitsstrafe  knüpften,  begnügen 
sich  die  neueren  Gesetze  mit  fakultativer  zeitweiliger  Einstellung  in 
den  politischen  Rechten.  Die  Vennögensstrafen  endlich  weisen  nach 
allen  Gesetzen  im  Ganzen  und  Grossen  den  nämlichen  Charakter  auf. 

Ursprünglich  und  selbstständig  ist  vielfach  die  Form  des  gesetz- 
geberischen Gedankens;  namentlich  Glarut,  Schwyz  und  Obwalden 
erinnern  in  ihrer  Sprache  au  das  alte  Recht  und  zeigen  das  Be- 
streben, die  Gesetzesvorschrift  volksthümlich  und  allgemein  ver- 
ständlich auszudrücken,  während  andere  Gesetze,  wie  Thurgau  und 
Schaffhumen,  lehrbuchartige  Begriffsbestimmungen  und  Unterschei- 
dungen aufgenommen  haben.  Eine  glückliche  Mitte  halten  Zürich 
und  Barel  ein.  Von  den  französischen  zeichnet  sich  Waadt  noch 
immer  durch  eine  musterhafte  Fassung  aus,  wenn  es  auch  dem 
Geschmacke  seiner  Zeit  folgend  einige  Längen  aufweist. 

Wenn  hin  und  wieder  ein  Kanton  ernstlich  mit  sich  zu  Rathe 
ging,  ob  er  nicht  eine  andere  kantonale  oder  eine  ausländische  Ge- 
setzgebung in  der  Hauptsache  unverändert  übernehmen  wolle,  wie 
dies  noch  neuerdings  in  Schaffhausen  angeregt  wurde  und  in  Basel 
und  Solothurn,  wenn  auch  nicht  ganz  vollständig,  geschehen  ist,  so 
kann  das  Aufgeben  des  kantonalen  Strafrechtes  zu  Gunsten  eines 
eidgenössischen  keinen  Kanton  in  berechtigten  Eigenthümliehkeiton 
so  schwer  verletzen,  dass  ihm  der  Verzicht  schwer  fallt. 
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Würde  daher  ein  eidgenössisches  Strafgesetzbuch  nur  die  eine 
Aufgabe  zu  lösen  haben,  den  öesetzesinhalt  der  geltenden  kanto- 
nalen Strafgesetzbücher  und  des  Bundesstrafrechtes,  unter  mög- 
lichster Berücksichtigung  der  schweizerischen  Eigenart  und  unter 
Anlehnung  an  ein  hervorragendes  kantonales  Strafgesetz,  wie  das 
von  Basel  oder  Zürich,  zu  einem  einheitlichen  umzugestalten,  so 
wäre  dieses  Werk  kein  allzu  schwieriges.  Allein  von  einer  solchen 
Beschränkung  der  gesetzgeberischen  Aufgabe  kann  heute  nicht  mehr 
die  Rede  sein. 

Wie  zu  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  die  Strafrechtsreform 
die  Geister  bewegte  und  erregte  und  der  schmähliche  ZuHtand  der 
Straf'rechtspHege  das  von  Beccaria,  Voltaire  und  Andern  wachge- 
rufene öffentliche  Gewissen  beleidigte,  so  zweifelt  auch  heute  wieder 
die  gebildete  Welt  an  der  Gerechtigkeit  und  der  Wirksamkeit  unserer 
Strafjustiz.  Während  die  strafrechtliche  Forschung  sich  noch  vor 
15  Jahren  mit  Vorliebe  der  Begriftskonstruktion  zuwandte  — was 
ist  nicht  über  die  heute  noch  nicht  abgeklärte  Natur  des  Antrags- 
delikts und  über  das  Unterlassungsdelikt  geschrieben  worden!  — 
kümmerte  sich  die  Wissenschaft  in  ihren  zahlreichsten  Vertretern 
wenig  um  die  staatliche  Bekämpfung  des  Verbrechens.  Nur  Einzelne, 
Allen  voran  von  Holtzendorff,  machten  eine  rühmliche  Ausnahme. 
Jetzt  sind  die  Kriminalisten  wieder  einmal  aus  dem  Schlafe  erwacht, 
in  dem  sie  eine  scholastische  Begriffsjurisprudenz  gefangen  hielt. 
Sie  sehen  die  strafrechtlichen  Dinge  wieder  mit  denselben  Augen 
an,  wie  die  übrige  Welt,  und  setzen  den  gesunden  Menschenver- 
stand wieder  in  sein  Recht  ein.  Den  Italienern  war  es  Vorbehalten, 
das  Strafrecht  wieder  in  den  Gesichtskreis  der  Gebildeten  zu  rücken. 
Ihre  positive  Schule  bestreitet  der  Strafgerechtigkeit,  wie  sie  bisher 
verstanden  wurde,  jede  innere  Berechtigung  und  sieht  in  dem  Ver- 
brechen eine  pathologische  Erscheinung,  in  dem  Verbrecher  einen 
krankhaft  veranlagten  Menschen.  Die  Prüfung  der  neuen  Lehre 
und  ihre  Widerlegung  nüthigte  den  Kriminalisten,  die  Konstruk- 
tionen und  Begriffserörterungen  einstweilen  bei  Seite  zu  lassen  und 
sich  mit  den  Erscheinungen  des  Lebens  zu  befassen.  Die  Grund- 
lagen der  Theorie  Lombroso’s  erwiesen  sich  als  unhaltbar.  Es  gibt 
keinen  Verbrecher  von  Geburt  und  es  lassen  sich  die  Verbrechen 
nicht  an  dem  Schädel  und  an  dem  Körper  des  Verbrechers  doinon- 
striren.  Allein  damit  war  auch  der  Bann  gebrochen,  der  die  Wissen- 
schaft bislang  dem  Leben  entfremdete,  und  man  erkannte,  dass  nicht 
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Begriffe,  sondern  der  Zweck  der  Strafrechtspflege  die  Hauptsache  ist. 
So  wurden  die  gewaltigen  Mängel  der  heutigen  Strafrechtspflege 
endlich  Gegenstand  der  Aufmerksamkeit.  Aus  der  Kenntnis«  der 
Mängel  ergab  sich  der  "Wunsch,  ihnen  abzuhelfen.  Mit  jugendlichem 
Feuer  und  männlicher  Thatkraft  wandte  «ich  von  Liszt  den  kriminal- 
politischen Aufgaben  zu  und  wusste  ihnen  die  Anerkennung  als 
wichtige  Kultur-  und  Zeitfragen  zu  erringen.  Seither  beherrschen 
die  kriminalpolitischen  Fragen  nicht  nur  die  kriminalistische  Lite- 
ratur, auch  die  Tagespressc  schenkt  ihnen  dauernde  Aufmerksamkeit. 
Die  Gesammtheit  der  kriminalpolirischen  Fragen  haben  neuerdings 
Zucker  ')  und  in  ganz  besonders  feiner  und  durchdachter  Erörterung 
Lammasch  2)  geprüft.  Die  Einzelfragen  sind  in  einer  Fülle  von  Ab- 
handlungen untersucht  worden,  unter  denen  die  Gutachten  für  den 
Petersburger  Kongress  und  die  Berichte  für  die  internationale  krimi- 
nalistische Vereinigung  besondere  Erwähnung  verdienen.  Koch  stehen 
wir  mitten  in  dem  Streite  der  Meinungen,  feste,  abschliessende,  all- 
gemein anerkannte  Ergebnisse  sind  noch  nicht  gewonnen.  Lammasch 
hat  Hecht:  „Vielleicht  zu  keiner  Zeit  ist  die  Ausarbeitung  eines  den 
Anschauungen  und  Bedürfnissen  derselben  wohl  angepassteu  Straf- 
gesetzbuches so  nothwendig,  aber  auch  so  schwierig  gewesen,  wie 
in  der  Gegenwart.“  Diese  Schwierigkeiten  zu  überwinden  und  ein 
den  berechtigten  Anforderungen  der  Kriminalpolitik  entsprechendes 
Strafgesetzbuch  zu  schäften,  das  ist  der  zweite  Fortschritt,  den  die 
Vereinheitlichung  des  Strafrechts  für  die  Schweiz  herbeiführen  soll. 

Das  Gelingen  des  gesetzgeberischen  Werkes  wird  nicht  zuletzt 
davon  abhnngen,  ob  die  Art  und  Weise,  wie  war  an  die  Aufgabe 
herantreten,  die  richtige  ist.  Wenn  auch  nur  bildlich  von  einem 
Kampfe  mit  dem  Verbrechen  gesprochen  werden  kann,  den  der 
.Staat  mittelst  der  Strafgesetzgebung  und  ihrer  Anwendung  führt, 
so  gelten  doch  die  Regeln  einer  guten  Kriegsführung  auch  tür  die 
•Strafgesetzgebung. 

Nur  einfache,  klare,  unmittelbar  auf  den  Zweck  gerichtete  Dis- 
positionen führen  zum  Erfolg. 

Was  wir  auch  für  ein  Strafensystem  wählen,  es  darf  nur  wenige 
scharf  abgegrenzte  Strafen  enthalten.  Wenn  uns  die  kantonale  Straf- 

■)  Einige  kriminalistische  Zeit-  und  Streitfragen  der  ticgenwart.  Gerichtssiial, 
Bd.  XI.IY,  S.  I ft. 

*1  Krinmial]iolititiche  Studien.  Ebenda,  S.  1 17  fl'. 
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rechtspflege  Eines  lehrt,  so  ist  es  die  Unmöglichkeit,  in  demselben 
Gebäude  verschiedenartige  Freiheitsstrafen  zu  vollstrecken,  lu  einer 
Anstalt  kann  nur  eine  Strafe  vollzogen  werden. 

Mit  der  Einfachheit  ist  die  Klarheit  gesichert.  Sie  soll  im 
ganzen  Gesetze  durchleuchten.  Ist  der  Gedanke  klar,  so  wird  auch 
das  Geselzeswort  klar  werden.  Was  nicht  nothwondig  ist,  ist  aus 
dem  Gesetze  wegzulassen.  Das  Gesetzbuch  ist  kein  Lehrbuch,  son- 
dern ein  Befehlbuch.  Der  schweizerische  Gesetzgeber  darf  nicht 
vergessen,  dass  der  Strafrichter  nicht  überall  ein  rechtsgelehrtcr 
Kriminalist  ist,  aber  wohl  stets  ein  verständiger  und  einsichtsvoller 
Mann,  demgemäss  soll  die  Sprache  sein.  Sie  muss  den  Fachmann 
wie  den  Volksrichter  gleichmässig  befriedigen.  Wenn  die  Wissen- 
schaft dem  Leben  dient  und  das  Gesetz  Erscheinungon  des  Lebens 
ordnet,  die  Allen  bekannt  sind,  so  muss  es  möglich  sein,  die  Be- 
stimmungen so  zu  fassen,  dass  sie  ihrem  Inhalt  nach  den  Forde- 
rungen der  Rechtsverständigen  entsprechen  und  sich  doch  von  jeder 
nicht  gern  unverständlichen  Wendung  frei  halten.  Die  Strafgesetz- 
bücher von  Zürich  und  Basel  und  das  von  Glarus  können  als  Vor- 
bilder dienen. 

Es  muss  die  Strafgesetzgebung  auch  «lern  Zwecke  entsprechen. 
Der  Strafgesetzgeber  betrachtet  die  Strafe  stets  als  ein  Mittel  zum 
Schutze  derjenigen  staatlichen  gesellschaftlichen  und  individuellen  In- 
teressen, die  ihrer  idealen  oder  wirtschaftlichen  Bedeutung  wegen 
dieses  Schutzes  würdig  und  bedürftig  sind  und  die  ohne  denselben 
rechtswidrigen  Angriffen  und  Gefährdungen  preisgegeben  wären. 
Nach  diesem  Zwecke  gestaltet  sich  Verbrechen  und  Strafe.  Hienach 
entscheidet  sich,  ob  oino  rechtswidrige  Handluug  strafwürdig,  ob 
eine  Strafe  zweckentsprechend  oder  zwecklos  ist.  Nichts  ist  ver- 
fehlter als  die  Annahme,  dadurch  werde  die  Gerechtigkeit  za  einem 
leeren  Schall.  Unser  Rechtsgefühl  und  unser  Gewissen  beweisen 
das  Gegentbeil.  Ein  Strafgesetzbuch,  das  die  Strafbarkeit  auf  den 
durch  den  interessenschutz  bedingten  Umfang  einschränkt  und  die 
Strafe  diesem  Zwecke  gemäss  gestaltet,  wird  regelmässig  mit  dem 
Recbtsbewusstssin  de3  Volkes  im  Einklang  stehen.  Empört  sich  aber 
das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  gegen  die  Strafbarkeit  oder  Nicht- 
strafbarkeit einer  Handlung  oder  gegen  die  Art  der  Strafe,  so  liegt 
hierin  für  den  Gesetzgeber  eine  ernste  Mahnung,  neuerdings  zu 
prüfen,  ob  die  Strafgesetzgebung  dem  Strafzwecke  entspricht.  Das 
Recbtsgefühl  vermittelt  so  den  unentbehrlichen  uni  unendlich  wich- 
tigen Zusammenhang  zwischen  Sittlichkeit  und  Recht. 
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Soll  der  Endzweck  aller  Strafrechtspflege,  die  Verminderung 
der  Kriminalität  erreicht  werden,  so  reicht  das  Mittel  der  Strafe 
bei  Weitem  nicht  aus.  Die  Strafe  ist  nicht  das  einzige  und  nicht 
einmal  das  wirksamste  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Verbrechens. 
Die  Strafe  ist  dio  ultima  ratio,  ihr  voran  stehen  die  zahlreichen 
Mittel  der  Prävention,  vor  Allem  Erziehung  (nicht  blos  Unterricht) 
und  Armenpflege.  Vereinheitlicht  der  Bund  das  Strafrecht,  so  tritt 
er  in  den  Kampf  gegen  das  Verbrechen  ein,  und  es  liegt  in  seiner 
Aufgabe,  alle  Mittel,  welche  geeignet  sind,  dem  Verbrechen  vorzu- 
beugen, in  Wirksamkeit  zu  setzen  oder  doch  die  hierauf  gerichteten 
kantonalen  Bestrebungen  zu  fordern  und  zu  unterstützen.  Im  Ein- 
zelnen verdienen  hervorgehoben  zu  werden  : 

1.  Die  Fürsorge  für  arme,  verwahrloste  und  gefährdete  Kinder; 

2.  Die  Fürsorge  für  Arbeitslose,  durch  Naturalverpflegung  und 
A rbei  terkolonien  ; 

3.  Die  Schutzaufsicht  ; 

4.  Die  Heilbehandlung  von  Trinkern. 

Die  Erfolge,  die  der  Staat  auf  dem  Gebiete  der  Prävention 
erzielt,  zählen  doppelt  und  dreifach,  denn  sie  sind  viel  dankbarer 
und  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  lohnender  als  die 
strafrechtlichen.  In  dem  Kind,  das  durch  Zwangserziehung  gerettet 
und  vor  Verbrechen  bewahrt  wird,  gewinnt  der  Staat  einen  braven 
Bürger,  eine  tüchtige  Hausfrau.  Der  wirthschaftliche  und  moralische 
Schaden,  den  eine  einzige  Verbrechet  existenz  dem  Lande  zufügt, 
wird  nicht  genügend  gewürdigt.  Einmal  büsst  die  Gesellschaft  eine 
vielleicht  bedeutende  Arbeitskraft  ein,  dann  aber  ist  der  Verbrecher 
der  ärgste  Parasit,  als  Freier  und  als  Sträfling  zehrt  er  am  Volksver- 
mögen. Was  ein  Gauner  oder  Stromer  jahraus  jahrein  diebisch  weg- 
nimmt, böswillig  zerstört  oder  beschädigt  und  leichtsinnig  virgtudct, 
entzieht  sich  jeder  Berechnung. 

Erfreulicherweise  arbeiten  die  Kantone  seit  Jahren  und  ganz 
besonders  in  der  jüngsten  Zeit  eifrig  daran,  dem  Verbrechen  die 
Quellen  abzugraben,  während  der  Bund  selbst  auf  diesem  Gebiete 
verhältnissmässig  noch  wenig  geleistet  hat.  Doch  ist  das  grosse  Ver- 
dienst des  Alkoholgesetzes  dankend  anzuerkennen  und  der  Alkohol- 
zehntel dient  der  Prävtntion  beinahe  ausschliesslich.  Dio  Schweiz 
besass  im  Jahre  1888  dreissig  private  und  öffentliche  Itcttungsau- 
stalteu  mit  1092  Zöglingen  (842  Knaben  und  250  Mädchen).  Der 
glückliche  Erfolg  dieser  Anstalten  ist  unzweifelhaft.  In  den  Jahren 
1884—1888  konnten  59(5  Zöglinge  in  die  Lehre  gebracht  uad  448 
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in  Stellen  untergebracht  werden.  So  ist  das  Eingreifen  des  Bundes 
hier  weder  erfordorlich  noch  wüuschenswerth.  Doch  klagen  manche 
Anstalten  in  ihren  Berichten  über  unzulängliche  Räume  und  Mittel. 
Es  würde  daher  eine  massige  Bundessubveution  ungemein  viel  Gutes 
stiften  können.  Könnte  nicht  der  Bund  für  jedes  unbemittelte  Kind, 
das  in  einer  Anstalt  verpflegt  wird,  einen  Beitrag  ausrichten ? 

Die  Naturalverpflegung  breitet  sich  immer  mehr  aus,  die  Schutz- 
aufsicht arbeitet  still,  aber  unverdrossen.  Die  Bedeutung  von  Trinker- 
heilanstalten haben  neuestens  mehrere  Kantone  (St.  Gallen,  Schatt- 
hausen, Thurgau)  anerkannt,  indem  sie  zur  Erweiterung  der  zür- 
cherischen Privat-Anstalt  Ellikon  Beiträge  leisteten.  Auch  in  der 
Nähe  von  Bern  ist  eine  Trinkerheilanstalt  eröffnet  worden. 

Diese  allgemeinen  Betrachtungen  ermöglichen  es  nun,  auf  die 
einzelnen  Anforderungen  der  Krimiualpolitik  au  ein  eidgenössisches 
Strafgesetzbuch  näher  einzugehen. 

Was  soll  als  Verbrechen  angesehen  werden?  Der  Katalog 
der  strafbaren  Handlungen  wird  in  einem  eidgenössischen  Straf- 
gesetzbuche im  Ganzen  und  Grossen  demjenigen  der  kantonalen 
Strafgesetzbücher  entsprechen.  Nur  da  darf  Strafe  augedrobt  werden, 
wo  das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  eine  solche  fordert  und  wich- 
tige vom  Staate  anerkannte  Interessen  unter  der  Straflosigkeit  leiden 
würden.  Mit  Recht  empfiehlt  Lummasch,  das  Motiv  mehr  zu  be- 
rücksichtigen als  bisher  und  den  Zusammenhang  zwischen  Moral 
und  Recht  aufrecht  zu  erhalten  und  zu  festigen.  Wie  das  mittel- 
alterliche Strafrecht  ehrliche  und  unehrliche  Handlungen  unter- 
schied, so  sollte  auch  heute  in  Berücksichtigung  fallen,  ob  ein  Ver- 
brechen aus  gemeinen  oder  aus  nicht  unedlen  Motiven  begangen  wird. 
Das  Gesetz  kann  zu  diesem  Zwecke  die  gutartige  und  die  bösartige 
(maligne)  Erscheinungsform  des  Thatbestandes  von  einander  ab- 
trennen,  wo  hiezu  eine  besondere  Veranlassung  vorliegt,  wie  z.  B. 
bei  Tödtung,  Kinderraub,  Diebstahl,  oder  das  Motiv  als  Schiirfungs- 
oder  Milderungsgrund  berücksichtigen,  z.  B.  Furcht,  Schrecken,  Noth, 
Pflichtgefühl,  gerechte  Entrüstung  u.  s.  w.  Dagegen  werden  Kup- 
pelei, Verführung  von  Kindern  zu  Unsittlichkeiten  und  die  Untreue 
von  Vertrauenspersonen  von  manchen  Gesetzen  viel  zu  gelinde  bestraft. 

In  wie  weit  Jugendliche,  die  eine  verbrecherische  That  be- 
gangen haben,  präventiv  zu  behandeln  oder  zu  bestrafen  seien,  ist 
eine  der  wichtigsten  und  am  meisten  praktischen  Fragen  der  Kritni- 
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nalpolitik.  Die  meisten  schweizerischen  Gesetsgebungcn  sehliesson 
«lie  Strafbarkeit  bis  zum  zwölften  oder  vierzehnten  Jahre  aus  und 
lassen  in  dem  Zwischoualter  bis  zum  sechszehnten  oder  achtzehnten 
Altersjahr  in  jedem  einzelnen  Falle  feststellen,  ob  der  Jugendliche 
mit  Unterscheidungskraft  gehandelt  hat.  Diese  verkehrte  französische 
Einrichtung  ist  ziemlich  gedankenlos  von  der  europäischen  Gesetz- 
gebung nachgeahmt  worden.  Sie  ist  verkehrt;  denn  nicht  die  Ein- 
sicht ist  es,  welche  dem  jugendlichen  Alter  hauptsächlich  fehlt, 
sondern  die  Festigkeit  des  Willens,  welche  erforderlich  ist,  um  ver- 
brecherischen Heizen  zu  widerstehen,  die  moralische  Widerstands- 
kraft, der  Charakter,  und  gerade  diese  Voraussetzung  der  Zurech- 
nungsfähigkeit wird  bei  den  Jugendlichen  vollkommen  ignorirt.  Wird 
diese  Voraussetzung  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  genau 
gewürdigt,  so  ergibt  sich,  dass  auch  das  normal  entwickelte  Kind 
von  12 — 16  Jahren  regelmässig  noch  nicht  die  Reife  des  Charakters 
besitzt,  welche  zu  einer  staatlichen  Bestrafung  gefordert  werden 
muss.  Allein  es  genügt  nicht,  die  Voraussetzungen  der  Zurechnungs- 
fähigkeit gesetzgeberisch  zu  ergänzen  und  damit  die  Verurtheilung 
von  Kindern  bedeutend  einzuschränken,  denn  der  Strafvollzug  des 
Staates  ist  so  beschatten,  dass  eine  Bestrafung  von  Kindern  über- 
haupt nicht  zulässig  erscheint.  Was  den  Kindern  Xoth  tliut,  ist 
weder  Abschreckung  noch  Besserung  im  strengen  Sinne,  sondern 
Erziehung.  Daher  rechtfertigt  es  sich,  Kinder  bis  zum  sechszehnten 
Altersjahre  straflos  zu  lassen,  sie  aber  nach  Feststellung  des  Sach- 
verhaltes der  Verwaltungsbehörde  zur  Erziehung  zu  überweisen.  Es 
ist  kein  Grund  vorhanden,  verbrecherische  Kinder  anders  zu  be- 
handeln als  bösartige  Kinder,  welchen  ein  mit  Strafe  bedrohtes  Ver- 
halten nicht  zur  Last  gelegt  werden  kann.  Das  Verbrechen  ist  hier 
weniger  Grund  als  Veranlassung  zu  der  erzieherischen  Massnahme. 

Es  fragt  sich,  ob  nicht  auch  die  Jugendlichen  über  sechs  tohn 
Jahre  unter  Umständen  einer  Zwangserziehung  unterstellt  werden 
sollen.  Allein  es  dürfte  gerathen  sein,  Jugendliche  dieses  Alters  der 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  nicht  zu  entziehen,  da  sie  doch 
schon  eine  gewisse  Reife  auch  des  Charakters  erworben  haben. 
Aber  es  ist  notliwendig,  die  Strafe  so  zu  gestalten,  dass  der  schäd- 
liche Einfluss  des  Verbrecherthums  von  ihnen  ferngehalten  wird 
und  die  Erziehung  zur  Arbeit  das  hauptsächliche  Ziel  bilde.  Die 
jungen  Leute  sind,  wie  das  schon  jetzt  in  einigen  Kantonen,  wie 
Zürich  und  Bern,  geschieht,  in  ausschliesslich  für  jugendliche  Ver- 
brecher bestimmten  Anstalten  unterzukringen.  Die  Dauer  der  Strafzeit 
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muss  durch  den  erzieherischen  Erfolg  mitbostimint  werden.  Das 
jugendliche  Alter  ist  als  Milderuugsgrund  zu  berücksichtigen.  Die 
Feststellung  der  Zurechnungsfähigkeit  soll  in  jedem  Falle  stattfinden, 
aber  nicht  nur  die  Einsicht,  sondern  namentlich  auch  die  moralische 
Willenskraft  in  Betracht  ziehen.  Wird  der  Delinquent  unzurechnungs- 
fähig erklärt,  weil  er  noch  nicht  genügend  entwickelt  ist,  so  ist  er 
gleich  zu  behandeln  wie  ein  Kind  unter  16  Jahren.  Erweist  sich 
aber  ein  jugendlicher  Uebelthäter  schon  als  ein  ausgemachter  Ver- 
brecher, auf  den  erzieherische  Massnahmen  nicht  mehr  wirken,  so 
soll  das  Gericht  ermächtigt  sein,  ihn  den  ordentlichen  Strafanstalten 
zu  überweisen.  Die  Anstalten  für  jugendliche  Verbrecher  dürfen 
nur  bildungs-  und  besserungsfähige  Elemente  aufnehmen.  Ganz 
kurze  Freiheitsstrafen  könnten  im  Gefängniss,  in  Einzelhaft,  voll- 
zogen werden. 

Wenn  die  Jugendlichen  abzusondern  sind,  damit  sie  nicht  von 
den  erwachsenen  Verbrechern  verdorben  werden,  und  damit  der 
Erziehungszweck  gesichert  wird,  so  ist  dagegen  die  Abtrennung  der 
Veteranen  des  Verbrechens  geboten,  weil  ihr  Zusammensein  mit 
andern  Strüflingon  erhebliche  Gefahr  darbietet  und  der  ordentliche 
Strafvollzug  sich  ihnen  gegenüber  als  wirkungslos  erweist.  Zweck 
der  Strafe  kann  hior  nur  Unschädlichmachung  sein.  Es  ist  noch 
nicht  gelungen,  die  Verbrecherklasse  der  unschädlich  zu  Machenden 
in  vollkommen  befriedigender  Weise  zu  bestimmen.  Dagegen  wird 
es  im  einzelnen  Falle  nicht  schwer  sein,  zu  entscheiden,  oh  ein 
Vorurtheilter  dieser  Klasse  angehört,  wenn  wenigstens  das  Vorleben 
desselben,  seine  Familienverhältnisse,  sein  körperlicher  und  geistiger 
Zustand  sorgfältig  ermittelt  wird.  Ergibt  sich,  dass  er  sich  dem 
Verbrechen  berufsmässig  hingibt  und  dass  wiederholte  Bestrafungen 
ihn  davon  nicht  abgebracht  haben,  und  wird  daraus  die  l'eberzeugung 
gewonnen,  dass  eine  weitere  Freiheitsstrafe  wirkungslos  bleiben  wird, 
so  rechtfertigt  es  sich,  den  Verbrecher  einer  Strafanstalt  für  Berufs- 
verbrecher zu  langer  Freiheitsentziehung  zu  überweisen,  selbst  wenn 
die  zu  beurtheilende  Handlung  nicht  besonders  schwer  wäre.  Ausser 
dem  Berufsverbrecher  würden  auch  andere  besonders  schwere  und 
gefährliche  Verbrecher  für  die  urthcilsmässig  bestimmte  Zeit  in  diese 
Anstalt  zu  versetzen  sein.  Fis  würden  daher  Mörder,  Räuber,  Taschen- 
diebe, Einbrecher,  Hochstapler  und  rndustrieritter,  mit  einem  Worte 
die  Gauner,  in  diesem  Verbrecherhaus  Unterkunft  finden.  Damit 
würde  eine  Isolirung  der  gefährlichsten  Verbrecherklasse  erreicht, 
welche  sowohl  für  die  öffentliche  Sicherheit  als  für  die  Wirksamkeit 
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des  übrigen  Strafvollzuges  von  grösster  Bedeutung  wäre.  Vielleicht 
könnten  auch  die  gewohnheitsmüssigen  Bettler  und  Vaganten,  bei 
welchen  die  Einweisung  in  eine  Arbeitsanstalt  sich  als  nutzlos  er- 
wiesen hat,  in  diese  Anstalt  versetzt  werden.  Wenn  sie  auch  nicht 
zu  den  gefährlichen  Verbrechern  gehören,  so  sind  sie  doch  im  höchsten 
Grade  gemeinschädlich.  Es  rechtfertigt  sich,  auch  sie  von  den 
übrigen  Sträflingen  abzusondern  und  sie  von  der  Gesellschaft  mög- 
lichst lange  fern  zu  halten. 

Die  Dauer  der  Enthaltung  müsste  wenigstens  zehn  Jahre  be- 
tragen. Es  könnte  hier  auch  eine  Verurtheilung  auf  unbestimmte 
Zeit  in  Frage  kommen.  Das  Regime,  welchem  diese  Verbrecher 
zu  unterwerfen  wären,  könnte  einfach  und  wenig  kostspielig  sein. 
Es  sollte  möglich  sein,  dass  ein  Sträfling  annähernd  seinen  Unter- 
halt verdient.  Von  einer  körperlichen  Peinigung  ist  zwar  abzusehen, 
aber  es  kann  auch  nicht  Aufgabe  des  Staates  sein,  diesen  Leuten  die 
nämliche  Sorgfalt  angedeihen  zu  lassen,  wie  denjenigen,  welche  dem 
ordentlichen  Strafvollzüge  unterworfen  werden.  Die  Arbeitskraft  des 
Sträflings  ist  möglichst  gewinnbringend  auszunutzen.  Nachtzellen 
müssten  der  Sittlichkeit  und  Sicherheit  wegen  vorhanden  sein,  über 
Tag  aber  gemeinschaftliche  Arbeit  die  Regel  bilden,  wenn  nicht  die 
Rücksicht  auf  die  Sicherung  Einzelhaft  nothwendig  macht.  Ausscn- 
arbeit  ist  zuzulasseu,  wenn  Entweichungen  verhindert  werden  können. 

Da  die  Bestimmung  des  Berufsverbrechers  nicht  sowohl  nach 
juristischen  Merkmalen  zu  geschehen  hat,  als  nach  kriminalsozio- 
logischen, so  dürfte  es  angemessen  soin,  die  Ueberweisung  eines 
Verurtheilten  in  das  Strafhaus  für  Berufs-  und  gefährliche  Verbrecher 
nicht  dem  Gerichte,  sondern  einer  Behörde  zu  übertragen,  in  der 
sich  Vertreter  verschiedener  Berufszweige  zusammenfinden  würden. 
Neben  einem  oder  mehreren  Juristen  sollten  Geistliche,  Aerzte, 
Strafanstaltsdiroktorcn,  Armenerzieher  zur  Mitgliedschaft  berufen 
werden.  Einem  ständigen  Sekretär  würde  es  obliegen,  ein  Ver- 
zeichniss der  Berufsverbrecher  der  Schweiz  aufzustellen  und  über 
die  Persönlichkeit  und  das  Vorleben  eines  jeden  Aufzeichnungen  zu 
machen,  welche  die  Kommission  in  den  Stand  setzen,  sich  in  jedem 
Falle  eine  genaue  Personcnkenutniss  zu  verschaffen.  Selbstverständ- 
lich müssten  diese  Ermittlungen  vervollständigt  und  ergänzt  werden, 
sobald  eiue  Person  zu  beurtheilon  ist.  Wie  soll  nun  aber  die 
Kommission  mit  dem  Falle  befasst  werden?  Es  könnte  dem  Gericht 
das  Recht  gegeben  und  die  Pflicht  auferlegt  werden,  einen  schuldig 
befundenen  Verbrecher,  gegen  den  Anhaltspunkte  vorliegen,  dass  er 
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eiu  Berufsverbrecher  ist,  der  hiefür  eingesetzten  Behörde  zu  über- 
weisen. Eine  gerichtliche  Strafe  würde  in  diesem  Falle  eventuell 
bestimmt,  aber  nicht  eröffnet.  Wird  der  Ueberwiesene  als  Berufs- 
verbrecher erklärt,  so  setzt  die  Kommission  die  Strafe  fest,  durch 
welche  der  Yerurtheilte  unschädlich  gemacht  werden  soll.  Andern- 
falls wird  dem  Verurtheilten  die  vom  Gerichte  eventuell  festgesetzte 
Strafe  eröffnet. 

Es  wäre  nicht  unmöglich,  zur  Vereinfachung  den  ordentlichen 
Gerichten  die  Bestrafung  von  Berufsverbrechern  ganz  zu  belassen, 
allein  es  würde  damit  eine  einheitliche  und  gleichtnässige  Beurtheilung 
des  Berufsvorbrecherthums  verhindert  und  die  Wirksamkeit  der 
Einrichtung  bedeutend  abgeschwächt.  Wenn  es  gelingen  würde,  die 
hauptsächlichsten  Vertreter  der  Vcrbreehergilde  nach  und  nach  dem 
Felde  ihrer  Thätigkeit  zu  entziehen  und  sic  für  lange  Zeit  unschädlich 
zu  machen,  so  müsste  der  Gewinn  für  das  Gemeinwesen  ein  un- 
schätzbarer und  für  Jedermann  einleuchtender  werden.  Die  Klagen 
würden  aufhören,  dass  man  die  gefährlichen  Verbrecher  immer 
wieder  auf  das  Publikum  loslässt,  so  dass  die  Kriminaljustiz  zum 
Spott  des  Bürgers  und  des  Verbrechers  wird.  Es  ist  aber  auch 
vorauszusehen,  dass  die  Gauner  die  Schweiz  mehr  und  mehr  meiden 
würden,  wenn  ihnen  nicht  blos  eine  verhältnissmässig  kurze  Strafe, 
sondern  langzeitige  Einschliessung  droht. 

Es  genügt  aber  nicht,  dass  der  Bund  hier  Vorschriften  aufstellt, 
er  muss  mehr  thun.  Schon  am  9.  März  1879  forderte  der  schweizerische 
Verein  für  Straf-  und  Qefiinynmwesen:  „Uebernahme  des  Straf- 
vollzuges durch  den  Bund  für  die  schwersten  und  gefährlichsten 
Missethäter,  sowie  Korrektionsanstalten  für  jugendliche  Verbrecher, 
sei  es  direkt  durch  den  Bund,  sei  es  durch  Unterstützung  von  Bundes 
wegen,  wenn  solche  auf  dem  Konkordatswege  errichtet  werden.“ 
Mit  der  Vereinheitlichung  des  Strafrechts  wird  diese  Forderung 
unabweislich.  Eine  schweizerische  Zentralanstalt  für  gefährliche  und 
Berufsverbrecher  würde  den  Kantonen  eine  schwere  Last  abnehmen. 
Kleinere  Kantone  sind  schon  jetzt  darauf  angewiesen,  ihre  gefährlichen 
Verbrecher  in  ausserkantonalen  Anstalten  unterzubringen.  Die  Haupt- 
sache wäre  aber,  dass  dadurch  ein  einheitlicher  gleichmässiger  Straf- 
vollzug für  die  schwerste  Kategorie  des  Verbrecherthums  gesichert 
würde.  Mit  Recht  weist  von  Jaycmnnn  in  dem  Handbuehe  des 
Geiängnisswesens  darauf  hin,  dass  die  Zersplitterung  unseres  Straf- 
vollzuges nicht  nur  die  Wirksamkeit  desselben  beeinträchtigt,  sondern 
auch  den  Betrieb  ganz  unverhältnissmässig  vertheuert. 
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Es  iii.sst  sich  auch  nicht  annähernd  berechnen,  wie  viele  Berufs- 
verbrecher die  Schweiz  zählt.  Die  Gefängnissstatistik  für  das  Jahr 
1880,  durch  welche  sich  das  eidgenössische  statistische  Bureau  und 
sein  Chef,  Herr  Dr.  Guillaume,  ein  grosses’Yerdieust  erworben  haben, 
ergibt  einen  durchschnittlichen  Bestand  von  1448  Zuchthaussträf- 
lingen. Demnach  dürfte  eine  auf  500  Sträflinge  berechnete  Anstalt 
unter  allen  Umständen  ausreichen.  Die  gesummte  Gefängnissbevöl- 
kerung  umfasst  gegenwärtig  durchschnittlich  etwa  3000  Verurthoilte. 
Sie  ist  aber  stetigem  Wechsel  unterworfen,  ln  jedem  Monat  werden 
annähernd  2000  Sträflinge  neu  aufgenommen  und  andere  2000  ent- 
lassen. Zuchthausgefangene  sind  davon  ungefähr  100  monatlich. 
Für  die  3000  Sträflinge  besitzt  die  Schweiz  gegenwärtig  2073 
Einzelzellen,  so  dass  sich  927  Gefangene  auch  Nachts  in  Gemein- 
schaftshaft befinden.  Wenn  die  Zentralanstalt  500  Verbrecher  auf- 
nimmt, so  bleiben  nur  noch  427  Gefangene  ohne  Einzelschlafzelle, 
und  da  der  Ivantou  Bern,  welcher  gegenwärtig  nur  123  Einzelschlaf- 
zcllen  zur  Verfügung  hat,  im  Begriffe  steht,  die  Zahl  derselben 
auf  450  zu  erhöhen,  so  dürfte  es  in  Zukunft  möglich  sein,  für 
jeden  Sträfling  eine  Schlafzelle  zu  gewinnen,  namentlich  wenn 
in  Betracht  gezogen  wird,  dass  die  Unschädlichmachung  von  500 
gefährlichen  und  Berufsverbrechern  die  Kriminalität  günstig  beein- 
flussen wird. 

Korrektionsamtalten  für  jugendliche  Verbrecher  in  reiferem 
Alter  von  16 — 20  Jahren  bestehen  in  den  meisten  Kantonen  noch 
nicht  und  es  bilden  diese  Jugendlichen  in  der  Kegel  einen  Bestand- 
theil  der  übrigen  Gefänguissbevölkerung.  Zwar  nehmen  auch  einige 
liettungsanstalton,  wie  Kingweil  (Zürich),  Erlach  und  Aarwangen 
(Bern)  und  ausnahmsweise  Werdenberg  (St.  Gallen),  sowie  die  von 
der  schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  gegründeten  An- 
stalten Bächteleu  und  Sonnenberg  jugendliche  Verbrecher  auf,  aber 
doch  regelmässig  solche  unter  16  Jahren.  Dagegen  beabsichtigt 
Bern  die  Errichtung  einer  Anstalt  für  jugendliche  Verbrecher  von 
16 — 20  Jahren  in  Trachselwald  und  Aargau  eine  Anstalt  für  Jugend- 
liche im  Alter  von  14  (12)  bis  18  oder  20,  welche  auch  für  An- 
gehörige anderer  Kantone  Raum  haben  wird.  Da  kleiuere  Kantone 
nicht  in  der  Lago  sind,  eine  besondere  Anstalt  für  jugendliche  Ver- 
brecher dieses  Alter»  zu  erstellen,  der  Konkordatsweg  aber,  wie  die 
Erfahrung  gelehrt  hat,  nicht  zum  Ziele  führt,  so  wird  der  Bund 
genöthigt  sein,  wenigstens  eine  Subsidiaranstalt  für  diejenigen  Yer- 
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urtheilten  im  Alter  von  IG — 20  Jahren  zu  errichten,  welche  nicht 
in  den  kantonalen  Anstalten  untergebracht  werden  können,  falls  er 
sich  nicht  entschliessen  kann,  was  im  Interesse  der  Einheitlichkeit 
des  Vollzugs  vorzuziehen  wäre,  diesen  wichtigen  Theil  des  Straf- 
vollzugs zu  übernehmen. 

Da  zur  Zeit  kaum  an  die  Vereinheitlichung  des  gesammten 
Strafvollzugs  gedacht  werden  kann,  so  würde  den  Kantonen  die 
Bestrafung  der  weniger  gefährlichen  mehrjährigen  Ycrurtheilten, 
der  Gelegenheitsverbrecher,  verbleiben.  Sollen  die  Kantone  im 
Stande  sein,  den  Strafvollzug  dom  Gesetze  gemäss  zu  gestalten,  so 
dürfen  nur  wenige  Arten  von  Freiheitsstrafen  vorgeschrieben  sein, 
atu  besten  nur  zwei,  Korrektionsham  für  schwerere  und  Gefängnis* 
für  leichtere  Vergehen.  Es  könnte  aber  den  Kantonen  gestattet 
werden,  die  Korrektionshausstrafe  in  Arbeitshäusern  zu  vollstrecken, 
wenn  das  Verbrechen  auf  Arbeitsscheu  zurückzuführen  ist.  Auch 
muss  es  den  Kantonen  überlassen  werden,  Vaganten,  Bettler  und 
andere  Liederliche  auf  dem  Administrativwege  in  Arbeitsanstalten 
zu  verweisen  (Trinker  in  Trinkorheilstätten),  wenn  der  Bund  sich 
nicht  mit  der  wichtigen  Aufgabe  befassen  will,  der  Vagantennoth 
selbst  Einhalt  zu  thun.  Wie  weit  dieses  Uebel  um  sich  gegriffen 
hat,  ergibt  sich  daraus,  dass  im  Jahre  1890  27,128  Personen,  24,840 
Männer  und  2288  Weiber,  polizeilich  als  Bettler  und  Vaganten  in 
Arrest  genommen  wurden  und  dass  in  dem  nämlichen  Jahre  die 
Zwangsarbeitsanstalten  einen  Zuwachs  von  G 15  Personen,  50G  Männer 
und  109  Weiber,  erhielten.  Die  gewöhnliche,  insbesondere  die  kurz- 
zeitige Freiheitsstrafe  versagt  bei  diesem  Volke  jede  Wirkung.  Xur 
die  Gewöhnung  zur  Arbeit  in  strenger  Zucht  lässt  einen  Erfolg 
hoffen,  der  freilich  bis  jetzt  nur  spärlich  eintrat.  Vielleicht  wirkt 
die  Ausscheidung  der  schlimmsten  Elemente  günstig. 

Die  Dauer  der  Korrektionshausstrafc  wäre  auf  G Monate  bis 
10  Jahre  festzusetzen;  dto  Dauer  der  Gefäugnissstrafe  auf  3 Tage 
bis  G Monate. 

Die  Korrektionshausstrafe  würde  im  Wesentlichen  der  bisherigen 
Zuchthausstrafe  entsprechen  oder  der  Korrektionshausstrafc  der- 
jenigen Kantone,  die  eine  mittlere  Freiheitsstrafe  zwischen  Zucht- 
haus und  Gefängniss  eiuschieben.  Wenn  is  auch  nicht  richtig  ist, 
den  Strafvollzug  schlechtweg  nach  einem  System  einzurichten,  in- 
dem dadurch  leicht  ein  geistloser  Formalismus  au  die  Stelle  einer 
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dom  Strafzwecke  entsprechenden  Behandlung  der  Gefangenen  tritt, 
so  dürften  doch  die  Grundsätze  des  sogenannten  gemischten  Progress- 
systems, welches  in  mehreren  Kantonen  (Zürich,  St,  Gallen,  Aargau) 
sich  bewährt  hat,  da  zur  Annahme  sich  empfehlen,  wo  nicht  indi- 
viduelle Verhältnisse  dessen  Auwendung  ausschlicssen.  Nach  diesem 
System  wird  der  Sträfling  einige  Monate  in  Einzelliaft  gehalten, 
dann  findet  der  Uebergang  zu  gemeinschaftlicher  Arbeit  statt,  unter 
Fortdauer  der  Einzelhaft  für  die  übrige  Zeit.  Den  Schluss  bildet 
die  bedingte  Entlassung,  zu  welcher  langsam  übergeleitet  wird,  in- 
dem dom  Sträfling  nach  und  nach  einige  Erleichterungen  und  Frei- 
heiten gewährt  werden. 

Die  Arbeit  ist  so  zu  wählen,  dass  der  Vcrurtheilte  nach  seiner 
Entlassung  in  den  Stand  gesetzt  wird,  sein  Fortkommen  zu  finden, 
aber  so  streng  zu  gestalten,  dass  der  Korrektionshausstrafe  ilir  Cha- 
rakter als  Strafleiden  vollständig  gewahrt  wird. 

Der  durchschnittliche  Bestand  der  Korrektionshausgefangenen 
wird  nach  Einrichtung  eines  Zentralzuchthauses  für  gefährliche  und 
Berufsverbrecher  die  Zahl  von  1000  nicht  erreichen,  da  gegenwärtig 
der  durchschnittliche  Bestand  der  Zuchthäuser  1500  beträgt. 

Die  (fefiinf/nm.'ttrafe  ist  durchaus  umzugestalten.  Es  ist  ein 
offenes  Geheimniss,  dass  die  kurzzeitige  Freiheitsstrafe,  wie  sie 
gegenwärtig  beinahe  überall  und  auch  in  den  meisten,  nicht  in 
allen,  Kantonen  der  Schweiz  besteht,  weder  gerecht  noch  wirksam 
ist.  Die  Getängnisssträflinge  verbringen  ihre  Strafzeit  in  gemein- 
schaftlichem Müssiggang.  Wenn  irgendwo  das  Wort  gilt,  Müssig- 
gang  ist  aller  Laster  Anfang,  so  ist  es  hier.  Wie  soll  dem  Sträfling 
die  ernste  sittliche  Macht  des  Gesetzes  bewusst  worden  bei  einem 
Strafvollzug,  der  weder  ernst  noch  sittlich  ist?  Zu  einer  wirksamen 
und  gerechten  Strafe  kann  die  Gefiingnissstrafe  nur  werden,  wenn 
sie  mit  Arbeitszwang  und,  soweit  möglich  und  jedenfalls  für  alle 
ganz  kurzen  Strafen,  mit  Einzelhaft  verbunden  ist.  Unter  allen 
Umständen  muss  eine  Trennung  der  Gefängnisssträflinge  während 
der  Nacht  stattfindeu.  Rückfällige  und  Verbrecher  aus  ehrloser 
Gesinnung  sind  vom  Gefängniss  auHzuschliessen.  Es  ist  ganz  ver- 
kehrt, wenn  der  Staat  grosse  Summen  auf  den  Bau,  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  der  Strafanstalten  für  schwere  Verbrecher  verwendet 
und  dem  Vollzug  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  nur  eine  unter- 
geordnete Bedeutung  beimisst  und  bei  diesem  Betriebe  spart.  Der 
Vollzug  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  ist  wichtiger,  als  der  Voll- 
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zu  g der  langzeitigen,  weil  eine  weit  grössere  Zahl  von  Personen 
demselben  unterworfen  wird  und  weil  diese  Personen  durch  den 
Strafvollzug  in  ungleich  höherem  Masse  beeinflusst  werden  können, 
als  der  fertige  Verbrecher.  Das  Zusammensein  mit  einigen  ver- 
dorbenen und  verworfenen  Gesellen  kann  einen  erstmalig  zu  Ge- 
fängnis Verurlhoilten  moralisch  zu  Grunde  richten,  während  eine 
Vollstreckung  der  Straft!  in  Einzelhaft  mit  Arbeitszwang  einen  wort- 
losen, aber  höchst  wirksamen  kategorischen  Imperativ  bildet.  Da 
der  Wechsel  der  Insassen  in  den  Gefängnissen  ein  sehr  rascher  ist, 
so  kommt  eino  Verbesserung,  z.  B.  die  Einrichtung  von  Schlafzellen, 
einer  grösseren  Zahl  von  Sträflingen  zu  gut.  Aus  dem  statistischen 
Jahrbuch  ergibt  sich,  dass  im  Jahre  1890  5840  Personen  in’s  Go- 
fätigniss  kamen,  welche  zu  Gefängniss  verurtheilt  worden  waren, 
in  demselben  Zeiträume  wurden  5794  Gefangnisssträflinge  entlassen; 
am  1.  Januar  1890  belief  sich  der  Bestand  auf  809  und  cs  darf  der 
durchschnittliche  Bestand  der  Gefangnisssträflinge  auf  800  ange- 
schlagen werden.  Dabei  sind  aber  die  sogenannten  Bussenabverdiener 
nicht  eingerechnet.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  im  Jahre  1890 
in  Folge  Umwandlung  einer  uneinbringlichen  Geldstrafe  in’s  Ge- 
fängniss kamen,  belief  sich  auf  7418.  Es  kommen  also  mehr  Per- 
sonen in’s  Gefängniss,  welche  ursprünglich  zu  Geldstrafe  verurtheilt 
worden  waren,  als  zu  Gefängniss  Verurtheilte  ! Gleichwohl  ist  der 
tägliche  Durchschnittsbestand  hier  nicht  höher  als  82,  so  dass  ein 
Sträfling  durchschnittlich  4 Tage  im  Gefängniss  verbleibt,  während 
die  eigentlichen  Gefangnisssträflinge  durchschnittlich  eine  Gefüngniss- 
strafe  von  7 Wochen  (50  Tagen)  zu  erstehen  haben.  Nicht  einge- 
rechnet sind  ferner  3107  Militärs,  durchschnittlich  47  täglich,  mit 
einer  durchschnittlichen  Strafzeit  von  5 Tagen. 

Soll  jedem  der  Verurtheilten  eine  Schlafzelle  bezw.  Arbeits- 
zelle angewiesen  werden,  so  bedürfte  die  Schweiz  somit,  abgesehen 
von  den  Militärs,  deren  882  oder  rund  900.  Wie  viel  Zellen  gegen- 
wärtig in  den  Gefängnissen  in  der  Schweiz  zur  Verfügung  stehen, 
ist  nicht  ermittelt,  es  dürften  aber  deren  nicht  sehr  viele  sein.  Es 
wäre  aber  auch  zu  fordern,  dass  die  Gefängnisstrafe  nicht  in  dem- 
selben Gebäude  vollstreckt  wird  wie  andere  Freiheitsstrafen,  damit 
der  Gefängnisstrafe  ihr  Charakter  als  mildere  Strafe  gewahrt  wird. 
Diese  Forderung  bedingt  allerdings  einen  erheblichen  Kostenaufwand; 
da  damit  aber  ein  dem  Strafzweck  entgegenwirkender  Strafvollzug 
in  einen  guten  und  wirksamen  umgestnltct  würde  und  es  sich  um 
einmalige  Ausgaben  handelt,  so  muss  den  Kantonen  dieses  Opfer 
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in  einem  Strafgesetzbuch  auferlegt  werden  ; es  dürfte  aber  erwartet 
worden,  dass  der  Bund  nicht  nur  ein  Aufsichtsrecht  über  die  Gefüng- 
nissbnuten  erhält,  sondern  aucli  einen  Beitrag  an  die  Kostou  leistet. 

Allein  es  fragt  sich  vorerst  noch,  ob  das  Anwendungsgebiet  der 
kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  nicht  in  gewissem  Umfange  eingeschränkt 
werden  könnte.  Gewiss  rechtfertigt  sich  die  Androhung  und  Voll- 
streckung einer  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  nur  daim  und  insoweit,  als 
nicht  eine  andere  den  Staat  und  den  Sträfling  weniger  schädigende 
Strafe  ausreicht  oder  am  Ende  gar  eine  Strafe  entbehrlich  ist. 

Bekanntlich  hat  ron  Liszt  eine  gänzliche  Beseitigung  der  kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafe  in  Vorschlag  gebracht  und  an  Stelle  derselben 
den  bedingten  Straferlass  empfohlen.  Allein  die  absolute  Unzuläng- 
lichkeit der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  kann  doch  nicht  zugegeben 
werden,  und  cs  ist  weder  möglich  noch  rathsam,  den  bedingten  Straf- 
erlass in  so  weitem  Umfange  einzuführen,  dass  die  kurzzeitige  Frei- 
heitsstrafe dadurch  ersetzt  wird.  Einem  erstmalig  Verurtheilten  die 
Strafe  unter  der  Bedingung  zu  erlassen,  dass  er  innerhalb  bestimmter 
Frist  kein  neues  Vergehen  begeht,  empfiehlt  sich  jedenfalls  nicht  bei 
böswilligen,  gemeinen  Motiven  entsprungenen  Handlungen,  also  z.  B. 
nicht  bei  Sittlichkeitsdelikten  und  Missbrauch  des  Vertrauens;  da- 
gegen eher  bei  Vergehen,  die  auf  Uobereilung,  U ubcdacht  oder  jugend- 
lichem Muthwillcn  beruhen  und  bei  denen  der  Richter  es  von  einem 
höhern Gesichtspunkte  aus  bedauert,  eine  Strafe  aussprechen  zu  müssen. 

>Vo  ein  rücksichtswürdiges  Motiv  eine  mildere  Beurtheilung 
der  Handlung  rechtfertigt,  dürfte  zu  erwägen  sein,  ob  nicht  Straf- 
milderung und  ausnahmsweise  Straflosigkeit,  also  unbedingter  Straf- 
erlass, vorzuziehen  sei,  wie  dies  von  einigen  kantonalen  Strafgesetzen 
vorgesehen  wird.  Eine  sehr  erhebliche  Verminderung  der  kurzzeitigen 
Freiheitsstrafe  wird  durch  den  bedingten  Straferlass  kaum  zu  erreichen 
sein,  da  die  Einrichtung  des  Strafrichteramts  in  der  Schweiz  eine  weise 
Beschränkung  diskretionärer  richterlicher  Gewalt  zur  Pflicht  macht. 

Wird  der  bedingte  Straferlass  zugelassen,  so  könnte  damit 
Friedensbürgschaft  dann  verbunden  werden,  wenn  der  Verurtlieilte 
vermögend  ist  und  dio  Befürchtung  besonders  nahe  liegt,  es  möchte 
der  Tliäter  neuerdings  ein  Delikt  begeben,  also  z.  B.  bei  Drohung, 
Ehrverletzung,  Sachbeschädigung,  Skandal  u.  s.  w.  Doch  wird  gerade 
in  solchen  Fällen  bedingter  Straferlass  selten  bewilligt  werden  dürfen. 

Die  Vollstreckung  militärischer  Freiheitsstrafen  in  bürgerlichen 
Gefängnissen  lässt  sich  nicht  rechtfertigen.  Die  meisten  dieser  Mili- 
tärs wurden,  wie  das  statistische  Bürenu  berichtet,  wegen  Diszi- 
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p/i>iarfehlorn  bestraft,  die  sie  atu  Ende  des  Dienstes  oder  am  Ent- 
lassungstage verschuldeten.  Solche  Disziplinarstrafen  sollten  in  Mili- 
tärarrestlokalen vollzogen  werden.  Dass  liier  Abhülfe  möglich  ist, 
beweist  der  Umstand,  dass  in  mehreren  Kantonen  die  bürgerlichen 
Gefängnisse  gar  nicht  in  Anspruch  genommen  werden.  So  entfiel 
im  Jahre  181)0  beinahe  die  Hiil/Ie  der  Verurtheilten  auf  den  Kanton 
Waadt,  während  Zürich  nur  einen  Militär  verzeichnet.  Eine  Be- 
seitigung dieser  Benutzung  der  bürgerlichen  Gefängnisse  liegt  auch 
im  Interesse  einer  gleichmüssigen  Behandlung  der  Militürpersonen 
in  der  ganzen  «Schweiz. 

Eine  Verminderung  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  ist  nament- 
lich in  den  Fällen  geboten,  in  denen  Geldstrafen  wegen  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Verurtheilten  in  Getüugniss  umgowandelt  werden. 
Hiefür  ist  eine  Reform  der  Geldstrafe  vielleicht  nicht  einmal  die 
wichtigste  Voraussetzung,  denn  von  den  7448  Personen,  die  wegen 
Nichtzahlung  von  Gcldbussen  iu’s  Getüugniss  kamen,  gehören  4t>80, 
also  mehr  als  3 s,  dem  Kanton  Bern  an,  nicht  ganz  1 s dem  Kanton 
Waadt  und  ziemlich  genau  1 r,  der  übrigen  Schweiz.  Auffallend  ist, 
dass  gerade  die  Kantone  Bern  und  Waadt  die  Arbeitsstrafe  als  Er- 
satz der  Freiheitsstrafe  vorgesehen  haben.  Es  lehrt  dieses  stati- 
stische Ergebuiss,  dass  die  grosse  Zahl  der  Umwandlungen  haupt- 
sächlich einer  laxen  Beitreibung  der  Geldstrafen  wird  zugeschrieben 
werden  müssen. 

Die  von  der  Kriminalpolitik  geforderte  Reform  der  Geldstrafe 
ist  in  den  neueren  schweizerischen  Strafgesetzgebungen,  so  namentlich 
in  Zürich,  Zug,  Appenzell  A.-Rh.,  Schwyz,  Solothurn,  St.  Gallen, 
Neuenburg  E-,  insoweit  durchgeführt,  als  dem  Richter  geboten  wird, 
bei  Festsetzung  der  Geldstrafe  auf  die  Vermögensverhältnisse  des 
zu  Vorurtheilenden  Rücksicht  zu  nehmen.  Dieser  Grundsatz  ent- 
spricht der  Gerechtigkeit.  Die  Geldstrafe  bezweckt  ja  nicht,  dem 
Staate  einen  Geldbetrag  zuzuwenden,  sondern  dem  Schuldigen  durch 
Auferlegung  einer  Geldleistung  ein  Strafleiden  zuzufügen.  Das  Straf- 
leiden, nicht  der  Geldbetrag  soll  der  Schuld  entsprechen.  Die  Zah- 
lung der  nämlichen  Geldsumme  trifft  den  Unbemittelten  schwerer 
als  den  Wohlhabenden,  und  zwar  in  dem  Masse,  als  die  Einbusse 
im  Verhiiltniss  zu  seinem  Vermögen  und  zu  seinem  Einkommen 
eine  grössere  ist.  Der  Schuld  entsprechend  kann  die  Strafe  daher 
nur  bemessen  werden,  wenn  sie  mit  Rücksicht  auf  die  ökonomische 
Lage  des  Schuldigen  festgesetzt  wird.  Es  wird  zu  erwägen  sein, 
ob  das  Gesetz  sich  darauf  beschränken  soll,  diesen  Grundsatz  auf- 
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zustellcu,  oder  ob  der  Richter  einer  Wcgeleitung  bedarf.  Vielleicht 
könnte  als  Russe  der  ein-  oder  mehrfache  Betrag  des  Tagcsein- 
kommens  angedroht  werden,  wobei  die  Schätzung  dieses  Tagesein- 
kommens  der  richterlichen  Würdigung  auheimgestellt  würde.  Der 
Richter  würde  dadurch  genöthigt,  den  Grundsatz  durchzuführen. 
Wollte  man  auf  da«  Einzelne  eingeheu,  so  liessen  sich  etwa  4 Ein- 
kommenklassen unterscheiden,  nämlich  : 

1.  Personen  mit  jährlichem  Einkommen  bis  Fr.  1,200, 

2.  , von  „ 1,200-  5,000, 

3.  „ , „ 5,000  -10,000, 

4.  * , * „ über  „ 10,000. 

Bei  der  Einfachheit  unserer  schweizerischen  Verhältnisse  würde 
der  Richter  in  den  meisten  Fällen  nicht  im  Zweifel  sein,  welcher 
Klasse  der  Straffällige  angehört.  Für  jede  dieser  Klassen  würde 
das  Tageseinkommen  gesetzlich  festgesetzt  und  das  Einfache  oder 
Mehrfache  dem  Verurtheilten  zu  zahlen  auferlegt.  Für  die  unterste 
Klasse  würde  das  tägliche  Einkommen  etwa  auf  Fr.  1 — 3,  für  die 
zweite  auf  Fr.  3 — 10,  für  die  dritte  auf  Fr.  10 — 50,  für  die  vierte 
auf  Fr.  50  500  zu  bestimmen  sein. 

Wird  die  Geldstrafe  diesen  Grundsätzen  entsprechend  ange- 
wendet, so  werden  auch  die  Fällo  der  Uneinbringlichkeit  seltener 
werden.  1 in  die  Vollstreckung  der  Geldstrafe  zu  ermöglichen,  sind 
Theilzahlungen  zu  gestatten,  und  es  ist  dem  Unbemittelten,  z.  B. 
den  Angehörigen  der  ersten  Klasse,  Gelegenheit  zu  geben,  Arbeit  an 
Zahlungsstatt  zu  leisten.  Darunter  ist  nicht  eine  subsidiäre  Arbeits- 
strafe zu  verstehen,  sondern  eine  freiwillige  Zahlung  in  Form  einer 
Arbeitsleistung.  Eigentliche  Arbeitswerkstätten  brauchten  für  diese 
Arbeiten  nicht  eingerichtet  zu  werden,  vielmehr  könnte  der  Arbeiter 
bei  den  gewöhnlichen  Staats-  und  Gemeindearbeiten  Verwendung 
finden.  Staat  und  Gemeinde  müssten  es  sich  gefallen  lassen,  hin  und 
wieder  Arbeitsleistungen  an  Zahlungsstatt  auzunchtnen,  die  sie  nicht 
gerade  bedürften,  um  das  Abarbeiten  der  Geldstrafen  zu  begünstigen. 

Wer  die  Strafe  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist,  z.  B.  innerhalb 
3 Monaten,  weder  in  Geld  noch  durch  Arbeit  bezahlt,  ist,  wenn 
er  nicht  durch  Krankheit,  Militärdienst  u.  dgl.  entschuldigt  wird, 
dazu  anzuhalteu,  die  Geldstrafe  durch  Arbeit  abzuverdienen,  sei  es 
im  Gefängniss  oder  ohne  Freiheitsentziehung.  Diese  Fällo  worden 
aber  bei  strenger  und  gleichzeitig  humaner  Beitreibung  der  Geld- 
strafen verhältnissinässig  selten  mehr  Vorkommen.  Es  darf  aber  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  der  Bezug  der  Geldstrafen  ein 
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Strafvollzug  ist  und  nicht  dio  Einkassirung  einer  fiskalischen  Geld- 
forderung.  Die  Verkennung  des  Strafcharakters  der  Geldbusae  be- 
einflusst nicht  nur  die  Straf/.umessung,  sondern  auch  die  Strafvoll- 
streckung in  höchst  bedauerlicher  Weise. 

Durch  Ehrenstrafen  wird  der  Strafzweck  nicht  gefördert.  Wenn 
gleichwohl  dem  Verurtheilten  die  Ausübung  der  politischen  liechte 
während  der  Dauer  der  Strafvollstreckung  und  über  diose  hinaus 
abzuerkennen  ist,  so  soll  dies  weniger  zur  Strafe  geschehen,  als  im 
Sinno  einer  präventiven  Massnahme  gegen  den  Bürger,  welcher  sich 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  unwürdig  erwiesen  hat.  Dass  Berufs- 
verbrecher und  Stromer  nicht  stimmen,  wählen  und  die  Waffen  für 
das  Vaterland  tragen  dürfen,  ist  selbstverständlich.  Es  kann  ihnen 
auch  nicht  ein  Amt  und  eine  Vormundschaft  übertragen  werden. 
Bei  den  übrigen  Verbrechern  ist  der  einzelne  Fall  zu  prüfen. 

Die  Ausweisung,  welche  bekanntlich  bundesrechtlich  auf  Aus- 
länder beschränkt  ist,  eignet  sich  wenig  als  Strafleiden.  Bei  gefähr- 
lichen Verbrechern  ist  Ausweisung  mit  Rücksicht  auf  dio  umlie- 
genden Staaten  unstatthaft  und  vermöchte  nur  die  freundlichen  Be- 
ziehungen zu  befreundeten  Staaten  zu  stören.  Bei  ungefährlichen 
Verbrechern  hat  die  Ausweisung  wenig  Sinn.  Nur  da  könnte  ihrer 
Anwendung  vom  internationalen  Standpunkte  aus  nichts  im  Wege 
stehen,  wo  der  Verbrecher  nur  für  das  Inland,  aber  nicht  für  das 
Ausland  gefährlich  ist,  was  bei  politischen  Verbrechern  zutritt't. 
Allein  hier  ist  es  doch  vorwiegend  ein  polizeilicher  Gesichtspunkt, 
der  die  Ausweisung  rechtfertigt,  es  empfiehlt  sich  daher,  die  Aus- 
weisung den  Verwaltungsbehörden  zu  überlassen,  um  so  mehr  als 
die  Bundesverfassung  in  dieser  Beziehung  dem  Bundesrath  eine 
besondere  Kompetenz  ciurüumt. 

Zum  Schluss  sei  es  gestattet,  zu  einigen  Fragen  ohne  nähere 
Begründung  Stellung  zu  nehmen.  Es  werden  neuerdings  unbestimmte 
Strafen  empfohlen,  die  ihre  Abgrenzung  erst  durch  die  Strafvollzug- 
behörde erfahren  würden.  Da,  wo  der  Erziehungszweck  üborwiegt, 
hat  dieses  L'nbestimmtseinlassen  einen  guten  Sinn,  indem  erst  während 
der  Strafzeit  der  Erfolg  des  Strafmittels  beurtheilt  werden  kann,  auch 
bei  den  unschädlich  zu  machenden  Sträflingen  fallt  eine  ähnliche 
Erwägung  in  Betracht,  allein  für  bestimmte  Straffestsetzung  spricht 
der  rechtliche  Charakter  der  Strafe,  welcher  eine  Festsetzung  durch 
das  Gericht  im  Urtheil  als  angemessen  erscheinen  lässt. 
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Man  streitet  sich  darüber,  wie  die  Strafe,  namentlich  die  Frei- 
heitsstrafe, für  den  einzelnen  Thathestand  anzudrehen  sei,  ob  unter 
Festsetzung  eines  Minimums  oder  so,  dass  das  richterliche  Ermessen 
vollkommen  frei  ist,  ob  mit  weiten  oder  engen  Strafrahmen.  Hier- 
über lässt  sicli  nur  im  Allgemeinen  eine  Ansicht  äussern.  Wo  die 
Schwere  einer  strafbaren  Handlung  unter  allen  Umständen  eine 
empfindliche  Reaktion  erfordert,  soll  der  Gesetzgeber  dem  Richter 
ein  Mindestmass  der  Strafe  vorschreiben,  es  ist  dies  bei  der  fast 
sprichwörtlichen  Milde  unserer  Strafgerichte  und  ihrer  Tendenz,  sich 
an  das  Minimum  zu  halten,  geboten.  Sodann  ist  bezüglich  des  Straf- 
rahmens ein  Mittelweg  einzuhalten;  es  ist  vorkehrt,  für  denselben 
Thathestand  einen  Tag  Uefängniss  und  zehn  Jahre  Zuchthaus  zu- 
zulassen, und  bekundet  entweder  eine  mangelhafte  Abgrenzung  des 
Thatbestandes  oder  eine  ungerechtfertigte  Ausdehnung  des  möglichen 
Strafmasses.  Als  Korrektiv  gegen  zu  harte  Strafen  sollen  allgemeine 
Strafmilderungsgründe  aufgestellt  werden,  welche  den  Richter  be- 
rechtigen, die  Strafe  zu  mildern  oder  ausnahmsweise  sogar  auszu- 
schliessen. 

Als  Milderungsgründe  fallen  in  Betracht  ganz  allgemein  die 
Zustündo,  welche,  in  vollem  Masse  vorhanden,  die  Strafe  ausschliessen, 
sobald  sie  in  einem  geringeren  Grade  vorliegen,  also  verminderte 
Zurechnungsfähigkeit,  Nothwehr  und  nothstnndähnliche  Zustände, 
Provokation,  Notlt,  Verzweiflung,  Furcht,  Schrecken,  gerechter  Zorn, 
Mitleid,  Liebe. 

Das  Ergcbuiss  der  Untersuchung  lässt  sich  in  folgende  Sätze 
zusainmenfassen  : 

1)  Der  Gesetzgeber  disponiro  klar,  einfach  und  dem  Strafzweck 
entsprechend.  Die  Fassung  soll  den  Ansprüchen  des  Rechtsver- 
ständigen und  des  nicht  Rechtsgelehrten  gleiehmüssig  geuügon. 

2)  Die  gerechte  Strafe  bezweckt  einen  wirksamen  Schutz  der- 
jenigen Interessen,  die  dieses  Schutzes  würdig  und  bedürftig  sind. 

Nur  solche  schuldhafte  und  rechtswidrige  Handlungen  dürfen 
bestraft  werden,  deren  Niehtbestrafüng  wichtige  Interessen  der  Ver- 
letzung oder  Gefährdung  Preis  geben  würde. 

■I)  Auf  das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  ist  sorgfältig  zu  achten. 
Kuppelei,  Unzucht  mit  Kindern,  Vertrauensmissbrauch  und  ähnliche 
gemeine  Verbrechen  sind  strenger  zu  bestrafen  als  bisher.  Verbrechen, 
die  aus  Noth,  gerechter  Entrüstung  oder  in  einem  Zustande  begangen 
werden,  der  Berücksichtigung  verdient,  sind  milder  zu  bestrafen. 
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5)  Die  ordentliche  (abschreckende)  Strafe  ist  zwecklos,  wenn 
sie  wirkungslos  oder  gar  schädlich  wäre.  Die  Strafe  ist  in  diesem 
Falle  zweckentsprechend  zu  gestalten. 

6)  Demgemäss  empfiehlt  es  sich  : 

1.  Beruf mer brech er  und  andere  gemeingefährliche  und  gemein- 
schädliche  Verbrecher  in  einer  Zentralanstalt  (Zuchthaus)  auf 
lange  Zeit  (mindestens  zehn  Jahre)  unschädlich  zu  machen; 

2.  Kinder  bis  zu  16  Jahren  zu  erziehen; 

3.  Jugendliche  Verbrecher  von  16  bis  zu  20  Jahren  in  einer 
Besserungsanstalt  zu  verwahren  ; 

4.  Vaganten,  Bettler  und  andere  Arbeitsscheue  in  Arbeitshäusern 
un  Arbeit  zu  gewöhnen. 

7)  Ordentliche  Freiheitsstrafen  sind: 

1.  Korrektionshaus  für  schwerere  Fälle,  Dauer  6 Monate  bis 
10  Jahre; 

2.  Gefüngniss  für  leichtere  Fälle,  Dauer  3 Tage  bis  6 Monate. 

Mit  beiden  Strafen  ist  Arbeitszwang  verbunden.  Der 
Sträfling  soll,  wenn  möglich,  in  den  Stand  gesetzt  werden, 
nach  der  Entlassung  seinen  Unterhalt  zu  erwerben.  Ob  die 
Arbeit  in  Gemeinschaft  oder  in  Einzelhaft  verrichtet  wird, 
hängt,  von  den  Umständen  des  Falles  ab.  Bei  längerer  Frei- 
heitsstrafe findet  in  der  Hegel  das  gemischte  Progressivsystem 
Anwendung.  Gcfangnissstrafcn  bis  zu  einem  Monate  sind  in 
Einzelhaft  zu  verbüssen.  Nachts  findet  in  jedem  Falle  Tren- 
nung der  Gefangenen  statt. 

Rückfällige  und  Verbrecher  aus  ehrloser  Gesinnung  sind 
vom  Gefüngniss  auszuschliesscn. 

8)  Die  Geldstrafe  ist  so  zu  gestalten,  dass  das  Strafleiden  den 
Reichen  und  den  Armen  glcichmässig  trifft.  Je  grösser  das  Ein- 
kommen und  das  Vermögen,  desto  höher  der  Bussensatz.  Die 
Zahlung  ist  in  dem  Masse  zu  erleichtern,  dass  Nichteinbringlichkeit 
der  Geldstrafe  nur  ausnahmsweise  eintreten  kann.  Theilzahlung  und 
Arbeitsleistung  an  Zahlungsstatt  sind  zuzulassen.  Bei  böswilliger 
Nichtbezahlung  ist  die  Geldstrafe  im  Gefängnis*  durch  Arbeit  ab- 
zuverdienen, nicht  abzusitzen. 

If)  Ehrenminderung  ist  als  Folge  der  Unwürdigkeit  des  Ver- 
urtheilten,  nicht  als  Strafe  beizu behalten. 

10)  1 jandesverweisung  findet  als  Strafe  nicht  Anwendung. 
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Thesen 


zu  den 

Fragen  betreffend  die  Geldstrafe. 

Von  Prof.  I>r.  Xürclier  In  Zürich. 


1. 

Die  Anwendung  der  Geldstrafe  empfiehlt  sieh: 

a)  hei  vorsätzlichen  Erfolgsdelikten,  durch  welche  vom  Thäter 
ein  Vermögensvortheil  bezweckt  wurde  — unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  wirkliche  Vollstreckung  als  möglich  voraus- 
gesehen wird; 

b)  bei  vorsätzlichen  Gefuhrdungsdeliktcn  und  bei  Fahrlässigkeits- 
delikton,  insbesondere  in  Fällen,  in  denen  die  strafbare  Hand- 
lung oder  l'ntorlassung  auf  der  Berechnung  von  Gewinnchancen 
oderUnkostenersparniss  beruhte  — unter  gleicher  Voraussetzung. 

In  beiden  genannten  Fällen  wird  als  Regel  angenommen, 
dass  die  Geldstrafe  als  Nebenstrafe  verhängt  werde.  Es  genügt, 
wenn  das  Strafgesetz  dem  Richter  gestattet,  neben  jeder  Frei- 
heitsstrafe auch  Geldstrafe  zu  verhängen,  und  Geldstrafe-  im 
besondern  Thcil  nur  da  androht,  wo  sie  als  Hauptstrafc  an- 
gewendet werden  darf; 

r.)  bei  Polizeiiibertretungen  und  auf  dem  angrenzenden  Gebiet 
des  kleinen  Vergehens  als  Hauptstrafe,  ohne  damit  die  An- 
wendung anderer  Strafen  gänzlich  auszuschliessen. 

2 and  3. 

Für  die  Remessung  der  Strafe  dürften  folgende  Grundsätze 
massgebend  sein: 

u)  rücksichtlich  der  strafbaren  Handlung  ist  der  Betrag  der  Geld- 
strafe in  ein  direktes  Verhältniss  zu  setzen  zu  dem  beabsich- 
tigten Gewinn  (ein-  oder  mehrfaches  desselben)  oder  zu  dem 
durch  Rücksichtslosigkeit  bezw.  Nachlässigkeit  lierbeigeführten 
Schaden  bezw.  Schadensgefahr.  (Quote  hievon.) 
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Der  Gesetzgeber  kann  nur  den  Grundsatz  aufstellen  ; der 
Richter  hat  im  einzelnen  Fall  mit  Abwägung  der  innern 
Scbuldmomente  den  Faktor  oder  die  Quote  zu  finden; 
b)  in  zweiter  Linie,  rücksichtlich  der  Person  de»  Straffälligen, 
ist  dessen  Zahlungsfähigkeit,  mit  Berechnung  aller  Faktoren  : 
effektives  Einkommen,  Art  desselben,  Arbeitsfähigkeit,  Familien- 
stand, für  die  Ansetzung  des  Betrages  massgebend. 

Zu  empfehlen  ist  daher  folgender  Modus: 

Die  Geldstrafe  wird  zunächst  innerhalb  der  Grenzen  der  Straf- 
androhung im  besondern  Theil  des  Strafgesetzbuches  unter  Berück- 
sichtigung der  unter  a)  bezeielmeten  Momente  festgesetzt. 

Dies  ist  der  Normalansatz  für  einen  Mann  von  einer  gewissen 
Durchschnitlsfäliigkeit.  Eine  periodisch  zu  revidirende  Verordnung 
setzt  diese  Normale  fest  ; z.  B.  Arbeitseinkommen  eines  einzel- 
stehenden Mannes  Fr.  10  pro  Tag. 

Der  Richter  rechnot  alsdann  den  Ansatz  um  nach  den  wirklich 
vorliegenden  Verhältnissen,  die  er  nach  freiem  richterlichem  Er- 
messen würdigt. 

Hienach  ist  auch  das  Bussenmaximum  (Bundesstrafgesetz  Art.  2 f) 
beweglich  zu  gestalten. 


4 und  5. 

Die  Zahlung  der  Geldstrafe  ist: 

einentheils  dadurch  zu  fördern,  dass  dem  Zahlungsschwächern 
vom  Richter  Ratenzahlungen  bewilligt  werden  ; auch  in  der  Bei- 
treibung ist  darauf  zu  sehen,  dass  keine  vom  Gesetzgeber  unbeab- 
sichtigte Härte  cintritt; 

anderntheils  durch  Androhung  und  Vollzug  der  Umwandlung 
in  Freikeitseuziehuug  mit  Verpflichtung  zur  Arbeit,  wobei  der  Um- 
wandlungskoöffizient  im  einzelnen  Falle  etwas  unter  dem  Ansatz  zu 
halten  ist,  den  der  Richter  bei  Festsetzung  der  Geldstrafe  als  effek- 
tives oder  mögliches  Tageseinkommen  angenommen  hat. 

Es  ist  aber  auch  durch  das  Gesetz  von  vornherein  zu  gestatten, 
dass  der  Verurtheilte  anstatt  des  Freiheitsentzuges  eine  vom  Staat 
oder  der  Gemeinde  gebotene  Gelegenheit  zur  Ableistung  freier  Arbeit 
benutze.  Ein  Recht  auf  solche  Arbeitsgelegenheit  kann  dem  Ver- 
urteilten nicht  eingeräumt  werden.  Die  Verwaltungsbehörde  setzt 
den  Lohn  mit  dem  Anerbieten  fest.  Bei  länger  andauernder  Arbeit 
ist  ein  Theil  des  Lohnes  wirklich  auszuzahlen. 
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6. 

Die  bedingte  Yerurtheilung  zu  einer  Geldstrafe  kann  nicht  von 
vorneherein  und  für  alle  Fälle  ausgeschlossen  werden. 

Dagegen  empfiehlt  sie  sich  nicht  : 

a)  wo  der  Thäter  einen  Gewinn  oder  eine  Unkostenersparuiss 
beabsichtigt  und  erzielt  lmt  ; 

b)  bei  Polizeiübertretungen.  — Immerhin  dürfte  hier  der  Polizei- 
behörde gestattet  sein,  in  passenden  Fällen  eine  erstmalige 
Verwarnung  der  Ueberweisung  an  das  Gericht  vorausgeheu 
zu  lassen. 


Digitized  by  Google 


Das  sogenannte  internationale  Strafrecht  in  der  Schweiz. 
Ein  Beitrag  zu  den  Vorarbeiten 

zur 

Vereinheitlichung  des  Schweizerischen  Strafrechts. 

Vou  Professor  Dr.  A.  Feriers  in  Freiburg. 

Dass  der  schweizerische  Bundesstaat,  Deutschlands  Beispiel 
folgend,  sein  Strafrecht  vereinheitlichen  werde,  kann  heute,  obwohl 
über  Zeitpunkt  und  Modus  der  Vereinheitlichung  noch  nichts  ent- 
schieden ist,  als  sicher  angenommen  werden  ').  Bereits  ist  vom 
Herausgeber  dieser  Zeitschrift  als  erste  und  noth wendigste  Grund- 
lage für  die  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  ein  umfängliches  Inventar 
über  den  wesentlichen  Bestand  der  geltenden  schweizerischen  Straf- 
rechte errichtet  worden  3).  Wenn  es  früher  selbst  für  den  schwei- 
zerischen Kriminalisten  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verknüpft 
war,  sich  bezüglich  einer  Detailfrage  von  der  zersplitterten  einheimi- 
schen Strafgesetzgebung  genügende  Kenntnis«  zu  verschaffen  (ein 
Umstand,  welcher  die  im  Vergleiche  zu  anderen  Ländern  auffällige 
Dürftigkeit  der  Literatur  über  schweizerisches  Strafrecht  erklären 
hilft),  so  sind  jetzt  durch  das  verdienstvolle  Werk  von  Stooss  jene 
Schwierigkeiten  in  dem  Maasse  beseitigt,  dass  nunmehr  die  syste- 
matischen Zusammenstellungen  des  vorliegenden  Quellenbuches  in 
ihrer  Uebersichtliclikeit  zur  Vergleichung  und  Kritik,  sowie  zu  Yor- 

')  Die  Mängel  des  gegenwärtigen  Zustandes  — ZO  verschiedene  Sirafgesetz- 
bttcher  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz!  — sind  zwar  vielfach  hervorgeholien  (vgl. 
z.  B.  Pfenninger,  das  Strafrecht  der  Schweiz,  1890,  S.  587  ff.  und  die  liier  zitirten), 
meines  Wissens  aber  noch  nicht  ex  professo  in  einer  besondere  Darstellung  be- 
handelt worden.  Und  docii  würde  unzweifelhaft  eine  solche,  möglichst  vollständige 
und  rückhaltlose  Darstellung  aller  dieser  Uebelstände,  illnsirirt  aus  der  Feder 
erfahrener  Praktiker,  dem  Vereinheitlichungsgedankcn  auch  in  den  Kreisen  den 
mächtigsten  Vorschub  leisten,  die  sich  bisher  dafür  nicht  haben  erwärmen  können. 

!)  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher  zur  Vergleichung  zusammengestellt 
und  im  Aufträge  des  Bundesrathes  herausgegebeu  vou  Carl  Stooss,  Bern,  1SU0. 

Zeitschr.  t.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  1!) 
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schlagen  für  das  zukünftige  schweizerische  Strafgesetzbuch  geradezu 
horauszufordern  scheinen. 

Einen  Beitrag  in  dieser  Richtung  zu  liefern,  versucht  die  nach- 
folgende Abhandlung.  Sie  will  zur  Prüfung  der  Fragen  anregen: 
Welche  räumlich -sachlichen  Grenzen  soll  der  sch  weiter ische  Gesetz- 
geber der  inländischen  Strafgewalt  ziehen  ! M.  a.  W.  Welche  ausser- 
halb der  Schireiz  begangenen  Delikte  sollen  der  inländischen  Straf- 
justiz unterliegen , und  unter  welchen  Voraussetzungen  sollen  diese 
Delikte  vom  Inlande  rrr/oli/t  und  bestraft  werden ! Sodann:  1 1 'le 
soll  die  Anwendbarkeit  des  inländischen  Strafgesetzes  suchlieh  ( räum- 
lich) umgrenzt  werden,  oder:  Ist  den  ausländischen  Strafgesetzen 
bei  der  im  Inland e erfolgenden  Ahurtheilnng  der  auswärts  verübten 
Delikte  ein  Einfluss  zu  gestatten , und  eventuell  welcher ? 

Gewiss  wird  das  Bundesstrafgesetzbuch  möglichst  enge  an  den 
bestehenden  Bechtszustand  anzuknüpfen  suchen  und  namentlich  in 
solchen  Punkten,  die  in  der  Mehrzahl  der  geltenden  Kantonalstraf- 
gesetzbüoher  eine  überwiegend  gleiche  Behandlung  erfahren  haben, 
von  dieser  letzteren  nicht  ohne  gewichtige  Gründe  abweichcn.  Damit 
ergibt  sich  von  selbst  die  Anordnung  des  Stoffes: 

Zunächst  ist  das  rücksichtlich  der  aufgeworfenen  Fragen  gegen- 
wärtig in  der  Schweiz  geltende  Recht  darzustellen;  sodann  sind  die 
Ergebnisse  dieser  vergleichenden  Darstellung  unter  Betonung  der 
wesentlichen  Ucbereinstimmungen  und  Abweichungen  hervorzuheben  ; 
daran  schlicsst  sich  die  Kritik,  welche  ihrerseits  als  Vergleichungs- 
material die  neueren  Leistungen  auswärtiger  Gesetzgebungen  zu 
verwerthen  strebt,  und  den  naturgemässen  Abschluss  bildet  die 
Formulirung  positiver  Vorschläge.  In  einem  Auhauge  sollou  die 
einschlägigen  Texte  auswärtiger  Gesetzgebungen  und  älterer  Kan- 
tonalstrafgesetzbücher  zusammengestellt  werden. 

4c  4c 

♦ 

Bekanntlich  haben  sich  betreffs  der  sachlichen  Ausdehnung  der 
inländischen  Strafgewalt  in  Doktrin  und  Gesetzgebung  bisher  vier 
verschiedene  Prinzipien  die  gegenseitige  Berechtigung  streitig  ge- 
macht. Es  unterliegen  der  inländischen  Strafgcwalt  : 

u.  nach  dem  Universalprinzip  alle  Verbrochen,  gleichviel  wo,  von 
wem  und  gegen  wen  sie  verübt  sind; 
b.  nach  dem  Territorialprinzip  alle  im  Inluude,  gleichviel  von 
wem  und  gegen  wen  verübte  Delikte , aber  auch  nur  diese 
Delikte  ; 
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c.  nach  dem  Personalpriuzip  alle  vom  Inländer , gleichviel  wo 
und  gegen  wen  verübten  Delikte,  wobei  aber  auch  der  im 
Inlnndc  befindliche  Ausländer  als  subditus  temporarius  be- 
handelt wird  ; endlich 

d.  gemäss  dem  Realprinzip  diejenigen,  gleichviel  wo  und  von  wem 
begangenen  Delikte,  durch  welche  dem  lulaude  angehörige 
Rechtsgüter  verletzt  werden. 

Sieht  mau  von  dem  Universnlprinzipc,  weil  es  der  inländischen 
Strafgewalt  überhaupt  keine  rechtlichen  Grenzen  zieht,  ab,  so  bildet 
entweder  der  Ort  der  begangenen  Tliat,  oder  eine  Eigenschaft  des 
Subjekte*  der  strafbaren  Handlung,  oder  aber  eine  Qualität  des 
Objektes  derselben  dasjenige  Kriterium,  welches  für  die  rechtliche 
Begrenzung  der  sachlichen  Ausdehnung  der  inländischen  Strafgewalt 
entscheidend  ist. 

In  welcher  Weise  diese  verschiedenen  Prinzipien  im  schwei- 
zerischen Strafrechte  zum  Ausdrucke  gekommen  sind,  wird  die  nach- 
folgende Darstellung  ergeben  müssen. 

Für  die  Schweiz  bilden  rücksichtlich  des  sogenannten  inter- 
nationalen und  interkantonalen  Strafrechtes  die  'sedes  materiœ  die 
einschlägigen  Bestimmungen  1.  der  Strafgesetzbücher  bezw.  Straf- 
prozessordnungen der  Kantone  '),  2.  des  Bundesgesetzes  über  das 
Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853.  Einzelne  Modifikationen 
und  Ergänzungen  erfahren  diese  Bestimmungen  durch  das  Bundes- 
gesetz über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  und  Angeschuldigten 
vom  24.  lleumonat  1852  -),  durch  Konkordate  älteren  und  neueren 
Datums,  welche  die  Kantone  unter  einander  eingegaugen  sind,  und 
durch  die  von  der  Eidgenossenschaft  mit  auswärtigen  Staaten  abge- 

‘)  Auf  die  eines  coditizirten  Strafrechtes  entbehrenden  Kantone  hi  iiltcablen. 
Appenzell  /.  Uh.  und  Uri,  welch’  letzteres  gegenwärtig  die  Herstellung  eines 
Strafgesetzbuches  vorbereitet,  wird  hier  nicht  eiugegangen  werden;  dagegen  sind 
die  Bestimmungen  des  Neiienbtiryer  Projet  de  Code  pénal  vom  5.  März  1889  in 
die  Darstellung  des  geltenden  Rechtes  einbezogen  worden,  weil  voraussichtlich  dieser 
Entwurf,  am  12.  Februar  1891  vom  Grossen  Rathe  einstimmig  angenommen  (vgl. 
Zeitschrift  für  Schweiz.  Straff.  1891,  S.  157),  iu  wenigen  Monaten  au  die  Stelle  des 
Code  pénal  von  18öö  treten  wird.  Vgl.  aus  dem  Exposé  des  motifs  à l’appui  du 
projet  de  Code  pénal  neuch&telois  vom  11.  April  1890  namentlich  S.  12 — 15. 

*)  Dieses  in  Ausführung  des  Art.  55  der  Bundesverfassung  von  1848  erlassene 
Gesetz  bezieht  sich  lediglich  auf  das  Yerhältniss  der  Kantone  unter  einander;  es 
wird  daher  durch  den  neuen  „Entwurf  eines  Bundesgesetzes  betr.  die  Auslieferung 
gegenüber  dem  Auslände"  vom  30.  Mai  1890  (Art.  102,  Ziffer  8,  der  geltenden 
Bundesverfassung)  nicht  berührt. 
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schloaseneu  Auslieferungsverträge.  Dio  letzteren  bleiben  aber,  weil 
mit  der  gestellten  Aufgabe  nicht  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hänge stehend,  von  der  weiteren  Betrachtung  grundsätzlich  aus- 
geschlossen. 

Voranzustellen  sind  die  Bestimmungen  der  kantonalen  Straf- 
rechte ‘). 

Den  Ausgangspunkt  bildet  hier  überall  das  Territorialprinzip  in 
dein  Sinne,  dass  jedenfalls  alle  im  Inlande  begangenen  Delikte  einen 
Strafanspruch  des  Inlandes  begründen s).  Aber  schon  hier  bietet 
sieh  eine  Verschiedenheit:  Während  nämlich  Waadt,  Neuenburg 
und  Wallis  die  Geltung  des  Territorialprinzips  in  dem  angedeuteten 
Sinne  als  selbstverständlich  voraussetzen  und  daher  nur  bezüglich 
der  ausserhalb  des  Kantons  verübten  Delikte  gesetzliche  Bestim- 
mungen für  nüthig  erachten,  ist  die  Regelung  dieser  Materie  in  allen 
übrigen  Gesetzbüchern  mit  dem  ausdrücklichen  Satze  eröffnet,  dass 
sie  Anwendung  finden  „auf  alle  innerhalb  des  Kantonsgebieteg  be- 
gangenen strafbaren  Handlungen“.  Mit  Recht  haben  sich  auf  diese 
einfache  Anordnung  beschränkt:  Aargau,  Bern,  Luzern,  Freiburg, 
Basel,  Genf , Scliicgz,  St.  Gallen  und  der  Neuenburger  Entwurf; 
dagegen  haben  die  hier  nicht  genannten  Gesetzbücher  bei  jenem 
Satze  noch  hervorgehoben,  dass  es  gleichgültig  sei , ob  das  im  In- 

*)  Die  in  Betracht  kommenden  Gesetzesstellen  (wo  nicht  etwas  Anderes  ge- 
sagt ist,  sind  unter  den  angezogenen  Art.  und  die  des  betreffenden  St.-G.-B. 
gemeint)  sind  namentlich:  Thurgau  (1841,  1803),  §2;  Waailt,  C.  de  proc.  pénale 
(lfiöO),  Art.  14,  15;  Graubiindeu  (1851), §§  1 5;  Xeuenburg  (1850),  Art  2(11 — 2ßfi; 

Aargnu  (1857),  §2  und  Zuchtpolizeigesetz  (18(18),  § 29;  Wallis  (1858),  Art  8 — 16; 
Schaffhausen  (1858),  § 3;  Luzern  (1860),  § 2:  Obwalden  (1864),  §2;  Hern  (1866), 
3 — 5,  Einfahrungsgesetz  zum  St.-G.-B.,  § 9 und  St.-P.-O.  (1854),  §§  13-15- 
Glarus  (1867),  § 2;  Ereihurg  (1868),  Art.  3 — 5 und  C.  de  proc.  pcn..  Art.  7 ; Zürich 
(1870),  § 3;  Basel  (Basel-Stadt  1872,  Basel-Band  1873),  §§  1 — 4,  17  und  Polizei: 
Strafgesetz  fitr  Ih.sel-Stadt  (1872).  § 3;  Tessin  (1873),  Art.  2—7  ; 6V»/"(1874),  Art.  4 
und  0.  d’iustr.  pén.  (1884),  Art.  7 — 9;  Zug  (1876),  § 2;  Appenzell  A.-Rh.  (1878), 
§§  1.2;  Schwyz  (1881),  t;§  1—3,  5;  Solothurn  (1885),  § 4;  St.  Gallen  (1885),  § 4 : 
Neuenburger  Entwurf  (1889),  Art.  1 — 6,  37.  — Vgl.  Slooss  a.  a.  O.,  S.  7 — 16.  Siehe 
auch  die  ebenda  S.  16—21  Uber  die  Anwendung  des  allgemeinen  Theiles  und  die 
Elntheilung  der  Delikte  mitgctheilten  Texte. 

*)  Ebenso  die  meisten  der  älteren  kantonalen  St-G.-B.  ((Inders  z.  B.  Tessin 
1816,  Art.  32;  St.  (julien  1819,  Art.  75;  Luzern  1827,  § 47).  Die  Mehrzahl  der 
früheren  deutschen  St.-G.-B.  nahm  umgekehrt  das  Personulitätsprinzip  zum  Aus- 
gangspunkte; vgl.  z B.  baier.  Edikt.  Patent  1813,  Art.  3,  St.-G.-B.  1861,  Art.  10; 
Sachsen  1838,  Art.  2,  1855,  Art.  2,  1868.  Art  2;  Wttrtcmherg,  Art  2;  Baden,  §2; 
Hannover,  Art.  2;  Thüringen,  Art  2;  Hessen,  Art.  4. 
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lande  verübte  Delikt  von  einem  Inländer  oder  von  einem  Ausländer 
begangen  wurde  — ein  überflüssiger  Zusatz,  durch  welchen  schon 
gleich  in  der  einleitenden  Bestimmung  eher  zur  Verdunkelung  als 
zur  richtigen  Auslegung  der  folgenden  Sätze  beigetragen  wird. 

Neben  dem  Satze,  dass  die  inländische  Strafgewalt  sich  auf  alle 
im  Inlande  verübten  Delikte  erstreckt,  gleichviel  ob  der  Thäter  ein 
Inländer  oder  ein  Ausländer  ist,  behält  — was  hier  nur  anzudeuten 
ist  — selbstverständlich  der  Umstand  seine  besondere  Bedeutung, 
dass  einige  Strafbestimmuugeu  der  inländischen  Gesetzgebung  »ich 
nur  auf  Inländer,  andere  nur  auf  Ausländer  beziehen.  In  diesen 
Fällen  (vgl.  z.  B.  Thurgau,  § 238;  Waadt,  Art.  95,  132;  Neuenburg, 
Art.  85,88  ; Wallis,  Art.  130, 141  ; Frei  bürg,  Art.  386,  Abs.  3;  Bundes- 
strafgesetz, Art.  63*;  Ncuenburger  Entwurf,  Art.  124  u.  a.)  bildet  die 
staatsrechtliche  Qualität  des  Thäters  ein  nothwendigos  Thatbestands- 
merkmal  des  betreffenden  Deliktes,  ganz  so,  wie  es  anderen  De- 
likten eigcntkiimlich  ist,  dass  sie  nur  von  einem  Vormund,  einem 
Geistlichen,  einem  Beamten  u.  s.  w.  begangen  werden  können. 

Nirgendwo  ist  dem  Territorialprinzipe  der  Sinn  beigelegt,  dass 
nur  die  im  Inlande  begangenen  Delikte  vom  Inlande  gestraft  würden  ')  ; 
vielmehr  unterliegen  überall  ausser  den  auf  dem  Staatsgebiete  be- 
gangenen nuch  gewisse  auswärts  verübte  Handlungen  der  inländi- 
schen Bestrafung. 

Was  nun  die  Umgrenzung  der  vom  Inlande  für  strafbar  er- 
klärten Ausland-Delikte  (dieser  Ausdruck  mag  der  Kürze  halber 
gestattet  werden)  betrifft,  so  macht  sich  auch  hier  die  gesetzliche 
Eintheilung  der  strafbaren  Handlungen  in  Verbrechen,  Vergehen 
und  Uebertretungeu  mehr  oder  weniger  geltend,  und  ist  dieser  Punkt, 
da  er  überall  selbstständig  und  von  der  Prinzipienfrage  unabhängig 
auftritt,  vorab  in’s  Keine  zu  bringen. 

')  Diese  weitergehende,  dem  Territorialprinzipe  als  solchem  zukoinmende 
Bedeutung  (vgl.  Wächter,  Beitr.  zur  Gesell,  u.  Krit.  der  Entw.  eines  St.-G.-B.  Ihr 
den  -Nordd.  Bund,  S.  78,  r.  Uuhltmd,  internat.  Strnfr.,  S.  103)  hatte  z.  B.  der  Frei- 
burger de  proc.  pén.  von  1840  zu  Grunde  gelegt,  woselbst  die  Bestimmung  des 
Art.  H:  „Tout  délit  commis  sur  le  territoire  du  canton  «le  Fribourg  est  recherché 
et  puni  conformément  aux  lois  fribourgeoises“  auch  in  ihrer  Umkehrung  gesetz- 
liche Geltung  erhielt  in  Art.  17:  „Xtil  ne  peut,  lors  même  qu’il  serait  Frihourgeois, 
être  poursuivi,  jugé  et  puni  dans  le  canton  de  Fribourg,  pour  un  délit  commis 
hors  du  territoire  du  canton“  — ein  Resultat,  dessen  logische  Einfachheit  daun 
freilich  der  Art.  18  im  Interesse  der  Praktikabilität  des  Rechtes  wieder  aufgab 
durch  beschränkte  Anerkennung  des  Reaiprinzipes. 
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Die  Gesetzgebungen,  welche  eine  Dreithcilung  der  strafbaren 
Handlungen  in  Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertretungen  kennen 
(Xeuenburg,  Wallis,  Hirn,  Freiburg,  Tessin,  Genf,  Appenzell  und 
St.  Gallen),  stellen  den  Grundsatz  auf,  dass  die  ausserhalb  des  Terri- 
toriums begangenen  Handlungen  jedenfalls  nur  dann  vom  Inlande 
zu  bestrafen  sind,  wenn  sie  sich  nach  der  inländischen  Gesetzgebung 
als  Verbrechen  oder  Vergelten  qualifiziren  ')  ; nur  Freiburg  beschränkt 
die  Bestrafung  auswärts  begangener  Handlungen  schlechthin  auf  Ver- 
brechen •).  Auch  Aargau  (§  ‘2)  und  Obwalden  (§  2)  lassen  nur  auswärts 
begangene  Verbrechen  einen  inländischen  Strafanspruch  begründen, 
bleiben  aber  doch  hierbei  nicht  stehen.  Für  Aargau  sind  nämlich 
die  im  St.-G.-B.  behandelten  Zuchtpolizeivergehen  (vgl.  namentlich 
1,  2 des  Ergänzungsgesetzes  betr.  die  Strafrechtspflege  vom  7.  Juli 
l JSG8),  falls  ausserhalb  des  Kantons  begangen,  zwar  nicht  verfolgbar 
gemäss  § 2 des  St.-G.-B.;  es  bestimmt  aber  § 29  des  aarg.  Zucht- 
polizeigesetzes 3)  : „Hat  ein  Einwohner  des  Kantons  in  einem  anderen 
Staatsgebiete  ein  Vergehen  begnngen  und  sich  dort  der  strafrecht- 
lichen Verfolgung  entzogen,  so  kann  er  an  seinem  Wohnorte  be- 
langt werden.“  End  Obwalden,  dessen  St.-G.-B.  in  § 1 „Verbrechen“ 
und  „schwereres  Vergehen“  als  gleichbedeutend  verwendet,  verfügt 
in  § 3 : „Was  dieses  Gesetz  in  Bezug  auf  Verbrechen  bestimmt,  gilt 
ebenfalls  von  Vergehen,  wenn  auch  hievon  nicht  ausdrücklich  ge- 
sprochen ist“,  und  erklärt  in  § 2 seines  Polizeistrafgesetzes  „die 
allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätze,  wie  solche  zumal  ira  ersten 
Theil  des  Kriminals tra fgese tzes “ normirt  sind,  für  anwendbar  „auf 
die  Polizeivergehen,  inwieweit  das  Gegenthcil  nicht  ausdrücklich  be- 
stimmt ist  oder  aus  dem  Zusammenhang  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen zweifellos  hervorgeht“.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  das 
obwald.  Polizeistrafgesetz  sowohl  das  eigentliche  polizeiliche  Unrecht, 
als  auch  die  gelinder  zu  strafenden  Fälle  kriminellen  Unrechtes  be- 
handelt, wogegen  das  aarg.  Zuchtpolizeigesetz  sich  ausschliesslich 
mit  den  letzteren  befasst.  — G raub  iinden , Luzern.  Basel  und  Schwyz 
strafen  von  den  ausserhalb  des  Territoriums  begangenen  Handlungen 

‘)  Ilern  spricht  von  Vergeben  nicht  ausdrücklich,  «her  eine  Anzahl  der  in 
Art.  U des  Ëiiitilhrungsgesctzes  aufgczithlten  Palle  sind  Vergehen.  — Vgl.  ausser 
den  oben  zitirteu  Ciesctzesstellen  Xencnhurg  ö,  Wallis  tu. 

J)  Kine  Ausnahme  hievon  entladt  das  freiburgische  St.-G.-B.  in  Art.  382. 
S.  unten  S.  Ui,  Amn.  1. 

J)  I > i ' 1 - e noch  geltende  Bestimmung  des  aarg.  Zurhtpolufigesetzes  ist  hei 
Stoma  a.  a.  0..  8.  8.,  übersehen  worden. 
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jedenfalls  nur  die  in  ihrem  Sr.-G.-B.,  nicht  die  in  ihren  Polizei- 
Htrafgesotzen  mit  Strafe  bedrohten,  wobei  aber  der  sachliche  Unter- 
schied  stattfindet,  dass  das  Polizeistrafgesetz  von  Basclsiadt  sich  auf 
das  eigentliche  polizeiliche  Unrecht  beschrankt,  dagegen  Gruuhünden 
und  Luzern  in  ihren  Polizeistrafgesetzen  wesentlich  die  minder  straf- 
baren Fälle  des  kriminellen  Unrechts  behandeln.  ’)  — Thurgau , 
Zürich , Zug,  Schaffhausen  und  Glarus  -)  beschränken  die  Bestra- 
fung auswärts  verübter  Handlungen  jedenfalls  auf  solche,  die  sich 
als  Verbrechen  oder  Vorgehen  qualifizireti,  im  Gegensätze  zu  deu 
Polizeiübertrctungcu,  und  Waadt  auf  die  im  Code  pénal  behandelten 
délits  im  Unterschiede  von  den  in  anderen  Gesetzen  und  Verord- 
nungen geregelten  contraventions. 

Bas  Krgebniss  ist  hienacli,  dass  nur  nach  den  Gesetzgebungen 
von  Freiburg,  Graubänden , Luzern  und  Schic gz  die  minder  schweren 
Fälle  des  kriminellen  Unrechts,  wenn  ausserhalb  des  Kantons  ver- 
übt, allgemein  und  schlechthin  von  der  inländischen  Bestrafung  aus- 
genommen sind,  dass  dagegen  überall  die  eigentlichen  Kontraven- 
tionen (das  polizeiliche  Unrecht),  nur  wenn  im  Inlande  begangen, 
einen  inländischen  Strafanspruch  erzeugen,  es  sei  denn  wie  z.  B. 

')  Vcrgl.  GrauhinuUn , Polizei  Strafgesetz  10;  Luzern,  Polizeistrafgesetz  32, 
s.  Weisungen  des  luzeruischen  Obergcricbtes,  II,  S.  816;  Basels  tadt,  Polizeistraf- 
gesetz 3.  — Schiryz,  welches  bisher  »las  in  Luzern  selbst  nicht  mehr  geltende 
luzemische  PoUzeistrafgesetz  von  1836  anwaudte,  ist  in  der  Ausarbeitung  eines 
eigenen  Polizei  Strafgesetzes  begriffen.  — Luzern,  Basel  und  Schwyz  bezeichnen 
alle  im  St.-G.-ß.  bedrohten  Handlungen  als  Verbrechen,  Graubünden  pronüscue 
als  Verbrechen  oder  Vergeben;  deu  Gegensatz  bilden  in  Basel  und  Schwyz  Polizei- 
Übertretungen,  in  Graubünden  und  Luzern  Polizeivergehen. 

*)  Diese  5 Kantone  unterscheiden  die  dem  St.-G.-B.  unterliegenden  Hand- 
lungen in  Verbrechen  und  Vergehen;  aber  nur  in  den  beiden  letztgenannten  Kan- 
tonen bildet  diese  Unterscheidung  eine  förmliche  Kintheilung,  wogegen  in  den  drei 
erstgenannten  die  Ausdrücke  Verbrechen  und  Vergeben  als  gleichbedeutend  be- 
handelt werden.  — Auch  wo  dies  (wie  in  Thurgau,  Schaff  hausen.  Waadt)  nicht 
ausdrücklich  im  Gesetz  hervorgehoben  ist,  bilden  deu  Gegensatz  zu  den  im  St.-G.-B. 
behandelten  Handlungen  die  Polizeiiibertretungen  (vgl.  z.  B.  für  Waadt  Avant- 
projet  de  Code  pénal  etc.  1879,  S.  *1  ff.).  — Bezüglich  Zug  scheint  bei  Stooss 
a.  a.  ().,  S.  18,  eine  kleine  l’ngenauigkeit  untergelaufen  zu  sein:  So  richtig  es  ist, 
dass  das  Zuger  St.-G.-B.  keiuc  förmliche  Eintheilung  der  Delikte  kennt,  ebenso 
unzweifelhaft  scheint  es,  dass  Zug,  § 1,  denselben  Sinn  hat.  wie  die  bei  Stooss  zum 
Abdruck  gebrachten  Bestimmungen  Thurgau,  Art.  1,  Zürich.  § 2.  Letzteres  St.-G.-B. 
zeigt  übrigens,  wie  wenig  präzise  manchmal  die  Terminologie  im  vorliegenden 
Punkte  ist:  § 2 gebraucht  Verbrechen  und  Vergeben  als  gleichbedeutend,  § 3 
spricht  unter  a und  b bloss  von  Verbrechen,  unter  c von  Verbrechen  um/  Ver- 
geben ! 
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da«  Polizeistrafgesotz  von  Baselstadt,  § 3,  dies  speziell  hervorhebt), 
dass  etwa  das  Gegentheil  durch  einen  Staatsvertrag  oder  ein  be- 
sonderes Gesetz  bestimmt  wäre  l).  Von  dem  letzteren  Grundsätze 
war  nur  bezüglich  Obicalden  eine  Ausnahme  zu  konstatiren,  und 
dem  schliesst  sich  das  bisher  nieht  berührte  Strafgesetzbuch  von 
Solothurn  an.  Hierselbst  werden  in  § 2 die  strafbaren  Handlungen 
formell  in  Verbrechen  und  Vergehen  unterschieden,  derart,  dass  zu 
den  letzteren  auch  das  polizeiliche  Unrecht  gehört  (abgehandelt  im 
14.  Titel,  mit  Strafdrohungen  bis  zu  10  bezw.  50  Fr.).  Es  sind  nun 
nicht  nur  diese  Polizeikontraventioneu  von  der  Anwendbarkeit  des 
die  räumliche  Wirksamkeit  der  Strafgesetze  normironden  § 4 nicht 
ausgeschlossen,  sondern  es  verfügt  überdies  noch  § 3,  dass  die  Vor- 
schriften des  allgemeinen  Theiles  auch  auf  alle  in  besonderen  Ge- 
setzen und  Verordnungen  enthaltenen  Strafbestimmungen  anzuwenden 
sind,  sofern  nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes  bestimmt  ist  *). 

Bereits  oben  wurde  bemerkt,  dass  keine  der  geltenden  schwei- 
zerischen Strafgesetzgebungen  bei  Bestrafung  der  im  Inlande  be- 
gangenen Delikte  stehen  bleibt,  dass  vielmehr  überall  in  geringerem 
oder  grösserem  Umfange  auch  auswärts  verübte  Delikte  einen  in- 
ländischen Strafanspruch  begründen.  ln  welcher  Weise  dieses  letztere 
der  Full  ist,  wird  nunmehr  im  Einzelnen  zu  zeigen  sein.  Dabei  hat 
die  Darstellung  drei  Punkte  auseinander  zu  halten  s)  : 

')  Hieher  gehört  auch  die  in  die  Mehrzahl  der  St.-G.-ii.  bei  den  einschlä- 
gigen Bestimmungen  aufgenommene,  Übrigens  selbstverständliche  Klausel:  „Vorbe- 
halten sind  die  durch  das  schweizerische  Bundesrccht,  Staatsverträge  oder  be- 
sondere Uebereinkunft  begründeten  Ausnahmen. “ — Dass  auch  nach  dem  Xeuenh. 
Kutte,  die  im  Auslande  begangenen  Uebertretungen  im  Inluude  nicht  zu  strafen 
sind,  ergibt  sich  aus  Art.  6,  7,  435  daselbst. 

*)  § 4 bedient  sich  des  sonst  im  St.-G.-Ii  nicht  vorkommenden  Ausdruckes 
„Uebertretungen“,  um  darunter  alle  strafbaren  Handlungen  zu  begreifen.  — Schon 
ein  älteres  solothurnisehes  Gesetz,  vom  1.  März  1855  (Ztschr.  fttr  Schweiz.  K.  14, 
Kr.  104)  regelt  die  Bestrafung  nicht  nur  der  ausserhalb  des  Kantons  begangenen 
Verbrechen  und  Vergeheu,  sondern  auch  der  im  Ausland  verübten  Ueber- 
tretungen. 

3)  Ks  winl  durchaus  nicht  verkannt,  dass  diese  Kintheilung  des  Stoffes  Ihr 
die  Darstellung  ciocu  gewissen  Mangel  an  Uebersichtlichkeit  nach  sich  zieht,  indem 
danach  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Gesetzbücher  an  verschiedenen  Stellen 
abzuhandeln  sind.  Gleichwohl  ist  eine  Systematisirung  (die  Schaubertj,  das  inter- 
kantonale Strafrecht  der  Schweiz,  Ztschr.  für  Schweiz,  liecht,  Bd.  16,  S.  177,  wohl 
etwas  ztt  weitgehend  für  geradezu  unmöglich  erklärt  hat)  hier  versucht  worden  in 
der  Erwägung,  dass  anderenfalls  die  Textmittbeilungeii  bei  Stooss  überhaupt  für 
ausreichend  zu  erachten  sind. 
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A.  Nach  welchem  Prinzipc  haben  die  Kantone  rücksichtlich  der 
Ausland-Delikto  ihre  Strafgewalt  sachlich  abgegrenzt?  Oder: 
Welches  sind  überhaupt  diejenigen  Delikte,  welche  auch  trotz 
ihrer  auswärtigen  Begehung  die  inländische  Strafgewalt  vor  ihr 
Forum  zieht  ? 

B.  Unter  welchen  weiteren  Voraussetzungen  und  Bedingungen 
werden  diese  (unter  A sich  ergebenden)  Delikte  im  Inland 
gestraft  ? 

C.  Ist  das  inländische  oder  das  ausländische  Strafgesetz  auf  die 
auswärts  verübten,  im  Inlande  zur  Bestrafung  gelangenden 
Delikte  anzuwenden  ? 


A. 

Nirgendwo  gilt  heute  in  der  Schweiz  das  Unieersalprinzip  '), 
nirgendwo  das  reine.  Realprinzip,  und  nur  in  einem  Kantone  das 
reine  Personalitätsprinzip,  nämlich  in  Neuenburg. 

Das  voraussichtlich  nicht  mehr  lange  in  Geltung  bleibende 
St.-G.-B.  von  Neuenbürg  (Art.  264 — 266)  bestraft  „in  einem  fremden 
Staate*  begangene  Delikte  nur , sofern  der  Thüter  ein  „Neuenburger“ 
ist.  Kein  einziges  von  einem  Nicht-Neuenburger  (gleichviel  ob 
Schweizer  oder  Nicht-Schweizer)  ausserhalb  des  Kantons  Neuenburg 
(gleichviel  ob  in  oder  ausserhalb  der  Schweiz)  verübtes  Delikt  kann 
in  Neuenburg,  falls  der  Thäter  sich  hier  betreffen  lässt , gestraft 
werden;  selbst  dann  kann  es  hier  nicht  bestraft  werden,  wenn  der 
Thäter  in  Nouenburg  ansässig  ist  und  die  That  ein  Hechtsgut  des 
Inlandes  verletzt  hat 2).  Dabei  erscheint  das  Personalitätsprinzip 
noch  nach  der  Richtung  eingeschränkt,  dass  dem  Neuenburger  die 
heimatlichen  Strafgesetze  nicht  überallhin,  sondern  nur  „in  fremde 

')  Dem  Uuiversalpriuzipe  huldigte  z.  B.  das  st.  gallische  St.-G.-D.  ran  isl't 
Art.  75:  „Dem  gegenwärtigen  Strafgesetze  sind  nicht  nur  Knntonsangcbürigr,  die 
in  oder  ausser  dem  Kautone,  sondern  auch  fremde,  die  ausser  oder  innert  dem 
Gebiet  desselben  ein  Verbrechen  verschuldet  haben  und  in  hierseitige  Beurtheiluug 
füllen,  nnterworfen  . . .“  Die  Worte  „und  in  hierseitige  Beurtlieilung  fallen“  be- 
ziehen sich  nicht  auf  irgendwelche  rechtliche  Voraussetzungen  der  Verfolgbarkeit 
eines  solchen  fremden,  sondern  lediglich  auf  das  Faktum,  dass  mau  des  Thäters 
habhaft  geworden. 

*)  Eine  wichtige  Ausnahme  von  diesem  aus  Art.  284  abzuleitenden  Satze 
ergibt  sich  aber  aus  Art.  1,  Abs.  2,  des  Bundesgesetzes  über  das  Bundesstrafrecht 
(Art.  44,  45  Neuenb.  ('.  pen.l,  worüber  unten! 
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Staaten“  folgen,  so  dass  auch  am  heimgekehrten  Neuenburger  die  auf 
staatenlosem  Gebiete  verübten  Delikte  nicht  gestraft  werden  können  '). 

Neuenburg  ist  der  einzige  Kanton,  der  die  auswärts  begangenen 
Delikte  konsequent,  und  ausnahmslos  nach  einem  Prinzipe  bohandelf 
hat;  was  Scliauberg  *)  im  Jahre  1800  schrieb:  , Einige  Kantone 
strafen  im  Auslande  begangene  Verbrechen  nur,  wenn  sie  gegen  das 
Inland  oder  einen  Inländer  gerichtet  sind“,  trifft  für  die  heutige  uud 
traf  auch  für  die  damalige  Strafgesetzgebung  der  Schweiz  nicht  zu. 

Abgesehen  von  Xenenburg  gilt  in  allen  Kantonen  eiu  Misch - 
sgstem,  eine  Verbindung  des  Personal-  und  Pealjirinzips,  und  zwar 
ist  die  Art  dieser  Mischung  eine  mannigfach  verschiedene,  hier  eine 
mehr  lose  Verbindung,  dort  eine  kompüzirtere  Verquickung3). 

Bemerkenswerth  ist  nun  der  bei  Vergleichung  der  Kantonal- 
rechte  sofort  in  die  Augen  springende  Unterschied,  dass 

a.  ein  Theil  der  Gesetzbücher  die  der  inländischen  Strafgewalt 
unterliegenden  Ausland-Delikte  baliglich  nach  den  allgemeinen 
Gesichtspunkten  des  Personal-  und  Realprinzips  bestimmt  hat, 
ohne  hierbei  den  verschiedenen  Deliktsgruppen  des  besonderen 
Theiles  einen  mitbestimmenden  Einfluss  einzuräumen;  wogegen 

b.  andere  Gesetzbücher,  gleichfalls  das  Personal-  und  Kcalprinzip 
zu  Grunde  legend,  unter  den  einzelnen  Dcliktsarten  eine  Aus- 
wahl getroffen  haben,  meist  mit  der  Bedeutung,  dass  nur  wegen 
dieser  namentlich  aufgezählten  Dcliktsarten  die  Bestrafung  ein- 
tritt,  bald  auch  so,  dass  unter  besonderen  Umständen  ausser 
den  aufgezählten  auch  noch  andere  Ausland-Delikte  der  in- 
ländischen Bestrafung  unterliegen  sollen. 

I.  Der  unter  b bi  zeichnete  Modus  findet  sich  in  den  Straf- 
gesetzgebungen von  Waadt,  Graubiiuden,  Xenenburg,  Wallis,  Bern, 
Basel,  Tessin,  Gen/  und  Zag.  Eine  gesetzliche  Auswahl  unter  den 

'l  Art.  2114  sagt:  „Le  Neuchittelols,  qui  s’est  rendu  coupable  dans  un  Ktat 
étranger“  etc.;  es  heisst  nicht:  Le  N.,  qui  s’est  rendu  cuupable  hors  du  territoire 
du  canton  etc.  — Aehnlicb  tien/',  C.  d'iustr.  peu..  Art.  8,  Graubitndcn,  3 und  4 
und  aarg.  ZuchtpdlizfujeHfls,  § 20. 

2 ) Schaabertj  a.  a.  U.  8.  178. 

J)  „Dieser  bunte  Irrgarten  von  auseinandergehenden  und  ineinandergreifenden 
Bestimmungen  bisst  den  Mangel  eines  gemeinsamen  schweizerischen  Strafgesetz- 
buches bitter  erkennen.“  So  mit  Hecht  Schanbtrg  (a.  a.  O.  S.  177)  18fi!)l  Schau- 
bergs Wort  gilt  auch  heute,  und  zwar  leider  nicht  nur  für  die  vorliegende  Materie, 
sondern  auch  — freilich  mehr  oder  weniger  — fast  bezüglich  jeder  andern  Frage 
des  allgemeinen  und  besoudern  Theiles. 
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Deliktsarten  lint  nun  hier  gtattgefundnn  entweder  nur  bei  den  dem 
Personalitätsprinzip  unterstellten  Delikten,  oder  nur  bei  den  nach 
dein  Realprinzip  der  Bestrafung  unterworfenen,  oder  aber  rücksieht- 
lich  aller  auswärts  verübter  Delikte,  gleichviel  ob  die  inländische 
Verfolgung  derselben  aus  «len»  Gesichtspunkte  des  einen  oder  des 
anderen  Prinzips  ungeordnet  ist. 

1)  ln  die  erste  Kategorie  gehört  allein  Neuenbürg,  dessen  Straf- 
gesetzbuch, wie  schon  bemerkt,  ausschliesslich  von  Inländern  ver- 
übte Ausland-Delikte  bestraft,  aber  — worauf  cs  hier  ankommt 
nicht  alle , sondern  gemäss  Art.  2(15  nur  die  folgenden  crimes  et 
délits:  fausse  monnaie;  contrefaçon  des  sceaux  publics;  faux  en 
écriture  authentique  ou  de  commerce;  meurtre,  assassinat,  empoi- 
sonnement; infanticide;  viol;  vol,  lorsqu’il  rentre  dans  l’une  des 
catégories  des  articles  218  et  219;  incendie.  Andere  als  die  hier 
aufgeführten,  vom  Neuenburger  in  einem  fremden  Staate  begangene 
Delikte  (z.  11.  Abtreibung,  schwere  Körperverletzung,  Erpressung  u.  a.) 
können  ebenso  wenig  vom  Inlande  verfolgt  werden,  als  irgend  ein 
vom  Ausländer  auswärts  verübtes  Verbrechet! 

2)  Nur  die  nach  dem  Rcalprinzipe  zu  strafenden  Ausland-Delikte 
sind  auf  bestimmte  im  Gesetz  aufgeziikltc  Deliktsarten  beschränkt 
in  Waadt,  Granb Hilden,  Basel  und  Zur/.  Die  beiden  letzteren  strafen 
von  denjenigen  im  Auslando  begangenen  Delikten,  bei  welchen  es 
auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Thäters  nicht  ankommt,  nur  Hoch- 
verrat h und  Landesverrath  gegen  d"ii  Kanton,  Graubünden  ausser- 
dem noch  diejenigen  andern  staatsgefährlichen  Unternehmungen  gegen 
den  Kanton,  die  im  10.  Titel  seines  St.-G.-B.  behandelt  sind.  Waadt 
straft  von  «len  auswärts  verübten  Delikten  ohne  Rücksicht  auf  die 
Person  des  Thäters  nur  „le  fait  d’attentat  à la  sûreté  de  l’Etat,  de 
contrefaçon  du  sceau  des  autorités  supérieures  de  l’Etat,  ou  de  contre- 
façon des  monnaies  nationales  ayant  cours  légal“.  Es  können  also 
nach  den  Gesetzgebungen  der  vier  hier  in  Kode  stehenden  Kantone 
die  ausserhalb  derselben  von  Nichtangehörigen  des  Kantons  gegen 
dessen  Angehörige  verübten  Delikte  im  Inlaudc  schlechthin  nicht 
gestraft  werden  ').  Daneben  gilt  in  den  gi'nanuteu  vier  Kantonen 
das  Personalitätsprinzip  in  der  Art,  dass  in  Waadt  '-)  die  von  „ Waadt - 

')  Dasselbe  gilt  von  Genf.  S.  unten. 

*)  Nicht  fille  vom  Waadtländer  auswärts  begangenen  délits  sind  geeignet, 
einen  Strafanspruch  des  Inlandes  zu  begründen,  sondern  nur  diejenigen  Delikte, 
bei  welchen  ein  Rechtsgut  der  Person  verletzt  erscheint.  Es  ergibt  sieh  das  ans 
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ländern “ auswärts  begangenen  délits,  in  Graubünden,  Basel  und  Zug 
die  von  „ Kanionmnyehöriyen “ draussen  verübten  Verbrechen  einen 
inländischen  Strafuuspruch  begründen.  Basel  und  Zug  heben  aus- 
drücklich hervor,  dass  unter  „Kantonsangehörigen“  sowohl  Kantons- 
bürger als  auch  Kantonseinwohner  zu  verstehen  sind;  Graubünden 
hat  den  Begriff  „ Kantonsangehörige“  nicht  näher  erläutert.  Zu  be- 
merken ist  noch,  dass  Graubünden  ausser  den  innerhalb  seines  Terri- 
toriums begangenen  Delikten  überhaupt  nur  die  „in  einem  andern 
Kanton  oder  fremden  Staate“,  also  nicht  die  auf  staatenlosem  Ge- 
biete verübten  Verbrechen  bestraft.  Während  in  Waadt,  Grau- 
bünden  und  Basel  in  der  Bestrafung  der  aufgezählten  Ausland- 
Delikte  der  dem  Kealprinzipe  überhaupt  verstattete  Einfluss  sich  er- 
schöpft, hat  im  Zuger  St.-ü.-B.  das  liealprinzip  überdies  noch  eine 
Verbindung  mit  dem  Personalitätsprinzip  in  der  Weise  eingegangen, 
dass  die  näheren  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  von  Kantons- 
angehörigen auswärts  begangenen  Verbrechen  gestraft  werden,  ver- 
schiedene sind,  je  nachdem  die  That  ycyen  einen  Kantonsangehörigen 
geschah,  oder  dies  nicht  der  Fall  ist  *). 

Das  tessinixche  St.-G.-B.  hebt  von  den  nach  dem  Realprinzip 
zu  strafenden  Handlungen  besonders  hervor  : „i  erimini  o dclitti  di 
cittadini  o di  stranieri,  diretti  contro  la  sicurezza  o l’integrità  délia 
Repubblica,  in  ejuanto  non  cadano  sotto  la  sanzione  del  Codice  Penale 
fédérale,  la  falsificazione  del  sigillo  dello  Stato,  la  contraffazioue  o 
alteraziono  dello  carte  di  crédite  pubblico  del  Cantono.“  Diese  De- 
likte werden  aber  nur  dosshalb  aufgezählt,  weil  das  Gesetz  für  sie 
die  weiteren  Voraussetzungen  der  Bestrafung  im  Inland  eigentüm- 
lich normirt  hat,  nicht  etwa  desshalb,  weil  es  die  einzigen  sind,  die 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  Realprinzips  bestraft  werden.  Vielmehr 
straft  das  Inland  ausserdem  — aber  unter  andern  Voraussetzungen  — 

dem  unten  zu  erwähnenden  ausnahmslosen  Erfordernisse  eines  Antrages  seitens 
des  Verletzten.  (Ebenso  in  Graf.)  Vor  dem  Gesetze  vom  29.  Juni  1872  war 
der  Kreis  der  verfolgharen  Ausland-Delikte  noch  enger,  indem  er  sich  (Art.  15, 
C.  de  proc.  pén.)  beschränkte  auf  die  von  Waadtländern  auswärts  begangenen 
délits  „de  nature  à entraîner  une  peine  dans  la  compétence  des  tribunuux  criminels“. 

Der  neue  Enttrurf  eiaes  für  tint  Kaatnn  Waadt  (Art.  4)  unter- 

wirft der  inländischen  Strafgewalt  von  den  auswärts  begangenen  Delikten:  a.  die 
von  Waadtlandcrn  verftbten,  b.  ilie  von  Kantonsfremden  gegen  den  Kanton,  gegen 
einen  Waadtläudcr  oiier  gegen  einen  in  Waadt  niedergelassenen  Schweizer  ver- 
übten, and  c.  die  von  andern  Sehweizcrbtlrgvm  veräbten,  sofern  der  Thäter  im 
Kantonsgehiete  verhaftet  und  nicht  ausgeliefert  wird. 

Aehnlich,  wie  sich  unten  ergeben  wird,  in  Walli»,  Hera  und  l'emtin. 
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alle  von  Nieht-Tessinern  auswärts  zum  Nachtheile  eines  Tcssiners 
begangenen  Verbrechen  und  Vergehen,  und  überdies  — nach  dem 
Personalitätsprinzip  — alle  von  Tessinern  ausserhalb  des  Kantons 
verübten  Verbrechen  und  Vergehen,  l'uter  den  letzteren  werden 
wieder  besonders  hervorgehoben  : „oruieidio,  infant  icidio  od  incendio 
voluutari,  rapina,  furto  violento , furto  qualiiieato  di  valore  non  in- 
feriore a fr.  1000,  ratto  o stupro  violenti“,  weil  bei  diesen  die  Voraus- 
setzungen der  inländischen  Strafbarkeit  andere  sind,  als  bei  den 
übrigen  von  Tessinern  auswärts  verübten  Verbrochen  und  Vergehen. 

3)  Sowohl  die  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Personalitäts-,  als  auch 
die  gemäss  dem  Kealprinzipe  zu  verfolgenden  Handlungen  sind  — 
wenigstens  theil weise  — auf  bestimmte,  gesetzlich  bczeichncte  De- 
liktsarten bescliränkt  in  Wallis,  Bern  und  Genf. 

Bern  (Einführungagesetz  § 9)  straft  die  ron  „schweizerischen 
Angehörigen“  ausserhalb  des  Kantons  verübten  Handlungen  nur, 
wenn  es  sich  um  einen  der  folgenden  Thatbestände  handelt  : Mord, 
Todtschlag,  Kindsmord,  Kindesaussetzung,  Misshandlung  in  den  Fällen 
der  Art.  139,  140  und  141  des  St.-G.-B.,  Brandstiftung,  vorsätzliche 
Verursachung  einer  Ucberschwcmmung,  mit  Zucht-  oder  Korrektions- 
haus bedrohte  Eigenthumsbeschädigung,  Nothzucht , gewaltthiitiger 
Angriff  gegen  die  Schamhaftigkeit,  Schändung  au  Kindern  unter 
12  Jahren,  Raub,  Erpressung,  mit  Zucht-  oder  Kurrektionshaus  be- 
drohter Diebstahl,  Fälschung  fremder  Gold-  oder  Silbermüuzcn  und 
mit  Zucht-  oder  Korrektionshaus  bedrohte  Urkundenfälschung. 

Das  Personalitätsprinzip  hat  hier  eine  ganz  exzeptionelle  Aus- 
dehnung erfahren,  indem  cs  nicht  auf  Kantonsbürger  oder  Kantons- 
angehörige, ja  nicht  einmal  auf  Schweizerbürger  beschränkt  ist, 
sondern  sich  auf  alle  „schweizerischen  Angehörigen*  erstreckt,  was 
wohl  Angesichts  des  in  so  vielen  Kantonalstrafrcchten  feststehenden 
Begriffes  „Angehöriger“  nur  dahin  zu  verstehen  ist,  dass  darunter 
ausser  den  Schweizerbürgern  auch  die  in  der  Schweiz  niedergelas- 
senen Ausländer  begriffen  sind. 

Ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Thüters  werden 
sodann  von  den  auswärts  verübten  Delikten  gestraft  (Strafverfahren 
§ 13):  „Verbrechen  gegen  dio  Sicherheit  des  Staates  und  Nach- 
machung der  Staatssiegel,  der  anerkannten  Staatsmünzen,  der  Staats- 
papiere oder  der  gesetzlich  anerkannten  Bankscheine“,  ausserdem 
(das.  § 14)  — aber  unter  andern  Voraussetzungen  — alle  „im  Aus- 
lande an  oiuem  Sehweizerbüryer  verübte,  nach  den  berauschen  Ge- 
setzen als  Verbrechen  betrachtete  strafbare  Handlungen“. 
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Wallis  straft  den  „Walliser“  ')  wegen  folgender  auswärts  be- 
gangener Verbrechen  (Art.  8,  Abs.  2):  Crimes  „commis  contre  la 
sûreté  de  l’Etat,  ceux  de  contrefaçon  du  sceau  des  autorités  supé- 
rieures de  l’Etat,  de  fausse  monnaie,  faux  en  écriture  authentique 
ou  de  commerce,  homicide  volontaire,  infanticide,  viol,  voies  de  faits 
et  batteries  accompagnées  de  blessures  graves,  atteintes  à la  sûreté 
des  personnes  ou  du  domicile,  vol,  brigandage,  extorsion,  escroquerie, 
abus  de  confiance,  détournement  ou  dissimulation  d’une  partie  de 
l’actif,  et  autres  actes  frauduleux  dans  une  discussion  do  biens, 
incendie  et  dommages  causés  aux  propriétés  dans  le  dessein  de  nuire“, 
aber  mit  der  weiteren  Einschränkung,  dass  eine  Verfolgung  nur 
dann  eintretcn  kann,  wenn  das  fragliche  Verbrechen  „serait  de  nature 
à entraîner  une  peine  de  trois  ans  de  réclusion  ou  plus“.  Wegen 
anderer  als  der  bczciohnetcn  Auslanddelikte  wird  der  Walliser  be- 
straft, sofern  die  That  geschehen  ist  „au  préjudice  d’uu  Valaisan“ 
oder  zum  Nachtheile  eines  Nichtwallisers,  welcher  Angehöriger  eines 
in  diesem  Funkte  Gegenseitigkeit  gewährenden  Staates  ist  (Art.  9). 

Der  Nichtwalliser  wird  wegen  folgender  im  Auslände  verübter 
Verbrechen  belangt  (Art.  10):  „crime  contre  la  sûreté  de  l’Etat, 
de  contrefaçon  du  sceau  des  autorités  supérieures  de  l’Etat“  ; ausser- 
dem (Art.  Il)  wegen  der  soeben  aufgeführten,  in  Art.  8,  Abs.  2, 
namentlich  bezeichneten Verbrechen,  sofern  sie  begangen  sind  „au  pré- 
judice d’uu  Valaisan“  2),  und  auch  wegen  anderer  als  der  im  Gesetze 
aufgezöhlten,  zum  Nachtheile  eines  Wallisers  verübten  délits,  sofern 
auch  der  Walliser  von  dem  lleimatsstaate  des  betreffenden  Aus- 
länders hn  umgekehrten  Falle  ebenfalls  gestraft  würde. 

Oeuf  (c.  d’instr.  pén.,  Art.  8 und  9)  gehört  rücksichtlich  des 
Personalitätsprinzips  insofern  hierher,  als  die  vom  „Genfer“  auswärts 
verübten  Verbrechen  und  Vergehen  nur  dann  vom  Iiilaude  bestraft 
werden  können,  wenn  di«?  konkrete  Deliktsgattung  in  einen  mit 
dem  Staate  «les  Begehungsortes  abgeschlossenen  Auslieferungsvertrag 
aufgenommen  ist.  Demnach  ist  der  Genfer  als  solcher  in  den  nicht  durch 
Auslioferuugsvortrüge  mit  Genf  verbundenen  Staaten,  sowie  auf  staaten- 


’)  Hier  ist  also,  wie  in  Wtuuli,  rilcksichtlicii  der  Auslnnddrlikte  das  Perso- 
nalitätsprinzip aof  die  Staatsangehörigen  i.  e.  S.  beschränkt  ; ebenso  in  Neuenbürg, 
Freihurg  und  (teuf;  anders  in  den  übrigen  Kantonen,  worüber  unten. 

1 } In  diesem  Falle,  also  wenn  der  Thäter  Nicktwalliser  ist,  ist  es  nicht  er- 
forderlich. dass  das  betreffende  I'elikt  „serait  de  nature  à entraîner  une  peine  de 
trois  ans  de  réclusion  oit  pins“. 
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losein  Gebiete  den  einheimischen  Strafgesetzen  nicht  unterworfen.1) 
Eine  weitere  Einengung  erführt  der  Kreis  der  gemäss  dem  Personali- 
tätsprinzip verfolgbaren  Handlungen  dadurch,  dass  alle  nicht  gegen 
Rechte  der  Persönlichkeit  gerichteten  Delikte  Ausscheiden.3)  Und 
zwar  ist  hier  aus  dem  Erfordernisse,  dass  eine  bestimmte  Person 
in  ihren  Rechten  durch  das  Delikt  verletzt  sein  muss,  auch  die 
Konsequenz  gezogen,  dass  wegen  blossen  auswärts  begangenen  Ver- 
suchen, obwohl  er  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  ist,  im  Inlaude 
eine  Bestrafung  nicht  eintreten  kann. 

Die  Verfolgung  der  olmo  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit 
des  Thiiters  strafbaren  Auslauddelikte  ist  beschränkt  auf  die  Ver- 
brechen gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  so  dass  die  vom  Nicht- 
Genfer  auswärts  zum  Nachtheile  eines  Genfers  verübten  Delikte  in 
Genf  nicht  gestraft  werden,  auch  nicht,  wenn  der  bisher  ungestraft 
gebliebene  Thäter  sich  auf  Genfergebiet  aufhält. 

II.  In  den  bisher  nicht  genannten  zwölf  Kantonen  (nämlich 
Thurgau,  Aargau,  Schaff  hausen.  Luzern,  Obwalden,  Glarus,  Frei- 
burg, Zürich,  Appenzell  A.-Rh.,  Schwyz,  Solothurn  und  St.  Gallen), 
sowie  in  dem  Seuenburger  Entwürfe  findet  sich  die  oben  unter  a ge- 
kennzeichnete Behandlung.  Es  sind  hier,  im  Wesentlichen  überein- 
stimmend, das  Personalitiits-  und  Realprinzip,  sich  ergänzend,  so 
nebeneinandergestellt,  dass  — ohne  Hervorhebung  bestimmter  ein- 
zelner Deliktsarten  — 

a)  alle  vom  Inländer  auswärts  begangenen  und 

b)  alle  auswärts  verübten,  gegen  das  Inland  gerichteten  Delikte 
der  inländischen  Strafgcwalt  unterliegen. 

Im  Einzelnen  machen  sich  auch  hier  wieder  Unterschiede  geltend, 
sowohl  in  der  Fassung  als  in  der  Sache  selbst. 

Was  den  ersteren  Punkt  betrifft,  so  kommt  namentlich  in  Be- 
tracht, dass  die  unter  b bczeichnetcn  Handlungen,  sofern  sie  vom 
Inländer  begangen  werden,  schon  durch  das  unter  a sanktionirte 
Personalitätsprinzip  gedeckt  sind.  Mit  Rücksicht  hierauf  erscheint  die 
Fassung  derjenigen  Gesetzbücher,  welche  bei  den  nach  h zu  strafen- 
den Handlungen  die  Thäterschaft  ausdrücklich  auf  „Nichtangehörige 
des  Kantons“  beschränken  (so  Thurgau,  Schaffhausen  und  Freiburg  3) 
oder  wenigstens  rücksichtlich  der  Staatsangehörigkeit  des  Thüters 

’)  Vergl.  das  oben  über  Xenrnburg  Gesagte. 

*)  Siebe  das  oben  in  der  Anmerkung  2,  S.  11,  aber  Waadt  Bemerkte. 

•’)  Freiburg:  „étrangers  au  canton“. 
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schweigen  (so  Aargau,  Luzern,  Schwyz,  St.  Gallen  und  der  Xeuen- 
bitrger  KnticurJ),  klarer  und  durchsichtiger  als  die  in  den  Straf- 
gesetzbüchern von  Obwalden,  Glarus,  Zürich,  Appenzell  A.-lih.  und 
Solothurn  gewählte  Ausdrucksweise,  wonach  die  Delikte  unter  b 
„von  In-  oder  Ausländern“  begangen  werden. 

Die  materiellen  Unterschiede  liegen  in  der  verschiedenen  Aus- 
dehnung, welche  man  den  Prinzipien  gegeben  hat. 

1)  Nur  in  Obwalden  und  Solothurn  kommen  sowohl  bezüglich 
der  nach  a als  der  nach  b verfolgbaren  Handlungen  ausser  Ver- 
brechen und  Vergehen  auch  eigentliche  Uebertretungen  in  Betracht  ; 
in  Freiburg  bei  « und  b stets  nur  Verbrechen  *),  ebenso  in  Luzern 
und  Schwyz;  in  Aargau*),  Glarus  und  Appenzell  bei  a Verbrechen 
und  Vergehen,  bei  b nur  Verbrechen. 

2)  Anlaugend  die  dem  Personalitätsprinzip  unterstellten  Personen, 
so  sind  dies  in  Freiburg,  wie  in  den  übrigen  Kantonen  der  romani- 
schen Schweiz,  nur  die  Inländer  oder  Staatsangehörigen  im  engeren 
Sinne,  „/cs  indigènes *,  wozu  weder  die  im  Kanton  niedergelassenen 
Ausländer  noch  die  daselbst  ansässigen  Schweizer  zu  rechnen  sind. 
Die  Gesetzgebungen  aller  übrigen  hier  in  Betracht  kommenden 
Kantone  sind  weiter  gegangen:  der  Xeuenbnrger  Entwurf  stellt  den 
eigenen  „ ressortissants “ gleich  „ceux  d’un  autre  canton“,  straft  also 
alle  von  Schweizerbürgern  ausserhalb  des  Neuenburgor  Gebietes 
begangenen  Delikte.  Aargau3)  erstreckt  das  Personalitätsprinzip  auf 
alle  „ Kantonsbewohner *,  Glarus,  Zürich,  Schwyz,  Solothurn  und 
St.  Gallen  auf  die  „ Kantonsangehörigen worunter  gemäss  ausdrück- 
lich beigefügter  Erläuterung  in  Glarus  „Bürger  und  Niedergelassene“, 
sonst  „Bürger  und  Einwohner“  zu  verstehen  sind.  Auch  Thurgau, 
Obwalden  und  Appenzell  A.-Rli.  unterstellen  dem  Personalitäts- 
prinzip die  „Angehörigen  des  Kantons“,  ohne  indessen  diesen  dem 
inneren  Staatsrechte  ungehörigen  Begriff  näher  zu  erläutern4).  Das- 
selbe gilt  von  Luzern,  woselbst  aber  der  Begriff  „ Kantonsange- 

')  Eine  Ausnahme  von  diesem  in  Art.  3 ausgesprochenen  Grundsätze  enthält 
Art.  382  C.  peu.:  Der  ausserhalb  des  Kantons  begangene  Zweikampf  — ein  Ver- 
gehen — wird  in  Freiburg  bestraft,  wenn  er  hier  angeboten  und  angenommen 
wurde  mit  der  Verabredung  der  auswärtigen  Ausführung. 

-)  Aargau  St.-G.-ll.  §2  b wird  ergänzt  durch  § 29  des  Zucbtpolizcigesctzes. 

J|  Ebenso  Aargiiucr  Xuehljsdizeigesrlz  (1808)  § 29:  „Einwohner  des  Kantons“. 

*)  In  Thurgau  ist  „Kautonsangclioriger“  gleichbedeutend  mit  „Kantonseiu- 
wohner“.  Siehe  grundsätzliche  Entscheidungen  des  Obergerichts,  Frauenfeld  1880, 
Seite  2Ô6. 
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höriger“  ein  engerer  zu  »ein  scheint,  <la  in  g 2 St.-G.-B.  unter  c die 
„ Einwohner“  des  Kantons  als  nicht  unter  dessen  „ Angehörigen “ 
begriffen  besonders  hervorgehoben  werden.  Schaffhausen  endlich 
bestraft  die  von  „Inländern“  ausserhalb  dos  Kantons  begangenen 
Verbrechen  oder  Vergehen,  bringt  aber  in  den  § 3 seines  St.-G.-B. 
dadurch  Unklarheit,  dass  es  die  Ausdrücke  „Inländer,  Ausländer“ 
und  „Angehörige,  Nichtangehörige  des  Kantons“  als  Gegensätze  ver- 
wendet; aus  der  freilich  inkorrekten  Gegenüberstellung  von  Inländern 
und  Nichtangehörigen  dos  Kantons  wird  zu  folgern  sein,  dass  unter 
ersteren  sowohl  die  Bürger  wie  die  Einwohner  des  Kantons  zu  ver- 
stehen sind l). 

Eine  woitere  Einschränkung  des  Personalitätsprinzips  findet  sich 
in  Luzern,  indem  hier  nur  die  „gemeinen“ , von  Kantonsangehorigen 
auswärts  begangenen  Verbrechen  bestraft,  und  im  Neuenburger 
EntwnrJ,  woselbst  Schweizerbürger  nur  wegen  der  draussen  verübten 
„faits  constituant  des  délit s non  politiques “ verfolgt  werden.  Die 
im  Auslande  gegen  einen  Jremden  Staat  begangenen  politischen 
Delikte  werden  hienach,  auch  wenn  sie  der  Inländer  verübt,  vom 
lulandc  nicht  bestraft*). 

')  Der  ///.  Knluurf  eines  neuen  Strafgesetzes  für  den  Kanton  Scha/fhausen 
vom  12.  August  1889  verschliesst  sich  zwar  nicht  der  Erkenntnis*,  dass  die  Ter- 
minologie in  § 3 des  geltenden  St.-G.-B.  eine  maugelhafte  ist,  behält  sie  aber  trotz- 
dem iu  Art.  3 wörtlich  bei  uud  sucht  sic  nur  unschädlich  zu  machen  durch  deu 
Zusatz  : „Als  Inländer  im  Minne  dieses  Artikels  sind  zu  verstehen  die  Bürger  und 
die  Einwohner  des  Kantons.“ 

2)  Obwohl  eine  solche  allgemeine  Bestimmung  wie  Luzern  und  Neuen- 
burger  Entwurf  nicht  enthaltend,  stimmen  doch  in  der  Sache  selbst  damit  überein 
die  übrigen  Kantonalstrafrechte,  indem  bezüglich  der  von  ihnen  behandelten  poli- 
tischen Delikte  der  Umstand,  dass  die  That  gegen  den  eigenen  Staat  gerichtet  ist, 
als  ein  Thatbestamlsmerkmal  erscheint  (vergl.  z.  11.  die  bei  Stooss  Seite  274  ff. 
initgetheiltcn  Texte).  Wo  aber  ausnahmsweise  die  gegen  fremde  Staaten  gerichteten 
politischen  Delikte,  auch  wenn  uusserhatb  der  Schweiz  begangen,  der  inländischen 
Bestrafung  unterstellt  sind  (z.  B.  Waadt  C.  pén.  Art.  Kg) — 103  verbunden  mit 
Art.  15  C.  de  proc.  p.  : öffentliche  Beschimpfung  eines  fremden  Souverains  oder 
einer  fremden  Regierung,  oder  Insulte  beziehungsweise  Drohungeu  gegen  einen 
bei  einer  fremden  Regierung  beglaubigten  diplomatischen  Agenten;  liraubttnden 
§ (iS,  4 : Betheiligung  au  einer  gegen  die  rechtmässige  Staatsgewalt  eines  be- 
freundeten Staates  gerichteten  feindseligen  Unternehmung),  widerspricht  dieses  dem 
Bundesstrafgesetz  von  1853,  Art.  1,  wouach  die  Verbrechen  gegen  fremde  Staaten 
(Art.  41 — 44  das.l  nur  dann  im  lulandc  zu  verfolgen  sind,  wenn  sie  auf  Schweizer- 
gebiet verübt  werdeu. 

Zeitichr.  f.  Schweiler  Strsfrecht.  4.  Jebrg.  20 
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3)  Was  das  Realprinzip  betrifft,  so  ruht  es  überall  auf  staat- 
licher, nicht  auf  räumlicher  Grundlage l),  d.  h.  entscheidend  ist  allein 
der  Umstand,  dass  das  Objekt  des  verbrecherischen  Angriffes  dem 
Gemeinwesen  oder  einem  Gliede  desselben  angehört;  gleichgültig 
ist  es,  ob  das  inländische  Rechtsgut  zur  Zeit  des  Angriffes  sich  auf 
inländischem  Staatsgebiete  befand  oder  ausserhalb  desselben8).  Eben 
desshalb  sind  die  inländischen,  auswärts  befindlichen  Recktsgütor 
gleichmä8sig  sowohl  gegen  die  von  Inländern  als  auch  gegen  die 
von  Ausländern  unternommenen  Angriff«  geschützt.  Aber  doch  ist 
nicht  die  gesammtc  inländische  Rechtsgüterwelt  gegen  die  im  Aus- 
lande erfolgten  Angriffe  geschützt  durch  dem  Inlande  erwachsende 
Strafansprüche;  vielmehr  strafen  die  Kantone  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Realpriuzips  nur  diejenigen  auswärts  verübten  Delikte,  durch 
welche  entweder  der  Staat  selbst  oder  die  ihm  ungehörigen  Personen 
verletzt  werden,  nicht  auch  darüber  hinaus  noch  solche  Delikte,  wo- 
durch andere  unter  dem  staatlichen  Schutze  stehende  Institutionen 
und  Güter  angegriffen  werden.  Esstrafen:  Aargau  die  „gegen  den 
Kanton  oder  Kantonsbewohner“,  Luzern  die  „gegen  den  Kanton, 
dessen  Angehörige  oder  Einwohner“,  Obwalden  die  „gegen  den 
Kanton  oder  dessen  Behörden  oder  Angehörige“,  Thurgau,  Schaff- 
hausen, Glarus,  Zürich,  Appenzell,  Schwyz,  Solothurn  und  St.  Gallen 
die  „gegen  den  Kanton  oder  dessen  Angehörige“  auswärts  verübten 
Delikte;  wobei  „Kautonsangehöriger“  in  dem  oben  erwähnten  Sinne 
gebraucht  ist.  Nur  Freiburg  ist  auch  hier  enger,  indem  es  ausser 
den  „gegen  den  Kanton“  gerichteten  Verbrechen  nur  die  „gegen 
Kantonsbürger“  (ressortissants)  erwähnt.  Der  Neuenburger  Entwurf 
erklärt  seine  Strafbestimmungen  für  anwendbar:  „aux  délits  commis, 
ou  tentés  hors  du  canton,  au  préjudice  de  l’Etat,  de  ses  ressortissants, 
ou  même  de  Suisses  ou  d’étrangers  qui  y sont  domiciliés,  pourvu, 
dans  ces  deux  derniers  cas,  qu’il  ne  s’agisse  pas  de  délits  commis 
dans  leur  pays  d’origine“.  AVer  also  einen  Neuenburger  beraubt, 
soll  in  Neuenburg  bestraft  werden,  gleichviel  wo  die  That  geschah  ; 
wer  einen  in  Neuenburg  ansässigen  Züricher  oder  Deutschen  be- 
raubt, kann  in  Neuenburg  nur  für  den  Fall  gestraft  werden,  dass 
die  That  nicht  in  Zürich  beziehungsweise  in  Deutschland  geschah. 

Hiernach  scheiden  überall  diejenigen  Delikte  ans,  bei  welchen 
zweifellos  weder  der  Staat  noch  die  Rechte  der  Person  das  Objekt 

*)  Vergl.  r.  Itvhiand  a.  a.  0.  Seite  138  fl’. 

*)  Anders  z.  B.  Sachsen  1855,  Art.  5,  Nr.  1;  Solothurn  1859,  § 4. 
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des  verbrecherisch  en  Angriffes  bilden;  es  gehören  z.  B.  hierher:  Er- 
regung öffentlichen  Aergernisscs,  Verbreitung  unzüchtiger  Schriften, 
Unzucht  inter  hominem  et  bestiam,  Beschimpfung  von  Religions- 
gemeinschaften, Gotteslästerung,  Zweikampf1),  Incest  u.  a. 

Unter  der  allgemeinen  Bezeichnung  „Verbrechen  gegen  den 
Kanton“  sind  nicht  nur  die  Angriffe  auf  dessen  Bestand  als  solchen 
begriffen,  sondern  auch  die  gegen  seine  finanziellen  und  wirtschaft- 
lichen Grundlagen  gerichteten  Angriffe;  es  fallen  also  darunter  nicht 
blos  politische  Verbrechen  gegen  den  Staat,  sondern  auch  Delikte, 
welche  Privatrechte  des  Fiskus  verletzen,  z.  B.  der  gegen  den  Kanton 
in  Bezug  auf  privatrechtliche  Vermögensverhältnisse  verübte  Betrug, 
weiter  Diebstahl  und  Unterschlagung  au  Staatsgut,  der  in  einem 
auswärts  anhängigen  Zivilprozesse  zum  Nachteile  des  Kantons  ge- 
leistote Meineid  u.  s.  w.  Freilich  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  der  Be- 
griff der  gegen  den  Kanton  gerichteten  Verbrechen  in  manchen 
Fällen  zu  Zweifeln  Anlass  geben  kann2),  was  ebenso  — aber  doch 
in  viel  geringerem  Masse  — auch  von  dem  Begriffe  der  gegcti  die 
Privatperson  gerichteten  Delikte  gilt. 

Dass  eine  Verletzung  des  Kautons  oder  eines  Angehörigen  des- 
selben wirklich  eingetreten  sei,  ist  nicht  erforderlich  ; daher  ist  nicht 
nur  das  vollendete,  sondern  auch  — wie  allein  der  Neuenburger 
Entwurf  dies  speziell  hervorhebt  — das  versuchte  Delikt  strafbar. 

4)  Ganz  allgemein,  auch  für  die  unter  I erwähnten  Gesetz- 
gebungen, gilt  der  Satz,  dass  die  auswärts  von  Ausländern  gegen 
fremde  Staaten  oder  deren  Angehörige  verübten  Delikte  auch  an 
dem  auf  inländischem  Gebiete  weilenden  Thäter  vom  Itilande  nicht 
gestraft  worden. 

')  Gerade  bezüglich  des  Zweikampfe » haben  aber  die  allgemeinen  Bestim- 
innngcn  über  Bestrafung  auswärts  begangener  Delikte  eine  Erweiterung  und  Modifi- 
kation erfahren  in  Wallis  Art.  211,  Luzern  § 170,  Obwalden  § 87,  letztes  Alinea, 
und  Freiburg  Art.  382.  Danach  finden  die  inländischen  Strafvorschriften  über  das 
Duell  auf  die  dabei  betheiligten  l’ersoneu  — in  Obwalden  jedoch  nur,  sofern  sie 
„Kantonsbcwohuer“  sind  — auch  dann  Anwendung,  wenn  man  sich  zur  Ausführung 
eines  im  Kanton  verabredeten  Zweikampfes  ausser  Landes  begab  und  denselben 
auf  fremdem  Boden  vollbrachte. 

Vergl.  auch  Baselstadt  Kriminalgesetzbnch  1835.  §§  182,  133. 

*)  Z.  B.  Ein  Kanton  ersucht  einen  andern  um  Auslieferung  eines  Verbrechers; 
diesen  hält  ein  Angehöriger  des  ersuchten  Kantons  wissentlich  verborgen,  um  ihn 
der  Bestrafung  zu  entziehen.  Begeht  derselbe  im  Sinne  der  hier  fraglichen  Bestim- 
mungen ein  Delikt  gegen  den  ersuchenden  Kanton  V Eine  Reihe  von  liier  aiiftaucheuden 
Zweifeln  hat  Ohieahlen  dadurch  ausgeschlossen,  dass  es  ausdrücklich  auch  da- 
gegen Behörden  des  Kantons  verübten  Delikte  hervorhebt. 
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B. 

Die  im  Vorigen  di  r inländischen  Strafgewalt  rücksichtlich  ihrer 
Objekte  gezogene  Grenzlinie  hat  zunächst  nur  die  negative  Bedeu- 
tung, dass  alle  ausserhalb  dieser  Linie  gelegenen  Delikte  im  Inlande 
schlechthin  nicht  gestraft  werden  können  ; sie  hat  aber  nicht  auch 
die  Bedeutung,  dass  alle  innerhalb  der  gezeichneten  Peripherie  fal- 
lenden Delikte  bedingungslos  und  ohne  Weiteres  vom  Inlandc  gestraft 
werden  dürften  oder  gar  gestraft  werden  müssten.  Vielmehr  bedarf 
es  regelmässig  noch  bestimmter  weiterer  Voraussetzungen,  damit  im 
einzelnen  Falle  ein  der  inländischen  Strafgewalt  nicht  entzogenes 
Auslanddelikt  auch  thatsüchlich  im  Inlandc  zur  Bestrafung  gelangen 
könne  bozw.  müsse. 

Und  auch  in  Behandlung  dieser  Voraussetzungen  sind  die  Kan- 
tonalstrafrechte vielfach  von  einander  abgewichen. 

Bemerkenswerth  ist  dabei  vorab  ein  Doppeltes  : 

1)  Die  meisten  der  Gesetzbücher  lassen  die  Bestrafung  der 
fraglichen  Auslanddelikte  nicht  etwa  nur  ausnahmsweise  eintreten, 
sondern  betrachten  deren  Bestrafung  als  Kegel  ; umgekehrt  erscheint 
nach  einigen  Strafgesetzbüchern  die  Nichtbestrafung  der  Ausland- 
dclikte  als  die  Kegel,  von  welcher  nur  ausnahmsweise  abgegangen 
wird.  Es  ergibt  sich  dies  daraus,  dass  die  Mehrzahl  der  Strafgesetz- 
bücher die  auswärts  begangenen  Delikte  rücksichtlich  ihrer  Verfolg- 
barkeit ganz  auf  dieselbe  Stufe  mit  deu  im  Inlandc  verübten  Delikten 
stellt,  demnach  die  Strafverfolgung  dor  ersteren,  sobald  die  jeweils 
erforderlichen  Voraussetzungen  gegeben  sind,  kategorisch  vorschreibt 
(Legitimitätsprinzip),  dass  dagegen  die  anderen  Gesetze  die  Verfol- 
gung der  auswärts  verübten  Delikte,  wenn  im  konkreten  Falle  die 
näheren  Bedingungen  der  Verfolgbarkeit  erfüllt  sind,  nicht  imperativ 
auordnen,  sondern  lediglich  gestatten  (Opportunitätsprinzip;  fakul- 
tative Bestrafung). 

Das  Letztere  ist  geschehen  itx  Waadt,  Neuenbürg  und  Basel 
durch  die  auf  alle  hier  der  inländischen  Strafgewalt  unterliegenden 
Auslauddelikte  sich  beziehende  Bestimmung:  Sie  können  verfolgt 
werden  {„peut  être  poursuivi*).  Auch  I Vallus  huldigt  demselben 
Prinzip  („ pourra  être  poursuivi“),  lässt  aber  die  eine  Ausnahme  zu, 
dass  der  Fremde  wegen  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Staates 
und  wegen  Nachmachung  der  Staalssiegcl  „ sera  jugé  et  puni* 
(O.  pou.  Art.  10).  Bern,  im  Uebrigen  den  entgegengesetzten  Stand- 
punkt vertretend,  gebraucht  in  Art.  14  Strafverfahren  die  fakul- 
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tative  Ausdrucksweise:  Wegen  der  im  Ausland  an  Schweizerbürgern 
begangenen  Verbrechen  „kann“  die  Verfolgung  und  Beurtheilung 
eintreten. 

Die  Strafgesetzbücher  der  vorhin  nicht  genannten  Kantone 
sprechen  sieh,  in  der  Fassung  nur  wenig  variirend,  apodiktisch  da- 
hin aus:  „Den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzbuches  sind 
unterworfen“  oder  „Nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches 
sind  zu  beurtheilen“  u.  s.  w.  (folgen  nebeneinander  die  im  Inland  be- 
gangenen und  die  näher  bestimmten  auswärts  verübten  Delikte). 

2)  Eine  Anzahl  Strafgesetzbücher  überlässt  die  Entscheidung 
darüber,  ob  wegen  eines  im  Auslande  begangenen  Deliktes  oin  Straf- 
verfahren eingeleitet  werden  soll,  nicht  don  Strafgerichten  oder  der 
sonst  mit  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  betrauten  Behörde,  sondern 
verlangt  vorab  eine  die  konkrete  Verfolgung  anordnende  Entsehliess- 
ung  der  obersten  Regierungsbehörde.  Während  diese  der  Einleitung 
der  gerichtlichen  Untersuchung  vorausgehende  Autorisation  in  Neuen- 
bürg, Wallis  und  St.  Galten  (auch  im  Neuenburger  Entwürfe)  stets 
erforderlich  ist,  bedarf  es  derselben  in  Waadt  und  Solothurn  nur 
bei  den  gemäss  dem  Personalitätsprinzip  der  inländischen  Straf- 
gewalt unterliegenden  Delikten,  dagegen  nicht  bei  den  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Realprinzips  verfolgbaren  Handlungen.  Hierbei 
kann  nicht  zweifelhaft  sein,  einerseits,  dass  die  Autorisation  nur  or- 
theilt werden  kann,  sofern  die  übrigen  im  Gesetze  vorgesehenen 
materiellen  Bedingungen  der  Verfolgbarkeit  erfüllt  sind,  anderseits, 
dass  nur  in  Wallis  im  Falle  des  Art.  10,  Code  peu.,  die  Autori- 
sation ertheilt  werden  muss. 

Dies  vorausgeschickt,  sind  nun  die  fraglichen  Voraussetzungen 
selbst  näher  in’s  Auge  zu  fassen. 

Was  sich  der  Untersuchung  hier  an  erster  Stelle  darbietet,  ist 
die  Frage: 

I.  Muss  eine  auswärts  begangene,  nach  inländischem  Rechte 
strafbare  Handlung,  damit  sie  im  Inlande  verfolgt  werden  könne, 
auch  nach  den  am  Begehungsorte  geltenden  Gesetzen  strafbar  sein? 

Eine  genügend  bestimmte  Antwort  auf  diese  Frage  findet  sich 
nur  in  der  Minderzahl  der  Strafgesetzbücher,  und  zwar  ist  hier  die 
Frage  entweder  schlechthin  bejahend,  oder  nher  für  einen  Theil 
der  Auslanddelikte  bejahend,  für  einen  anderen  Theil  verneinend 
entschieden.  Die  erstere  Gruppe  bilden  Aargau,  Appenzell,  Solo- 
thurn und  der  Neuenburger  Entwurf.  Das  appenzell’sche  Straf- 
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gesctzbuch  (§  1)  bestimmt,  dass  alle  Auslanddelikte  iin  Inlande 
nur  verfolgt  werden  können,  „ insofern  die  Begangonschaften  am 
Iîegebungsorte  selbst  strafbar  wären“,  und  dieselbe  Bestimmung 
enthält  der  Xeuenburger  Entwurf  (Art.  6,  AI.  2,  Z.  1),  woselbst 
auswärts  verübte  Delikte  immer  nur  unter  der  Voraussetzung  ge- 
straft werden,  „qu’ils  constituent  des  infractions  dans  le  pays  où  ils 
ont  été  commis“.  ')  Ebenso  wird  die  allgemeine  Anordnung  in  Solo- 
thurn, § 4,  Al.  2:  „Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Gesetzo  des 
Begehungsortes  bezüglich  der  eingeklagten  Uebortretuug  mildere 
Bestimmungen  enthalten  als  die  unsrigen,  kommen  erstere  zur  An- 
wendung“, nicht  strikte  auf  ihren  buchstäblichen  Wortsinn  zu  be- 
schränken, sondern  auch  dahin  zu  interpretiren  sein,  dass  stets 
die  Straflosigkeit  nach  dem  auswärtigen  Hechte  die  inländische  Be- 
strafung ausschliesst.  Und  das  Gleiche  wird  von  der  aargauischen 
Bestimmung  (Jj  2,  Al.  2)  gelten  müssen,  dass  auf  alle  ausserhalb 
des  Kantons  begangenen  Verbrechen  das  Gesetz  des  Begehungsortes 
anzuwenden  ist,  wenn  dasselbe  eine  geringere  Strafe  vorsehreibt  als 
das  aargauische.  Freilich  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  hier  sowohl 
wie  bezüglich  Solothurn  doch  der  Zweifel  möglich  bleibt,  ob  nicht 
argumento  e contrario  zu  folgern  ist,  dass,  wenn  die  Gesetze  des 
Begehungsortes  keine  Bestimmungen  enthalten  (die  Handlung  also 
für  straflos  erklären),  das  inländische  Gesetz  anzuwenden  sei. 

Schaffhausen,  Basel  und  Genf  haben  die  Strafbarkeit  am  Be- 
gchuugsorte  ausdrücklich  zu  einer  Voraussetzung  der  Strafbarkeit 
im  Inlande  nur  rücksichtlich  der  gemäss  dem  Personalitätsprinzip 
zu  strafenden  Delikte  erhoben  und  durch  eine  scharf  acceutuirte 
Gegenüberstellung  gleichzeitig  ausser  allen  Zweifel  gesetzt,  dass  die 
dem  Realprinzip  unterstellten  Delikte  auch  dann  der  inländischen 
Bestrafung  anheimfallen,  wenn  sie  nach  den  am  Begehungsorte  gel- 

')  Man  konnte  für  Appemttt  und  den  Ntutnbwyer  Entwurf  aus  der  posi- 
tiven Fassung,  dass  die  Handlung  auch  nach  den  Gesetzen  des  Begehungsortes 
strafbar  sein  müsse,  den  Schluss  ziehen  wollen,  dass  die  inländische  Strafbarkeit 
stets  von  zwei  pusitieen  Bedingungen  abhängig  sei,  nämlich  von  der  Strafdrohung 
eines  inländischen  und  der  eines  ausländischen  Gesetzes,  dass  somit  die  in  staaten- 
losem Gebiete  begangenen  Delikte  im  Inlande  schlechthin  nicht  vcrfolgbar  seien. 
Fs  hat  aber  doch  nur  gesagt  werden  sollen,  dass  diejenigen  auswärts  begangenen 
Handlungen  nicht  bestraft  werden  können,  welche  von  den  am  Bcgehuugsorte 
etwa  geltenden  Gesetzen  straflos  gelassen  sind.  — Diese  Bemerkung  gilt  ebenso 
für  J 'faxet,  Annjau,  Lurent  und  Soluthum  (vgl.  die  folgende  Anm.),  nicht  aber  für 
Genf,  wo  allerdings  die  hier  abgelehnte  Bedeutung  die  vom  Gesetze  gewollte  ist 
(vgl.  oben).  Die  präzisere  ne/jntice  Fassung  findet  sieh  in  Scha/fhausen  und  Tessin. 
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tendon  Gesetzen  straflos  sein  sollten.  Ganz  dasselbe  ist  nach  dem 
luzernischen  Strafgesetzbuch  Rechtens,  obwohl  hier  der  Text  nicht 
so  unzweideutig  ist.  ’) 

Von  den  letztgenannten  unterscheiden  sich  die  Strafgesetzbücher 
von  Tessin  und  Zug  lediglich  dadurch,  dass  hier  nicht  bei  allen  ge- 
mäss dem  Realprinzip  zu  strafenden  Delikten,  sondern  nur  bei  den 
gegen  den  Kanton  selbst  gerichteten  die  nach  dem  ausländischen 
Recht  begründete  Straflosigkeit  irrelevant  ist,  so  dass  in  Zug  die 
von  Kantonsangehörigen,  auch  gegen  solche,  und  in  Tessin  die  von 
Tessinern  und  die,  gleichviel  von  wem,  gegen  Tessiner  auswärts  ver- 
übten Delikte  im  lnlande  ungestraft  bleibon  müssen,  wenn  sie  nach 
dem  am  Begehnngsorte  herrschenden  Rechte  straflos  sind.  2) 

Die  Strafgesetzbücher  der  übrigen  Kantone  haben  die  vor- 
liegende Frage  nicht  ausdrücklich  entschieden,  weshalb  deren  Be- 
antwortung hier  ans  anderweitigen  Bestimmungen  geschöpft  werden 
muss.  Dabei  mag  an  dieser  Stelle  hervorgehoben  werden,  dass  nach 
mehreren  Gesetzgebungen  die  von  Kautonsangehörigen  auswärts  ver- 
übten, nicht  gegen  den  Kanton  oder  dessen  Angehörige  gerichteten  De- 
likte nur  gestraft  werden,  „sofern  die  von  der  auswärtigen  zuständigen 
Behörde  begehrte  Auslieferung  verweigert  wird“,  und  dass  mit  dieser 

')  Schaffhausen,  § 3 4,  AI.  2:  Wenn  die  Handlung  des  Inländers  „nach  den 
Gesetzen  des  Orte«  der  begangenen  That  gar  nicht  . . . mit  Strafe  bedroht  ist,  so 
kommen,  insofern  die  Handlung  nicht  gegen  den  Kanton  oder  einen  Kantonsange- 
hörigen gerichtet  war,  die  Bestimmungen  des  betreffenden  ausländischen  Gesetzes  zur 
Anwendung“.  — Basel,  § 2,  Z.  1 . . . „sofern  die  Handlung  (des  Kantonsangehörigen) 
anch  nach  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  sie  begangen  wurde,  strafbar  ist“.  — Genf, 
G.  d’instr.  p.,  Art.  8,  „Le  Genevois,  etc.  . . . lorsque  l’infraction  est  punissable 
dans  le  pays  oit  elle  fut  perpétrée“.  (Ebenso  der  Benz’sche  Entwurf  eines  Straf- 
gesetzbuches fftr  Zllrich,  § 2,  Z.  3.)  — Luzern,  § 2 4,  Al.  2:  „Ist  das  Strafgesetz 
des  Staates,  wo  das  Verbrechen  verübt  wurde,  erwirsenermassrn  milder  als  das 
hiesige,  so  kommt  da«  mildere  Gesetz  zur  Anwendung“,  unterliegt  einer  ähnlichen 
«xteusiven  Interpretation  wie  Aargau  2,  AI.  2,  und  Solothurn  4,  Al.  2. 

’)  Tessin,  Art.  6,  § 2 (bezieht  sieh  nur  auf  die  Art.  4 und  ö,  nicht  aber 
auch  auf  Art.  3):  „Se  il  criinitie  o delitto  imputato  non  fosse  quaiiticato  talc,  nè 
punito  dalle  leggi  dello  Stato,  in  cui  fu  commesso,  . . . non  avrä  luogo  aleuna 
processura.“  — Zug,  § 2,  Al.  2:  auch  hier  ist  die  Wendung  „nur  unter  den  Be- 
schränkungen and  Voraussetzungen  des  milderen  Strafgesetzes,  sei  cs  des  Ortes 
der  Begehung  oder  des  hiesigen  Kantons“,  extensiv  auszulegen  wie  oben  Luzern, 
Aargau  und  Solothurn.  Dagegen  scheint  es  wegen  des  engeren  Wortlautes  in 
Waadt,  Art.  14,  und  St.  Gallen,  § 4,  letztes  Al.,  nicht  angängig,  auch  diese  Stellen 
hierher  zu  ziehen.  (Das  frühere  Strafgesetzbuch  für  Sl.  Gallen  (1857)  bestimmte 
in  § 4 4,  letztes  Al.,  für  alle  Auslatiddelikle,  dass  sic  im  Kanton  nicht  zu  strafen 
seien,  wenn  sie  an  Orlen  begangen  werden,  „wo  sie  mit  keiner  Strafe  belegt  siud“.) 
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Beschränkung  stillschweigend  die  nach  dom  liechte  des  Begehungsorte» 
begründete  Straflösigkeit  der  Handlung  als  Ausschliessungsgruud  der 
inländischen  Verfolgung  anerkannt  ist.  Das  Gesagte  gilt  von  Glarus, 
Zürich,  Schwyz  und  St.  Gallen,  deren  Stellung  zu  der  vorliegenden 
Frage  daher  dieselbe  ist  wie  die  der  Strafgesetzgebungen  von  Schatt- 
hausen,  Basel,  Genf  und  Luzern,  jedoch  immerhin  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  die  in  den  letzteren  Gesetzbüchern  hervorgehobene, 
zum  Schlüsse  e contrario  zwingende  Gegenüberstellung  hier  fehlt.  ’) 

II.  Nur  einer  von  den  unter  I genannten  Kantonen,  nämlich 
Schaff  hausen,  hat  sich  rücksichtlich  der  hier  fraglichenVoraussetzungen 
auf  die  Beantwortung  der  soeben  abgehandelten  Frage  beschränkt. 
Das  Strafgesetzbuch  von  Schaffhausen  enthält  in  g 3 die  eben  er- 
wähnte Bestimmung,  dass  die  gegen  den  Kanton  oder  dessen  An- 
gehörige verübten  Auslnuddelikfo  auch  daun  im  lnlande  zu  ver- 
folgen sind,  wenn  sie  nicht  uutcr  dio  am  Begebungsorte  geltenden 
Strafgesetze  fallen,  dass  dagegen  andere  von  Inländern  verübte  Aus- 
lauddelikte  nicht  gestraft  werden  können,  falls  sie  nach  dem  liechte 
des  Begehungsortes  straflose  Handlungen  sind.  *)  Irgend  eine  weitere 
Voraussetzung  für  die  Verfolgung  und  Bestrafung  auswärts  verübter 
Delikte  hat  das  schaffhausen’sche  Strafgesetzbuch  nicht  aufgestellt. 

‘)  Das  Weitere  unten. 

*)  Anders  der  III.  Entwurf  eines  neuen  Strafgesetzbuches  für  den  Kanton 
Sthafjhmtxen  (1889),  Alt  3.  Auch  hiernach  werden  die  von  N'ichtangehörigon  des 
Kantons  begangenen,  gegen  denselben  oder  dessen  Angehörige  gerichteten  Delikte 
ohne  Rücksicht  auf  das  am  Begehungsorte  geltende  Recht  bestraft,  dagegen  die 
von  Inländern  ausw  ärts  verübten  Delikte  nur,  sofern  sie  auch  nach  der  betreffenden 
ausländischen  Gesetzgebung  strafbar  sind;  das  l.etztere  aber  — und  darin  liegt 
der  Unterschied  — gilt  auch  dann,  wenn  die  Tliat  des  Inländers  gegen  den  Kanton 
oder  Angehörige  desselben  gerichtet  ist.  — Diese  Neuerung  ist  völlig  verfehlt. 
Denn  wollte  mau  bei  den  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Realprinzips  zu  strafenden 
Delikten  dem  auswärtigen  liechtszustande  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des  Thäters 
überhaupt  einen  Einfluss  verstauen,  so  hätte  dies  gerade  in  der  umgekehrten  Weise 
geschehen  müssen,  nämlich  so,  dass  wegen  dieser  Delikte  der  Inländer  stets, 
der  N'icbtangebörige  des  Kantons  dagegen  nur  dann  zu  bestrafen  wäre,  wenn  seine 
Handlung  auch  nach  dem  ausländischen  Rechte  strafbar  war.  — Der  Entwurf  be- 
stimmt. in  Abänderung  des  geltenden  Rechtes,  weiter,  dass  die  auswärts  begangenen 
Verbrechen  oder  Vergehen,  wenn  der  Thäter  ein  Inländer  ist.  nur  gestraft  werden, 
sofern  „sie  im  Auslände  nicht  zur  Bestrafung  gelangen“,  wenn  der  Tiiater  ein 
N ich  tangehöriger  des  Kantons  und  die  That  gegen  den  Kauton  oder  dessen  An- 
gehörige gerichtet  ist,  nur  „sofern  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  den  aus- 
wärtigen Maat  nicht  erwirkt  werden  kann“.  — Auch  hier  ist  also  die  Materie 
nur  unvollständig  geregelt. 
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'Welchen  Einfluss  die  auswärts  stattgehabte  Aburtheilung,  die  völlige 
oder  theilweise  Yerbfissung  der  auswärts  verhängten  Strafe,  die 
nach  dem  ausländischen  Rechte  eingetretene  Verjährung  der  Straf- 
verfolgung oder  Strafvollstreckung,  die  im  Ausland  ortheiltc  Be- 
gnadigung ausübe  — alles  das  ist  irn  Gesetze  nicht  erwähnt,  und 
der  Umstand,  dass  für  die  mit  den  Inlanddoliktcn  in  demselben 
Paragraphen  zusammengefassten  Auslanddelikte  kategorisch  ange- 
ordnet wird  : „Sie  sind  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzbuches unterworfen“,  legt  die  Yerinuthung  nahe,  dass  nach  Ab- 
sicht dos  Gesetzes  den  sämmtlichen  vorhin  bozeiehneten  Einwir- 
kungen des  ausländischen  Rechtes  oder  der  auswärtigen  Justizhoheit 
im  lulande  keinerlei  Einfluss  gestattet  werden  soll.  Diese  Grund- 
anschauung dos  Gesetzes,  wonach  das  Inland  befugt  ist,  seine  selb- 
ständige Strafgewalt  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Aeusserungeu  kon- 
kurrironder  Btrafansprüche  des  Auslandes  auszuüben,  muss  aber  doch 
für  den  Fall  eine  Modifikation  erleiden,  dass  der  Thiiter  wegen  seines 
Verbrechens  zufolge  ausländischen  Urtheils  ^tatsächlich  schon  Strafe 
vnbiütt  hat.  Da  nämlich  die  Gesetze  des  Inlandes  die  nach  ihnen 
zu  verhängende  Strafe  als  die  gerechte  Sühne  erachten,  so  können 
sie  nicht  zugeben,  dass  mehr  als  diese  gerechte  Strafe  erduldet 
werde,  und  daher  muss  stets  die  auswärts  alxjehnsste  Strafe  von  der 
neuerdings  im  lulande  zu  erkennenden  in  Abzug  gebracht  werden. 
In  diesem  Sinne  ‘)  ist  § 4,  Strafgesetzbuch:  „Niemand  darf  wegen 
einer  und  derselben  strafbaren  Handlung  oder  Unterlassung  zwei- 
mal bestraft  werden“,  auch  auf  die  ausländischen  Strafurtheile  zu 
beziehen,  aber  auch  nur  in  diesem  Sinne,  so  dass  den  Straferkonut- 
nissen  des  Auslandes,  mögen  sie  auf  Freisprechung  oder  Verurthei- 
lung  lauten,  in  keinem  Falle  die  Bedeutung  zuerkannt  ist,  dass  sie 
die  erneute  Strafverfolgung  im  lulande  verhindern  könnten. 

Zu  beachten  ist  noch,  dass  nach  dem  Gesetze  die  Entstehung 
oder  Ausübung  des  inländischen  Strafanspruohes  nicht  dadurch  be- 
dingt erscheint,  dass  der  Thäter  freiwillig  oder  durch  Auslieferung 
gezwungen  das  Inland  betritt;  vielmehr  erwächst  sogleich  mit  der 
auswärts  verübten  That  dem  Inlande  gegen  den  Thäter  eine  Straf- 
befugnis«, welche  der  gleichzeitig  für  das  Ausland  entstandenen  ror- 

’)  Nur  für  die  im  Inlaude  — gleichviel  oh  wegen  Inland-  oder  Auslanddelikten 
— ergangenen  Strafurtheile  sind  die  Worte  des  § 4 „bestraft  werden“  in  dein 
weiteren  Sinne  des  „Ne  lös  in  idem“  zu  verstehen,  wonach  auch  nach  rechts- 
kräftiger Freisprechung  nicht  nochmals  wegen  derselben  That  ein  neues  Straf- 
verfahren stattlinden  darf. 
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geht  und  auch  gegen  den  abwesenden  Thäter  im  Kontumazial ver- 
fahre n geltend  zu  machen  ist.  *) 

III.  Abgesehen  von  Schaffhausen  scheiden  sieh  nun  die  Kantone 
in  zwei  Gruppen:  die  eine  derselben  hat  die  hier  fraglichen  weiteren 
Voraussetzungen  für  alle  Auslanddelikte  gleichnamig,  die  andere 
dagegen  verschieden  normirt,  je  nachdem  es  sich  um  Delikte  handelt, 
die  gemäss  dem  Personalitätsprinzip,  oder  solche,  die  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Kealprinzips  vom  Inlande  gestraft  werden.  Nur 
Neuenburg  bildet  eine  Gruppe  für  sich,  da  bei  der  hier  ausschliess- 
lichen Geltung  des  Personalitätsprinzips  eine  Verschiedenheit  «1er 
Prinzipien  selbstverständlich  für  die  N'ormirung  der  Voraussetzungen 
der  inländischen  Strafverfolgung  nicht  mitgewirkt  haben  kann. 

1)  Damit  der  Neuenburger  wegen  eines  der  in  Art.  265,  C.  pcn., 
aufgeführten  auswärts  begangenen  Delikte  im  Inlande  bestraft 
werden  könne,  bedarf  es  (ausser  der  schon  erwähnten  formellen  Be- 
dingung einer  réquisition  du  pouvoir  exécutif)  zweier  materieller 
Voraussetzungen,  einer  positiven,  nämlich  „qu’il  rentre  sur  le  terri- 
toire du  C'antou“,  und  einer  negativen  „qu’il  n’a  pas  déjà  été  jugé 
contradictoirement  en  pays  étranger“. 

So  lange  der  Inländer  nach  der  auswärts  vollbrachten  That 
nicht  in  den  Kanton  Neuenburg  freiwillig  zurückkehrt,  steht  dieser 
der  Sache  völlig  indifferent  gegenüber;  er  fühlt  sich,  auch  wenn 
die  That  gegen  einen  N'eueuburger  gerichtet  war,  durch  das  aus- 
ländische Ereigniss  in  keiner  Weise  berührt;  speziell  liegt  für  ihn 
zu  einem  Auslieferungsbegehren  kein  Anlass  vor,  da  ein  Strafan- 
sprueb  nicht  zur  Entstehung  gekommen  ist  und  durch  die  erzwungene 
Itückkehr  des  Thäters  nicht  zur  Entstehung  gebracht  werden  kann. 
Das  Iuland  überlässt  die  Tilgung  der  Strafthat  in  erster  Linie  aus- 
wärtigen Strafgewalten,  der  des  Begehungsortes  und  allen  anderen, 
tlie  sich  etwa  intercssirt  finden;  sich  selbst  legt  es  jedenfalls  erst 
mit  dem  Moment  einen  Strafanspruch  bei,  in  welchem  der  Thäter 
freiwillig  das  Kantonsgebiet  betritt.  Dieser  eigene  Strafanspruch  ist 
aber  ein  durchaus  subsidiärer,  der  überhaupt  nicht  mehr  entstehen 
kann,  wenn  eines  der  prinzipaion  Strafrechte  in  einem,  kontradik- 
torischen Verfahren  gegen  den  Thäter  zum  Austrage  gebracht  ist. 

')  Der  Satz,  dass  auch  gegen  den  abwesenden  Thäter  in  contumaciam  vor- 
zugehen  sei.  wird  aber  — und  das  gilt  selbstverständlich  nicht  nur  für  Schaft- 
hausen  — für  den  Fall,  dass  der  Thäter  sich  in  einem  anderen  schweizerischen 
Kantone  befindet,  moditizirt  durch  das  ßundesanslieferungsgesetz.  S.  darüber  unten. 
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Also  nicht  nur  die  völlige  Konsumtion  einer  der  prinzipalen  Straf- 
befugnisse, sei  es  durch  rechtskräftige  Freisprechung,  sei  es  durch 
Yerurtheilung  und  Strafvollzug,  verhindert  die  Entstehung  des  sub- 
sidiären inländischen  Strafanspruches,  sondern  nach  dem  Wortlaute 
des  Gesetzes  schon  die  Thatsache,  dass  der  Thäter  in  fremdem 
Lande  (gleichviel  oh  am  Begehungsorte  oder  sonstwo)  in  einem 
kontradiktorischen  Verfahren  beurtheilt  worden  ist.  Hiernach  sind 
ausländische  Kontuniaziulurtheilc  vom  Inland  zu  ignorireu;  dagegen 
ist  mit  den  auf  kontradiktorische  Verhandlung  im  Auslande  er- 
gangenen Urtheilen  die  Sache  für  das  Inland  definitiv  erledigt,  auch 
schon  vor  deren  Rechtskraft  und,  falls  es  sich  um  ein  verurtheilendes 
Erkenutniss  handelt,  auch  dann,  wenn  der  Yorurtheiltc  sich  der  Yer- 
biissung  der  Strafe  durch  die  Flucht  nach  Neuenburg  entzogen  hat. 
Für  diesen  letzteren  Fall  — wonach  z.  B.  der  Neuenburger,  der 
wegen  eines  au  seinem  Landesgenossen  auswärts  begangenen  Raub- 
mordes dort  verurtheilt,  dann  aber  auf  ncuenburgisches  Gebiet  ent- 
kommen ist,  hier  nicht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann  — 
gewährt  freilich  Art.  9 C.  de  proe.  pén.  ’)  die  nothwendigste  Abhülfe, 
indem  er  die  Auslieferung  auch  des  Inländers  gestattet.  Ob  das 
ausländische  Urthcil  von  einem  zuständigen  oder  unzuständigen  Ge- 
richte gefällt  war,  will  das  Inland  nicht  untersuchen;  es  begnügt 
sich  mit  der  ThatHache  der  stattgehabten  Beurtheilung.  Kehrt  der 
noch  unbestrafte  Thäter  erst  zu  einer  Zeit  zurück,  in  welcher  nach 
neuenburgischem  Rechte  die  Straf  klage  verjährt  ist,  so  kann  er 
selbstverständlich  hier  nicht  mehr  bestraft  werden,  sollte  auch  nach 
dem  Rechte  des  Begehungsortes  die  Verjährung  noch  nicht  einge- 
treten sein-).  Ueber  den  umgekehrten  Fall,  da-s  nach  dem  aus- 
wärtigen, nicht  aber  dem  inländischen  Rechte  die  Verjährung  ab- 
golaufen  ist,  schweigt  das  Gesetz,  was  dahin  auszulegen  sein  wird, 
dass  in  solchem  Falle  allerdings  im  Inlaude  noch  gestraft  werden  kann. 
Ebenso  bei  auswärts  gewährter  Abolition.  Was  die  Begnadigung  im 
Auslände  betrifft,  so  hindert  diese  die  inländische  Verfolgung  nicht, 
sofern  sie  die  durch  Kontumazialurthcil  verhängte  Strafe  nachliess; 
andernfalls  hat  schon  das  der  Begnadigung  vorausgegangene  kontra- 
diktorische Verfahren  die  Bestrafung  im  Inlande  unmöglich  gemacht. 

')  Art.  9:  L'extradition  dun  Neucliätelois  . . . peut  être  . . accordée  . . par 
le  Conseil  d'Etat. 

3)  Auslieferung  wird  aber  auch  in  solchem  Falle  bewilligt.  Vgl.  Entschei- 
dungen des  Bundesgerichts  I,  133;  III,  5tS:  IV,  125.  Boxsei,  les  traités  d’extra- 
dition de  la  Suisse  1S79,  S.  31  f. 
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Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Art.  264  und  266 
sich  nur  beziehen  auf  die  im  Art.  265  aufgcznhlten  Delikte,  dass 
daher  die  hier  gegebene,  auf  ein  unbegrenztes  Vertrauen  in  das 
Strafrecht  der  fremden  Staaten  gegründete  Regelung  dieser  Materie 
sich  nicht  erstreckt  auf  auswärts  verübten  Hoch-  und  Landesverrat 
gegen  den  Kantou  (Art.  44,  45  pén.,  Art.  1 des  Bundesstrafge- 
setzes), worüber  unten. 

2)  Obwohl  aus  verschiedenen  Prinzipien  die  Auslanddelikte 
strafend,  haben  doch  die  weiteren  Voraussetzungen  ihrer  Bestrafung 
gleichmässig  geordnet:  Obwalden,  Freiburg,  Basel  und  der  Xeuen- 
burger  Entwurf. 

Nach  den  ersteren  drei  Gesetzgebungen  ist  der  inländische 
Strafanspruch  unabhängig  von  der  Anwesenheit  des  Thäters  auf 
inländischem  Boden,  wesshalb  gegen  den  im  Ausland  Weilenden 
nicht  nur  mit  dem  Auslieforungs-,  sondern  auch  im  Kontumazial- 
verfahren  vorgegangen  werden  kann  : das  letztere  ist  unzulässig  im 
Ncnenlnirger  Entwürfe,  nach  welchem  nur  der  auf  dem  Territorium 
befindliche  Thiiter  gestraft  werden  kann.  Anlaagend  das  Rangver- 
h titln  iss  zwischen  dem  inländischen  Strafanspruche  und  den  konkur- 
rirenden  Strafrechten  des  Auslandes,  so  geht  das  Obwuldner  St.  G.  B. 
davon  aus,  dass  dem  auswärtigen  forum  delicti  commissi  der  Vorrang 
gebühre  ; die  umgekehrte  Auffassung  ist  in  Freiburg  zu  Grunde 
gelegt  ');  der  Xeuenburger  Entwurf  folgt  bezüglich  der  gemäss  dem 
Personalitätsprinzip  zu  strafenden  Delikte  der  ersteren  Auffassung, 
betrachtet  daher  hier  auch  die  Auslieferung  des  im  Inland  Be- 
troffenen als  die  Regel  (Art.  6,  Z.  2)  und  will  nur,  falls  ausnahms- 
weise die  Auslieferung  verweigert  wird,  den  eigenen  Strafanspruch 
realisiren  ; umgekehrt  steht  aber  das  inländische  Strafrecht  in  erster 
Linie  bei  den  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Realprinzips  zu  verfol- 
genden Handlungen  ; in  Basel  ist  durch  das  hier  maasgebende  Oppor- 
tunitätsprinzip die  Entscheidung  den  Erwägungen  des  einzelnen  Falles 
überlassen,  so  auch  die  Frage,  ob  die  Reaktion  des  Inlandes  durch 
Auslieferung  an  das  Ausland  -)  oder  durch  eigene  Bestrafung,  bezw. 

')  Es  ergibt  sicli  dies  daraus,  dass  Art.  3 C.  pén.  und  Art.  7 C.  de  proc.  pén. 
die  Auslanddclikte  mit  den  inlanddciiktcn  zusammenfassen  und  vou  ihnen  allen 
sagen:  „Sont  soumis  aux  dispositions  du  présent  Code“  liez*-.  „Sont  poursuivis 
conformément  aux  dispositions  du  présent  code“.  Vgl.  auch  Art.  21,  letzter  Satz, 
de  proc.  pén. 

’)  Kantons/ui/v/rr  dürfen  an  einen  ausserschwcizerischen  Staat  nur  mit  ihrer 
Einwilligung  Busgeliefert  werden  (St.  G.  li.  § I). 
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— wenn  der  Thäter  im  Auslände  ist  — durch  ein  Auslieferutigs- 
begohren  oder  im  Kontumazial  verfahren  zu  geschehen  lmbe. 

a.  Freiburg  (C.  pcn.,  Art.  3 letzter  Absatz,  und  C.  de  proc.  pén. 
Art.  7,  Abs.  2)  bestimmt  : „ Toutefois,  il  ne  pourra  être  exercé  de 
poursuites,  ni  prononcé  de  peine,  si  les  tribunaux  étrangers  ont 
statué  sur  le  crime  par  un  jugement  passé  en  force  de  chose  jugée  et 
si  la  peine  prononcée  a été  exécutée  ou  remise  par  voie  de  grâce.“ 
Hiernach  erlischt  der  inländische  Strafanspruch,  wenn  ein  auswärtiges 
Gericht  ein  rechtskräftiges  verurtheilendes  Erkenntniss  gelallt  hat 
und  die  Strafe  entweder  verbusst  oder  im  Gnadenwege  nachgelassen 
worden  ist.  Ein  frmprechendes  l'rtlieil  des  Auslandes  steht  ange- 
sichts des  Gesetzestextes  („et  si  la  peine  etc.“)  der  inländischen 
»Strafverfolgung  nicht  entgegen  '),  und  ebenso  wenig  das  verurthei- 
lende  Erkenntniss  dann,  wenn  die  darin  erkannte  Strafe  nur  theil- 
weise  verbusst  wurde;  in  solchem  Falle  ist  aber  stets  die  wirklich 
vollzogene  Strafe  auf  die  neuerdings  zu  verhängende  in  Anrechnung 
zu  bringen.  Nachdem  das  Gesetz  ausdrücklich  nur  den  Vollzug  und 
den  Erlass  der  Strafe  als  die  inländische  Verfolgung  aussehliesseude 
Umstände  bezeichnet  hat,  wird  man  der  nach  ausländischem  liechte 
eingetretenen  Verjährung,  sowohl  der  Strafvollstreckung  als  der  Straf- 
verfolgung, und  der  auswärts  ertheilten  Abolition  dieselbe  Wirksam- 
keit nicht  beilegen  dürfen2). 

b.  ln  Basel  (St.  G.  B.  g 3)  „unterbleibt  die  Verfolgung  oder 
sie  wird  eingestellt,  wenn  von  einem  zuständigen  auswärtigen  Ge- 
richte über  die  Handlung  rechtskräftig  erkannt  und  entweder  eine 
Freisprechung  erfolgt  oder  die  ausgesprochene  Strafe  vollzogen,  ver- 
jährt oder  erlassen  ist.  Ist  die  auswärts  erkannte  Strafe  nicht  voll- 
ständig zum  Vollzüge  gekommen,  und  erfolgt  wegen  desselben  Ver- 
brechens im  Gebiete  des  Kantons  Basel  abermals  eine  Verurtheilung, 
so  ist  auf  die  zu  erkennende  Strafe  die  auswärts  erkannte,  soweit 
sie  vollzogen  wurde,  in  Anrechnung  zu  bringen.“  Ging  die  Beur- 


')  Art.  K peu.,  15  C.  de  proc.  pén.:  „Toute  personne  acquittée  ou  con- 
damnée ne  peut  être  poursuivie,  ni  condamnée  à raison  du  même  fait“  bezieht 
sich  uur  auf  inländische  Strafurtlieile.  Art.  3.  letzter  Absatz,  bezeichnet  eine  Aus- 
nahme von  Art.  6,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  erstore  sich  auch  auf  im  Inlande 
begangene,  aber  auswärts  zur  Aburtheilung  gelangte  Delikte  bezieht. 

*)  Freilich  bleibt  doch  zweifelhaft,  oh  nicht  statt  des  Argumentes  a contrario 
die  Grundsätze  der  Analogie  uuziiweuden  sind!  Die  unklaren  Bestimmungen  des 
freiburgischen  Strafgesetzbuches  sind  in  der  Strafprozessordnung  einfach  wiederholt. 
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thoilung  von  einem  unzuständigen  ‘)  Gerichte  des  Auslandes  aus,  so 
kann  der  Thätcr  nochmals  vor  die  inländischen  Strafgerichte  gestellt 
werden  ; jedoch  ist  auch  hier  bei  erneuter  Bestrafung  die  etwa  aus- 
wärts verbüsste  Strafe  in  Abzug  zu  bringen.  Der  Umstand,  dass 
nach  dem  Kochte  des  Begehungsortos  die  Strafverfolgung  verjährt 
ist,  steht  der  Verfolgung  im  Inland  nicht  entgegen.  .Wenn  ein 
Kautonsbürger  auswärts  wegen  eines  Verbrechens  vcrurtheilt  worden 
ist,  welches  in  diesem  Gesetze  mit  Zuchthaus,  allein  oder  neben  der 
Getängnissstrafe  bedroht  ist,  so  kann  gegen  ihn  ein  Strafverfahren 
eingeleitet  und  auf  Verlust  des  Aktivbürgerrechts  für  die  Zeit  von 
zwei  bis  zehn  Jahren  erkannt  werden“  (§  17) 2). 

c.  Der  Neuenburger  Entwurf  fordert  für  die  Verfolgung  aller 
Auslanddelikte  (ausser  der  schon  erwähnten  Anwesenheit  des  Thüters 
im  Inlandc,  der  Strafbarkeit  nach  ausländischem  Kechte  und  einer 
réquisition  du  pouvoir  exécutif)  negativ,  dass  nicht  die  Strafver- 
folgung nach  den  am  Begehungsorte  geltenden  Gesetzen  verjährt, 
und  dass  nicht  der  Thiiter  im  Auslande  entweder  rechtskräftig  frei- 
gesprochen oder  vcrurtheilt  ist.  Die  auswärtige  Verurtheilung  stellt 
aber  einer  Erneuerung  des  Strafverfahrens  im  Inlande  nur  dann 
entgegen,  „si  la  peine  a été  subie“,  also  nicht  auch  dann,  wenn 
die  erkannte  Strafe  auswärts  im  Gnadenwege  erlassen  oder  rück- 
sichtlich  ihrer  Vollstreckung  verjährt  ist3). 

d.  Obwalden  straft  alle  Auslanddelikte  nur,  ,wenn  die  gericht- 
liche Beurthciluug  derselben  von  den  Behörden  des  Begehungsortes 
nicht  selbst  vorgenommen  wird“.  Mit  dieser  Bestimmung  ist  dem 
Strafrechte  des  Auslandes  der  Vorrang  eingeräumt;  es  kann  aber 
damit  nicht  gemeint  sein,  dass  die  inländische  Verfolgungsbehörde 
sich  zuwarteud  verhalten  müsse  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  im  Aus- 
lände wegen  Verjährung  eine  Untersuchung  nicht  mehr  statthudeu 
darf  — dann  würde  meist  auch  im  lulaudc  die  Verfolgung  unmöglich 
geworden  sein.  — Der  Sinn  kann  vielmehr  nur  der  sein:  Die  That- 

‘)  Die  Frage,  ob  das  Gericht  ein  zuständiges  war,  wird  in  Ermangelung 
hierüber  allgeschlossener  Staatsverträge  nur  nach  dem  Hechte  des  Auslandes  zu 
beantworten  sein. 

’)  Vgl.  g 37  des  St.  G.  11.  für  das  Deutsche  Kcich;  § 37  Ncuenb.  Entwurf. 

s)  Bemerkt  mag  werden  — was  nicht  strenge  hierher  gehört  — , dass  in 
b' Tribun),  findet  und  im  Xettenliurger  EuUrwrf  den  ausländischen  Urtheilen  die 
geschilderte  Wirkung  auch  dann  zukommt,  wenn  es  sich  um  Delikte  handelt,  die 
im  Inlnmlf  begangen  wurden:  nur  lässt  der  Nenenburger  Entwurf  bezüglich  der 
Inlanddelikte  die  auswärtige  Freisprechung  für  das  Inland  wirkungslos  bleiben. 
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nache,  dass  bisher  die  auswärtigen  Behörden  nicht  eingeschritten  sind 
(und  ein  Grund,  dass  sie  nicht  eingeschritten  sind,  kann  darin  liegen, 
dass  die  Handlung  nach  den  Gesetzen  des  Begehungsortes  straflos  ist), 
gibt  dem  Inlande  die  Befugniss,  seinerseits  einzuschreiten;  ist  aber 
das  forum  delicti  commissi  mit  der  Sache  befasst,  so  sind  die  in- 
ländischen Gerichte  an  der  Verfolgung  verhindert,  und  für  sie  ist 
die  auswärts  ergehende  Freisprechung  wie  Yerurtheiluug  bindend, 
und  zwar  die  letztere  auch  in  dem  Falle,  dass  die  erkannte  Strafe 
nicht  zum  Vollzug  gebracht  wurde.  Merkwürdig  ist  hierbei  die  aus 
dem  Gesetzestexte  sich  ergebende  Folgerung,  dass  nur  die  Beur- 
theilung  durch  die  Gerichte  des  Begehungsortes  in  Betracht  kommt, 
dagegen  das  in  einem  anderen  Staate  durchgeführte  Strafverfahren 
der  nochmaligen  Aburtheilung  im  Inlande  nicht  entgegensteht.  Sollte 
also  z.  B.  ein  Badenser,  der  in  Basel  bei  einer  Schlägerei  einen 
Obwaldner  erstochen  hat  und  nach  Baden  entkommen  ist,  hier  in 
Baden  (eine  Auslieferung  findet  nicht  statt,  § 9 R.  St.  G.  B.)  frei- 
gesprochen oder  wegen  Betheiligung  an  einem  Raufhandel  zu  ge- 
ringer Gefiingnissstrafe  verurthoilt  worden  sein,  so  würde,  falls  man 
des  Thäters  später  in  Obwalden  habhaft  werden  könnte,  nichts  im 
Wege  stehen,  wegen  Mordes  oder  Todtschlages  eine  neue  Bestrafung 
eintreten  zu  lassen;  was  nicht  möglich  wäre,  wenn  die  frühere  Be - 
urtheilung  in  Basel  stattgefnnden  hatte. 

3)  Diejenigen  Kantone,  welche  die  Voraussetzungen  der  inlän- 
dischen Bestrafung  anders  bei  dem  Personalitiits-,  anders  bei  dem 
Realprinzip  normirt  haben,  scheiden  sich  wieder  in  Gruppen. 

a.  Wesentlich  übereinstimmend  lauten  die  Bestimmungen  der 
Strafgesetzbücher  von  Glarus,  Zürich,  Appenzell,  Solothurn  uud 
St.  Gallen.  Sie  kommen  zunächst  darin  überein,  dass  stets  die 
inländische  Strafbefugnis  eine  subsidiäre  ist,  die  nur  wirksam  wird, 
sofern  nicht  das  Ausland  einschreitet. 

ii.  Die  von  Kantonsangehörigen  begangenen,  uicht  gegen  den 
Kanton  oder  dessen  Angehörige  gerichteten  Auslanddeliktc  werden 
vom  Inlande  nur  gestraft,  „sofern  die  zuständige  auswärtige  Behörde 
im  Falle  der  Niehtauslieferung  die  hierseitige Beurtheilung  verlangt“  '). 


')  So  wörtlich  übereinstimmend  Glarus.  Zürich  und  Apjunzelt.  Solothurn: 
„Sofern  im  Kalle  der  Nichtauslieferung  auf  Begehren  der  zuständigen  auswärtigen 
Behörde  vom  Regicrungsrathe  eine  Strafuntersuchung  angeordnet  wird“;  St.  Gallen 
(woselbst,  wie  bemerkt,  stets  „besondere  Schlussnabme  des  Regierungsrathcs“  er- 
forderlich ist):  „sofern  die  Auslieferung  hierorts  verweigert  und  von  der  zustän- 
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Hiermit  ist  implicite  gesagt,  einmal,  dass  auch  nach  dem  Rechte 
des  Regehungsortes  die  fragliche  Handlung  strafbar  sein,  sodann, 
dass  der  Thätcr  sich  im  lnlandc  befinden  muss;  denn  mangels  der 
einen  oder  anderen  Voraussetzung  kann  ein  Auslieferungsbegehreil 
an  das  Inland  nicht  gestellt  werden.  Wo  lauge  der  Thäter  nach  voll- 
brachter Timt  auswärts  weilt,  erscheint  das  luland  nicht  intcressirt  ; 
ja  auch  mit  der  freiwilligen  Rückkehr  des  bisher  unbestraft  ge- 
bliobcnen  Angehörigen  erwächst  dem  Iulande  nicht  ohne  Weiteres 
eine  vollziehbare  Strafbcfugniss,  vielmehr  bedarf  cs  dazu  eines  posi- 
tiven Mitwirkens  der  auswärtigen  Behörden.  Von  der  Willkür  des 
Auslandes  hängt  es  ab,  ob  der  inländische  Staat  gegenüber  seinem 
Angehörigen  strafberechtigt  werde  oder  nicht.  Soweit  nicht  die  zu- 
ständige auswärtige  Behörde  Auslieferung  und  gleichzeitig,  für  den 
Fall  der  Nichtauslieferung  oder  nachträglich,  nach  Abweisung  des 
Auslicferungsbegehrens,  die  Bestrafung  seitens  des  Inlandes  aus- 
drücklich verlangt  bezw.  beantragt,  sind  der  inländischen  Strafjustiz 
gegenüber  dem  auf  ihrem  Territorium  weilenden  Inländer  die  Hände 
gebunden.  Sollte  das  Ausland  nach  Abweisung  seines  Gesuches  um 
Auslieferung  zur  Stellung  weiterer  Anträge,  gleichviel  aus  welchen 
Motiven,  sich  nicht  mehr  veranlasst  sehen,  so  wäre  der  verbreche- 
rische Inländer  in  seinem  eigenen  Lande  gefeit,  und  sollte  etwa  die 
inländische  Vorfolgungsbehörde  einem  solchen,  unter  Umständen  sehr 
krassen  Missstande  durch  Erheben  der  Anklage  abzuhelfen  versuchen, 
so  würde  der  Angeklagte  sieh  vor  dem  Strafrichter  zweifellos  mit 
Erfolg  darauf  berufen,  dass  das  Strafgesetzbuch  auf  ihn  keiuo  An- 
wendung erleide.  Richtig  ist  es  allerdings,  dass  bei  der  heutigen 
Auffassung  des  Strafrechtes  die  unleidlichen  Konsequenzen  solcher 
Gesetze  nicht  so  leicht  praktisch  fühlbar  werden;  gleichwohl  bedarf 
es  aber  keines  weiteren  Nachweises,  dass  es  sich  hier  doch  nicht 
um  einen  casus  mere  metaphysicus  handelt. 

Hat  im  Auslände  eine  Freisprechung  stattgefunden,  so  ist  ein 
neues  Verfahren  im  Iulande  unmöglich  geworden;  hat  dagegen  das 
auswärtige  Verfahren  mit  einer  Yerurtheilung  geendigt  und  hat  sieh 
der  Verurtheilte  durch  Flucht  in  die  Heimat  der  Strafverbüssuug 
entzogen,  so  bleibt  die  Möglichkeit  der  erneuten  Verfolgung  und 

lügen  auswärtigen  Behörde  die  bierseitige  Heurt  heil  urig  verlangt  wird“.  Fnr 
St.  Galten  s.  noch  eine  eigentliilmliche  prozessuale  Bestimmung  über  den  „ Kill* 
wand,  dass  das  Vergehen  (der  einfachen  Inzucht)  ausser  dem  Kanton  begangen 
worden  sei“  in  Art.  177,  Abs.  8.  St.  Ci.  B. 
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Bestrafung  im  Inlande  bestehen,  sofern  vom  Auslunde  behufs  Straf- 
vollstreckung eine  Auslieferung  naehgesueht  ')  und  „im  Falle  der 
A'iehtauslieferung  die  hierseitige  Buurtheilung  verlangt  wird“. 

Selbstredend  kann  das  Ausland  die  Auslieferung  nur  begehren, 
sofern  naeh  dortigem  Rechte  nicht  die  Strafverfolgung  oder  Straf- 
vollstreckung verjährt  ist,  und  ebenso  kann  der  Antrag  auf  inlän- 
dische Bestrafung  mit  Erfolg  nicht  mehr  gestellt  werden,  wenn  nach 
den  Gesetzen  des  Inlandes  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  ein- 
getreten ist.  a) 

,-f.  Die  von  In-  oder  Ausländern  gegen  den  Kanton  oder  dessen 
Angehörige  auswärts  verübten  Delikte  werden  vom  Inlande  nur  be- 
straft, „ sofern  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  den  auswärtigen 
Staat  nicht  erhältlich  ist“  (so  Zürich,  Solothurn  und  St.  Gallen), 
bezw.  „sofern  nicht  die  Behörden  des  Begehungsortes  selbst  die  Be- 
urtheilung  übernehmen“  (so  Glarus  und  Appenzell).  Hier  ist  das 
Strafrecht  des  Inlandes  unabhängig  von  der  Anwesenheit  des  Thiitcrs 
auf  inländischem  Territorium;  aber  auch  hier  wird  in  erster  Linie 
das  forum  delicti  commissi  3)  zur  Aburtheilung  für  berufen  erachtet, 
und  zwar  dies  so  sehr,  dass  mit  der  auswärtigen  Beurtheiiung  die 
Sache  schlechthin  für  das  Inland  abgethau  erscheint,4)  auch  be- 


')  Vgl.  das  unter  b it  aber  Aurgau,  Luzern  und  Schwyz  Folgende. 

Appenzell  (St.  G.  B.  § 2)  enthalt  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  mit 
Zustimmung  des  Regierungsrathes  auch  Kantonsangebörige  wegen  im  Ausland  be- 
gangener Delikte  zur  gerichtlichen  Verfolgung  oder  Bestrafung  an  das  Ausland 
ausgelietert  werden  dürfen.  Die  Gesetzgebungen  der  übrigen  vier  Kantone  haben 
wenigstens  nicht  (wie  z.  B.  Thurgnu,  Wallis,  Hern,  Vreihurg,  Tessin)  ein  Verbot 
der  Auslieferung  eigener  Angehörigen  aulgestellt.  — Vgl.  wich  das  nuten  S.  313 
in  iler  Anmerkung  2 Gesagte. 

’)  Vgl.  hierüber  Brocher,  Cours  de  droit  international  privé,  Bd.  3,  !>.  310  fl'., 
auch  ölten  S.  207  Anm.  2. 

*)  Auch  in  Zürich,  Solothurn  und  St.  (Hallen  kommt  nur  die  Beurtheiiung 
durch  die  Behörden  des  lieyehunysorles  in  Betracht  : „durch  den  auswärtigen 
Staat“. 

•)  Auch  schon  vor  Rechtskraft  des  ausländischen  L’rtheils;  auch  dann,  wenn 
Tluiter  sich  der  Vcrbüssung  der  auswärts  erkannten  Strafe  entzogen  hat  ! Kür 
diesen  letzteren  Fall  ist  — wie  oben  bemerkt  — bei  den  von  Kautonsangehörigen 
nicht  gegen  den  Kanton  oder  dessen  Angehörige  auswärts  begangenen  Delikten 
die  Bestrafung  im  Inlande  nicht  schlechterdings  unmöglich  ; aber  gerade  hier  wäre 
doch  offenbar  das  Unbestraftbleiben  des  Thäters  noch  eher  erträglich  als  bei  den 
Delikten,  die  direkt  gegen  das  Inland  oder  einen  Inländer  gerichtet  sind  ! Vgl. 
das  unten  S.  313,  311  über  Bern  Gesagte. 

Zeitaehr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  21 
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züglieh  der  gegen  den  Staat  gerichteten  Delikte,  obwohl  letztere 
nach  den  auswärtigen  Gesetzen  regelmässig  einer  Yiel  milderen  Auf- 
fassung unterliegen  als  nach  der  inländischen  Gesetzgebung.  Ein 
Grund,  dass  die  Beurthoilung  am  Begehimgsorte  nicht  yorgenommen 
wird  bezw.  nicht  erhältlich  ist,  kann  der  sein,  dass  die  betreffende 
Handlung  nach  dem  auswärtigen  liechte  straflos  ist,1)  oder  dass  Abo- 
lition ertheilt  odor  Verjährung  eingetreten  ist. 

Wenn  in  Glarus  und  Appenzell  die  inländische  Strafverfolgung 
nur  eingelcitet  werden  kann,  „ sofern  nicht  die  Behörden  des  Be- 
gehungsortes selbst  die  Beurtheilung  übernehmen“,  so  hat  das  ganz 
den  oben  bezüglich  des  Obwaldner  Strafgesetzbuches  dargelegten  Sinn: 
Befindet  sich  der  Thäter  im  Ausland,  so  ist  um  seine  Auslieferung 
zu  ersuchen  oder  aber  — sofern  er  in  ausserschweizerischem  Lande 
sich  aufhält  oder  sein  Aufenthalt  unbekannt  ist  — das  Kontumazial- 
verfahren  -)  einzuleiten  ; wird  der  Thäter  im  Inlande  betroffen,  so 
ist  im  ordentlichen  Verfahren  gegen  ihn  vorzugehen,  jedoch  ist, 
falls  dio  zuständige  auswärtige  Behörde  schon  früher  die  Verfolgung 
eingelcitet  hätte,  auf  deren  Ersuchen  die  Auslieferung  zu  gewähren  ! 
Koch  weiter  gehen  in  Beschränkung  der  inländischen  Bestrafung 
die  Gesetzbücher  von  Zürich,  Solothurn  und  St.  Gallen,  indem  hier 
(die  Ausdrucksweise  des  Gesetzes  lässt  eine  andere  Deutung  nicht 
zu)  ein  Strafverfahren  nicht  eingcleitet  werden  darf,  bevor  ein  förm- 
liches an  das  Ausland  gerichtetes  Ersuchen  um  dortseitige  gericht- 
liche Verfolgung  abschlägig  beschieden  oder  rcsultatlos  geblieben 
ist.  Und  — sonderbar  genug  — muss  dies  auch  dann  gelten,  wenn 
der  Thäter  im  Inlande  betreten  wird,  in  welch’  letzterem  Falle  mit 
dem  erwähnten  Ersuchen  gleichzeitig  die  Auslieferung  anzubieten 
sein  wird. 

I).  Nahe  verwandt  mit  den  dargestellten  sind  die  einschlägigen 
Bestimmungen  der  Strafgesetzbücher  von  Aargau,  Luzern  und 
Schiryz,  wonach  ebenfalls  der  inländische  Strafanspruch  stets  nur 
ein  subsidiärer  ist. 

<t.  Die  von  Ivantonsangehörigen  auswärts  verübten,  nicht  gegen 
den  Kanton  oder  dessen  Angehörige  gerichteten  Verbrechen  werden 
vom  lulande  nur  gestraft,  „wenn  ein  Auslieferungsbegehren  von  zu- 

*)  Erkeuutniss  der  Züricher  Apptllatiouskammer  vom  5.  Dezember  1881» 
(Zeitschrift  f.  Schweiz.  Strafrecht  1891,  S.  1Z9;  s.  daselbst  auch  S.  134). 

')  Appenzell,  St.  P.  0.,  § 86  ff.  — Glarus,  St.  P.  O.,  § 155  ff. 
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ständiger  auswärtiger  Behörde  gestellt  und  hierorts  abgelehnt  wird“.') 
Für  die  Entstehung  des  Strafanspruches  ist  also  auch  hier  die  frei- 
willige Rückkehr  des  Thäters  in’s  Inland  unerlässlich,  aber  nicht 
ausreichend;  vielmehr  bedarf  es  auch  hier  einer  förmlichen  Mit- 
wirkung des  Auslandes.  Zwar  ist  es  nicht  — wie  nach  den  Gesetzen 
der  oben  angeführten  Kantone  — erforderlich,  dass  das  Ausland  die 
Bestrafung  vom  Inlande  verlange,  wohl  aber  muss,  bevor  die  in- 
ländische Strafgewalt  eiuschreiten  kann  und  darf,  zunächst  seitens 
des  Auslandes  ein  Auslieferungsbegehreu  angebracht  werden,  und 
dass  dieses  geschehe,  ist  der  massgebenden  Einwirkung  des  Inlandes 
entzogen. 

Sind  die  Bedingungen,  unter  welchen  vom  Auslande  ein  Er- 
suchen um  Auslieferung  gestellt  werden  kann,  nicht  gegeben,  so 
ist  damit  die  Verfolgung  im  Inlandc  schlechthin  unmöglich.  Die 
auswärtige  Freisprechung  schlicsst  oiuo  Erneuerung  des  Strafver- 
fahrens im  Inlande  immer  aus  ; nicht  so  unbedingt  auch  die  aus- 
wärtige Verurtheilung;  diese  nämlich  daun  nicht,  wenn  der  Ver- 
urthciltc  sich  der  Strafvollstreckung  entzogen  hat  und  nun  vom 
Auslande  behufs  der  Strafvollziehung  die  Auslieferung  nachgesucht 
werden  sollte. 

,f.  Die  gegen  den  Kanton  oder  dessen  Angehörige  von  In-  oder 
Ausländern  auswärts  begangenen  Verbrechen  werden  vom  Inlandc 
gestraft,  sofern  sie  „am  Begehungsorte  noch  nicht  bestraft  worden 
sind“.2)  Schwyz  fügt  bei:  „im  Betretungsfalle“,  womit  eine  Verur- 
theilung in  contumaciam 3)  hat  ausgeschlossen,  nicht  aber  gesagt 
werden  sollen,  dass  nur  gegen  den  freiwillig  zurückgekehrten  Thiiter 
dem  Inlande  ein  Strafanspruch  entstehe. 

Angesichts  des  mehrdeutigen  Ausdruckes  „bestraft  werden“  4) 
können  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  scliou  die  blosse  Thatsache 
der  auswärts  geschehenen  Aburtheiiung  oder  nur  die  im  Ausland 
stattgehabte  Verurtheilung  zu  Strafe  oder  endlich  nur  die  Verur- 


')  Anrgau  : „wenn  von  den  Behörden  des  Begehungsortes  die  Auslieferung 
des  Thäters  verlangt,  dipse  aber  hierselts  verweigert  wird“.  Hiernach  genügt  es 
nicht,  wenn  von  der  zuständigen  Behörde  eines  anderen  strafberechtigten  Staates 
die  Auslieferung  begehrt  wird.  — Anderseits  ist  für  Aargau  damit  implicite  auch 
gesagt,  dass  die  Handlung  nach  dem  Rechte  des  Begehungsortes  strafbar  sein  muss. 

*)  So  Sclitcyt;  Luzern  sagt:  die  „am  Begehungsorte  nicht  schon  bestraft 
worden  sind“;  Aargau:  die  „am  Begehungsorte  nicht  bestraft  werden“. 

•)  Verordnung  betreffend  das  Verfahren  in  Strafrechtsfällen  (1848),  § 343  ft'. 

*)  Vgl.  Wächter,  Das  kgl.  sächsische  und  das  thüringische  Strafrecht,  S.  ICH  ff. 
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thcilung  mit  nachgefolgter  Strafvollstreckung  einem  inländischen 
Strafverfahren  entgegensteht.  Dem  gewöhnlichen  Sprachgehrauche 
sowohl  als  dem  Bedürfnisse  der  Praxis  wird  am  meisten  die  letzte 
Auffassung  entsprechen,  wonach  also  die  auswärtige  Freisprechung 
ein  neues  Verfahren  im  Inlando  überhaupt  nirht  ausschliesst,  die 
Verurtheilung  aber  nur  dann,  wenn  ihr  die  völlige  Abbüssung  der 
Strafe  gefolgt  ist.  Ob  der  völligen  Strafverbüssung  auch  hier  die 
Begnadigung  gleichzustellen  sei,  bleibt  zweifelhaft.  Auf  den  Grund, 
wesshalb  am  Begehungsorte  nicht  gestraft  worden  ist  bezw.  nicht 
gestraft  wird,  kann  es  nach  der  Fassung  der  Texte  nieht  ankommen; 
auch  wenn  der  Grund  der  Nichtbestrafung  die  Straflosigkeit  der 
Handlung  nach  dem  am  Begehungsorte  geltenden  liechte  ist  oder 
in  der  nach  dem  ausländischen  Rechte  eingetretenen  Verjährung 
liegt,  kann  im  Inlande  gestraft  werden,  d.  h.  — da  eine  Auslieferung 
in  solchem  Falle  nicht  zu  erlangen  ist  — wenn  der  Thäter  im  In- 
lande betroffen  wird.  Der  Umstand,  dass  etwa  ein  anderer  Straf- 
anspruch als  der  des  Begehungsstaates  in  Vollzug  gesetzt  wurde, 
kann  für  das  Inland  lediglich  die  Wirkung  haben,  dass  die  that- 
sächlich  vollstreckte  Strafe  zu  berücksichtigen  ist.  ') 

c.  Das  ihttrgauirche  Strafgesetzbuch  schlicsst  sich  in  dem  einen 
Theile  an  die  Gesetzgebungen  unter  a,  in  dem  anderen  Theile  an 
die  Gesetzbücher  unter  b an.  Bezüglich  der  gegen  den  Kanton  oder 
dessen  Angehörige  auswärts  verübten  Delikte  enthält  es  die  inhalt- 
lich mit  Zürich,  Solothurn  und  St.  Gallen  übercinkoinmoude  Be- 
stimmung, dass  sie  im  Inlande  nur  gestraft  werden,  „insofern  die 
Bestrafung  der  Schuldigen  durch  das  Richteramt  des  Ortes  des  voll- 
führten Verbrechens  oder  Vergehens  nicht  erhältlich  sein  sollte“. 
Es  gilt  daher  in  dieser  Beziehung  das  oben  Ausgeführte,  aber  mit 
dem  einen  vortheilhaften  Unterschiede,  dass  die  thurgauische  Be- 
stimmung nur  auf  Nichtangehörige  des  Kantons  Anwendung  findet.*) 
Alle  von  Angehörigen  des  Kantons  ausser  den  Grenzen  desselben 
verübten  Verbrechen  und  Vergehen,  auch  die  gegen  den  Kautun 
oder  dessen  Angehörige  gerichteten,  werden  im  Inlande  verfolgt, 
sofern  sie  „im  Auslande  noch  nicht  bestraft  worden  sind“,  liier 
wird  also  Für  die  nach  dem  Personalitätsprinzip  zu  strafenden  Hand- 
lungen dieselbe  Bestimmung  für  angezeigt  erachtet,  die  man  in 

')  Vgl.  hierüber  das  oben  bezüglich  Obwalden  Gesagte. 

‘ ) ln  diesem  I'uukte  unterscheidet  sich  Thargun  auch  von  den  anderen  bisher 
unter  3 genannten  Kantonen. 
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Aargnu,  Luzern  und  Schwyz  umgekehrt  für  die  gemäss  dem  lleal- 
prinzip  strafbaren  Handlungen  passend  gefunden  hat.  ')  Während 
aber  nach  den  letzteren  Gesetzbüchern,  wie  soeben  bemerkt,  nur 
die  „am  Begehungsorto“  erfolgte  Bestrafung  als  genügender  Ersatz  der 
inländischen  Verfolgung  betrachtet  wird,  begnügt  sich  Thurgau  auch 
mit  der  Bestrafung  seitens  eines  anderen  Staates  als  desjenigen,  in 
welchem  das  Delikt  verübt  wurde.  Im  Uebrigen  gilt  schon  Gesagtes. 

d.  Graubiinden  vertritt  rücksiehtlieh  der  von  Kantonsange- 
hörigen auswärts  begangenen,  nicht  gegen  den  Kanton  gerichteten 
Verbrechen  einen  ähnlichen  Standpunkt  wie  die  bisher  unter  3 er- 
wähnten Strafgesetzbücher.  Es  werden  nämlich  Kantonsaugehörige 
im  Inlande  wegen  der  genannten  Verbrechen  gestraft  „nur  dann 
und  insoweit,  als  sie  nicht  schon  auswärts  bestraft  worden  sind  und 
die  zuständige  auswärtige  Behörde  die  Bestrafung  verlangt“.  Dass 
die  auswärtige  Behörde  die  Bestrafung  nur  verlangen  kann,  wenn 
auch  nach  ihrem  eigenen  Rechte  die  betreffende  Handlung  strafbar 
ist,  muss  wohl  vorausgesetzt  werden,  ausdrücklich  fügt  aber  das 
Gesetz  hinzu,  dass  die  Bestrafung  mit  Erfolg  nicht  verlangt  werden 
kann,  wenn  etwa  seitens  eines  anderen  Staates  eine  Bestrafung  schon 
stattgefunden  haben  sollte.  Nach  den  Gesetzgebungen  unter  'Aa(u) 
müsste  auch  bei  dieser  übrigons  so  leicht  nicht  praktisch  werdenden 
Komplikation  das  Inland  ein  neues  Verfahren  cinleiten,  wobei  dann 
die  schon  verbüsste  Strafe  in  Ansatz  zu  bringen  wäre. 

Die  von  Kautonsangehörigen  oder  Fremden  gegen  den  Kanton 
auswärts  verübten  staatsgefährlichen  Unternehmungen  sollen  ver- 
folgt werden,  „insofern  sich  die  Urheber  oder  Thütcr  im  hiesigen 
Kanton  betreten  lassen  oder  deren  Auslieferung  erwirkt  werden 
kann  oder  insoweit  eine  Bestrafung  derselben  auch  ohne  Auslieferung 
möglich  ist“.  Während  fast  alle  bisher  genannten  Gesetzgebungen 
auch  bei  den  gegen  das  Inland  gerichteten  Unternehmungen  von  dem 
Grundsätze  nicht  abgeheu,  dass  die  inländische  Strafverfolgung  nur 
eine  subsidiäre  und  ergänzende  ist,  nimmt  Graubünden  bei  diesen 
Staatsverbrechen  unbedingt  für  dio  inländische  Strafgowalt  den  Vor- 
rang in  Anspruch.  *)  In  keiner  Weise  soll  das  Einschreiten  am 

')  Auch  in  diesem  Punkte  ist  dos  älteste  der  kantonalen  Strafgesetzbücher 
annehmbarer  als  seine  Umkehrung  in  Aargau,  Luzern  und  Schwyz. 

•)  Ebenso  Waadt,  Tessin,  Genf  und  Zug  (vgl.  auch  das  oben  Uber  Neuen- 
bürg und  dessen  Entwurf  Gesagte);  II ’nlhs  nicht  bloss  hei  den  gegen  den  Staat 
gerichteten  Delikten,  sondent  in  weiterem  Umfange,  s.  unten;  Schaffhausen  und 
J-'rriburg  bei  allen  Auslumidelikten. 
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furum  delicti  commissi  allgewartet,  noch  weniger  soll  es  provozirt 
werden;  vielmehr  wird  hier  allein  die  inländische  Strafgewalt  zu 
genügender  Reaktion  für  befähigt  erachtet,  der  Art,  dass  weder  die 
im  Ausland  stattgehabte  Bestrafung  noch  die  nach  dem  ausländischen 
Rechte  vorliegende  Straflosigkeit  der  Verfolgung  im  lnlande  ent- 
gegensteht. 

e)  Während  die  Strafgesetzbücher  von  Graubünden,  Glarus, 
Zürich,  Appenzell,  Solothurn  und  St.  Gallen  bei  Verfolgung  der  ge- 
mäss dem  Personalitätsprinzip  zu  strafenden  Auslanddelikte  von  der 
Offizialmaxime  insofern  abweichen,  als  sie  einen  Strafantrag  der  zu- 
ständigen auswärtigen  Behörde  verlangen,  haben  die  jetzt  noch  aus- 
stehenden Gesetzgebungen  von  Waadt,  Wallis,  Bern,  Tessin,  Genf 
und  Zag  die  gemeinsame  Eigentümlichkeit  aufzuweisen,  dass  sie 
für  die  Regel  alle  auswärts  begangenen  Delikte  — abgesehen  überall 
von  den  gegen  die  Staatssicherheit  gerichteten  und  den  damit  ver- 
wandten — zu  eigentlichen  Antragsdelikten  stempeln,  d.  h.,  von 
Ausnahmen  abgesehen,  eine  Verfolgung  nur  dann  eintreten  lassen, 
wenn  ein  darauf  abzielender  Antrag  seitens  der  durch  das  Delikt 
verletzten  Person  vorliegt.  Selbstverständlich  muss  dieser  Antrag, 
um  wirksam  zu  sein,  in  formeller  wie  materieller  Beziehung  den 
einschlägigen  Bestimmungen  des  inländischen  Rechtes  entsprechen. 

Im  Einzelnen  ergeben  sich  auch  hier  wieder  mancherlei  Ver- 
schiedenheiten. 

In  Genf  wird  der  Genfer  wegen  der  auswärts  begangenen  Ver- 
brechen und  Vergehen  nur  verfolgt  „sur  la  plainte  de  la  personne 
lésée“  und  nur  sofern  nicht  eine  Verfolgung  und  Rcurtheilung  schon 
im  Auslände  stattgofundon  hat.1)  Auf  das  Resultat*)  des  auswärtigen 
Verfahrens  und  darauf,  dass  die  etwa  verhängte  Strafe  wirklich  ver- 
büsst  worden  ist,  kommt  es  nicht  au,  uml  auch  das  am  Begehungs- 
orte durchgeführte  Kontumazialverfahren  schliesst  die  erneute  Ver- 
folgung im  lnlande  aus.  Dagegen  werden  die  gegen  die  Sicherheit 
des  Staates,  gleichviel  von  wem,  auswärts  verübten  Verbrechen  ohne 
weitere  Voraussetzungen  und  ohne  Rücksicht  auf  etwa  konkurrirende 
und  auch  in  Vollzug  gesetzte  Strafansprüche  des  Auslandes  verfolgt; 

')  „s’il  ne  l'a  pas  été  à l’étranger“  (niimlich  poursuivi  et  jugé).  Die  Handlung 
muss  — wie  oben  bemerkt  — ein  tollentltles  Delikt,  auch  nach  dem  Reckte  des 
liegebungsortes  strafbar,  und  in  einem  mit  dem  Staate  des  Begehungsortes  abge- 
schlossenen Auslieferungsvertrage  enthalten  sein. 

‘)  Es  muss  aber  eine  „Bourtheilung“  stattgefunden  haben;  ein  auswärts  er- 
gangener Einstellung?! beäckluss  würde  der  Verfolgung  im  lnlande  nicht  entgegeusteben. 
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nur  ist  — wie  immer  — die  etwa  auswärts  verbüsste  Strafe  in  An- 
rechnung zu  bringen;  die  nach  dem  Höchte  des  Bogchungsortes  be- 
gründete Straflosigkeit  oder  eiugetretene  Verjährung  ist  ohne  Ein- 
fluss. In  keinem  Falle  wird  aber  wogen  eines  Auslanddeliktes  auch 
gegen  den  Abwesenden  in  contumaciam  verfahren;  vielmehr  ist  stets 
die  Anwesenheit  des  Thäters  im  Inlande,  sei  es  eine  freiwillige  oder 
durch  Auslieferung  erzwungene,  die  unerlässliche  Voraussetzung  der 
inländischen  Aburtheiluug.  *) 

Auch  in  Waadt  kann  der  Inländer  wegen  auswärts  verübter 
Delikte  nur  verfolgt  werden  „ sur  plainte 3)  . . . . s’il  n’a  pas  été 

')  Art.  8 C.  d’instr.  p.,  Absatz  2,  sagt  ausdrücklich:  „fette  poursuite  ne 
peut  être  exercée  . . . contre  un  absent“;  der  von  den  Staatsverbrechen  handelnde 
Art.  9 daselbst  bezeichnet  als  zu  verfolgenden  Thäter  un  Genevois  ou  un  étranger 
„arrêté  dans  le  canton  ou  dont  l’extradition  a été  obtenue  par  le  gouvernement“. 
Mit  dieser  nicht  zu  lobenden  Verschiedenheit  des  Ausdrucks  ist  in  der  hacke  selbst 
kein  Unterschied  begründet,  insbesondere  nicht  der  Unterschied,  dass  zwar  im  Falle 
des  Art.  9,  nicht  aber  im  Falle  des  Art.  8 um  Auslieferung  nuckgesuckt  würde. 
Deut  widerspricht  namentlich  der  Fmstaud,  dass  gerade  iu  Art.  8 der  Auslieferungs- 
Verträge  Erwähnung  geschieht. 

*)  „et  moyennant  l'autorisation  du  Conseil  d’Ktat“.  — Obwohl  hier  nur  ge- 
sagt ist  „sur  plainte“  (nicht,  wie  in  Genf,  „sur  la  plainte  de  la  personne  /e.we“), 
darf  nicht  etwa  auch  an  den  Antrag  des  Staates  gedacht  werden,  iu  dessen  Gebiet 
das  Delikt  begangen  wurde;  denn  das  Gesetz  verwendet  den  Ausdruck  plainte 
nur  als  technische  iiezeichnung  für  den  Strafantrag  des  Verletzten. 

Für  Genf  und  Wandt  ergibt  sich  aus  dem  Antragserfordernisse,  wie  schon 
oben  angedeutet,  eine  weitere  Beschränkung  des  Kreises  der  aus  dem  Gesichts- 
punkte des  Personalitätsprinzips  der  inländischen  Strafgewalt  unterliegenden  Delikte, 
indem  nämlich  diejenigen  vom  Genfer  oder  Waadtländer  auswärts  verübten  Delikte 
im  Inland  überhaupt  nicht  verfolgbar  sind,  bei  welchen  nicht  ein  liechtsgut  der 
Person  als  verletzt  erscheint.  — Der  Entwurf  eines  neuen  Strafgesetzbuches  für 
Waadt  (Art.  4 und  5)  hat  von  dem  Erfordernisse  eines  Strafantrages  seitens  des 
Verletzten  abgesehen,  verlangt  aber  für  die  Verfolgung  aller  Auslanddelikte  eine 
„réquisition  du  Procureur-Général“.  Auf  alle  von  Waadtläudern  und  auf  die  von 
Kantonsfremdeu  gegen  den  Kauton,  gegen  einen  Waadtländer  oder  gegen  einen  in 
Waadt  niedergelassenen  Schweizer  auswärts  verübten  Delikte  bezieht  sich  die  dem 
freilmrgiscken  Strafgesetzbuch  (Art.  3,  Al.  2)  entlehnte  Bestimmung:  „Toutefois, 
il  ne  pourra  être  exercé  de  poursuites,  ni  prononcé  de  peines,  si  les  tribunaux 
étrangers  ont  statué  sur  le  délit  par  un  jugement  passé  en  force  de  chose  jugée 
et  si  la  peine  prononcée  a été  subie“  (Art.  4,  Al.  2).  Die  Schlussworte  der  frei- 
burgischen Bestimmung,  „ou  remise  par  voie  de  grâce“,  sind  weggelassen.  Die  in 
F’reiburg  bezüglich  des  ausländischen  freisprechenden  Unheils  entstehende,  oben 
hervorgehobene  Dunkelheit  ist  nicht  beseitigt,  lieber  den  Einfluss  der  Straflosigkeit 
der  Handlung  nach  dem  auswärtigen  Hechte  und  der  am  Uegehuugsorte  ciugetretenen 
Verjährung  schweigt  der  Entwurf.  Auch  die  Motive  (S.  8ö  f.)  geben  über  diese 
Punkte  keinen  genügenden  Aufschluss. 
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jugé  définitivement  en  pays  étranger  pour  le  même  fait“.  Es  er- 
lischt also  die  inländische  Htralbefugnias  mit  der  Rechtskraft  eines 
ausländischen  freisprechenden  oder  verurtheilenden  Erkenntnisses, 
gleichviel  ob  das  letztere  vollstreckt  worden  oder  nicht  zum  Voll- 
züge gekommen  ist.  ist  es  dom  auswärts  Verurtheilten  gelungen, 
sich  der  Strafverbüssung  durch  Flucht  in  die  Heimat  zu  entziehen, 
so  gewährt  (wie  in  Xeucnburg)  der  Art.  9 C.  de  proc.  pén.  wenigster» 
die  Abhülfe,  dass  die  Auslieferung  auch  des  Inländers  gestattet  ist. 
Ob  die  betreffende  Handlung  auch  am  Begehungsorte  strafbar  sein 
müsse,  bleibt  zweifelhaft,  obwohl  man  versucht  sein  mag,  aus  dem 
Umstande,  dass  das  Inland  nur  straft,  wenn  nicht  das  Ausland  gestraft 
hat,  den  Schluss  zu  ziehen,  dass,  wenn  das  Ausland  nicht  strafen 
könne,  dann  auch  das  Inland  keine  Strafbefugnis»  habe.  In  ähn- 
licher Weise  wird  man  aus  der  nach  dem  ausländischen  Kochte  ein- 
getretenen Verjährung  auf  die  Unmöglichkeit  der  Bestrafung  im  In- 
lande. einen  freilich  nicht  unanfechtbaren  Schluss  ziehen  können.  Der 
Anwesenheit  des  Thätcrs  auf  inländischem  Boden  bedarf  es  nicht  ; 
vielmehr  kann  auch  gegen  den  Abwesenden  vorgegangen  werden 
gemäss  Art.  458  ff.  C.  de  proc.  pén.  — Die  drei  gemäss  dem  Real- 
prinzip ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Thütors  der 
inländischen  Strafgewalt  unterworfenen  Auslanddelikte  ‘)  erfordern 
zu  ihrer  konkreten  Verfolgung  keinerlei  weitere  Voraussetzungen, 
und  ergibt  sich  bezüglich  ihrer  aus  der  im  Gesetze  betonten  Gegen- 
überstellung, dass  weder  die  Straflosigkeit  am  Begehungsorte  noch 
die  auswärts  erfolgte  Verurtheilung  und  Strafverbüssung  ein  Hinderniss 
für  die  Verfolgung  im  Inlande  bilden. 

In  Zug  gilt  rücksichtlich  des  im  Auslande  gegen  den  Kanton 
begangenen  Hoch-  und  Landesverrat]»  ganz  der  in  Graubünden  und 
Waadt  sanktionirte  Grundsatz,  dass  direkt  und  unvertretbar  die 
inländische  Strafgewalt  zum  Einschreiten  berufen  ist:  Weder  die 
Straflosigkeit  der  Handlung  nach  dem  auswärtigen  Rechte,  noch  die 
Konsumtion  eines  konkurrirenden  ausländischen  Strafrechtes  hindern 
die  Verfolgung  und  Bestrafung  im  lnlaude,  die  ebenso  wenig  von 
der  Anwesenheit  des  Thüters  abhängig  sind  ~).  — Gegenüber  anderen 

’)  Art.  14  C.  do  proc.  pén.:  Staatsverbrechen,  Nachmachung  der  Staatssiegcl 
und  der  einheimischen  Münzen.  Vgl.  oben  S.  281. 

’)  Auch  in  Bauet  ist  Strafbarkeit  nach  ausländischem  Rechte  bei  Hoch-  und 
Landcsverrath  nicht  erforderlich,  aber  durch  ein  rechtskräftiges  Urthcil  des  Aus- 
landes (event.  mit  nachgcfolgtcr  Strafvollstreckung)  wird  die  erneute  Verfolgung  im 
Inlande  ausgeschlossen. 


Digitized  by  Google 


Das  sogenannte  internationale  Strafrecht  in  der  Schweiz.  311 

von  Kantonsangehörigen  ')  auswärts  verübten  Delikten  verhält  sieh 
die  inländische  Strafgewalt  zunächst  passiv  und  überlässt  deren  Ver- 
folgung prinzipiell  den  Gerichten  des  Auslandes.  Nur  auf  Antrag 
übernimmt  auch  das  Inland  selbst  die  Verfolgung2),  und  zwar, 
wenn  a)  die  auswärtige  „zuständige  Behörde  die  Bestrafung  ver- 
langt“ oder  b)  wegon  der  „gegen  einen  Angehörigen  des  diesseitigen 
Kantons“  geschehenen  Thaf  seitens  des  Berechtigten  „eine  Klnge 
erfolgte  und  anderwärts  noch  keine  Bestrafung  eintrat  “.  Zur  Er- 
läuterung dient  schon  früher  Gesagtes. 

Auch  nach  dem  Teeniiier  Strafgesetzbuch  ist  bei  den  gegen  die 
Staatssicherheit  gerichteten  Delikten,  bei  Fälschung  der  Staatssiegel 
und  Nachmachung  der  öffentlichen  Kreditpapiere  des  Kantons,  der 
inländische  Strafanspruch  ein  primärer,  unabhängig  von  der  An- 
wesenheit des  Thäters  auf  inländischem  Boden,  unabhängig  von  der 
Lage  der  Gesetzgebung  am  Begehungsorte  und  selbständig  gegen- 
über konkurrireuden  Strafansprüchen  des  Auslandes.  Die  auswärts 
bereits  geschehene  Aburtheiluiig  hat  nur  die  Wirkung,  dass  die  etwa 
abgebüsste  Strafe  in  Anrechnung  zu  bringen  ist. 

Bei  allen  anderen  auswärts  begangenen  Delikten  bedeutet  die 
völlige  Konsumtion  des  ausländischen  Strafanspruches  regelmässig 
auch  den  Untergang  des  inländischen.  Im  Einzelnen  gilt  Folgendes: 

Der  Tessincr  ist  wegon  der  auswärts  verübten  Verbrechen  und 
Vergehen  im  lnlando  zu  verfolgen  und  zu  bestrafen,  „wenn  nicht 
auswärts  oin  Prozess  stattgefunden  hat,  oder  wenn  er  sich  der  kon- 
tradiktorischen Aburtheilung  oder  der  Verbüssung  der  Strafe  oder 
eines  Theiles  derselben  entzogen  hat“.  Ist  also  die  auswärtige  Be- 
urteilung in  Abwesenheit  des  Thäters  geschehen,  oder  die  im  Aus- 
land erkannte  Strafe  im  Wege  der  Gnade  erlassen  oder  verjährt 
oder  nur  teilweise  verbüsst,  so  wird  dadurch  ein  neues  Vorfahren 
im  Inlaude  nicht  ausgeschlossen;  nur  ist  die  vollstreckte  Strafe  auf 
die  neuerdings  zu  verhängende  abzurechnen.  Für  die  Thatsachc  der 
auswärtigen  Freisprechung  oder  der  vollständigen  Abbiissung  der  aus- 
wärts erkannten  Strafe  trägt  aber  der  Angeklagte  die  Beweislast  *). 

')  Am  Nichtkantonsangehörigen  straft  Zug  nur  Hoch-  und  Landesverrat!!. 

’)  Vorausgesetzt,  dass  nicht  die  betreffende  Handlung  nach  den  ticsetzen 
des  Begehungsortes  straflos  ist.  Vgl.  oben  S.  2SIS. 

3)  Art.  4:  „ipiando  altrovc  non  abbia  aruto  luogo  processo,  n qunudo  egli 
siasi  sottratto  a giudizio  contradittorio,  od  all’  espiazione  délia  pena,  o di  parte 
délia  medesima“,  und  Art.  0,  § 2:  „sc  il  drnuuziato  dimostrasse  di  esser  stato  ivi 
giudicato,  e di  avernc  riportato  sentenza  assolutoria,  o di  avéré  espiata  la  pena 
inflittagli“,  decken  sich  nicht  völlig,  sondern  ergänzen  sich  gegenseitig. 
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Handelt  es  sich  „di  omicidio,  infanticidio  od  incendie  volontari, 
rapina,  furto  violente,  fiirto  qualificato  di  valore  non  inferiore  a 
fr.  1000,  ratto  o stupro  violenti  “,  so  tritt  — beim  Vorliegen  der 
weiteren  Voraussetzungen  — die  Verfolgung  im  Inlande  ex  officio 
ein;  handelt  es  sich  um  ein  anderes  Verbrechen  oder  Vergehen, 
welches  gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  gerichtet  ist,  so  kann 
nur  auf  Antrag  des  Verletzten  ein  Verfahren  eingeleitet  werden; 
bei  den  übrigen  nicht  gegen  die  Person  oder  deren  Vermögen  ge- 
richteten Delikten  bedarf  es  eines  Antrages  des  Verletzten  (!)  oder 
eines  Antrages  der  Kegierung,  in  deren  Land  das  Delikt  verübt 
wurde  oder  deren  Unterthan  der  Verletzte  ist  ').  Ist  nach  dem 
Rechte  des  Begehungsortes  die  Autragsfrist  verstrichen  oder  die 
Strafverfolgung  verjährt,  so  kann  — ohne  dass  auch  kiefür  don 
Angeklagten  die  Beweislast  trifft  — auch  im  Inlande  ein  Strafver- 
fahren nicht  mehr  stattfinden.  Ausser  dieser  enthält  aber  das  Ge- 
setz die  eigeuthümlielie  weitere,  in  keinem  anderen  Kantonalrechte 
wiederkehrende  Bestimmung 2),  dass  bei  den  im  Auslande  begangenen 
Verbrechen  und  Vergehen  die  inländische  Strafverfolgung  schon  mit 
Ablauf  der  Hälfte  derjenigen  Frist  verjährt,  die  zur  Verjährung 
erforderlich  ist,  falls  dasselbe  Delikt  im  Inland  verübt  wäre.  — 
Alles  Vorstehende  gilt  ganz  ebenso  bezüglich  der  Verfolgung  der 
von  Nichttessinern  zum  .Nachtheile  eines  Tessinerg  auswärts  be- 
gangenen Verbrechen  und  Vergehen3).  Nur  besteht  zwischen  beiden 
Fällen  der  freilich  wichtige  Unterschied,  dass  gegen  den  Tessiuer, 
auch  wenn  er  sich  auswärts  aufhält,  vorgegangen  wird,  dass  aber 
der  Stralänspruch  gegen  den  Nichttessiner  ein  durchaus  subsidiärer 
ist,  der  nur  entsteht,  sofern  der  Thüter  den  Kanton  betritt,  uud  nur 
dann  zur  Bestrafung  im  Inlaude  führt,  wenn  die  vorher  dem  Aus- 
lande angebotene  Auslieferung  nicht  angenommen  wird  oder  aus 
anderem  Grunde  überhaupt  nicht  ausgeliefert  werden  kann. 

’)  An  welche  Fälle  hierbei  (Art.  4 b,  „cd  iii  caso  diverso“)  zu  denken  ist, 
bleibt  dunkel,  da  es  ein  Widerspruch  ist,  bei  den  nicht  gegen  die  Person  oder 
deren  Vermögen  gerichteten  Delikten  von  „offeso  o danneggiato“  zu  sprechen. 

*)  Diese  Bestimmungen  über  die  Verjährung  beziehen  sich  aber  nicht  auf  die 
Staatsverbrechen  in  Art.  3 ! 

3)  Inkorrekt  ist  der  Vorbehalt  des  Art.  5 „ritemite  le  condizioni  dell’  articolo 
precedente“,  insofern  es  sich  nämlich  in  Art.  5 nur  uni  Delikte  gegen  die  Person 
oder  deren  Vermögen  handelt  („a  danino  d’un  Ticinese“).  — ■ Uebcrhanpt  lässt  die 
Itedaktion  und  Terminologie  der  hier  fraglichen  Artikel  des  Tessiner  Strafgesetz- 
buches, das  im  Uebrigen  diese  Materie  am  vollständigsten  geregelt  hat,  Vieles  zu 
wünschen  übrig. 
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Bern  hat  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  der  inlän- 
dischen Strafgewalt  nicht  entzogenen  Auslanddelikte  auch  wirklich 
verfolgt  werden,  aus  der  Urumlanschauung  heraus  normirt,  dass 
in  allen  Fällen  prinzipiell  dem  Auslande  der  Vorrang  gebühre, 
wenigstens  mit  der  im  Ausland  geschehenen  Aburtheilung  die  in- 
ländische Justiz  sich  unbedingt  zu  beruhigen  habe. 

Ex  otticio  und  ohne  dass  ein  Einschreiten  des  forum  delicti 
commissi  abgewartet  oder  gar  beantragt  würde  *),  sind  nur  zu  ver- 
folgen die  auswärts  vom  In-  oder  Ausländer  verübten  Verbrechen 
gegen  die  Staatssicherheit,  die  Nachmachung  der  Staatssiegel,  der 
Staatspapiere  oder  der  gesetzlich  anerkannten  Raukscheine  (Art.  13 
St.  P.  O.).  Die  Verfolgung  unterbleibt  aber,  wenn  der  Thäter 
„ bereits  im  Auslande  deshalb  verfolgt  und  beurthoilt  worden  ist“. 
Also  schon  die  Thatsache  der  auswärts  geschehenen  Verfolgung  und 
Beurtheilung  genügt,  um  ein  neues  Verfahren  im  Inlande  unmöglich 
zu  machen.  Ist  es  daher  dem  im  Auslande  rechtskräftig  verurtheilten 
Thäter  gelungen,  sich  durch  die  Flucht  in  den  Kanton  Bern  der 
Strafvollstreckung  zu  entziehen,  so  ist  er  sicher,  hier  nicht  in  ein 
neuos  Strafverfahren  verwickelt  zu  werden.  Falls  der  Thäter  ein 
Angehöriger  des  Kantons  Bern  ist,  ergibt  sich  alsdann  ein  Uebel- 
stand,  der  um  so  merkwürdiger  erscheint,  als  er  gerade  auch  bei 
den  gegen  den  Staat  gerichteten  Verbrechen  eintreten  kann:  Der 
von  aller  Strafe  bisher  verschont  gebliebene  Inländer  hat  im  eigenen 
Lande,  gegen  welches  er  verbrochen  hat,  ein  Asyl;  denn  bestraft 
werden  kann  er  nicht,  weil  er  auswärts  verfolgt  und  beurtheilt 
worden  ist,  das  ausländische  Unheil  darf  nicht  vollzogen  und  der 
Verurtheilte  weder  ausgeliefert8)  (Art.  4 St.  G.  B.)  noch  ausgewiesen 

')  Bei  Abwesenheit  des  Thäters  ist  um  dessen  Auslieferung  zu  ersuchen 
(vgl.  Art.  22  St.  1’.  0.),  eventuell  (sofern  der  Thäter  sieh  nicht  iu  einem  anderen 
schweizerischen  Kantone  befindet)  iu  contumaciam  zu  verfahren  (Art.  201,  403, 
685  st.  P.  0.). 

*)  Auch  in  keinem  der  von  der  Schweiz  abgeschlossenen  Auslieferungsvcr- 
träge  ist  diese  Lücke  ausgefallt.  Vgl.  Jtwisel,  Les  traités  d'extradition  de  la  Suisse, 
1879,  S.  17.  Mur  nach  dem  mit  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerika'*  1850 — 18Ö5 
abgeschlossenen  Vertrage  werden  auch  Schweizer  ausgeliefert.  Im  (.'eitrigen  exi- 
stirt  aber  von  bunde.ncegen  keine  rerfaxsiin(i*mäsxi<ie  oder  ijtstlslicht  Bestimmung, 
welche  die  Auslieferung  eines  Schweizerbürgers  ausdrücklich  verbietet.  Vgl.  Ent- 
scheidung des  Bundesgerichts  vom  t>.  .Mürz  1891. 

Per  Satz,  dass  gegen  den  auswärts  verurtheilten,  aber  der  Strafvollstreckung 
entgangenen  und  im  Inlande  betroffenen  Thäter  hier  eine  nochmalige  Vemrtheilung 
unzulässig  ist,  ist  übrigens  nichts  der  benaschen  Strafgesetzgebung  alieiu  Eigeu- 
thümliches.  Derselbe  Satz  kehrt,  freilich  nicht  überall  in  gleichem  Umfange  geltend, 
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werden.  Das  freispreclieude  sowohl  wie  das  verurtheilende  aus- 
ländische Erkenntnis*  hemmt  aber  die  inländische  Verfolgung  nur, 
sofern  es  auf  Grund  einer  kontradiktorischen  Verhandlung  erlassen 
wurde  ; den  Tvontumazialurtheilen  des  Auslandes  hat  das  Gesetz  — 
hier  wie  für  die  übrigen  Fälle  — diese  Wirksamkeit  ausdrücklich 
abgesprochen.  Ob  der  auswärtigen  Beurthcilung  die  nach  dem  aus- 
ländischen Rechte  eingetrotenc  Verjährung  der  Strafverfolgung  gleich- 
steht, bleibt  unentschieden. 

Damit  ein  auswärts  , an  einem  Schweizerbürger“  begangenes 
Verbrechen  im  Inlande  verfolgt  werden  könne  (Art.  14  St.  P.  (>.), 
ist  erforderlich:  positiv,  dass  a)  der  Thäter  in’s  Inland  zurückge- 
kehrt sei,  b)  „der  Verletzte  oder  sein  Rechtsnachfolger  Klage  gegen 
ihn  erheben“,  und  negativ,  dass  nicht  schon  im  Auslände  in  einem 
kontradiktorischen  Verfahren  die  Verfolgung  und  Beurtheilung  wegen 
derselben  That  stattgefunden  hat.  Itücksichtlich  dieser  letzteren 
negativen  Voraussetzung  gilt  genau  das  soeben  Gesagte.  Aus  Art.  22 
St.  P.  O.  erhellt,  dass  die  Worte  in  Art.  14  „bei  seinem  Eintritt  in 
den  Kanton  Bern“  nicht  dahin  zu  verstehen  sind,  dass  das  freiwillige 
Eintreten  in  den  Kanton  abzuwarten  sei  ; vielmehr  ist  auch  hier  ein 
Ersuchen  um  Auslieferung  bezw.  die  Annahme  der  offerirten  Aus- 
lieferung nicht  unstatthaft  ').  Der  Einfluss  der  nach  dem  auslau- 

nucli  iu  den  Gesetzgebungen  vou  U anderen  Kantonen  wieder,  wie  sich  dies  aus 
der  bisherigen  Darstellung  ergibt:  Wie  in  Hern  gilt  dieser  Satz  bezüglich  aller 

vom  Inland  ttberhaii]it  zu  strafenden  Aaslanddelikte  nur  noch  in  Obwalden  ; in 
Waadt,  Neuenburg  und  G ruf  gilt  er  nur  hei  den  gemäss  dem  Personalitätsprinzip 
zu  strafenden,  dagegen  in  (Harun,  Zürich,  ApjtenzeU,  Solothurn  und  St.  Gallen  nur 
bei  den  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Realprinzips  zu  strafenden  Delikten.  Was 
alier  unter  den  hier  in  betracht  kommenden  Kantonen  der  heroischen  Gesetzgebung 
ullein  eigentümlich  ist,  ist  der  Umstand,  dass  die  Auslieferung  der  Kälitousau- 
gehörigen  behufs  Vollziehung  des  ausländischen  Strafurtheils  ausdrücklich  verboten 
ist  (Jj  4 St.  G.  B.l.  Kilt  solches  Verbot  stellen  die  übrigen  9 Kantone  nicht  auf; 
vielmehr  heben  Wandt  (Art.  9 C.  de  proc.  pén),  Neuenbürg  (Art.  9 C.  de  proc.  prn.) 
und  Appenzell  (§  2 St.  G.  B.)  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Auslieferung  auch  der 
Inländer  bezw.  der  Kantonsangehörigen  statthaft  ist,  und  die  anderen  •>  Kantone 
weisen  wenigstens  keine  gesetzliche  Bestimmung  auf,  welche  die  Auslieferung  der 
eigenen  Angehörigen  verbietet.  Hierbei  bleibt  aber  zu  beachten,  dass  auch  dieser 
Unterschied  nur  eine  theoretische  Bedeutung  hat,  sofern  mau  die  Gesetzgebung 
des  einzelnen  Kantons  als  ein  abgeschlossenes  Ganze  für  sich  betrachtet  ; praktiech 
ist  der  Uebclstand  in  allen  10  Kantonen  ein  gleich  grosser,  weil  zufolge  der  von 
Bundeswegen  abgeschlossenen  Verträge  Schweizer  an  das  Ausland  — ausgenommen 
au  Nordamerika  — nicht  ansgeliefert  werden. 

')  Ueber  den  angeblich  argen  Widerspruch  zwischen  Art.  11  und  Art.  22 
vgl.  Schauberg  a.  a.  0.  S.  1-0  ff. 
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dischen  Rechte  eingetretenen  Verjährung  bleibt  auch  hier  zweifel- 
haft; dagegen  ergibt  sich  aus  der  Fassung  des  Gesetzes,  dass  die 
betreffende  Handlung  nicht  nach  dem  Rechte  des  Regchungsortes 
eine  straflose  sein  darf1). 

Damit  endlich  „ schweizerische  Angehörige“  wegen  eines  der 
in  Art.  9 dos  Einführungsgesetzes  aufgezählten,  auswärts  verübten 
Delikte  (wobei  es  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Verletzten  nicht 
ankommt)  im  Kanton  Bern  bestraft  werden,  muss  zunächst  negativ 
die  Auslieferung  des  Thäters  an  das  Ausland  unmöglich  sein  und 
positiv  seitens  des  Verletzten  eine  Klage  erhoben  werden.  Aus- 
nahmsweise fällt  aber  das  Erfordorniss  eines  Strafantrages  weg  bei 
Kiudsmord,  Kindsaussefzung  und  da,  wo  die  strafbare  Handlung 
den  Tod  des  Verletzten  zur  Folge  hatte,  so  dass  in  letzterem  Falle 
nicht  (wie  bei  Verfolgung  aus  Art.  14  St.  P.  0.)  ein  Antrag  der 
Rechtsnachfolger  den  des  Getödtcten  zu  ersetzen  braucht.  Straf- 
losigkeit der  Handlung  nach  den  Gesetzen  des  Begehungsortes 
schliesst  auch  hier  die  Verfolgung  aus  a),  und  ebenso  — da  Art.  9 
des  Kinführungsgesetzes  ausdrücklich  auf  die  Art.  13  u.  14  St.  P.  0. 
Bezug  nimmt  — die  im  Ausland  bereits  stattgehabte  Verfolgung 
und  Bcurtheilung. 

In  WaUi*  kann  ®)  der  Walliser  wegen  der  in  Art.  8 C.  pén.  auf- 
gezählten auswärts  begangenen  Verbrochen 4)  ohne  weitere  materielle 
Voraussetzungen  gestraft  werden,  und  zwar  ergibt  sich  aus  den 
Art.  10,  11  u.  12  argumente  e contrario,  dass  die  in  Art.  8 namhaft 
gemachten,  vom  Walliser  auswärts  verübten  Verbrechen  prinzipiell 
vom  Iulande  gestraft  und  nicht  den  ausländischen  Gerichten  zur 
Bestrafung  überlassen  werden  sollen.  Es  ist  daher  eventuell  die 

’)  „Jeder,  der  im  Ausland  an  einem  Schweizerbürger  eine  nach  den  beruischen 
Gesetzen  als  Verbrechen  betrachtete  strafbare  Handlung  verübt“  u.  s.  w.  „Strafbare“ 
bezieht  sich  auf  das  Hecht  des  Auslandes  ; andernfalls  hätte  es  geuügt,  zu  sagen  : 
eine  nach  den  beruischen  Gesetzen  als  Verbrechen  betrachtete  Handluug. 

’)  Schweizerische  Angehörige  werden  nach  den  Vorschriften  des  Strafgesetz- 
buches bestraft  „wegen  nachbenannter  ausser  dem  Gebiete  des  Kantons  Bern  be- 
gangener strafbarer  Handlungen“  u.  s.  w. 

3)  Zur  Verfolgung  jetle*  Auslanddeliktes  ist  in  Wallis  Autorisation  des  Staats- 
rathes  erforderlich,  die  Verfolgung  selbst  also  von  Rücksichten  «1er  Opportunität 
abhängig. 

*)  „de  nature  k entraîner  une  peine  de  trois  ans  tle  réclusion  ou  plus“. 
Vgl.  oben  die  in  Art.  8 C.  pén.  aufgezäblten  Delikte;  es  sind  nicht  bloss  Ver- 
brechen gegen  den  Staat,  sondern  auch  die  erheblicheren  Angriffe  gegen  die  Keehts- 
güter  der  Privatperson. 
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Auslieferung  unzustroben,  bczw.  in  contumaciam  (Art.  367  fl'.  C.  de 
proc.  pén.)  vorzugehon.  Zweifellos  erhellt  auch  aus  Art.  12  C.  pén.  '), 
dass  die  im  Ausland  boreits  Torgenommene  rechtskräftige  Aburtheilung 
der  That  nicht  die  erneute  Verfolgung  im  Inland  hindert,  selbst  dann 
nicht,  wenn  die  auswärts  erkannte  Strafe  völlig  abgebüsst  worden 
ist.  Im  Hinblicke  hierauf  wird  man  geneigt  sein,  auch  der  nach 
dem  Kochte  des  Begehungsortes  begründeten  Straflosigkeit  der  Hand* 
lung,  sowio  der  nach  demselben  Hechte  eingetretenen  Verjährung 
der  Strafverfolgung  — über  welche  Punkte  das  Gesetz  schweigt  — 
nicht  die  Wirkung  des  Ausschlusses  des  inländischen  Strafverfahrens 
beizulegen.  Wegen  anderer  als  der  in  Art.  8 aufgeführten,  auswärts 
von  einem  Walliser  verübten  Delikte,  welche  zum  Nachtheil  eines 
Wallisers  oder  zum  Nachtheil  eines  Fremden  begangen  sind,  dessen 
Heimatsstaat  Gegenseitigkeit  gewährt,  kann  eine  Strafverfolgung  im 
Inlaudc  nur  statthaben  »pourvu  que  la  partie  offensée  en  ait  rendu 
plainte“  (Art.  9);  und  der  Strafantrag  kann  mit  Erfolg  nicht  mehr 
gestellt  werden,  »lorsque  les  coupables  auront  déjà  été  jugés  défini- 
tivement dans  le  pays  où  l’infraction  a eu  lieu,  et,  qu’en  cas  de 
condamnation,  ils  y auront  subi  leur  peine“  (Art.  12).  Auch  hier 
ist  nicht  die  Anwesenheit  des  Thäters  im  Inlande  Voraussetzung  des 
wirksamen  inländischen  Strafanspruches;  der  letztere  geht  aber  unter 
durch  die  Konsumtion  der  Strafbefugniss  des  Begehungsortes.  Die 
etwa  in  einem  anderen  Staate  als  dem  des  Bogehungsortes  erfolgte 
Aburtheilung  steht  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  einer  erneuten 
Verfolgung  im  Inlande  nicht  entgegen.  Welchen  Einfluss  die  Straf- 
losigkeit der  Handlung  nach  dem  ausländischen  Rechte  und  die 
nach  diesem  vollendete  Verjährung  hat,  bleibt  bei  dem  Schweigen 
des  Gesetzes  zweifelhaft. 

Anlangend  die  von  Nichtwallisern  verübten,  der  inländischen 
Strafgewalt  überhaupt  unterliegenden  Delikte  (Art.  10  und  1 1 
C'.  pén.),*)  so  ist  für  deren  Verfolgung  zunächst  eigenthümlich,  dass 
ein  Kontumazialverfahreu  unzulässig  ist,  vielmehr  der  ausländische 
Thiiter  im  Inlande  nur  verfolgt  und  beurtheilt  werden  kann  »dans 
Io  cas,  où  il  serait  arrêté  dans  le  canton,  ou  si  on  en  obtient  l’oxtra- 
dition“  ; sodann,  dass  hier  ein  Strafantrag  seitens  des  Vorletzten  in 

')  Ein  sinnentstellender  Druckfehler  hat  sich  im  Abdruck  des  Art.  12  hei 
Stooxs  a.  a.  0.,  S.  9,  eineeschlicheu:  Es  muss  nicht  heissen:  Les  dispositions  des 
aiticles  9 à 11  etc.,  sondern  „des  articles  9 et  11  etc.“  Auf  die  Verbrechen  des 
Art.  10  bezieht  sich  also  die  Bestimmung  des  Art.  12  nicht. 

')  Welche  Delikte  dies  sind,  siehe  oben. 
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keinem  Fallu  erforderlich  ist.  Untor  den  Delikten  selbst  findet  der 
weitere  Unterschied  statt l),  dass  bei  den  Verbrechen  gegen  die  Staats- 
sicherheit und  bei  Nachmachung  der  Staatssiegel  (Art.  10)  dem 
Strafrechte  des  Inlandes  der  Vorrang  vor  konktirrirenden  Straf- 
rechten des  Auslandes  gebührt  und  die  Konsumtion  der  letzteren 
die  Existenz  des  inländischen  Strafanspruches  intakt  lässt,  wogegen 
bei  den  übrigen  Delikten  des  Ausländers  (Art.  11)  die  eben  mit- 
getheilte  Bestimmung  des  Art.  12  Anwendung  findet. 

C. 

Die  Frage,  welches  Gesetz  bei  der  im  Inlande  erfolgenden  Be- 
strafung auswärts  begangener  Delikte  anzuwenden  sei,  wird  von 
allen  Kantonalstrafgesctzbüchern  grundsätzlich  dahin  beantwortet, 
dass  die  Strafgesetze  des  Inlandes  auch  auf  solche  Handlungen  An- 
wendung finden. 

Es  wiederholt  sich  mit  geringen  Variationen  der  Satz:  „Don  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzbuches  sind  unterworfen  u.  s.  w.“  oder: 
„Nach  den  Vorschriften  gegenwärtigen  Gesetzbuches  sind  zu  beur- 
thcilcn  u.  s.  w.“  Auch  mit  der  engeren  Fassuug  in  Neuenburg 
(Art.  266,  Al.  2):  „Les  crimes  et  délits  commis  à l’étranger  sont 
punis  des  peines  prononcées  par  le  présent  Code“  und  in  Appenzell 
§ 1 : „Die  durch  dieses  Gesetz  angedrohten  Strafen  sind  anwendbar 
auf  u.  s.  w.“  hat  derselbe  Grundsatz  aufgestellt  werden  sollen,  dass 
bei  Aburthcilung  der  Auslanddelikte  das  inländische  Gesetz,  nicht 
etwa  nur  die  inländische  Strafdrohung  anzuwenden  sei. 

Von  dem  aufgestellten  Grundsätze  lassen  aber  zwei  Strafgesetz- 
bücher (Aargau  und  Solothurn)  für  alle,  sechs  andere  Strafgesetz- 
bücher ( Wallis , Schaff hausen,  Luzern,  Tessin,  Zug  und  St,  Gallen) 
für  einzelne  Auslanddelikte  Ausnahmen  zu. 2)  Diese  Ausnahmen, 
denen  zufolge  statt  der  inländischen  die  ausländischen  Strafgesetze 
des  Begehungsortes  anzuwenden  sind,  beruhen  sämmtlich  auf  dem 
Gedanken,  eine  anderenfalls  für  den  Angeklagten  vermeintlich  ein- 
tretende Härte  zu  vermeiden;  sie  bestehen  daher  immer  nur  zu  Gunsten 

’)  Schon  oben  ist  darauf  hingewiesen  worden,  dass  der  Art.  10  vorschreibt: 
„sera  jugé  et  puni“,  wogegen  die  übrigen  hier  fraglichen  Artikel  nur  sagen: 
„ pourra  être  jugé  et  puni“.  Kür  den  Art.  10  ergibt  sich  daraus  auch,  dass  die 
Straflosigkeit  der  Handlung  nach  den  Gesetzen  des  Itegehungsortes  unerheblich  ist. 

*)  Ganz  ausnahmslos  steht  erklärlicher  Weise  in  allen  Kantonen  der  Satz  fest, 
dass,  so  oft  im  Inlande  ein  Strafverfahren  geführt  wird,  dieses  allein  und  aus- 
schliesslich dem  inländischen  Straf  Prozessrechte  unterworfen  ist. 
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de«  milderen  auswärtigen  Gesetzes,  und  in  keinem  Falle  ist  es  zuge- 
lassen, zum  angeblichen  Xachtheile  dos  Angeklagten  auch  daun  die 
ausländischen  Gesetze  auf  ihn  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  diese 
härter  sind  als  die  Strafgesetze  des  Inlandes. 

I.  Das  aargauische  Strafgesetzbuch  bestimmt  in  § 2,  Al.  2 : 
„Auf  die  ausserhalb  des  Kantons  begangenen  Verbrechen  soll  jedoch 
das  Gesetz  des  llegehungsortes  angewandt  werden,  wenn  dasselbe 
eine  geringere  Strafe  vorschreibt  als  das  aargauische.“ 

Uebcr  den  Sinn  dieser  Stelle  kann  man  in  doppelter  Beziehung 
zweifelhaft  sein.  Zunächst  ist  nämlich  ein  Zweifel  darüber  nicht 
ausgeschlossen,  ob  hat  bestimmt  werden  sollen,  dass  rücksiehtlich 
der  .SWiuMfrnge  stets  das  inländische,  und  nur  rücksichtlich  der 
«S’fnt/frage  dann  das  ausländische  Gesetz  anzuweudeu  sei,  wenn  es 
eine  geringere  Strafe  vorschreibt  als  das  inländische.  Für  diese 
Auffassung  liesse  sich  geltend  machen,  dass  Alinea  2 als  Abweichung 
von  dem  unmittelbar  vorher  ausgesprochenen  Prinzip  einer  strikten 
Interpretation  unterliege;  dagegen  spricht  aber  die  Fassung  des 
Textes,  wonach  bei  Zutreffen  der  statuirten  Bedingung  das  Gesetz 
des  Begehungsortes  attgewendet  werden  soll,  also  dieses  ganz  so 
und  in  dem  Umfange,  wie  sonst  das  inländische  Gesetz.  Sodann 
kann  über  die  Bedeutung  der  Worte  „wenn  dasselbe  eine  geringere 
Strafe  vorschreibt“  gestritten  werden.  Heisst  das,  es  soll  allein  der 
Umstand,  dass  nach  dem  ausländischen  Hechte  die  gesetzliche  Straf- 
drohung in  abstracto  eine  geringere  ist  — was  bei  Verschiedenheit 
der  Strafarteu  nach  richterlichem  Ermessen  festzustellen  sein  wird 
— die  Anwendung  des  fremden  Gesetzes  zur  Folge  haben?  Oder 
sind  die  fraglichen  Worte  in  einem  weiteren  Sinne,  nämlich  dahin 
zu  verstehen,  dass  auch  aile  übrigen  Bestimmungen  der  auswärtigen 
Strafgesetzgebung  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  welche  bei  der  kon- 
kreten Sachlage  zu  einer  dem  Augeklagten  günstigeren  Beurthei- 
lung  führen?  Auf  diesem  Standpunkte  wird  man  z.  B.  auch  in  dem 
Falle  aunchmeu,  dass  „das  Gesetz  des  Begehungsortes  eine  geringere 
Strafe  vorschreibt“,  wenn  zwar  die  Strafdrohung  des  auswärtigen 
Gesetzes  eine  viel  härtere  ist,  jedoch  Umstände  bei  der  That  vor- 
liegen, denen  — im  Gegensatz  zur  inländischen  Gesetzgebung  — 
das  ausländische  Recht  einen  strnfmindernden  oder  strafmildernden 
Einfluss  gewährt,  oder  andere  Momente  der  That  beiwohnen,  welche 
nach  inländischem  Rechte  strafmehrend  oder  strafschärfend  wirken, 
nicht  aber  nach  den  Gesetzen  des  Begehungsortes. 
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Die  Lösung  dieser  Kontroversen  wird  zu  unternehmen  sein  aus 
der  ratio  legis,  die  in  den  bereits  angedeuteten  Gedanken  wurzelt, 
dem  Angeklagten  eher  die  aus  der  Verschiedenheit  der  Gesetz- 
gebungen sich  ergebenden  Vortheile  zuzuwenden,  als  ihn  die  aus 
solcher  Verschiedenheit  entstehenden  Nachtheile  fühlen  zu  lassen.  ’)  Zu 
beachten  bleibt  aber,  dass  nach  dem  Texte  immer  nur  zwei  Mög- 
lichkeiten offen  stehen,  nämlich  entweder  die  aargauische  oder  die 
Strafgesetzgebung  des  Begehungsortes  anzuwenden,  wogegen  es  un- 
zulässig ist,  in  irgend  welcher  Weise  Bestimmungen  der  einen  und 
anderen  Gesetzgebung  zu  kombiniren  und  damit  ein  dem  Ange- 
klagten günstiges  Resultat  zu  erzielen,  welches  ihm  weder  bei  Ab- 
urtheilung  auf  Grund  des  ausländischen  Rechtes  noch  bei  Beur- 
theilung  gemäss  den  inländischen  Gesetzen  hätte  zu  Theil  werden 
können. 

Solothurn  modifizirt  den  Grundsatz  der  Anwendung  des  in- 
ländischen Strafgesetzes  durch  die  auf  alle  Auslauddelikte  sich  be- 
ziehende Bestimmung  : „Wenn  uachgewiesen  wird,  dass  die  Gesetze 
des  Begehungsortes  bezüglich  der  eingeklagten  Uebertretung  mildere 
Bestimmungen  enthalten  als  die  unserigen,  kommen  erstere  zur  An- 
wendung'1 (§  4,  Al.  2).  Hier  ist  also  ausdrücklich  gesagt,  dass  nicht 
nur  die  gelindere  Strafandrohung,  sondern  alle  milderen  Bestim- 
mungen des  ausländischen  Rechtes  dem  Angeklagten  zu  gute  kommen, 
mögen  sie  auch  aus  Unterscheidungen  im  Thatbestande  sich  ergeben 
oder  auf  dem  inländischen  Rechte  unbekannten  Strafmildcrungs-, 
Strafausschliessungs-  und  Strafaufhebungsgründen  beruhen,  oder 
z.  B.  darin  liegen,  dass  die'  zu  verfolgende  Handlung  nach  den  Ge- 
setzen des  Begehungsortes  — entgegen  dem  solothurnischeu  Straf- 
rechte — ein  blosses  Antragsdelikt  ist.  Das  Wort  „erstere“  kann 
sich  grammatisch  nur  beziehen  auf  „mildere  Bestimmungen“,  nicht 
auf  „die  Gesetze  des  Begehungsortes“,  woraus  folgt,  dnss  niemals 
eine  direkte  Anwendung  des  fremden  Gesetzes  statlfindet,  sondern 
nur  bei  Anwendung  des  einheimischen  Gesetzes  die  besonderen 
milderen  fremdländischen  Bestimmungen  zu  berücksichtigen  sind. 
Angewandt  wird  dann  ein  Gesetz,  welches  so,  wie  es  zur  Ausführung 
gelangt,  weder  im  Inlande  noch  am  Begehungsorte  existirt.  Sollte 
etwa  das  ausländische  Recht  in  dem  einen  Punkte  mildere,  in  einem 


')  Bereits  oben  wurde  aus  diesem  Gesichtspunkte  der  Schluss  gezogen,  dass 
in  Aargau  die  Straflosigkeit  der  Handlung  nach  dem  Hechte  des  Begehungsortes 
stets  ein  Hindemiss  der  Bestrafung  im  Inlnndr  bildet. 

Zfitochr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jabrg.  22 
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anderen  Punkte  aber  härtere  Bestimmungen  enthalten,  so  wäre  das 
inländische  Gesetz  modifizirt  durch  die  betreffenden  milderen  Normen 
des  auswärtigen  Rechtes  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Die  milderen  fremdländischen  Bestimmungen  sind  nur  zu  be- 
rücksichtigen, wenn  ihre  Existenz  „nachgewiesen  wird“;  damit  ist 
nicht  gesagt,  dass  der  Angeklagte  sich  auf  dieselben  ausdrücklich 
berufen  müsse  ; ebenso  wenig,  dass  ihn  eine  eigentliche  Beweislast 
treffe;  thatsächlich  wird  aber  der  Angeklagte,  weil  an  dem  Nach- 
weise interessirt,  denselben  zu  erbringen  bemüht  sein.  ’)  Die  hier 
anknüpfenden  prozessualen  Fragen  sind  nicht  weiter  zu  verfolgen. 

II.  Unter  den  Kantonen,  welche  nicht  für  alle  auswärts  ver- 
übten Delikte  die  Anwendung  des  milderen  ausländischen  Gesetzes 
vorschreiben,  besteht  der  Unterschied,  dass  die  Woklthat  des  mil- 
deren Gesetzes  entweder  nur  dem  Inländer  (Schaffhausen,  Luzern, 
Zug  und  St.  Gallen ) oder  nur  dem  Ausländer  (Wallis)  oder  sowohl 
dem  Inländer  wie  auch  dem  Ausländer  (Tessin)  zu  gute  kommt. i) 

1.  Die  Strafgesetzbücher  von  Schaffhausen  (§  3 l,  Al.  2),  Luzern 
(§  2 h,  Al.  2)  und  St.  Gallen  (§  4,  letztes  Al.)  schreiben  vor,  dass 
auf  die  gegen  den  Kanton  oder  dessen  Angehörige,  gleichviel  von 
wem,  auswärts  begangenen  Delikte  schlechthin  das  inländische,  aber 
auf  andere  von  Kantonsangehörigen 8)  verübte  Auslanddelikte  das 
fremde  Gesetz  anznwenden  sei,  sofern  es  milder  als  das  inländische 
ist.  In  der  Fassung  variiren  auch  diese  Gesetze. 

Nach  der  Schaffhauser  Vorschrift  sollen  zu  Gunsten  des  In- 
änders  „die  Bestimmungen  des  betreffenden  ausländischen  Gesetzes 
ur  Anwendung“  kommen,  wenn  die  fragliche  Handlung  „nach  den 
Gesetzen  des  Ortes  der  begangenen  That  mit  milderer  Strafe  be- 
droht ist“.  Es  enthält  diese  Stelle  ähnliche  Undeutlichkeiten  wie 
die  bezüglich  des  aargauischen  Strafgesetzbuches  hervorgehobenen; 
aber  so  viel  erhellt  auch  hier,  dass  gegebenen  Falles  nicht  nur  eie 

')  Dasselbe  gilt  vou  der  entsprechenden  Bestimmung  des  luzenuschen  Straf- 
gesetzbuches (§  2 b,  AI.  2):  „erwiesenerm assen“. 

*)  Die  gleiche  „interessante“  Erscheinung  boten  die  früheren  deutschen 
Bartikularstrafgcsetzbüeber;  einige  derselben  bestimmten,  dass  das  mildere  aus- 
ländische Gesetz  nur  auf  den  im  Auslände  delimjuirenden  Inländer  anzuwenden 
sei  (so  z.  B.  altenburgisches  Grundgesetz,  §§  72,  95),  andere,  dass  es  nur  dem  aus- 
wärts delinquirenden  Ausländer  zu  gute  komme  (so  z.  B.  Sachsen  1865  und  18t>8, 
Art.  8),  wieder  andere,  dass  es  sowohl  auf  In-  wie  Ausländer  zur  Anwendung 
komme  (so  z.  B.  Wurtemberg,  Art.  5,  Baden,  §§  4,  6). 

3)  ln  Uchafl'hausen  andere  von  Inländern  auswärts  begangene  Delikte.  Vgl.  oben. 
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einzelne  mildere  Bestimmung  zu  berücksichtigen,  sondern  „die  Be- 
stimmungen des  betreffenden  ausländischen  Gesetzes“  überhaupt  an- 
zuwenden sind,  d.  h.  dass  alsdann  die  ganze  Strafsache  nach  Jlass- 
gabe  des  Rechtes  der  begangenen  That  zu  beurtheilen  ist. 

Die  liuernische  Bestimmung  lautet:  „Ist  das  Strafgesetz  des 
Staates,  wo  das  Verbrechen  verübt  wurde,  erwiesenormassen  milder 
als  das  hiesige,  so  kommt  das  mildere  Gesetz  zur  Anwendung.“ 
Auch  hier  ist  eine  Verbindung  von  Normen  des  ausländischen 
Rechtes  mit  solchen  der  einheimischen  Gesetzgebung  unstatthaft, 
vielmehr  entweder  das  eine  oder  das  andere  Recht  ausschliesslich 
zu  Grunde  zu  legen.  Die  Bedingung,  von  welcher  die  Anwendung 
des  fremden  Rechtes  abhängt,  ist  aber  (ähnlich  wie  in  Solothurn) 
ausdrücklich  nicht  auf  die  abstrakte  Strafandrohung  allein  abge- 
stellt. Demnach  wird  es  darauf  ankomraon,  ob  die  Beurtheilung 
der  Sache  nach  Massgabe  des  ausländischen  Rechtes  ein  für  den 
Angeklagten  günstigeres  Resultat  ergibt,  als  die  Beurtheilung  auf 
dem  Boden  des  im  Bezirk  des  erkennenden  Gerichts  geltenden 
Rechtes  ; trifft  bei  angestellter  Vergleichung  das  Letztere  zu,  so  ist 
mit  Beiseitelassen  der  eigenen  Strafgesetze  direkt  das  ausländische 
Recht  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Eine  solche  direkte  und  ausschliessliche  Anwendung  fremden 
Rechtes  ist  unstatthaft  nach  dem  xt.  gallischen  Strafgesetzbuch,  wo- 
selbst freilich  wieder  zweifelhaft  erscheint,  ob  es  allein  auf  die  ge- 
setzliche Strafdrohung  abgesehen,  im  Uebrigen  aber  eine  präzisere 
Fassung  angestrebt  ist  in  der  Bestimmung:  „Ist  die  strafbare  Hand- 
lung am  Begehungsorte  mit  milderer  Strafe  bedroht,  so  ist  sie  zwar 
nach  gegenwärtigem  Strafgesetz,  jedoch  nach  Massgabe  jener  mil- 
deren Auffassung  zu  beurtheilen.“ 

Nach  dem  Zuger  Strafgesetzbuch  (§  2)  ist  der  auswärts  ver- 
übte Hoch-  und  Landesverrath  stets  und  ausschliesslich  nach  dem 
inländischen  Gesetze  zu  beurtheilen  ; abgesehen  davon  ist  der  aus- 
wärts delinquirende  Kantonsangehörige  zwar  auch  „nach  diesem 
Gesetze“,  jedoch  „nur  unter  den  Beschränkungen  und  Voraus- 
setzungen des  milderen  Strafgesetzes,  sei  es  des  Ortes  der  Begehung 
oder  des  hiesigen  Kantons“,  zu  beurtheilen.  Diese  Fassung  ist  eine 
wenig  glückliche:  dass  nämlich  die  Beurtheilung  zu  erfolgen  habe 
„nach  diesem  Gesetze“,  scheint  eine  direkte  Anwendung  des  fremden 
Rechtes  auszuschliessen;  dem  widersprechen  aber  die  Worte  „sei  es  des 
Ortes  der  Begehung  oder  des  hiesigen  Kantons“,  wonach  — sich 
gegenseitig  ausschliessend  — entweder  allein  das  fremde  oder  allein 
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das  einheimische  Gesetz,  je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  zu- 
folge seiner  „Beschränkungen  und  Voraussetzungen“  in  concreto 
das  mildere  ist,  angewandt  werden  muss. 

Gemeinsam  ist  es  den  genannten  vier  Strafgesetzbüchern,  dass 
ausnahmsweise  dann  auch  auf  den  Xichtkantonsangehörigeu  das 
mildere  fremde  Gesetz  zur  Anwendung  kommt,  wenn  dieser  zur 
Zeit  der  begangenen  That  Kautousaugehöriger  bezw.  Inländer  war. 
Denn  sofort  mit  Begehung  der  That  ist  auch  die  Frage  endgültig 
entschieden,  nach  welchem  Gesetze  das  Delikt  im  Iulande  zu  be- 
urtheilen  sein  wird,  und  der  zufällige  Umstand,  dass  inzwischen  ein 
Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  eintrat,  vermag  hieran  nichts  mehr 
zu  ändern. 

2.  In  scharfem  Gegensätze  zu  den  Gesetzgebungen  der  vier 
unter  1 genannten  Kantone  bestimmt  das  Strafgesetzbuch  von  Wallis 
(Art.  14)  gerade  umgekehrt,  dass  der  Walliser  wegen  der  auswärts 
verübten  Delikte  stets  „d’après  les  dispositions  du  présent  Code“ 
zur  Rechenschaft  gezogen  wird,  dass  dagegen  dem  Ausländer  in 
allen  Fällen,  ausgenommen  nur  bei  Verbrechen  gegen  die  Staats- 
sicherheit und  bei  Nachmachung  der  Siegel  der  höheren  Staats- 
behörden. die  Wohlthat  des  milderen  ausländischen  Gesetzes  zu  gute 
kommt.  Die  Fassuüg  „s’il  y a une  différence  entre  la  peine  pro- 
noncée par  la  loi  du  pays  où  le  délit  a été  commis  et  celle  pro- 
noncée par  le  présent  Code,  on  appliquera  la  peine  la  moins  sévère“ 
leistet  der  Meinung  Vorschub,  dass  nicht  jede  mildere  Bestimmung 
des  fremden  Rechtes,  vielmehr  nur  ein  Unterschied  in  den  gesetz- 
lichen Strafandrohungen  zu  berücksichtigen  sei,  und  lässt  auch  in 
anderen  Beziehungen  Zweifel  offen.  — Entscheidend  ist  auch  hier 
die  Staatsangehörigkeit  zur  Zeit  der  That,  nicht  die  zur  Zeit  der 
Aburtheilung  ; wegshalb  auch  dem  Walliser  ausnahmsweise  die  mil- 
dere Strafe  des  ausländischen  Rechtes  zu  gute  kommt,  wenn  er  zur 
Zeit  der  begangenen  That  noch  nicht  Walliser  war. 

3.  Das  testinisclie  Strafgesetzbuch  endlich  bestraft  Verbrechen 
gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  Fälschung  der  Staatssiegel  oder 
öffentlicher  Kreditpapiere  (Art.  3,  § 1)  ausnahmslos  nach  den  in- 
ländischen Gesetzen,  schreibt  dagegen  für  alle  anderen  auswärts 
von  Tessineru  oder  Fremden  verübte  Delikte  vor:  „Sara  applicata 
la  pena  piü  mite  nel  confronto  del  Codice  ticinese  e di  quello  del 
paese  del  comtnesso  crimine  o delitto,  owero  sarà  ridotta  in  quan- 
tité, se  nella  qualité  non  coincida“  (Art.  6,  § 1).  Auch  dieser  Fassung 
kann  man  nicht  uachrühmen,  dass  ihre  Bedeutung  und  Tragweite 
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offensichtlich  sei.  Bei  Verschiedenheit  der  angedrohten  Strafakten 
soll  ilas  inländische  Gesetz  massgebend  sein  für  die  Qualität  der  zu 
verhängenden  Strafe,  diese  letztere  aber  entsprechend  in  der  Quan- 
tität herabgemindert  werden,  eventuell  auch  unter  das  sonst  vor- 
geschriebene gesetzliche  Minimum  herab.  ') 

• * 

* 

Dieses  der  Stand  des  sogenannten  internationalen  Strafrechts 
m den  kantonalen  Gesetzbüchern. 

Es  erübrigt,  einen  Blick  auf  die  Gesetzgebung  des  Bundes  zu 
werfen. 

I.  Nur  geringe  Modifikationen,  das  Verhältnis  der  Kantone 
unter  einander  betrettend,  bringt  das  Bau desa usUç/fni m/si/esetz  von 
2652.  Danach  (Art.  1)  ist  jeder  Kanton  den  anderen  gegenüber 
verpflichtet,  die  Verhaftung  und  Auslieferung  derjenigen  Personen  zu 
gewähren,  welche  wegen  eines  der  in  Art.  2 daselbst  bezeichneten 
Delikte  verurtheilt  worden  sind  oder  gerichtlich  verfolgt  werden. 
Jedoch  ist  diese  Verpflichtung  keine  ausnahmslose  ; es  darf  nämlich 
(Art.  1,  AI.  2)  die  Auslieferung  von  Personen,  die  in  einem  Kanton 
verbilrgert  oder  niedergelassen  sind,  vorweigert  werden,  wenn  der 
ersuchte  Kanton  sich  verpflichtet,  dieselben  nach  seinen  Gesetzen 

')  Art.  2 des  „Entwurf  eint*  Bund  esgesetzes  betreffend  die  Auslieferung 
gegenüber  dem  Auslande'1  vorn  SO.  Mai  1800  vertilgt,  dass  die  Auslieferung  eines 
Schweizerburgers  an  das  Ausland  verweigert  werden  darf,  bei  der  Weigerung  aber  vom 
Buudesrathe  die  Zusicherung  zu  ertlieilen  ist,  dass  der  Schweizerbürger  in  der  Schweiz 
„nach  dem  im  Gebiete  des  zuständigen  Gerichts  geltenden  Hechte  beurtbeih  und  ge- 
gebenen Falls  bestraft  werden  wird“.  „Wird  diese  Zusicherung  ertheilt“,  beigst  cs 
dann  weiter,  „so  ist  der  Miederlaasungskantou  und  in  Ermangelung  eines  solchen 
der  Heimatkanton  verpflichtet,  die  Beurtheilung  nach  Massgabc  derjenigen  kanto- 
nalen oder  eidgenössischen  Gesetzesbestimmungen  vorzunebmen,  welche  zur  An- 
wendung gelangen  müssten,  wenu  das  Verbrechen  iin  Gebiete  des  Kantons  be- 
gangen worden  wäre.“ 

Damit  wird  tu  gewissem  Umfange  der  Vereinheitlichung  der  Kantonal  rechte 
in  dem  vorliegenden  speziellen  Punkte  vorgearbeitet , indem  bezüglich  der  ausser- 
halb der  Schweiz  delinquireudeu  Schweizerbürger  dit*  Bestimmungen  der  unter  C 
mifgefllbrten  Strafgesetzbücher  (uur  bleibt  unberührt),  dass  das  mildere 

nichtschweizerische  Hecht  anzuwenden  sei,  ausser  Kraft  treten.  Dieselben  Bestim- 
mungen behalten  aber  fortdauernd  Geltung  sowohl  für  nichtschweizerische  Delin- 
quenten, als  auch  für  Schweizerbürger,  sofern  nur  das  Verhältuia3  der  Kantone 
zu  einander,  in  Frage  steht  (vgl.  auch  § 1,  Al.  2,  des  Bundesgesetzes  über  die 
Auslieferung  von  Verbrechern  (»der  Angeschuldigten,  vom  24.  Ileumonat  1852). 


Digitized  by  Google 


324 


A.  Pervers. 


beurtheilen  und  bestrafen  oder  eine  bereits  über  sie  verhängte  Strafe 
vollziehen  zu  lassen  ‘). 

Aus  dem  hier  den  Kantonen  eingeräumten  Rechte,  die  Aus- 
lieferung der  eigenen  Angehörigen  zu  verweigern,  hat  eine  konstante 
bundesrechtliche  Praxis  *)  den  Schluss  gezogen,  dass  die  eiue  Straf- 
verfolgung wegen  einen  der  in  Art.  ii  vorgesehenen  Auslieferung»- 
delikte  einleitenden  Kantone  verpflichtet*)  sind,  gegen  Personen,  die 
sich  bokanntermassen  auf  dem  Territorium  eines  andern  Kantons 
aufhalten,  die  Verfolgung  nicht  anders  als  mit  Einleitung  des  ge- 
setzlichen Auslieferungsverfahrons  durchzuführen;  es  sei  denn,  dass 
et wu  der  Beschuldigte  durch  freiwillige  Stellung  sich  der  Gerichts- 
barkeit des  ihn  direkt  verfolgenden  Kantons  unterwirft. 

Wendet  man  dieses  auf  die  oben  dargestellten  kantonalen  Be- 
stimmungen über  Verfolgung  und  Bestrafung  der  Auslanddelikte 
an,  so  ergibt  sieh  namentlich  Folgendes  : 

1.  Der  wegen  eines  in  einem  andern  Kantone  begangenen  -4«s- 
lieferungsdeliktes  strafberechtigte  Kanton  darf  in  dem  Falle  das 
Kontumazialverfahren  nicht  einleiten,  wenn  sich  derThäter  bekannter- 
masson  in  einem  andern  Kanton  aufhält 4).  Zulässig  ist  also  das 
Kontumazialverfahren,  nach  Massgabe  der  kantonalen  Rechte,  nur 
bei  Verfolgung  eines  Nichtauslieferungsdeliktes 5)  oder  bei  unbe- 
kanntem Aufenthalte  des  Verfolgten  oder  falls  Letzterer  sich  im 
Auslände  befindet. 

2.  Zu  Bedenken  können  Fälle  der  folgenden  Art  Veranlassung 
geben.  Ein  Walliser  hat  in  einem  anderen  Kantone  eines  der  in 
Art.  8 des  wallisischen  Strafgesetzbuches  aufgezählten  Delikte,  das 
aber  nur  eine  geringere  Strafe  als  dreijähriges  Zuchthaus  nach  sich 

')  Vgl.  Schauberg  a.  a.  O.  S.  114,  148,  152  ff.  — Pfenninger  a.  a.  0.  S.  826  f., 
581,  68.3;  besonders  Colombi,  De  l’extradition  en  matière  pénale  et  de  police  dans 
les  relations  entre  les  cantons  suisses  (Verhandlungen  des  Schweiz.  Juristenvereins 
1887,  Heft  1). 

*)  Siehe  Blumer  und  Morel , Handbuch  Hand  1,  S.  255  ff.  ; Entscheidungen 
des  Bundesgerichts  UI,  248;  VI,  210,  556;  XIV,  44,  181,  190;  Zeitschrift  für 
Schweiz.  Strafrecht  1891,  S.  126;  1890,  S.  99  f. 

*)  Andernfalls  steht  dem  Verfolgten,  auch  schon  vor  Erlass  eines  Endurtheils, 
der  Rekurs  zum  Bundesgericht  zu. 

')  Nach  einer  andern  Meinung:  „Wenn  eiu  Angeklagter  bekanntennassen  io 
dem  Heimat-  oder  Niederlassnngskanton  sich  auf  hält“;  vgl.  Schauberg,  S.  148. 

*)  Dahin  gehören  z.  13.  : einfacher  Bankerott,  Hehlerei,  Nahrungsmittelfälschung, 
Augriffe  auf  die  Schamhaftigkeit , gewerbsmässige  Prostitution  u.  a.  ; vgl.  Colombi 
a.  a.  0.  S.  100. 
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ziehen  kann,  begangen  und  sich  dann  in  seinen  Heimatskauton 
geflüchtet;  oder  er  hat  ein  nicht  in  Art.  8 aufgeführtes  Delikt  verübt, 
der  Verletzte  unterlässt  es  aber,  bei  den  walisischen  Gerichten  auf 
Bestrafung  anzutragen.  Alsdann  ist  nach  den  wallisischen  Gesetzen 
dem  Inlande  ein  Strafanspruch  nicht  erwachsen.  Wie  nun,  wenn 
von  einem  der  strafberechtigten  Kantone  die  Auslieferung  begehrt 
■wird?  Erlangt  dadurch  Wallis  einen  Strafansprueh , den  es  bisher 
nicht  gehabt  ? Kann  Wallis  die  Auslieferung  verweigern  und  sich 
verpflichten,  die  Beurtheilung  und  Bestrafung  nach  seinen  Gesetzen 
vornehmen  zu  lassen,  obschon  eben  diese  Gesetze  die  Verfolgung 
verbieten?  An  sich  ist  hier  oine  doppelte  Auffassung  möglich:  zu- 
nächst die  Ansicht,  dass  die  kantonalen  Bestimmungen  über  Be- 
strafung der  Auslanddelikte  für  das  interkantonale  Verhältnis  eine 
Erweiterung  erfahren  in  dem  Sinne,  dass  dem  Heimatkantone  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  eigene  Gesetzgebung  unmittelbar  durch  Art.  I, 
AI.  2,  des  Bundesauslieferungsgesetzes  ein  selbstständiges  Strafrecht 
beigelegt  wird;  sodann  aber  eine  engere  Auslegung,  dahingehend, 
dass  dem  Heimatkantone  die  Befugniss,  die  Auslieferung  zu  ver- 
weigern, nur  hat  eiugeräumt  werden  sollen  für  den  Fall,  dass 
er  nach  Massgabe  seiner  Gesetzgebung  selbst  zu  strafen  in  der 
Lage  ist.  Gewiss  wird  man  von  der  ersteren  Auffassung  sagen  dürfen, 
dass  sie  dem  bundesstaatlichen  Verhältnisse  mehr  entspricht  und 
auch  wohl  die  vom  Gesetzgeber  gewollte  ist  ').  Nichtsdestoweniger 
dürfte  aber  die  engere  Auslegung  die  allein  im  Gesetze  selbst  be- 
gründete sein,  denn  aus  dem  Wortlaute  des  die  Kantone  ausdrücklich 
auf  ihre  eigenen  Gesetze  verweisenden  Alinea  2 des  Art.  1 muss 
gefolgert  werden,  dass  diejenigen  Kantone,  doron  Gesetzgebung 
wegen  der  fraglichen  That  überhaupt  einen  inländischen  Strafan- 
epruch  nicht  hat  entstehen  lassen,  gerade  hierdurch  verhindert  sind, 
sich  zu  verpflichten,  eine  Beurtheilung  und  Bestrafung  nach  den 
eigenen  Gesetzen  vorzunehraen.  Diese  Kantone  haben  daher  un- 
bedingt die  Auslieferung  zu  gewähren. 

3.  Wenn  der  Heimat-  oder  Niederlassungskanton  die  Aus- 
lieferung verweigert,  um  das  eigene  Strafrecht  auszuüben,  so  kann 
der  konkurrirende  Strafanspruch  eines  andern  Kantons,  wenigstens 
einstweilen,  nicht  geltend  gemacht  werden,  insbesondere  nicht  durch 


')  Auch  die  Praxis  scheint  dieser  Auffassung  zn  folgen  ; vgl.  z.  B.  die  hei 
Schauberg  S.  154  mitgetheilte  Begründung  einer  bandesräthlicheti  Entscheidung 
(Bundesblatt  1857,  I,  232),  Ulhntr  Nr.  529. 
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eiu  Kontumazialverfahren.  Hat  nach  verweigerter  Auslieferung  im 
Heimat-  oder  Niederlassungskanton  eine  Beurtlieilung  stattgefundeu, 
so  ist  das  für  die  übrigen  strafberechtigten  Kantone  bindend  ; sie 
dürfen  also  nicht,  wenn  sie  nachher  des  Thäters  habhaft  werden, 
gegen  ihn  ein  nochmaliges  Verfahren  durchführen;  auch  dann  nicht, 
wenn  ihnen  dieses  nach  den  eigenen  Gesetzen  gestattet  ist  für  den 
Fall,  dass  eiu  ausserschweizerisches  Gericht  geurtheilt  hat.  Ist  aber 
die  Auslieferungsfrage  gar  nicht  zur  Sprache  gekommen,  so  verbleibt 
es  ganz  bei  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  kantonalen  Kochte, 
d.  b.  das  in  einem  uudoren  Kantone  gesprochene  Strafurtheil  stobt 
dem  im  Altslande  gefällten  rechtlich  gleich.  Eine  Ausnahme  von 
dem  Satze,  dass  das  nach  verweigerter  Auslieferung  im  Heimat- 
kantono  ergangene  Urtheil  für  die  andern  Kantoue  massgebend  ist, 
ergibt  sich  in  dem  Falle,  dass  der  Verurtheilte  durch  Flucht  der 
Strafverbüssung  entgangen  ist.  Wird  nämlich  nun  behufs  Straf- 
vollstreckung ein  Auslieferungsbegehreu  an  den  Aufenthaltskanton 
gerichtet,  so  hat  dieser  die  Wahl,  entweder  die  Auslieferung  zu 
bewilligen,  oder  das  Straferkenntniss  selbst  zu  vollziehen,  oder  aber 
ein  neues  Strafverfahren  anzuordnen.  Was  indessen  die  letzte  Alter- 
native und  ihr  Verhältnis  zu  den  Normen  der  kantonalen  Gesetz- 
bücher über  die  Bestrafung  auswärts  verübter  Delikte  betrifft,  so 
wiederholt  sich  das  soebeu  berührte  Bedenken.  Und  auch  hier 
wird  mau  eine  Erweiterung  des  kantonalen  durch  das  Bundesrecht 
nicht  behaupten  können,  vielmehr  annehmeu  müssen,  dass  solche 
Kantone,  deren  Gesetzgebungen  den  zwar  entstandenen  inländischen 
Strafanspruch  durch  die  auswärtige  Beurtlieilung  wieder  haben  unter- 
geben lassen,  hierdurch  verhindert  sind,  die  Verpflichtung  einer 
Beurtheilung  und  Bestrafung  nach  den  eigenen  Gesetzen  zu  über- 
nehmen. Es  haben  demnach  diese  Kantone  nur  zwischen  Aus- 
lieferung und  ÜtralVollzug  zu  wählen  !). 

')  Wenn  z.  B.  ein  im  Kanton  tient  niedergelassener  Waadt] ander  einen  Genfer 
in  Luzern  beraubt  oder  tödtet  und  sieb  nach  Graubauden  dachtet,  von  hier  (wo 
er  nicht  gestraft  werden  kann)  nach  Luzern  ausgeliefert,  nach  stattgehahtcr  Ver- 
urtheilung  aber  nach  Genf  oder  Waadt  entkommen  ist,  so  haben  diese  Kantone 
nur  die  Wahl,  entweder  die  von  den  luzernischen  Gerichten  ausgesprochene  Strafe 
zu  vollstrecken  oder  aber  den  Thäter  behufs  Strafvollstreckung  nach  Luzern  aus- 
zulieferu.  Die  Auslieferung  ihres  Bttrgers  bezw.  Angehörigen  zu  verweigern,  um  den- 
selben nach  den  eigenen  Gesetzen  zu  bestrafen,  sind  sic  nicht  in  der  Lage,  weil 
gemäss  eben  diesen  Gesetzen  für  Genf  eiu  Strafanspruch  überhaupt  nicht  entstanden, 
und  der  für  Waadt  zur  Entstehung  gekommene  durch  die  in  Luzern  erfolgte  Be- 
urtheihing  wieder  untergegangen  ist. 
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Hervorgehoben  mag  noch  werden,  dass  bei  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  kantonalen  Strafdrohungen  und  Strafmittel  für  einen 
Kauten,  der  uach  dem  Vorstehenden  nur  zwischen  der  Auslieferung 
seines  Angehörigen  und  der  Vollstreckung  der  in  einem  andern 
Kanton  erkannten  Strafe  zu  wählen  hat,  leicht  ein  oigeuthümlichcr 
Konflikt  sich  erheben  kann,  nämlich  dann,  wenn  die  verhängte 
Strafe  nach  den  Gesetzen  des  Aufeutlmltskantons  viel  zu  hart  er- 
scheint, oder  auf  eine  Strafart  erkannt  wurde,  die  in, dem  Rechte 
des  ersuchten  Kantons  pcrhorreszirt  ist.  Zu  diesem  dem  bundes- 
staatlichen Verhältnisse  stark  widerstrebenden  Missstande  gesellt 
sich  ein  weiterer:  Gemäss  den  frühem  Ausführungen  kann  ein 

Auslanddelikt  vom  lulande  jedenfalls  dann  nicht  mehr  bestraft 
werden,  wenn  nach  Massgabe  der  inländischen  Gesetze  die  Straf- 
verfolgung verjährt  ist  (was  im  Tessin  schon  nach  Ablauf  der  Hälfte 
der  ordentlichen  Verjährungsfrist  der  Fall  ist);  sofern  nun,  was 
wieder  bei  Verschiedenheit  der  kantonalen  Strafrechte  sehr  leicht 
eintreten  kann  — in  Appenzell  A.-Rh.  z.  B.  verjährt  die  Strafklagc 
wegen  Verbrechen  überhaupt  nicht  — nach  den  Gesetzen  eines 
anderen  strafbercchtigten  Kantons  die  Verjährung  noch  nicht  vol- 
lendet wäre,  ist  der  Heimat-  oder  Niederlassungskautou,  weil  oder 
vielmehr  obschon  er  selbst  nicht  mehr  strafen  kann,  schlechthin 
zur  Auslieferung  seines  Angehörigen  verpflichtet1).  Und  in  ähnlicher 
Weise  wiederholt  sich  dieses  bedenkliche  Verhältnis«,  wenn  die 
Strafvollstreckung  *)  zwar  nach  den  Gesetzen  des  Heimatkantons, 
nicht  aber  nach  dem  Rechte  desjenigen  Kantons  verjährt  ist,  der 
ein  Strafurtheil  erlassen  hat. 

In  Betracht  kommt  endlich  noch  für  die  interkantonalen  Be- 
ziehungen Art.  60  der  Bundesverfassung,  wonach  sämmtliche  Kan- 
tone verpflichtet  sind,  „alle  Schweizerbürger  in  der  Gesetzgebung 
sowohl  als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen 
Kantons  gleich  zu  halten“.  Eine  Modifikation  der  oben  unter  C dar- 
gestellten Grundsätze,  woran  man  auf  den  ersten  Blick  zu  denken 
versucht  ist,  wird  aber  durch  diese  Verfassungsbestimmung  nicht 
begründet.  Dieselbe  ist  nämlich  nicht  dahin  zu  verstehen,  dass  eine 

')  Der  vom  Bundesrathe  vorgelegte  Gesetzenhcurf  hatte  in  Art.  litt,  b,  die 
eiugetretene  Verjährung  als  Grund,  die  Auslieferung  zu  verweigern,  ausdrücklich 
anerkauut.  — Vgl.  das  deutsche  Rcichsgesetz  betreffend  die  Gewährung  der  Uccbts- 
hUlfe,  vom  21.  Juni  1669,  § 2ö,  Ziff.  2 und  3. 

*)  Die  Strafvollstreckung  verjährt  z.  B.  Überhaupt  nicht  in  Seuenbunj, 
Aargau,  Graubümlen,  Appenzell,  Glarus. 
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absolut  gleiche  Behandlung  aller  Schweizerbürger  seitens  der  Kan- 
tone vorgeschrieben  wäre  ; violmehr  ist  nur  verboten , dass  die 
Bürger  anderer  Kantone  schlechter  gestellt  werden  als  die  eigenen 
Bürger  ; dass  dagegen  die  letzteren  schlechter  behandelt  werden 
als  die  ersteren,  ist  bundesrechtlich  zulässig.  Zulässig  ist  daher 
Wallis  Art.  14  Code  pénal,  wonach  der  Walliser  sich  in  ungün- 
stigerer Lage  befindet  als  ein  anderer  Schweizerbürger.  Und  in 
denjenigen  Kantonen,  welche  nur  dem  Inländer  das  mildere  aus- 
wärtige Gesetz  zu  Gute  kommen  lassen  (Schaffhamen,  Luzern, 
Zug  und  St.  Gallen),  handelt  es  sich  um  Fälle,  derenthalben  der 
Nichtinländer  überhaupt  nicht  vom  Inlande  gestraft  werden  darf. 
Auch  diese  Vorschriften  verstossen  demnach  nicht  gegen  Art.  fiO 
der  Bundesverfassung. 

Betrafen  die  bisherigen  Modifikationen  das  interkantonale  Ver- 
hältniss,  so  greift  nun  in  die  Bestimmungen  betreffend  das  inter- 
nationale Verhältnis  modifizirend  ein. 

II.  Das  Bundesstrafgesetz  vom  4.  Fobr.  1853.  Dieses  „Miniatur- 
strafgesetzbuch“, welches  die  Eidgenossenschaft' und  ihre  besonderen 
Einrichtungen  von  Bundeswegen  unter  den  strafrechtlichen  Schutz 
zu  stellen  bestimmt  ist,  verfügt  in  Art.  1 : 

„Soweit  das  gegenwärtige  Gesetz  nicht  ausdrücklich  etwas 
Anderes  vorschreibt,  sind  die  durch  dasselbe  angedrohten  Strafen 
nur  auf  Handlungen  anwendbar,  welche  auf  schweizerischem  Gebiete 
verübt  werden. 

Die  auf  fremdem  Gebiete  begangenen  Verbrechen,  auf  welche 
die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Anwendung  finden, 
sind  diejenigen,  welche  in  den  Artikeln  36,  37,  38,  39,  40,  45, 
61  und  65  vorgesehen  sind.“  ') 

Es  wird  also  hier,  anders  als  in  den  kantonalen  Strafgesetz- 
büchern, von  dem  Territorialprinzipe  in  dein  Sinne  ausgegaugen, 
der  demselben  als  einem  Prinzipe  im  Gegensatz  zu  den  anderen 
Prinzipien  zukommt,  d.  h.  die  Strafgewalt  des  Staates  reicht  so 
weit  als  sein  Gebiet,  aber  auch  nur  so  weit.  2)  Die  hiervon  zuge- 
lassenen Ausnahmen,  wonach 

')  Eine  Bereicherung  ist  dem  Art.  1,  Alinea  2,  zugedacht  in  dem  Entwürfe 
einer  Novelle  zum  Bundesstrafgesetze;  vgl.  diese  Zeitschrift  1890,  S.  108  und  170. 

*)  Die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  1 zeigt,  dass  der  Nationalrath  eine 
zeitlang  beharrlich  darauf  bestaud,  Überhaupt  keinerlei  Ausnahmen  von  dem  Terri- 
torialprinzip zuzulassen.  Fortietiung  TDD  Kot»  ! »irbs  Sait»  399 
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a)  „Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit  und  Ruhe  der  Eid- 
genossenschaft* (Art.  36 — 39), 

b)  die  mit  diesen  Delikten  konkurrirenden  „gemeinen  Verbrechen, 
Diebstahl,  Raub,  Brandstiftung  u.  s.  f.“  (Art.  40), 


Aus  den  durch  die  Güte  des  Herrn  Bundesarchivars  Dr.  Kaiser  mir  zur 
Einsichtnahme  überlassenen  Vorarbeiten  des  Gesetzes  — gedruckt  ist  der  Ent- 
wurf des  Buudesrathes  und  die  ihn  begleitende  Botschaft,  Buudesblatt  1852,  II, 
S.  555  ff.  — mögen  hier  zu  Art.  1 die  folgenden  Mittheilungeu  von  Interesse  sein. 

Art.  1 des  Entwurfes  vom  1.  Juli  1852  lautete:  „Soweit  das  gegenwärtige 
Gesetz  nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes  vorschreibt,  sind  die  durch  dasselbe  an- 
gedrohteu  Strafen  nur  auf  Handlungen  anwendbar,  icelclie  entweder  auf  schwei- 
terischem  Gebiete  verübt  werden  oder  die  Eidgenossenschaft  in  Gefahr  oder  Schaden 
versetzen .“  Dazu  bemerkt  die  Botschaft:  „Ohne  uns  irgendwie  auf  diese  Streit- 
frage einzulassen,  glauben  wir  doch  mit  Zuversicht  behaupten  zu  könuen,  dass 
bei  dem  beschränkten  Umfange  und  der  besonderen  Natur  der  Bundesstrafgesetz- 
gebung der  erste  Artikel  des  Entwurfes  dem  praktischen. Bedürfnisse  vollkommen 
genüge  und  dass  eine  Erweiterung  der  darin  enthaltenen  Vorschriften  nicht  nur 
keinen  Vortheil  gewähren,  sondern  vielmehr  zu  Verlegenheiten  führen  würde.“ 
Von  der  Vorschrift  des  Art.  1 hatte  der  Entwurf  nur  eine  Ausnahme  hervor- 
gehoben, nämlich  in  Art.  66,  AI.  2 (Art.  65,  Al.  2,  des  Gesetzes). 

Die  zur  Prüfung  des  Entwurfes  eingesetzte  Kommission  des  Nationalratbes 
schlug  zu  Art.  1 die  Bestätigung  des  Entwurfes  vor,  ohne  in  ihrem  Berichte 
(18.  Dezember  1862)  auf  eine  Begründung  ihres  Vorschlages  sich  einzulassen.  In 
seiner  Sitzung  vom  11.  Januar  1853,  in  welcher  zu  Art.  1 verschiedene  Amen- 
dements gestellt  wurden,  beschloss  der  N'ationalrath,  den  ersten  Artikel  „zu  ge- 
nauerer und  präziserer  Redaktion“  an  die  Kommission  zurückzuverweisen.  Nunmehr 
schlug  die  letztere  vor,  den  Schluss  des  Artikels  zn  fassen:  nur  auf  Hand- 

lungen anwendbar,  icelclie  auf  schweizerischem  Gebiete  verübt  worden  sinrl und 
dem  schloss  sich  der  N'ationalrath  am  18.  Januar  1853  an.  Eine  solche  Ein- 
schränkung der  inländischen  Strafgewalt  mit  Recht  zu  bedenklich  findend,  be- 
schloss aber  der  Ständerath  (27.  Januar  1853),  und  zwar  in  Uebereinstimmuug 
mit  dem  Vorschläge  seiner  Kommission,  die  Fassung:  „ welche  entweder  auf 

schweizerischem  Gebiete  oder  gegen  die  Schweiz  verübt  worden  sind“.  Dem  gegen- 
über beharrte  der  N'ationalrath  (.■sitzung  vom  1.  Februar  1853),  dem  Anträge  seiner 
Kommission  stattgebend,  auf  dem  früheren  Beschlüsse,  proponirte  also  aufs  Neue 
die  Weglassung  der  Worte  „oder  gegen  die  Schweiz“.  Erst  in  allerletzter  Stunde, 
am  3.  Februar  1853  — • das  Gesetz  datirt  vom  4.  Februar  — erhielt  dann  der 
Art.  1 durch  den  Ständerath  seine  jetzige  Fassung,  nur  dass  das  zugefügte 
Alinea  2 die  Art.  61  und  65  noch  nicht  erwähnte.  Am  selben  Tage  stimmte  dieser 
Fassung  der  N'ationalrath  bei,  jedoch  mit  der  vom  Ständerathe  acceptirten  Mass- 
gabe,  dass  in  AI.  2 „auch  Art.  61  noch  enumerirt  werde“. 

Wie  es  gekommen  ist,  dass  vom  Gesetze  selbst  auch  der  Art.  65  in  Al.  2 
des  Art.  1 aufgezählt  wird,  ist  nicht  ersichtlich.  In  der  Tliat  war  es  mit  Rück- 
sicht auf  Al.  2 dieses  Art.  65  überflüssig,  seiner  zu  gedenken,  oder  aber,  wenn 
er  aufgeführt  werden  sollte,  hätte  der  Absatz  2 desselben  — der  freilich  im  Ent- 
würfe seine  Berechtigung  hatte  — füglich  gestrichen  werden  müssen. 
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c)  Theilnahme  un  einem  den  gewaltsamen  Umsturz  der  Bundes- 
verfassung bezweckenden  Unternehmen  (Art.  45), 

d)  Delikte  an  Bundesurkuuden  (Art.  01)  und 

e)  Anwerbung  von  Schweizern  für  verbotenen  fremden  Militär- 
dienst (Art.  65) 

auch  dann  einen  inländischen  Strafanspruch  erzeugen , wenn  sie 
ausserhalb  «1er  Schweiz  begangen  wurden,  bezeichnen  eine  beschränkte 
Anerkennung  des  Realprinzips,  wogegen  das  Personalitätsprinzip 
dem  Bundesstrafgesetze  gänzlich  fremd  geblieben  ist. 

Soweit  nicht  Alinea  2 des  Art.  1 Platz  greift,  können  die  im 
Bundesstrafgesetze  vorgesehenen  Delikte  in  Gemässheit  dieses  Ge- 
setzes nicht  gestraft  werden,  wenn  sie  ausserhalb  der  Schweiz  — 
denn  nichts  Anderes  wollen  die  Worte  des  Gesetzes  „auf  fremdem 
Gebiete “ besagen  verübt  worden  sind.  So  kann  z.  B.  vom  Bunde 
nicht  verfolgt  werden,  wer  im  Auslande  Gewalt  anwendet,  um 
einen  dort  weilenden  Bundesbeamten  zu  einer  Amtshandlung  zu 
zwingen  oder  davon  abzuhalten,  oder  wer  auswärts  au  einem  Bun- 
desbeamten wegen  einer  amtlichen  Handlung  desselben  thätliche 
Rache  nimmt  (Art.  47);  ebenso  wenig  derjenige,  welcher  im  Aus- 
lände erfolglos  zum  Umstürze  der  schweizerischen  Bundesverfassung 
aufreizt  (Art.  43),  oder  einen  eidgenössischen  Repräsentanten  oder 
Kommissär  öffentlich  beschimpft  (Art.  5‘J),  oder  Telegraphen  be- 
schädigt (Art.  00),  oder  Eisenbahnen  gefährdet  (Alt.  67). 

Dabei  kommt  aber  in  Betracht,  dass  eine  Anzahl  der  im  Buu- 
desstrafgesetze  bedrohten  Handlungen  auch  in  kantonalen  Straf- 
gesetzbüchern figurirt,  sowohl  in  solchen,  die  bei  Inkrafttreten  des 
Bundesstrafgesetzes  bereits  bestanden,  als  auch  in  später  erlassenen. 
Es  fragt  sich  daher,  in  welchem  Verhältnisse  das  Strafrecht  des 
Bundes  zu  den  kantonalen  Strafgesetzgebungen  steht,  oder  spe- 
zieller: Wie  verhält  sich  bezüglich  der  sowohl  nach  kantonalem  als 
nach  Bundesrecht  strafbaren  Handlungen  der  Artikel  1 des  Bündes- 
strafgesetzos  zu  den  oben  dargestellten  kantonalrechtlichen  Normen 
über  die  Bestrafung  von  Auslanddelikteu? 

Das  Gesetz  selbst  ortheilt  auf  diese  Frage  keine  ausdrückliche 
Antwort.  Indessen  ergibt  sich  aus  der  Natur  des  bundesstaatlichen 
Verhältnisses  zunächst  jedenfalls  so  viel,  dass,  wenn  ein  und  das- 
selbe Delikt  sowohl  nach  Bundosrecht  als  auch  nach  Kantonal- 
recht strafbar  ist,  wenn  also  ein  Fall  der  Gesetzeskonkurreiu  vor- 
liegt , ausschliesslich  das  Bundesrecht  zur  Anwendung  zu  bringen 
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ist,  ')  und  zwar  auch  — worauf  es  hier  ankommt  — bezüglich  der 
Frage,  ob  auch  daa  im  Auslande  verübte  Delikt  vom  Inlande  zu 
strafen  sei.  Daraus  folgt:  Ein  ausserhalb  der  Schweiz  begangenes  De- 
likt, welches  von  einem  der  Kantone  gemäss  dessen  eigener  Gesetz- 
gebung der  inländischen  Bestrafung  unterworfen  ist,  kann  für  ilen 
Fall  nicht  verfolgt  werden,  dass  eben  dieses  selbe  Delikt  im  Butides- 
strafgesetzc  vorgesehen  uud  nicht  in  Alinea  2 des  Artikels  1 er- 
wähnt ist.  So  könnte  beispielsweise  ein  Luzeruer,  welcher  iu  Baden 
vorsätzlich  einen  Eisenbahntransport  gefährdet  hat  und  in  seine 
Heimat  entkommen  ist,  an  sich  hierselbst  gestraft  werden  nach 
Massgabe  der  Artikel  115  und  2 6 des  luzernisehen  Strafgesetz- 
buches; der  Bestrafung  stehen  aber  entgegen  Art.  67  a und  1 des 
Bundesstrafgesetzes,  wonach  die  Verfolgung  unmöglich  ist.  Das 
Resultat  ist  kein  anderes,  als  wäre  der  kantonalen  Strafgesetz- 
gebung — wie  es  z.  B.  in  Freiburg  und  Solothurn  zutrifft  — das 
Delikt  der  Eisenbahntransportgefährdung  unbekannt. 

Mit  dem  Falle,  dass  dasselbe  Delikt  gleichzeitig  nach  Bundes- 
und  Kantonalrecht  strafbar  ist,  darf  nun  aber  nicht  verwechselt 
werden  der  Fall  einer  sogenannten  Idcalkonhirrenz,  welch’  letztere 
einer  anderen  Beurtheilung  unterliegt. 

Enthält  nämlich  eine  und  dieselbe  Handlung  zwei  oder  mehrere 
Delikte,  wovon  das  eine  unter  das  Bundesstrafgesetz,  das  andere 
unter  ein  kantonales  Strafgesetzbuch  fallt, 2)  so  wird  selbstverständ- 
lich durch  die  Einheit  der  Handlung  nicht  ausgeschlossen,  dass  von 

■)  Unterstützt  wird  diese  Folgerung,  wenn  sie  anders  einer  Stütze  bedarf, 
auch  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Bundesstrafgesetzes.  Der  Entwurf  enthielt 
iu  Art  79  die  allerdings  unklar  gefasste  Bestimmung:  „Wenn  eiue  durch  gegen- 
wärtiges Gesetz  vorgesehene  Handlung  unter  den  Begriff  eines  durch  die  betref- 
fende Kantonalgesetzgebung  mit  schwererer  Strafe  bedrohten  gemeinen  Verbrechens 
fällt,  so  ist  diese  schwerere  Strafe  anzuwenden.“  Der  Artikel  wurde  sofort  von 
der  nationalräthlichen  Kommission  gestrichen  und  in  dem  „Bericht“  (IS.  De- 
zember 1852)  diese  Streichung  damit  begründet,  dass  der  Artikel  „eine  Umkehrung 
der  gewöhnlichen  Regel  enthält,  dass  zwischen  zwei  konkurrirenden  Gesetzen  das 
für  den  Angeklagten  mildere  in  Anwendung  zu  bringen  sei,  und  mit  dem  ganzen 
Gedanken  dieses  Gesetzes,  welche*  sich  von  der  Kantonalgesetzyebung  zu  eniau- 
sipirtn  strebt,  in  Widerspruch  steht“.  Freilich  ist  diese  Rechtfertigung  in  ihrem 
ersten  Theile  unhaltbar. 

')  Vgl.  Art.  7G  des  Bundesstrafgesetzes:  „Wenn  Jemand  verschiedener  kon- 
uexer  Verbrechen  ungeklagt  wird,  von  denen  die  einen  in  die  Bundes-,  die  anderen 
in  die  Kantonalkompetenz  einsehlagen  u.  s.  w.“  — Eiue  solche  subjektive  Kon- 
nexität liegt  u.  A.  bei  der  sogenannten  ideellen  Konkurrenz  vor. 
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den  in  ihr  zusatnmengefassten  Delikten  ein  jedes  in  Gemässheit  des- 
jenigen Gesetzes  beurtheilt  wird,  vermöge  dessen  es  als  ein  eigen- 
thömliches  Delikt  erscheint.  Ist  demnach  in  solchem  Palle  die  be- 
treffende Handlung  ausserhalb  der  Schweiz  begangen,  so  ergibt 
sich  die  Möglichkeit,  dass  ein  darin  enthaltenes  Delikt  gegen  das 
Bundesstrafgesetz  nicht  gestraft  werden  kann,  wohl  aber  ein  anderer 
durch  dieselbe  Handlung  gemäss  einem  kantonalen  Strafgesetzbuch 
erfüllter  Thatbestand.  Wenn  z.  B.  ein  Bundesbeamter,  thurgauischer 
Kantonsangehöriger,  für  die  Eidgenossenschaft  in  Deutschland  Rechts- 
geschäfte zu  besorgen  und  aus  denselben,  vermittelst  Betruges  an 
dem  Gegenkontrahenten,  persönliche  Yortheile  gezogen  hat  — also 
Art.  53  e Bundesstrafgesetzes  und  Art.  158,  159  des  thurgauischen 
Strafgesetzbuches  ideell  konkurriren  — , so  kann  zwar  nicht  von  den 
Bundesassisen  das  Amtsverbrechen,  unzweifelhaft  aber  von  den  thur- 
gauischen Gerichten  der  Betrug  verfolgt  und  bestraft  werden.  ') 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  für  Delikte,  welche  nicht  im 
Bundesstrafgesetze  mit  Strafe  bedroht  sind,  die  Frage,  ob  sie  auch 
als  Auslanddelikte  der  inländischen  Verfolgung  unterliegen,  der  aus- 
schliesslichen Beurtheilung  nach  Kantonalrecht  anheimfällt. ä)  So 
einleuchtend  aber  dieser  Satz  an  sich  ist,  so  erheblich  sind  die 
Schwierigkeiten,  welche  entstehen,  sofern  ein  im  Bundesstrafgesetze 
vorgesehenes  Delikt  auch  in  einer  kantonalen  Strafgesetzgebung 
erscheint,  aber  nicht  in  einer  mit  dem  Bundesrechte  sich  völlig 
deckenden  Weise,  sondern  mit  einem  weiteren  und  umfassenderen 
Thatbestande,  also  so,  dass  eine  dem  Bundesrechte  unbekannte  Be- 
gehungsart eben  dieses  Deliktes  gleichfalls  mit  Strafe  bedroht  wird. 
Soll  hier  das  Prinzip  gelten,  dass  die  vom  Bundesstrafgesetze  be- 
handelten Materien  den  kantonalen  Strafrechten  überhaupt  entzogen, 
daher  alle  diesbezüglichen  kantonalen  Bestimmungen  hinfällig  sind  ? 
Oder  ist  es  den  Kantonen  gestattet,  auch  in  diesen  Materien  Be- 
stimmungen zu  treffen,  die  zwar  nicht  im  Widerspruche  zum  Bun- 
desrecht  stehen  dürfen,  wohl  aber  neben  demselben  einhergehen 
können?  So  fragt  sich  z.  B.:  In  welchem  Verhältnisse  stehen  einer- 
seits die  Art.  36  und  1 Bundesstrafgesetzes,  wonach  Schweizer, 3) 
die  in  einem  Kriege  gegen  die  Eidgenossenschaft  die  Waffen  gegen 
ihr  Vaterland  tragen,  vom  Inlande  zu  bestrafen  sind,  auch  wenn  sie 

')  S.  auch  Art.  75  Bundesstrafgesetz. 

) Vgl.  Art.  77  des  Entwurfes  zum  Bundesstrafgesetz. 

s)  Vgl.  Waadt  95,  Bern  67,  Z.  1. 
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dasselbe  nicht  betreten  haben  — und  anderseits  die  Art.  102,  Z.  6, 
und  Art.  3-c  des  freiburgischen  Strafgesetzbuches,  wonach  wegen 
derselben  auswärts  begangenen  Handlung  auch  Nichtschweizer  im 
Inlande  zu  verfolgen  und  bestrafen  sind?  Und  dieselbe  Frage  wieder- 
holt sich  bezüglich  Art.  37  des  Bundesstrafgesetzes,  indem  das  hier 
vorgesehene  Delikt  nur  an  einem  „Bürger  oder  Einwohner  der 
Schweiz“,  dagegen  dasselbe  Delikt  nach  den  meisten  Kantonalstraf- 
rechten auch  an  einem  nicht  in  der  Schweiz  wohnenden  Ausländer 
gestraft  wird.  Jedenfalls  ist  es  am  einfachsten  und  auch  den  ge- 
gebenen staatsrechtlichen  Verhältnissen  am  meisten  entsprechend, 
anzuuehmen,  das  Bundesstrafgesetz  habe  die  von  ihm  behandelten 
Materien  in  einer  erschöpfenden  und  die  kantonale  Gesetzgebung 
ausschliessenden  Weise  geregelt.  Indessen  lässt  sich  durchaus  nicht 
leugnen,  dass  erhebliche  Zweifel  an  der  Richtigkeit  dieser  Annahme 
übrig  bleiben,  Zweifel,  welche  aus  den  in  den  Vorarbeiten  des  Ge- 
setzes enthaltenen  dürftigen  Aufschlüssen  kaum  zu  beseitigen  sein 
werden;  insbesondere  ist  es  nicht  angängig,  diese  Zweifel  mit  dem 
Hinweise  auf  die  wiederholte  Aeusserung  auszuräumeu,  man  habe 
das  Bundesstrafrecht  von  den  Kantonalrechten  emanzipiren  wollen  ; 
denn  diese  Emanzipation  wurde,  freilich  in  beschränkterem  Sinne, 
auch  dann  erreicht,  wenn  nur  widerspreche  mies  Kantonalrecht  aus- 
geschlossen wurde.  — Sollte  man  der  anderen  Auffassung  huldigen, 
so  würde  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  untersuchen  sein,  ob  schon 
das  blosse  Weitergehen  des  kantonalen  Rechtes  sich  als  ein  Wider- 
spruch gegen  das  Bundesrecht  darstellt  oder  nicht. 

Ueber  positive  oder  negative  weitere  Voraussetzungen,  von 
welchen  die  Verfolgung  und  Bestrafung  eines  der  inländischen  Straf- 
gewalt unterworfenen  Auslanddeliktes  abhängig  wäre,  enthält  das 
Bundesstrafgesetz  nichts,1)  und  ist  hier,  tun  Wiederholungen  zu  ver- 
meiden, bezüglich  der  Schlüsse,  welche  aus  diesem  Schweigen  zu 
ziehen  sind,  einfach  auf  das  oben  unter  B II  über  Schaffhausen 
Ausgeführte  zu  verweisen.  Nur  soll  noch  hervorgehoben  werden, 
dass  auch  rücksichtlich  der  Voraussetzungen  der  Bestrafung  die 
soeben  erörterten  Zweifel  wioderkehren,  sobald  kantonale  Rechte 
ein  Delikt  des  Bundesstrafgesetzes,  jedoch  mit  Abweichungen  im 
Thatbestande,  behandelt  haben. 

')  Auch  in  den  Materialien  des  Gesetzes  findet  sich  Ober  diese  Frage  nichta, 

Fortsetzung  folgt. 
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Von  Prof.  l>r.  A»().  T’orel  iu  Zürich. 

• 

Unter  diesem  Titel,  dem  noch  die  Worte  „kritisch,  systematisch 
und  kodifizirt“  hinzugefügt  werden,  erschien  voriges  Jahr  bei  Orell 
Füssli  & Co.  in  Zürich  ein  Buch  eines  gewissen  Eduard  August 
Schröder,  das  bereits  von  Pelinan  (Allg.  Zeitschrift  für  Psychiatrie, 
18S9,  Bd.  XL VI,  Heft  4,  Seite  534)  die  einzig  einem  ebenso  an- 
niassenden  als  einfältigen  und  von  krasser  Unkenntnis«  des  Gegen- 
standes zeugenden  Machwerke  gebührende  Kritik  erfahren  hat. 
Diesem  traurigen  Erzeugnisse  gegenüber  wäre  Schweigen  augezeigt 
gewesen,  wenn  nicht  ein  angesehener  schweizerischer  Jurist,  Herr 
Dr.  Placid  Meyer  von  Schauensee,  in  der  Zeitschrift  für  Schweizer 
Strafrecht,  1890,  S.  ö6,  dein  Autor  Schröder  theilweise  Hecht  ge- 
geben hätte.  Im  gleichen  Aufsatz  lobt  Herr  Dr.  Meyer  über  Ge- 
bühr meine  Verdienste  in  der  Frage  des  Hypnotismus,  dessen  wissen- 
schaftliche Begründung  ja  Liebeaalt  und  Bernheim  zukommt.  Es 
thut  mir  leid,  Gutes  mit  Bösem  zu  vergelten;  aber  die  Wahrheit 
vor  Allem! 

Zunächst  einige. Stellen  aus  Pelman’s  Kritik: 

„Herr  Schröder  hat  offenbar' noch  nie  einen  Geisteskranken  ge- 
sehen. Er  tritt  an  den  Gegenstand  seines  Buches  heran,  rein  und 
„zweifelsohne,  und  er  führt  seine  Aufgabe  dureh,  unbeirrt  durch 
„jegliche  Saehkonntniss. 

„Dass  ein  Schriftsteller  von  dem  Gegenstände,  den  er  zu  be- 
handeln gedenkt,  nichts  versteht,  ist  nicht  gerade  lobenswerth,  aber 
„doch  auch  nicht  so  neu,  um  etwas  Besonderes  darin  zu  finden.  Neu 
„aber  ist  die  Art  der  Behandlung,  und  da  darf  ich  wohl  dreist  be- 
haupten, dass  noch  nie  eine  gleiche  Masse  der  schändlichsten  Ver- 
leumdungen über  eine  ganze  Klasse  von  Männern  in  gleich  leicht- 
fertiger Weise  und  ohne  den  Schatten  eines  Beweises  ausgegossen 
„wurde. 

„Wären  wir  Irrenärzte  in  der  That  so  schlecht,  wie  Herr 
„Schröder  dies  auf  jeder  der  152  Seiten  seines  Buches  behauptet,  ja 
„wenn  nur  der  hundertste  Theil  unserer  Schandthaten  erwiesen  wäre, 
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„kein  Hund  würde  mehr  ein  Stück  lirod  von  uns  nehmen,  kein  an 
„ständiger  Mensch  mehr  Verkehr  mit  uns  wollen. “ 


„Aber  was  haben  uns  unsere  Behauptungen  und  Beweise  genützt, 
„dass  kein  einziger  der  Fälle  von  angeblicher  Freiheitsberaubung  in 
„Irrenanstalten  nachgewiesen  sei,  wenn  uns  dieselbe  Anklage  hier 
„auf  jeder  Seite  in’s  Gesicht  geschleudert  wird  etc.“ 


„Herr  Schröder  weiss  ganz  genau  (23),  wie  oft  Tobsucht  künst- 
lich erzeugt  wird,  und  wie  der  vermeintliche  Kranke  sich  tobsüchtig 
„stellt  (32),  um  grössere  Gaben  des  bekannten  Chloralhydrates  zur 
„Beruhigung  zu  erhalten.  Uer  Wärter  spart  mit  diesem  Mittel  nicht, 
„der  Pseudotolle  beruhigt  sieh  und  schläft  ein  — für  ewig. 

„Und  endlich  verdanken  wir  ihm  die  lang  und  schmerzlich  er- 
sehnte Definition  der  Geistesstörung,  von  der  ich  nur  zu  meinem 
„Bedauern  vermuthe,  dass  sie  keinen  allgemeinen  Beifall  finden  wird 
„(110).  Als  geisteskrank  kann  nur  derjenige  gelten,  dem  es  nach- 
„gewiesen  worden  ist,  dass  er  den  Massstab  für  Gutes  und  Böses, 
„für  Recht  und  Unrecht  durch  persönlichen  (sic)  Irrwahn,  der  über 
„die  ihn  erzeugenden  Ursachen  hinausdauert,  verloren  oder  nie  be- 
gossen hat  und  dadurch  der  menschlichen  Gesellschaft  oder  ihren 
„Gliedern  (!)  gefährlich  geworden  ist. 

„Das  wichtigste  Erforderniss  aber  ist  der  Beweis.  Ohne  Beweis 
„kann  Niemand  zum  Verbrecher,  ohne  Beweis  soll  Niemand  zum 
„Irren  gestempelt  werden.  Und  wir  Thoren,  die  wir  uns  bisher  oin- 
„bildeten,  dass  Irresein  eine  Krankheit  und  an  ihren  Symptomen  zu 
„erkennen  sei! 

„Den  Beweis  vermögen  wir  Aerzte  überhaupt  nicht  zu  erbringen, 
„das  kann  (130)  nur  der  Geschworene  allein,  der  Mensch  mit  der 
„gottähnlichen  Seele,  der  Mensch  in  seiner  Vielheit. 

„Wie  schön,  wie  einheitlich  und  aus  einem  Gusse  ist  der  „Kodex*, 
„das  Irrengesetz  der  Zukunft  nach  Herrn  Schröder’s  Invention,  und 
„wie  richtig  ist  der  bewundernde  Ausruf  des  Schöpfers,  als  er  am 
„Schlüsse  sein  Werk  betrachtet  und  findet,  dass  es  gut  ist:  Dieses 
„Gesetz  macht  es  Keinem  leicht,  in  einer  Anstalt  Aufnahme  zu 
„finden  (132). 

„Sicherlich  nicht,  denn  wenn  man  sich  erst  durch  diese  Zeugen- 
„verhöre,  Hauptverhandlungen,  durch  4 Sachverständige  und  ein 
„ganzes  Geschwornengericht  durcharboiten  muss,  um  in  die  Anstalt 
„zu  kommen,  dann  bleibt  man  lieber  draussen. 

Zcitschr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  23 
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„Eine  Kommission  von  9 Mitgliedern  hat  alsdann  die  Anstalt  alle 
„14  Tage  zu  besuchen  und  darüber  zu  wachen,  dass  den  Kranken 
„ihr  Recht  geschehe. 

„Als  ihr  Recht  aber  wird  ihnen  gesetzlich  verbrieft  (§  43),  dass 
„ihnen  keiner  ihrer  gewohnten  Genüsse,  als  da  sind  Morphium,  Ar- 
„senik  oder  Alkohol,  versagt  werden  darf,  insbesondere  kein  Alkohol, 
„denn  „es  ist  für  den  Menschen  ein  Lebensbedürfniss,  wie  für  den 
„ Seefisch  das  Meerwasseru 


„Doch  genug  des  Unsinns. 

„Die  Sache  hat  noch  eine  andere  und  zwar  eine  recht  traurige 
„Seite.  Nicht,  dass  ein  solcher  Unsinn  geschrieben  werden  konnte, 
„denn  das  wird  immer  Vorkommen,  wohl  aber,  dass  er  gedruckt, 
„dass  er  gelesen  wird. 

„Es  gibt  Leute  genug,  die  in  der  einfachen  Thatsache  des  Ge- 
„drucktwerdons  eine  Bekräftigung  der  Wahrheit  sehen,  und  auf  das 
„Urtheil  dieser  urtheilslosen  Monge  muss  eiu  derartiges  Schmähwerk 
„verderblich  wirken. 

„Was  nutzt  es  uns,  wenn  wir  uns  die  Finger  müde  sclireiben 
„und  immer  wieder  darauf  hinweisen,  dass  nichts  von  all’  dem  wahr 
„ist,  und  es  nur  die  wüsten  llirngespinuste  eines  unreifen  Geistes 
„sind,  die  uns  hier  als  haare  Münze  dargeboten  werden  ! ln  jene 
„Kreise,  wohin  das  Schrödor’sclie  Buch  hinabsteigt,  vermögen  wir 
„ihm  nicht  zu  folgen,  und  Jahre  der  mühsamen  Arbeit  sind  umsonst.“ 
Dies  sind  nur  einige  der  Kritiken  des  Herrn  Prof.  Pelmau. 
Fügen  wir  noch  als  Beispiele  drei  Stellen  aus  Schröder’«  Buch  hinzu  : 
1)  Seite  26:  „Bei  den  sogenannten  Paralytikern  ist  den  Irren- 
ärzten das  Stottern  ein  Zeichen  dieser  Krankheit,  der  Paralysis. 
Aber  auch  dieses  Symptom  ist  nicht  von  unbedingter  Verlässlichkeit; 
denn  es  ist  anderen  Spezialisten  gelungen,  das  Stottern,  sowohl  das 
angeborene,  als  auch  das  erworbene,  zu  heilen,  und  diese  haben  den 
Satz  aufgcstcllt  und  bewiesen,  dass  das  Stottern  an  und  für  sich 
von  der  Gesundheit  oder  Krankheit  dos  Gehirns  unabhängig  ist.“ 
Somit  verwechselt  Herr  Schröder  das  bekanntlich  nicht  unheil- 
bare, jedenfalls  sehr  ungefährliche  Stottern  (eine  spasmodische  Neu- 
rose) mit  der  total  verschiedenen  Sprachstörung  der  fortschreitenden 
Gehirnlähmung,  einer  bekanntlich  so  gut  wie  immer  tödtlich  verlaufen- 
den Gehirukrankheit  (Hirnschrumpfung)!  — - Und  er  meint  da  wohl 
ganz  naiv,  dass  selbstverständlich  die  Irrenärzte  dieses  auch  ver- 
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wechseln  und  solche  schwere  Krankheit  nur  an  diesem  von  ihnen 
verkannten  Symptom  zu  erkennen  wähnen!  Wird  man  da  nicht  an  die 
Aesop’sche  Fabel  des  Affen  und  des  Delphins  erinnert  (s.  La  Fontaine’» 
Fabeln,  Liv.  IV,  Fab.  7),  -wo  der  Affe  den  Piräus  (Hafen  Athen») 
für  einen  Menschen  hält! 

2)  Seite  35:  „Wo  der  Wille  im  menschlichen  Körper  seinen  Sitz 
hat,  wissen  die  Gelehrten  nicht.  Schopenhauer  meint  im  Herzen, 
Andere  im  Gehirn.“ 

Es  haben  früher  auch  Gelehrte  geglaubt,  die  Sonne  drehe 
sich  um  die  Erde,  während  heute  jeder  Schusterbub  weiss,  dass 
das  Gcgentheil  richtig  ist.  Herr  Schröder  vergisst,  dass  wir  1891 
schreiben,  und  weiss  nicht,  das»  seit  Schopenhauer  unsere  Kennt- 
nisse des  Gehirnes  und  der  Psycho-Physiologie  bedeutende  Fort- 
schritte gemacht  haben.  Vor  Allem  aber  hat  er  Schopenhauer 
total  missverstanden,  der  bekanntlich  unter  Wille  nicht  nur  wie 
wir  den  menschlichen  bewussten  Willen,  sondern  alle  treibenden 
Naturkräfte,  die  Kraft  überhaupt,  versteht.  In  diesem  Sinne,  und 
nicht,  wie  sich  es  Herr  Schröder  einbildet,  hat  Schopenhauer  in  den 
zuerst  eiutretenden  Jlerzbewegungen  tien  Keim  des  „Willens“,  d,  h. 
der  organischen  Bewegung,  gesucht. 

3)  Seite  29  bis  31  bespricht  Herr  Schröder  das,  was  er  „Theorie 
tler  Paranoia  (Verrücktheit)“  nennt.  Für  ihn  ist  die  Verrücktheit 
(bekanntlich  die  häufigste  tler  Geistesstörungen,  diejenige,  die  am 
meisten  Unheil  und  Verbrechen  verursacht)  eine  „Theorie  im  Kopfe 
der  Irrenärzte“!  Dergleichen  Zeug  steht  zwar  auf  jeder  Seite  des 
Schröder’schen  Buches,  aber  diese  Beispiele  dürften  genügen,  um 
das  Ganze  zu  charakterisiren. 

Man  mag  sich  nur  noch  darüber  wundern,  dass  ein  solches 
Elaborat  in  einem  ernsten  Vorlag  erscheinen  kann. 

Es  ist  eigentlich  eine  für  den  Fachmann  entmuthigende  Er- 
scheinung, dass  wohl  in  wenigen  Gebieten  des  menschlichen  Wissens 
die  Inkompetenz  sich  so  viele  Urtheile  anmasst  wie  in  der  Psychia- 
trie, und  dass  gerade  solche  inkompetente  Urtheile  so  viel  Anklaug 
zu  finden  pflegen.  Diese  Thatsache  hat  wohl  ihre  Ursache  im 
Wesen  der  Disziplin  selbst,  und  ist  die  Ursache,  warum  die  Psy- 
chiatrie erst  so  spät  und  nach  bo  schweren  Kämpfen  ihren  Platz  in 
den  medizinischen  Wissenschaften  erobert  hat.  Der  Mensch  ist 
für  nichts  so  einsichtslos  als  für  das,  was  sein  Gehirn  und  dessen 
Funktionen  angoht.  Müssen  wir  daran  erinnern,  dass  es  Irrenärzte 
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wind,  welche  die  Ketten  der  Irren  abnahmeu,  Irrenärzte,  welche  das 
No  restraint  (freie  Behandlung)  einführien,  Irrenärzte,  welche  jetzt 
in  Schottland,  Altscherbitz  etc.  die  Freiheit  der  Geisteskranken  auf 
das  denkbar  höchste  Mass  ausgedehnt  haben?  Müssen  wir  hinzu- 
fügen, dass  es  Laien  waren,  welche  die  Geisteskranken  in  Ketten 
stellten  und  noch  da  und  dort  stellen,  Priester,  welche  solche  Kranke 
als  Hexen  verbrannten,  Gerichte,  welche  noch  heute  nicht  selten 
unzurechnungsfähige  Geisteskranke  verurtheilen  und  in  Gefängnisse 
einsperren,  welche  fast  ebenso  häufig  im  Naineu  der  persönlichen 
Freiheit  unglückliche  Kinder  und  schwache  Frauen  unter  der  oft 
scheusslichen  Tyrannei  und  Grausamkeit  verrückter  Familienväter 
schmachten  und  zu  Grunde  gehen  lassen,  und  dergleichen  mehr? 

Es  ist  betrübend,  zu  scheu,  wie  ein  so  trauriger,  verschrobener 
Unsinn,  ein  Erguss  gegen  die  Irrenärzte,  angeblich  zum  Schutz  der 
Geisteskranken,  in  Wahrheit  die  krasse  Unwissenheit  des  Autors 
noch  mehr  als  seine  verbissene  Einseitigkeit  Seite  für  Seite  ver- 
rathend,  des  ridativ  günstigen  Referates  ciues  Mannes  wie  Herrn 
Dr.  Meyer  v.  Schauensec  sich  erfreuen  darf.  Offenbar  nngesteckt 
durch  Schrödcr’s  Buch,  sagt  Herr  Dr.  Meyer  v.  Schauensec,  dass 
es  keine  spezifisch  klinischen  Symptome  des  Irreseins  gäbe  ')  (wie 
können  wir  Professoren  der  Psychiatrie  denn  Klinik  halten?),  und 
stimmt  Schröder  bei,  die  Geisteskranken  durch  Geschworene  be- 
urtheileu  zu  lassen!  ! ! Die  Gefährlichkeit  solle  das  einzige  Kriterium 
zur  rechtlichen  Behandlung  der  Geisteskranken  bilden.  Und  die 
Heilung  des  Irrsinnes,  die  Sclbstgefährlichkeit  vieler  heilbarer 
Kranken,  die  Nahrungsverweigerung,  die  Marterqualen,  die  andere 
Familienglieder  von  Geisteskranken  zu  erleiden  haben,  das  Ver- 
kommen und  Verderben  des  Kranken  selbst  in  Folge  seines  Irr- 


')  E*  kann  sein,  dass  Herr  I)r.  Meyer  v.  Schauensec  absolut  scharf  abgegrenzte, 
keine  Abstufungen  und  Uebergiiuge  znlassende  spezifische  Symptome  meint  und 
verlangt.  Solche  dogmatische  Forderungen  sind  oft  von  Seite  der  Juristen  der 
Medizin  abgefordert  worden.  Es  ist  aber  durchaus  unbillig,  die  Natur,  die  Wirk- 
lichkeit, die  keine  Sprünge  macht  und  überall  Abstufungen  und  Uebergänge  zeigt, 
in  künstlich  ausgeschnittenen  Itahmen  mit  Gewalt  eiuzwitngen  zu  wollen.  — Die 
Folge  dieser  unseligen  systematischen  Dogmatik  ist  in  der  Praxis  eine  Forderung 
der  Jsopbistik  und  Rabulisterei,  weit  mau  gezwungen  wird,  die  Thntsachcn  deiu  ge- 
gebenen Rahmen  anzupassen.  Uebrigens  fehlen  absolut  spezifische  Symptome  bei  vielen 
anderen  Krankheiten  um)  auch  bei  manchen  Verbrechen  und  anderen  menschlichen 
Umgriffen,  wahrend  die  Geistesstörungen  durchaus  nicht  so  schwer  zu  erkennen  sind, 
w ie  inkompetente  Personen  es  sich  cinhildcn.  Man  muss  nur  die  nütliige  praktische 
Erfahrung  und  die  uothwendige  wissenschaftliche  Vorbildung  darin  besitzen. 
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sinns?  Das  alles  wird  vergessen.  Man  sieht  deutlich  aus  solchen 
Behauptungen,  dass  das  W esen  der  Geisteskranken  Herrn  Dr.  Meyer 
v.  Schauensee  fremd,  d.  h.  nur  theoretisch  bekannt  ist. 

Und  nun,  wie  und  wo  will  denn  Herr  Dr.  Meyer  die  Geistes- 
kranken behandeln  lassen  ? in  privaten  oder  öffentlichen  Wohlthätig- 
keitsanstalten!  Was  sind  da  für  Anstalten  gemeint:  Privatirren- 
anstaltcn,  dereu  Besitzer  (Arzt  oder  Laie)  vom  Gewinn  aus  den 
Kranken  lebt  ? — Das  wäre  nun  vom  liegen  in  die  Traufe  ge- 
kommen, denn  da  ist  der  Kranke  erst  völlig  wehrlos  geworden.  — 
Sollte  cs  in  Krankenanstalten  für  körperliche  Kranke  sein  y Nun  da 
worden  sich  Letztere  bedanken,  zu  ihrem  körperlichen  Leiden  noch 
die  Gesellschaft  von  Irrsinnigen  haben  zu  müssen.  Dass  diese  Mischung 
nur  ausnahmsweise  gehen  kann,  hat  die  Erfahrung  längst  gelehrt. 

Also  diese  Privat-  oder  Wohlthätigkeitsanstalten  müssen  doch 
Irrenanstalten  sein,  müssen  unter  staatlicher  Kontrole  stehen,  um 
Missbrauchen  vorzubeugen,  und  somit  haben  wir  doch  das,  was 
Herr  Dr.  Meyer  v.  Schauensee  beseitigen  wollte.  Denn  ohne  eine 
gewisse  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  lassen  sich  eine 
grosse  Zahl  von  Geisteskranken  doch  nicht  behandeln,  und  da  die 
meisten  Geisteskranken  sich  für  gesund  haiton,  gehen  sie  nicht 
freiwillig  in  die  betreffende  private  oder  öffentliche  Anstalt. 

Schröder  hat  nicht  ..ganz  Recht*-,  wie  Herr  Dr.  Meyer  v.  Schauon- 
see  behauptet,  sondern  es  zeugt  nur  von  totaler  Unkenntniss  der 
Verhältnisse,  wenn  er  sich  über  die  Heterogeneität  des  Materials 
der  öffentlichen  Irrenhäuser  beklagt.  Denn  Heterogeneität  hat,  nebst 
einigen  Nachtheilen,  grosse  Vorzüge  und  erlaubt  dem  Arzt  passende 
individuelle  Zusammenstellungen,  die  bei  einem  homogenen  Material 
unmöglich  wären.  Gleiches  wirkt  oft  auf  Gleiches  nachtheilig.  Zu- 
dem ist  jene  Homogeneität  ein  pium  desiderium.  Die  Geisteskranken 
zeigen  vielfach  ganz  wechselnde  Perioden  in  ihrem  Verhalten  und 
können  desshalb  nicht  jeden  Augenblick  von  einer  Anstalt  in  die 
andere  wandern.  Der  gleiche  Kranke  ist  oft  eine  zeitlang  gefähr- 
lich, eine  zcitlang  gar  nicht;  ein  Mal  ruhig,  ein  Mal  aufgeregt; 
hat  eine  Periode  von  Selbstgefährliehkeit  und  eine  andere,  wo  er 
querulirt  und  seine  Umgebung  verleumdet  und  quält.  Wo  soll  man 
ihn  nach  Schröder’s  Kodex  unterbringen?  Es  kommen  oft  tägliche 
Schwankungen  in  diesen  Zuständen  vor. 

Man  beweise  uns  jene  angeblichen  Fälle  widerrechtlicher  Ge- 
fangenhaltung von  „Gesunden“  in  Irrenanstalten,  bevor  man  uns  immer 
wieder  mit  den  alten,  auf  Unkenntniss  beruhenden  Vorwürfen  kommt. 
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Aber  eins  will  ich  gerne  einriiumen  — das  Wesen  der  Geistes- 
störungen ist  so  eigentkümlich,  die  Verhältnisse  vieler  Geisteskranken 
sind  oft  derart  verwickelt,  dass  diese  wenn  auch  noch  so  unberech- 
tigte Frage  angeblicher  widerrechtlicher  Freiheitsberaubungen  nie 
aufhören  wird,  das  Publikum  zu  beunruhigen,  so  lange  nicht  eine 
sachgeniässe  Regelung  derselben  stattgefunden  haben  wird.  Im  Jahre 
1882  (sechster  Bericht  des  Zürcher  Hülfsvereins  für  Geisteskranke, 
Seite  14)  habe  ich  es  wieder  ein  Mal  betont:  ein  einziges  Land 
hat  das  Problem  richtig  gelöst,  nämlich  Schottland. 

Nicht  durch  Geschworene  und  Prozesse,  welche  die  Kranken 
nothwendig  verschlimmern  und  aufregen,  wie  Herr  Schröder  und 
Herr  I)r.  Meyer  v.  Schauensee  es  wollen,  sondern  durch  eine  kom- 
petente fachmännische  Aufsichtsbehörde  aus  den  tüchtigsten  Irren- 
ärzten, aber  nicht  aus  noch  aktiven  Anstaltsdirektoren  bestehend, 
muss  die  staatliche  Aufsicht  über  das  Irrenwesen  ausgeübt  werden. 
Es  mag  ein  tüchtiger  Jurist  dabei  mit  am  Platz  sein.  Die  Haupt- 
personen dürfen  aber  nicht  Theoretiker,  sondern  erfahrene  Fach- 
männer, d.  h.  Irrenärzte,  sein.  Diese  Behörde  soll  die  kompetente 
Kekursstelle  eines  jeden  Geisteskranken  sein,  der  sich  ungerecht 
oder  unrichtig  behandelt  glaubt.  Sie  soll  grosse  Befugnisse  haben 
und  sowohl  übor  alle  Direktoren  öffentlicher  und  Privatanstalten, 
als  über  alle  Privatversorgten  ihre  Aufsicht  üben.  Man  wird  dann 
bald,  wie  in  Schottland,  herausfinden,  dass  nicht  ungerechte  Ge- 
fangenhaltung  von  Gesunden,  sondern  Vernachlässigung  der  Geistes- 
kranken und  Missbrauch  ihrer  Geistesschwäche  dasjenige  ist,  was 
in  That  und  Wahrheit  erfahrungsgemäss  zu  fürchten  ist.  Auch  in 
dieser  Hinsicht  kann  eine  solche  Behörde  segensreich  wirken,  voraus- 
gesetzt, dass  sie,  wie  in  Schottland,  fachmännisch  gebildet  ist.  Dann 
werden  die  der  „ Geistesstörung  Verdächtigten“  des  Herrn  Schröder 
wissen,  an  wen  sie  sich  wenden  sollen. 

Wer  sind  aber  eigentlich  diese  angeblichen  Opfer  der  Irren- 
ärzte, diese  Gesunden,  die  „man“  in  verblendeter  Einseitigkeit 
„oder  gar  durch  habsüchtige  Angehörige  bestochen“  in  Irrenanstalten 
eingesperrt  hält?  Man  gebe  sich  einmal  die  Mühe,  die  Geschichte 
dieser  Fälle,  das  spätere  Schicksal  solcher  Menschen  näher  zu  studiren. 
Man  wird  zunächst  finden,  dass  es  verhältnissmässig  Wenige  sind, 
welche  dus  grosse  Geschrei  gegen  die  Irrenärzte  vollführen.  Die 
grosse  Mehrzahl  der  Insassen  der  Irrenanstalten  ist  zu  apathisch,  zu 
verwirrt  und  trotz  ihrer  Geistesstörung  doch  noch  zu  einsichtig,  um 
solches  zu  thun.  Viele  sind  froh,  darin  verbleiben  zu  dürfen.  Manche 
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geheilt  gewesene  Kranke  kommen  selbst  wieder,  wenn  sie  sieh 
wieder  orkranken  fühlen.  Wenn  somit  die  Irrenärzte  wirklich  in 
aller  Behaglichkeit  recht  viele  Menschen  eingesperrt  halten  möchten, 
würden  sie  sich  keine  nach  Freiheit  durstenden  Krakehler  aussuchen, 
die  ihnen  ja  nur  das  Leben  sauer  machen  würden.  Es  gibt  ja  nichts 
Bequemeres,  als  unheilbare  Blödsinnige  zu  verpflegen,  und  wenn 
dieselben  reich  sind,  ist  es  dazu  recht  einträglich. 

Diejenigen  Fälle,  um  die  es  sich  handolt,  sind  relativ  recht 
klare,  oft  sehr  schlaue,  sogar  durchtriebene,  rabulistische  Geistes- 
kranke, deren  Krankheit  der  Laie  nicht  einsehen  kann,  weil  sie 
nur  auf  krankhaften,  oft  chronischen,  triebartigen  Suchten  und 
Affekten,  auf  rabulistischen  Verdrehungen  der  Anschauungen,  bei 
ungestörter  formeller  Logik  und  oft  vorzüglichster  Verstellungs- 
fähigkeit und  grosser  Schlauheit,  beruht.  Es  sind  meistens  Queru- 
lanten, die  sich  verfolgt  wähnen  und  zu  den  furchtbarsten  Verfolgern 
ihrer  nächsten  Umgebung  werden,  verschrobene  Charaktere,  Prozess- 
krämer, Intriganten  oder  Alkoholiker,  wahre  Wölfe  oder  Füchse 
im  Schafspelz,  die  es  vorzüglich  verstehen,  sich  als  Opferlämmer 
darzustellcn.  Zu  bedauern  sind  sie  freilich  dennoch,  denn  sie  sind 
unglücklich,  glauben  selbst  an  ihre  Verdrehungen , wähnen  sich 
verfolgt.  Sie  sind  ein  gefundenes  Futter  für  gewissenlose  Winkel- 
advokaten, denn  Jedem,  der  sie  schmeichelt,  Jedem,  der  ihnen  Hecht 
gibt,  trauen  sie  unbedingt,  sogar  ganz  blind.  Wer  aber  den  Math 
hat,  ihnen  die  Wahrheit  zu  sagen,  der  wird  von  ihnen  als  Feind 
betrachtet  und  verfolgt.  Glaubt  man  nuu  wirklich  und  im  Ernst, 
dass  die  Irrenärzte  sich  um  derartige  Patienten  reissen,  von  welchen 
sie  von  vornoherein  wissen,  dass  sie  ihnen  die  grössten  Unannehm- 
lichkeiten, Chikanen  und  Verfolgungen  eintragen  werden?  Wenn 
ein  Irrenarzt  ohne  Muth,  bequem  und  auf  seinen  Vortheil  bedacht 
ist,  wird  er  im  Gegentheil,  das  liegt  doch  klar  auf  der  Hand,  Alles 
thun,  um  sich  solcher  Kranken  zu  entledigen  oder  sie  nicht  auf- 
zunehmen. Stellt  er  aber  einem  solchen  Kranken  gar  ein  Gesund- 
heitszeugniss  aus  — ich  meine  natürlich  psychiatrisch  klare  Fälle  — 
so  bekundet  er  damit  entweder  Unfähigkeit  oder  Feigheit  und 
Charakterlosigkeit.  Aber  gerade  solche  lucide  Geisteskranke,  die 
eine  Geisel  für  andero  Menschen  sind , oft  sich  selbst  und  ihre 
Familien  durch  ihre  verkehrten  Handlungen  zu  Grunde  richten, 
bedürfen  am  meisten  der  Anstalts Versorgung,  viel  mehr,  jedenfalls, 
als  harmlose,  verwirrte  Blödsinnige,  die  jedes  Kind  als  Geisteskranke 
erkennt.  Daran  wird  man  eben  die  Kenntnisse  und  den  Charakter 
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eine»  Irrenarztes  erkennen,  das»  er  solche  Fälle  rechtzeitig  erkennt 
und  aufnimmt,  um  weiteren  Schaden  zu  verhüten. 

Aber  nein!  Jeder  Aufnahme  soll  nach  Herrn  Schröder  eine  Art 
Prozess,  eine  Gerichtserkenn  tniss  vorangehen  ! Sollen  wir  nun,  wie 
es  thatsüchlich  zugeht,  wenn  es  solchen  Kranken  gelingt,  Prozesse 
zu  machen  oder  gar  dieselben  zu  gewinnen.  Zuerst  werden  sie 
alle  dadurch  in  ihrem  Wahn  bestärkt  und  aufgeregt.  Das  lehrt  die 
Erfahrung.  Dann  aber  spinnen  sie  ihr  krankes  Werk  weiter  und 
vollbringen  das  begonnene  Unglück.  Die  Einen,  wie  ich  es  wieder- 
holt sah,  kommen  an  den  Bettelstab;  Andere  ruiniren  mehr  ihre 
Kinder,  ihre  Frau,  körperlich  und  geistig;  Andere  endigen  durch 
Selbstmord  oder  verüben  Missethaten  diverser  Art  (Unzucht  z.  B.), 
und  schliesslich  ....  kommen  die  Meisten  doch  noch  in  die  Irren- 
unstalt,  aber  unter  viel  ungünstigeren  Verhältnissen.  Das  ist  der 
Erfolg  der  gerichtlichen  Behandlung  der  Geisteskranken.  Manche 
solche  Kranke  sind  noch  heilbar,  und  wenn  sie  geheilt  sind,  danken 
sie  nicht  den  Leuten,  die  sie  fälschlich  für  gesund  erklärten,  sondern 
sehen  ein,  dass  ihre  Versetzung  in  eine  Anstalt  nothwendig  war. 
W as  die  Unheilbaren  betrifft,  so  ist  es  gewiss  besser,  wenn  sie 
allein  geistig  verfallen,  als  wenn  ausserdem,  wie  es  leider  häufig 
der  Fall  ist,  ihre  übrigen  Familienglieder  durch  sie  noch  alle  oder 
zum  Theil  verrückt  werden. 

Herr  Schröder  nimmt  auch  die  Alkoholiker  unter  seinen  Rechts- 
schutz; sie  brauchen  ja  den  Alkohol,  wie  der  Seefisch  das  Meer- 
wasser. Die  armen  Leute!  Wenn  auch  ihre  traurige  Familie,  die 
ihnen  diese  Lebensessenz  nicht  gönnt,  zu  Grunde  gerichtet,  gemartert, 
gefoltert  und  ausgehungert  wird  — was  thut’s!  Die  böse  Familie 
hat’s  ja  verdient,  im  Namen  der  Freiheit  und  des  Rechts  verdient! 
Fiat  justitia,  pereat  mundus!  Freilich  stimmt  das  neue  st.  gallische 
Gesetz  über  die  Entmündigung  der  Trinker  und  ihre  zwangsweise 
Versetzung  in  Trinkerheilanstalten  nicht  gerade  mit  Herrn  Schröder’s 
Anschauungen  überein,  und  noch  weniger  thun  dies  die  tiefen  Dankes- 
bezeugungen, die  ich  täglich  von  geheilten,  ehemaligen  Trinkern 
und  Morphinisten  empfange,  die  oft  anfänglich  unfreiwillig  internirt 
wurden  und  von  mir  unbarmherzig  ihres  „Seewassers“,  ihrer  „Mutter- 
milch“ nach  Schröder’s  Kodex  auf  immer  beraubt  wurden.  Ist  es 
nicht  bald  Zeit,  statt  unserer  starren,  formellen  Rechtstheorien  eine 
rationellere  Behandlung  verschrobener  und  abnormer  Menschen- 
gehirno  einzuführen,  wie  sie  die  internationale  Strafrochtsvereinigung 
anstrebt  ? 
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Was  wird  denn  nicht  für  ein  Unfug  mit  dem  Wort  „Freiheit“ 
getrieben!  Diejenigen  Herren,  die  aus  theoretischen  Freiheitsbe- 
denken es  so  sehr  befürchten,  verrückte  oder  krakehlsüchtige, 
rabulistischo  Querulanten  eiusperren  zu  lassen,  finden  es  ganz  gut 
und  natürlich,  dass  gute  und  ruhige  Menschen  von  denselben  miss- 
handelt und  auf’s  Aergste  eingeschränkt  worden  — wenn  sie  nur 
nicht  klagen  und  keinen  Lärm  machen.  Ebenso  richtig  findon  es 
die  gleichen  Leute,  dass  ein  halbverhungertes  Weib,  das  sich  ein- 
mal für  Geld  verkauft  hat,  von  der  Polizei  aufgegriffen,  zur  „Prosti- 
tuirten“  gestempelt,  sogar  da  und  dort  (in  Frankreich,  Genf  etc.) 
in  Bordellen  eingesperrt  wird.  Ein  solches  Weib  pflegt  eben  nicht 
zu  prozessiren.  Hat  es  wirklich  dadurch  diese  schlimmere  Behand- 
lung verdient?  Es  hat  Niemandem  geschadet,  als  sich  selbst. 

Wir  wollen  auch  die  Freiheit,  aber  nicht  als  Monopol  der  Skan- 
dalmacher und  derjenigen,  welche  die  Freiheit  der  ruhigen,  arbeit- 
samen und  schwächeren  Menschen  missbrauchen,  nicht  als  Freibrief 
für  jeden  Unfug,  den  verschrobene  Gehirne  zum  Schaden  anderer 
Menschen  verüben. 

Wollen  wir  damit  sagen,  dass  unser  Irrenwesen  perfekt  sei 
und  keiner  Reform  bedürfe?  Sicherlich  nicht.  Wir  haben  bereits 
die  in  unseren  Augen  wichtigste  Rechtsreform  nach  schottischem 
Muster  angedeutet.  Die  kantonale  Organisation  der  Schweiz  bringt 
der  Reform  des  Irrenwesens  grosse  Schwierigkeiten  entgegen,  doch 
dürften  dieselben  nicht  unüberwindlich  sein.  Als  weitere  Reform 
wäre  das  halbkoloniale  landwirtschaftliche  System  mit  freierer  Be- 
handlung nach  dem  Muster  von  Altscherbitz  besonders  beim  Neu- 
bau von  Irrenanstalten  zu  empfehlen.  Vor  Allem  rathen  wir  aber, 
den  Weg  der  Roformen  nicht  bei  Herrn  Schröder,  sondern  bei 
kompetenten  Fachleuten  zu  suchen. 

P.  S.  Herr  E.  A.  Schröder  hat  bereits  ein  neues  Opus  unter 
dem  Titel:  „Zur  Reform  des  Irrenrechtes.  Sozial-wissenschaftliche 
Rechtsuntersuchungen.  Zürich  und  Leipzig  1891.  G9  Seiten“  im 
gleichen  Verlag  erscheinen  lassen  ! Dasselbe  enthält  nur  das  etwas 
weiter  ausgesponnene  gleiche  Zeug  wio  das  erste  und  veranlasst 
uns  nur  zu  der  Bemerkung,  dass  Pelman  sich  nochmals  in  der 
Zeitschrift  für  Psychiatrie,  Bd.  XLVIII,  Heft  2,  S.  229,  der  Mühe 
einer  Widerlegung  des  Schrüder’schen  Unsinnes  unterzogen  hat. 
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Von  Carl  Stoon*. 

Ein  Mitarbeiter  der  Zeitschrift  bemerkt  über  das  Abverdienen 
von  Geldstrafen: 

„Wie  in  andern  Kantonen,  so  kommt  es  auch  in  Schwyz  noch 
vor,  dass  gerichtlich  verhängte  Geldbussen  im  Falle  von  Zahlungs- 
unfähigkeit im  Gefängniss  verbüsst  werden  müssen.  Diese  Praxis 
bringt  offenbar  mit  der  ungleichen  Urtheilsvollziehung  auch  eine 
Ungleichheit  der  Person  vor  dein  Gesetze  mit  sich.  Der  Ycrmög- 
licho  macht’s  mit  Geld,  der  Arme  muss  in’s  Gefängniss!  Doch  er- 
eifern wir  uns  desshalb  nicht,  denn  man  scheint  an  gewissen  Orten, 
so  z.  B.  auch  im  Kanton  Schwyz,  die  Sache  anders  aufzufassen. 
Dort  werden  auf  den  Gefängnisstag  Fr.  5 verrechnet  und  es  scheint 
den  Herren  aus  allen  Ständen  bequem  zu  liegen,  mit  Müssiggang 
bei  erträglicher  Kost  einen  schönen  Taglohn  verdienen  zu  können. 
Es  wird  daher  von  respektabler  Seite  laut  darnach  gerufen,  dass 
dieses  „Sitzgeld“  d.  h.  der  Tagesbetrag  vermindert  werde,  einmal 
um  der  Rechtspflege  als  solcher  willen,  sodann  aber  auch  zur  Ver- 
ringerung der  Kosten  derselben.  In  diesem  Sinne  soll  beim  Kantons- 
rath eine  Eingabe  gemacht  worden  sein.“ 

Es  wird  damit  eine  Frage  berührt,  welche  gegenwärtig  auf  der 
kriminalistischen  Tagesordnung  stellt.  Wenn  auch  die  Bundesstraf- 
gesetzgebung und  die  meisten  kantonalen  Strafgesetzgebungen  die 
Umwandlung  der  uneinbringlichen  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  vor- 
sehen, so  herrscht  doch  über  den  Massstab,  welcher  der  Umwand- 
lung zu  Grunde  gelegt  werden  soll,  keine  rebereinstimmung,  viel- 
mehr weisen  die  bezüglichen  Bestimmungen  die  bunteste  Mannig- 
faltigkeit auf. 

Was  zunächst  die  eidgenössischen  Strafbestimmungen  anbetrifft, 
so  verwandeln  einige  Bundesgesetze,  namentlich  das  Epidemiengesetz 
und  tlas  Gesetz  betreffend  den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfdlleu, 
eine  Busse  von  fünf  Franken  in  einen  Tag  Gefängniss.  Da*  Bundes- 

’)  Die  Arbeit  wurde  im  Jahr  1H90  geschrieben  und  gesetzt. 
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gesetz  betreffend  da»  Verfahren  bei  Ucbertrerungen  fiskalischer  und 
polizeilicher  Bundesgcaetze  enthält  eine  allgemeine  Bestimmung  über 
Strafumwandlung  folgenden  Inhalte»: 

„Art.  28.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Geldbusse  nur  zum 
Theil  oder  gar  nicht  erhältlich  ist,  wird  der  Best  derselben  in  Ge- 
fangenschaft oder  öffentliche  Arbeit  ohne  Haft  verwandelt,  und  zwar 
soll  je  ein  Tag  Gefangenschaft  oder  öffentliche  Arbeit  lier  Franken 
Busse  gleichkommen.  Die  Dauer  dieser  Gefangenschaft  oder  öffent- 
lichen Arbeit  darf  jedoch  ein  Jahr  nicht  überschreiten.“ 

Mehrere  Bundesgesetze  setzen  einen  Tag  Gefängniss  einer  Busse 
von  drei  Franken  gleich,  so  das  Gesetz  über  Jagd  und  Vogelschutz, 
das  Fischereigesetz.  Eine  letzte  Klasse  von  Buudesgesetzen  schreibt 
endlich  dem  Richter  Umwandlung  in  entsprechende  Gefaugnissstrafe 
vor.  In  diese  Kategorie  gehören  die  Bundesgesetze  betreffend  Fein- 
gehalt der  Gold-  und  Silberwaaren,  Fabrik-  und  Handelsmarken, 
Urheberrecht. 

In  den  25  kantonalen  Strafgesetzgebungen  bestehen  begreif- 
licher Weise  noch  grössere  Verschiedenheiten.  Die  Busse,  welche 
einem  Tag  Gefängniss  entsprechend  erachtet  wird,  beträgt  z.  B.  : 
in  Freiburg  Fr.  2,  in  Obwalden  Fr.  2 — 3,  in  Waadt,  Wallis,  Luzern, 
Solothurn  Fr.  3,  in  Graubünden  Fr.  3.  40,  in  Glarus  Fr.  3.  50,  in 
Aargau  und  Bern  Fr.  4,  in  Tessin  Fr.  5,  in  Appenzell  A.  Rh. 
wenigstens  Fr.  5,  in  Schaffhausen  Fr.  2 — 6,  in  Basel  Fr.  3 — 15.  ') 
Mehrere  kantonale  Gesetze  stellen  den  Massstab  der  Umwand- 
lung ausdrücklich  oder  stillschweigend  dem  richterlichen  Ermessen 
anheim,  so  Zug  und  St.  Gallen. 

Aus  diesem  Gesetzeszustande  darf  wohl  der  Schluss  gezogen 
werden,  dass  es  au  einem  leitenden  Prinzipe  für  die  Umwandlung 
fehlt.  Nur  so  lässt  sich  die  Ungleichmässigkeit  wenigstens  der  eid- 
genössischen Vorschriften  erklären.  Es  ist  daher  vielleicht  nicht 
ohne  Interesse,  die  Natur  der  Umwandlung  für  diesen  Fall  etwas 
näher  in  das  Auge  zu  fassen  und  zu  untersuchen,  nach  welchen 
Gesichtspunkten  der  Gesetzgeber  die  Frage  zu  entscheiden  hat. 

Die  Umwandlung  der  Geldstrafe  setzt  voraus,  dass  sie  nicht  ein- 
bringlich  ist.  Es  ist  dies  eine  Voraussetzung,  welche  in  manchen 
Fällen  eine  verschiedene  Beurtheilung  zuliisst,  es  kommt  dabei 
namentlich  auf  die  Höhe  der  Busse,  aber  auch  auf  die  Bezugsart  an. 

')  Genaue  Angaben  linden  sich  in  meiner  Zusammenstellung:  nI)ie  schwei- 
zerischen Strafgesetzbücher“,  Seite  178  ff. 
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Wenn  cs  im  Allgemeinen  schon  im  Interesse  der  Strafjustiz 
liegt,  dass  die  ttrtheil*m<i$t<ige  Strafe  vollstreckt  werde,  so  gilt  dies 
ganz  besonders  von  der  Geldstrafe.  Nicht  etwa  desshalh,  weil  der 
Staat  bei  Vollstreckung  der  Strafe  von  dem  Sträfling  Geld  erhält, 
in  dem  Falle  der  Umwandlung  aber  Geld  für  ihn  auslegen  muss, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  die  wenigstens  relative  Untaugliehkeit 
der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  als  Strafmittel.  Manche  Sachver- 
ständige bezeichnen  die  kurzzeitige  Freiheitsstrafe  geradezu  als  eine 
staatlich  geschaffene  Ursache  von  Verbrechen,  und  wirklich  sind  die 
Gefängnisse  meistens  nicht  nur  Stattendes  Müssiggangs,  sondern  auch 
Schulen  des  Lasters.  Es  ist  daher  jedenfalls  auf  Massnahmen  Be- 
dacht zu  nehmen,  welche  die  Zahlung  von  Geldstrafen  erleichtern  '). 

Für  die  Bestimmung  des  Massstabes  der  Umwandlung  ist  vor 
Allem  aus  Wesen  und  Zweck  der  Umwandlung  in  Betracht  zu 
ziehen.  Umgewandelt  wird  eine  Strafe  in  die  andere.  Die  erkannte 
Strafe  und  die  Strafe,  welche  an  deren  Stelle  tritt,  sollen  gleich- 
wertig sein,  es  soll  durch  die  neugesetzte  Strafe  ein  gleiches  Mas» 
von  Leiden  bei  dem  Verurtheilten  hervorgerufon  werden,  wie  es 
durch  Entziehung  des  Geldbetrages  geschehen  wäre.  Wenn  die 
Gleichung  schon  für  den  einzelnen  Fall  schwer  herzustellen  ist, 
so  ist  es  noch  viel  schwieriger,  eine  allgemeingültige  Gleichung  aul- 
zustellen und  zu  bestimmen,  welche  Vermögenseinbusse  einer  Ent- 
ziehung der  Freiheit  von  einem  Tage  gleichkommt.  Da  der  Ver- 
urtheilte,  bei  welchem  eine  Umwandlung  stattfinden  muss,  kein 
Vermögen  hat , so  ist  ein  individueller  Massstah  übrigens  ausge- 
schlossen. Vermögenseinbusse  ist  für  den  gänzlich  Unvermögenden 
eine  unbestimmbare  Grösse.  Der  Gesetzgeber  wird  daher  iu  diesem 
Falle  auch  nicht  abstrakt  die  Verhältnisse  des  Verurtheilten  berück- 
sichtigen können,  sondern  er  wird  sich  zu  fragen  haben,  wie  gross 
ist  die  Vermögenseinbusse,  welche  bei  einer  Person  von  gewöhn- 
licher Vermögenslage  dasselbe  Strafleidensmass  erzeugt,  wie  die  Ent- 
ziehung der  Freiheit  für  die  Dauer  eines  Tages. 

Wie  verschieden  ist  aber  die  ökonomische  Stellung  des  Ein- 
zelnen und  wie  verschieden  wirkt  die  Entziehung  der  Freiheit  auf 
den  Einen  und  auf  den  Andern.  Für  den  Fleissigen  und  Arbcit- 


')  Die  internationale  kriminalistische  Vereinigung  hat  in  Brüssel  einstimmig 
beschlossen,  dem  Gesetzgeber  alle  eine  erleichterte  Beitreibung  der  Geldstrafe 
herbeiführenden  Massregeln  zu  empfehlen.  Mittheilongen  der  internationalen 
kriminalistischen  Vereinigung,  lieft  3.  Berlin,  Guttentag,  1389. 
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«amen  bedeutet  ein  Tag  Gefängnis»  zunächst  die  Einbusse  eines 
Taglohnes.  Daher  bewerben  sich  manche  zu  einem  Tage  Yerur- 
theilte  darum,  die  Strafe  an  einem  Sonntag  oder  an  einem  Ausfalls- 
tag verbüssen  zu  dürfen.  Der  Arbeitsame  läuft  aber  auch  Gefahr, 
seine  Stelle  zu  verlieren,  wenn  er  während  einiger  Tage  ausbleibt. 
Der  Arbeitsscheue , der  keinem  ehrlichen  Erwerbe  nachgeht,  büsst 
mit  Entziehung  der  Freiheit  keinen  Arbeitslohn  ein.  Mit  der  Auf- 
nahme in  ein  Gefängnis»  erleidet  er  nicht  nur  keinen  ökonomischen 
Nachtheil,  sondern  der  Staat  gewährt  ihm  unentgeltlich  Nahrung 
und  Wohnung,  im  Winter  Heizung  und  jedenfalls  Unterhaltung. 
Aehnlieh  verhält  es  sich  bezüglich  der  psychischon  Wirkungen. 
Wenn  die  Gefängnisstrafe  von  dem  noch  nicht  verdorbenen  Ver- 
urteilten als  ein  schweres  Hebel  empfunden  wird,  das  ihn  in  der 
Achtung  der  Mitbürger  und  der  Familiengenossen  horabsetzt,  so 
fällt  auch  dieser  Theil  des  Strafleidens  für  den  Vertreter  der  nega- 
tiven Arbeit  weg.  Somit  bedeutet  eine  Strafe  von  einem  oder  einigen 
Tagen  Gefängnis»  für  den  Einen  Einbusse  des  Erwerbes,  erschwertes 
Fortkommen  und  Minderung  der  Ehre,  für  den  Andern  eine  Zeit 
erträglichen  und  bei  Kälte  sogar  erwünschten  Miissigganges  unter 
staatlicher  Fürsorge. 

Dürfte  der  Richter  die  Umwandlung  einer  Busse  in  Gefängnis» 
nach  dem  einzelnen  Falle  vornehmen,  so  würde  ein  Tag  Gefänguiss 
bei  dem  Arbeitsamen  wenigstens  das  Doppelte  des  gewöhnlichen 
Arbeitslohnes  betragen  müssen,  denn  nur  dann  würde  das  Stral'- 
leiden  der  Freiheitsstrafe  annähernd  richtig  in  Geld  ausgedrückt. 
Bei  dem  Taugenichts,  der  kurzzeitiges  Gefängnis»  nicht  als  Straf- 
übel empfindet,  wird  eine  Gleichung  nur  möglich,  wenn  die  Freiheits- 
strafe durch  schmale  Kost  und  hartes  Lager  geschärft  wird. 

Nach  dem  Ausgeführten  erscheint  es  nicht  als  richtig,  wenn 
von  einem  Abverdienen  der  Geldstrafe  gesprochen  wird  ’),  denn  der 
Sträfling  verdient  in  dem  Gefängnisse  nichts.  Er  verdient  auch  nicht, 
in  dem  Sinne  seine  Busse  ab,  dass  er  nun  einen  Betrag,  den  er  zu 

')  Der  Ausdruck  ist  freilich  alt.  Die  Berner  Gerichtssatzung  von  1539  schreibt 
im  Satz.  139  vor,  wenn  ein  Fremder  die  ihm  auferlegte  Geldstrafe  weder  zu  bezahlen 
noch  zu  verbürgen  vermöge,  „so  soi  er  angentz  in  gfengnus  giert,  mit  wasser  und 
brot  darinentbalten  werden  und  also  soi  lieh  eynung  gelt  abdienen,  nämlich  allwegen 
ein  tag  und  ein  nacht  j ff  den.“.  Die  Berner  Gerichtssatzung  von  1614  enthält 
überdies  Seite  45  b folgende  interessante  Vorschrift:  „Wir  sollend  auch  die 
Eynungen  weder  au  der  Statt  gemeinen  Wercken  noch  anderstwo  niemands  lassen 
verwercken,  abdienen,  noch  abkauffen,  anderst  dann  wie  hernach  geschritten.“ 
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bezahlen  hätte,  nicht  zu  bezahlen  braucht.  Denn  die  Busse  fällt  ja 
nicht  wegen  Erstehung  der  Freiheitsstrafe,  sondern  wegen  der  Ver- 
mögenslosigkeit des  Yerurtheilten  weg,  und  zwar  mit  der  Umwandlung 
und  vor  der  Strafverbüssung.  Der  Ausdruck  hätte  allenfalls  einen 
Sinn,  wenn  dem  Vermögenden  die  Wahl  gelassen  wurde,  an  Stelle 
der  Geldstrafe  eine  entsprechende  Freiheitsstrafe  zu  erleiden.  Auf 
ein  solches,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  thatsächlich  be- 
gründetes Vcrhältniss  zielt  offenbar  die  im  Eingänge  orwähnte 
Bemerkung:  „Es  scheint  den  Herren  aux  allen  Ständen  bequem  zu 
liegen,  mit  Müssiggang  bei  erträglicher  Kost  einen  schönen  Taglohn 
zu  verdienen.“  ln  solchen  Fällen  sollte  eine  Umwandlung  überhaupt 
nicht  stattfinden. 

Der  Gesetzgeber,  welcher  für  alle  Fälle  eine  bestimmte  Geldstrafe 
einem  Tag  Gefiingniss  gleichsetzt,  berücksichtigt  die  Vielgestaltigkeit 
des  Lebens  nicht.  Die  Gesetze,  welche  dem  Richter  freie  Hand 
lassen,  vermeiden  diesen  Fehler,  allein  es  fehlt  hier  jede  Garantie 
dafür,  dass  der  gleicho  Fall  nach  gleicheu  Grundsätzen  beurtheilt 
wird.  Am  richtigsten  erscheint  es,  im  Gesetze  eine  Skala  aufzustellen, 
wie  dies  nach  deutschem  Vorbild  in  Basel  geschehen  ist  und  wie 
es  in  Neuenburg  nach  dem  Entwürfe  geschehen  soll. 

Allein  auch  dann  treten  die  Schäden  der  kurzzeitigen  Freiheits- 
strafe ein  und  es  wird  höchstens  eine  die  Gerechtigkeit  beleidigende 
Ungleichheit  einigermassen  vermieden. 

Mehrere  Gesetzgebungen  sind  nun  darauf  verfallen,  uneinbring- 
liche Geldstrafen  in  Arbeitsstrafe  umzuwandoln.  Der  Art.  28  des 
Bundesgesetzes  betreffend  das  Verfahren  bei  Uobertretungen  fiska- 
lischer und  polizeilicher  Bundesgesetze  ist  schon  angeführt  worden. 
Dazu  kommt  Art.  523  dos  her  ni  sehen  Strafverfahrens  von  1854. 

523.  Jede  gegen  einen  Fremden,  welcher  nicht  genügendes 
Eigenthum  innerhalb  des  Kantonsgebietes  nachweist,  oder  gegen  eine 
darin  angesessene  Person,  deren  Armuth  amtlich  nachgewiesen  ist, 
ausgefällte  Busse  wird  von  Rechtswegen  in  Gefängniss  oder  öffent- 
liche Arbeiten  umgewandelt.  Ein  Tag  Gefängniss  zählt  für  vier 
Franken  Busse,  die  Bruchzahlen  unter  vier  Franken  zählen  für 
einen  Tag. 

Der  Tag  Arbeit  wird  zu  einem  Franken  und  fünfzig  Rappen  be- 
rechnet. 

Schwyz  enthält  in  der  Verordnung  über  das  Verfahren  in  Straf- 
rechtsfallen von  1848  folgende  Vorschrift: 
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354.  Ist  der  zu  einer  Geldstrafe  Verurtheilte  unvermögend, 
dieselbe  abzutragen,  oder  zahlt  er  sie  sonst  nicht  binnen  30  Tagen, 
so  soll  er  sie  zu  Gunsten  des  Staates  vermittelst  öffentlicher  Arbeit 
abverdieneu.  Ein  Tag  Zwangsarbeit  wird  zu  1 Franken  gerechnet, 
in  dem  Sinne,  dass,  wenn  der  Betreifende  dabei  vom  Staate  unter- 
halten werden  muss,  die  daherigen  Unkosten  von  jedem  Franken 
abgezogen  und  vom  SträHing  ebenfalls  abverdient  werden  müssen. 

Im  Kriminalstrafgesetz  vom  20.  Mai  1881,  § 20,  gestattet  Schwyz, 
eine  durch  Urtheil  erkannte  Strafe  umzu wandeln: 

f)  Wenn  eine  Geldstrafe  nicht  vollzogen  oder  nur  durch  Frohn- 
dienst  eingezogen  werden  kann. 

Diese  und  andere  Bestimmungen  sind  schon  von  von  Liszt  und 
Zürcher  angeführt  worden. 

Durch  solche  Vorschriften  wird  nun  allerdings  das  Anwendungs- 
gebiet der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  etwas  beschränkt,  indem  un- 
einbringliche Geldstrafen  nicht  schlechtweg  in  Freiheitsstrafe  umge- 
wandelt werden  müssen.  Was  hier  aber  interessirt,  ist  die  Frage  : 
wird  die  Geldstrafe  in  diesen  Fällen  wirklich  abverdient i 

Aschroit')  und  von  Liszt1)  würden  die  Frage  ohne  Weiteres 
bejahen  und  auch  Lammasch  *)  stimmt  ihnen  zu.  von  Liszt  führt 
aus:  „Die  Zwangsarbeit  bedeutet  eine  in  Geld  abschätzbare,  aber 
unentgeltliche  Leistung  an  den  Staat.  Sie  ist  mithin  ihrem  Wesen 
nach  Vermögensstrafe.  Die  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
tritt  daneben  fast  völlig  in  den  Hintergrund.“  Richtig  ist  allerdings, 
was  von  Liszt  mit  diesen  Sätzen  einzig  beweisen  wollte,  dass  die 
Arbeitsstrafe  dio  Geldstrafe  ersetzt  und  nur  mittelbar  die  Freiheits- 
strafe. Zu  weit  geht  aber  von  Liszt,  wenn  er  die  Zwangsarbeit  ohne 
Einsperrung  ihrem  Wesen  nach  als  Vermögensstrafe  auffasst.  Der 
Verurthoilte,  welcher  eine  Geldstrafe  nicht  zu  zahlen  vermag  und 
dem  nun  an  Stelle  der  Geldstrafe  eine  Arbeitsstrafe  auferlegt  wird, 
erfährt  nicht  etwa  nur  eine  Minderung  seines  Vermögens  durch  die 
Vollstreckung.  Der  Zwang,  zu  einer  bestimmten  Zeit  unter  öffent- 
licher Aufsicht  mit  andern  Verurtheilten  für  den  Staat  arbeiten  zu 

')  Ersatz  kurzzeitiger  Freiheitsstrafen,  15. 

v)  Kriminalpolitiscke  Aufgaben,  Zeitschrift  ftlr  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft, Bd.  9,  Seite  761.  und  Mittheilungcu  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung,  erster  Jahrgang,  1839,  Seite  1 1 ff. 

’)  Kriminalpolitiscbe  Studien,  Gerichtssaal,  Baud  44.  Seite  230,  insbesondere 
Seite  230. 
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müssen,  stellt  sich  für  den  Sträfling  als  ein  sehr  bedeutender 
Eingriff  in  seine  Freiheit  dar.  Eine  solche  Strafe  ist  ihrer  Natur 
nach  vorwiegend  Freiheitsstrafe.  Abverdient  wird  die  Geldstrafe 
wohl  in  den  seltensten  Fällen.  Wie  der  Staat  die  Freiheitsstrafe, 
welche  an  Stelle  der  uneinbringlichen  Geldstrafe  tritt,  in  Geld  an- 
schlägt, so  taxirt  er  auch  die  öffentliche  Arbeit,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Gewinn,  den  or  thatsächlich  daraus  zieht,  oder  vielmehr 
nicht  daraus  zieht.  Das  bestätigt  indirekt  auch  Zürcher 4),  welcher 
berichtet,  der  Kanton  Zürich  berufe  diejenigen,  welche  den  Militär- 
jiftichtersatz  nicht  zahlen  können,  in  die  Kaserne  ein,  um  den  Be- 
trag durch  llülfsarbeitcn  untergeordneter  Natur  abzuverdienen,  und 
dazu  bemerkt:  „Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Abverdienerei  sind 
für  den  Staat  herzlich  schlecht,  aber  als  Zahlungszwang  wirkt  das 
Institut  vorzüglich.“  Denn  daraus  geht  einmal  hervor,  dass  die  Geld- 
strafe nicht  abverdient,  sondern  eine  minderwerthige  Leistung  er- 
zielt wird,  ferner  aber  auch,  dass  das  öffentliche  Arbeiten  als  eine 
so  empfindliche  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit  empfunden 
wird,  dass  diejenigen,  welche  den  Betrag  irgendwie  aufbringen 
können,  zahlen,  um  der  Einberufung  zu  öffentlicher  Arbeit  zu  ent- 
gehen. Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  Militärsteuerpflichtige  regel- 
mässig nicht  vermögenslos  sein  wrird,  hier  also  Voraussetzungen  zu- 
tretfen,  welche  z.  B.  bei  dem  gewöhnliehen  Holzfrevler  fehlen.  So 
ergibt  sich  der  Satz:  Die  Arbeitsstrafe,  in  welche  Gehlstrajen  um- 
getvaudelt  werden,  ist  wesentlich  Freiheitsstrafe. 

Es  soll  aber  nicht  geleugnet  werden,  dass  es  möglich  ist,  un- 
einbringliche Geldstrafen  wirklich  abverdienen  zu  lassen.  Zu  einer 
solchen  Regelung  bilden  die  Vorschriften  von  Schw'yz  den  Ueber- 
gang.  Schwyz  verwandelt  die  Geldstrafe  nicht  in  Arbeitsstrafe, 
sondern  schreibt  die  Umwandlung  in  Freiheitsstrafe  vor,  wenn  eine 
G ddstrafc  nicht  vollzogen  oder  nur  durch  Frohtulienst  eingezogen 
werden  kann.  Es  fasst  also  den  Frohudienst  als  Bezugsart  auf. 

Ganz  unverkennbar  tritt  dieser  Gesichtspunkt  in  dein  ivaadt- 
lündischen  Gesetze  vom  17.  Mai  1875  hervor.  Interessant  ist  nament- 
lich, dass  das  Arbeiten  für  den  Staat  hier  sowohl  in  der  Form 
der  Freiheitsstrafe  als  in  der  Form  der  Vermögensstrafe  erscheint, 
was  bei  von  Liszt,  welcher  nur  den  letzten  Absatz  mittheilt,  nicht 
ersichtlich  wird. 

*)  Mittheilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung,  zweiter 
Jahrgang.  Heit  2,  Seite  7(i,  Insbesondere  Seite  78  ff. 
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Dor  Art.  7 des  waadtl&ndischen  Gesetzes  über  den  Strafvollzug 
bestimmt  nämlich: 

La  peine  de  l’amende,  lorsqu’elle  n’est  pas  acquittée  en  argent, 
est  convertie  en  journées  de  travail  au  profit  de  l’Etat. 

Si  l’amende  a été  prononcée  cumulativement  avec  la  réclusion 
ou  l’emprisonnement,  la  conversion  de  l’amende  en  travail  aura  lieu 
en  vertu  d’unè  ordonnance  du  président  du  tribunal,  rendue  sur  uuo 
déclaration  de  défaut  de  paiement  ou  d’insuffisance  de  biens  délivrée 
par  le  receveur.  Le  travail  s’exécutera  dans  l’établissement  même 
où  la  détention  a été  subie  et  cela  à raison  de  trois  francs  pour  une 
journée  de  travail. 

Dass  hier  eine  Freiheitsstrafe  vorliegt,  bedarf  keines  Nach- 
weises. Ebenso  sicher  ist  aber,  dass  die  in  dem  folgenden  Satz  ge- 
regelte Arbeitsleistung  den  Charakter  einer  Vermögensstrafe  besitzt. 

Die  Stelle  besagt: 

Si  l’amende  est  indépendante  de  toute  autre  peine,  le  con- 
damné, qui  ne  peut  ou  ne  veut  payer  en  argent,  peut  se  faire  in- 
scrire chez  le  receveur  de  l’Etat  pour  être  employé  à des  travaux 
publics.  Avis  en  est  donné  par  le  receveur  au  voyer  du  district,  et 
à l’inspecteur  forestier  de  l’arrondissement,  qui  peuvent  requérir  le 
condamné  pour  des  ouvrages  d’entretien  et  de  construction  de  route, 
d’endiguement  ou  do  sylviculture,  et  l’admettre  à acquitter  son 
amende  sous  leur  surveillance  et  leur  contrôle,  à raison  de  trois  à 
six  francs  par  journée,  suivant  la  valeur  de  son  travail.  A ce  dé- 
faut ou  si  le  condamné  n’exécute  pas  le  travail  qui  lui  est  assigné, 
l’amende  sur  la  déclaration  de  non-payement  délivrée  par  le  receveur 
et  en  vertu  d’ordonnance  du  président  du  tribunal  de  district  est 
transformée  eu  emprisonnement  à raison  d’une  journée  de  détention 
pour  trois  francs  d’amende. 

Nach  dieser  Vorschrift  wird  die  Geldstrafe,  welche  nicht  in 
Baar  erlegt  worden  kann,  zunächst  nicht  umgewandelt,  vielmehr 
wird  dem  Yerurtheilten,  welcher  die  Geldstrafe  lieber  durch  Arbeit 
zahlt,  diese  Form  der  Strafleistung  ermöglicht.  Man  beachte:  wer 
uicht  in  Baar  zahlen  kann  oder  will,  wird  zur  Arbeit  für  den  Staat 
zugelassen.  Die  Arbeit  wird  nach  ihrem  wirklichen  Werthe  ge- 
schätzt und  zu  3 bis  G Franken  berechnet.  Das  ist  nicht  Zwangs- 
arbeit ohne  Einsporrung,  sondern  eine  freiwillige  Arbeit  für  den 
Staat  behufs  Tilgung  der  Geldstrafe.  Der  Staat  kommt  dem  zu 
Geldstrafe  verurtheilten  Arbeitsfähigen  und  Arbeitswilligen  zu  Hülfe 
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und  ermöglicht  es  ihm,  die  Geldstrafe  durch  Arbeit  zu  leisten  und 
so  einer  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  zu  entgehen. 
Erst  wenn  von  dieser  Vergünstigung  nicht  oder  nicht  gehörig  Ge- 
brauch gemacht  wird,  tritt  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheits- 
strafe ein;  hier  wäre  nun  allerdings  eine  gewisse  Strenge  am  Orte. 
Leider  hat  der  Kanton  Waadt  diese  vortreffliche  Bestimmung  nicht 
ausgeführt,  es  wäre  aber  eine  Ausführung  gewiss  möglich.  In  Bern 
ist  von  Privatpersonen  eine  Uolzspalterei  gegründet  worden,  bei  der 
Arbeitslose  gegen  einen  Taglohn  von  3 Franken  beschäftigt  werden; 
ähnlich  könnten  der  Staat  und  die  Gemeinden  Arbeitsstellen  eröffnen, 
wo  jeder  und  namentlich  ein  zu  Geldstrafen  Yerurtheilter  arbeiten, 
beziehungsweise  Geldstrafen  ab  verdienen  könnte.  Auf  dem  Lande 
bildet  das  Oemeinwerk  die  passende  Arbeitsgelegenheit.  Ganz  den 
nämlichen  Charakter  wie  die  waadtländische  Bestimmung  trägt  der 
Art.  210,  Absatz  2,  des  französischen  Forstgesetzes  vom  18.  Juni 
1859,  welchen  von  Liszt  mittheilt: 

L’administration  forestière  pourra  admettre  les  délinquants  à 
se  libérer  des  amendes,  restitutions,  réparations  civiles  et  frais  au 
moyen  de  prestation  on  nuture  consistant  en  travaux  d’entretien 
et  d’amélioration  dans  les  forêts  ou  sur  les  chemins  vicinaux. 

Le  conseil  général  fixe,  par  commune,  la  valeur  de  la  journée 
de  prestation. 

Auch  hier  findet  eine  Zulassung  zu  Arbeitsleistungen  an  den 
Staat  statt  im  Interesse  des  Verurtheiltcn,  und  es  wird  die  Arbeit 
geradezu  als  eine  Naturalleistung  bezeichnet. 

Durch  die  vorstehenden  Auslührungen  dürfte  der  Nachweis  er- 
bracht sein,  dass  nur  die  freiwillige  und  nicht  die  Zwangsarbeit 
wahre  Vermögensstrafe  ist  und  dass  Geldstrafen  nur  durch  frei- 
willige Arbeit  an  den  Staat  abverdient  werden  können. 
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Die  Gefangnissbevölkerung  der  Schweiz  im  Jahre  1890. 

Von  J.  V.  Ilürbin,  Direktor  der  Strafanstalt  Lenzbnrg. 

Die  Getangnissstatistik  der  Schweiz,  welche  das  eidgenössische 
statistische  Bureau  in  Bern  in  höchst  verdankensworthor  Weise  für 
das  Jahr  1890  veröffentlicht  hat,  ermöglicht  es  uns,  nachfolgende 
Zahlen  berechnen  und  zusammenstellen  zu  können.  Um  den  ganzen 
Jahresbestand  jeder  einzelnen  Strafkategorie  in  den  verschiedenen 
Kantonen  zu  erhalten,  haben  wir  dem  Bestände  am  1.  Januar  den 
Zuwachs  (Eintritt)  der  12  Monate  beigezählt.  Zum  gleichen  .Resul- 
tate wären  wir  auch  gekommen,  wenn  wir  den  Bestand  auf  den 
31.  Dezember  1890  zum  Abgang  (Austritt)  hinzugezählt  hätten. 
Beide  Zahlen  müssen  sich  decken. 

In  der  eidgenössischen  Getangnissstatistik  wurden  nun  alle  Ver- 
urthciltcn  in  3 Kategorien  gebracht.  Man  unterschied  zwischen 
Zuchthaussträflingen,  Gefangnisssträfiingen  und  Zwangsarbeitern.  Zu 
den  „Zuchthaussträflingen“  rechnete  das  eidgenössische  statistische 
Bureau  alle  jene  Verurtheilten,  welche  vom  Kriminalgerichte  (resp. 
auch  Obergerichte)  wegen  eines  Verbrechens  mit  Zuchthaus  oder 
Arbeitshaus,  resp.  Einsperrung  bestraft  wurden.  In  die  Rubrik  „Ge- 
fängnisssträflinge“  sind  diejenigen  eingereiht  worden,  welche  wegen 
eines  Vergehens  verurtheilt  worden  waren.  Unter  „Zwangsarbeitern“ 
endlich  versteht  das  statistische  Bureau  solche  Individuen,  die  wegen 
Arbeitsscheu,  Trunksucht,  liederlichem  Lebenswandel  oder  auch 
wegen  Yersäumniss  der  Elternpflicht  bestraft,  resp.  in  eine  Deten- 
tionsanstalt  eingewiesen  wurden. 

Kieht  zu  übersehen  ist  die  Bemerkung,  welche  das  eidgenös- 
sische statistische  Bureau  seinen  Zahlen  vorauszuschicken  für  nothig 
findet.  Sie  lautet  : „Es  war  vorauszusehon,  dass  eine  ganz  neue 
und  eigenartige  Arbeit,  sowie  die  Verschiedenheit  der  in  den  Kan- 
tonen bestehenden  Strafgesetze  und  die  damit  zusammenhängenden 
Einrichtungen  der  Strafanstalten  dieser  Erhebung  einige  Schwierig- 
keiten verursachen  würden.  Wir  nehmen  desshalb  auch  keinen  An- 
stand, zu  erklären,  dass  unsere  Zusammenstellungen  in  Betreff'  der 
einzelnen  Sträfliugskategorien  der  Kantone  nicht  überall  vergleich- 
bare Zahlen  bieten,  dagegen  können  die  Gesummtzahlen  des  Bc- 
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Standes  auf  Anfang  und  Ende  des  Jahres  Anspruch  auf  Richtigkeit 
machen.  Auch  die  Gesammtangaben  über  die  Bewegung  der  Ge- 
fäugnissbevölkerung  mögen  so  ziemlich  der  Wirklichkeit  entsprechen 
und  beweisen  durcli  die  Grösse  ihrer  Zahlen,  wie  wichtig  das  Gebiet 
ist,  welches  durch  diese  Erhebung  berührt  wird.“ 

Bei  der  nun  folgenden  Zusammenstellung  wird  jeweilen  zuerst 
die  Gesammtzahl  aller  Sträflinge,  sodann  die  Berechnung  pro  mille 
der  Wohnbevölkerung  nach  der  Volkszählung  am  1.  Dezember  1888 
und  hierauf  endlich  der  Präsenzstand  auf  31.  Dezember  1890  ange- 
geben. 

A.  Zuchthauseträ/linge  (kriminell  VerurtheiUe). 

Die  Gesammtzahl  aller  Zuchthaussträflinge  der  ganzen  Schweiz, 
resp.  aller  Kantone  betrag  im  Jahre  1890  2691  (Männer  2314, 
Weiber  377),  oder  pro  mille  der  Wohnbevölkerung  0,92  (M.  0,79, 
W.  0,13),  der  Präsenzstand  auf  31.  Dezember  1890  1456  (M.  1278, 
Weiber  178).  Diese  drei  Zahlen  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen 
Kantone  in  folgender  Weise:  Zürich,  Gesammtzahl  372  (pro  mille 
der  Bevölkerung  1,10),  Stand  auf  31.  Dezember  206;  Bern  360 
(0,67)  223;  Luzern  223  (1,65)  114;  Uri  9 (0,52)  6;  Schwyz  25 
(0,49)  14;  Obwalden  9 (0,60)  7;  Nidwalden  4 (0,32)  2;  Glarus  20 
(0,60)  14;  Zug  19  (0,82)  11;  Freiburg  130  (1,09)  98;  Solothurn  87 
(1,01)  65;  Baselstudt  86  (1,17)  47;  Baselland  51  (0,82)  35;  Schaff- 
hausen 28  (0,74)  18;  Appenzell  Ausser-Rhoden  18  (0,33)  15;  Appen- 
zell Inner-Rhoden  1 (0,08)  1 ; St.  Gallen  212  (0,93)  101  ; Grau- 
bünden 59  (0,62)  23;  Aargau  138  (0,71)  92;  Thurgau  93  (0,89) 
46;  Tessin  23  (0,18)  17;  Waadt  527  (2,13)  181;  Wallis  33  (0,32) 
1 9 ; Neuenburg  106  (0,98)  66  ; Genf  58  (0,55)  35. 

Der  Durchschnitt  aller  Zuchthaussträflinge  für  die  ganze  Schweiz 
betrug  pro  1890  auf  je  eintausend  Seelen  0,92. 

Unter  diesem  Durchschnitte  stehen  die  Kantone: 

Appenzell  Inner-Rhoden  (0,08),  Tessin  (0,18),  Wallis  (0,32)t 
Nidwalden  (0,32),  Appenzell  Ausser-Rhoden  (0,33),  Schwyz  (0,49), 
Uri  (0,52),  Genf  (0,55),  Glarus  (0,60),  Obwalden  (0,60),  Graubünden 
(0,62),  Bern  (0,67),  Aargau  (0,71),  Schaffhausen  (0,74),  Baselland 
(0,82),  Zug  (0,82),  Thurgau  (0,89). 

lieber  diesem  Durchschnitte  stehen: 

St.  Gallen  (0,93),  Neuenburg  (0,98),  Solothurn  (1,01),  Freiburg 
(1,09),  Zürich  (1,10),  Baselstadt  (1,17),  Luzern  (1,65)  u.  Waadt  (2,13). 
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IS.  G efü n y n issgtrü /Unge  (korrektioneU  Verurtheilte). 

Die  Gcsammtzahl  aller  Gefangnissstrüfiinge  der  ganzen  Schweiz, 
resp.  aller  Kantone,  betrug  im  Jahre  1890  <>(>55  (31.  5635,  W.  1020) 
oder  pro  mille  der  Wohnbevölkerung  2,28  (M.  1,93,  W.  0,35),  der 
Präsenzstand  auf  31.  Dezember  1890  861  (M.  707,  W.  154).  Diese 
drei  Zahlen  vertheilen  sieh  auf  die  einzelnen  Kantone  in  folgender 
Weise:  Zürich,  Gcsamintzahl  1251  (pro  mille  der  Bevölkerung  3,71), 
Stand  auf  31.  Dezember  70;  Bern  940  (1,75)  287;  Luzern  753 
(5,56)  43;  Uri  10  (0,58)  — ; Schwyz  48  (0,95)  8;  Obwalden  40 
(2,66)  4;  Nidwalden  8 (0,64)  2;  Glarus  30  (0,89)  2;  Zug  25  (1,08)  1 ; 
Preiburg  187  (1,57)  66;  Solothurn  386  (4,51)  39;  Baselstadt  791 
(10,72)  44;  Baselland  163  (2,63)  33;  Schaffhausen  169  (4,47)  26; 
Appenzell  Ausscr-Rhoden  231  (4,27)  8;  Appenzell  Inner-Rhoden 
keine;  St.  Gallen  299  (1,31)  50;  Graubünden  keiue;  Aargau  465 
(2,40)  77;  Thurgau  197  (1,88)  5;  Tessin  62  (0,49)  25;  Waadt  211 
(0,85)  2;  Wallis  27  (0,26)  3;  Neuenburg  191  (1,76)  32;  und  Genf 
171  (1,62)  39. 

Der  Durchschnitt  aller  GefangnisssträHinge  für  die  ganze  Schweiz 
betrug  pro  1890  auf  je  eintausend  Seelen  2728. 

Unter  diesem  Durchschnitte  stehen  die  Kantone: 

Appenzell  Inner-Rhoden  (— ),  Graubünden  ( -),  Wallis  (0,26), 
Tessin  (0,49),  Uri  (0,58),  Nidwalden  (0,64),  Waadt  (0,85),  Glarus 
(0,89),  Schwyz  (0,95),  Zug  (1,08),  St.  Gnllen  (1,31),  Preiburg  (1,57), 
Genf  (1,62),  Bern  (1,75),  Neueuburg  (1,76)  und  Thurgau  (1,88). 

Ueber  diesem  Durchschnitte  stehen  : 

Aargau  (2,40),  Baselland  (2,63),  Obwalden  (2,66),  Zürich  (3,71), 
Apponzell  Ausser-Rhoden  (4,27),  Sehaff'hausen  (4,47),  Solothurn  (4,51), 
Luzern  (5,56)  und  Baselstadt  (10,72). 

C.  y.icangsarheiler. 

Die  Gesainmtzahl  aller  Zwangsarbeiter  der  ganzen  Schweiz  *), 
resp.  aller  Kantone  betrug  im  Jahre  1890  1091  (M.  890,  W.  201) 
oder  pro  mille  der  Wohnbevölkerung  0,37  (M.  0,30,  W.  0,07),  der 
Präsenzstand  auf  31.  Dezember  1890  521  (M.  409,  W.  112).  Diese 
drei  Zahlen  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Kantoue  in  folgender 
Weise:  Zürich,  Gesammtzahl  115  (pro  mille  der  Bevölkerung  0,34), 
Stand  auf  31.  Dezember  68;  Bern  222  (0,41)  134;  Luzern  111  (0,82) 

')  In  den  Kantonen  Schwyz,  Obwalden,  Preiburg,  Tessin  und  Genf  ist  die 
Zwangsarbeit  noch  nicht  eingefflhrt. 
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56;  Uri  7 (0,40)  1;  Nidwalden  7 (0,56)  2;  Glarus  20  (0,59)  13; 
Zug  17  (0,73)  6;  Solothurn  39  (0,45)  13;  Baselstadt  25  (0,34)  7; 
Basolland  24  (0,39)  5 ; Sehaffhausen  3 (0,08)  2 ; Appenzell  Ausser- 
K hodcn  23  (0,42)  11  ; Appenzell  Inner-Rhoden  10  (0,78)  4;  St.  Gallen 
37  (0,16)  9;  Graubünden  39  (0,41)  19;  Aargau  27  (0,14)  18;  Thur- 
gau 117  (1,11)  42;  Waadt  172  (0,69)  70;  Wallis  1 (0,01)  — ; und 
Nouenburg  75  (0,69)  41. 

Der  Durchschnitt  aller  Zwangsarbeiten-  für  die  ganze  Schweiz 
betrug  pro  1890  auf  je  eintausend  Seelen  0,37. 

Unter  diesem  Durchschnitte  stehen  die  Kantone: 

Wallis  (0,01),  Sehaffhausen  (0,08),  Aargau  (0,14),  St.  Gallen 
(0,16),  Zürich  (0,34)  und  llasclstadt  (0,34). 

Ueber  diesem  Durchschnitte  stehen: 

Baselland  (0,39),  Uri  (0,40),  Graubünden  (0,41),  Bern  (0,41), 
Appenzell  Ausser-Khoden  (0,42),  Solothurn  (0,45),  Nidwalden  (0,56), 
Glarus  (0,59),  Neuenburg  (0,69),  Waadt  (0,69),  Zug  (0,73),  Appenzell 
Inner-Rhoden  (0,78),  Luzern  (0,82)  und  Thurgau  (1,11). 

D.  ZuHum menzug. 

Die  Gesummtzahl  der  Zuchthaus-  und  Gefangnisssträftinge,  sowie 
der  Zwangsarbeiter  der  ganzen  Schweiz  betrug  im  Jahre  1890  10,437 
(M.  8839,  W.  1598),  oder  pro  mille  der  Wohnbevölkerung  3,57 
(M.  3,02,  W.  0,55),  der  Priisenzstand  auf  31.  Dezember  1890  2838 
(M.  2394,  W.  444).  Diese  drei  Zahlen  vertheilcn  sich  auf  die  ein- 
zelnen Kantone  in  folgender  Weise:  Zürich,  Gesammtzahl  1738 
(pro  mille  der  Bevölkerung  5,16),  Stand  auf  31.  Dezember  344; 
Bern  1522  (2,83)  <544  ; Luzern  1087  (8,03)  213;  Uri  26  (1,50)  7; 
Schwyz  73  (1,45)  17;  Obwalden  49  (3,26)  11;  Nidwalden  19  (1 ,52)  6; 
Glarus  70  (2,07)  29;  Zug  61  (2,64)  18;  Freiburg  317  (2,66)  164; 
Solothurn  512  (5,98)  117;  Baselstadt  902  (12,23)  98;  Baselland  238 
(3,84)  73;  Sehaffhausen  200  (5,29)  46;  Appenzell  Ausser-Khoden 
272  (5,03)  34;  Appenzell  Inner-Rhoden  11  (0,85)  5;  St.  Gallen  548 
(2,40)  160;  Graubünden  98  (1,03)  42;  Aargau  630  (3,25)  187; 
Thurgau  407  (3,88)  93;  Tessin  85  (0,67)  42;  Waadt  910  (3,67)  253; 
Wallis  61  (0,60)  22;  Ncuenburg  372  (3,44)  139,  und  Genf  229 
(2,17)  74. 

Der  Durchschnitt  aller  Zuchthaus-  und  Gefängnissstriifiinge, 
sowie  der  Zwangsarbeiter  für  die  ganze  Schweiz  betrug  pro  1890 
auf  je  eintausend  Seelen  3,37. 
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Unter  diesem  Durchschnitte  stehen  die  Kantone: 

Wallis  (0,(50),  Tessin  (0,67),  Appenzell  Inner-Rhoden (0,85),  Grau- 
bünden (1,03),  Schwyz  (1,45),  Uri  (1,50),  Nidwalden  (1,52),  Glarus 
(2,07),  Genf  (2,17),  St.  Gallen  (2,40),  Zug  (2,64),  Freiburg  (2,66), 
Bern  (2,83),  Aargau  (3,25),  Obwalden  (3,26)  und  Neuenburg  (3,44). 

Ueber  diesem  Durchschnitte  stehen: 

Waadt  (3,67),  Baselland  (3,84),  Thurgau  (3,88),  Appenzell 
Ausser-Rboden  (5,03),  Zürich  (5,16),  Schaffhausen  (5,29),  Solothurn 
(5,98),  Luzern  (8,03)  und  Basolstadt  (12,23). 

Die  Gefängnissbevölkerung  der  Schweiz  im  Jahre  1890  nach  den 
verschiedenen  Strafkategorien. 

Die  schweizerischen  Strafanstalten  und  übrigen  Detentionshiiuser 
beherbergten  im  Jahre  1890  folgende  nach  den  verschiedenen  Kate- 
gorien  ausgeschiedene  Gefangene: 


A.  Verurthellte. 


Bestand 

Bestand 

1.  Januar 

Zuwachs 

ToUl 

Abgang 

31.  Dezember 

1890 

1890 

Zuehthaiisstnitiinge  . . 

1,495 

1,196 

2,691 

1,235 

1,456 

Gefangnisssträtiinge  . . 

809 

6,846 

6,655 

5,794 

861 

Zwangsarbeiter  . . . 

476 

615 

1,091 

570 

521 

Polizeigefangene  . . . 

175 

6.694 

6,869 

6,737 

132 

Bus  senab  Verdiener  . . 

53 

7,118 

7,471 

7,364 

117 

Militärs l) 

70 

3,107 

3,177 

3.148 

29 

Total  der  Verurteilten 

3,078 

24,876 

27,954 

24,838 

3,116 

H.  Nicht  Verurthellte. 

Bestand 

Bestand 

t.  Januar 

Zuwachs 

Total 

Abgang 

31.  Dezember 

1890 

1890 

UnterBUchungsgefangene 

451 

11,875 

12,32« 

11,814 

512 

Transportgefangene  -)  . 

33 

16,910 

16,943 

16,853 

90 

Bettler  und  Vaganten*) 

117 

27,128 

27,215 

27,077 

168 

Polizeiarrestanten  . . 

29 

6,340 

6,369 

6,315 

54 

630 

62,253 

62,883 

62,059 

824 

*)  Die  meisten  der 

hier  aufgeführteu 

Militärs  wurden. 

wie  wir 

dem  schwei* 

zerischen  statistischen  Bulletin  entnehmen,  für  Disziplinarfehler  bestraft,  weiche 
sie  während  des  letzten  Theiles  der  Militärkurse  oder  atn  Entlassungstage  begangen 
haben.  Unter  den  aufgefahrten  3177  Fällen  figurirt  der  Kanton  Waadt  auffallender 
Weise  mit  1401  Strafen. 

*)  Eine  Anzahl  von  Transportgcfangenen,  Bettlern  und  Vaganten  ist,  da  sie 
mehrere  Kantone  oder  Bezirke  jiassirten,  wahrscheinlich  doppelt  oder  sogar  mehr- 
fach gezählt  worden. 
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Zuchthaus- 

Gefängniss- 

Zwangs- 

Zusammen-] 

Kantone 

Sträflinge 

Sträflinge 

arbeiter 

ZUg 

Aul 

Auf 

Aut 

Total 

1 

Auf  • 

Total 

1000 

Ein- 

Total 

1000 

Ein- 

Total 

1000 

Ein- 

der 

Sträf- 

1000 

Ein-  I 

wohner 

wohner 

wohner 

linge 

wohner 

Zürich  .... 

372 

1,10 

1,251 

3,71 

115 

0,34 

1,738 

5,16 

| Bern 

360 

0,67 

940 

1,75 

222 

0,41 

1,522 

2,83 

] Luzern  .... 

223 

1,65 

753 

5,56 

111 

0,82 

1,087 

8,03  ' 

Uri 

9 

0,52 

10 

0,58 

7 

0,40 

26 

1,50 

Schwyz  .... 

25 

0,49 

48 

0,95 

— 

73 

1,45 

Obwalden  . . . 

9 

0,60 

40 

2,66 

— 

49 

3,26  1 

Nidwalden  . . . 

4 

0,32 

8 

0,64 

7 

0,56 

19 

1,52, 

Glarus 

20 

0,60 

30 

0,89 

20 

0,59 

70 

2,07  ! 

Zug 

19 

0,82 

25 

1,08 

17 

0,73 

61 

2,6 1 

! Freiburg  .... 

130 

1,09 

187 

1,57 

— 

— 

317 

2,66 

Solothurn  . . . 

87 

1,01 

386 

4,51 

39 

0,45 

612 

5,9p  j 

Basel-Stadt  . . . 

86 

1,17 

791 

10,72 

25 

0,34 

902 

12,23 

Basel- Land  . . . 

51 

0,82 

163 

2,63 

24 

0,39 

238 

3,84 

Schailhausen  . . 

28 

0,74 

169 

«7 

3 

0,08 

200 

5,29  j 

Appenzell  A.-Hh.  . 

18 

0,33 

231 

4,27 

23 

0,42 

272 

6,08 

Appenzell  I.-Rli.  . 

1 

0,08 

— 

— 

10 

0,78 

11 

0,86 

' St.  Gallen  . . . 

212 

0,93 

299 

1,31 

37 

0,16 

548 

2,40| 

Graubünden . . 

59 

0,62 

— 

39 

0,41 

98 

1,03  I 

Aargau  .... 

138 

0,71 

465 

2,10 

27 

0,14 

630 

3,26  1 

Thurgau  .... 

93 

0,89 

197 

1,88 

117 

1,11 

407 

3,88, 

Tessin 

23 

0,18 

62 

0,49 

— 

— 

85 

0,67  | 

Waadt  .... 

527 

2,13 

211 

0,85 

172 

0,69 

910 

3,67  j 

. Wallis 

33 

0,32 

27 

0,26 

1 

0,01 

61 

0,60 

Neucnhurg  . . . 

lo<; 

0,98 

191 

1,76 

75 

0,69 

372 

3,44 

i Genf 

58 

0,55 

171 

1,62 

— 

— 

229 

2,17; 

Schweiz 

2,691 

0,92 

6,055 

2,28 

1,091 

0,37 

10,437 

3,57 

Männer 

2,314 

0,79 

5,635 

1,93 

890 

0,30 

8,839 

3,02  ! 

Weiher 

377 

0,13 

1,020 

0,35 

201 

0,07 

1,598 

0,55  i 
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Karl  Gottlieb  Wegmann. 

Nekrolog. 

Karl  Gottlieb  Wegmann,  der  in  Keinem  nngetretenen  73.  Alters- 
jahre  am  24.  April  1891  verstorbene  Direktor  der  Strafanstalt  Zürich, 
welcher  er  fast  34  Jahre  lang  mit  Auszeichnung  vorgestanden  ist, 
war  von  Beruf  Theolog  und  Philolog.  Längere  Zeit  wirkte  er  im 
Kanton  Bern  als  Sekundarlehror.  Als  er  aber  gegen  das  Ende  der 
fünfziger  Jahre  sein  schweres  Amt  als  Strafhausdircktor  im  alten 
Kloster  am  Oetcubach  zu  Zürich  antrat , wartete  seinem  organisa- 
torischen Talente  eine  bedeutende  Aufgabe,  eine  Reform  in  allen 
Theilen.  Wegmann  fasste  sein  Werk  mit  beiden  Händen  an  und 
besass  auch  Energie  und  Glück  genug,  dasselbe  zu  Ende  zu  führen. 
Zuerst  reorganisirte  er  die  Anstalt  in  ihrem  ganzen  innern  Wesen. 
Er  gab  ihr  ein  tüchtiges  Wartpersonal  und  ein  eigentliches  Straf- 
system,  dessen  sie  vorher  entbehrt  hatte.  Er  nannte  es  selbst  ein 
kombinirtes  System,  weil  es  eigentlich  nicht  das  irische  oder  krof- 
tonische,  sondern  eine  stark  abweichende  Nachahmung  desselben  sei, 
da  die  verschiedenen  Disziplinarstufen  nicht  in  verschiedenen,  ge- 
trennten Anstalten,  sondern  in  ein  und  demselben  Hause  durch- 
laufen werden  und  die  sogenannte  Zwischenanstalt  — Zwischenstufe 
zwischen  der  Strafhaft  und  der  bedingten  Entlassung  — auch  Zwi- 
schen- oder  Uebergangsstation  genannt,  eigentlich  ganz  fehle. 

Im  Jahre  18(i8  ging  Wegmann  dann  au  den  Umbau  des  Hauses, 
das  schon  seit  dem  Jahre  1637  laut  Rathsbeschluss  vom  26.  März 
1628  als  „Zuchthaus“  gedient  hatte.  Das  Dominikanerinnenkloster 
am  Oetenbach  war  nämlich  schon  anno  1524  aufgehoben  worden. 
Im  Dezember  1878,  also  nach  10  Jahren,  schrieb  Wegmann  : „Jetzt 
ist  der  Bau  der  Strafanstalt  soviel  als  vollendet  und  es  lässt  sich 
nicht  mehr  viel  daran  ändern.  Es  ist  den  vorher  vorhanden  ge- 
wesenen Uebelstünden  abgeholfeu,  und  die  Anstalt  genügt  nun  dem 
Bedürfnis  des  Kantons.  Bo  mag  sie,  wie  sie  nun  ist,  ihrem  Zwecke 
dienen,  bis  einmal  die  Zeit  kommt  — und  sie  wird  kommen  — wo 
der  Erlös  aus  ihr  die  Kosten  einer  neu  zu  erbauenden,  noch  bessern 


Digitized  by  Google 


360 


Karl  Gottlieb  Wegmann. 


deckt.“  Mit  Resignation  blickte  Freund  Wegmann  also  auf  eine 
zehnjährige  Arbeit,  die  den  grössten  Theil  Heines  Tagewerkes,  seines 
Sinnens  und  Trachtens  in  Anspruch  genommen  und  ihm  manche 
sorgenvolle  Stunde  bereitet  hatte. 

Als  Zeichen  der  Anerkennung  für  seine  Pflichttreue  schenkte 
ihm  seine  Regierung  bei  Seinem  fünfundzwanzigjährigen  Amtsjubi- 
läum einen  schweren,  silbernen  Becher  und  legte  auf  seinen  Sarg 
einen  immensen  Lorbeerkranz  mit  den  Kantonsfarben. 

Aber  auch  über  die  Grenzen  seines  Kantons  hinaus  war 
K.  G.  Wegmann  bekannt.  Er  war  Ehrenmitglied  des  Vereins  deut- 
scher Strafanstaltsbeamter  und  lange  Jahre  Vizepräsident  und  Quästor 
des  schweizerischen  Vereins  für  Straf-  und  Gefängnisswesen,  der  im 
Jahre  1867  unter  seinem  Präsidium  in  Zürich  gestiftet  worden  ist. 
In  einer  im  März  1879  von  ihm  als  Mitglied  des  Zentrulvorstandes 
dieses  Vereins  verfassten  und  au  den  hohen  Bundesrath  zu  Händen 
der  hohen  Bundesversammlung  gerichteten  Broschüre  für  Festhaltung 
an  der  Abschaffung  der  Todesstrafe,  aber  für  Uebernahme  der  Dé- 
tention der  gefährlichsten  Ausbrecher  und  langjährigen  Sträflinge 
durch  den  Bund  legte  er  sein  Glaubensbekenntniss  als  Strafhaus- 
direktor  nieder,  indem  er  schrieb:  „Blasse  Gewalt  hilft  so  wenig, 
als  blosse  Schonung.  Ernste,  ja  strenge  Zucht  muss  die  Regel  im 
Strafvollzüge  sein,  aber  ebenso  am  rechten  Ort  und  zur  rechten  Zeit 
auch  die  Milde  cintrcten,  soweit  auch  sie  als  eine  gerechte  und 
weise  eiutreten  kann.  Es  werden  auch  so  nicht  alle  Verbrecher 
gebessert,  ebenso  wenig,  als  im  Spital  alle  Kranken  geheilt 
werden.“  H. 
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Systematische  Zusammenstellung 

der 

Bestimmungen  betreffend  Glücksspiel  und  Lotterie  '). 

Von  C.  Stooss. 

Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874. 

35.  Die  Errichtung  von  Spielbanken  ist  untersagt.  Die  zur  Zeit  bestehenden 
Spielhäuscr  müssen  ain  31.  Christinonat  1877  geschlossen  werden. 

Alltällig  seit  dem  Anfänge  des  Jahres  1871  ertheilte  oder  erneuerte  Kon- 
zessionen werden  als  ungültig  erklärt. 

Der  Bund  kann  auch  in  Beziehung  auf  die  Lotterien’)  geeignete  Massnahmen 
treffen. 

Thurgau.  1.  Verboth  gegen  dir  Lotterien,  vom  18.  Dezember  1832. 
Lotterien  und  die  Errichtung  derselben  im  Kanton  sind  gänzlich  untersagt. 

2.  Gleichermassen  ist  auch  das  Kollektiven  für  auswärtige  Lotterien  verhothen. 

3.  Ebensowenig  dürfen  Lotterien-Anzeigcn  in  die  im  Kanton  herauskomraenden 
öffentlichen  Blätter  eingerückt  werden. 

4.  Die  Uebertretung  der  in  den  SS  1,  2 und  3 enthaltenen  Verbothe  wird  je 
nach  den  Umständen  mit  einer  Busse  von  ti.  20  bis  fl.  150  geahndet.  Die  Fehl- 
haren sind  durch  den  Kleinen  Rath  der  betreffenden  Gerichtsstelle  zur  Bestrafung 
zu  leiten. 

6.  Die  daherigen  Bussen  werden  zu  Händen  der  Kassa-Verwaltung  des  Er- 
zlehungsrathes  bezogen. 

Wnailt.  6.  Loi  du  5 décembre  1876  sur  les  loteries.  Celui  qui,  sans  les 
autorisations  prescrites  par  la  présente  loi,  organise  nue  loterie  publique  ou  ne 
respecte  pas  les  conditions  d’une  loterie  légalement  autorisée,  est  puni  par  une 
amende  qui  n’excède  pas  15,000  fr.,  et,  s’il  y a lieu,  par  un  emprisonnement  qui 
n’excède  pas  six  mois. 

7.  Celui  qui  place,  colporte  ou  distribue  des  billets  d’une  loterie  non  au- 
torisée par  la  loi,  que  cette  loterie  ait  son  siège  dans  le  canton  ou  au-dehors, 
Ou  qui  fait  connaître  l’existence  d’une  telle  loterie  par  des  moyens  de  publicité, 
tels  qu’avis,  annonces,  affiches,  lettres  ouvertes  ou  cachetées,  ou  qui  facilite  de 
toute  autre  manière  l'émission  des  billets,  est  puni  par  une  amende  qui  ne  peut 
excéder  2000  fr.,  et,  s’il  y a lieu,  par  un  emprisonnement  qni  ne  dépasse  pas 
deux  mois. 

Cette  disposition  ne  s’applique  pas  à l’introduction  et  à la  distribution  des 
journaux  publiés  en  dehors  du  canton  et  renfermant  des  annonces  de  loteries. 
Sont  réservés  toutefois  les  concordats  et  les  traités  sur  cette  matière. 

8.  Dans  les  cas  prévus  aux  art.  ti  et  7,  les  objets  mobiliers  mis  en  loterie, 
ainsi  que  les  billets  et  valeurs  en  provenant  sont  confisqués. 

*)  In  dem  Vorbericht«  zu  dem  Quelloubuche:  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher,  Basel  1890. 
wurde  ein«  Ergänzung  der  vergleichenden  Zusammenstellung  iu  Bezug  auf  einzelne  Materien  in  Ans- 
icht gestellt.  Hier  folgt  diejenige  Uber  Glücksspiel  and  Lotterie. 

*)  616.  Bundêêgtaetz  Bber  das  Obllgatlonenrecht.  Aus  Lotterie-  und  AusspielgeschXflen  entsteht 
nur  eine  Forderung,  wenn  di«  Unternehmung  von  der  zuständigen  Behörde  bewilligt  worden  ist. 

Ist  dieses  nicht  der  Fall,  «o  findet  Art.  514  entsprechende  Anwendung  (Rückforderung). 

616.  Ffir  auswärts  gestattete  Lotterien  oder  Auf<*i>i«hertrXge  wird  in  dor  Schweiz  kein  Rechts- 
schutz gewährt,  wenu  nicht  die  zuständige  schweizerische  Behörde  den  Vertrieb  der  Loose  bewilligt  hat. 
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Womit. 

9.  Les  dispositions  des  art.  ti  et  7 sont  sans  préjudice  des  peines  plug 
graves  que  le  délinquant  peut  avoir  encourues,  si  l’entreprise  présente  le  carac- 
tère d’une  escroquerie  ou  de  tout  autre  délit. 

10.  Les  éditeurs  de  journaux  ou  les  entreprises  d’annonces  du  canton  qui 
publient  l’existence  d'une  loterie  ou  opération  financière  non  autorisée  par  la 
présente  loi,  que  celle-ci  ait  sou  siège  dans  le  canton  ou  au-dckors,  sont  punis 
par  une  amende  qui  n’excède  pas  1UO0  fr. 

11.  Les  délits  prévus  par  la  présente  loi  sont  prescrits  par  six  mois. 

12.  En  cas  de  récidive,  les  peines  statuées  par  la  présente  loi  peuvent 
être  élevées  de  moitié. 

(•raubümlen.  23.  Polizei  Strafgesetz.  Die  Veranstaltung  von  Lotterien 
ist  nur  mit  Bewilligung  des  zuständigen  Kreisgerickts  und  unter  Aufsicht  desselben 
zulässig. 

Die  Bewilligung  zu  Veranstaltung  von  Lotterien  kann,  jedoch  nur  für  Ver- 
luosung  selbstverfertigter  Gegenstände,  alsdann  ertheilt  werden,  wenn  der  Nachweis 
geleistet  ist,  dass  der  Verkaufspreis  sämmtlicher  auszugebender  Loose  den  wahren 
Werth  der  auszulooseuden  Gegenstände  nicht  übersteigt,  zu  welchem  Behuf  der 
Verloosunggplan  dem  Kreisgericht  vorgelegt  und  durch  von  dein  letztem  zu  be- 
zeichnende, unparteiische  Sachkundige  die  Wertkuug  der  zu  verlooaeudcn  und  zu 
Amtsbanden  zu  nehmenden  Gegenstände  auf  Kosten  des  Verloosenden  vorgenommen 
werden  soll. 

Das  Kollektiren  fur  ausser  dem  Kanton  betriebene  Lotterien,  worunter  auch 
diesfällige  Ankündigungen  in  öffentlichen  Blättern  verstanden  sind,  ist  unter  allen 
Umständen  verboten  und  wird  für  letztem  Kall  der  Verleger  haftbar  erklärt. 

Wer  diesen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  verfällt  in  eine  Geldbusse  bis  auf 
Fr.  WO. 

24.  Polizeistrafgesetz.  Die  gewerbsmässige  Betreibung  von  Roulette-,  Lotto-, 
Würfel-  und  andern  Glücksspielen  ähnlicher  Art  ist  verboten. 

Zuwiderhandelnde  werden  mit  einer  Geldlmsse  von  Fr.  10  bis  Fr.  200  be- 
straft. In  schweren  Fällen  ist  auch  Gefängnissstrafe  bis  auf  3 Monate  und  Ver- 

weisung bis  auf  3 Jahre  zulässig.  Mit  dieser  Strafe  ist  jedes  Mal  Kontiskation 
der  Einrichtungen  und  Waaren  zum  Betrieb  solcher  Glücksspiele  verbunden. 

Neuenburg.  231.  Ceux  qui  auront  tenu  des  jeux  de  hasard,  ou  une  maison 
de  jeu  de  hasard,  et  y auront  admis  le  public,  soit  librement  soit  sur  la  présen- 
tation des  artiliés,  seront  punis  d’un  emprisonnement  de  huit  jours  à deux  mois 

et  d’uue  amende  de  50  à 5)Hi  francs. 

La  même  peine  est  appliquée  à tous  ceux  qui  auront  participé  à l’exploi- 
tatiou  à titre  de  banquiers,  préposés  ou  agents. 

Tous  les  fonds  ou  effets  qui  seront  trouvés  exposés  aux  jeux,  les  meubles, 
instruments,  ustensiles,  appareils  employés  ou  destinés  au  service  des  jeux,  les 
meubles  et  elle! s mobiliers  dont  les  lieux  seront  garnis  ou  décorés,  seront  en  outre 
coutisqués. 

Aargiiu.  1.  Lotterien  und  (Slücksspiele,  Verbot,  Gesetz  vom  8.  Mai  1838. 
Die  Errichtung  von  Geld-,  Güter-  und  Waareu-  oder  andern  Lotterien  ist  ohne 
Ausnahme  untersagt. 

2.  Die  Widerhandelnden,  welche  entweder  für  sich  oder  Andere  Lotterien 
errichten,  oder  l'länc  oder  Loose  zu  inländischen  oder  ausländischen  Lotterien 
herumbieten,  verfallen  in  eine  Busse  von  zwanzig  bis  hundert  Franken. 

3.  Jede  in  einem  ötfeutlielien  inländischen  Blatt,  oder  für  sich  erscheinende 
Ausklludung  von  Lotterien  ist  als  Herumbietung  von  l’länen  zu  betrachten  und 
demgemäss  zu  bestrafen. 
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Aargau. 

4.  Das  Halten  von  Glücks-  oder  Hasard-Spielen  als  Gewerbe,  öffentlich  oder 
geheim,  ist  verboten,  und  soll  auf  Betreten  sofort  polizeilich  eingestellt  werden. 
Derjenige,  welcher  eine  solche  Unternehmung  betreibt  oder  zu  betreiben  versucht, 
sowie  der  allfällige  Platzgeber,  verfällt,  ein  jeder  besonders,  in  eine  Busse  von 
fünfzig  bis  hundert  Franken. 

5.  Ebenso  ist  auch  das  vorübergehende  Halten  von  Glücks-  oder  Hazard- 
Spielen  an  Jahrmärkten,  Kirchweih-  oder  sonstigen  Festen,  sowie  ohne  solche  An- 
lässe an  öffentlichen  Orten  verboten,  bei  einer,  den  Spielaussteller,  sowie  den  all- 
talligen  Platzgeber,  einen  jeden  besonders,  treffenden  Strafe  von  zehn  bis  fünfzig 
Franken. 

6.  Alle  in  den  §§  2 bis  5 bestimmten  Fälle  werden  von  dem  betreffenden 
Bezirksgericht  auf  zuchtpolizeilichem  Wege  untersucht  und  erledigt;  die  Strafen 
im  Wiederholungsfälle  jedesmal  verdoppelt. 

7.  Im  Falle  erwiesenen  Unvermögen«  werden  der  oder  die  Uebertreter  dieses 
Gesetzes  mit  einer  verhältnissmässigcn  Gefangenschaft  statt  mit  Geldbusse  belegt. 

8.  Von  den  Geldbnssen  kommt  die  eint*  Hälfte  dem  Verleidet'  zu,  die  andere 
zu  gleichen  Theilen  dem  Kantons-Schul-  und  Armenfond. 

9.  Für  Zivilansprücho  wegen  Uebervortheilung  und  für  Schuldforderungei) 
in  Lotteriesachen  und  Glücksspielen  iindet  kein  Klagrecht  statt. 

1.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  8.  Mai  18X8,  die  Lotterien  betreffend, 
vom  7.  Mai  1851.  Der  Kleine  Rath  ist  ermächtigt,  iu  Ausnahme  von  dem  unbe- 
dingten Lotterieverbot  des  angeführten  Gesetzes  vom  8.  Mai  1838,  Verloosungen 
inländischer  Gewerbsgegenstünde  zu  gemeinnützigen  Zwecken  oder  Behufs  beson- 
derer Förderung  und  Hebung  der  inländischen  Industrie  und  Gewerbsthätigkeit  zu 
bewilligen. 

2.  Solche  Bewilligungen  sind  jedoch  nur  in  Fällen  zu  ertheilen,  wo  Zahl 
und  Preis  der  Loose  den,  durch  unparteiische,  vom  Kleinen  Rath  bezeichncte 
Sachverständige  zu  ermittelnden  Werth  der  V erloosungsgegenstände  nicht  übersteigt. 

Zu  einer  derartigen  Verloosung  dürfen  nur  solche  Gegenstände  aufgeuommen 
werden,  welche  durch  die  aufgestellten  Sachverständigen  als  vorzügliche  Erzeug- 
nisse des  Gewerbsfleisses  erklärt  worden. 

Die  ertheilten  Bewilligungen  sind  durch  das  Amtsblatt  bekannt  zu  machen. 

3.  Auf  die  nach  den  §§  1 und  2 bewilligten  Verloosungen  findet  der  § 9 
des  Gesetzes  vom  8.  Mai  18218  keine  Anwendung. 

Im  Uebrigen  bleiben  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  voller  Kraft. 

Wallis.  Dekret  vom  2ö.  Mai  1878  über  Lotterien,  Spielhäuser  und  Casino' s. 
Das  Bewilligungsrecht  zur  Haltung  konzessionirter  und  zu  Spekulationszwecken 
bestimmter  Lotterien,  Spielhäuser  und  Casino’s  ist  ausschliesslich  in  der  Amts- 
befugniss  der  Gesetzgebungsgewalt. 

Schaffhausen.  191.  Alle  Arten  von  Glücksspielen  in  Geld-  oder  Luxus- 
waaren,  bei  welchen  der  Gewinn  vom  blossen  Zufall  abhängt,  sind  verboten  und 
sollen  an  den  einzelnen  Mitspielenden,  sofern  schon  zweimal  polizeiliche  Strafe 
Yorangegangen  ist,  nach  Massgabe  der  Höhe  des  Spiels  mit  Geldbusse  von  zwanzig 
bis  auf  zweihundert  Franken,  womit  in  schwerem  Fällen  Gefängniss  zweiten  Grades 
bis  auf  vierzehn  Tage  verbunden  werden  kann,  bestraft  werden. 

Gegen  Spielhalter  oder  Unternehmer  treten  diese  Strafen  schon  im  ersten 
Betretungsfalle  ein. 

Luxuswaaren  oder  Geld,  das  in  solchen  Spielen  liegt,  soll  polizeilich  mit  Be- 
schlag belegt  und  dem  Artnenfoiid  der  betreffenden  Gemeinde  zugestellt  werden. 

Straflos  sind  Glücksspiele  für  Ess-  uud  Trinkwaaren,  welche  sofort  verzehrt 
werden. 


Digitized  by  Google 


364 


Glücksspiel  und  Lotterie. 


Sehaffhauteti. 

192.  Alle  Gattungen  Ton  Lotterien  mit  Ausnahme  solcher,  welche  für  gemein- 
nützige oder  künstlerische  Zwecke  mit  llcwilligung  des  Begierungsratbs  veranstaltet 
werden,  sind  bei  einer  Geldbusse  bis  auf  UM)  Kranken  verboten. 

Der  gleichen  Strafe  unterliegen  auch  Kollektauten  für  ausländische  Gütor- 
oder  Klassenlotterien,  für  Zablen-Lottos  und  ähnliche  auf  den  blossen  Glücksfall 
ausgesetzte  Spieluni ernehmungen. 

Luzern.  157.  Poliieistrafgcsetr.  Wer  Glücksspiele,  welche  obrigkeitlich 
als  verboten  erklärt  sind,  veranstaltet,  unterliegt  einer  Geldstrafe  von  zehu  bis 
fünfzig  Kranken. 

Wirthe  oder  andere  Inhaber  Öffentlicher  Lokalitäten,  welche  verbotene  Glücks- 
spiele bei  sich  dulden,  »erden  an  Geld  von  zwanzig  bis  hundert  Kranken  gestraft. 

Ueberbiu  soll  das  zum  Spielen  ansgelegte  Geld  und  die  vorhandenen  Spiel- 
geriithschaften  etc.  zu  Händen  des  Staates  kontiszirt  werden. 

158.  K hier  Geldstrafe  bis  tausend  Kranken,  womit  bei  besonders  erschweren- 
den Umständen  Gefängniss  bis  zu  vierzehn  Tagen  verbunden  werden  kann,  unter- 
liegt : 

u.  wer  ohne  polizeiliche  Bewilligung  Lotterien  veranstaltet; 

b.  wer  hei  solchen  unerlaubten  II  nt  ernehmungen  oder  für  ausser  dem  Kanton 
bestehende  Lotterien  Loose  verkauft,  kollektirt  oder  in  irgend  einer  Weise 
als  .Mittelperson  dient. 

1.  Verhüt  der  ITnzord- oder  Glücksspiele,  vom  8.  August  18öti.  Die  Polizei- 

behörden, Beamten  und  Bediensteten  des  Kantons  Luzern  sind  aufgefordert,  die 
bestehenden  Verbote  der  Hazardspiele  kräftigst  zu  handhaben  und  demnach  keinerlei 
Art  von  Lotterien  — die  nicht  ausdrücklich  obrigkeitlich  bewilligt  sind  — sowie 
keinerlei  Art  von  andern  Glücksspielen,  wie  z.  11.  Vertanzen  von  Schafen  und 
andern  Sachen  hei  Kirchweihen,  Kastnachttagen  und  andern  Anlässen,  ferner  die 
Boulette,  das  Kitern-  und  Dreh  spiel,  sowie  das  Kegelspiel  in  kleinen  eigens  dazu 
eingerichteten  Kegelriesen,  wo  nicht  Geschicklichkeit  des  Spielenden,  sondern  der 
Zufall  den  Ausschlag  gibt,  — zu  gestatten  und  zu  dulden,  sondern  diejenigen,  welche 
solche  Spiele  halten  oder  damit  Tlieil  nehmen,  nnnachsichtlich  dem  Strafrichter 
zu  überweisen.  , 

2.  Von  dem  Verbote  sind  als  alte  blos  zur  Belustigung  dienende  Volksspiele 
ausgenommen  : 

1)  Das  Drehen  um  Käs  und  Lebkuchen  uud  irdenes  und  Glasgeschirr  an 
Kirchweihen  und  Markttagen. 

2)  Das  Kegeln  auf  offenen  Kegelplätzen;  beides  insofern,  als  dabei  keine  l'n- 
ordnung  oder  üebertreibung  stattfindet,  wofür  die  Ortspolizei  jeweilen  zu 
wachen  bat. 

3.  Kegelschieben  auf  offenen  Kegelplätzen,  wobei  Preise  ausgesetzl  werden, 
wie  z.  B.  Schafe,  Halstücher  u.  s.  w.,  dürfen  nur  zur  Herbstfästuachtzeit  und  mit 
Bewilligung  des  Polizeidepartements  staufinden,  welchem  jeweilen  der  Plan  über 
die  ausgesetzten  Gaben  und  der  Kegelorilnung  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist. 

Bern.  249.  Wer  ein  Hazardspiclhaus  hält  und  darin  dem  Publikum  Zu- 
tritt gestattet,  sowie  die  Bankhalter,  Verwalter,  Vorsteher  tmd  Agenten  werden 
mit  einer  Geldbusse  von  hundert  bis  zu  fünftausend  Kranken  bestraft.  Ueberdies 
sollen  alle  in’s  Spiel  gesetzten  Gelder  und  Gegenstände  und  sämmtliche  zum  Betrieb 
des  Spiels  dienende  Mobilien,  Instrumente  und  Gerätlisciiafteu  kontiszirt  werden. 

250.  Mit  Ausnahme  der  durch  § 1 des  Spielgesetzes  vom  19.  Jänner  1852 
vorgesehenen  Fälle  sind  alle  Lotterien,  Bowie  die  unter  der  Benennung  von  Glücks- 
hufen bekannten  Spiele  verboten  *). 

')  Muügt'bend  ist  nun  dua  unten  abgudruckto  Gesetz  über  das  Spielen,  vom  27.  M*i  18C1*. 
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251.  Her  Unternehmer  einer  Lotterie  wird  mit  einer  GeldbuBse  von  fünfzig 
bis  zu  zweitausend  t ranken  bestraft.  Wer  zur  Errichtung  einer  Lotterie  Hülfe 
leistet,  wird  als  Gehttlfe  bestraft. 

252.  Wer  für  eine  Lotterie  Pläne  oder  liillets  zum  Kaufe  anträgt  oder  aus- 
bietct  oder  dergleichen  wissentlich  in  offenen  oder  verschlossenen  Briefen  versendet, 
und  wer  sonst  auf  irgend  eine  Weise  zum  Betrieb  einer  Lotterie  beiträgt,  wird 
mit  einer  Geldbusse  von  fünfzehn  bis  zu  fünfhundert  Frauken  bestraft. 

253.  Bin  einer  Busse  von  zehn  bis  fünfzig  Franken  ist  die  Einladung  zur 
Thcilnahme  an  einer  hier  nicht  bewilligten  Lotterie  durch  hiesige  Zeitungcu  und 
öffentliche  Blätter,  sowie  jede  öffentliche  Anzeige  einer  solchen  im  hiesigen  Staats- 
gebiete verboten.  Dieser  Busse  macht  sich  sowohl  der  Einsender  der  Einladung 
oder  Anzeige,  falls  er  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels 
fallt,  als  der  Verleger  oder  Herausgeber  des  Zeituugs-  oder  andern  öffentlichen 
Blattes  schuldig,  in  welchem  die  Einladung  oder  Anzeige  erschienen  ist. 

In  die  gleiche  Busse  verfällt  der  Drucker  einer  besonders  abgedruckten  und 
in  hiesigem  Gebiete  in  Umlauf  gesetzten  Einladung  oder  Anzeige  der  obigen  Art. 

254.  Die  zur  Verloosung  bestimmten  Gegenstände  werden,  wenn  die  l’m- 
stüude  cs  rechtfertigen,  in  Beschlag  genommen  und  zu  Händen  des  Staates  konfiszirt, 

1.  Gesetz  über  dus  Spiele»,  vom  27.  Mai  1860.  In  öffentlichen  Wirtschaften 
sind  alle  Spiele  um  Geld  oder  Geldeswerth,  bei  welchen  der  Gewinn  bloss  vom 
Zufall  abhängt  (Hasardspiele),  verboten,  mit  Ausnahme  der  Spiele  um  Ess-  und 
Triukwaaren. 

2.  Alle  nicht  von  kompetenter  Behörde  gestatteten  Lotterien  sind  verboten. 

3.  Alle  öffentliche  Spiele  tun  ausgesetzte  Gaben,  wie  Kegelschieben,  Wett- 
laufen u.  dgl.,  sowie  alle  Arten  von  Freischiessen  und  Schiessübungen  um  ausge- 
setzte Gaben  sind  an  gewöhnlichen  Sonntagen  bis  1 Uhr  und  an  den  gesetzlich 
anerkannten  hohen  Festtagen  gänzlich  verboten  und  ausser  diesen  Zeiten  nur  auf 
zuvor  erhaltene  Bewilligung  hin  erlaubt. 

Freischiessrn  und  Schiessübungen  der  Schützeugesellschaften  sind  von  jeder 
Staatsgebühr  und  einzuholenden  Bewilligung  befreit. 

Die  Ertheilung  der  Bewilligung  steht  zu: 

«.  dem  Regierung- Statthalter  : 

1)  für  Schicssübungen,  welche  nicht  von  Sehlitzengesellschaften  veranstaltet 
und  abgehalten  werden,  gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von  fünf  Franken 
vom  Hundert  der  ausgesetzteu  Galten,  und 

2)  für  Kegelschieben  und  die  übrigen  Spiele  gegen  Entrichtung  einer  Ge- 
bühr von  zehn  Franken  vom  Hundert  der  ausgesetzten  Gaben; 

Beides  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  das  Schiessen  oder  das 
Spiel  nicht  Uber  einen  Tag  dauert  und  den  Werth  von  Fr.  2f>0  an  Gaben 
nicht  übersteigt; 

b.  der  Direktion  der  Justiz  und  Polizei  auf  Empfehlung  des  Regierungsstatt- 
balters,  in  allen  nicht  unter  litt  a angeführten  Fällen,  gegen  Entrichtung 
der  nämlichen  Gebühr. 

4.  Besteuerten  Personen  ist  alles  Spielen  um  Geld  oder  Geldeswerth  ohne 
Ausnahme  untersagt.  Den  schulpflichtigen  Kindern  ist  in  Wirtschaften  alles  Spielen 
um  Geld  oder  Geldeswerth  untersagt. 

5.  Widerhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  der  §tj  1,  2 und  4 sind  mit  einer 
Busse  von  Fr.  5 bis  Fr.  200  sowohl  an  dem  Wirthe  oder  Platzgcbcr  als  an  jedem 
der  Spieler  zu  bestrafen.  Widerhandlungen  gegen  § 8 sind  mit  einer  Busse  zu  be- 
strafen, welche  das  Fünf-  bis  Zehnfache  der  zu  bezahlenden  Gebühr  betragen  soll. 
Int  Wiederholungsfälle  soll  die  Busse  verdoppelt  und  kann  überdiess  eine  zeitweise 
Schliessung  der  Wirtschaft  verfügt  werden. 
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Bern. 

1.  Verordnung  über  die  Loterien , vom  25.  Jänner  1872.  Gänzlich  verboten 
sind  alle  rein  auf  den  Gewinn  in  Geld  oder  Geldeswerth  abzielenden  Loterien  oder 
Glücksspiele,  wie  das  Zahlenlotto,  Geld-  und  Güterloterien  u.  dgl.  mehr. 

2.  Ebenso  dürfen  in  Zukunft  bei  Anlass  von  Gewerbsausstellungen  keine  all- 
gemeinen Bewilligungen  zur  Verlosung  der  an  denselben  ausgestellten  Gegenstände 
mehr  ertheilt  werden. 

Ausnahmsweise  kann  die  Verlosung  einzelner  Erzeugnisse  des  Gewerbsfleisses 
bewilligt  werden,  wenn  durch  vorausgegangene  Expertise  na cbge wiesen  ist,  dass  die 
betreffenden  Gegenstände  zu  ihrer  Erzeugung  einen  ausserordentlichen  Aufwand  an 
Zeit  und  Geld  in  Anspruch  genommen  haben  und  dass  sie  sich  überdies*  durch 
Neuheit,  Billigkeit,  Schönheit  und  Mustergültigkeit  oder  in  irgend  einer  andern 
Beziehung  vor  andern  Gegenständen  derselben  Kategorie  besonders  auszeichnen. 

3.  Ausser  dem  im  § 2 bezeichneten  Falle  dürfen  Verlosungen  nur  bewilligt 
werden  : 

1)  für  Kunsterzeugnisse  — Gemälde,  Stiche  u.  s.  w.  — insofern  es  sich  dabei 

uach  den  obwaltenden  Umständen  um  wirkliche  Kunstfördenmg  handelt; 

2)  für  Gegenstände  jeder  Art,  bei  denen  der  ausschliessliche  Zweck  der  Ver- 
losung in  der  Beförderung  der  Wohlthätigkeit  liegt 

4.  Die  Bewilligung  zu  deu  nach  dieser  Verordnung  zulässigen  Verlosungen 
ertheilt  die  Justiz-  und  Tolizeidirektion. 

In  jedem  einzelnen  Falle  sind  die  Bedingungen  der  Bewilligung  genau  fest- 
zustellen. 

Glarus.  1.  Anhang.  Das  Ankündigen  von  Lotterien  an  öffentlichen  Orten 
und  in  öffentlichen  Blättern  und  Schriften,  das  Einlegen  in  Lotterien  und  der  Ver- 
kauf von  Lotterieloosen  ist  untersagt.  Wer  dieses  Verl»ot  Übertritt,  verfällt  in  eine 
Polizeibusse  von  Fr.  40  bis  200. 

Freiburç.  431.  Ceux  qui  tiennent  une  maison  de  jeux  de  hasard  et  y 
admettent  le  public,  les  administrateurs  préposés  ou  agents  quelconques  de  ces 
établissements  serout  punis  d’une  amende  de  100  à 1,000  francs. 

Seront  en  outre  confisqués  tous  les  fonds  ou  effets  qui  seront  trouvés  exposés 
au  jeu,  les  instruments,  appareils  ou  ustensiles  destinés  au  service  de  ces  jeux. 

432.  Celui  qui,  sans  autorisation  du  Conseil  d’Etat,  établit  publiquement  une 
loterie,  sera  puni  d'une  amende  de  50  à 500  francs. 

433.  (Quiconque  offre  à vendre  ou  débite  des  plans  ou  des  billets  d’une  loterie 
ou  eu  expédie  sciemment  dans  des  lettres  ouvertes  ou  cachetées,  quiconque  prête 
son  concours  de  toute  autre  manière  daus  le  but  de  favoriser  l’exploitation  d’une 
loterie  non-autorisée,  sera  puni  d’une  amende  de  200  francs  au  maximum. 

434.  Celui  qui,  par  la  voie  des  gazettes  et  des  feuilles  publiques  du  cantou. 
aura  invité  ä prendre  part  à une  loterie  non  - autorisée,  ou  aura  annoncé  pu- 
bliquement une  pareille  loterie,  sera  puni  d’une  amende  qui  n’excèdera  pas 
100  francs. 

Cette  amende  sera  appliquée  à l’éditeur  de  la  feuille  publique  ou  à l’im- 
primeur d’un  avis  de  cette  nature,  imprimé  séparément  et  mis  en  circulation  dans 
le  canton. 

461.  Sera  puni  do  lu  à 50  francs  d’amende  ou  d’un  emprisonnement  de 
I à Kl  jours: 

. . . il)  Celui  qui  tient  des  jeux  de  hasard  sur  les  places  ou  lieux  publics,  oti 
dans  des  lieux  de  réunions  publiques;... 

Zürich.  12.  Gesetz  betreffend!  dus  (îeircrbciecsen.  vom  10.  Mai  1832.  Lotterien 
dürfen  nur  mit  Bewilligung  des  Rathes  des  Innern  (Polizeidirektion),  welcher 
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Zurich. 

darüber  das  Befinden  des  Bezirksrathes  einzuholen  hat,  ausgespielt  werden.  Das 
Collectiren  für  auswärtige  Lotterien  ist  bey  Strafe  untersagt.  *) 

1.  Beschluss  de»  Regicrungxrathes  vom  l.  März  labt  betreffend  das  An - 
kündigen  von  Lotterten . Es  sei  das  Ankitndigeu  von  auswärtigen  Lotterien  in 
öffentlichen  Blättern  als  Kollektiren  zu  betrachten  und  demnach  gleich  dem  letztem 
bei  Strafe  untersagt. 

2.  Diese  Bestimmung  beziehe  sich  zwar  nicht  auf  Staatsanleihen,  deren  Ver- 
zinsung und  Abbezahluug  auf  dem  Wege  der  Verlosung  statttinde  und  mit  Prämien 
verbunden  sei,  wohl  aber  auf  das  Anbieten  von  blossen  Promessen  für  die  Ver- 
losung solcher  Schuldscheine. 

1.  Verordnung  der  Polizeidirektion  betreffend  das  Lotteriewesen,  vom  27.  Mai 
1856.  Lotterien  und  Ausspielgeschäfte,  zu  welchen  allgemeiner  Zutritt  eröffnet 
wird,  dürfen  nur  mit  Bewilligung  der  Poiizeidirektion  ausgespielt  werden. 

2.  Diese  Bewilligung  wird  nur  in  folgenden  Fällen  ertheilt: 

o.  Wenn  bei  einer  Waarenlotterie  derjenige,  welcher  die  Lotterie  veranstaltet, 
die  Waare  selbst  verfertigt  hat; 

b.  wenn  die  Lotterie  für  einen  gemeinnützigen  Zweck  dient. 

3.  Dem  Gesuche  für  Ertheilung  einer  solchen  Bewilligung  müssen  folgende 
Zeugnisse  beigelegt  werden: 

a.  Eine  Schätzung  der  zu  verloosenden  Gegenstände  durch  den  Gemeinderath, 
nötigenfalls  in  Zuzug  von  Sachverständigen  aufgenommen  ; diese  Schätzung 
darf  den  gewohnten  Kaufwerth  nicht  übersteigen; 

b.  eine  Garantie  von  Seite  des  betreffenden  Gemeinderathes  für  das  Vorhan- 
densein der  auszulooseuden  Gegenstände  bis  nach  erfolgter  Ziehung  der 
Lotterie,  und  für  richtige  Ablieferung  der  Gewinnste  an  die  Treffer,  oder 
im  Falle  die  Verloosung  aus  irgend  welchen  Gründen  nicht  stattfinden 
sollte,  für  gehörige  Zurückgabe  der  Einlage; 

c.  eine  Erklärung  des  Lottcrieunternehmers,  dass  er  sich  verpflichte,  den  Tag 
der  Ziehung  der  Lotterie,  die  wirklich  stattgefundene  Ziehung  derselben, 
sowie  die  geschehene  Ablieferung  der  Gewinnste  an  die  Treffer,  seiuer 
Zeit  öffentlich  anzuzeigen. 

4.  Der  Gesammtwerth  der  bestimmten  Anzahl  Loose  soll  die  Gesauimt- 
summe  des  Werthes  der  Lotteriegegenstäude  nie  uiu  mehr  als  um  5 % übersteigen. 

5.  Die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  oder  einzelner  derselben  kann  die 
Poiizeidirektion  nur  in  besondern  Fällen,  oder  wenn  die  Lotterie  unbedeutend  ist, 
erlassen. 

6.  Das  Gesuch  um  Gestattung  einer  Lotterie  ist  unter  Beilegung  der  Aus- 
weise über  Erfüllung  der  in  § 3 aufgestellten  Bedingungen,  sowie  eines  genauen 
Verzeichnisses  der  zu  verloosenden  Gegenstände  und  eines  Planes  über  die  Ein- 
richtung der  Lotterie  mit  Hinsicht  auf  die  Anzahl  und  den  Preis  der  Loose,  dem 
Bezirksrathe  einzureichen,  welcher  dasselbe  mit  seinem  Gutachten  der  Direktion 
der  Polizei  zu  überweisen  hat. 

7.  Lotterien,  die  mehr  zur  Belustigung  als  zur  Erlaugung  eines  Gewinnes 
dienen,  aber  öffentlich  gespielt  werden,  wie  z.  B.  Glücksspiele,  Glücksräder  u.  s. 
w.,  bedürfen  ebenfalls  der  Bewilligung  der  Poiizeidirektion;  die  diesfälligen  Ge- 
suche sind  dem  betreffenden  Statthalteramte  eiuzureicheu,  das  sie  mit  einem 
kurzen  Gutachten  der  Polizeidirektion  übersendet. 

8.  Der  Verkauf  von  Billeten,  Loosen  u.  s.  w.  für  Lotterieu  oder  andere 
Ausspielgeschiitte,  welche  ausser  dem  Kanton  gezogen  werden,  ist  bei  einer 


*)  Du«  Statthalteramt  spricht  Polizeihund)  in  ansehnlichem  Betrage,  hie  1000  Fr.  aus  die  daun, 
in)  Beetreitungafalle,  vom  Gericht  featgestollt  werden.  — Mittheilung  des  Herrn  Professor  I»r.  Zürcher, 
welcher  die  Güte  batte,  da»  Material  fllr  Zürich  ausammeuxustellen. 

Zeitsehr.  t.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  2f) 
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Zürich. 

Polimstrafe  untersagt;  als  Kollektiren  wird  es  ebenfalls  angesehen,  wenn  Jemand 
wissentlich  durch  Uchersendung  von  Briefen,  Empfehlungen  oder  in  anderer 
Weise  diesen  Verkauf  von  Loosen  möglich  macht  oder  begünstigt  ■) 

9.  Die  Polizeibeamten  und  Bediensteten  werden  genau  darauf  achten,  dass 
das  Verbot  der  Lotterie  ohne  Bewilligung  und  das  Kollektiren  für  solche  inne- 
gehalten wird.  Fehlbare  sind  sofort  hei  dem  Statthalteramte  zu  verzeigen. 

18.  Gesetz  über  die  Polizei  an  Sonn~  und  Pesttaffen,  über  die  Wirtschaften 
und  das  Spielen,  vom  19.  Christmonat  1839.  Kür  Schulden  oder  Schuldverschrei- 
bungen, welche  vom  Spielen  oder  Wetten  herrühren,  worunter  auch  Darlehen 
begriffen  sind,  welche  zu  solchem  Gebrauche  gegeben  wurden,  soll  kein  Hecht 
gehalten  werden. 

19.  Diejenigen  erwachsenen  Personeu,  welche  jungen  Leuten,  die  noch  nicht 
confirmirt  sind,  beim  Spielen  oder  Wetten  Geld  oder  Geldeswerth  abnehmen,  sollen 
nicht  bloss  zur  Rückerstattung  ungehalten,  sondern  ausserdem  mit  eiuer  eben  so 
grossen  Busse  belegt  werden. 

20.  Neben  dein  eigentlichen  bctrüglichen  Spiel  soll  auch  in  den  Fällen  Strafe 
und  Schadensersatz  cintreten,  wo  betrunkene,  geistesschwache  oder  im  Spiele 
unerfahrene  Personen  durch  List  oder  Zudringlichkeit  zum  Spielen  oder  zum 
Fortsetzen  des  Spieleus  verleitet  oder  genöthigt  und  hiedurch  geschädigt  wurden; 
eben  so  in  allen  demjenigen  Fällen  überhaupt,  wo,  nach  dem  Ermessen  de*  Richters, 
Gefährde  oder  Betrug  irgend  einer  Art  angewendet  wurde,  sei  es  beiin  Spiele 
selbst,  oder  um  Jeiuauden  zum  Spiele  zu  verleiten. 

21.  Wirthe  oder  andere  Personen,  w elche  zu  betrügUcbem  Spiele  wissentlich 
Gelegenheit  geben,  sind  als  Mitschuldige  zu  bestrafen,  und  solidarisch  zum  Schadens- 
ersätze verpflichtet1). 

Hasel.  61.  Polizeistrafgesetz.  Wer  gewerbsmässig  eine  Spielbank  hält, 
oder  als  Gehilfe  dabei  mitwirkt,  oder  das  Lokal  zu  einer  solchen  hergibt,  wird 
mit  Geldlmsse  oder  Haft  bestraft.  Die  Spieler  werden  mit  Geldbusse  bestraft. 
Bank,  Spielgerftthschaften  und  die  aufliegenden  Gelder  sind  zu  konfisziren. 

62.  Polizeistraf gesetz . Wer  an  einem  öffentlichen  Orte  an  anderen  Glücksspielen 
mit  übermässigen  Einsätzen  Th  eil  nimmt,  wird  mit  Geldbusse  bis  zu  hundert  Franken, 
wer  sein  Lokal  zu  solchem  Spiele  hergibt,  mit  Geldbuße  bis  zu  zweihundert 
Franken  bestraft.  Das  autliegeude  Geld  ist  zu  konflsztren, 

63.  Pol iz eis Ira fgese tz . Wer  ohne  polizeiliche  Bewilligung  auf  einem  öffent- 
lichen Platze  oder  Wege,  oder  au  einem  öffentlichen  Versammlungsort  Glücksspiele 
hält,  caler  den  ihm  bei  der  Bewilligung  auferlegten  Bedingungen  nicht  nachkomint, 
wird  mit  Gehlbusse  bis  zu  zweihundert  Franken,  oder  Haft  bis  zu  vier  Wochen 
bestraft. 

64.  Polizeistraf  gesetz.  Wer  ohne  Bewilligung  des  Kleinen  Ratbcs  eine  Geld- 
lotterie veranstaltet,  oder  Loose  zu  einer  solchen  verkauft  oder  ausbietet,  ebenso 
wer  Loose  zu  Lotterieanlekcu  verkauft  oder  ausbietet,  ohne  zugleich  den  Besitz 
der  wirklichen  Loose  zu  übertragen,  oder  wer  als  Gehilfe  hoi  einer  dieser  Hand- 
lungen mitwirkt,  oder  als  Redaktor  oder  Herausgeber  eines  öffentlichen  Blatte» 
solche  Ankündigungen  aufnimmt,  wird  mit  Geldbusse  oder  Haft  bestraft. 

65.  Polizeistraf  gesetz.  Wer  ohne  polizeiliche  Bewilligung  Loose  von  anderen 
Lotterien  öffentlich  ausbietet,  wird  mit  Geldbusse  bis  zu  fünfzig  Franken  be- 
straft. 

'I  Anmerkung  der  amtlichen  Ausgabe.  Daneben  gilt  noch  «1er  Beschloss  dos  Rogierung^rathes 
vom  1.  Mürz  1851  (in  IX.  22h  betreffend  Verbot  der  Ankündigung  in  Öffentlichen  Wittern,  wovon  die 
Prämienanleihen,  nicht  aber  die  Promessen.  ausgenommen  »'in  sollen. 

*1  Die  civilrechtliehen  Bestimmungen  sind  aufgehoben,  die  polizeilichen  bestehen  noch  in  Kraft. 
(Gesetzesband  V,  Seit«  285.) 
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Tessiu.  194.  Chi,  in  luoghi  pubhlici  od  aperti  al  pubhlico,  tiene  giuochi 
d’&zzardo,  o chi  vi  prende  parte,  è puuito  colla  limita  dai  primo  al  quarto  grado. 

195.  § 1.  Sono  giuochi  d’azzardo  quell i nei  quali  la  vincita  o la  perdit» 
dipendono  essenzialmente  o principalmente  dalla  sorte. 

§ 2.  Sono  considerate  aperte  al  pubblico  anche  le  case  private  qualora  vi 
sia  auimessa  indistintamente  qualunque  persona,  od  anche  soltanto  chi  ha  stanza 
in  un  dato  stahilimento,  o chi  si  présenta  a nome  o per  opéra  degli  interessati. 

196.  § 1.  Per  coloro  ehe  teugnno  giuochi  di  azzardo  in  case  apposite  per 
ahituale  professione,  la  pena  è délia  detenzione  dal  primo  al  secundo  grado. 

§ 2.  Se  i giuochi  sono  tenuti  da  conduttori  di  alhcrghi,  bagni,  caffè,  osterie 
e simili  stabilimenti,  oltre  alla  detta  pena,  si  aggiuugerà  I*  interdizione  dalP  esercizio 
rispettivo,  in  primo  grado. 

§ 3.  Aile  pene  comrninate  si  aggiunge  pure  la  confisca  del  deuaro  e degli 
oggetti  esposti  al  giuoco,  e degli  istromenti  destinati  allô  stesso. 

Genf.  208.  Quiconque  aura  tenu  ou  subventionné  une  maison  de  jeux  de 
hasard  et  y aura  admis  le  public  soit  librement,  soit  sur  la  présentation  des  in- 
téressés ou  affiliés,  les  banquiers,  administrateurs,  préposés  ou  agents  de  cette  maison, 
seront  punis  dTun  emprisonnement  de  trois  jours  à trois  mois  et  d’une  amende  de 
cent  francs  à cinq  mille  francs. 

Est  considérée  comme  maison  de  jeux  toute  entreprise  dans  laquelle  on 
spécule  sur  des  jeux  de  hasard. 

Dans  tous  les  cas,  seront  confisqués  tous  les  fonds  ou  effets  qui  seront  trouvés 
exposés  au  jeu,  ainsi  que  les  meubles,  instruments,  ustensiles,  appareils  employés 
ou  destinés  au  service  des  jeux. 

209.  Seront  punis  d’une  amende  de  cinquante  francs  à deux  mille  francs: 

Les  auteurs,  entrepreneurs,  administrateurs,  préposés  ou  ageuts  de  loteries 

non  autorisées  par  la  loi. 

Seront  confisqués,  les  objets  mobiliers  mis  en  loterie  et  ceux  qui  sont  em- 
ployés ou  destinés  à son  service. 

210.  Les  dispositions  de  l'article  précédent  ne  sont  pas  applicables  aux  loteries 
d'objets  mobiliers  exclusivement  destinées  à des  actes  de  bienfaisance  ou  à l’en- 
couragement des  arts  ou  de  l’industrie. 

Appenzell  A.-RIl.  136.  Wer  Lottericu  errichtet  oder  solche  hält,  ist 
mit  einer  (Jeldbusse  bis  auf  Fr.  2000,  im  Wiederholungsfälle  mit  Geldbusse  und 
Gefäugniss  zu  bestrafen. 

Das  Feilbieten  von  Lotterieloosen  und  das  Kollektiven  für  Lotterien  wird 
mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  1000  belegt  !m  Wiederholungsfälle  kann  mit  der  Gcld- 
busse  auch  Gefungnissstrafe  verbunden  werden. 

Ausnahmsweise  kann  der  Kegierungsrath  die  Veranstaltung  einer  Verloosung 
oder  den  Vertrieb  von  Loosen  gestatten,  wenn  solche  Verloosnngen  ausschliesslich 
für  wohlthätige  oder  gemeinnützige  Zwecke  errichtet  worden  sind.  Der  llcgierungs- 
rath  ist  indessen  nicht  verpflichtet,  eine  Ablehnung  zu  begründen. 

137.  Wer  Spielbanken  zur  Betreibung  irgend  welcher  llazardspiele  errichtet, 
ist  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  2000,  im  Wiederholungsfälle  mit  Geldbusse  und  Ge- 
fangniss  zu  bestrafen. 

Wer  von  Behörden  oder  Privateu  erhaltene  Unterstützungsgelder  zum  Spiele 
verwendet;  wer  durch  Spielen  (einbegriffen  das  Legen  in  Lotterien)  seine  Familie 
in  No th stand  versetzt,  wer  Andere,  besonders  Kinder  oder  Arme,  zum  Spiele  ver- 
leitet, ist  mit  Gefänguiss  mit  oder  ohne  Geldbusse  zu  bestrafen.  In  leichtern  Fällen 
kann  jedoch  auch  nur  Geldbusse  ausgesprochen  werden. 

Spielern  von  Profession  kann  überdies  der  Besuch  der  Wirtschaften  im 
Kantone  richterlich  untersagt  werden. 


Digitized  by  Google 


Glücksspiel  und  Lotterie. 


370 

Ap//enzell  A.-Wt. 

148.  Das  Legen  in  die  Lotterie  wird  mit  Fr.  10  bis  Fr.  100  bestraft.  Bei 
Ausfällung  der  Strafe  ist  Zahl  und  Hohe  der  Einlagen  massgebend. 

Bei  einer  Busse  von  Fr.  50  dürfen  in  öffentlichen  Blättern  des  Kantones  keine 
Ankündigungen  von  oder  fur  Lotterien  aufgenommen  werden. 

149.  Unmässiges  Spiel  um  Geld  oder  Geldeswerth  ist,  sofern  es  nicht  unter 
die  Bestimmungen  des  tj  137  des  Strafgesetzes  lallt,  mit  Fr.  10  bis  Fr.  100  zu  büsseit. 
Tritt  dieser  Fall  bei  einem  der  Spielenden  ein,  so  sind  auch  die  übrigen  Mit- 
spielenden zu  btissen.  Wer  solches  Spiel  duldet,  wird  um  das  Doppelte  der  Strafe 
des  Spielers  gebüsst. 

Wer  mich  11  Uhr  Nachts  im  Wirthshause  beim  Spiel,  oder  beim  Spiel  mit 
Personen  unter  16  Jahren  überhaupt  betroffen  wird,  hat  eine  Busse  von  Fr.  5 bis 
Fr.  10  zu  bezahlen.  Die  gleiche  Busse  trifft  den  Wirth. 

Kein  Wirth  kann  aiigehalten  werden,  selbst  das  nicht  mit  Strafe  bedrohte 
Spiel  bei  sich  zu  gestatten. 

Forderungen  aus  Lotterie,  Spiel  und  Wette  werden  richterlich  nicht  geschützt, 

»Schw.VZ.  1.  Verbot  von  Lotterie - und  Uniard spielen,  vom  22.  Marz  1870. 
Die  Lotterien  und  Hasardspiele,  das  Kollektiren  für  solche  Anstalten,  sowie  die 
öffentlichen  Ankündigungen  derselben  in  Zeitungen  u.  s.  w.  sind  im  Kanton  Schwyz 
verboten. 

2.  Ausnahmsweise  kann  der  Regiernngsrath  kleinere  Verloosuugen  zu  Gunsten 
wohlthätigcr  Anstalten  vorübergehend  gestatten. 

3.  Der  Verkauf  von  Origiitallooseu  aus  Staatsanleihen,  welche  mit  Lotterte 
verbunden  sind,  sowie  die  öffentliche  Ankündigung  derselben  bedürfen  der  Be- 
willigung des  Regierungsraths. 

4.  Alb*  Spiele,  welche  unter  den  Begriff  von  Hasardspielen  fallen,  sind  bei 
einer  Busse  von  Fr.  10 — 100  verboten. 

Das  Kollektiren  mit  Lotterie-Billets  ist  bei  einer  Busse  von  Fr.  40  bis  Fr.  100 
verboten,  welche  im  Wiederholungsfälle  verdoppelt  werdeu  kann. 

Ocffentliche  Ankündigungen  in  Zeitungen  u.  s.  w.  werden  mit  Fr.  10  bis  50 
gebüsst,  wofür  Einsender  und  Drucker  solidarisch  haften. 

5.  Die  Bussen  werden  nach  Massgabc  vorstehender  Bestimmungen  und  mich 
der  Verordnung  über  Verhaugung  von  Geldstrafen  vom  13.  Marz  1857  (§§  3 u.  4) 
von  dem  Geuieimlsprasidenten,  beziehungsweise  vom  Bezirksammannamt  festgesetzt. 

6.  Ein  Viertel  des  Strafbetrags  fallt  dem  Laidter  zu,  die  übrigen  Dreiviertel 
fallen  in  die  Kasse  derjenigen  Gemeinde  oder  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  die 
Busse  ausgefüllt  wurde. 

Solothurn.  188.  Wer  ein  llazardspielbaus  hält  oder  sich  durch  Dienst- 
leistungen irgend  welcher  Art  bei  einem  solchen  betheiligt,  wird  mit  Geldbusse 
bis  auf  fünfhundert  Franken  bestraft. 

189.  Der  Unternehmer  einer  Lotterie  und  ebenso  wer  für  eine  Lotterie  lMäue 
oder  Billets  zum  Kaufe  auträgt  oder  ausbietet  oder  dergleichen  in  offenen  oder 
verschlossenen  Briefen  versendet  oder  wer  sonst  auf  irgend  eine  Weise  zum  Betrieb 
einer  Lotterie  beiträgt,  wird,  wenn  der  Betrag  der  Lotterie  fünfhundert  Franken 
übersteigt,  mit  Geldbusse  bis  auf  fünfhundert  Franken,  in  den  übrigen  Fällen  mit 
Geldbusse  bis  auf  fünfzig  Franken  bestraft. 

Unter  den  Begriff  von  Lotterie  fallen  nicht  nur  die  unmittelbaren  Geldlotterien, 
sondern  auch  die  gleichmäßig  orgunisirten  Aktien-  und  Wanreuverloosungen. 

Für  Verloosung  von  Gegenständen,  die  zur  Förderung  eines  öffentlichen 
Zweckes  geschenkt  werdeu,  kann  der  Uegierungsrath  Bewilligung  ertheileu. 

190.  Die  Einladung  zur  Theilnalune  an  einer  in-  oder  ausländischen  Lotterie 
durch  hiesige  Zeitungen  oder  öffentliche  Blätter,  sowie  jede  andere  öffentliche  An- 
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Solothurn. 

zeige  einer  solchen  im  Kanton  Solothurn,  wird  mit  Geldbusse  bis  auf  fünfzig 
Franken  bestraft. 

Dieser  Strafe  macht  sich  sowohl  der  Einsender,  falls  er  nicht  unter  die  Be- 
stimmung des  § 189  fällt,  als  der  Verleger  oder  Herausgeber  der  Veröffentlichung 
schuldig. 

191.  Von  den  wegen  llazardspiel  und  Lotterien  ausgcfallteii  Geldbassen  füllt 
die  Hälfte  dem  Verleider  zu. 

Neuenbürg.  209.  Entwurf.  L’aubergiste,  le  cafetier  ou  le  débitant  qui 
tolère  habituellement  des  jeux  de  hasard  dans  les  locaux  ouverts  au  public  ou 
dans  d’autres  pièces  de  sa  maison  sera  puni  de  l’amende  jusqu’à  HM  K)  francs. 

Les  fonds  exposés  au  jeu,  les  meubles,  les  instruments  et  autres  objets  des- 
tinés au  service  des  jeux,  seront  confisqués. 

210.  Entwurf.  Quiconque  organise  une  loterie  publique  sans  autorisation  ou 
n’observe  pas  les  conditions  auxquelles  l’autorisation  lui  a été  accordée  sera  puni 
de  l’amende  jusqu’à  2000  francs. 

La  même  peine  atteindra  celui  qui  place  les  billets  ou  fait  connaître  l’exis- 
tence d’une  loterie  non  autorisée,  par  des  moyens  de  publicité,  tels  qu’annonces 
dans  les  journaux  du  canton  ou  hors  du  canton,  affiches,  lettres  ouvertes  ou 
cachetées. 

Les  objets  mis  en  loterie,  ainsi  que  les  billets  et  les  valeurs  en  provenant, 
seront  frappés  de  confiscation. 

Si  la  loterie  est  de  minime  importance  et  si  la  valeur  totale  des  billets  ne 
dépasse  pas  cinq  cents  francs,  l'amende  sera  réduite  à 20  francs. 

211.  Entwurf.  Les  dispositions  contenues  au  présent  chapitre  n’exclueut  pas 
les  peines  plus  graves  qui  pourraient  être  pronoucées  en  cas  de  fraude. 

441.  Entwurf.  Seront  punis  de  l’amende  de  8 à 5 francs: 

...  11)  Sous  réserve  des  dispositions  contenues  aux  articles  209,  210  et  211, 
ceux  qui  auront  établi  ou  tenu  dans  les  nies,  chemins,  places  ou  lieux  publics, 
des  jeux  de  loterie  ou  autres  jeux  de  hasard. 

Les  tables,  instruments,  appareils  des  jeux  ou  des  loteries  établies  dans  les 
rues,  ainsi  que  les  fonds,  denrées,  objets,  enjeux  ou  lots  proposés  aux  joueurs, 
seront  confisquées  ; . . . 
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I.  Bundesgericht.  — I.  Tribunal  fédéral. 

4.  Urtheil  vom  14.  Februar  1891  in  der  Rekurssache 
des  Redaktors  Jäger  von  Baden  betreffend  Verfassungsverletzung. 

In  den  Erwägungen  findet  sieh  folgende  Stelle  ')  : 

. . . Dass  es  mit  der  Gewährleistung  der  Pressfreiheit  unvereinbar  sei, 
wenn  in  Pressstrafsachen  der  Rückfall  nicht  als  Strafschärfung«-,  sondern 
als  erschwerender  Strafznmessungsgrund  innerhalb  des  gesetzlichen  Straf- 
rahmens berücksichtigt  wird,  ist  unrichtig.  Eine  Verletzung  der  Press- 
freiheit käme  dann  in  Frage,  wenn  auf  Pressdelikte  besondere,  dem 
gemeinen  Strafrecht  fremde,  erschwerende  Grundsätze  Uber  Strafschärfung 
bei  ItUckfall  u.  dgl.  angewendet  würden.  Darum  bandelt  es  sich  hier 
aber  nicht  ; hier  handelt  es  sich  einfach  um  die  Anwendung  eines  gemein- 
rechtlichen Strafzumessnngsgrundcs  auf  l’ressvcrgehensfalle  ; warum  diese 
Unterstellung  der  Pressvergehen  unter  das  gemeine  Strafrecht  mit  dem 
Wesen  der  Pressfreiheit  unvereinbar  sein  sollte,  hat  der  Rekurrent  dar- 
zulegen gänzlich  unterlassen. 


5.  Urtheil  vom  14.  Februar  1891 

in  der  Rekurssache  des  Jakob  Köhler.  Gemeinderath  und  Färbereibesitzer 
in  Roggwyl,  betreffend  Verfassungsverletzung. 

Die  böswillige  Nichterfüllung  der  Vertragspflicht , Holz  zu  liefern, 
l:ann  nach  aargauischem  Strafrecht  nicht  als  Forstfrevel  ange- 
sehen werden.  Verletzung  des  Grundsatzes:  nulla  poeua  sine  lege. 

.1.  Die  Tochter  des  Rekurrenten,  Itosina  Köhler  in  ltoggwil.  Kanton  Bern, 
hatte  im  Jahre  181K)  als  bürgerliche  Nutzung  aiiB  dem  auf  aargauischem  Terri- 
torium gelegenen  Wahle  der  heimischen  Burgergcmeinde  Roggwyl  gemeinsam  mit 
einem  J.  Schneider  ein  doppeltes  IIolzloos  angewiesen  erhalten;  sie  verkaufte  ihren 
Anthcil,  vorbehaltlich  des  Abholzes  und  unter  der  Beredung,  dass  das  Holz  vom 
Verkäufer  gehörig  zu  fällen  sei,  an  Ferdinand  Olur,  welcher  denselben  in  gleicher 

‘)  Im  Ucbrigen  bieten  die  jüngsten  Urtheile  in  Pressstrafsachen  keine  netten 
(.■esichtspnnkie:  das  Bundcsgerieht  bestätigt  lediglich  seine  schon  oft  dargelegtc 
Reehtsanschaiiung. 
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Weise  weiter  an  den  Reknrsbek tagten  A.  Künzli-Jukoh,  Fabrikant  iu  Murgenthal, 
verkaufte.  Dieser  erwarb  auch  den  Àntheil  des  J.  Schneider,  welcher  denselben, 
ebenfalls  unter  dem  Vorbehalte  des  Abholzes,  zunächst  an  den  Zimmermeister 
W&nner  abgetreten  hatte.  Im  April  1890  lallte  der  Rekurrent,  im  Aufträge  seiner 
Tochter,  die  beiden  Tannen;  dabei  nahm  er  als  „Abholz“  in  Besitz:  den  Gipfel, 
den  Wurzelstock,  den  sog.  Sohn  (verkrüppelten  Zwillingsbruder  der  Tanne)  uud 
die  Rinde.  Die  Leute  de»  Rekursbeklagten  wollteu  ihn  davon  abhalten,  den 
sog.  Sohn  und  die  Rinde  in  Besitz  zu  nehmen,  da  diese  Theile  nicht  zum  Abholz 
gehören;  der  Rekurrent  beharrte  indess  darauf,  dieselben  gehören  zum  Abholz. 
Hierauf  reichte  der  Rekursbeklagte  gegen  den  Rekurrentcu  beim  Bezirksamte 
Zofingen  eine  Strafanzeige  wegen  Diebstahls  ein.  Das  Bezirksgericht  Zofingen  er- 
kannte auch  wirklich  am  18.  Juni  1890:  1)  Jakob  Kollier  werde  fttr  den  begangenen 
Diebstahl  zu  einer  Gefangenschaft  von  drei  Tagen  vcrurtheilt.  2)  Derselbe  habe 
an  den  Anzeiger  Fr.  0 Ersatz  zu  leisten  und  die  diesfalls  entstandenen  Gerichts-  und 
Gefangen schaftukosten,  worunter  eine  Spruchgebühr  von  Fr.  12,  mit  Fr.  25.  10  an 
die  dasige  Gerichtskasse  zu  bezahlen.  — Durch  Entscheidung  vom  20.  September 
1890  erkannte  das  Obergericht  des  Kantons  Aargau,  die  in  Dispositiv  1 des  unter- 
gerichtlichen  Urtheila  dem  Jakob  Köhler  aulerlegte  Gefängnissstrafe  werde  ge- 
strichen und  Köhler  für  sein  Vergehen  mit  einer  Geldbusse  von  Fr.  20,  im  Falle 
der  Uneinbringlichkeit  mit  fünf  Tagen  Gefängniss  belegt;  im  U’ebrigen  bestätigte 
es  das  erstinstanzliche  Urtheil,  indem  es  deu  Rekurrenten  überdem  verurtheilte. 
dem  Anzeiger  die  Kosten  seiner  Rekurseinrede  mit  Fr.  17.  60  zu  ersetzen.  Iu  der 
Begründung  des  obcrgericlitliehen  Urtheils  wird  wesentlich  ausgeführt:  Als  „Ab- 
holz“ gelten  nach  forstwirthschafilicheu  Begriffen  und  übuugsgemäss  uur  der 
Wurzclstock,  der  Gipfel  und  die  Aeste  einer  Tanne,  nicht  dagegen  ein  sog.  Sohn 
oder  die  Uiude.  Da  etwas  Gegentheiliges  nicht  vereinbart  worden  sei,  so  müsse 
dies  auch  im  vorliegenden  Falle  gelten.  Der  sog.  Sohn  sei  ein  besonderes,  wenn 
auch  nicht  selbstständiges , weil  mit  «1er  Tanne  organisch  verbundenes  PHanzen- 
individuum  von  beträchtlicher  Grösse  — er  habe  einen  Ster  Spültenliolz  ergeben  — 
gewesen;  schon  dies  habe  dem  Rekurrenten  die  Ueberzeugung  verschaffen  müssen, 
dass  der  „Sohn“  nicht  zum  Abholz  gehöre  und  die  Behändigung  desselben  wider- 
rechtlich sei.  Ebenso  sei,  wie  das  Gutachten  des  einvernommenen  Sachverständigen 
prgebe,  die  Rinde,  wenn  die  Tanne  vor  der  Entrindung  verkauft  werde,  Bestand- 
theil  der  Tanne  und  daher  nicht  Abholz.  „Sohn“  und  Rinde  »eien  also  ipso  jure 
mit  der  Tanne  an  den  Käufer  veräussert  worden  und  in  das  Eigeuthitm  desselben 
übergegangen.  Nach  dem  durch  den  Rekurrenten  besorgten  Fällen  der  Tanne  sei 
für  dieselbe  die  Qualifikation  des  § 123  des  Forstgesetzes  eingetreten.  Da  dem 
Rekurrenten  hei  Behändigung  des  „Sohnes“  und  der  Rinde  entschieden  das  Be- 
wusstsein der  Rechtswidrigkeit  sich  habe  aufdrängeu  müssen,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  er  noch  gewarnt  worden  sei,  da  auch  eine  spätere  Reklamation  bei  ihm  kein 
Gehör  gefunden  habe,  so  habe  er  einen  Forstdiebstahl  im  Sinne  des  eit.  Gesetzes 
begangen.  Inuehabung  der  entwendeten  Forstprodukte  durch  den  Käufer  sei  bei 
diesem  Delikte  nicht  erforderlich,  wie  beiin  kriminellen  uud  korrektionellen  Dieb- 
stahl; dassell>e  sei  gleichsam  ein  delictum  sui  generis.  Mit  dieser  Betrachtung 
sei  die  Annahme,  es  liege  ein  blos  zivilrechtlicher  Anspruch  vor,  ausgeschlossen. 

B.  Gegen  dieses  Urtheil  ergriff  Jakob  Köhler  den  staatsrechtlichen  Rekurs 
an  das  Bundesgericht  wegen  Rechtsverweigerung,  Verletzung  des  Grundsatzes: 
nulla  poena  sine  lege,  und  des  Art.  59,  Abs.  1.  der  Bundesverfassung. 
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Dne  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1)  Insoweit  der  Rekurs  eine  Verletzung  des  Art.  69,  Abs.  1,  der 
Bundesverfassung  behauptet,  ist  derselbe  unbegründet,  da  naeh  konstanter 
bundesreehtlicher  Präzis  Art.  59,  Abs.  1,  eit.  nicht  ausschliesst , dass 
Zivilansprllehc  aus  einer  strafbaren  Handlung  im  Adhäsionsverfahren  am 
forum  delicti  commissi  gegen  den  Thäter  geltend  gemacht  werden.  Ebenso 
ist  die  Beschwerde,  dass  durch  Beschränkung  des  Entlastungsbeweises 
eine  Rechtsverweigerung  sei  begangen  worden,  wohl  nicht  begründet. 

2)  Dagegen  fällt  in  Betracht  : Die  angefochtene  Entscheidung  des 
aargauischen  Obergerichtes  erkennt  selbst  an,  dass  der  Thatbestand  eines 
Diebstahles  im  Sinne  des  allgemeinen  Strafrechtes  hier  nicht  gegeben  sei  : 
es  liegt  dies  denn  auch  auf  der  Hand,  da  ja  der  Rekurrent  nicht  eine 
fremde  bewegliche,  in  der  Innehabnng  eines  Andern  belindliche  Sache 
sich  angeeignet,  sondern  vielmehr  einfach  die  in  seiner  Innehabung  be- 
findlichen Holztheile  dem  Käufer  nicht  abgcliefert,  sondern  znrückbehalten 
hat.  Dagegen  stellt  das  obergerichtliche  Urtheil  darauf  ab,  § 123  des 
aargauischen  Forstgesetzes  statuire  ein  besonderes,  in  seinen  Thatbestands- 
merkmalen  vom  Diebstähle  im  Sinne  des  allgemeinen  Strafrechts  verschie- 
denes Delikt  des  „ Forstdicbstahls“,  dessen  Thatbestand  hier  zntreffe 
Hiedurch  wird  dem  Gesetze  eine  Bedeutung  und  Tragweite  beigelegt, 
welche  es  offenbar  nicht  hat  und  nicht  haben  kann.  § 123  cit.  bestimmt, 
die  Entwendung  von  gefälltem  oder  anfgearbeitetem  Holz  werde  als  Diebstahl 
bestraft.  Die  Bedeutung  dieser  Gesetzesbestimmung  springt  sofort  aufs  Un- 
zweideutigste in  die  Augen,  wenn  man  sie  in  ihrem  Zusammenhänge  be- 
trachtet; sic  scldiesst  sich  an  diejenigen  Bestimmungen  an,  welche  die 
Forstfrevel,  die  „Entwendungs-  oder  Beschädigungsfrevel“  an  stehendem 
Holze  und  sonstigen  Forstprodukten  betreffen.  Während  diese  Frevel,  auch 
insoweit  hei  ihnen  die  allgemeinen  Begriffsmcrkmale  des  Diebstahls  an 
sich  zutreffen  würden,  nicht  als  Diebstahl,  sondern  bei  Weitem  milder, 
als  besonderes  Delikt  (gewissermassen  als  blosser  Verstoss  gegen  die 
Bestimmungen  Uber  die  gemeine  Nutzung  des  Waldes),  bestraft  werden, 
soll  dies  für  Entwendungen,  «I.  h.  eben  Diebstähle,  an  gefälltem  und  auf- 
gearbeitetem Holz  nicht  gelten,  sondern  sollen  diese  nach  den  Regeln 
des  Diebstahls  bestraft  werden.  Davon,  dass  § 123  einen  besondern  Be- 
griff des  Forstdiebstahls  statuire,  unter  welchen  auch  Thatbestände  der 
vorliegenden  Art  fielen,  kann  gar  keine  Rede  sein.  Bei  Zugrundelegung 
der  Auffassung  des  obergerichtlichen  Ilrtheils  gelangt  man  denn  auch  in 
That  und  Wahrheit  dazu,  die  blosse  (böswillige)  Nichterfüllung  einer  Ver- 
tragspflicht,  sofern  diese  auf  Lieferung  von  Holz  geht,  als  Diebstahl  zu 
behandeln  und  zu  bestrafen.  Dies  ist  aber  doch  sprachlich  und  sachlich 
offenbar  vollständig  unmöglich.  Durch  das  angefochtene  Urtheil  wird  dem- 
nach der  Kreis  des  strafbaren  Unrechts  in  einer  dem  klaren  Willen  des 
Gesetzes  widersprechenden  Weise  erweitert,  es  wird  in  Folge  willkürlicher, 
weder  im  Wortlaute  noch  im  Zusammenhänge  des  Gesetzes  begründeter 
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Annahmen  diesem  ein  Sinn  beigelegt,  der  ihm  vollständig  fremd  ist. 
Hierin  aber  ist  eine  Verletzung  der  in  § lit  der  K.  V.  ausgesprochenen 
Gewährleistung:  nuila  pcena  sine  lege,  zu  erblicken. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Beschwerde  wird  fllr  begründet  erklärt  und  es  wird  mithin  das 
angefochtene  Urtheil  des  Obergerichtes  des  Kantons  Aargau  vom  20.  Sep- 
tember 1890  aufgehoben. 


G.  Urtheil  vom  21.  Februar  1891  in  Sachen  des 
Leonhard  Steussi  in  Unterterzen  gegen  0.  Martin  zum  Davoserhof  in 
Landquart  und  F.  Gengel.  Redaktor  des  ..Freien  Rhätier"  in  Chur. 

(Auszug  aus  den  Entseheidungsgründen.) 

Die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichtes  in  Bezug  auf  Schadenersatz- 
ansprüche aus  unerlaubten  Handlungen. 

Leonhard  Steussi  hatte  gegen  0.  Martin  und  F.  Gengel  wegen  eines  im 
„Freien  Rhätier*  erschienenen  Zeitungsartikels,  durch  welchen  er  sich  beleidigt 
erachtete,  aut  Strafe,  Satisfaktion  und  Entschädigung  geklagt.  Das  Kantonsgericht 
von  Graubtlnden  wies  Satisfaktionskegehreu  und  Entscliädigungsklage  wegen  man- 
gelnder Aktivlegitimation  des  Klägers  ab,  da  der  betreffende  Artikel  den  Kläger 
nicht  in  einer  Weise  bezeichne,  dass  das  darin  Behauptete  nothwendig  auf  den 
Kläger,  und  nur  auf  diesen,  bezogen  wertlen  müsse.  Der  Klüger  appellirte  in  Be- 
zug auf  die  Entschädigung  an  das  Bundesgericht;  die  Beklagten  bestritten  dessen 
Kompetenz.  Das  Bundesgericht  erklärte  sich  aber  durch  Entscheidung  vom  21. 
Februar  1891  für  kompetent,  indem  es  darüber,  sowie  über  die  Präjudizialität  der 
strafrechtlichen  Entscheidung  bemerkt  : 

....  2)  Die  Beschwerde  richtet  sich  einzig  gegen  die  Entscheidung 
über  die  Schadenersatzforderung  des  Klägers,  nicht  gegen  diejenige  Uber 
die  Straf-  und  Satisfaktionsklage.  In  ersterer  Richtung  ist  die  Beschwerde 
zulässig  und  das  Bundesgericht  kompetent.  Wenn  der  Anwalt  der  Be- 
klagten heute  eingewendet  hat,  da  der  Kläger  seinen  Schadenersatz- 
anspruch nicht  gesondert , sondern  in  Verbindung  mit  einer  Straf-  und 
Satisfaktionsklage  geltend  gemacht  habe,  so  unterstehe  derselbe  nicht  dem 
eidgenössischen,  sondern  dem  kantonalen  Rechte,  so  ist  dies  unbegründet. 
Die  Schadenersatzpflicht  aus  unerlaubten  Handlungen,  mögen  nun  diese 
den  Thatbestand  kantonalrechtlich  strafbarer  Delikte  erfüllen  oder  nicht, 
wird,  soweit  nicht  das  O.-R.  selbst  das  kantonale  Recht  Vorbehalt,  aus- 
schliesslich durch  das  eidgenössische  Recht,  die  Vorschriften  der  Art.  5G 
und  ff.  O.-R.,  und  nicht  durch  das  kantonale  Recht  beherrscht;  insbesondere 
gilt  dies  auch  für  die  Schadenersatzpflicht  aus  Pressdelikten.  Die  sach- 
bezllglichen  kantonalrechtlieben  Vorschriften  sind  durch  das  Obligationen- 
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recht  aufgehoben.  Ob  ein  Schadenersatzanspruch  ans  unerlaubter  Hand- 
lung für  sich  allein,  im  Wege  des  Zivilprozesses,  oder  in  Verbindung  mit 
einer  Straf-  oder  Injurienklage  im  AdhitsionBverfabren  geltend  gemacht 
wird,  ist  für  dessen  rechtliche  Natur  selbstverständlich  gleichgültig;  im 
einen  wie  im  andern  Falle  erscheint  derselbe  als  ein  privatrechtlieher 
Anspruch  eidgenössischen  Rechtes,  welcher  nach  den  Vorschriften  des  O.-R. 
zn  beurtheilen  ist.  Ist  aber  eidgenössisches  Recht  anwendbar,  so  ist  das 
Rundesgericht  kompetent.  Denn  nach  konstanter  Praxis  wird  die  Weiter- 
ziehung zivilrechtlicher  Entscheidungen  kantonaler  Gerichte  an  das  Rundes- 
gerioht  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  dieselben  im  Adliiisionsverfahren, 
in  Verbindung  mit  einem  Strafurtheile,  ausgefällt  wurden. 

3)  Das  Dundesgericht  hat  selbstständig  zu  prüfen,  oh  die  Voraus- 
setzungen eines  Entschädigungsanspruches  aus  unerlaubter  Handlung  ge- 
geben seien.  Die  Entscheidung  der  Vorinstanz,  welche  die  Strafklage 
wegen  mangelnder  Aktivlegitimation  abgewiesen  liât,  ist  für  den  Zivil- 
richter nicht  präjudiziell;  ist  auch  durch  dieselbe  die  Existenz  eines  Straf- 
anspruelies  rechtskräftig  verneint,  so  gilt  dies  doch  nicht  für  den  zivil- 
rechtlichen Entschädigungsanspruch.  Wenn  auch  derselbe  aus  der  gleichen, 
als  widerrechtlich  bezeiehneten  Handlung  wie  der  Strafansprueh  abgeleitet 
wird , so  ist  er  doch  von  demselben  rechtlich  seiner  Natur  und  seinen 
Voraussetzungen  nach  verschieden,  mul  es  ist  das  Vorhandensein  der 
letztem  vom  Zivilrichter  selbstständig  zu  prüfen.  . . . 


7.  Urtheil  vom  28.  Februar  1891 
in  der  Rekurssache  des  Severo  Perini  von  Como.  Cementirer, 
in  Appenzell,  betreffend  Verfassungsverletzung. 

Die  Strafbar/, -eit  der  Schirängerung  in  Appenzell  l.-Rh.  berührt  den 
zivilrechtlichen  Charakter  der  Yaterxchaflrklage  nicht. 

A.  Ara  18.  Mai  188!)  gebar  die  ledige  Maria  Magdalena  Mittelholzer  aufm 
Riet  iu  Appenzell  ein  ausscreheliches  Kind  Josef  Anton.  Als  Vater  bezeiehnete 
sie  den  Rekurrenten  Severo  Permi  von  Como,  in  Appenzell.  Dieser  gab  den  Bei- 
schlaf zu,  bestritt  aller  die  Vaterschaft,  «eil  die  Mittelholzer  noch  mit  einem 
Andern  dciscldirheu  t'mgang  gepflogen  habe,  (lernäss  der  appeiizellischen  Praxis 
wurde  die  Sache  als  Strafläll  von  der  kantonalen  VcrhörkommlssioD  an  das  Be- 
zirksgericht Appenzell  geleitet.  Dieses  entschied  am  17.  November  1890:  11  F.s 
sei  Severo  Perini  gerichtlich  als  Vater  des  von  der  Magdalena  Mittelholzer  unterm 
18.  Mai  1889  geborenen  Kindes  erklärt.  9)  Beide  Beklagte  seien  wegen  Unzucht 
in  eine  Busse  von  Fr.  21  in  die  Spitalkasse  verfällt.  8)  An  die  erlaufenen  Ver- 
hörkosten von  Fr.  113  hat  Perini  Fr.  68.00  und  die  Mittelholzer  Fr.  34.80  zu  be- 
zahlen. 4)  Perini  ist  verpflichtet,  für  den  Unterhalt  des  Kindes  wöchentlich  Fr.  3 
bis  zum  erfüllten  12.  Altersjahre  des  Kindes  zu  heznhleu  und  an  die  Mittelholzer 
eine  Kindbetten) Schädigung  von  Fr.  öo  zu  leisten,  (legen  dieses  Urtheil  erklärte 
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I’crini  rechtzeitig  die  Appellation  an  das  Kantousgericht  des  Kantons  Appenzell 
Inner-Khoden.  Dieses  beschloss  indess  am  15.  Dezember  1890,  auf  die  Sache  nicht 
einzutreten,  mit  der  Begründung:  Laut  einer  dem  Gerichte  letzthin  zugegaugenen 
Zuschrift  der  Standeskommission  vom  22.  November  1890  betreffend  Interpretation 
des  Art  41  der  K.  V.  sei  das  Kantousgericht  nicht  befugt,  in  Vaterschaft. klagen 
zu  entscheiden,  sondern  es  weise  die  Standeskommission  diese  Kompetenz  aus- 
schliesslich den  Bezirksgerichten  zu.  Stehe  au  Hand  der  administrativen  Weisung 
sonach  die  Kognition  bezflglich  der  Vaterschaft  dem  Kantonsgerichte  nicht  zu,  so 
finde  dasselbe  auch  keinen  Anlass,  auf  die  Nebenfolgen  (Alimentation,  Kindhett- 
eutschiidigung)  ciuzutrcten,  zumal  solche  der  bisherigen  l’raxis  entsprechend  fest- 
gesetzt seien. 

B.  Gegen  dieses  Drtheil  ergriff  S.  l’erini  den  staatsrechtlichen  Iiekurs  au 
das  Bundesgericht.  Kr  behauptet:  Als  italienischer  Staatsbürger  sei  er  in  zivil- 
rechtlichen Beziehungen  gleich  einem  Schweizer-  resp.  Kantonsbürger  zu  behandeln. 
Durch  seine  auf  die  regierungsratliliche  Schlussnahnte  vom  22.  November  1890 
gestützte  Weigerung,  die  Zivilklage  auf  Vaterschaft  als  Appcllationsinstnnz  zu  be- 
handeln, entziehe  das  Kantousgericht  des  Kantons  Appenzell  luner-Rhoden  den 
Rekurrenten  dem  verfassungsmässigen  Richter  und  verletze  damit  die  Art.  6,  38 
und  41  der  K.  V.,  sowie  Art.  58  und  60  der  R.  V.  Die  Auffassung  der  appeu- 
zellischen  Behörden,  dass  eine  Paternitätsklage  zu  den  Straffällen  gehöre,  sei  eine 
irrthümliche,  wofür  attf  deu  buiidesgerichtlichen  Eutscheid  i.  S.  Keller  contra 
Graf  vom  3.  Dezember  1*81  (Amtl.  Sammlg.,  Bd.  s.  S.  1187)  verwiesen  werde. 

C.  Das  Kantousgericht  des  Kantons  Appenzell  Inner-Rhoden  bemerkt  in  seiner 
Vernehmlassung  einfach,  das  Ricliterkollegium  sei  über  die  Kompetenzfrage  gc- 
thcilter  Ansicht  und  gewärtige  daher  gerne  die  Ansichten  und  Verfügungen  des 
Bundesgerichtes. 

Auf  eine  Anfrage  des  Iustruktionsricbters  erklärte  der  Aktuar  der  Staudes- 
kommissiou  des  Kantons  Appenzell  Inner-Rhoden,  dass  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Bestrafung  der  Vaterschaft  nicht  bestehen.  Die  Vaterschaft  werde  ge- 
mäss uralter  Gerichtspraxis  mit  Fr.  21  Busse  belegt,  wenn  zwei  ledige  Personen 
Unzucht  begangen  haben;  im  Ehehruchsfalle  betrage  die  Strafe  für  deu  ledigen 
Theil  Fr.  105  und  für  den  verheiratheteu  Fr.  210,  eventuell  35  70  Tage  Gefüngniss. 


Das  Bundesgericht  zieht  in  Endigung  : 

1)  Wenn  der  Rekurrent  sieh  liber  eine  Verletzung  des  Art.  60  der  B.  V. 
resp.  einer  ataatavertraglichen  Gleielihehandlungsklausel  beschwert,  so 
iat  dieae  Beschwerde  schon  deshalb  unbegründet,  weil  in  keiner  Weise 
ersichtlich  iat,  dass  der  Rekurrent  anders  behandelt  worden  wäre,  als 
ein  Kantons-  oder  Schweizerbilrger  in  gleichem  Falle. 

2)  Dagegen  sind  allerdings,  sofern  es  sieh  um  eine  bürgerliche  Rechts- 
streitigkeit handelt,  die  Art.  6,  38,  41  K.  V.  und  Art.  58  B V.  verletzt. 
Denn  nach  Art.  38  und  4 t K.  V.  hat  das  Kantonsgerieht  auf  nach  Vor- 
schrift angehobene  Appellation  hin  Uber  alle  bürgerlichen  Rechtastreitig- 
keiten  zn  entscheiden  ; es  ist  also  in  allen  bürgerlichen  Reehtsstreitig- 
keiten  der  verfassungsmässige,  zweitinstanzliche  Richter. 
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3)  Eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  nun  liegt  insoweit  nicht  vor, 
als  die  Bestrafung  des  Rekurrenten  wegen  Schwiingerung  oder  Unzucht 
in  Frage  steht;  in  dieser  Richtung  handelt  es  sich  um  eine  verfassungs- 
mässig (vgl.  Art.  38,  41  K.  V.)  in  die  ausschliessliche  Kompetenz  des 
Bezirksgerichtes  fallende  Streitsache.  Dagegen  sind  allerdings  der  im 
gleichen  Verfahren  und  von  Amteswegen  verfolgte  Anspruch  auf  Fest- 
stellung der  Vaterschaft  und  die  dem  Schwilngerer  aullallenden  vcrmögens- 
rcchtlichen  Leistungen  privatrechtlicher  Natur,  der  Streit  darüber  also 
eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit.  Die  privatrechtliche  Natur  des  An- 
spruches auf  Alimentation  und  Kindbettentschädigung  springt  in  die 
Augen;  ebenso  ist  aber  der  Anspruch  auf  Feststellung  der  Vaterschaft 
privatrechtlicher  Natur,  denn  er  geht  auf  Feststellung  eines  familien- 
rechtlichen Verhältnisses,  dies  um  so  mehr,  als  daB  Recht  des  Kantons 
Appenzell  I.-Kli.  dem  l’atcrnitätspriuzipe  huldigt,  die  Vaterschaftsklage 
also  prinzipiell  .Statusklage  ist.  Daran  würde  es  nichts  ändern,  wenn 
auch,  was  dahingestellt  bleiben  mag,  nach  innerrhodischem  Rechte  die 
aitsserehcliche  Schwängerung  (nicht  der  aussereheliche  Beischlaf  an  sich) 
als  strafbare  Handlung  sollte  betrachtet  werden,  mithin  die  Tlmtsache 
der  Schwängerung  resp.  Vaterschaft  gleichzeitig  als  Thatbestandsmerkmal 
des  Delikts  vom  Strafrichter  müsste  fcslgestellt  werden  und  die  vermögens- 
rechtliehen  Folgen  der  Schwängerung  als  Zivilfolgen  einer  strafbaren 
Handlung  erschienen.  Denn  dadurch,  dass  dem  gleichen  Thatbestande 
wie  ein  Privatrecht  gleichzeitig  ein  Strafanspruch  entspringt,  wird  die 
rechtliche  Natur  des  erstem  nicht  berührt,  also  nichts  daran  geändert, 
dass  ein  Streit  über  dasselbe  seiner  Innern  Natur  nach  als  bürgerliche 
Rechtsstreitigkeit  erscheint  ; die  innerrhodische  Verfassung  aber  lässt  die 
Appellation  an  das  Kautonsgericht  in  allen  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten  zu,  ohne  Rücksicht  darauf,  oh  dieselben  für  sich  allein  oder  im 
Adhäsionsverfahren  in  Verbindung  mit  einer  Strafsache  verhandelt  werden. 
Der  Rekurs  erscheint  demnach  insoweit  als  begründet,  als  er  sich  gegen 
die  Weigerung  des  Kantonsgerichtes  richtet,  auf  die  Appellation  des 
Rekurrenten  in  Betreff  der  Feststellung  der  Vaterschaft  und  der  vermögens- 
rechtlichen Folgen  derselben  einzutreten.  Ob  etwa  die  Feststellung  des 
Strafrichters  (Bezirksgerichts)  in  Betreff’  der  Tlmtsache  der  Vaterschaft 
für  den  Zivilrichter  (das  Kantonsgericht)  präjudiziell  sei,  ist  für  die  ver- 
fassungsmässige Zulässigkeit  der  Appellation  gleichgültig;  darüber  ist 
vielmehr  vom  Kantonsgerichte  bei  sachlicher  Behandlung  der  Appellation 
zu  entscheiden. 

Demnach  hat  das  Bundesf/ericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  im  Sinne  der  Erwägung  2 für  begründet  erklärt. 
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8.  Urtheil  vom  28.  Februar  1891.  in  Sachen  des  Francesco  Cini 
aus  Livorno,  zur  Zeit  in  Lugano,  betreffend  Auslieferung. 

Dem  italienischen  Konsulargerichte  in  Egypten  kommt  Strafgerichts- 
barkeit bezüglich  der  von  Italienern  in  Egypten  begangenen 
Delikte  zu;  diese  Delikte  gelten  demzufolge  als  auf  italienischem 
Gebiete  begangen. 

A.  Francesco  Cini  aus  Livorno  ist  durch  Urtheil  des  italienischen  Konsular- 
gerichtes in  Kairo  vom  10.  November  1888  der  Bei  hülfe  zum  Betrüge,  begangen 
zun»  Nachtheile  der  französischen  Firma  Adriano  Lauratei  in  St.  Denis  (Ile  de  la 
Réunion),  für  einen  1000  L.  übersteigenden  Betrag  schuldig  erklärt  und  zu  einem 
Jahr  Gefängniss  (carcere).  sowie  zu  den  Kosten  verurtheilt  worden.  Dieses  Urtheil 
wurde  durch  Entscheidung  des  Appellhofes  von  Ancona  vom  4.  Juni  1881)  bestätigt; 
ein  vom  Verartheilten  eingelegtes  Kassationsgesucli  wurde  vom  obersten  Gerichtshöfe 
in  Rom  verworfen  und  die  Sache  zur  Vollstreckung  an  den  ersten  Richter  zurück- 
gewiesen. Aus  dein  Thatbestande  des  Urtheils  ergibt  sich,  dass  dem  Verurtheilten 
zur  Last  gelegt  wird,  im  Jahre  1888  in  Kairo  dem  Biaggio  Giauimona  und  Carlo 
di  Lorenzo  bei  betrügerischer  Erlaugung  und  Vcrwerthung  einer  Sendung  Vanille 
Beihülfe  geleistet  zu  haben.  Dem  kontradiktorischen  Urtheile  vom  10.  November  1889 
war  ein  durch  Restitution  aufgehobenes  Kontumu/ialurtheil  des  Konsulargerichtes 
vom  11.  Juni  1888  vorangegangen,  durch  welches  Cini  wegen  der  nämlichen  That 
der  Gehülfenschaft  bei  Betrug  im  Betrage  von  mehr  als  500  Lire  für  schuldig 
erklärt  und  zu  40  Monaten  Gefängniss  (carcere)  verurtheilt  worden  war.  Da  Cini 
sich  der  Urteilsvollstreckung  durch  die  Flucht  entzog,  so  wurde  vom  italienischen 
Generalkonsulate  in  Kairo  am  7.  August  1890  der  Haftbefehl  erlassen;  Cini  wurde 
am  27.  Dezember  1890  in  Lugano  verhaftet.  Gestützt  auf  den  Haftbefehl  vom 
7.  August  1890  und  das  Urtheil  des  Konsulargerichts  vom  10.  November  1888 
stellte  die  kgl.  italienische  Gesandtschaft  in  Bern  beim  schweizerischen  Bundes- 
rathe  das  Auslieferungsbegehren  wegen  Theilnahme  an  Betrug. 

B.  Cini  erhob  gegen  seine  Auslieferung  Einspruch,  ln  einem  ausführlichen 
Mémoire  vom  12.  Januar  1891  macht  sein  Anwalt,  Advokat  L.  de  Stoppani  in 
Lugano,  zu  Begründung  desselben  im  Wesentlichen  folgende  Gründe  geltend: 

1)  Das  urthellende  Konxulurgericht  von  Kairo  sei  nicht  eine  kompetente  Be- 
hörde im  Sinne  des  schweizerisch-italienischen  Auslieferungsvertrages  : es  sei  viel- 
mehr (gleich  ivie  die  Militär-,  See-  u.  dgl.  Gerichte)  ein  Ausnahmegericht,  welches 
weder  mit  Rücksicht  aut  seine  Besetzung  noch  auf  sein  Verfahren  die  gleichen 
Garantien  unparteiischer  und  richtiger  Rechtsprechung  darbiete,  wie  die  ordent- 
lichen Gerichte.  Es  sei  überdem  zweifelhaft,  ob  das  Konsulargericht  zum  Erlasse 
von  Straiürtheileu  überhaupt  kompetent  sei. 

2)  Die  Auslieferung  sei  nicht  statthaft,  weil  der  Vertrag  sich  nur  auf  solche 
Delikte  beziehe,  welche  im  eineu  oder  andern  Vertrags  Staate  begangen  worden 
seien,  hier  al>er  der  Thatort  sich  weder  in  Italien  noch  in  der  Schweiz,  sondern 
in  Egypten,  mithin  einem  dritten  auswärtigen  Staate  befinde. 

3)  Das  Ausl i eferungsbegeb reu  gebe  nicht  von  der  kompetenten  Amtsstelle  aus. 
Mit  dem  Vollzüge  des  Urtheils  des  Appel lliofes  iu  Ancona  sei  der  italienische 
Konsul  in  Kairo  beauftragt  worden.  Dieser  habe  nun  keinen  Ausliefeningsantrag 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  iu  Strafsachen. 


380 

gestellt,  sondern  verlange  in  seinem  Haftbefehle  nur  Verhaftung  des  Verfolgten 
in  Egypten  und  im  Gebiete  des  Königreichs  Italien.  An  Stelle  des  mit  dein  Ur- 
theilsvollzuge  beauftragten  Beamten  aber  dürfe  keine  andere  Amtsstelle  den  Aiw- 
licferungsantrug  stellen. 

4)  l>ic  Strafe  sei  in  Kairo  zu  verbrtssen  und  es  könne  nicht  die  Absicht  der 
eidgenössischen  Behörden  sein,  den  Verfolgten  nach  Egypten  auszuliefern,  wahrend 
doch  weder  mit  diesem  Staate  noch  mit  der  Türkei  ein  Ausliefcrtingsvertrag  bestehe. 

5)  Das  Urtheil,  auf  Grund  dessen  die  Auslieferung  verlangt  werde,  laute  auf 
Beihülfe  zum  Betrug  (ausilio  in  truffa).  Die  Beihülfe  zum  Betrug  sei  nach  dem 
toskanischen  Strafgesetzbuch«  — auf  Grund  dessen  seine  Verurtheilung  erfolgt 
sei  — und  mehr  uoch  nach  der  toskanischen  Praxis  ein  vom  Betrug  und  der 
Theilnahme  oder  Mitschuld  am  Betrüge  verschiedenes  delictum  sui  generis,  welches 
im  Auslieferungsvertrage  nicht  vorgesehen  sei.  Wenn  er  wegen  Theilnahme  oder 
Mitschuld  verfolgt  worden  wäre,  so  hatte  er  gleichzeitig  mit  den  Thätcrn  venir- 
theilt  werden  müssen,  wahrend  er  in  Wirklichkeit  allein  verfolgt  und  verurtheilt 
worden  sei.  Es  sei  möglich,  dass  Giamona  und  di  Lorcnzo  einen  Betrug  zum 
Nacht  heile  des  Hauses  Lauratei  verübt  haben,  ja  nach  den  stattgehabten  Verhand- 
lungen habe  er  Grund,  dies  zu  glauben.  Allein  zurZeit,  wo  er  die  Vanilleseudung 
für  dieselben  in  Empfang  genommen  und  darüber  verfügt  habe,  habe  er  keinen 
Grund  zum  Verdachte  gehabt;  wenu  seine  Handlungsweise  dem  Giamona  und 
di  Lorcnzo  zu  Vollführung  des  Verbrechens  dienlich  gewiesen  sei,  so  sei  er  ein 
unbewusstes  Werkzeug  in  ihren  Hunden  gewesen,  wie  er  denn  auch  für  seine 
Rechnung  keinen  Vortheil  gezogen  habe.  Seine  Verurtheilung  durch  das  Konsular- 
gericht iu  Kairo  sei  ungerecht  und  beruhe  auf  Voreingenommenheit  der  Richter 
gegen  den  Angeklagten.  Es  lasse  sich  dieser  Spruch  nicht  anders  als  durch  poli- 
tische Motive  erklären.  Er,  Cini,  gehöre  der  sozialistischen  Partei  an  und  sei 
wegen  dieser  seiuer  l'eberzeugungeu  schon  mehrfach  verfolgt  worden.  Mit  dem 
Konsul  iu  Kairo  habe  er  im  Jahre  1886  aus  diesem  Grunde  einen  heftigen 
Wortwechsel  gehabt  und  er  vennuthe,  dass  das  Urtheil  eine  Folge  dieser  Feind- 
seligkeit sei.  Auch  scheine  seine  Verhaftung  in  Lugano  am  Vorabend  der  sozia- 
listischen Versammlung  in  Capolago  durch  die  italienischen  Behörden  aus  poli- 
tischen Motiven  verlangt  worden  zu  sein. 

6)  Es  sei  nicht  bewiesen,  dass  der  Gegenstand  des  ihm  zur  Last  gelegten 
Betrüge-,  den  Werthbetrag  von  Fr.  looo  erreiche;  die  daherige  Angabe  im  Urtbcils- 
dispositiv  beruhe  auf  durchaus  willkürlichen  Annahmen,  welche  durch  die  Akten 
seihst  widerlegt  seien.  Es  gehe  dies  schon  daraus  hervor,  dass  im  Kontumazial- 
urtheil  betretlend  die  gleiche  Angelegenheit  vom  11.  Juni  1688  das  Konsulargericht 
den  Betrag  auf  „über  Fr.  Ö00“  angegeben  habe. 

7)  Endlich  seien  die  italienischen  Gerichte  überhaupt  nicht  kompetent  ge- 
wesen, gegen  ihn  einzuschreiten.  Zur  Verfolgung  eines  von  einem  Italiener  im 
Auslände  gegen  einen  Ausländer  begangenen  Vergehens  seien  nach  Art.  6 des  zur 
Zeit  der  That  geltenden  italienischen  Strafgesetzes  vom  1.  Januar  1866  die  italie- 
nischen Gerichte  nur  dann  kompetent  gewesen,  wenn  eine  Klage  der  geschädigten 
Partei  Vorgelegen  und  der  Heimatstaat  des  Geschädigten  Gegenrecht  gehalten  habe. 
Im  vorliegenden  Falle  sei  weder  das  eine  noch  das  andere  dieser  Requisite  erfüllt 
gewesen.  Auch  nach  dem  gegenwärtig  geltenden,  auf  1.  Januar  181H)  in  Kraft  ge- 
tretenen, italienischen  Strafgesetzbache  wäre  seine  Verfolgung  nicht  statthaft,  da 
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nach  demselben  Delikte  der  vorliegenden  Art,  welche  im  Auslande  gegen  einen 
Ausländer  verübt  seien,  nur  auf  Klage  des  Geschädigten  oder  auf  Begehren  »1er 
fremden  Regierung  verfolgt  werden. 

C.  Die  kgl.  italienische  Regierung,  welcher  von  dem  Einsprache  Cini’s  Kennt- 
nis» gegeben  wurde,  hält  an  dem  Auslieferungsbcgehren  fest,  indem  sie  im  Wesent- 
lichen bemerkt  : Die  Konsulargerichte  seien  keine  Ausnahmegerichte,  sondern  gemäss 
dem  Konsulargesetz  vom  28.  Februar  1806  ordentliche  Gerichte  im  strengsten  Sinne 
des  Wortes,  und  zwar  umsomehr,  als  ihre  Urthcile  nachträglich  in  zweiter  Instanz 
durch  die  Appellhöfe  in  Genua  und  Ancona  und  in  letzter  Instanz  durch  den 
Kassationshof  in  Rom  geprüft  werden.  Nach  Mussgabe  der  Kapitulationen  seien 
die  von  Angehörigen  auswärtiger  Staaten  in  Egypten  begangenen  Delikte  geradezu 
als  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates  seihst  begangen  zu  betrachten,  wess- 
halb  denn  auch  die  Schuldigen  der  Gerichtsbarkeit  desjenigen  Konsulargerichtes 
unterworfen  seien,  welches  ihr  lleimatstaat  in  Egypten  bestellt  habe.  Ein  mit 
Gerichtsbarkeit  ausgestattete*  italienisches  Konsulargericht  besitze  den  Charakter 
einer  kompetenten  Behörde  im  Sinne  des  Auslieferung*  Vertrages.  Es  sei  auch  fest- 
zuhalten, dass  das  vom  Kousulargerichte  in  Kairo  gegen  fini  ausgefällte  Urthcil 
von  dem  Appellhofe  in  Ancona,  also  von  einer  Gerichtsbehörde,  welche  ihren  Sitz 
im  eigentlichen  Gebiete  dos  Königreichs  habe,  bestätigt  und  dadurch  zum  Urthcile 
dieser  Behörde  erhoben  worden  sei;  es  sei  auch  daran  zu  erinnern,  das*  die 
schweizerische  Regierung  dem  Auslieferungsbegehren  gegen  einen  Cica  Elia  Fama- 
rola,  welcher  eines  im  Juni  1872  in  Smyrna  begangenen  Verbrechens  angeklagt 
war,  Folge  gegeben  habe.  Dass  »las  Auslieferungshcgchren  nicht  vom  Konsul, 
welchem  nur  der  Erlass  des  Haftbefehles  obgelegen  habe,  sondern  von  der  italie- 
nischen Regierung  habe  ausgehen  müssen,  ergebe  sicli  klar  aus  dem  Vertrage.  Die 
Behauptung  des  Cini,  er  würde  seine  Strafe  nicht  in  Italien  selbst,  sondern  in 
Egypten  zn  verbttssen  haben,  sei  völlig  unbegründet.  Nur  die  kurzen  Freiheits- 
strafen, welche  den  in  Egypten  lebemlen  Italienern  auferlegt  werden,  werden  (und 
zwar  einzig  zur  Ersparnis*  der  Transportkosten)  im  dortigen  Konsulargefängnlss 
vollzogen.  Cini  dagegen  werde,  falls  seine  Auslieferung  statttiude,  »lern  Geueral- 
prokurator  in  Ancona  behufs  Verbüssung  der  ihm  auferlegten  Strafe  in  einem  Ge- 
fängiiiss  des  Königreichs  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen.  Nach  dem  Wort- 
laute des  Auslieferungsvertrages  sei  die  Auslieferung  für  jede  Art  von  Mitschuld 
oder  Theilnahmc  an  einem  Auslieferungsdeiikte  zu  gewähren  und  aus  dem  ange- 
führten Urtheile  ergebe  sich,  dass  Cini  an  der  Begehung  eines  Betruges  theil- 
genommen  habe.  Ebenso  ergebe  sich  aus  dem  Urtheile,  »lass  der  Werth  »1er  durch 
»len  Betrug  entzogenen  Vermögcusgi'genstäude  die  Summe  von  1000  Lire  übersteige. 

]).  Mit  Zuschrift  vom  12.  Februar  1801  ttberwrUt  der  Bundesrath  dem 
Bundesgerichte  die  Akten  zur  Entscheidung. 

Das  Bandesgericht  zieht  in  Erwägung  : 

1)  Die  italienischen  Kousulargerichte  sind  keine  Ausnahmegerichte, 
welche  ausserhalb  der  verfassungsmässigen  Gerichtsorganisation,  nur  für 
einen  oder  mehrere  konkrete  Fälle  gebildet  würden;  sie  sind  vielmehr, 
wie  aus  den  Bestimmungen  des  italienischen  Konsulatsgesetzes  vom 
28.  Januar  1866  sich  ergibt,  ständige  Gerichte,  deren  Zusammensetzung, 
Kompetenz  und  Verfahren  gi'setzlich  geordnet  sind.  Dass  ihre  Zusammen- 


Digitized  by  Google 


382 


Entscheiilungeu  in  Strafsachen. 


Setzung  nicht  die  gleiche  ist,  wie  diejenige  der  gewöhnlichen  Zivil-  und 
Strafgerichte,  ist  gleichgültig.  Denn  der  schweizerisch-italienische  Aus- 
liefernngsvertrag  beschränkt  die  Auslicferungspflicht  nicht  auf  diejenigen 
Fülle,  welche  von  den  gewöhnlichen  Strafgerichten  ahgeurtheilt  wurden 
oder  abzunrtheilen  sind,  sondern  erstreckt  dieselbe  auf  alle  Strafthatcn, 
welche  überhaupt  von  den  kompetenten  Behörden  eines  Vertragsstaates 
verfolgt  werden  oder  beurtheilt  worden  sind.  Ebenso  ist  unzweifelhaft, 
dass  nach  den  Bestimmungen  des  italienischen  Konsulargesetzes  den  Kon- 
suln resp.  Konsulargerichten  in  denjenigen  Ländern,  wo  Staatsverträge 
oder  Gewohnheit  dies  gestatten,  nicht  nur  Zivil-,  sondern  auch  Straf- 
gerichtsbarkeit Uber  ihre  Nationalen  zusteht.  Zu  diesen  Ländern  gehört 
aber  Egypten.  Wie  nicht  zu  bezweifeln,  steht  nach  Kapitulationen,  Staats- 
vertrügen und  Uebung  den  Staaten  des  europüischen  Systems,  welche  mit 
dem  ottomanischen  Keiche  in  völkerrechtlichem  Verkehr  stehen,  Straf- 
gerichtsbarkeit Uber  ihre  im  Gebiete  dieses  Reiches  sich  aufhaltenden 
Angehörigen  zu.  Zwar  ist  nach  den  ültern  Kapitulationen  und  Staats- 
vertrügen die  Strafgerichtsbarkeit  des  Heimatstaates  des  Thüters  auf  den 
Fall  beschränkt,  wo  der  durch  das  Verbrechen  Verletzte  der  gleichen 
Nationalität  wie  der  Thäter  angehört,  oder  ist  für  die  Bestrafung  von 
Verbrechen  europäischer  Angehöriger  überhaupt  nur  die  Intervention  ihres 
Ministers  oder  Konsuls  vorgesehen  (s.  Staatsvertrag  zwischen  der  Türkei 
und  Sardinien  vom  25.  Oktober  1823,  Art.  IX).  Allein  in  der  Praxis 
und  in  neuern  Staatsvertrügen,  deren  Bestimmungen  kraft  des  Meistbe- 
günstigungsprinzips den  sünmitlichen  übrigen  im  Genüsse  von  Kapitula- 
tionen sieh  heliudenden  Staaten,  insbesondere  dem  Königreich  Italien 
(vgl.  Vertrag  desselben  mit  der  Pforte  vom  10.  Juli  1861,  Art.  1)  zu 
Gute  kommen,  sind  diese  Beschränkungen  nicht  festgehalten,  sondern  ist 
die  Strafgerichtsbarkeit  des  Heimatstaates  über  seine  Augehörigen  unbe- 
dingt anerkannt  (s.  Lawrence,  Eléments  de  droit  international,  Bd.  4,  S.  1 ft'., 
insbesondere  162  ff.).  Dass  dies  speziell  auch  für  Egypten  gilt,  ergibt  sich 
klar  aus  den  Verhandlungen  Uber  die  egyptische  Justizreform.  Dort  wurde 
der  ursprüngliche  Vorschlag  der  egyptisehen  Regierung,  den  zu  errichtenden 
gemischten  Gerichten  nicht  nur  Ziviljurisdiktion,  sondern  auch  die  „juri- 
diction correctionnelle  et  criminelle  pour  les  contraventions  commises  par 
les  étrangers,  pour  les  crimes  et  pour  les  délits  commis  par  les  étrangers 
contre  l’Etat,  contre  les  indigènes  ou  contre  les  étrangers  d'une  natio- 
nalité différente“  zu  übertragen,  von  den  europäischen  Mächten  zurück- 
gewiesen  und  rücksichtlich  des  Strafrechts  im  Wesentlichen  an  der  Ge- 
richtsbarkeit des  Heimatstaates  resp.  an  der  Konsnlargerichtsbarkeit  fest- 
gehalten  ; nur  bezüglich  der  blossen  I’olizeiUbertretungen  und  gewisser 
wesentlich  gegen  die  Rechtspflege  gerichteter  Delikte  wurde  die  Kompe- 
tenz der  gemischten  egyptisehen  Gerichte  anerkannt  (s.  die  betreffenden 
Verhandlungen  in  Nouveau  Recueil  Général  des  Traités,  etc.,  Continuation 
du  gr.  Recueil  de  G.  Fr.  de  Martens  par  Sam  wer  et  Hopf,  11.  Série, 
Tome  II,  S.  587  ft'.). 
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2)  Kann  aber  sonach  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  nach  dem 
geltenden  Völkerrechte  dem  Königreich  Italien  die  Strafgerichtsbarkeit 
Uber  seine  in  Egypten  sich  anfhaltenden,  dort  delinquirenden  Staatsan- 
gehörigen zusteht,  so  ist  klar,  dass  ein  in  Egypten  begangenes  Verbrechen 
eines  italienischen  Angehörigen  nicht  als  ein  ausserhalb  des  italienischen 
Gebietes,  sondern  als  ein  im  Inlande  begangenes  Delikt  betrachtet  und 
behandelt  werden  muss.  Denn  es  ist  begangen  innerhalb  eines  Gebietes, 
in  welchem  dem  italienischen  Staate  die  Strafgerichtsbarkeit  mit  Bezug 
auf  seine  Nationalen  an  Stelle  des  Territorialstaates  zusteht  ; Letztere 
sind  insofern  als  exterritorial,  als  den  Gesetzen  und  der  Gerichtsbarkeit 
des  lleimatstaates  unterworfen  zu  betrachten  und  daher  so  zu  behandeln, 
wie  wenn  sic  im  Gebiete  des  letztem  gehandelt  hätten.  Dem  Heimat- 
Staate  steht  mit  Beschränkung  auf  seine  Angehörigen  die  Strafgerichts- 
barkeit in  einem  sonst  fremden  Lande  zu,  weiches  insoweit  daher  wie 
sein  Gebiet  behandelt  werden  muss,  wo  er  die  Strafjustiz  in  Recht  und 
Pflicht  auszuUben  hat.  Daraus  folgt  denn,  dass  im  vorliegenden  Falle 
nichts  darauf  ankommt,  ob  nach  dem  schweizerisch-italienischen  Aus- 
lieferungsvertrage die  Auslieferungsptlicht  auf  solche  Verbrechen  sich  be- 
schränkt, welche  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen  wurden, 
oder  ob  dies,  da  der  Vertrag  eine  derartige  Einschränkung  ausdrücklich 
nicht  aufstellt,  nicht  der  Fall  ist.  Denn  hier  handelt  es  Bich  in  der  That 
um  ein  Verbrechen,  das  innerhalb  des  Gebietes  der  italienischen  Gerichts- 
barkeit begangen  wurde  und  daher  als  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates 
begangen  zu  behandeln  ist.  Ebenso  erledigt  sieb  damit  ohne  Weiteres  die 
Einwendung,  dass  die  Strafverfolgung  nach  den  Grundsätzen  des  italie- 
nischen Rechts  Uber  die  örtliche  Anwendung  des  Strafrechts  unzulässig 
gewesen  sei. 

3)  Die  Einwendung,  das  Auslieferungsbegehren  gehe  von  der  un- 
richtigen Stelle  aus,  ist  offenbar  unbegründet.  Mochte  immerhin  dem 
Konsulate  in  Kairo  die  Vollstreckung  des  Urtheils  zunächst  aufgetragen 
sein,  so  batte  doch  das  Anslieferungsbegehren  gemäss  Art.  9 des  Aus- 
lieferungsvertrages nicht  von  diesem,  sondern  von  der  italienischen  Regierung 
auszugehen. 

4)  Dass  die  Verurtheilung  sich  nicht  auf  ein  Ausliefentngsverbrcchen 
beziehe,  ist,  wie  aus  den  Akten  klar  sich  ergibt,  unrichtig.  Der  Requirirte 
ist  wegen  BeihUlfc  beim  Betrug  im  Betrage  von  über  1000  Lire  verur- 
tlieilt  worden.  Nun  ist  der  Betrug,  wenn  der  Werth  der  extorquirten 
Gegenstände  Fr.  1000  übersteigt,  gemäss  Art.  2,  Ziffer  12,  des  Aus- 
lieferungsvertragcs  Auslieferungsdelikt  und  es  ist  die  Auslieferungspflicht 
auch  für  jede  Art  von  Mitschuld  oder  Theilnahme  an  einem  Auslieferungs- 
delikt begründet.  Die  Beihülfe  zum  Betrug  aber,  wegen  welcher  der 
Requirirte  verurtheilt  wurde,  ist  zweifellos  eine  Art  der  Theilnahme  und 
keineswegs  ein  selbstständiges  Delikt.  Dies  ergibt  sich  aus  den  eigenen 
Anbringen  des  Requirirten  im  Vergleiche  zu  dem  Inhalte  des  l'rtheils; 
Ersterer  bestreitet  lediglich,  dass  er  um  die  betrügerische  Absicht  der 
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Tliätcr  gewusst  habe,  während  dagegen  dielJrtheilsgrtindc  gerade  Ausfuhren, 
dass  der  Angeklagte  wissentlich  die  betrügerischen  Handlungen  der 
Thäter  unterstützt  habe.  Der  Schaden,  welcher  durch  den  Betrug,  zu 
dessen  Verübung  der  Requirirte  Beihillfe  leistete,  verursacht  wurde,  über- 
steigt ebenfalls  zweifellos  den  Betrag  von  Fr.  1000,  wie  aus  den  Angaben 
des  Urtheils  sich  deutlich  ergibt.  Ob  dagegen  gerade  der  Requirirte  für 
sich  persönlich  überhaupt  einen  Gewinn,  oder  einen  Fr.  1000  überstei- 
genden, erzielt  habe,  ist  gleichgültig;  nach  dem  klaren  Wortlaute  deB 
Vertrages  genügt  es,  dass  der  Werth  der  durch  die  Hatipthandlung  ver- 
brecherisch erlangten  Gegenstünde  Fr.  1000  übersteigt. 

5)  Pie  Behauptung,  dass  die  Auslieferung  desshalb  nicht  bewilligt 
werden  kOnne,  weil  der  Requirirte  seine  Strafe  in  Egypten  zu  verliüssen 
hätte,  ermangelt  nach  der  Erklärung  der  italienischen  Regierung  der  tliat- 
sächlichen  Grundlage.  Pie  Auslieferung  wird  übrigens  nicht  an  Egypten, 
sondern  an  das  Königreich  Italien  gewährt,  welches  die  Strafe  nach  Mass- 
gabe  seiner  Gesetzgebung  in  einem  seiner  Gefängnisse  zu  vollstrecken  hat. 

fi)  Wenn  der  Requirirte  schliesslich  einwendet,  es  handle  sich  bei 
dem  gegen  ihn  gestellten  Ausliefcrungsbegehren  um  Verfolgung  politischer 
Zwecke,  so  liegt  hiefiir  irgend  welcher  Beweis  nicht  vor.  Pas  Vergehen, 
wegen  dessen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  ist  ein  gemeines;  irgend- 
welche Beziehungen  der  Tliat  zu  politischen  Zwecken  sind  nicht  gegeben 
und  ebensowenig  liegt  vor,  dass  eine  Verfolgung  des  Requirirten  wegen 
eines  anderweitigen  politischen  Pelikts  beabsichtigt  wäre.  Letzteres  wäre 
übrigens  durch  Art.  3 des  Auslieferungsvertrages  selbstverständlich  aus- 
geschlossen. Pie  materielle  Richtigkeit  des  Urtheils  hat  der  Auslieferungs- 
richter nicht  zu  überprüfen. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt : 

Die  Auslieferung  des  Francesco  Cini  an  das  Königreich  Italien  wegen 
Beihülfe  zum  Betrüge  wird  bewilligt. 


B.  Arrêt  du  6 mars  1891  dans  la  cause  de 
Eugène  Piguet.  citoyen  genevois,  actuellement  détenu  à Genève. 

Auslieferung  eines  Schweuerb  ärger  s. 

Tar  note  du  21  décembre  1890,  la  Légation  des  Etats-Unis  en  Suisse  de- 
manda au  Département  fédéral  des  affaires  étrangères  d’ordonner  l'arrestation 
provisoire  du  sieur  Eugène  I’iguet,  ex-caissier  de  la  Compagnie  d’assurances  „La 
Lancashire“  à New- York,  inculpé  de  détournements,  soit  d’abus  de  confiance,  au 
préjudice  de  cette  Compagnie,  pour  une  somme  supérieure  à 15,000  dollars.  En- 
suite des  renseignements  fournis  par  la  dite  Légation,  Piguet  devait  séjourner  A 
Genève.  L’arrestation  de  Piguet  était  requise  en  vue  de  l'extradition  de  cet  in- 
culpé aux  Etats-Unis,  et  en  attendant  la  production  d’un  mandat  d'arrêt  régulier. 
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Le  23  décembre  1890,  le  sieur  Eugène  Piguet  fut  arrêté  et  incarcéré  à Genève, 
où  il  est  encore  détenu.  Daus  ses  interrogatoires  des  23  décembre  1890  et  30  janvier 
1891,  l’inculpé  a nié  les  faits  à sa  charge,  et  déclaré  ne  pas  consentir  à être 
remis  eu  mains  des  autorités  américaines. 

Comme  Piguet  est  citoyen  genevois,  le  Département  des  affaires  étrangères, 
par  note  du  20  décembre  1890,  avise  la  Légation  des  Etats-Unis  de  l’arrestation 
de  Piguet,  et  l’informe  que  les  autorités  genevoises  sont  prêtes  à ordonner  des 
poursuites  judiciaires  contre  lui,  devant  les  tribunaux  du  canton  de.  Genève,  pour 
le  délit  d’escroquerie  qui  lui  est  imputé  à New-York. 

Ensuite  d’une  dépêche  du  18  janvier  1891,  du  Département  d’Etat  des  Etats- 
Unis,  la  Légation  de  cette  paissance  à Berne  insiste  sur  l’extradition  du  prédit 
Piguet.  Cette  demande  s’appuie  a)  sur  un  mandat  d’arrêt  du  27  décembre  1890, 
lancé  par  le  Recorder  de  New-York,  pour  vol  qualifié  du  premier  degré,  b)  sur 
une  déclaration  du  même  magistrat,  en  date  du  même  jour,  d’où  il  appert  que 
les  dépositions  des  employés  de  la  Compagnie  „La  Lancashire“,  relatives  aux 
détournements  commis  par  Piguet,  ont  été  faites  devant  son  office  et  sous  le  poids 
du  serment,  c)  sur  un  extrait  des  dépositions  du  directeur  et  du  sous-directeur 
de  cette  Compagnie,  concernant  les  détournements  commis  par  Piguet,  ces  derniers 
s’élevant  à une  somme  supérieure  à 15,000  dollars,  et  accompagnés  de  falsifications 
de  livres  de  comptabilité.  L’inculpé  Piguet  est  poursuivi  en  vertu  des  sections  528, 
530  et  533  du  code  pénal  des  Etats-Unis,  punissant  le  vol  qualifié  du  premier 
degré,  lequel  comprend  également  le  détournement,  entre  autres,  celui  commis  sur 
une  somme  supérieure  à 5oo  dollars,  de  5 à 10  ans  de  réclusion  et  de  la  pri- 
vation des  droits  civiques  (peine  infamante). 

Par  mémoire  du  10  février  1891,  adressé  au  Conseil  fédéral,  Piguet  déclare 
s’opposer  à la  demande  d’extradition  formée  contre  lui,  par  divers  motifs,  qui 
seront  examinés  dans  les  considérants  de  droit  du  présent  arrêt.  Dans  la  même 
écriture,  Piguet  demande,  si  une  plainte  régulière  est  déposée  contre  lui,  à être 
jugé  par  les  tribunaux  genevois,  conformément  aux  art.  8 du  code  d’instruction 
pénale  du  25  octobre  1884  et  301  du  code  pénal  genevois  du  21  octobre  1874. 
D’autre  part,  les  avocats  Dans  et  Uehfous  à Genève,  conseils  de  „La  Laiicashire 
Insurance  Company“,  avaient,  dans  nu  mémoire  adressé,  le  4 février  1891,  au  Con- 
seil d’Etat  de  Genève,  conclu  à ce  qu’il  plaise  à cette  autorité  donner  son  assenti- 
ment à la  demande  d’extradition. 

Par  office  du  0 février  1891,  le  Conseil  d’Etat  informe  le  Conseil  fédéral 
qu’il  serait  disposé  à adopter,  au  point  de  vue  «in  droit,  les  conclusions  de  ce 
mémoire,  tout  en  ^joutant  qu’il  s’en  rapporte  d’ailleurs,  le  cas  échéant,  à l’appré- 
ciation du  Tribunal  fédéral. 

Par  office  du  17  dit,  le  Conseil  fédéral  transmet  au  Tribunal  fédéral,  con- 
formément A l’art.  58  de  la  loi  sur  l’organisation  judiciaire,  le  dossier  de  l'affaire, 
en  l’invitant  à examiner  si  la  demande  d’extradition  du  sieur  Piguet  est  fondée, 
à teneur  des  art.  XIII  et  XIV  du  traité  entre  ia  Confédération  suisse  et  les  Etats- 
Unis,  du  25  novembre  1850,  ratifié  les  30  juillet  et  G novembre  1855. 

Statuant  sur  ces  faits  et  considérant  en  droit  : 

1°  Le  premier  moyen  opposé  A la  demande  d’extradition  consiste 
:l  dire  que  Piguet  est  ressortissant  suisse,  que  la  non-extradition  des 
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nationaux  est  un  principe  fondamental  du  droit  international,  et  que 
d’ailleurs  l’art.  XIII  du  traité  d'extradition  ne  prévoit  pas  expressément 
l’extradition  d’un  ressortissant  du  pays  requis. 

Bien  que  la  non-extradition  des  nationaux  soit  aujourd’hui  la  règle, 
corroborée  par  la  pratique  de  nombreux  Etats;  bien  que  la  Suisse  se 
soit  également  conformée  à ce  principe  dans  les  traités  conclus  par  elle 
sur  cette  matière,  qu’elle  l’ait  même  expressément  sanctionné  dans  nombre 
d'entre  eux,  — il  n’existe  toutefois  aucune  disposition  constitutionnelle 
ou  légale  qui  lui  interdise  formellement  l’extradition  des  nationaux. 

Pour  autant  donc  que  l’obligation  d'extrader  se  trouve  réglée  par 
un  traité,  la  question  de  l'extradition  de  ressortissants  suisse  doit  être 
résolue  uniquement  d’après  l'esprit  et  la  lettre  des  dispositions  de  la 
convention  internationale  sur  ce  point. 

2°  La  question  de  savoir  si  l’art.  XIII  du  traité  de  1850  entre  la 
Suisse  et  les  Etats-Unis  d’Amérique  implique  l'obligation  dont  il  s'agit, 
doit  être  résolue  à la  lumière  de  l’interprétation  de  son  texte,  tout  en 
tenant  compte  des  négociations  qui  ont  précédé  la  ratification  définitive 
de  cette  convention  internationale. 

Or,  par  le  prédit  article  les  deux  pays  contractants  s’engagent  à 
se  livrer  réciproquement,  pour  être  traduits  en  justice,  „les  individus  qui, 
prévenus  des  erimes  énumérés  à l’article  suivant,  commis  dans  la  juridiction 
de  la  partie  requérante,  chercheront  un  asile  ou  seront  trouvés  sur  les 
territoires  de  l’autre  partie“.  Pet  engagement  est  pris  d’une  manière 
générale,  et  saus  aucune  distinction  entre  les  étrangers  et  les  nationaux. 

En  présence  de  ce  texte  il  faudrait,  pour  exclure  l’obligation  d'extrader 
les  nationaux,  démontrer  que  l’intention  des  parties  a été,  malgré  le 
silence  du  traité  sur  ee  point,  d'excepter  leurs  ressortissants  respectifs. 
Or,  une  pareille  intention  ne  saurait  être  considérée  comme  allant  sans 
dire,  et  comme  résultant  de  la  nature  des  choses,  que  si  le  principe  de 
la  non-extradition  des  nationaux  était  de  règle  absolument  générale,  ce 
qui  n'est  nullement  le  cas,  plusieurs  Etats,  comme  l'Angleterre,  la  Norvège 
et  les  Etats-Unis,  par  exemple,  admettant  et  pratiquant  l’usage  contraire. 

En  concluant  un  traité  d’extradition  avec  un  pays  qui,  comme  les 
Etats-Unis  d'Amérique,  consent  à livrer  ses  nationaux,  il  paraît  évident 
que  si  la  partie  co  contractante,  soit  dans  l’espèce  la  Suisse,  eût  voulu 
introduire  un  principe  different,  elle  en  eut  fait  l'objet  d’une  disposition 
expresse.  L’absence  de  toute  disposition  de  ee  genre  n’autorise  donc 
point  à attribuer  aux  parties  contractantes  l’intention  d'exclure  les  nationaux 
des  stipulations  du  traité. 

3"  La  genèse  du  traité  de  1850,  ratifié  en  1855,  démontre  également 
que  les  parties  contractantes  étaient  tombées  d’accord  sur  la  portée  à 
attribuer  à l’art.  XIII  du  dit  traité,  en  ee  qui  concerne  l’étendue  <1<> 
l'obligation  d’extradition. 
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Le  message  du  3 décembre  18f>0  atu  Chambres  fédérales,  relatif 
à cette  loi,  démontre  à l'évidence  que  les  dites  parties  n’ont  point  entendu 
stipuler  qu'elles  ne  seraient  pas  tenues  de  se  livrer  leurs  nationaux  respectifs. 
Bien  au  contraire,  le  Conseil  fédéral  déclare  expressément,  dans  le  dit 
message,  „qu'il  n’a  pas  cru  devoir  insister  sur  cette  clause“  dont  il  avait, 
en  vain,  cherché  d'ailleurs  l'introduction  lors  des  négociations  de  1846 
sur  le  même  objet;  le  Conseil  fédéral  ajoute,  comme  motif  de  cet  abandon, 
„que  ce  serait  complètement  inutile  et  qu’il  n’y  a pas  de  raisons  sullisautes 
pour  renoncer  à un  traité  sur  l’extradition  plutôt  que  de  consentir  à livrer 
des  nationaux  prévenus  de  crimes  graves“  (v.  Feuille  fédérale  de  1855, 
tome  111,  page  641). 

Bien  que  le  susdit  traité  n’ait  été  ratifié  qu’en  1855,  la  cause  de 
ce  retard  ne  gît  point  dans  des  différences  qui  auraient  surgi  entre  les  parties 
relativement  à l’obligation  d’extradition,  mais  dans  le  fait  de  négociations 
prolongées  sur  d’autres  articles. 

Lors  de  la  reprise  de  ces  négociations  en  1852,  il  fut  convenu  entre 
les  parties,  après  délibération,  „de  laisser  telle  quelle  toute  la  partie  du 
traité  déjà  acceptée  par  elles,  et  de  ne  rien  changer  à la  date  de  la 
conclusion“.  C’est  aussi  dans  ce  sens  que  le  traité  fut  soumis  à la  ratification 
des  Chambres  fédérales  (voir  message  du  Conseil  fédéral  du  30  avril 
1855,  Feuille  fédérale  de  1855,  tome  II,  pages  40  et  52,  et  Rec.  oflic. 
des  lois,  V,  page  188).  Les  parties  étaient  ainsi  toutes  deux  de  l’avis 
que  la  partie  du  traité  déjà  ratifiée  en  1850,  et  entre  autres  les  articles 
relatifs  à l’extradition,  ne  nécessitait  pas  une  nouvelle  ratification,  mais 
seulement  les  modifications  apportées  sur  d’autres  points  à cette  convention 
internationale. 

Il  ressort  de  tout  ce  qui  précède  que  le  dit  traité,  en  ce  qui  concerne 
l’extradition,  doit  être  interprété  et  appliqué  dans  le  sens,  déjà  tixé  en 
1850,  de  l’obligation  imposée  aux  parties  contractantes  d’extrader  même 
leurs  nationaux,  dans  les  cas  prévus  à l’art.  XIV. 

4°  Le  second  motif  d’opposition  invoqué  consiste  à dire  que  les  délits 
de  détournement  et  d’abus  de  confiance,  pour  lesquels  Piguet  est  pour- 
suivi, ne  sont  pas  au  nombre  de  ceux  que  le  traité  énumère  comme 
pouvant  motiver  l’extradition.  Ce  moyen  ne  saurait  être  accueilli;  l’extra- 
dition du  sieur  Piguet  est  demandée  pour  les  actes  criminels  prévus  à 
l’art.  528  du  code  pénal  de  l’Etat  de  New-York,  lesquels  tombent  certaine- 
ment sous  le  coup  de  l’art.  XIV  précité  (soustraction  commise  par  des 
personnes  salariées  au  détriment  de  ceux  qui  les  emploient,  dans  le  cas 
où  ce  crime  entraînerait  une  peine  infamante). 

L’est  également  en  vain  que  l’inculpé  conteste  que  les  faits  à sa 
charge  eussent  suffi  A justifier  son  arrestation  et  son  jugement,  si  ces 
infractions  eussent  été  commises  à Genève  (traité,  art.  XIII).  Cette  allé- 
gation est  absolument  dénuée  de  fondement  ; le  détournement  est  égale- 
ment prévu  et  réprimé  par  la  loi  pénale  genevoise,  et  les  indices  A la 
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charge  de  Piguet  sont  de  nature  assez  grave  pour  justitier  son  arrestation 
et  sa  udse  en  jugement  à Genève. 

5°  Le  motif  d’opposition  tiré  de  ce  que  le  crime  pour  lequel  Piguet 
est  poursuivi  ne  serait  pas  puni  à Genève  d’une  peine  infamante  fart.  XIV 
précité),  est  de  même  sans  aucune  valeur  dans  le  cas  particulier.  II  est 
vrai  qu’aux  termes  de  l’art.  361,  al.  2 du  eode  pénal  genevois,  l'abus 
de  confiance  commis  par  un  employé  au  préjudice  de  son  patron  n’est 
puni  que  de  la  peine  d'un  emprisonnement  de  deux  à cinq  ans,  laquelle 
n’est  pointe  infamante,  aux  termes  de  l’art.  10,  chiffre  2 du  dit  code. 
Mais  l’art.  XIV  du  traité  n’exige  point,  pour  qu’il  soit  donné  suite  à 
l'extradition,  que  le  crime,  objet  de  la  poursuite,  soit  puni  d’une  peine 
aussi  grave  dans  le  pays  requis  que  dans  le  pays  requérant  \ il  suffit, 
A cet  égard,  que  l’inculpé  soit  poursuivi  ou  condamné,  dans  l’Etat  requé- 
rant, pour  une  des  infractions  énumérées  à l’article  susvisé,  pourvu  que 
cette  infraction  soit  punie  d’une  peine  infamante  dans  cet  Etat,  ce  qui 
n’est  point  contestable  dans  l’espèce.  Cela  résulte  de  l’art.  XIV  du  traité, 
in  principio,  ainsi  que  du  message  du  3 décembre  1850  (voir  Feuille 
fédérale  de  1850,  tome  III,  page  644). 

6°  Enfin,  la  circonstance  que  l’art.  8 du  code  d’instruction  pénale 
genevoise  du  25  octobre  1884  stipule  que  „tout  Genevois  prévenu  d’un 
crime  ou  d’un  délit  commis  hors  du  territoire  de  la  République  est  pour- 
suivi et  jugé  dans  le  canton  d’après  les  lois  genevoises,  s’il  ne  l’a  pas 
été  A l’étranger“,  ne  saurai!  modifier  en  rien  les  dispositions  du  traité 
d’extradition  avec  les  Etats-Unis. 

Car  ces  motifs, 


Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

L’extradition  du  sieur  Eugène  l’iguet,  ci-devant  caissier  A l’Agence 
de  New- York  de  la  „Lancashire  Insurance  Company“,  actuellement  détenu 
dans  les  prisons  de  St-Antoine  A Genève,  prévenu  d’abus  de  confiance, 
soit  de  détournement,  au  préjudice  de  cette  Compagnie,  d’une  somme 
supérieure  a 15,000  dollars,  est  accordée  aux  termes  des  articles  XIII 
et  XIV  du  traité  du  25  novembre  1850  entre  la  Confédération  suisse  et 
les  Etats-Unis  de  l’Amérique  du  Nord,  à la  réquisition  de  la  Légation 
de  ectte  dernière  puissance  en  Suisse. 


Digitized  by  Google 


Kutseiieidungeu  in  Strafsachen. 


389 


II.  Kantonale  Gerichte.  — II.  Tribunaux  cantonaux. 

6.  Urtheile  der  Strafgerichte  des  Kantons  Basei-Stadt, 
in  Sachen  Samuel  Daniel  Ackermann  von  und  in  Basel.  62  Jahre  alt. 
geschieden,  Spenglermeister. 

I.  rrtliell  des  St rafgerichts  vom  -JO.  Januar  1S91. 

Durch  Beschluss  der  l'eberwcisungsbchörde  vom  10.  Januar  1891  wegen  ein- 
fachen Dirhstuhla  dem  Strafgerichte  zur  Ueiirtheiluug  Oberwiesen,  ward  nach  statt- 
gehabter Untersuchung,  nach  Anhörung  der  Anträge  des  Staatsanwalts  und  der 
Beschädigten  und  nach  der  durch  den  Angeklagten  für  sich  selbst  vorgetragenen 
Yerthcidigung, 

in  Erwägung: 

Am  22.  Oktober  vergangenen  Jahres  ist  der  Angeklagte  von  der 
Luise  geborne  Lenzi  giinzlic.h  geschieden  worden.  Dem  Urtheile  des  Zivil- 
gerichtes  ist  zu  entnehmen,  dass  die  Ehe  der  Genannten  nicht  ganz  3 
Jahre  gedauert  hat,  beide  waren  bei  der  Verlobung  verwittwet,  Klägerin 
schon  in  zweiter  Ehe.  Die  Verbindung  war  die  Kolge  vernünftiger  Er- 
wägungen ; die  Luise  Lenzi  glaubte  sich  durch  die  Verbindung  mit  dem 
vennöglichen  Ackermann  besser  zu  stellen,  und  Ackermann  musste  Je- 
manden haben,  der  ihm  seine  Haushaltung  besorgte.  Die  Luise  Lenzi 
sah  sich  aber  nach  Eingehung  der  Ehe  in  ihren  Erwartungen  getäuscht, 
da  Ackermann  sich  nicht  dazu  cntschliessen  konnte,  testamentarisch  zu 
Gunsten  seiner  Ehefrau  eine  Verfügung  zu  treffen.  Ueberdies  wurde  die 
Letztere  von  der  immer  mehr  zu  Tage  tretenden  Habsucht  des  Ehemanns 
derart  abgestossen,  dass  die  gegenseitigen  Beziehungen  durchaus  unleid- 
liche wurden,  wesshalb  am  22.  Oktober,  wie  bemerkt,  die  gänzliche 
Scheidung  ausgesprochen  werden  musste. 

Am  30.  Dezember  1890  erstattete  nun  die  Luise  Lenzi  bei  der  Polizei 
die  Anzeige,  dass  der  Angeklagte  Ackermann  ihr  wälirend  der  Dauer  der 
Ehe  einen  Schuldschein  im  Betrage  von  Fr.  600  entwendet  habe. 

Der  Schuldschein,  datirt  vom  20.  Mai  1890,  betrifft  ein  Darleihen, 
welches  die  damalige  Frau  Ackermann  dem  Lehrer  ZUrrer,  einem  Freunde 
ihres  Schwiegersohnes  Wohlgemuth,  zu  4‘a  °«  je  auf  Ende  Dezember 
verzinslich  und  in  Raten  bis  Ende  1893  rückzahlbar,  gewährt  hatte.  Die 
Anzeigcstellerin  gab  an,  die  genannte  Urkunde  müsse  ihr,  wahrscheinlich 
aus  dem  Arbeitstische  des  Ladens,  von  Ackermann,  Stcinenvorstadt  11, 
weggenommen  worden  sein;  in  den  Laden  sei  ihr  dieselbe  liberbracht 
worden,  worauf  sie  sie  bald  darauf  nicht  mehr  gefunden  habe.  Sie  stellte 
Strafantrag. 

Der  Angeklagte  ist  auch  thatsächlich  im  Besitze  des  während  der 
Untersuchung  bezogenen  Schuldscheines  gewesen;  er  hat  am  29.  Dezember 
vergangenen  Jahres  dem  Schuldner  ZUrrer  schriftlich  mitgetheilt,  dass  er 
die  Urkunde  in  Händen  habe  und  dass  Zinszahlungen,  sowie  allfällige 
Abzahlungen  des  Kapitals  an  iim  zu  entrichten  seien.  Er  behauptet,  er 
habe  seiner  damaligen  Frau,  mit  der  er  in  Gütertrennung  gelebt  habe, 
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am  1.  Juni  Fr.  17(10  geliehen,  damit  diese,  da  sie  nur  Fr.  HOO  zur  Ver- 
tilgung gehallt  habe,  dem  Buchdrucker  Frehner  ein  Darleihen  von  Fr.  2500 
gewahren  kilnne.  Dieses  Darleihen  habe  ihm  seine  Frau  in  der  Weise 
zurllekerstattet,  dass  sie  ihm  im  Monat  Juli  Fr.  1150  an  liaarem  Gehle 
gezahlt  und  Ihr  den  Best  ihm  den  Zlirrcr’schen  Schuldschein  mit  der  Be- 
merkung übergeben  habe,  sie  werde  ihn  spilter  wieder  ausltisen.  Das 
Letztere  sei  nieiit  geschehen.  Diese  Angaben  des  Angeklagten  sind  aber 
unglaubwürdig,  weil  die  Anzeigestellerin  Lenzi  beweist,  dass  sie  ihrem 
Manne  das  Darleihen  von  Fr.  1700  am  7.  Juli  vergangenen  Jahres  mit 
Fr.  450  und  am  21.  Juli  vergangenen  Jahres  mit  Fr.  1250  zurückbe- 
zahlt  hat.  Dieser  Beweis  wird  aus  folgenden  Gründen  als  erbracht  er- 
achtet: 1.  Dass  die  erste  Zahlung  von  Fr.  450  durch  Geld  aus  der 
Ladenkasse  des  Gesehiiftes  der  Fran  Lenzi,  das  dieselbe  auch  während 
ihrer  Ehe  mit  Ackermann  an  der  Greifengasse  betrieb,  geschehen  ist, 
wird  durch  die  Angestellte  der  Lenzi,  Frau  Waibel,  beglaubigt.  Bei  der 
nach  der  Scheidung  erfolgten  Uebemahme  der  Kasse  durch  Frau  Lenzi 
fehlten  einige  Hundert  Franken.  Als  dies  zu  Tage  trat,  sagte  Frau  Lenzi 
zu  der  Waibel,  das  Fehlende  sei  das  Geld,  das  sie  für  ihren  Mann  ans 
der  Kasse  genommen  habe.  2.  Dass  die  zweite  Zahlung  mit  Fr.  1250 
geschehen  ist,  geht  daraus  hervor,  dass,  wie  auch  Ackermann  zugibt, 
die  Lenzi  am  21.  Juli  Fr.  2708  in  Rheinfeldcn  bei  der  Sparkasse  ge- 
holt, und  dass  sie,  nach  einem  unverdächtigen  Aufschriebe,  am  22.  Juli 
Fr.  1450  bei  der  Kreditbank  hinterlegt  hat,  wonach  sie  eben  die  von 
ihr  behaupteten  Fr.  1250  verausgabt  haben  muss.  3.  Unterstützt  werden 
diese  Annahmen  durch  einen,  wenn  auch  nicht  gerade  ordnungsgemässen, 
so  doch  unverdächtigen  Aufschrieb  in  einem  mit  „Arbeitsbuch“  Ilbcr- 
schricbcnen  Hefte.  4.  Im  Allgemeinen  entbehrt  die  Darstellung  des 
Angeklagten  an  und  für  sich  schon  desshalb  der  Wahrscheinlichkeit, 
weil  vernünftigerweise  nicht  angenommen  werden  kann,  Frau  Lenzi  habe 
nur  Fr.  1150  an  ihre  Schuld  bezahlt,  den  Rest  aber  mit  einem  Schuld- 
schein sichergestellt,  den  sie  nachher  wieder  anszuliiseu  beabsichtigt  hätte, 
und  zwar  in  einem  Zeitpunkte,  in  welchem  sic  die  ganze  Schuld  zurllck- 
znzahlen  vollständig  in  der  Lage  war,  und  mit  dem  Ueberschusse  des 
von  Rhcinfeldeu  gebrachten  Geldes  nichts  Anderes  anzufangen  wusste, 
als  denselben  auf  eine  Bank  zu  tragen. 

Die  Annahme,  dass  der  Angeklagte  auf  rechtswidrige  Weise  sieh  in 
den  Besitz  des  Schuldscheines  zu  setzen  wusste,  wird  des  Weitern  durch 
die  Zeugenaussage  der  Frau  Waibel  unterstützt,  welche  aussagt,  dass 
Fran  Lenzi  schon  Ende  September  oder  Anfang  Oktober  ihr  mitgetheilt 
hat,  sie  vermisse  den  Schuldschein.  Auch  spricht  die  sofort  auf  den  von 
Ackermann  an  den  Schuldner  ZUrrer  gerichteten  Brief  vom  29.  Dezember 
hin  erfolgte  Anzeige  dafür,  dass  erst  durch  diesen  Brief  die  Anzeige- 
stellerin Kenntniss  von  dem  Verbleib  des  Scheines  erhalten  hat.  Wenn 
auch  die  gespannten  Beziehungen  zwischen  Ackermann  und  der  Luise 
Lenzi  den  Aussagen  der  Letzteren  gegenüber  Vorsicht  gebieten,  so  sprechen 
doch,  wie  ausgeftihrt,  eine  Reihe  von  Verumständungen  der  Art  für  die 
Richtigkeit  ihrer  Angaben,  dass  der  Schnldbeweis  gegen  den  Angeklagten 
als  erbracht  erachtet  wird.  Dies  um  so  mehr,  als  gegentheiligen  Falles 
angenommen  werden  müsste,  die  ehemalige  Frau  Ackermann  habe  wissent- 
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lieh  eine,  und  zwar  durch  irreführende  Redensarten  und  unrie.litige  Buch- 
aufsehriebe,  von  langer  Hand  her  vorbereitete  falsche  Anklage  gegen  ihren 
frühem  Ehemann  erhoben.  Für  eine  derartige  Annahme  liegen  aber  nicht 
die  mindesten  Anhaltspunkte  vor. 

Der  Umstand,  dass  der  Angeklagte  in  einem  Briefe  an  den  Schuldner 
sich  offen  zu  dem  Besitze  des  Schuldscheines  bekannte,  vermag  den  Sehuld- 
beweis  nicht  zu  entkriiftigen,  weil  dieses  Vorgehen  durch  die  Natur  des 
entwendeten  Objektes  einfach  nothwendig  war.  Auch  bietet  die  schon  im 
zivilgerichtliehen  Scheidungsurtheile  vom  22.  Oktober  dem  Angeklagten 
zugeschriebene  Habsucht  eine  Erklärung  fllr  die  auffällige  Erscheinung, 
dass  der  vermttgliche  und  gut  beleumdete  Angeklagte  sieh  das  ihm  vor- 
geworfene Delikt  zu  Schulden  hat  kommen  lassen. 

Dass  die  in  Frage  stehende  Schuldurkunde  als  fremde  bewegliche 
Sache  Gegenstand  eines  Diebstahls  sein  konnte,  unterliegt  keinem  Zweifel. 
Die  Rechtsprechung  des  Strafgerichts  hat  beim  Diebstahle  eines  Schuld- 
scheines stets  den  Werth  der  diesem  zu  Grunde  liegenden  Forderung  als 
Betrag  des  Gestohlenen  angenommen,  obschon  selbstredend  der  Verlust 
des  Beweismittels  fllr  eine  Forderung  nicht  nothwendigerweise  den  Ver- 
lust der  Forderung  selbst  bedeutet. 

Für  die  Strafausmessung  fällt  besonders  der  bisherige  gute  Leumund 
des  Angeklagten  in  Betracht, 

zn  Recht  erkannt: 

Daniel  Ackermann  wird  des  einfachen  Diebstahles  im  Betrage  von 
Fr.  6UO  schuldig  erklärt  und  gemäss  £§  137,  138,  Ziff.  2,  des  Strafge- 
setzes zu  einer  Gefängnissstrafe  von  vier  Monaten,  zu  den  Kosten  des  Ver- 
fahrens mit  Einschluss  einer  Urtheilsgcbtihr  von  Fr.  10,  sowie  zur  Rück- 
gabe des  Schuldscheines  vom  20.  Mai  1890  an  Luise  Lenzi  verurtheilt. 


II.  l’rthetl  des  AppcIlationsgerichtH  vom  28.  Februar  ISSU. 

Es  muss  aus  den  im  erstinstanzlichen  Urtheil  angeführten  Gründen 
als  erwiesen  angesehen  werden,  dass  der  Angeschuldigte  den  fraglichen 
Schuldschein  seiner  Ehefrau  entwendet  hat.  Was  dagegen  den  Betrag  des 
begangenen  Diebstahls  betrifft,  so  erscheint  es  nicht  als  richtig,  wenn 
das  erstinstanzliche  Urtheil  davon  ausgeht,  man  müsse  beim  Diebstahl 
eines  auf  den  Namen  lautenden  Schuldscheines  stets  den  Werth  der  diesem 
zu  Grunde  liegenden  Forderung  als  Betrag  des  Gestohlenen  annehmen. 
Wie  ja  das  Urtheil  selbst  hervorhebt,  führt  der  Verlust  der  Schuldurkunde 
nicht  ohne  Weiteres  auch  den  Verlust  der  beurkundeten  Forderung  für 
den  Bestohlenen  mit»  sich,  und  der  Dieb  erwirbt  mit  dem  Besitz  der  ge- 
stohlenen Urkunde  keineswegs  auch  denjenigen  des  Betrages  der  betref- 
fenden Forderung  selbst.  Die  Urkunde  an  sich  hat  nur  den  Werth  eines 
Beweismittels  für  den  rechtmässigen  Eigenthümer  derselben,  und  wenn 
daher  der  Dieb  den  Betrag  der  Forderung  an  sich  bringen  und  die  Ur- 
kunde überhaupt  für  sich  verwerthen  will,  so  muss  er  zu  dem  begangenen 
Diebstahl  noch  eine  betrügerische  Handlung  bezw.  ein  weiteres  selbstän- 
diges Verbrechen  begehen.  Demnach  hat  eine  gestohlene,  auf  den  Namen 
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lautende  Urkunde,  abgesehen  von  einem  allfälligen  Stoffwerth,  keinen  ab- 
schätzbaren Verkehrswerth  im  Sinne  von  5;  143  Strafgesetz,  und  es  liegt 
daher  im  vorliegenden  Falle  nur  ein  Diebstahl  in  unbestimmtem  Be- 
trage vor. 

Eine  dem  entgegenstehende  Praxis  des  Strafgerichts,  wonach  beim 
Diebstahl  eines  Schuldscheines  stets  der  Werth  der  Forderung  als  Be- 
trag des  Gestohlenen  angenommen  wurde,  ist  zwar  vom  erstinstanz- 
lichen IJrtheil  behauptet,  aber  weder  von  ihm  noch  von  der  Staatsan- 
waltschaft irgendwie  belegt  worden,  und  es  beruht  diese  Behauptung  ohne 
Zweifel  auf  einem  Irrthum. 

Nun  hat  aber  des  Fernern  der  Angeklagte  in  seinem  an  den  Schuldner 
Zllrrer  gerichteten  Schreiben  vom  29.  Dezember  1890  sich  als  den  recht- 
mässigen Inhaber  des  Schuldscheines  dargestellt  und  hat  demgemäss  den 
Schuldner  aufgefordert,  Zinsen  und  Rückzahlungen  in  Zukunft  an  ihn  zu 
entrichten.  Er  hat  also  vermittelst  betrügerischer  Vorspiegelungen  ver- 
sucht, den  Betrag  des  gestohleneu  Schuldscheines  an  sich  zu  ziehen,  und 
hat  sich  dadurch  eines  Betrugsversuches  in  diesem  Betrage  schuldig 
gemacht. 

Nach  dem  Gesagten  ist  der  Angeschnldigte  eines  vollendeten  Dieb- 
stahls in  unbestimmtem  Betrage,  sowie  in  realer  Konkurrenz  mit  dem- 
selben eines  versuchten  Betruges  in  einem  Betrage  von  mindestens  Fr.  600 
liberwiesen, 

in  Anwendung  von  §§  137,  138,1,  150  — 152,  25,  26,  45  des  Straf- 
gesetzes, 

Infi  das  AppeUationsgericht  erkannt: 

Es  wird  Samuel  Daniel  Ackermann  zu  einer  Gefängnisstrafe  von 
2 Monaten,  zu  den  erst-  und  zweitinstanzlichen  Prozesskosten  mit  einer 
Gesammturtheilsgeblihr  von  Fr.  20  und  zur  Rückgabe  des  Schuldscheins 
vom  20.  Mai  1890  an  Luise  Lcnzi  verurtheilt. 
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Dr.  M.  von  Buri.  Reichsgerichtsrath.  Bemerkungen  zu  dem  Buche  von 
Professor  Dr.  Birkmeyer  in  München:  Die  Lettre  von  der 
Theilnahme  und  die  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsge- 
richts, 1890.  Sepurutabdruck  aus  Gerichtssaal,  XL  V.  Bd. 

v.  Buri  nimmt  seine  Kausalitätsthcorie  und  insbesondere  die  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  gegen  die  Angriffe  Birkmeyers  in  Schutz 
und  wirft  dem  Verfasser  vor,  er  habe  frühere  Entgegnungen  in  seiner 
Schrift  nicht  berücksichtigt,  dieselbe  sei  im  Wesentlichen  ein  Abdruck 
seiner  im  Jahre  1889  veröffentlichten  Abhandlung  Uber  die  Theilnahme. 

v.  Buri  gibt  zu,  es  habe  die  subjektive  Theorie  in  dem  Reiehsstraf- 
gesetze  keinen  genügenden  Ausdruck  gefunden,  wiederholt  aber  auch  die 
früher  begründete  Behauptung,  es  führen  die  Bestimmungen  des  Reichs- 
strafgesetzbuches bei  Anwendung  der  objektiven  Theorie  zu  ganz  un- 
möglichen Ergebnissen. 

Da  die  Paragraphen  des  Reichsstrafgesetzes  zur  Aufnahme  der  sub- 
jektiven Theilnahmetheoric  nicht  weniger  geeignet  seien,  wie  zur  Aufnahme 
der  objektiven,  so  dürfe  man  die  Theorie  vorziehen,  welche  zu  vernünf- 
tigen Ergebnissen  führt,  und  das  sei  die  subjektive. 

Weitere  Förderung  kann  die  Literatur  Uber  Theilnahme  auf  Grund 
des  deutschen  ReichsstrafgeBetzes  nun  kaum  mehr  erfahren,  es  wird  sich 
aber  für  den  deutschen  Reichsstrafgesetzgeber  empfehlen,  bei  Revision 
des  Strafgesetzbuches  auch  die  Paragraphen  Uber  Theilnahme  abzuändern, 
und  zwar  im  Sinne  der  subjektiven  Theorie.  Ueberall  kommt  es  aber 
wohl  hauptsächlich  auf  eine  verständige  richterliche  Würdigung  des  ein- 
zelnen Falles  an. 

Sigismund  Haas,  prakt.  Arzt,  lieber  den  Instanzenzug  gerichtlich- 
medizinischer  Berichte.  Biel,  Albert  Schüler,  1890.  Dissert. 

Die  kleine,  hübsch  ausgestattete  Schrift  empfiehlt  obligatorische  Ober- 
begutachtuug : „1.  Für  alle  gerichtlich -medizinischen  Berichte,  die  sich 
auf  gewaltsame.  Todesarten  beziehen  und  denen  ein  Sektionsprotokoll  zu 
Grunde  liegt.  2.  Für  alle  solchen  medizinischen  Atteste,  die  sich  auf  Ge- 
setzesübertretungen beziehen,  welche  nach  den  Gesetzbüchern  mit  pein- 
lichen Strafen  geahndet  werden.“  Zur  Unterstützung  dieser  Anträge  wird 
der  Gesetzeszustand  in  Bern  und  Luzern,  sowie  in  Frankreich,  Deutsch- 
land, Italien  und  Oesterreich  besprochen.  Wenn  unter  Bezugnahme  auf 
Luzern  8.  14  bemerkt  wird,  „alle  übrigen  Kantone  der  Schweiz  haben 
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in  dieser  Hinsieht  gleichartige  gesetzliche  Bestimmungen  und  Einrich- 
tungen“, so  beruht  diese  Angabe  doch  kaum  auf  Nachprüfung  der  schwei- 
zerischen Strafprozessordnungen. 

Die  Erörterung  schliesst  sich  ziemlich  eng  an  die  in  dieser  Zeitschrift 
erschienene  vortreffliche  Abhandlung  des  Herrn  Prof.  Dr.  Carl  Emmer t 
„Leber  die  Erscheinung  der  medizinischen  Sachverständigen  vorOericht“  an. 

Prozessualische  Kenntnisse  fehlen  dem  Verfasser.  Der  Satz:  „Dem 
Gutachten,  das  unter  Beobachtung  aller  erforderlichen  Formalitäten  ab- 
gefasst und  erstattet  worden  ist,  kommt  der  Werth  der  Aussage  eines 
technischen  Zeugen  zu“,  verräth  z.  B.  eine  irrige  Auslegung  des  eit. 
Art.  317  des  heroischen  Strafverfahrens. 

Was  der  Verfasser  S.  44 — 51  Uber  die  Begutachtung  von  schweren 
Körperverletzungen  bemerkt,  ist  nicht  mehr  als  eine  flüchtige  Andeutung, 
während  Sclieitlin  in  seiner  Berner  Dissertation  Uber  * Die  Ausscheidung 
des  Verbrechens  der  schweren  Körperverletzung  » auch  die  medizinischen 
Fragen  erschöpfend  untersucht  hat.  Den  Schluss  bilden  aphoristische 
Aeusserungcn  Uber  die  gcriehtsärztlichen  Untersuchungen  in  streitigen 
Fällen  von  Dispositions-  und  Zurechnungsfähigkeit  und  in  Fällen  von  Bo- 
vogtung  und  Entvogtung. 

Anerkennung  verdient  die  Wärme,  mit  welcher  der  Verfasser  für  die 
Wissenschaftlichkeit  der  gerichtlichen  Medizin  und  für  die  Unabhängigkeit 
ihrer  Vertreter  eintritt,  und  es  darf  die  Darstellung  als  einfach  und  ver- 
ständlich gelobt  werden.  St. 

R.  Garraud,  professeur  île  droit  criminel  à la  faculté  de  droit  de 
L i/o  a.  Traité  théorique  et  pratique  du  droit  pénal  français. 
Tome  quatrième.  Paris.  L.  Larose  & Forcel.  1891. 

Le  tome  IV  du  Traité  de  droit  pénal  français  de  Garraud  vient 
de  paraître.  Noua  nous  réservons  de  rendre  compte  d'une  façon  plus 
détaillée  de  la  partie  spéciale  de  cet  ouvrage,  une  fois  la  publication 
arrivée  à son  terme.  Le  présent  volume  contient  les  matières  suivantes  : 
Crimes  et  délits  contre  la  paix  publique  (notamment  délits  de  presse), 
crimes  et  délits  contre  les  personnes  (homicide,  blessures,  attentat  aux 
moeurs,  arrestations  illégales,  infractions  contre  l’état  civil,  les  enfants  et 
les  mineurs).  Restent  donc,  d’après  l'ordre  du  Code  français,  A traiter  dans 
le  dernier  volume,  les  crimes  et  délits  contre  la  propriété  et  les  contra- 
ventions de  police.  Alfred  Gautier. 

Or.  F.  Meili,  ordentlicher  Professor  an  der  Universität  in  Zürich, 
Advokat.  Die  schweizerische  Gesetzgebung  über  den  Schutz  der 
Erfindungen,  Marken,  Muster  und  Modelle,  nebst  der  Inter- 
nationalen Konvention  aber  das  gewerbliche  Eigenthum.  Text- 
ausgabe, Zürich,  Orell  Füssli  (£•  Komp.,  1891. 

Es  ist  sehr  angenehm,  die  in  dem  Titel  genannten  liundesgesetze, 
nebst  der  Internationalen  Konvention  Uber  das  gewerbliche  Eigenthum,  in 
einem  kleinen  Bande  vereinigt  zu  linden.  Ein  Sachregister  würde  gewiss 
Vielen  erwllnseht  gewesen  sein.  Die  Ausstattung  ist  sehr  gefällig. 
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Dr.  Justus  Olshausen.  Strafgesetzbuch  J'iir  dos  Deutsche  Erich,  liebst 
einem  Anhang,  enthaltend  Reichs-StruJ -Notengesetze,  sowie  Vor- 
schriften aber  dir  Zuständigkeit.  Te.rtausgubr  mit  Anmerkungen 
und  Sachregister.  Zum  praktischen  Gebrauch.  Vierte  vermehrte 
Anfluge.  Berlin  1x91,  Franz  Wahlen. 

Nrben  dem  grossen  Kommentar,  dessen  Vorzllge  wiederholt  hervor- 
gehoben  worden  sind,  hat  Olshausen  auch  eine  kleine  Textausgabe  des 
deutschen  Reiehsstrafgesetzbuehcs  bearbeitet,  die  nun  in  vierter  Auflage 
vorliegt.  Dieselbe  will  lediglich  die  äussere  Kenntnis»  des  Gesetzes  ver- 
mitteln und  gibt  daher  ausser  dem  Texte  nur  Verweisungen  und  Text- 
kritik, berücksichtigt  dabei  aber  auch  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
erster  Instanz  Es  ist  das  in  der  Tbat  die  einzige  Aufgabe  einer  Text- 
ausgabe, doch  kann  flir  die  Zulassung  einiger  Bemerkungen  geltend  ge- 
macht werden,  dass  der  Praktiker  den  Kommentar  nicht  immer  zur  Hand 
hat  und  im  kritischen  Augenblicke  froh  ist,  aus  der  Textausgabe  rasch 
die  nothwendigste  Belehrung  zu  schöpfen.  Auch  ist  zu  bedenken,  dass 
der  Studirende  in  der  Hegel  nicht  Kommentare,  sondern  nur  Textaus- 
gaben kauft. 

E.  Kurtz.  königl.  preuss.  Amtsrichter.  Da»  Gefaugenen-Transportwesen. 
Zum  praktischen  Gebrauche  für  Gerichte,  Staatsanwaltschaften , 
Gefängnissbramte,  Landrathsämter,  Polizeiverwaltungen,  Amts- 
vorsteher etc.  zusammengestellt.  Berlin  W.  1891,  Otto  Liebmann. 

Wer  sich  über  den  Gefangenen  • Transport  in  Preussen  unterrichten 
will,  findet  in  dem  sehr  hübsch  ausgestntteten,  handlichen,  kleinen  Buche 
des  Amtsrichters  Kurtz  das  ganze  Material  übersichtlich  und  gewiss  voll- 
ständig zusammengestellt.  Die  Grundlage  bildet  die  Generalinstruktion 
für  den  Transport  der  Verbrecher  und  Vagabunden  vom  Zivilstande  vom 
1(5.  September  181(5.  Allgemeiner  Natur  sind  die  Vorbemerkungen,  ln 
einem  Anhang  wird  Auslieferung  und  Transport  im  Auslande  verfolgter 
Verbrecher  behandelt.  Ein  Sachregister  erleichtert  den  Gebrauch.  Schwei- 
zerischen Polizeidirektionen  und  Polizeikommandanten  darf  die  Sammlung 
(Preis  geh.  2 M.  50)  empfohlen  werden. 

Dr.  Reinhard  Frank.  Professor  der  Rechte  in  Giessen.  Naturrecht, 
geschichtliches  Recht  und  soziales  Recht.  Ein  Vortrag.  Leipzig, 
C.  L.  Hirschfeld,  1891.  S.  -W. 

Statt  eine  Wissenschaft  des  Lebens  zu  sein,  ist  die  Jurisprudenz  eine 
■Wissenschaft  des  Hechts  geblieben.  „Sie  befasst  sich  weniger  mit  dem,  was 
geordnet  werden  soll,  d.  i.  den  Lebensverhältnissen  und  Lebenserscheinungen, 
als  mit  dem  ordnenden  Prinzip,  dem  Hecht,  und  je  mehr  sie  ihre  Aufgabe 
darin  findet,  aus  dem  Rechte  bestimmte  Begriffe  abzuleiten,  die  abgeleiteten 
dialektisch  auszubilden  und  die  ausgebildeten  systematisch  zu  verknüpfen, 
um  so  mehr  entfernt  sie  sich  dem  realen  Leben.“  Das  deutsche  Hechts- 
Studium  leidet  an  dem  Mangel,  dass  der  Studirende  zuerst  die  Norm 
kennen  lernen  soll,  die  das  Lehen  regelt,  bevor  er  das  Leben  selbst 
kennt.  Erst  in  neuester  Zeit  ist  der  Jurisprudenz  der  richtige  Weg  ge- 
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wiesen  worden.  t\  liiert  i ir)  und  v.  Liszt  Intbcn  uns  gelehrt,  dass  nur  die 
unmittelbare  Erforschung  der  Lehensverhältnisse  den  Juristen  befähigen, 
den  Aufgaben  der  Rechtsprechung  zu  gentlgen  und  ihn  zu  dem  werden 
zu  lassen,  was  er  werden  soll:  zum  Berather  des  Gesetzgebers. 

Zwei  Lehren,  deren  wesentlicher  Unterschied  in  der  Methode  liegt, 
haben  namentlich  den  bisherigen  Entwicklungsgang  der  Rechtswissenschaft 
bestimmt:  die  naturrechtliche,  oder  philosophische  und  die  historische. 
Weder  die  eine  noch  die  andere  Richtung  konnte  aber  den  Anforderungen 
gentlgen,  welche  das  Leben  an  die  Jurisprudenz  stellt.  Insbesondere  hat 
die  heute  herrschende  historische  Richtung  ihr  Unvermögen  deutlich  an 
den  Tag  gelegt.  In  Folge  des  alten  Gelehrtenlthels  der  Ubertriebeneu 
Gründlichkeit  kam  sie  nicht  Uber  das  römische  Recht  und  das  deutsche 
Recht  des  Mittelalters  hinaus  und  hat  die  Aufgabe,  die  sic  sich  in  der 
Erklärung  des  gegenwärtigen  Rechtslehens  seihst  gestellt  hatte,  nicht  zu 
lösen  vermocht.  L>ie  naturrechtliehe  Schule  dagegen  vermag  wohl  die 
obersten  Prinzipien  des  Rechts  aufzustellen,  fllr  ihren  Aushau  aber  nichts 
zu  thun.  Ihren  eminent  praktischen  Aufgaben  kann  die  Rechtswissenschaft 
heute  nur  auf  dem  Wege  der  sozialen  Forschung  gerecht  werden.  Die 
soziologische  Jurisprudenz  erforscht  die  Lebensverhältnisse  und  studirt 
sodann  nicht  nur  die  Gesetze,  welche  diese  Verhältnisse  zu  regeln  be- 
stimmt sind,  sondern  zugleich  die  realen  Wirkungen  auf  diese  Verhältnisse. 
Es  ist  daher  dringend  zu  w (tuschen,  dass  der  Mann  der  Wissenschaft  Ge- 
legenheit bekomme,  das  praktische  Leben  kennen  zu  lernen,  und  dass  die 
heutige  widerrechtliche  Trennung  zwischen  Theorie  und  Praxis  beseitigt 
werde.  „Die  Arme  des  Wegweisers  am  Scheidewege  der  modernen  Juris- 
prudenz lauten...  nicht:  Naturrecht  und  geschichtliches  Recht,  sondern: 
fri  sches  Leben  — und  scholastische  Schulweisheit .“ 

Dr.  Otto  Wullschleger. 

Dr.  J.  Morel,  Mitglied  des  schweizerischen  Dundesgerichts  und  Honorar- 
professor an  der  Universität  von  Lausanne.  Handbuch  des  schwei- 
zerischen ßnndessta u tsrcch ts  von  Dr.  J.  •/.  Dlumer.  Erster  Band. 
Dritte  uni  gearbeitete  Auflage.  Basel,  Benno  Schwabe,  1891. 

Blumcr-Morel's  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaatsrechts  hat 
sich  seinen  Ruf  längst  erworben.  Der  Herausgeber  der  neuen  Auflagen, 
Bundesrichter  und  Professor  Morel,  ist  aber  bestrebt,  den  alten  Vorzügen 
des  Werkes  neue  beizufllgen.  Es  schien  bisher  da  und  dort  eine  theo- 
retische Vertiefung  dem  Buche  ahzugehen  und  die  Zusammenstellung 
des  positiven  Stoffes  einzig  beabsichtigt  zu  sein.  In  der  dritten  Auf- 
lage des  ersten  Bandes  bildet  sich  nun  eine  grundlegende  Einleitung  Uber 
den  Begriff  des  Bundesstaates  und  eine  Darstellung  der  Quellen  des 
schweizerischen  Bundesrechtes.  Ausserdem  behandelt  der  Band  folgende 
neue  Materien  : die  Souveränität  des  Bundes  und  der  Kantone,  das  Ge- 
biet der  Kantone  und  des  Bundes,  das  SchweizerbUrgerrecht,  die  Option 
und  den  rechtlichen  Charakter  der  sog.  Grundrechte.  Eine  Würdigung 
des  von  dem  Verfasser  vertretenen  Standpunktes  liegt  nicht  in  der  Auf- 
gabe dieser  Zeitschrift.  Es  genüge,  auf  die  Bereicherung,  welche  das 
Werk  neuerdings  durch  Morel  erfahren  hat,  aufmerksam  zu  machen. 
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Dr.  Seng,  Amtsrichter  a.  D.  und  Privatdozent  in  Heidelberg.  Zur 
Frage  der  Vergütung  nicht  ökonomischen  Schadens.  Zugleich 
ein  Beitrag  zur  Kritik  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  deutsche  Reich.  Archiv  für  bürgerliches  Recht. 
V.  Band.  S.  337,  ti  ff. 

Dr.  Seng  erörtert  die  Frage,  ob  auch  wegen  eines  andern  als  eines 
Vermögensschadens  Entschädigung  gefordert  werden  kann,  rechtsver- 
gleichcnd  in  vortrefflicher,  klarer  Darstellung  und  kommt  dazu,  die  Frage 
zu  bejahen.  Die  Entscheidung  liber  das  Vorhandensein  eines  Schadens, 
die  Angemessenheit , Art  und  Höhe  einer  Entschädigung  muss  seines  Er- 
achtens dem  freien  richterlichen  Ermessen  Uberlassen  bleiben,  welchem 
auch  die  Berücksichtigung  des  Grades  der  Verschuldung  und  der  Ver- 
mögensverhältnisse des  Thäters  gestattet  sein  solle. 

Von  einer  Einschränkung,  wie  sie  Dr.  Seng  eventuell  zur  Beruhigung 
ängstlicher  Gcmlltber  vorschlägt,  rdass  nur  wegen  solchen  nicht  ökono- 
mischen Schadens  eine  Geldznerkennung  zulässig  ist,  der  seiner  Natur 
nach  durch  Gewährung  eines  Gcldvortheils  an  den  Beschädigten  auch 
wirklich  gut  zu  machen  ist“,  ist  dringend  abzurathen;  damit  wird  mit 
der  linken  Hand  wieder  genommen,  was  die  rechte  gegeben  hat.  Gerade 
solche  Bedenklichkeit  beweist,  dass  kein  Grund  vorhanden  ist,  Missbrauch 
des  richterlichen  Ermessens  zu  befurchten.  St. 

Dr.  jur.  Robert  von  Hippel.  Privatdozent  an  der  Universität  Kiel. 
Die  Thierquälerei  in  der  Strafgesetzgebung  des  In-  und  Aus- 
landes, historisch-dogmatisch  und  kritisch  dargestellt,  nebst  Vor- 
schlägen zur  Abänderung  des  Reichsrechtes.  Berlin,  18111,  Otto 
Liebmann. 

Der  durch  seine  verdienstvolle  Arbeit  Uber  die  korrektioneile  Straf- 
haft rUhmlichst  bekannte  Verfasser,  nun  Privatdozent  flir  Strafrecht  an 
der  Universität  Kiel,  hat  die  kriminalistische  Literatur  durch  eine  gross 
angelegte  Monographie  Uber  Thierquälerei  bereichert.  Plan  und  Dar- 
stellung erinnern  an  die  Abhandlung  von  Wachenfeld  Uber  Mord  und 
Todschlag. 

Zunächst  wird  die  Geschichte  der  deutschen  Gesetzgebungen  bis 
1870  vorausgeschickt,  sodann  der  heutige  Zustand  des  Reichsstrafrechts 
dargestellt  und  ein  Vergleich  des  Heichsrechts  mit  den  Bestimmungen 
der  deutschen  Einzelstaaten  vor  1870  durchgefilhrt.  In  einem  zweiten 
Theile  wird  das  Recht  des  Auslandes  behandelt,  und  zwar  England, 
Frankreich,  Belgien,  Luxemburg,  Italien,  die  Niederlande,  Norwegen, 
Schweden,  Dänemark,  Finnland,  Oesterreich-Ungarn,  Russland,  Spanien, 
Portugal,  Serbien,  Griechenland,  Nord-  und  Südamerika,  Australien.  Die 
Schweiz  findet  eingehende  Berücksichtigung,  und  es  zeigt  sich  der  Ver- 
fasser nicht  nur  mit  dem  Gesetzesstande,  sondern  auch  mit  der  Recht- 
sprechung vertraut.  Die  schweizerische  Strafgesetzgebung  Uber  Thierqnälerei 
ebarakterisirt  von  Hippel  kurz  in  folgender  Weise:  Die  allgemeinen  Be- 
stimmungen gegen  Thierqnälerei  zeigen  in  einer  bedeutenden  Anzahl  von 
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Staaten  eine  mijuristische  Zusammenstellung  verschiedener,  in  ihrem 
wechselseitigen  Verhiiltniss  unklarer  oder  nebeneinander  überflüssiger  oder 
überhaupt  nicht  unter  den  licgritT  der  Thierquälcrei  gehöriger  Ausdrücke. 
Aehnlich  stehe  es  mit  den  zahlreich  hervorgehobenen  Npezialfüllen,  welche 
entweder  als  thicrquSlerisehe  Handlungen  erscheinen  und  keiner  besondere 
Erwähnung  bedürfen  oder  eine  Thierquälerei  nicht  in  sich  sehliessen, 
aber  dazu  führen  können,  und  daher  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Thierquälerei  zu  behandeln  sind. 

von  Hippel  befürwortet,  in  einem  eidgenössischen  Strafgesetzbuch 
eine  allgemeine  Vorschrift  gegen  Thierquälerei  aufzunehmen  und  dieselbe 
bei  den  Sittlichkeitsverbrechen  einzustellen.  Gegenstand  der  Bestrafung 
soll  jede  Grausamkeit  gegen  Thiere  bilden,  nicht  blos  gegen  Hausthiere, 
auch  wenn  die  That  nicht  öffentlich  ist  oder  nicht  Aergerniss  erregt. 
Von  einem  Vcrleiderlohn  wäre  abzusehen. 

In  einem  dritten  Thcil  wird  der  Hechtsgrnnd  für  die  Bestrafung  der 
Thierquälerei  erörtert. 

Sowohl  in  der  Gesetzgebung  als  in  der  Literatur  wird  die  Thier- 
quälerci  überwiegend  als  Sittlichkeitsdelikt  angesehen  von  Hippel  findet 
den  Grund  der  Bestrafung  der  Thierquälerei  in  der  „Verletzung  der 
Empfindung  des  Mitleids“.  „Nur  dadurch  kommt  die  Bestrafung  der  Thier- 
quälerei zu  Stande,  dass  wir  ein  vielleicht  vorhandenes  thierisehes  Inter- 
esse mit  vollster  Zwcifellosigkeit  als  unser  eigenste s menschliches  Inter- 
esse empfinden.  Dieses  ist  es,  welches  wir  schützen,  Uber  dessen  Schutz 
wir  das  Thier  bisweilen  völlig  vergessen.“ 

Für  das  Reichsstrafrecht  werden  folgende  Bestimmungen  vorgeschlagen  : 

S 184  a.  Misshandlung  von  Thielen  wird  mil  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark 
oder  mit  Gefängniss  bis  zu  3 Monaten  bestraft. 

S 300.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft  wird  bestraft: 

13.  Wer  deu  zur  Vermeidung  der  Missbaudbing  von  Tbieren  erlassenen  Be- 
stimmungen zuwiderhaudelt. 

Man  kann  sieb  mit  diesen  Vorschlägen  grundsätzlich  einverstanden 
erklären,  ohne  denselben  vollständig  beizustimmen.  Fiir  den  schweize- 
rischen Richter  möchte  der  Ausdruck  „Misshandlung“  zu  allgemein  sein, 
es  wird  dahei  doch  zunächst  und  von  Manchem  ausschliesslich  an  kör- 
perliche Verletzung  oder  Schädigung  gedacht,  während  ja  das  Wort  \ iel 
weiter  zu  fassen  wäre.  Es  ist  das  aber  eine  Frage  der  Gesetzesredaktion, 
die  freilich  praktisch  nicht  ohne  Bedeutung  ist.  Sf. 

Mittheilungen  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung.  Dritter 

Jahrgaiif/.  Heft  I.  Bulletin  de  l’Union  Internationale  de  Droit  pénal. 

Troisième  année,  numéro  1.  Juillet  1891.  J.  G attentai) , Berlin. 
J a H 1891. 

Hauptsächlicher  Inhalt  des  Überaus  reichhaltigen  Heftes: 

Zur  Frage  der  bedingten  Yernrtheilung. 

I.  Die  parlamentarischen  Verhandlungen  des  auf  die  Aussetzung  der 
Aliurthcilung  bezüglichen  Gesetzes.  Von  Dr.  L.  Geuber. 

II.  Die  Debatten  der  Tngarisehen  juristischen  Gesellschaft.  Von  demselben. 
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III.  Da»  französische  Gesetz  vom  23.  März  1891  Uber  Schärfung  und 
Milderung  der  Strafen.  Von  Prof.  E.  Gaukler. 

IV7.  Berathung  der  französischen  Gefängnissgesellschaft.  Von  demselben. 

V.  Die  bedingte  Verurtheilung  auf  dem  holländischen  und  nordischen 
Juristentage.  Von  Dr.  E.  Rosenfeld. 

VI.  Kleine  Mittheilungen.  Von  demselben. 

Hauptversammlung  in  Christiania.  Berichte. 

I.  Bericht  von  Prof.  A.  Prim.  Uber  die  2.  Frage  ( Sicherung  der  In- 
teressen des  Verteilten/. 

II.  Bericht  von  Dr.  Rosenfeld  Uber  die  1.  Frage  /Regelung  der  Geld- 
strafe/. Eine  erschöpfende,  höchst  beachtenswerthe  Darstellung. 

Anträge  des  Prof,  von  Liszt  zur  ersten  Frage. 

John  Cuénoud,  ancien  Directeur  de  la  Police  de  Génère.  Lu  crimi- 
nalité à Genève  au  XIXe  siècle.  Ouvrage  accompagné  de 
Tableaux  synoptiques  et  de  Graphiques.  Genève,  H.  Georg, 
1891.  208  Seilen. 

Die  reichhaltige  Schrift  enthält  zwei  Abschnitte.  Der  erste  ist  Uber- 
schrieben:  Tribunaux,  Police,  Prisons,  Statistique.  Der  zweite:  Causes  et 
décroissance  de  la  criminalité,  moyens  de  répression.  Die  Anordnung  ist 
weder  eine  streng  systematische  noch  die  Ausfilhruug  eine  erschöpfende, 
allein  viele  Einzelmittbeilungen  sind  äusserst  interessant.  Besonderes  In- 
teresse erwecken  die  Ausführungen  Uber  Vagantität  und  Bettel,  S.  118, 
verwahrloste  Kinder,  S.  122 — 136,  und  Uber  den  Zustund  der  Gefängnisse. 
Wenn  die  präventive  Thätigkeit  Genfs  eine  ganz  ungenügende  ist  (gegen 
Landstreicher  wird  nur  mit  Gcfängnissstrafe  vou  1 Tag  bis  1 Monat  vor- 
gegangen, ein  Arbeitshaus  besteht  nur  für  Genfirr],  so  stellt  sich  der 
Zustand  der  Gefängnisse  als  ein  beklagenswerther  und  des  reichen  und 
» stolzen  Genfs  unwürdiger  dar.  Es  bestehen  zwei  Gebäude,  l’Evêché  und 
St-Antoine  Die  Anstalt  Evêché  soll  nach  einem  Gesetz  von  1840  Sträf- 
linge, die  zu  mehr  als  einem  Jahr  verurtheilt  sind,  aufnehmen,  St-Antoine 
die  Übrigen.  Allein  wegen  Kaummaugels  werden  auch  kurzzeitige  Strafen 
in  Evêché  verbUsst,  S.  140. 

Ucber  die  Evêché  lautet  das  Ortheil  : „Cette  prison  ne  pourra  jamais 
répondre  aux  exigences  et  aux  nécessités  d'une  maison  de  force  et  ne 
pent  qu’être  préjudiciable  à l’état  physique  et  moral  des  prisonniers  su- 
bissant une  longue  réclusion.“ 

Von  St-Antoine  wird  gesagt  : „Cette  prison  qui  reçoit  également  les 
hommes  et  les  enfants  répond  nullement  aux  nécessités  actuelles;  d'abord 
les  locaux  sont  insuffisants,  ce  qui  oblige  à réunir  plusieurs  détenus  dans 
une  même  cellule,  inconvénient  grave,  car  il  n'est  pas  toujours  possible 
do  faire  un  choix  atin  de  séparer  les  petits  délinquants  et  contrevenants 
des  autres  repris  de  justice,  peut-être  criminels  en  prévention.“ 

Die  Evêché  ist  im  Slldostcn  von  der  Kathedrale  St-Pierre  nur  durch 
ein  enges  Gässchen  getrennt,  welches  ihr  während  eines  Theiles  des  Tages 
das  Sonnenlicht  raubt  und  einen  feuchten  und  kühlen  Schatten  auf  die 
VVestfaçade  wirft. 


ZeiUrbr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg. 
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So  ungUnstig  diese  Lage  ftlr  ein  Gefängniss  ist,  so  werthvoll  ist 
dieselbe  als  Baustelle.  Ohne  Zweifel  könnte  Genf  aus  dem  Grundstück 
eine  Summe  gewinnen,  welche  zu  dem  Bau  einer  zweckmässig  einge- 
richteten Strafanstalt  in  weniger  zentraler  Lage  vollkommen  ausreichen 
würde.  Dies  bestätigt  Cuénoud  ausdrücklich. 

Gefängnissbauten  werden  in  Genf  allerdings  seit  längerer  Zeit  ge- 
plant, allein  es  wäre  Zeit,  Hand  an  das  Werk  zu  legen.  St. 

Dr.  Fritz  Dumont,  Arzt  des  Diakon issenhauses  Salem,  Dozent  fiir 
Chirurgie  in  Bern.  Ueber  die  Verantwortlichkeit  des  Arztes 
bei  der  Chloroform-  und  Aethernarkose.  Separatabdruck  aus 
der  „ Festschrift , herausgegeben  zu  Ehren  des  Professor  Koches ■ 
in  Bernu.  Wiesbaden,  J.  F.  Bergmann,  1801. 

Dumont  prüft  die  Verantwortlichkeit  des  Arztes  vom  medizinischen 
Standpunkte  aus;  er  erachtet  die  Chloroformirung  von  Herzkranken  und 
die  Aetherisirnng  von  Lungenkranken  als  unzulässig  und  erklärt  den  Arzt 
verantwortlich,  dem  solche  Patienten  in  der  Narkose  sterben.  Strafrecht- 
liche Verantwortlichkeit  wird  in  diesen  Fällen  anzunehmen  sein,  wenn 
die  von  Dumont  vertretene  Ansicht  zur  communis  opinio  geworden  ist. 

Neue  literarische  Erscheinungen. 

Besprechung  Vorbehalten. 

Dr.  Anton  DeibrUck , Assistenzarzt  an  der  Irrenanstalt  Burghölzli, 
Privatdozent  an  der  Universität  Zürich.  Die  pathologische  Lüge 
und  die  psychisch  abnormen  Schwindler.  Eine  Untersuchung 
über  den  allmäligen  Uebergang  eines  normalen  psychologischen 
Vorgangs  in  ein  pathologisches  Symptom.  Für  Aerzte  und 
Juristen.  Stuttgart,  Ferdinand  Enke,  1891.  131  Seite». 

Dr.  C.  Zehnder,  Mitglied  des  Sanitäter athes.  Die  Gefahren  der  Pro- 
stitution und  ihre  gesetzliche  Bekämpfung,  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  zürcherischen  Verhältnisse.  Zürich , Albert 
Müller,  1891.  247  Seiten. 

Dr.  Leo  Weber.  Sekretär  für  Gesetzgebung  im  e'tdg.  Justizdepartement . 
und  Dr.  Alfred  BrUstlein.  juristischer  Mitarbeiter  des  eidg.  Justiz- 
depart ententes.  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs,  für  den  praktischen  Gebrauch  erläutert.  Zürich, 
Schutthess,  1891.  Zweite  Lieferung.  Erste  Hälfte. 
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Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone. 
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Législation  fédérale  et  cantonale. 

Rapport  sur  l’année  1800. 

Bund.  Berichterst  attcr:  Fürsprecher  F ritz  Zeerleder,  Beamter 
des  eidgen.  Justiz-  und  Polizeidepartements. 

I.  Das  Bundesgesetz  über  Seltuldbelreibung  und  Konkurs,  vom 
11.  April  1889,  welches  in  der  Volksabstimmung  vom  17.  November 
1889  angenommen  wurde  (vgl.  B.-Bl.  1889,  IV,  1094)  und  gemäss  Art.  318 
mit  dem  1.  Januar  1892  in  Kraft  tritt  (A.  S.  n.  F.,  II.  S.,  Bd.  II,  p.  529  ff.), 
enthält  in  strafrechtlicher  Beziehung  zunächst  die  Vorschrift  des  Art.  14, 
Alinea  2,  wonach  die  „Aufsichtsbehörde'-1,  in  Ausübung  der  ihr  durch 
Alinea  1 des  genannten  Artikels  zur  Pflicht  gemachten  Prüfung  der  Ge- 
schäftsführung der  Betreibungs-  und  Konkursämter  administrative  Straf- 
kompetenz besitzt: 

„Ein  Beamter  oder  Angestellter  kann  von  ihr  mit  einer  der  nach- 
benannten Ordnungsstrafen  belegt  werden:  1.  Rüge;  2.  Geldbusse  bis  auf 
Fr.  200;  3.  Amtseinstellung  für  die  Dauer  von  höchstens  6 Monaten; 
4.  Amtsentsetzung.“ 

Strafrechtliche  Bestimmungen  im  eigentlichen  Sinne  enthält  dagegen 
das  Gesetz  nicht.  Ihre  Aufstellung  wäre  als  ein  zu  tiefer  Eingriff  in  die 
auf  strafrechtlichem  Gebiete  noch  anerkannte  kantonale  Gesetzgebungs- 
hoheit  erschienen.  Art.  25  sagt  vielmehr:  „Die  Kantone  haben  festzu- 
stellen  : . . . . 3.  die  zur  Vollziehung  dieses  Gesetzes  erforderlichen 

Strafbestimmungen.“  Hiedurch  wird  der  kantonale  Gesetzgeber  zum  Erlass 
von  Strafbestimmungen  wenigstens  für  alle  diejenigen  Fälle  verpflichtet, 
in  welchen  einer  bundesgesetzlichen  Vorschrift  eine  allgemeine  Straf- 
sanktion beigefligt  ist.  Solche  Vorschriften  sind:  Art.  91,  96,  163,  164, 
222,  229,  232.  Ob  mit  Feststellung  der  durch  diese  Artikel  für  die 
darin  allgemein  mit  Strafe  bedrohten  Thathestände  geforderten  Pcinal- 
sätze  die  durch  Art.  25,  Ziff.  3 dem  kantonalen  Gesetzgeber  gestellte  Auf- 
gabe als  erfüllt  zu  betrachten  sei , wird  der  Bundesrath  angesichts  der 
sehr  weiten  Fassung  dieser  Bestimmung  nach  freiem  Ermessen  entscheiden 
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können.  Formell  hindert  ihn  nichts,  mit  Weber Brttstlein  und  ZUrcher 
die  Aufstellung  von  vollständigen  kantonalen  „Schuldbetreibungs-  und 
Konkursstrafgesetzen“  als  „zur  Vollziehung  des  eidgen.  Betreibung«-  und 
Konkursgesetzes  erforderlich“  zu  erklären.  Gelegenheit  dazu  ist  ihm  durch 
Art,  29  1.  c.  gegeben.  ') 

11.  Nach  langen  Verhandlungen  und  Verständigungsversuchen  ist  am 
27.  Juni  1890  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  beim  Be- 
triebe der  Eisenbahnen  und  anderer  Transportanstalten  (A.  S.  n.  F., 
II.  8.,  I.  Bd.  p.  719)  zu  Stande  gekommen,  wodurch  Art.  9 des  Bundes- 
gesetzes über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23.  Dezember 
1872  abgeändert  wird.  Das  neue  Gesetz,  gegen  welches  das  Referendum 
nicht  ergriffen  wurde,  ist  am  1.  Dezember  1890  in  Kraft  getreten.  Art.  7 
desselben  bestimmt: 

„Uebcrtretungen  dieses  Gesetzes  werden  mit  Geldbussen  bis  auf  500 
Franken,  im  Wiederholungsfälle  bis  auf  1000  Franken  bestraft. 

„Der  Verzieht  auf  die  gesetzlich  zugesieherte, Dienstbefreiung  schliesst 
die  Strafbarkeit  der  Widerhandlung  nicht  aus.“ 

Die  Botschaft  des  Bundcsratbes  vom  28.  November  1888  (B.-Bl.  1888, 
IV,  83« » ff.,  888)  sagt  hiezu  nur:  „Die  Bestimmung  endlich,  welche  Bullen 
Vorsicht,  ist  neu.  Wir  halten  dieselbe  aber  für  uöthig,  wenn  Feber- 
tretungen des  Art.  9 mit  Erfolg  geahndet  werden  sollen.  Im  Uebrigen 
entspricht  dieselbe  dem  Art.  19  des  Bundesgesetzes  über  die  Arbeit  in 
den  Fabriken  vom  23.  März  1877  (A.  S.  III,  241).“  Die  Form  der  Vor- 
schrift erscheint  in  der  That,  besonders  mit  Rücksicht  auf  Alinea  2,  sehr 
wirksam.  Ihr  Charakter  entspricht  dem  des  Gesetzes,  welchem  sie  ange- 
hört, und  das  von  dem  Gedanken  ansgeht,  auf  dem  von  ihm  beherrschten 
Gebiet  sei  das  Interesse  der  öffentlichen  Verkehrssicherheit  so  übermächtig, 
dall  ihm  das  freie  Selbstbcstimmungsreclit  des  Einzelnen  zum  Opfer  ge- 
bracht werden  müsse. 

Der  Richter,  welcher  den  genannten  Artikel  anzuwenden  hat,  wird 
sich  in  erster  Linie  fragen,  welche  Personen  als  Thäter  in  Betracht  kom- 
men können.  Der  Wortlaut  der  Bestimmung  sagt  darüber  nichts;  auch 
die  Botschaft  des  Bundesrathes  und  die  Verhandlungen  in  den  Rüthen 
gewähren  keine  Anhaltspunkte;  ebenso  wenig  lULSt  sich  aus  der  Voll* 
ziehungsverordnuug  etwas  entnehmen.  — Folgende  Gedanken  dürften  den 
Weg  weisen  : 

0 Literatur  vgl.  Zürcher,  in  dieser  Zeitschrift,  11.  Jahrgang,  t.  und  ö.  Heft, 
S.  3lo  ff.,  welcher  ein  Normalprojekt  für  kantonale  Itctreihungs-  und  Konktim- 
strafgc setze  aufstellt;  ferner  ITeber/Britstlein:  Das  Bundesgesetz  Ober  Sehuld- 
hetreibttng  und  Konkurs  fur  den  praktischen  Gebrauch  erläutert,  Art.  25,  Anm.  f>. 
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1.  Vor  Allem  kann  nicht  die  „Eisenbahnunternehmung“  als  solche 
auf  Grund  von  Art.  7 bestraft  werden:  juristische  Personen  sind  delikts- 
unfiihig.  Art.  7 cit.  ist  aber  eine  wirkliche  Strafbestimmung;  sein  Wort- 
laut schliesst  jeden  Gedanken  an  eine  blosse  Ordnungsbnsse  ans.  — 2.  Als 
Thäter  erscheint  zunächst  der  die  gesetzwidrige  Arbeitsleistung  anordnende 
Beamte.  Seine  Verantwortlichkeit  ist  bedingt  durch  eine  gewisse  Selbst- 
ständigkeit der  ihm  durch  die  Organisation  eingeräumten  Stellung.  Sie 
verschwindet,  wenn  ihm  durch  die  Verhältnisse  oder  durch  Anordnungen 
höherer  Stellen  diese  Selbstständigkeit  der  Handlungsweise  genommen  ist, 
d.  h.,  wenn  er  iin  Nothstand  oder  auf  bindenden  Befehl  Vorgesetzter 
handelt.  Die  Fälle  von  Nothstand  sind  in  der  Vollziehungsverordnung 
berücksichtigt  (vgl.  daselbst  Art.  5,  Al.  2;  Art.  12,  AI.  2;  Art.  14). 

Für  die  Frage,  welche  Anordnungen  Vorgesetzter  als  bindende  Be- 
fehle für  den  vollziehenden  Betriebsbeamten  anzusehen  seien , wird  man 
bei  der  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  strammen  Organisation  des 
Eisenbahndienstes  sehr  wohl  auf  die  Analogie  der  militärischen  Befehls- 
verhältnisse  und  auf  die  dort  durchgefiihrte  Unterscheidung  zwischen 
„Befehl“  und  „Auftrag“  hinweisen  können.  Auch  beim  blossen  Auftrag 
wird  indell  die  ganze  Verantwortlichkeit  nicht  allein  auf  dem  Untcr- 
heamten  lasten,  wenn  die  Fassung  des  Auftrags  ihn  zu  gesetzwidrigem 
Handeln  verleiten  kountc. 

3.  Endlich  kann  auch  jede  für  den  gesetz-  und  konzessionsiuässigen 
Betrieb  einer  Eisenbahnverwaltung  verantwortliche  Person,  d.  h.  die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  und  die  von  diesem  bestellten  höheren  Or- 
gane im  Sinne  von  Art.  7 cit.  straffällig  werden,  und  zwar:  «.  entweder 
als  llauptthäter  durch  Ertheilnng  „bindender  Befehle“  gesetzwidrigen  In- 
halts an  die  untern  Beamten , oder  b.  in  Konkurrenz  mit  den  selbst- 
ständig handelnden  untern  Beamten,  sei  es  durch  Nichterfüllung  der  ge- 
setzlichen Aufsichtspflicht,  sei  es  durch  Ertheilung  eines  „Auftrages“,  der 
den  Thätcr  zu  seiner  gesetzwidrigen  Verfügung  verleitete.  ') 

Aus  der  Vollziehnngsverordnung  zum  genannten  Gesetz  vom  6.  Nov. 
1890  (A.  8.  n.  F.,  II.  8.,  I.  Bd.,  p.  716)  ist  hier  noch  Art.  15  anzuführen, 
welcher  lautet:  „Wenn  der  Aufsichtsbehörde  Uebertretungen  des  Gesetzes 
zur  Kenntniss  kommen,  so  wird  dieselbe  den  Thatbestand  durch  direkte 
Erhebungen  feststellen  und  alsdann  die  Akten  dem  Bundesrathe  vorlegcn, 
welcher  das  Gericht  bezeichnet,  dem  dieselben  Überwiesen  werden  sollen.“ 


')  Vgl.  analog  die  Verurtheihmg  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  der 
Kurhausgesellschaft  Interluken  durch  Urtheil  der  Polizeikammer  des  Kantons  Bern 
vom  9.  Februar  1889  wegen  Duldung  des  „Bösaltspiels“  im  Kursualgebitude 
(Geschäftsbericht  des  Eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartements  pro  1889,  Bundeshl. 
1890,  II,  201).  Das  Urtheil  ist  abgedruckt  in  dieser  Zeitschrift,  II.  Jnhrg.,  3.  211. 
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Die  „Aufsichtsbehörde“  ist  die  Eisenbahnabtheilung  des  eidgen.  Post- 
um] Eisenbahndepartements,  speziell  deren  administratives  Inspektorat 
(vgl.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  Organisation  und  Geschäftsgang  des 
Eisenbahn-  und  Handelsdepartements  vom  27.  März  1874  [A.  S.  XI,  499  ff.| 
und  Bundesrathsbeschluss  betreffend  die  Organisation  seiner  Departemente 
vom  8.  Juli  1887  [A.  S.  n.  F.  X,  104]).  Das  Verfahren  ist  analog  dem- 
jenigen betreffend  Ueberweisungen  von  Bundesstrafrechtsfällen  geordnet. 

III.  Das  Reglement  zur  Vollziehung  der  Strafbestimmungen  des 
Alkoholgesetzee  vom  Ü4.  Juli  1888  (vgl.  diese  Zeitschrift,  TI.  Jahrg., 
1889,  p.  2(J6,  Nro.  3)  hat  sich  in  der  Praxis  sehr  rasch  als  unzweck- 
mässig erwiesen.  Insbesondere  erschien  es  nothwendig,  die  nach  diesem 
Regiemente  zu  behandelnden  Vergehen  genauer  zu  umschreiben.  Die 
Uebertretungen  gegen  die  Vorschriften  des  Bundesgesetzes  Uber  gebrannte 
Wasser  lassen  sich  nämlich  in  folgende  vier  verschiedene  Kategorien 
gliedern  : 

1.  Uebertretungen , die  zugleich  Uebertretungen  des  Zollgesetzes  sind 
(unerlaubte  Einfuhr  gebrannter  Wasser); 

2.  Uebertretungen , welche  ausschliesslich  und  speziell  das  Monopol 
betreffen  (unbefugtes  Brennen  monopolpflichtiger  Rohstoffe,  Niclitablie- 
ferung  des  auf  Rechnung  des  Bundes  hergestellten  Spiritus,  Zu- 
wendung ungerechtfertigter  Rückvergütungen  bei  der  Ausfuhr  und 
Benutzung  denaturirten  Sprits  zu  andern  als  den  gestatteten  Zwecken)  ; 

3.  Uebertretungen  der  in  Art.  7 des  Alkoholgesetzes  enthaltenen  Ver- 
bote (Hausiren  mit  gebrannten  Wassern  jeder  Art  und  Verkauf  von 
solchen  in  Brennereien,  Spezereiläden  u.  s.  w.); 

4.  Uebertretungen  der  im  Alkoholgesetz  nur  allgemein  normirten , im 
Detail  der  kantonalen  Gesetzgebung  überlassenen  Bestimmungen 
betreffend  den  Verkauf  von  Spirituosen  (Art.  8 des  Gesetzes),  Ueber- 
tretungen also,  die  je  nach  der  Auflassung  und  je  nach  der  kan- 
tonalen Gesetzgebung  nur  Uebertretungen  der  kantonalen  Gesetze 
oder  aber  Uebertretungen  des  Alkoholmonopolgesetzes  und  der  kan- 
tonalen Gesetze  zugleich  sind. 

Während  nun  das  Reglement  vom  24.  Juli  1888  alle  diese  vier  Kate- 
gorien von  Widerhandlungcn  ohne  Unterschied  der  Alkoholverwaltung  zur 
Behandlung  resp.  zur  ersten  Antragstellung  überwies  (Art.  13),  erschien 
es  aus  Gründen  einer  geordneten  Geschäftsführung  und  zur  Vermeidung 
von  Verschleppungen  als  empfehlenswcrth , nur  die  unter  Zitier  2 er- 
wähnten Widerhandlungen  der  Kompetenz  der  Alkoholdirektion  zu  unter- 
stellen, diejenigen  sub  Ziffer  1 dagegen  der  Zollverwaltung  und  diejenigen 
sub  Zitier  3 und  4 den  zuständigen  kantonalen  Behörden  zu  überlassen. 
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Mit  Bezug  auf  diejenigen  Fülle,  in  welchen  Jemand  sich  gleichzeitig 
mehrfache  Uebcrtretungen  zu  Schulden  kommen  lässt,  von  denen  die  einen 
der  Kompetenz  des  Bundes , die  andern  derjenigen  der  Kantone  unter- 
liegen, musste  eine  genaue  Ausscheidung  der  Kompetenzen  stattlinden. 

Ferner  schrieb  das  Reglement  von  1888  für  alle  Fülle  von  Ueber- 
tretungen  des  Alkoholgesetzes  die  Aufnahme  eines  förmlichen  Protokolls 
mit  dem  ganzen  dafUr  vorgeschriebenen  Apparate  (Beiziehung  von  Ge- 
richts- oder  Gemeindebeamten,  Zeugen  etc.)  vor,  während  es  in  der  Praxis 
Fälle  gab,  die  sich  zu  einer  so  umständlichen  Behandlung  nicht  eigneten. 
Es  erschien  daher  geboten,  fllr  Fälle  dieser  Art  — insbesondere  dann, 
wenn  keine  Konfiskation  von  Gegenständen  stattfindet  — blos  den  im 
Bnndesgesetz  vom  30.  Juni  1849  vorgesehenen  „Bericht“  der  eingreifenden 
Beamten  zu  verlangen. 

Aus  diesen  Erwägungen  ist  eine  Revision  des  zitirten  Reglements 
hervorgegangen,  welche  in  den  dargelcgten  Richtungen  die.  nüthigen  Ab- 
änderungen bringt  (Art.  1,  Zitf.  2:  Art.  2,  3,  9,  13,  14,  15,  17,  18,  19, 
20,  21),  ausserdem  die  leitenden  Grundsätze  betreffend  die  Vertheilung 
der  Ueldbus8en  aufstellt,  und  überdies  als  eine  gründliche  und  sehr  sach- 
gemässe  redaktionelle  Umarbeitung  des  Erlasses  von  1888  sich  darstellt. 
Das  neue  Reglement  ist  am  11.  Juli  1890  vom  Bundesrath  beschlossen 
worden  und  sofort  in  Kraft  getreten. 

ZUrich.  Berichterstatter:  Prof.  Dr.  Zürcher  in  Hottingen. 

1.  Eine  Verordnung  des  flegierungsratlies  betreffend  die  öffent- 
lichen Brückenwaagen,  datirt  vom  28.  Dezember  1889,  in  Kraft  ge- 
treten mit  1.  Januar  1890,  enthält  Bestimmungen  Uber  die  Errichtung 
solcher  Waagen , ihre  Benutzung  und  die  PHichten  der  Waagmeister. 
Nach  § 9 sind  Zuwiderhandlungen , sofern  nicht  eine  strafrechtliche 
Untersuchung  eingeleitet  »'erden  muss , gemäss  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften betreffend  das  Verfahren  bei  Polizeiübertretungen  mit  einer 
Busse  von  Fr.  2 — 40  zu  ahnden. 

2.  Durch  § 7 der  Verordnung  betreffend  Bekämpfung  des  fal- 
schen Melilthaues  vom  9.  Mai  1890  werden  die  Rebenbesitzer  für  den 
Fall  der  Nichtbefolgung  der  von  den  Behörden  getroffenen  bezüglichen 
Anordnungen  mit  Polizeibusse  bis  auf  Fr.  15  bestraft. 

3.  Das  Gesetz  betreffend  Abänderung  des  § 4 des  Gesetzes  über 
die  Wahlen  und  die  Entlassung  der  Beamten  und  öffentlichen  An- 
gestellten vom  7.  November  1800,  d.  d.  29.  Juni  1890,  gibt  dem  er- 
wähnten § 4 folgende  Fassung: 

„Die  Betheiligung  der  Stimmberechtigten  bei  allen  Wahlen  und  Abstim- 
mungen, bei  welchen  die  Unie  zur  Verwendung  kommt , ist  obligatorisch.  Für 
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ilie  Abgabe  der  Stimmberechtigungsausweise  und  Stiminzeddel  ist  die  Zeit  durch 
die  Gemeindebehörden  so  anzusetzen,  dass  den  Interessen  der  Stimmberechtigten 
billige  Rechnung  getragen  wird. 

Der  Uemcinderath  lässt  die  StimmberechtigungsansweiBe,  welche  nicht  am 
Abstiinmungs-  oder  Wahltage  dem  Wählbarem  abgegeben  oder  längstens  wahrend 
der  folgenden  zwei  Tage  demselben  zurückgesandt  werden,  bei  den  Säumigen  ab- 
holen  und  erhebt  zu  llnnden  der  Gemeindekassc  eine  Bezugsgebfthr  von  50  Rp. 
bis  1 Fr. 

Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Bezugsgelmhr  ist  Sache  der  Gemeinde.“ 

Die  ursprünglich  beantragte  strafrechtliche  Ahndung  der  Vernach- 
lässigung der  Bifrgerptlicht  hat  sich  in  dieser  definitiven  Fassung  zur 
Bezugsgeblihr  hcrabgemildert. 

4.  Ein  Zusatz  zu  den  §§  29  und  30  des  Réglementes  für  das 
Wartpersonal  der  kantonalen  Krankenanstalten  Zürich  und  Winter- 
thur vom  6.  September  1890  enthiilt  Bestimmungen  über  Freizeit  und 
Ferientage  der  Krankenwärter.  Ueberschreitungen  der  bewilligten  Frei- 
stunden oder  der  Urlaubstage  werden  nach  § 31,  Ziffern  1 und  2,  des 
Wärterreglements  geahndet. 

5.  Ein  eigentliches  Polizei-  und  Disziplinarstrafgesetz  bildet  die 
Verordnung  betreffend  Versäumnis s des  Unterrichts  in  der  Volks- 
schule des  Kantons  Zürich  (Absenzenordn ung)  vom  8.  Nov.  1890. 

Wir  entnehmen  dieser  Verordnung  folgende  hieher  gehörige  Be- 
stimmungen : 

S 3.  Eltern,  l’tlegeeltern,  Vormünder,  Dienstherren,  Überhaupt  die  Besorger 
der  schulpflichtigen  Kinder,  sind  für  den  regelmässigen  Schulbesuch  derselben 
verantwortlich. 

§ 4.  Das  Versäumniss  eines  halben  Schultages  oder  einer  Singschulstunde, 
sowie  dreimaliges  unentschuldigtes  Zuspiitkommcn  um  mehr  als  eine  Viertelstunde 
gilt  als  eine  Absenz. 

§ 7.  Als  strafbar  ist  jede  Absenz  anzusehen,  welche  nicht  vorher  bewilligt 
oder  nachher  am  gleichen  oder  nächstfolgenden  Schultage  genügend  entschuldigt 
worden  ist. 

§ 8 zählt  die  Entschuhligungsgrtlnde  auf,  $ 9 regelt  die  Ertheilung  von  Be- 
willigungen und  die  Prüfung  der  Entschuldigungen. 

§ 10.  Erzeigt  sich  hei  näherer  Untersuchung  verdächtiger  Angaben  der 
vorgebliche  Eiitschuldignngsgrund  als  unwahr,  so  hat  die  Schnlpflege  je  nach  Um- 
ständen mit  Verweis  oder  Ordnungsbusse  einznschreiten. 

§ 11.  Gegen  die  in  § 3 genannten  Personen  wendet  die  Schulpflege  für 
strafbare  Absenzen  der  Kinder  folgende  Strafmittel  au  : 

1.  schriftliche  Mahnung  (wo  dies  zweckmässig  erscheint,  kann  sie  mit  persön- 
licher Vorladung  vertauscht  werden); 

2.  Androhung  von  Polizeibusse; 

3.  Polizelbusse  von  Fr.  3 bis  Fr.  15; 

4.  falls  das  Bussenmaximnm  erschöpft  ist,  Yerzeigung  beim  Statthalteraint 
behufs  Vorgehens  wegen  Ungehorsam. 
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§ 12.  Ausfertigung  der  Anzeigen  im  Doppel,  wovon  das  eine  mit  der  unter- 
schriftlichen  Bescheinigung  der  Einsichtnahme  der  ScbulpHege  zuriiekzustellen  ist. 

Verweigerung  dieser  Bescheinigung  hat  Ordnungsbusse  von  Er.  1 bis  Er.  15 
zur  Eolge. 

S 13. 

Für  dio  Alita#--  und  KrgBnzungs-,  Sing-  u. 

Sekundarschule  Arbeitwicbnle 

erfolgt  Mahnung  bei  3 2 

Busseuandrohung  bei  6 4 

Busse  bei  !)  6 

strafbaren  Absenzen,  die  im  laufenden  Schuljahre  gemacht  wurden. 

Nach  der  ersten  Busse  erfolgt  hei  drei  weitern  strafbaren  Absenzen  eines 
Primär-  nnd  Sckundarschftlers , nach  zwei  solchen  eines  Ergänzung*-  und  Sing- 
schillers die  zweite  und  nach  ebensoviel  weitern  Absenzeu  die  dritte  PoHzeibusse, 
welche  Fr.  15  betragen  soll. 

Nach  der  dritten  Polizeilmsse  hat  auf  Mittheihmg  der  Schulpllege  das  Statt- 
halteramt eine  Verfügung  zu  erlassen,  in  welcher  für  den  Fall  weiterer  unent- 
schuldigter  Sehulversäuinnisse  Ueberweisung  au  die  Gerichte  wegen  Ungehorsams 
( 80  des  Strafgesetzbuches)  augedroht  wird. 

Die  Ueberweisung  an  die  Gerichte  erfolgt,  nachdem  weitere  drei  resp.  zwei 
unentschuldigte  Absenzen  aufgelaufen  sind. 

§ 16.  Wird  vou  Seiten  des  Besorgers  eines  schulpHichtigen  Kindes  die  An- 
meldung im  neuen  Wohnort  ohne  genügende  Entschuldigung  länger  als  4 Tage 
verzögert,  so  ist  mit  Orduungshussc  dagegen  zu  verfahren. 

§ 18.  Die  Auflegung  von  l'olizeibusseii  ist  den  Gehüssten  mit  der  Bemerkung 
zur  Kenntniss  zu  bringen,  dass  binnen  10  Tagen  vou  der  Mitthcilung  an  bei  der 
die  Busse  verhängenden  Schulbehörde  die  gerichtliche  Benrtheiluug  verlangt  werden 
könne,  Stillschweigen  dagegen  als  Anerkennung  aufgefasst  würde. 

§ 19.  Wird  die  Polizeibusse  nicht  anerkannt,  so  überweist  die  ScbulpHege 
innerhalb  4 Tagen  ihren  Entscheid  nebst  allfälligen  Akten  dem  Bezirksgerichte. 

§ 20.  Die  Ordnungslmssen  betragen  Er.  1 bis  Er.  25.  Innerhalb  10  Tagen 
von  der  schriftlichen  Mitthcilung  an  kann  gegen  die  verhängte  Ordnungslinsse 
an  die  Vorgesetzte  Behörde  rekurrirt  werden.  Diese  entscheidet  letztinstanzlich. 

§ 21.  Rechtskräftige  Polizei-  und  Ordnungslmssen  sind,  falls  die  Zahlung 
länger  als  14  Tage  ausbleibt,  mittelst  des  Rechtstriebes  einzufordem. 

§ 22.  Nichterhältliche  Bussen  werden  nach  Vorschrift  des  § 1060  des  Ge- 
setzes betreffend  die  Rechtspflege  in  Vcrhuft  umgewandelt.  (Das  kann  sich  nur 
auf  die  Polizeihussen  beziehen!) 

§ 23.  Die  erhältlichen  Russen  fällen  in  die  Schulkasse. 

6.  Endlich  enthält  auch  die  Verordnung  mm  Gesetze  betreffend  die 
Leichenbestattung,  vom  2'J.  November  1890,  eine  Strafbestimmung  in 
8 57: 

„Uebertretungen  dieser  Verordnung  werden,  insoweit  sie  nicht  als  Ordnungs- 
fehler zu  behandeln  sind  oder,  wie  namentlich  mit  Hinsicht  auf  § 14  (Pflicht  der 
Leichenschau),  zur  Ueberweisung  an  das  Strafgericht  Veranlassung  geben,  mit 
einer  Polizeibusse  von  Er.  2 bis  Er.  20  bestraft.“ 
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Das  Bestattungsgesetz  selber  (vom  29.  Juni  1890)  enthielt  keine 
Strafbestimmungen;  allerdings  beschränkte  es  sich  in  der  Hauptsache 
darauf,  den  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  durchzuflihren,  wiihrend  die 
Aufstellung  der  Vorschriften  Uber  das  Verfahren,  bei  denen  erst  die  Ge- 
fahr der  Uebcrtretung  zu  Tage  tritt,  der  Verordnung  überlassen  lilieb. 

Bern.  Berichterstatter:  Carl  Stooss  in  Beru. 

Das  Gesetz  betreffend  denVerkehr  mit  Nahrungsmitteln,  Gennssinitteln 
und  Gebrauchsgegeuständen,  sowie  Abänderung  der  Art.  232  u.  233  des 
Strafgesetzbuches  vom  20.  Februar  1888  ')  beauftragt  den  Uegierungsrath, 
diejenigen  Verordnungen  zu  erlassen,  welche  zur  Handhabung  der  Auf- 
sicht über  den  Verkehr  mit  den  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Nahrungs- 
oder Genussmittcln  oder  Gebrauchsgegenständen  erforderlich  sind.  Int 
Jahre  1890  sind  mehrere  solcher  Verordnungen  erlassen  worden,  nämlich: 

1)  Verordnung  betreffend  die  Untersuchung  geistiger  Getränke,  vom 
19.  März  1890; 

2)  Verordnung  betreffend  den  Verkehr  mit  Kaffee,  Cacao,  Thee  und 
GewUrzen,  vom  19.  März  1890; 

3)  Verordnung  betreffend  den  Verkehr  mit  Butter  und  andern  zum 
Genuss  bestimmten  Fetten  und  Oelcn,  vom  19.  März  1890; 

4)  Verordnung  betreffend  den  Verkehr  mit  Honig  und  dessen  Ersatz- 
mitteln, vom  19.  März  1890. 

Der  Inhalt  dieser  Verordnungen  bietet  vorwiegend  ein  gesundheits- 
und  gewerbepolizeiliches  Interesse. 

F.s  darf  daher  auf  den  Text  dieser  Bestimmungen  verwiesen  werden. 

Ueber  die  Gefttngnissrefonn , die  Übrigens  erst  im  Jahre  1891  zu 
einer  entscheidenden  Entwicklung  gelangte,  ist  an  anderer  Stelle  ein- 
gehend berichtet  worden  ä). 

Auch  die  Beschlüsse  betreffend  die  Vertheilung  des  Alkoholzehntels 
fallen  nicht  in  das  Berichtsjahr. 

Luzern.  Berichterstatter:  Oberrichter  Dr.  Platid  Meyer  von 
Schauensee  in  Luzern. 

Aua  dem  Gesetz  betreffend  Abänderung  der  Staatsverfassung  des 
Kantons  Luzern  vom  Jahr  18T5,  d.  d.  26.  November  1890,  das  haupt- 
sächlich Bestimmungen  Uber  Auslibung  des  Stimmrechts,  Wahlmodus, 
Revision  der  Verfassung  etc.  enthält,  ist  hier  namentlich  Art.  13  hervor- 
zuheben, dahin  gehend:  Der  § 82  der  Verfassung  soll  lauten:  „Der  Ge- 

*)  Zeitschrift,  erster  Jahrgang,  f-eite  189. 

*)  Seite  51  dieses  Jahrganges. 
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setzgcbung  bleibt  Uberlassen,  fUr  gewerbliche  Streitsachen  ein  oder  mehrere 
gewerbliche  Schiedsgerichte  und  fUr  kommerzielle  RechtsfUUe  ein  Handels- 
gericht aufzustellen  und  dessen  Wahlart,  Zusammensetzung  und  Kompetenz 
zu  bestimmen.“ 

Den  25.  November  1890  erliess  der  Grosse  Kath  ferner  ein  Gesetz 
Uber  das  Markt-  und  Wandergewerbewesen. 

Nichtbeachtung  der  betretlenden  Vorschriften  wird  nach  § 37  mit 
Geldbusse  von  Fr.  20 — 200  bestraft.  Wer  Ausverkauf  unter  falschem 
Namen  betreibt  oder  seinen  Namen  dazu  hergibt,  wird  mit  Geldbusse  von 
Fr.  50 — 500  oder  mit  einer  GefUngnisastrafc  von  8 Tagen  bis  3 Monaten 
belegt. 

Nach  § 38  erhält  der  Leider  von  jeder  ausgefällten  und  zu  Händen  des 
Staates  wegen  Uebertretung  dieses  Gesetzes  eingegangenen  Geldbusse  den 
vierten  Theil  als  Leidcrlohn.  Nach  i?  39  werden  Uebertretungen  dieses 
Gesetzes  nach  Anleitung  des  Strafrechtsverfalirens  verfolgt.  Fehlbar  Be- 
fundenen ist  sofort  vom  Amtsstatthalter  das  Patent  in  Verwahr  zu  nehmen. 
Die  Waaren, welche  der  Bestrafte  mit  sich  fuhrt,  haften  für  Kosten,  Ge- 
bühren und  Busse  und  sind  zu  diesem  Zweck  in  Beschlag  zu  nehmen.  Nach 
§ 23,  letzter  Absatz,  wird  die  Ertheilung  eines  Patents  fUr  den  Hausir- 
handel  und  fllr  die  Austibuug  eines  Handwerks  an  die  Bedingung  geknUpft, 
dass  der  Bewerber  Schweizerblirger  oder  in  der  Schweiz  niedergelassen  sei, 
und  nach  § 25  soll  Angehörigen  fremder  Staaten,  welche  mit  der  Schweiz 
in  keinem  Vertragsverhältniss  stehen  oder  gegen  Schweizer  nicht  Gegen- 
recht halten,  das  Patent  verweigert  werden.  Das  neue  Gesetz  bemUht 
sich,  die  begründeten  Klagen  der  ansässigen  Geschäftsleute,  sowie  des 
durch  Übermässige  Hausirerci  belästigten  Publikums  verstummen  zu  machen, 
ohne  die  Grundsätze  der  Gewerbefreiheit  zu  verletzen. 

Vom  5.  November  1890  datirt  ferner  ein  Dekret  des  Grossen  Kaths 
betreffend  provisorische  Unterbringung  von  Zwangsarbeiterinnen  in  der 
kantonalen  Strafanstalt  (vergl.  Verhandlungen  des  Grossen  Raths  pro  1890, 
Seite  248  tt'.).  Strafbestimmungen  enthält  endlich  auch  das  Gesetz  be- 
treffend die  Viehzucht  vom  27.  Mai  1890,  und  zwar  in  § 25,  wo  Zuwider- 
handlungen gegen  die  §§  20 — 23  inkl.  mit  Bussen  von  Fr.  20 — 100  be- 
droht werden. 

ln  das  Gebiet  des  Polizeistrafrechts  gehörende  Strafandrohungen 
enthalten  auch  folgende  regieruugsräthliche  Verordnungen: 

1)  InterkantonaleVerordnung  betreffend  die  Ausübung  des  Kutscher- 
gewerbes, vom  30.  August  2.  Oktober  1889,  der  Regierungen  der  Kantone 
Luzern  und  Unterwalden  ob  und  nid  dem  Wald.  (Amtl.  Samml.  d.  Verord- 
nungen des  Regierungsrathes,  6.  Heft,  Seite  410  fl'.) 
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Straf bfstimmumjt  tu 

Art.  Hl.  Widerhand)  ungcn  gegen  diese  Vorschriften  (insofern  sie  sich  niclit 
zu  schweren  Vergehen  gestalten)  werden  mit  einer  Strafe  von  Fr.  10 — HO  belegt. 

In  allen  Wiederholungslallen  im  gleichen  Jahr  soll  die  Strafe  verdoppelt 
werden. 

Unter  erschwerenden  Umstünden  kann  mit  der  (leidstrafe  eine  Gefängniss- 
strafe  verbunden  werden  und  es  kann  zeitweilig  oder  für  immer  die  Fahrbewilligung 
entzogen  werden. 

Art.  17.  Hei  jedem  Kall  der  l'ebertretung  setzen  in  erster  Linie  die  be- 
treffenden Polizeidirektionen  die  Strafe  fest  und  beziehen  dieselbe. 

Obwalden  hat  das  Recht,  diese  Kompetenz  dem  Thalammannamt  Engelberg 
einzuräumen.  Dem  Bestraften  stellt  jedoch  das  Recht  zu,  Behandlung  des  Falles 
durch  die  ordentlichen  Gerichte  zu  verlangen. 

Der  Entzug  der  Fahrbewilligung  steht  in  der  Kompetenz  der  betreffenden 
Reglcrungsräthc. 

2)  Kantonale  Verordnung  über  die  Fischerei  vom  12.  November 
ISS!).  Vom  Grossen  Rath  genehmigt  den  20.  November,  vom  Bundesrath 
den  7.  Dezember  1889.  (Amtl.  Samml.  d.  Verordnungen  des  Regierungs- 
rnthes,  6.  Heft,  Seite  418  ff.) 

§ lfi.  Uebertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern  nicht  besondere 
Bestimmungen  getroffen  sind,  mit  Busse  von  Fr.  10 — 100  oder  Gefängnis»  bestraft. 

In  Vollziehung  des  Armengesetzes  vom  21.  November  1889  (vergl. 
Bericht  für  1889,  Seite  281  ff.,  Bd.  3 dieser  Zeitschrift)  hat  der  Regie- 
rungsrath bereits  unterm  24.  Oktober  1890  das  Reglement  llher  die 
kantonale  Armenkasse  und  den  12.  November  1890  die  Verordnung 
betreffend  die  Armenärzte  erlassen.  (Amtl.  Samml.  d.  Verordnungen  des 
Regierungsrat  lies,  6.  Heft,  Seite  438  ft'.) 

Uri.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  und  StHnderath  Dr.  Franz 
Schmid  in  Altdorf. 

Auch  das  Jahr  1890  war  in  Uri  kein  sehr  fruchtbares  auf  dem 
Gebiete  des  Strafrechtes  und  Strafprozessrechtes;  dagegen  bestehen  gute 
Aussichten,  dass  iin  Jahre  1891  das  kleine  Cri  in  die  Reihe  derjenigen 
Kantone  eintreten  werde,  welche  ein  eigenes  Strafgesetzbuch  besitzen, 
indem , wie  bereits  mitgetheilt , der  Landrath  von  Uri  eine  auf  Erlass 
eines  Strafgesetzbuches  abzielende  Motion  einstimmig  erheblich  erklärt 
und  an  den  Regierungsrath  zur  Ausarbeitung  eines  Entwurfes  auf  Grund- 
lage desjenigen,  welcher  vor  26  Jahren  schon  das  Licht  der  Welt  er- 
blickt hat,  seither  aber  dem  Schlafe  der  Murmclthiere  verfallen  war, 
fiberwiesen  hat. 

1.  Mit  dem  1.  Februar  1890  ist  das  neue  Reglement  ftlr  das  Po- 
lizeikorps des  Kantons  Uri  in  Kraft  getreten,  wonach  das  Polizeikorps 
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aas  12  Polizisten  bestellt,  die  unter  einen  Chef  gestellt  sind,  welchem 
von  der  Polizeidirektion  auch  die  Führung  von  Voruntersuchen  über- 
tragen werden  kann. 

Bezüglich  der  Verhaftungen  und  Hausdurchsuchungen  wird  auf  das 
Gesetz  Uber  die  Personenfreiheit  vom  4.  Mai  1851,  Landbuch,  Band  5, 
Seite  114  ff.,  verwiesen  und  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  Personen, 
welche  einen  festen  Wohnsitz  im  Lande  haben,  in  der  Regel  ohne  einen 
von  kompetenter  Behörde  oder  Amtsstclle  ausgegangenen  Verhaftbefehl, 
welcher  dem  zu  Verhaftenden  vorgewiesen  werden  muss,  nicht  verhaftet 
werden  dürfen  und  dass  Hausdurchsuchungen,  wenn  nicht  dringende  Ge- 
fahr im  Verzüge  ist,  gegen  den  Willen  des  Bewohners  ebenfalls  nur  auf 
Verfügung  der  zuständigen  Vorgesetzten  vorgenommen  werden  mögen. 

Bezüglich  des  Rechtes  zum  Gebrauche  der  Waffen  wird  statuirt, 
dass  die  Polizisten  der  blanken  Waffe  sich  nur  sollen  bedienen  dürfen  : 

a.  bei  einem  ernstlichen  Angriffe  oder  thätlichem  Widerstande  Seitens 
eines  Arrestanten; 

b.  bei  Entweichung  eines  wegen  Verbrechen  transportirten  Individuums; 

c.  bei  Flucht  eines  auf  der  That  ertappten  Verbrechers,  dem  jedoch 
vorgängig  die  Verhaftung  angekündigt  werden  muss; 

d.  zur  Vertheidigung,  sofern  der  Polizist  an  seinen  Dienstverrichtungen 
rechtswidrig  und  gewaltthütig  verhindert  wird. 

ln  den  Fällen  a und  d sollen  bei  strenger  Verantwortung  die  Grenzen 
der  Nothwehr  nicht  überschritten  werden.  Das  Menschenleben  ist  in  allen 
Fällen  thunlichst  zu  schonen.  Auf  entwichene  Arrestanten , die  bloss 
wegen  Bettel,  Vagantität  oder  Polizeiübertretungen  verhaftet  wurden,  soll 
nicht  geschossen  werden. 

2.  Durch  Beschluss  des  Rcgierungsrathes  ist  mit  dem  17.  April  1890 
eine  ausserordentliche  Polizeiverordnung  während  des  Baues  des  zweiten 
Geleises  der  Gotthardbahn  und  der  Gotthard-Befestigung  in  Kraft  ge- 
treten, welche  bestimmt  ist,  die  Fremden-,  Sioherheits-,  Sanitäts-,  Wirth- 
sehafts-  und  Strassenpolizei  zu  regeln.  Es  wird  demnach  die  Einstellung 
eines  nicht  kantonsangehörigen  Arbeiters  ohne  Abgabe  der  Schriften  in- 
nert 8 Tagen  mit  Fr.  10—50  Busse  bedroht;  ebenso  die  Aufnahme  von 
Kautonsfremden  in’s  Logis  ohne  Abforderung  der  Aufenthaltskarten  innert 
oben  bezeichneter  Frist. 

Auf  Erstellung  eines  Dynamit  oder  Pulver-Lagers  ohne  Bewilligung 
der  Kantonspolizei  ist  eine  Geldbusse  von  Fr.  50 — 500  gesetzt;  auf 
das  Tragen  oder  Legen  von  Dynamitpatronen  ausserhalb  der  Arbeits- 
plätze eine  solche  bis  Fr.  100;  auf  das  unbefugte  Waffentragen  eine 
Busse  von  Fr.  5 — 50,  nebst  Konfiskation  der  Waffen,  und  in  schweren 
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Fällen  Gefängnis«  ; auf  Ausstellen  und  Verkauf  von  Waffen  Fr.  5 — 50, 
im  Wiederholungsfälle  verbunden  mit  Konfiskation  ; auf  das  Schiessen 
in  Strassen,  Häusern  und  deren  Umgebung,  bei  Tag  und  Nacht,  Fr.  10 
bis  50,  nebst  Konfiskation  der  Waffen. 

Das  Feilhalten  schlechter  und  gesundheitsschädlicher  Waaren  ist 
ausser  der  Konfiskation  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  30  bedroht.  Das 
Verabfolgen  von  Getränken  an  Gäste  nach  der  Polizeistunde  zieht  eine 
Geldbusse  von  Fr.  5 — 20  für  den  Wirtli,  und  die  Uebertretung  der  Po- 
lizeistunde eine  solche  von  Fr.  2 — 5 fllr  die  Gäste  nach  sich. 

Die  Erregung  öffentlichen  Aergemisses  durch  Trunkenheit  ist  mit 
Geldbnsse  von  Fr.  5 — 10  oder  mit  Gcfängniss  bis  zu  3 Tagen,  im 
wiederholten  Rückfälle  mit  Arbeitshausstrafe  bis  auf  14  Tage  bedroht. 

Das  Verunreinigen  und  Verlegen  der  Strassen  und  Wege  ist  durch 
die  betreffenden  Gemeindoräthe  mit  oiner  Geldbusse  bis  auf  Fr.  30  zu 
ahnden. 

3.  Die  Landsgemeinde  genehmigte  deu  4.  Mai  1890  ein  in  Vollziehung 
des  Art.  24  der  Verfassung  durch  den  Laudrath  ihr  vorgelegtcs  Gesetz 
über  den  Amtszwang. 

Die  Strafe  für  die  Amtsverweigerung  beträgt  Fr.  200 — 1000.  Sie 

ist  durch  das  Obergericht  zu  bestimmen,  unter  Berücksichtigung  der  in 
jedem  einzelnen  Falle  vorliegenden  Milderungsgründe. 

4.  Am  IS.  September  1890  erliess  der  Landrath  des  Kantons  Uri 
kraft  Art.  59,  litt,  m,  der  Verfassung  eine  Verordnung  betreffend  Er- 
hebung einer  Staatsgebühr  für  polizeiliche  und  fabrikpolizeiliche  Be- 
willigungen, der  zufolge  für  Sonntagsarbeit,  Waarentransport  an  Sonn- 
und  Feiertagen,  Ueberzeitbewillignngen , zeitweilige  Verkehrshemmungen 
und  Absperrungen,  Errichtung  von  Hütten,  Dépôts  und  Magazinen  für 
Sprengstoffe  besondere  Gesuche  gestellt  und  gewisse  Taxen  bezahlt 
werden  müssen. 

Die  Unterlassung  der  Einholung  solcher  Bewilligungen  wird  mit 
Ordnnngsbusse  von  Fr.  50 — 200,  die  verspätete  Einholuug  oder  säumige 
Erfüllung  der  Zahlungspflicht  mit  einer  solchen  von  Fr.  5 — 50  bedroht. 

Gegen  die  letztere  Verordnung  wurde  seither , weil  angeblich  mit 
dem  Grundsätze  der  Gewerbefreiheit  nicht  vereinbar,  an  den  Hundesrath 
reknrrirt,  dessen  Entscheid  noch  aussteht. 

Schwyz.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  Anton  Bürgi  in  Schwyz. 

Ausser  dem  bereits  im  letzten  Jahrgang  besprochenen  Beschluss  vom 
fi.  Februar  betreffend  Umwandlung  der  Geldbusscn  in  Freiheitsstrafe  hat 
der  Kantonsrath  im  Jahre  1890  folgende  Verordnungen  mit  Bestimmungen 
strafrechtlichen  Charakters  erlassen  : 
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1.  Verordnung  über  Versicherung  gegen  Feuerschaden , vom  28.  No- 
vember 1890.  Dieselbe  tritt  an  Stelle  derjenigen  vom  2.  August  1889, 
Uber  welche  im  letzten  Jahrgänge  Bericht  erstattet  wurde,  und  re- 
produzirt  in  den  §§  22,  25  und  34  die  strafrechtlichen  Bestim- 
mungen der  letztem. 

2.  Verordnung  über  Niederlassung  und  Aufenthalt , erlassen  am 
25.  November  1890  in  Ersetzung  einer  gleichnamigen  Verordnung 
vom  1.  Dezember  1881.  Aus  derselben  sind  folgende  Bestimmungen 
strafrechtlicher  Natur  erheblich  zu  machen: 

Nach  § 10  unterliegt:  einer  Busse  von  Fr.  5 — 100,  wer  seiner  Ob- 
liegenheit zur  Einholung  der  Niedcrlassnngsbewilligung  oder  zur  Vor- 
zeigung eines  Geschäftsdomizils  nicht  nachkommt;  einer  Busse  von  Fr.  5 
bis  Fr.  50,  wer  Personen  oder  Familien  bei  sich  aufnimmt,  welche  ihrer 
Niedcrlassnngspflicht  nicht  stattgeben,  und  unterlässt,  dem  Gemeinds- 
präsidenten hievon  Anzeige  zu  machen. 

§ 11  bedroht  diejenigen,  welche  unterlassen,  bei  Nachsnchung  der 
Niederlassung  oder  aber  14  Tage  nach  Einholung  derselben  ausser  dem 
Heimatschein  hinreichende  Ausweise  Uber  ihre  Zivilstandsverhältnisse  und 
eventuell  Uber  die  Erfüllung  ihrer  Wehrpflicht  oder  der  daherigen  Er- 
satzleistung einzureichen,  mit  Busse  von  Fr.  5 — 40. 

§ 23  verpHichtet  Gastwirthe  und  namentlich  auch  Dienstherren,  Meister, 
Kost-,  Logis-  und  Arbeitgeber  bei  einer  Busse  von  Fr.  2 — 20,  Aufent- 
halter, die  ihre  Papiere  nicht  abgeben  sollten,  innert  14  Tagen  beim 
Gemeindspräsidenten  zur  Anzeige  zu  bringen.  — Der  gleichen  Busse 
unterliegen  die  Aufenthalter,  welche  ihre  Papiere  nicht  vorschriftsgemäss 
abgeben. 

Nach  § 29  können  Handwerksburschen,  welche  den  Kanton  durch- 
reisen und  nicht  mit  genügenden  Ausweisschriften  versehen  sind,  oder 
sich  dem  Bettel  ergeben,  sowie  Personen,  welche  ein  vagirendes  Leben 
fuhren,  von  den  Gemeindspräsidenten  oder  den  Bezirksämtern  mit  Arrest 
bis  auf  8 Tage  bestraft  werden  und  sind  dann  Uber  die  Grenze  zu 
weisen  unter  Vormerkung  von  Arreststrafe,  Wegweisung  aus  dem  Kanton 
und  Verbot  des  Wiedereintritts  in  den  Ausweisschriften. 

Organ  fUr  Ausfüllung  der  Geldbussen , welche  zu  */*  dem  Leider 
und  zu  s/3  der  Gemeindekasse  zufallen,  ist  der  Gemeimlerath.  — Wo 
der  Sachlage  nach  gleichzeitig  verschiedene  Behörden  strafbercehtigt 
wären,  wird  diejenige  Gemeinde  strafbefugt,  bei  welcher  die  Klage  zu- 
erst anhängig  war  (§  31). 

Gemeindebehörden,  Gemeindekanzleien  und  Polizeiangestellte,  welche 
den  ihnen  durch  die  Verordnung  tlherbundeuen  Pflichten  nicht  nacli- 
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kommen,  können  vom  Regierungsrath  mit  Ordnungsbussen  bis  auf  Fr.  40 
bestraft  und  in  schweren  Fällen  wegen  Verletzung  der  Amtspflicht  dem 
Strafrichter  Überwiesen  werden  (§  32). 

Unterwalden  ob  dem  Wald.  Berichterstatter:  Gerichtspräsident 
Adalbert  Wir*  in  Sarnen  '). 

Im  Jahre  1890  sind  folgende  Verordnungen,  welche  eine  gewisse 
strafrechtliche  Bedeutung  haben,  erlassen  worden  : 

1)  Verordnung  betreffend  die  Misteln  auf  Obstbäumen  vom  15.  April 
1890:  „Wenn  nach  dem  1.  Christmonat  Misteln  an  Obstbäumcn  sich  vor- 
finden, so  erfolgt  ftlr  den  Fchlbaren  eine  Busse  bis  Fr.  2t).“ 

2)  Vollziehungsverordnung  zum  Bundesgesetz  Uber  die  Fischerei  vom 
21.  Dezember  1888,  vom  15.  April  1890. 

3)  Revidirte  Verordnung  Uber  das  Polizeiwesen,  die  Organisation 
und  Leitung  der  Polizisten,  vom  6.  November  1890. 

Diese  wichtige  Verordnung  greift  in  mehreren  Bestimmungen  in  das 
Gesctzgobungsgebict  Uber.  Strafprozessualischer  Natur  sind  insbesondere 
die  Vorschriften  Uber  Verhaftungen  und  Transporte, 
lieber  Verhaftungen  bestimmt  Art.  42: 

Art.  42.  Ohne  einen  besondern  schriftlichen  Verhaftsbefehl  darf  kein  Polizist 
einen  im  Kanton  angesessenen,  in  bürgerlichen  Hechten  und  Uhren  stehenden  Ein- 
wohner verhaften  oder  arretiren,  ausgenommen  in  folgenden  Fällen: 

1)  wenn  solcher  als  Verbrecher  öffentlich  ausgeschrieben  und  signalisirt  ist; 

2)  wenu  ein  solcher  in  Ausübung  eines  Verbrechens  auf  der  Thal  ergriffen  wird: 

3)  wenu  bei  der  Entdeckung  eines  schweren  Verbrechens  der  muthmassliche 
Thäter  zu  entweichen  sucht; 

4)  wenn  ein  Impiisit  aus  der  Haft  entrinnt,  ein  Ausgewiesener  ohne  Erlaubniss 
in  den  Kanton  zurückkehrt  oder  eine  in  die  Gemeinde  eingegrenzte  Person 
ausser  derselben  betroffen  wird; 

5)  wenn  einem  Gesetze  oder  einer  Verordnung  zuwider  gehandelt  wird,  deren 
Uebertrctung  vorschriftsgemäss  eine  Arretirung  nach  sich  zieht. 

Sehr  beachtenswert)]  sind  die  Weisungen  bezüglich  des  Verhaltens 
der  Polizeiangcstellten,  so  z.  B.  folgende:  „Sie  haben  sich  nie  zu  groben 
Aeusserungcn  und  leidenschaftlichen  Handlungen  gegen  Fremde  und 
Heimische  hinreissen  zu  lassen.“ 

Da  und  dort  gestaltet  sich  die  Verordnung  zu  einem  Erlass  landes- 
väterlicher Fürsorge,  die  au  vergangene  Zeiten  gemahnt. 

Unterwalden  nid  dem  Wald.  Berichterstatter:  Regierungarath 
Albert  Fluder,  Stans. 

In  Bezug  auf  Strafgesetzgebung  und  Gefängniss  ist  im  Jahre  1890 
keine  Veränderung  eingetreten. 

')  Derselbe  hatte  die  Güte,  die  Materialien  einzusenden,  den  Bericht  selbst 
vertritt  die  Redaktion. 


Digitized  by  Google 


Jahresbericht  fur  1*90. 


415 


Glarus.  Berichterstatter:  Nationnlrath  li.  Gallali  in  Glarus. 

Mit  Bezug  auf  die  Strafgesetzgebung  hat  sich  im  Jahre  1890  in 
Glarus  nichts  geändert.  I'cr  an’s  Memorial  der  Landsgenieinde  pro  1891 
gestellte  Antrag  auf  eine  Totalrevision  unseres  Strafgesetzbuches  und 
unserer  Strafprozessordnung  ist  in  der  Sitzung  vom  4.  Februar  1891 
vom  Landrathe  nach  Anhörung  eines  Gutachtens  des  Kriminalgerichtes 
behandelt  worden.  Die  Mehrheit  des  Gerichtes,  welches  zu  seinen  Be- 
rathungen den  Staatsanwalt,  Verhörrichter  und  öffentlichen  Vertheidiger 
beigezogen  hatte,  wollte  diesen  Antrag  der  Landsgemeinde  in  dem  Sinne 
unterbreiten,  dass  die  gewünschte  Revision  im  Laufe  des  Jahres  1891 
vorgenommen  und  der  Landsgenieinde  1892  eine  bezügliche  Vorlage  ge- 
macht werde.  Die  Minderheit  beantragte  dagegen  ablehnende  Begutach- 
tung der  Memorialseingabe  zu  Händen  der  Landsgemeinde.  Der  Land- 
rath liât  diesen  letztem  Antrag  zum  Beschluss  erhoben  und  wird  nun 
die  Angelegenheit  ira  nächsten  Mai  der  Landsgemeinde  in  dem  Sinne 
vorgelegt,  dass  eine  Revision  unserer  Strafgesetzgebung  bis  auf  Weiteres 
nicht  vorgenommen  werden  soll.  Die  Motive,  welche  den  Landrath  bei 
seiner  Schlussnahme  geleitet  haben,  bestehen  hauptsächlich  darin,  dass 
man  den  baldigen  Erlass  eines  eidgenössischen  Strafgesetzbuches  erwartet 
und  eigentliche  grössere  Uebelstände  in  unserer  Kriminaljustiz  sich  bei 
unserer  bestehenden  Strafgesetzgebung  nicht  gezeigt  haben. 

Zug.  Berichterstatter:  Regierungsrath  und  Stadtpräsident  Carl 
Zürcher  in  Zug. 

Strafrecht.  Das  Strafgesetzbuch  wurde  keiner  Revision  unterzogen. 
Im  Kantonsrathe  machte  sich  die  Meinung  geltend,  dass  die  Jagdfrevel 
verhältnissmässig  zu  stark  bestraft  werden,  dies  zwar  au  der  Hand  des 
eidgenössischen  Gesetzes. 

In  Kraft  trat  die  Verordnung  betreffend  den  Verkauf  von  Arznei- 
mitteln und  Giften,  in  Revision  der  Verordnung  vom  22.  April  1861. 

Strafprozess.  Der  Entwurf  einer  kantonalen  Strafprozessordnung 
wurde  von  den  hierseitigen  Juristen  geprüft,  von  einer  kantonsräthlichcn 
Kommission  in  Wiedererwägung  gezogen  und  vom  Kantonsrathe  wieder- 
holt vertagt.  Das  mündliche  Verfahren,  die  weitgehende  Zumessung  von 
Kompetenzen  an  das  Gcrichtspräsidium  während  des  Untersuches  linden 
Anfechtung.  Erachtet  man  auf  der  einen  Seite,  dass  die  Administrativ- 
behörde zur  Zeit  sich  richterliche  Befugnisse  anmasse,  so  lindet  man  es 
anderseits  auch  nicht  für  angezeigt,  dass  der  spätere  Richter  zum  Voraus 
schon  während  der  Prozesseinleitung  entscheidend  handle. 

Verschiedenes.  Die  Anregung,  die  Natural  Verpflegung  in  allen  Ge- 
meinden durrhzufUhren,  fand  nicht  Zustimmung.  Opposition  erfolgte  ins- 
besondere von  den  Landgemeinden.  „Wir  haben  in  Zukunft  wie  vordem 
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unsere  Stromer,  die  wir  in  Nothfällen  zu  beherbergen  haben“,  dies  deren 
Argumentation.  Immerhin  haben  sich  die  Einwohnerriithe  von  Zug,  Baar 
und  Cham  in  Verbindung  gesetzt,  um  wenigstens  in  diesen  drei  indu- 
striellen Ortschaften  bessere  Ordnung  zu  schaffen.  Erfreulich  ist,  dass 
auch  der  Gewerbeverein  mit  der  Errichtung  von  Nachweisbltreanx  fUr 
Arbeiter  den  Rathen  unterstützend  zur  Seite  tritt. 

Bisanhin  waren  strafrechtlich  Abbestrafte  mit  Korrektionsbedtlrftigen 
in  der  gleichen  Anstalt  nntergebracht.  Dieses  hatte  viele  Uebelstände 
zur  Folge.  Eine  Besserung  ist  durch  den  Ankauf  einer  Liegenschaft  er- 
möglicht worden,  so  zwar,  dass  einerseits  eine  Trennung  der  verschie- 
denen Gefangenen  besser  möglich  wird  und  dass  anderseits  für  dieselben 
eine  vielfältigere  Beschäftigung  durchgefUhrt  werden  dürfte. 

Fribourg.  Rapporteur:  le  Procureur  général  E.  Ferner  à Fribourg. 

Dans  le  courant  de  l'année  1890,  le  Grand  Conseil  du  canton  de 
Fribourg  n’a  édicté  aucune  disposition  importante  dans  le  domaine  du 
droit  pénal;  les  deux  lois  mentionnées  ci-dessons  ne  concernent  que  des 
contraventions. 

La  loi  sur  la  chasse  a été  revisée  ; on  a introduit  une  nouvelle  dis- 
position défendant  de  participer,  même  sans  arme,  à toute  personne  non 
munie  d’un  permis,  à une  chasse  soit  comme  piqueur  conduisant  ou  sou- 
tenant les  chienB,  soit  comme  rabatteur  ou  de  toute  autre  manière. 
L’amende  est  de  soixante  francs  durant  le  temps  de  la  chasse;  elle  est 
doublée  ou  même  triplée  dans  certaines  circonstances. 

La  nouvelle  loi  fédérale  du  21  décembre  1888,  sur  la  pêche,  a 
nécessité  la  promulgation  d'une  loi  cantonale  sur  la  matière.  Je  cite 
quelques-unes  des  dispositions  principales: 

Art.  I”.  Le  droit  de  pèche  dans  les  eaux  du  domaine  public  et  dans  les 
eaux  courantes  du  domaine  privé  communiquant  avec  celles  du  domaine  public, 
est  la  propriété  de  l'Etat  ou  des  particuliers  qui  justifient  d’une  concession  par 
titre  ou  reconnaissance  de  l’Etat. 

Art.  8.  Le  droit  de  pêche,  propriété  de  l’Etat,  est  affermé  par  cantonnement. 

Art.  12.  La  sous-location  est  autorisée  moyennant  consentement  de  la  Direc- 
tion des  Finances. 

Le  fermier  est  responsable  des  contraventions  commises  par  le  sous-locataire 
ou  le  pécheur  à gages. 

Art.  16.  Il  peut  être  délivré  des  permis  de  pêche  à ligne  tombante  et  flot- 
tante tenue  à la  main. 

Art.  29.  Les  peines  statuées  par  la  loi  fédérale  et  par  la  présente  loi  sont 
applicables,  alors  même  que  les  contraventions  ont  été  commises  dans  les  eaux 
courantes  du  domaine  privé  communiquant  avec  celles  du  domaine  public,  par  le 
propriétaire  du  droit  de  pèche,  le  sous-locataire,  le  pêcheur  à gages  ou  le  personnel 
attaché  à son  ménage  dont  il  est  responsable. 
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Art.  30.  La  pèche  est  interdite  le  dimauche  et  les  jours  de  fête  reconnus 
par  l’Etat. 

Art.  33  et  33.  Les  amendes  varient  de  fr.  10  à 400  dans  certains  cas  et  de 
l'r.  5 à '200  dans  d’autres  cas. 

Art.  34.  Les  amendes  sont  doublées  en  cas  de  récidive. 

Art.  40.  Le  Conseil  d’Etat  est  autorisé  & statuer  des  amendes  qui  ne  devront 
pas  être  supérieures  à fr.  100,  dans  les  dispositions  d’exécution. 

Solothurn.  Berichterstatter:  Regierungsrath  Dr.  Affolter  in 
Solotbum. 

Als  einziger  Erlass  strafrechtlicher  Natur  ist  ftir  das  Jahr  1890  zu 
verzeichnen  die  kantonsriithliche  Verordnung  vom  25.  November  betreffend 
die  Gestattung  von  Strafbestimmungen  gegen  den  Vorkauf.  Die  Verord- 
nung gestattet  den  Gemeinden,  welche  die  Einrichtung  von  Wochenmitrkten 
haben,  Strafbestimmungen  gegen  den  Vorkauf  von  Lebensmitteln,  welche 
zum  Verkaufe  auf  offenem  Markte  bestimmt  sind,  bis  zu  Er.  50  und 
für  den  Fall  der  Wiederholung  bis  zu  Fr.  100  Geldbusse  aufzustellen. 
Die  von  den  Gemeinden  in  dieser  Beziehung  aufgestellten  Vorschriften 
und  Straf  bestimmungeil  unterliegen  der  Genehmigung  des  Regierungsrathes. 

Baselstadt.  Berichterstatter:  Strafgerichtspräsident  Dr.  11.  David 
in  Basel. 

Die  Gesetzgebung  in  Strafsachen  hat  im  Jahre  1890  geruht. 

Baselland.  Berichterstatter:  Dr.  Ed.  Holinger  in  Liestal. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes,  Strafprozesses  und  Gefängniss- 
wesens  sind  keine  gesetzgeberischen  Erlasse  zu  verzeichnen. 

Schafihausen.  Berichterstatter:  Rechtsanwalt  E.  Ziegler  in 
Schaff  hausen. 

Wie  aus  der  letztjiihrigen  kurzen  Notiz  in  dieser  Zeitschrift  ersicht- 
lich war,  befindet  sich  im  Portefeuille  des  Grossen  Rathes  ein  Kornmis- 
sionalentwurf  zu  einem  neuen  Strafgesetze.  Es  lässt  sich  gewiss  nicht  in 
Abrede  stellen,  dass  unser  bisheriges  Gesetz,  vom  Jahre  1859,  den 
heutigen  Anforderungen  nicht  mehr  entspricht,  wresshalb  denn  auch  in  der 
Sitzung  des  Grossen  Rathes  vom  17.  April  von  Seite  der  Mehrheit  der 
Kommission  das  Eintreten  auf  die  Berathung  der  Vorlage  warm  befür- 
wortet wurde.  Wenn  der  Grosse  Rath  mit  32  gegen  22  Stimmen  Nicht- 
eintreten beschloss,  so  war  es  also  durchaus  nicht  desswegen,  weil  er 
<las  alte  Gesetz  als  genügend  ansah,  sondern  einzig  und  allein,  weil  er 
der  bestimmten  Hoffnung  war,  cs  werde  in  naher  Zeit  ein  einheitliches 
schweizerisches  Strafgesetz  in  Kraft  treten,  weil  er  der  Ansicht  war,  die 
Unifikation  des  Strafrechtes  werde  mehr  gefördert,  wenn  die  Kantone 
nicht  auf  eigene  Rechnung  noch  geschwind  revidiren,  so  dass  dann  das 
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Volk  pilier  spätem  Vorlage  theilnahmslos  gegenüber  steht  oder  gar  sagt: 
„Wozu  ein  neues  Gesetz,  wir  lialien  ja  erst  vor  einigen  Jahren  ein  auf 
der  Hölie  der  Zeit  stehendes  Gesetz  angenommen,  dasselbe  soll  sieh  erst 
einmal  einleben “ u.  dgl. 

Im  Weitern  machte  aber  der  Grosse  Rath  von  dem  ihm  zustehenden 
Initiativrechte  Gebrauch  und  unterbreitete  deiu  Bundcsrathe  zu  lfanden 
der  schweizerischen  Bundesversammlung  den  Initiativvorschlag,  „es  sei 
Art.  65  der  Bundesverfassung  dahin  zu  revidiren,  dass  dem  Bunde  die 
Gesetzgebung  Uber  das  Strafrecht  eingeräumt  wird“.  (Das  Schreiben  lindet 
sieh  mit  der  bezüglichen  Zuschrift  des  Bundesrathes  an  die  Bundesver- 
sammlung abgedrnckt  im  Bundesbl.  181)0,  II,  3.  875.) 

Dieser  Initiativvorschlag,  welchem  sich  der  Grosse  Rath  des  Kantons 
Aargau  durch  Beschluss  vom  27.  Mai  1890  angeschlossen  hat,  wurde  von 
den  eidgenössischen  Rüthen  am  20.  25.  Juni  1890  im  Sinne  der  bundes- 
rüthlichen  Botschaft  erheblich  erklärt. 

Der  G rosse  Rath  kann  allerdings  jederzeit  auf  das  Traktandum 
zurtlckkommen  und  Eintreten  auf  die  Berathung  hesch Hessen,  er  hat  es 
aber  bis  heute  nicht  gethan  und  wird  cs  hoffentlich  nicht  tlitin;  eine 
nähere  Beleuchtung  des  Entwurfes  kann  daher  auch  heute  unterbleiben. 

Der  Erlass  des  eidgenössischen  Gesetzes  Uber  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  war  die  äussere  Veranlassung,  dass  der  Grosse  Rath  beschloss, 
den  Titel  D der  Verfassung,  „richterliche  Gewalt“,  einer  Revision  zu 
unterziehen  im  Sinne  einer  vollkommenen  Trennung  von  Zivil-  und  Straf- 
rechtspflege und  einer  Reduktion  des  Riehterpersonales.  Das  Verfassuugs- 
gesetz,  wie  es  aus  den  Entwürfen  einer  Kommission  und  der  doppelten 
Berathung  des  Grossen  Rathes  hervorgegangen  und  mit  48  gegen 
17  Stimmen  von  letzterem  angenommen  worden  ist,  enthält  folgende 
Hauptneuerungen  : 

l)  An  die  Stelle  der  bisherigen  65  ausschliesslichen  Vermittlungs- 
beuinten  (36  Friedensrichter,  29  Zivilstandsbeamte)  ohne  alle  Ent- 
scheidungskompeteuz  treten  6 Bezirksrichter;  sie  sind  Vermittlungs- 
beamte für  Zivilprozesse  mit  Einschluss  der  Matrimonialfällc  und 
filr  Ehrverletzungsklagen  ; sie  handeln  im  summarischen  Verfahren 
und  in  nicht  streitigen  Rechtssachen  als  Einzelriclitcr  nach  Muss- 
gabe  noch  zu  treffender  gesetzlicher  Bestimmungen;  sie  entscheiden 
erstinstanzlich  als  Eilizclrichter  alle  Zivilstreitigkeiten  im  Wcrtlie  bis 
auf  einhundert  Franken. 

Wahl  derselben  durch  das  Volk. 

2)  An  die  Stelle  von  6 Zivilgerichten  I.  Instanz  mit  60  Richtern  aus 
Ersatzmännern  tritt  ein  einziges  mit  5 Richtern  und  5 Ersatz- 
männern. Diesem  Zivilgerichte  liegt  ob: 
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Die  erstinstanzliche  Behandlung  aller  nicht  den  BezirksrLchtern 
als  Einzelrichtern  zugewiesenen  Zivilstreitigkeiten,  mit  Einschluss 
der  MatrimonialfSlle;  «lie  Behandlung  der  nach  dem  Bundesgesetze 
Uber  Sehuldbetreibung  und  Konkurs  itn  heschleunigten  und  summa- 
rischen Verfahren  zu  erledigenden  Streitsachen  ; die  Behandlung  der 
ihm  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Fülle  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit. 

Wahl  der  Richter  durch  das  Volk,  Wahl  des  Präsidenten  und 
der  Zahl  der  Richter  durch  den  Grossen  Rath. 

3)  An  die  Stelle  von  42  Betreihungsbeamten  treten  deren  6 (die  sub  1 
erwähnten  Bezirksrichter). 

4)  Die  Organisation  des  Strafgerichtes  ist  diejenige  des  bisherigen 
(Kantonsgericht),  nur  die  Wahlart  ist  eine  andere,  nämlich  die 
gleiche  wie  heim  Zivilgerichte,  während  es  bis  jetzt  in  seiner  Ge- 
sammtheit  durch  den  Grossen  Rath  gewählt  wird;  aber  es  ist  nun 
ausschliesslich  Strafgericht,  die  Matrimonialfälle  sind  ihm  abge- 
nominen  und  den  Zivilrichtern  übertragen  worden,  wohin  sie  schon 
längst  gehört  hätten;  umgekehrt  ist  für  Injurien  und  Polizeifälle 
nicht  mehr  das  Zivilgericht,  sondern  konsequenter  Weise  das  Straf- 
gericht zuständig. 

5)  Die  Organisation,  Wahlart  und  Stellung  des  Ohergeriehtes  ist  im 
grossen  Ganzen  dieselbe  geblichen,  es  werden  jedoch  keine  be- 
sonderen Ersatzmänner  gewählt,  sondern  die  Mitglieder  des  Zivil- 
und .Strafgerichtes  sind  solche  von  Amts  wegen. 

Das  Obergerieht  ist  zweite  Instanz  in  allen  Zivilsachen  und 
artheilt  endgültig  in  den  Fällen,  welche  nicht  an  eine  Bundesinstanz 
weiter  gezogen  werden  können;  es  ist  Appel  la  tionsinstanz  in  den 
vor  Strafgericht  erstinstanzlich  erledigten  Strafsachen  und  Kassations- 
und Beschwerdeinstanz  gegenüber  den  unter  ihm  stehenden  Gerichts- 
stcllen  ; es  behandelt  die  ihm  durch  die  Gesetzgebung  überwiesenen 
Fälle  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit;  es  heurtheilt  die  ihm  gemäss 
der  Bundesgeaetzgebnng  angewiesenen  Fälle. 

Man  sollte  denken,  diese  Neuorganisation  stosse  auf  keinen  Wider- 
stand; sie  entspricht  weitaus  besser  als  die  frühere  einem  so  kleinen 
Kantone  wie  dem  unsrigen,  wo,  um  die  bisherige  koinplizirtc  Maschine 
im  Gange  zu  halten,  beinahe  jeder  Aktivhltrger  Beamter  oder  Richter 
sein  muss,  in  welchem  schon  nach  der  bisherigen  Organisation  die  am 
weitesten  von  der  Hauptstadt  entfernt  Wohnenden  ihr  Recht  am  zukünf- 
tigen Zentralsitze  der  Gerichte  suchen.  Allein  dem  ist  nicht  so.  Zur  Zeit, 
wo  ich  dieses  niederschrei  he,  ist  bereits  das  Referendum  ergriffen  worden, 
tind  es  ist  zn  erwarten,  dass  das  begonnene  Aufhetzen  in  der  Presse  mit 
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zwar  absolut  unwahren,  aber  leicht  Boden  findenden  Schreckgespenstern 
und  Stichworten,  wie:  Machwerk  der  Kronjuristen,  Pachtung  der  Intelli- 
genz, Dllnkel,  nach  der  Pfeife  der  Advokaten  tanzen,  ihnen  den  Brocken 
fett  machen,  Errungenschaft  der  Väter  verlieren,  die  gnädigen  Herren  in 
der  Stadt,  Junkerherrschaft,  Untergang  des  Landes  durch  Zentralisation, 
Justizpalast,  jährliche  Mehrkosten,  monarchische  Institution  des  Einzel- 
richters — und  andere  theilweise  gegen  besseres  Wissen  vorgebrachte 
Unwahrheiten,  der  Geist  der  Negation  ohne  die  Fähigkeit,  selbst  etwas 
Anderes  anzuregen  und  namentlich  auch  durchzuftthren,  Sesselsucht  und 
Titelfreude  den  Sieg  davontragen  werden  '). 

Appenzell  I.  Rh.  Nach  Bericht  der  Landeskanzlei  sind  im  Jahre  1890 
keine  strafrechtlichen  Bestimmungen  erlassen  worden. 

Appenzell  A.  Rh.  Berichterstatter:  Obergerichtsschreiber  Dr.  Hohl 
in  Trogen. 

1)  Unterm  18.  November  1889  bat  der  Kantonsrath  eine  neue  Voll- 
ziehungsverordnung zum  Bundesgesetz  Über  die  Fischerei  erlassen  ; vom 
Bundesrath  genehmigt  den  28.  November. 

Strafbestimmungen. 

g 19.  Uebertretungen  der  gegenwärtigen  Verordnung,  insoweit  solche  nicht 
unter  Art.  31  des  Bundesgesetzes  fallen,  werden  mit  Fr.  6 — 400  gebüsst.  Im 
Uebrigen  kommen  die  bundesgesetzlichen  Strafbestimmungen  (Art.  31,  32  und  33) 
in  Anwendung. 

§ 20.  Unerhältliche  Bussen  sind  in  Gefängnis»  umzuwandeln,  wobei  der  Tag 
mit  Fr.  5 zu  berechnen  ist.  — Dem  Verzeiger  fällt  '/■  des  eingehenden  Bussen- 
betrages  zu.  Im  Cnerheblichkeitsfalle  wird  demselben  durch  die  Kantonspolizei- 
direkt ion  aus  der  Staatskasse  eine  Prämie  bis  auf  den  Betrag  von  Fr.  10  vergütet. 

2)  In  der  Sitzung  vom  18.  November  1890  ist,  infolge  Anstellung 
eines  Kantons-Ingenieurs,  vom  Kantonsrath  eine  neue  Verordnung  Uber 
das  Bau-  und  Strassenwesen  erlassen  worden. 

Die  Uebertretungen  dieser  Verordnung  sind  nach  den  §§  161 — 165 
des  Strafgesetzbuches  zu  ahnden. 

3)  Das  am  14.  Mai  1889  vom  Kantonsrathe  durchberathene  und  von 
demselben  am  17.  März  und  1.  Mai  1890  provisorisch  in  Kraft  erklärte 
Regulativ  Uber  das  Begräbnisswesen  enthält  in  § 19  die  Bestimmung,  dass 
Uebertrelungen  dieses  Regulativs  den  einschlägigen  Bestimmungen  des 
Strafgesetzes  unterliegen. 

4)  Unterm  1.  5.  April  1890  ist  von  den  Regierungen  des  herwärtigen 
Kantons  und  des  Kantons  St.  Gallen  ein  Vertrag  genehmigt  worden,  wo- 

')  In  der  Volksabstimmung  vom  5.  April  ist  die  Vorlage  mit  4475  gegen 
1924  Stimmen  verworfen  worden.  lied. 
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nach  der  Regierungsrath  des  letztem  Kantons  sich  verpflichtet,  die  von 
den  zuständigen  Gerichten  des  erstem  Kantons  verurtheilten  Zuchthaus- 
sträflinge, ausnahmsweise  auch  Gefängnisssträflinge,  in  die  kantonale  Straf- 
anstalt St.  Jakob  bei  St.  Gallen  aufzunehmen. 

5)  Älkoholeinnahme  und  Verwendung  der  10°/o  der  Erträgnisse  des 
Alkoholmonopols. 

In  der  Sitzung  vom  18.  März  1890  hat  der  Kantonsrath  auf  Bericht 
des  Regierungsrathes  diesbezüglich  folgende  Beschlüsse  gefasst: 

a.  Die  von  der  eidgenössischen  Alkoholverwaltung  dem  Kanton  zu- 
kommenden Gelder  fallen  in  die  Landeskasse. 

b.  Grundsätzlich  soll  von  der  dem  herwärtigen  Kanton  zukommenden 
Alkoholeinnahme  alljährlich  ein  durch  den  Kantonsrath  festzu- 
stellender Theil  als  Fond  für  Irrenversorgungszwecke  bei  der 
Landeskassaverwaltung  kapitalisirt,  der  Rest  hingegen  von  dem 
hiezu  ermächtigten  Regicrungsrathe  jeweilen  im  Sinne  der  Vorschrift 
der  Bundesverfassung,  Art.  32b1*,  also  zur  Bekämpfung  des  Alko- 
holismus, vertheilt  werden. 

c.  Von  den  laut  Budget  pro  1890  zur  Verwendung  kommenden  Fr.  5000 
werden  Fr.  3500  in  obigem  Sinne  kapitalisirt,  die  übrigen  Fr.  1500 
dem  Regierungsrathe  zu  zweckentsprechenderVerwendung  zugewiesen. 

Vom  Erträgnisse  pro  1889  ist  an  Appenzell  A.  Rh.  der  Betrag 
von  Fr.  48,600.  79  ausbczahlt  worden. 

Der  Regierungsrath  hat  von  den  oben  genannten  Fr.  1500 
Fr.  500  der  Versorgung  armer  Irren,  Fr.  500  den  angemeldeten 
Stationen  für  Naturalverpflegung  (durchreisender  llandwerksbursche) 
und  Fr.  500  den  Gemeinden  für  angemessene  Versorgung  von 
Trunkenbolden  zugewendet. 

St.  Gallen.  Berichterstatter:  Regierungsrath  Dr.  Ed.  Scherrer 
in  St.  Gallen. 

Das  Jahr  1890  hat  für  den  Kanton  St.  Gallen  in  der  Strafgesetz- 
gebung nichts  Neues  gebracht. 

Das  kantonale  Einführungsgesetz  zum  eidgenössischen  Schuldbetrei- 
bungs-  und  Konkursgesetz  wird  erst  in  der  Märzsitzung  des  Jahres  1891 
des  Grossen  Rathes  endgültig  durchberathen  werden. 

GraubUnden.  Berichterstatter:  Regierungssekretär  Dr.  G. Nicola 
in  Chur. 

Seit  1886  liegen  den  Behörden  Graubündens  von  einem  Spezialaus- 
schuss ausgearbeitete  Einzelberichte  für  Revision  der  Strafgesetzgebung 
vor.  Es  wird  in  denselben  sowohl  auf  das  materielle,  als  auf  das  formelle 
Strafrecht  Bezug  genommen. 
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Für  das  materielle  Strafreclit  war  nicht  sowohl  eine  Revision,  als 
eine  Bereinigung  vorgesehen,  und  die  bezügliche  Vorlage  beschränkt  sich 
demnach  darauf,  das  Strafgesetzbuch  mit  der  Kantons-  und  Bundesver- 
fassung,  sowie  mit  dem  Polizeistrafgesetz  in  Kinklang  zu  bringen.  Als 
einzige  Neuerung  war  die  bedingte  Kntlassung  vorgesehen,  dieselbe  stiess 
jedoch  schon  bei  der  Standeskommission  auf  Widerstand. 

Für  das  Strafverfahren  wurde  eine  viel  eingreifendere  Umgestaltung 
in  s Auge  gefasst,  nämlich  : 

1)  Einführung  der  Revision  für  Strafnrtheile ; 

2)  Regelung  der  Zivilklage  bei  ihrer  accessorischen  Geltendmachung 
im  Strafprozess; 

3)  vor  Allem  aber  Ausscheidung  der  Strafkompetenzen  zwischen  den 
Kreisgerichten  und  dem  Kantonsgericht,  entgegen  der  bisherigen 
unbeschränkten  Strafkompetenz  und  Ueberwcisungsbefugniss  der 
Kreisgerichte. 

Von  allen  diesen  Reformen  kam  bisher  eine  einzige  zu  Stande, 
nämlich  die  Kompetenzausscheidung.  Zuerst  (im  Jahr  1887)  vom  Volk 
verworfen,  wurde  die  bezügliche  Vorlage  im  November  18!IO  in  fast 
gleicher  Fassung  mit  Schwacher  Mehrheit  angenommen.  Sie  tindet  sich 
nebst  Motiven  in  dieser  Zeitschrift  (Bd.  III,  8.  502)  abgedruckt. 

Aargau.  Berichterstatter:  Oberrichter  Heuberger  in  Brugg. 

Im  Jahre  IB'JO  wurde  in  diesem  Kantone  kein  auf  das  Strafrecht 
sich  beziehendes  Gesetz  erlassen,  dagegen  fasste  der  Grosse  Rath  den 
Beschluss,  cs  sei  ihm  vom  Regierungsrath  der  Entwurf  eines  allgemeinen 
Strafgesetzbuches  vorzulegen,  in  welchem  sowohl  die  Vergehen  und  Ver- 
brechen genau  bestimmt  und  die  auf  dieselben  gesetzten  Strafen  bezeichnet 
werden  sollen.  Der  Rcgierungsrath  hat  in  Folge  dieser  Schlussiialime 
des  Grossen  Käthes  einen  aargauischen  Juristen  ')  mit  der  Erstellung  eines 
Strafgesetzentwurfes  beauftragt.  Der  Entwurf  ist  in  Arbeit  und  wird  Ende 
dieses  Jahres  vollendet  dem  Regierungsrathe  übergeben  werden.  Diese 
Revision  ist  nothwendig.  Er  gilt  dies  insbesondere  für  das  Zuchtpolizei- 
gesetz,  welches  unseren  Gerichten  so  viele  Schwierigkeiten  und  Unan- 
nehmlichkeiten verursacht,  weil  cs  die  strafbaren  Vergehen  nicht  genau 
bestimmt  und  in  Folge  dessen  den  Richter  leicht  zu  Missgriffen  verleitet. 
Aber  auch  das  peinliche  Strafgesetzbuch  bedarf  dringend  einer  Umarbei- 
tung, weil  dasselbe  bei  einer  Reihe  von  Verbrechen  allzu  hohe  Strafmininia 
androht  und  durch  mehrere  Gesetzesnovellen  abgeändert  ist,  wodurch  das 
Verständniss  des  Gesetzes  für  den  Bürger  jedenfalls  erschwert  wird. 

')  F.s  ist  dies  der  Berichterstatter,  Herr  Obcrrichler  Heuberger  in  Brugg. 

Red. 
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Möchte  es  unserem  Gesetzgeber  gelingen,  durch  ein  einfaches,  kurzes  und 
leicht  verständliches  Gesetz  den  zu  Tage  getretenen  üebelstttmlen  abzuhelfen. 

Thurgau.  Berichterstatter:  Obergerichlspräsident  und  National- 
rath Dr.  Fehr  in  Frauenfcld. 

Im  Jahr  181)0  ist  im  Kanton  Thurgau  in  strafrechtlicher  Beziehung 
einzig  zu  erwähnen  das  Gesetz  Uber  die  öffentliche  Gesundheitspflege  und 
die  Lebensmittclpolizei  vom  13.  Juli  1830.  Ks  ist  bereits  abgedruckt  in 
der  Zeitschrift  fllr  Schweizer  Strafrecht,  Jahrgang  III,  S.  420  ff.  Eine 
Vollziehungsverordnung  dazu  ist  vom  Regiernngsrathe  noch  nicht  erlassen. 

Im  Entwurf  eines  thurgauischen  Einflihrungsgeectzes  für  das  Bundes- 
gesetz Uber  Rechtstrieb  und  Konkurs  wurde  den  Strafbestimmungen  der 
Entwurf  von  llrn.  Professor  Zürcher  in  der  Zeitschrift  zu  Grunde  gelegt. 

Tessin.  Berichterstatter:  Staatsrath  Dr  L.  Qilombi,  Bellinzona. 

Während  des  letztvergangenen  Jahres  sind  im  Kanton  Tessin  keinerlei 
Gesetz  oder  Verordnung  erlassen  worden,  worin  Bestimmungen  strafrecht- 
lichen Inhaltes  sich  befinden.  Eine  Ausnahme  hievon  bilden  vielleicht  die 
Art.  21  der  Haupt-,  U und  15  der  Uebergangsbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  5.  September  1830  über  die  Wahlen  in  den  Verfassungsrath  mit  An- 
wendung des  Proportional  Wahlsystems,  kraft  deren  die  Gemeinderäthe, 
welche  entweder  unterlassen,  dem  Uezirkswahlbllreau  die  Wahlakten, 
Stimmzeddcl,  Register  u.  dgl.  zu  übermitteln,  oder  bereits  abgeschlossene 
und  ausgestellte  Stimmregister  von  sich  aus  ohne  regierungsriithliche 
Ermächtigung  modiliziren,  wie  die  Wahlbüreaux,  welche  nicht  einge- 
schriebene Bürger  zur  Stimmabgabe  zulassen,  mit  Bussen  von  je  Fr.  50 
bis  100  bedroht  werden  (letztere  trifft  auch  den  unberechtigterweise 
stimmenden  Bürger  selbst). 

Eine  staatsriitldiehe  Verordnung  vom  31.  Dezember  1883  10.  Januar 
1890  verbietet  zwar  jedem  Nicht-Apotheker  den  Verkauf  von  pharma- 
zeutischen Produkten,  sieht  aber  für  allfällige  Zuwiderhandlungen  keine 
Strafe  vor. 

Vaud.  Rapporten  r:  M.  (1.  Cor  re  von,  juge  cantonal  à Lausanne. 

L’année  1890  n’a  guères  été  fertile  en  actes  législatifs  concernant 
le  droit  pénal  et  le  domaine  pénitentiaire.  Nous  n’avons  à relever  que 
les  suivants: 

1°  l'ne  circulaire  du  Département  de  Justice  et  Police  en  date  du 
14  juillet  rappelle  aux  Préfets  qu'à  teneur  de  l’article  28  de  la  loi  du 
17  mai  1875  sur  l’organisation  des  établissements  de  détention,  les  con- 
damnés à un  emprisonnement  de  plus  de  qninze  jours  doivent  subir  leur 
peine  dans  la  prison  centrale  à Chillon,  même  au  cas  oi’i  la  peine  résulte 
de  la  conversion  d’une  amende. 
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2°  L’arrêté  du  24  tuai  place  sons  la  surveillance  du  Conseil  de 
santé  et  des  hospices  les  établissements  privés  destinés  au  traitement  des 
aliénés,  des  épileptiqueB  et  des  alcooliques. 

Tout  établissement  de  ce  genre  doit,  dans  la  régie,  être  dirigé  par  un 
médecin  ou  établir  du  moins  qu’un  médecin  est  chargé  du  service  médical. 

La  direction  de  tout  établissement  privé  doit  exiger  de  celui  qui 
sollicite  l'admission  d’un  malade  la  production  des  pièces  suivantes: 

a.  une  demande  formulée  par  les  parents  ou  ayants  droit  du  malade 
ou  par  le  malade  lui-même; 

b.  l’acte  d’origine  et  l’acte  de  naissance  du  malade  ou  toute  autre 
pièce  officielle  analogue; 

e.  une  déclaration  d’un  médecin  constatant  l’état  de  santé  du  malade 
et  la  nécessité  d’un  séjour  dans  l’établissement.  — Cette  déclaration 
ne  doit  pas  avoir  plus  de  15  jours  de  date; 

d.  une  déclaration  de  l’autorité  compétente  du  domicile  constatant 
qu’elle  a connaissance  de  la  demande. 

Ces  pièces  sont  soumises  au  Conseil  de  santé  et  des  hospices  qui 
prononce  sur  l’admission  du  malade. 

Un  mois  après  l’entrée  d’un  malade,  le  médecin  de  l’établissement 
adresse  d'office,  au  Département  de  l’Intérieur,  un  rapport  sur  l’état  du 
malade  et  sur  la  nécessité  de  son  internement. 

Le  Conseil  de  santé  visite  ou  fait  visiter,  aussi  souvent  qu’il  le  juge 
nécessaire,  et  en  tout  cas  une  fois  par  année,  les  établissements  prévus 
par  cet  arrêté. 

Le  médecin  délégué  du  district  où  se  trouve  l’établissement  visite 
une  fois  chaque  malade  nouvellement  admis,  dans  le  premier  mois  de 
son  séjour,  et  fait  rapport  au  Département  de  l’Intérieur,  qui  l'avise  des 
admissions  prononcées. 

Tout  directeur  ou  médecin  qui  ne  se  conforme  pas  aux  dispositions 
du  dit  arrêté,  ou  n’exécute  pas  les  mesures  ordonnées  par  le  Conseil  de 
santé  et  des  hospices,  est  passible  d’une  amende  qui  ne  peut  pas  excéder 
cent  francs. 

En  cas  de  récidive,  l’amende  peut  être  doublée. 

Le  Conseil  d’Etat  peut  ordonner  la  fermeture  de  l’établissement,  si 
le  Conseil  de  santé  et  des  hospices  reconnaît  que  le  service  médical  n’est 
pas  fait  régulièrement,  que  les  malades  sont  l’objet  de  mauvais  traite- 
ments ou  qu’il  s’y  commet  des  actes  contraires  aux  bonnes  mœurs. 

3°  Une  loi  du  21  novembre  1890  comptant  30  articles  réorganise 
la  gendarmerie  vaudoise  et  fixe  son  effectif  à 165  hommes.  Toutefois, 
cet  effectif  peut  être  porté  à 200  hommes  par  décision  du  Conseil  d'Etat, 
si  les  besoins  l’exigent. 
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La  provocation  à la  contravention  est  formellement  interdite  aux 
gendarmes. 

Cette  loi  organise  une  pension  de  retraite  eu  faveur  des  gendarmes 
et  une  caisse  de  retraite  A l'usage  des  veuves  et  des  orphelins  des 
membres  du  corps. 

Les  membres  du  corps  de  la  gendarmerie  relèvent  des  tribunaux 
civils  pour  les  délits  relatifs  au  service  de  police  dont  ils  sont  chargés. 
S'il  y a collision  de  délits  militaires  et  autres,  la  connaissance  en  appar- 
tient au  tribunal  civil,  qui  applique,  s’il  y a lien,  les  peines  prévues  par 
la  loi  sur  la  justice  pénale  militaire. 

Les  membres  du  corps  de  la  gendarmerie  font  usage  de  leurs  armes  : 

a.  Lorsque  des  violences  et  des  voies  de  fait  sont  exercées  contre  eux; 

b.  lorsque  la  résistance  qui  leur  est  faite  ne  peut  être  vaincue  par 
d'autres  moyens; 

c.  lorsqu'un  prévenu  ou  un  prisonnier  qu'ils  sont  chargés  de  garder 
s’échappe  de  leurs  mains. 

Wallis.  Berichterstatter:  StHnderath  Dr.  G.  Loretan  in  Leuk. 

Der  Kanton  Wallis  hat  für  das  Jahr  1890  auf  dem  Gebiete  des 
Strafrechts  keine  Neuerungen  zu  verzeichnen.  Die  Strafbestimmungen  im 
Einffihrungsgesetz  zum  Bundesgesetz  über  Sclmldbetreibung  und  Konkurs 
fallen  in  das  Jahr  1891,  indem  die  zweite  Lesung  im  Mai  dieses  Jahres 
stattfindet. 

Neuchâtel.  Rapporteur:  Le  professeur  Dr  Mentha  à Neuchâtel. 

On  ne  s'étonnera  pas  que  le  canton  de  Neuchâtel  li  ait  à signaler 
aucune  décision  législative  importante  dans  le  domaine  du  droit  pénal: 
toutes  les  questions  qui  pouvaient  être  à l’ordre  du  jour  ont  été  examinées 
et  résolues  A l'occasion  du  Projet  de  Code  Pénal,  dont  nous  avons  signalé 
l'adoption  dans  le  dernier  numéro  de  la  Revue. 

Genève.  Rapporteur:  le  professeur  Dr.  Alfred  Gautier  à Genève. 

Voici,  d'après  le  recueil  de  nos  lois  cantonales,  le  résumé  de  l’acti- 
vité législative  et  réglementaire  dans  le  canton  de  Genève  pendant  l’année 
1890,  pour  autant  qu’elle  a trait  au  droit  pénal.  J'ai  suivi  pour  cette 
rapide  esquisse  l’ordre  chronologique. 

I“  Loi  organique  sur  les  Conseils  de  Prud’hommes  du  1er  février 
1890,  complétée  par  la  loi  du  '29  octobre  1S90  sur  le  même  objet,  et 
édictant  (art.  61  et  74)  une  pénalité  sous  forme  d'amende  au  prud’homme 
régulièrement  convoqué  qui  manque  une  audience  sans  motif  légitime. 

II0  Addition  ('2i  février  1890)  au  Règlement  du  11  décembre 
1888  sur  les  hôtels,  auberges,  logeurs,  etc.  Ce  texte  a pour  but  de 
soumettre  ces  établissements  au  contrôle  du  Bureau  de  Salubrité,  qui 
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examinera  1rs  locaux  au  point  de  vue  <ln  la  santé  publique.  .Si  ces  locaux 
sont  défectueux  ou  mal  tenus,  l'autorisation  pourra  être  refusée  ou  retirée. 

111°  Loi  insliluunt  mie  Association  temporaire  et  obligatoire  pour 
la  défense  du  vignoble  genevois  contre  le  phylloxéra,  du  1*T  mars 
1890,  complétée  par  un  Règlement  du  8 avril  1890.  Les  art.  Il»  et  17 
de  la  loi  établissent  des  amendes  (versées  dans  la  caisse  de  l’association) 
contre  les  propriétaires  qui  auront  introduit  des  plants  de  vigne  étrangers, 
etc.,  contre  ceux  qui  ne  se  seront  pas  conformés  aux  mesures  prescrites 
pour  combattre  le  phylloxéra  ou  n'auront  pas  dénoncé  de  suite  à l'au- 
torité les  indices  faisant  présumer  la  présence  de  cet  insecte.  Le  règle- 
ment punit  le  fait  d'entrer  dans  les  vignes  séquestrées  ou  de  les  remettre 
en  culture  après  destruction  pendant  la  durée  de  l’interdiction. 

IV“  Citons  pour  mémoire  la  lui  du  8 mues  1890,  allouant  un  crédit 
au  Conseil  d'Etat  pour  installation  dans  la  prison  de  St-Antoine  d'un 
appareil  électrique  pour  le  contrôle  des  rondes. 

V°  En  ce  qui  concerne  la  très  importante  loi  du  t*T  octobre  1890,  modi- 
fiant le  Code  d'instruction  penale  du  s?~>  octobre  1881,  je  puis  renvoyer 
aux  articles  publiés  ici  même  par  le  docteur  Picot  Je  voudrais  pour- 
tant résumer  en  deux  mots  les  principales  innovations  que  cette  loi  consacre: 

1°  Participation  du  jury  à la  délibération  de  la  Cour  sur  l’appli- 
cation de  la  peine  (art.  2<t7  et  380). 

2°  Participation  du  Président  de  la  Cour,  avec  voix  consultative,  à 
la  délibération  du  jury  sur  la  culpabilité  (art.  208). 

3°  Adjonction  au  Président  qui  siégeait  auparavant  comme  juge 
unique)  de  deux  jnges  assesseurs  pour  former  la  Cour  qui  statue  sur 
tous  les  incidents  du  débat  (art.  208;  eomp.  art.  230  et  382  anciens). 

1“  Fixation  A 25  ans  révolus  (au  lieu  de  20  ans)  de  l’âge  minimum 
requis  pour  être  juré  iart.  2011;  comp.  art.  207  ancien). 

5°  Attributions  nouvelles  données  aux  Conseils  municipaux  pour 
former  une  liste  préparatoire  de  800  jurés  dans  laquelle  une  commission 
spéciale  du  Grand  Conseil  choisit  les  600  jurés  de  service  pour  l'année 
fart.  212;  comp.  art.  210  et  s.  anciens). 

6°  Fixation  d'un  délai  minimum  de  six  jours  entre  l'interrogatoire 
de  l'accusé  par  le  président  des  assises  et  l'ouverture  de  la  session 
criminelle  (art.  217;  comp.  art.  233  ancien). 

7°  Indication  plus  complète  des  cas  oit  le  recours  est  ouvert  contre 
l'ordonnance  de  renvoi  (art.  224;  comp.  art.  239  ancien). 

8°  Modification  dans  la  procédure  des  récusations  péremptoires,  qui, 
au  lieu  de  se  faire  pendant  le  tirage  au  sort  des  jurés,  se  feront  doré- 

0 Voir  Herne,  II,  p.  344,  et  III.  p.  141.  voirie  texte  au  Supplément,  p-  430. 
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»avant  antérieurement  à cette  formalité,  par  radiation  sur  la  liste  soumise 
à chaque  partie.  Les  noms  des  jurés  non  récusés  seront  doue  seuls  tirés 
au  sort  fart.  253;  coinp.  art.  267  et  s.  anciens).  Le  chiffre  des  récusations 
que  peut  opérer  chaque  partie  est  fixé  à huit  en  matière  criminelle,  à quatre 
en  matière  correctionnelle  fart.  253  et  374;  eouip.  art.  263  et  335  anciens). 

3°  Remise  au  jury  de  toute  la  procédure  écrite,  y compris  notam- 
ment l'acte  d'accusation  et  les  procès  verbaux  des  dépositions  îles  témoins 
pendant  l’instruction  (art.  3 H i ; comp.  art.  327  ancien 

10°  Extension  des  cas  ou  un  arrêt  d'absolution  est  prononcé,  notam- 
ment par  l'adjonction  du  cas  où  le  jury  admet  l’aliénation  mentale  (art.  33u; 
comp.  art.  354  ancien;  voir  aussi  l'art.  1er  de  la  loi  du  13  mars  1887, 
qui  prononçait  l’acquittement  en  pareille  circonstance). 

11®  Modification  dans  l'effet  des  circonstances  atténuantes  et  très 
atténuantes  sur  la  peine  en  matière  criminelle  (art.  337  et  338  ; comp. 
art.  360  et  361  anciens';  modification  dans  l’effet  des  circonstances 
atténuantes  en  matière  correctionnelle  (art.  381  ; comp.  art.  411  ancien). 

12°  Suppression  des  circonstances  très  atténuantes  en  matière  correc- 
tionnelle fart.  412  ancien). 

13°  Imputation  de  la  détention  préventive  sur  la  peine,  dès  qu’elle 
est  possible  (art.  340). 

14°  Faculté  accordée  au  prévenu  correctionnel  qui  avoue,  d’être  sur  sa 
demande  jugé  à bref  délai  par  la  Cour  sans  le  concours  du  jury  (art.  360). 

15“  Augmentation  du  nombre  des  sessions  correctionnelles,  qui  doivent 
avoir  lieu  tous  les  quinze  jours  au  moins,  au  lieu  d’une  fois  par  mois 
(art.  362  ; comp.  art.  383  ancien). 

16®  Restriction  à dix-huit  du  nombre  des  jurés  composant  la  liste 
de  session  correctionnelle,  quatorze  jurés  au  moins  devant  être  présents 
(art.  363  et  371  ; comp.  art.  384  et  335  anciens). 

17®  Réduction  à deux  jours  francs  du  délai  de  comparution  en 
matière  correctionnelle  (art.  363;  comp.  art.  330  ancien). 

18®  Suppression  des  pouvoirs  extraordinaires  accordés  A la  Cour 
vis-à-vis  d'un  verdict  irrégulier  à la  forme  ou  erroné  au  fond  (art.  346 
à 343  anciens). 

VI®  Hègtement  général  de  police  concernant  les  chemins  de  fer 
à voie  étroite  et  les  tramways  à va/ieur  ou  à traction  par  chevaux, 
du  ‘28  octobre.  1800.  L’art.  25  indique  comment  les  contraventions  seront 
constatées  et  réprimées. 

VII®  Signalons  enfin  V Arrêté  relatif  « l'exercice  de  la  profession 
de  dentiste  dans  le  canton  de  Genève,  du  ‘28  novembre  1800,  ren- 
voyant aux  dispositions  du  Code  pénal  sur  les  contraventions. 
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Strafrecht. 

Bernfkverbrecher.  Der  „Bund“  berichtet:  „Der  am  29.  Mai  1890  aus  der 
Strafanstalt  Thorberg  entwichene  Joseph  Peter , Sattler,  von  Wyseu,  stand  atu 
letzten  Samstag  wegen  eines  um  31.  Mai  in  Olten  begangenen  Einbruchsdieb9tahh 
vor  dem  Schwurgerichtshof  in  Solothurn.  Der  seit  1881  fünfundzwanzig  Mal  wegen 
Diebstahls  und  öffentlicher  Belustigung  vorbestrafte  Angeklagte  scheint  sehr  stolz 
auf  sein  Metier  zu  sein.  Kür  den  Diebstahl  in  Olten  und  einige  bei  der  Verhaftung 
ausgestossene  Drohungen  erhält  er  drei  Jahre  Zuchthaus,  die  er  mit  den  Worten 
entgegennimmt : „s’isch  e chli  viel,  danke’n-ech,  Ihr  Herren!“ 

Wir  sind  so  sehr  au  den  Unverstand  unserer  Kriminalpolitik  gewöhnt,  dass  die 
bittere  Satire,  welche  in  solchen  Erscheinungen  liegt,  gar  nicht  mehr  empfunden 
wird.  Es  ist  sogar  den  Meisten  möglich,  sich  über  den  Galgenhumor  der  Gauner 
zu  freuen  und  herzlich  darüber  zu  lachen. 

Wer  aber  von  der  Strafgesetzgebung  und  dem  Strafvollzug  einen  teirhtamen 
Schutz  für  Staat  und  Gesellschaft  erwartet,  der  wird  entrüstet  fragen:  „Wie  ist 
es  möglich,  dass  ein  Mensch  in  10  Jahren  25  Mal  wegen  Diebstahls  und  anderer 
Verbrechen  auf  kurze  Zeit  in’s  Gefängniss  gesetzt  werden  konnte?“  Wann  endlich 
wird  man  eiusehen,  dass  solche  Feinde  der  Gesellschaft  auf  lange  Zeit  unschädlich 
gemacht  werden  müssen?  Drei  Jahre  findet  der  25  Mal  Bestrafte  „e  chli  viel“,  weiss 
aber,  was  sich  schickt,  und  bringt  doch  seinen  Dank  vor.  Zu  der  Bestrafung  der 
Berufsverbrecher  darf  das  Motto  gesetzt  werden:  e chli!  e chli,  und  man  braucht 
weder  Kaust  noch  Mephistopheles  zu  sein,  um  dieser  kriminalpolitischen  Sentenz 
die  Kritik  beizufügen:  „Spottet  ihrer  selbst  und  weiss  nicht  wie.“  Eines  lehrt 
auch  die  kleine  Geschichte.  Es  ist  nicht  nolhwendig,  sich  allzu  lange  mit  einer 
den  Berufsverbrecher  treffenden  Begriffsbestimmung  abzumühen,  so  lange  solche 
unzweifelhafte  Berufsverbrecher  nicht  als  solche  behandelt  werden.  St. 

Prostitution.  Die  Herren  K.  Picot,  juge  à la  cour  de  Justice,  und  Professor 
hou is  ltriilel  in  Genf  haben  dem  Justiz-  und  Polizeidepartement  des  Kautons  Genf 
im  Oktober  1889  ein  Gutachten  über  die  Prostitutionsfrage  erstattet,  das  im  Jahre 
1890  im  Druck  erschienen  ist.  Die  Prostitution  muss  in  Genf  seit  Jahren  er- 
schreckende Dimensionen  angenommen  haben. 

Durch  Erhebungen  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  ist  vor  einigen  Jahren 
die  Existenz  von  300  Lokalen  festgestellt  worden,  in  denen  gewerbsmässig  Unzucht 
betrieben  wird,  wobei  die  eigentlichen  Bordelle  nicht  mitgezahlt  sind.  Int  Jahre 
1888  sank  die  Zahl  der  eingeschriebenen  Hinten  unter  100,  die  Zahl  der  nicht 
eingeschriebenen  wird  auf  das  Sechs-  bis  Siebenfache  geschätzt,  so  dass  wohl  nahe- 
zu tausend  Dirnen  in  Genf  ihr  Wesen  treiben.  Dass  die  Ueberwachung  der  Bor- 
delle bei  diesem  Stand  der  Sache  ganz  erfolglos  ist , liegt  auf  der  llaud.  Mit 
liecht  wird  aber  die  Wirksamkeit  der  Toleranz  überhaupt  in  Krage  gestellt 
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Das  Gutachten  gelangt  zu  folgenden  Schlüssen: 

1*  D’ordonner,  dans  un  délai  de  dix-huit  mois  au  maximum,  la  fermeture  de 
tontes  les  maisons  de  tolérance  existant  dans  le  canton,  en  prenant  les 
mesures  indiquées  plus  tard  ou  d'autres  analogues,  pour  que  cette  fermeture 
ait  lieu  d’une  manière  successive  et  graduelle  ; 

2°  d’instituer  un  dispensaire  libre,  ainsi  qu’un  service  spécial  à l’hôpital  pour 
les  soins  à donner  aux  vénériens;  ce  dernier  service  libre  aussi  comme  le 
premier. 

3°  d’appliquer  d’une  manière  stricte  et  méthodique  la  loi  du  26  septembre  1888 
concernant  les  délits  et  contraventions  contre  la  morale  publique,  tant  pour 
empêcher  l'exploitation  de  la  prostitution  par  des  tiers  intéressés  qne  pour 
assurer  la  décence  sur  la  voie  publique. 

Strafvollzug. 

Kedigirt  von  Direktor  J.  V.  Ifûrbin  in  Lenzburg. 

Strafanstalt  Lenzburg.  Es  betrug  die  Zahl  der  hier  eingetreteuen  Hand- 


werker: 

pro  1881  43,14°/®  aller  Gefangenen 

- 1882  41,70  „ „ 

„ 1883  39,48  „ „ „ 

-1884  47,72  „ „ 

- 1885  44,19  „ „ 

- 1886  43,55  „ „ 

- 1887  40,42  „ „ 

- 1888  46,22  - „ 

- 1889  49,75  „ - 

» 1890  47,12  „ „ 


Die  Gründe  für  diese  traurige  Erscheinung  im  volkswirthschaftlichen  Leben 
sind  von  uns  das  letzte  Jahr  (pag.  265)  schon  genannt  worden.  Znr  Abhülfe  gibt 
es  hauptsächlich  drei  Mittel:  Einmal  die  Hebung  der  Qualität  der  Handwerker 
durch  Schulung,  Geschmacksbildung  und  Gewöhnung  an  Exaktität,  sodann  die 
Vereinigung  der  Handwerker  unter  sich  zur  Beschallung  der  nöthigen  Geldmittel 
für  gutes  Rohmaterial,  und  endlich  die  Unterstützung  des  Publikums  durch  Ab- 
nahme der  im  eigenen  Lande  erzeugten  Fabrikate. 

Donehen  ln  Strafanstalten.  Es  gibt  schweizerische  Strafanstalten,  wo  kalte 
Sturzbäder  zu  den  Diszipliuarmitteln  gehören  und  mit  Erfolg  gegen  Brauseköpfe 
angewendet  werden.  Man  kann  in  solchen  und  andern  Anstalten  die  Doucken  aber 
noch  weit  vortheilhafter  anwenden,  wenn  man  sie  als  Gesundheitsmittel  gebraucht. 
Das  Baden  so  vieler  Menschen  ist  zeitraubend  und  kostspielig,  und  doch  müssen 
von  Zeit  zu  Zeit  ihre  Leiber  gereinigt  werden,  weil  Schweiss  und  Staub  bei  der 
Arbeit  als  gesundheitsschädliche  Decke  auf  der  Haut  sich  ablagern  und  die  Trans- 
spiration  verhindern.  Am  wirksamsten  ist  in  solchen  Fällen  das  warme  Sturzbad, 
im  Winter  natürlich  im  geheizten  Lokale.  Wo  man  Dampfheizung  besitzt,  lässt 
sich  die  Sache  leicht  einrichten.  In  der  Strafanstalt  Lenzburg  wurde  im  Laufe 
des  Winters  ein  solcher  Douche-Apparat  eingerichtet,  womit  in  einem  Tage  über 
HK)  Sträflinge  gehörig  abgewaseben  werden  können.  Das  Douche-Bad  ist  appetit- 
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lieber  und  reinlicher  als  jedes  andere  Bad  und,  was  in  solchen  Häusern  auch  in 
Anschlag  gebracht  werden  muss,  c»  ist  weit  wohlfeiler  als  das  gewöhnliche  Warni- 
wasserhad  in  be sondern  Badewannen.  Die  Sträflinge  unterziehet!  sich  dieser 
Keiuiguugsart  sehr  gern  und  ohne  irgendwelchen  Widerspruch.  //. 

Zürich.  Der  Verordnung  betreffend  Organisation  und  Leitung  der  staatlichen 
Korrekt ionsanstalten  t’ür  volljährige  Personen  und  dem  Vertrage  über  Versorgung 
von  Personen  in  der  Korrekt ionsabtheilung  der  Anstalt  Kappel,  sowie  einem  An- 
träge bezüglich  Abänderung  der  Organisation  der  Zwangserziehungsanstalt  Kingweil, 
wie  sie  alle  der  Regierungsrath  dem  Kantnnsrathe  zur  Kehandliiiig  vorgelegt  hat. 
entnehmen  wir  folgende  nritc  Bestimmungen: 

Die  Einweisung  von  volljährigen  arbeitsfähigen,  aber  arbeitsscheuen  und 
liederlichen  Personen,  welche  alinosengenössig  sind  oder  unter  Vormundschaft 
stehen,  in  eine  Korrektionsanstalt  (Uitikon  oder  Kappel)  geschieht  durch  den  Be- 
zirksrath auf  Antrag  des  Gemeiuderathes  oder  der  Armenpflege  des  Heimatortes 
oder  der  Wohugemeinde  derselben.  Die  Direktion  des  Kegieruugsr&thes,  welcher 
da»  Gefängnissweseu  unterstellt  ist.  verfügt,  in  welche  der  2 Anstalten  der  zu 
Deti  ni  rende  versetzt  werden  »oll.  Hiebei  wird  angenommen,  dass  Detinirte  (Rück- 
fällige Vorbehalten)  im  Alter  von  20  -HÜ  Jahren  der  Anstalt  Uitikou.  diejenigen 
über  50  Jahre  der  Anstalt  Kappel  zugewiesen  werden.  Individuen  im  Alter  von 
:I0—  50  Jahren  werden  je  nach  Kaum-  und  andern  Verhältnissen  der  einen  oder 
andern  Anstalt  zugewiesen. 

Das  Kostgeld  beträgt  jährlich  je  nach  den  Vermögens  Verhältnissen  2<H»  hi» 
5tni  Kranken  (inkl.  Bekleidung).  Sofern  diese  Beträge  nicht  aus  eigenem  Vermögen 
des  Detinirten  bezahlt  oder  seiner  Familie  üherbundeu  werden  können,  hat  die 
Gemeinde  dafür  cinziisteheu  ( Anneugesetz).  In  diesen  l allen  ist  da»  Minium  ui  von 
200  Franken  zu  bezahlen,  und  cs  leistet  der  Staat  aus  dem  Alkoholzehntel  daran 
einen  Beitrag  in  folgender  Weise: 

Für  Detinirte  im  Alter  von  20  35  Jahren  50 “/•  (100  Franken),  von  3B  bis 
50  Jahren  I0°/o  (HO  Franken),  endlich  für  Detinirte  über  50  Jahre  -H l °/o  (<»<i 
Franken).  Es  können  aus  dein  Alkoholzehntel  auch  Kostgeldbeit räge  für  detinirte 
Alkoholiker  ausgerichtet  werden,  für  welche  die  Armengemeinde  zwar  nicht  zahlen 
muss,  deren  Vermögens-  oder  Faniilienverhültnissc  aber  so  sind,  dass  die  Ent- 
richtung de»  ganzen  Kostgeldes  für  sie  drückend  sein  würde. 

Kückfälligcu  Detinirten  sollen  in  der  Kegel  keine  geistigen  Getränke  verab- 
folgt werden.  Bei  ihnen  soll  ein  Austaltswechsel  eintreteu. 

ln  der  Zwangserziehung»austalt  Kingweil  soll  das  jährliche  Kostgeld  (inkl. 
Bekleidung)  ebenfalls  200  Id-  500  Franken  betragen.  Wo  die  Armenkasse  dafür 
entstehen  muss,  wird  das  Minimuiw  angesetzt,  woran  der  St.uit  aus  dem  Alkohol- 
zehntel  50  n;.»  oder  loti  Franken  leistet.  Auch  für  jugendliche  Detinirte,  für  welche 
die  Armcngemeinde  nicht  bezahlen  tun-»,  können,  wenn  ihre  Vermögens-  oder 
Familienverhaltuisse  es  als  angezeigt  erscheinen  lassen,  aus  dem  Alkohnlzelintel 
angemessene  Ko-tgeldbeitrage  ert heilt  werden.  ff. 

Zug.  Die  hmtonnie  (Jrf<i  nyn  issu  ns  tu  II  beherbergte  im  Jahr  1880  (io  ïjiraf- 
und  Koirektionsgefangene  gegen  til  im  Vorjahr,  zu  Anfang  11,  am  Ende  13. 

Von  den  00  Gefangenen  waren  53  Männer  und  7 Weiber:  0 Zuchthaus-. 
7 Arbeitshaus-,  37  Geiäiignwsstriitlinge  und  7 Korrekt ionsgefaogetie.  17  sind  au»- 
und  lll  eingetreten. 
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Unter  den  Gefüngnisssträflingen  sind  5 Bussenumwandlungen  inbegriffen.  Zu 
den  obverzeichncten  Strafgefangenen  kamen  ferner  noch  15  in  der  Strafanstalt 
Zürich  und  1 in  der  Strafanstalt  Luzern  versorgter  Sträfling  mit  einem  Bestand 
von  14  beim  .lahresbeginn  und  von  5 beim  Jahresschluss  (1  Gefäugninssträfling 
und  4 Zuchthaussträflinge).  Die  Ge^aramtzahl  der  Striittinge  und  Koirektions- 
gefangenen  betrug  daher  7ü,  mit  einem  Bestand  von  18  beim  Jahresschlüsse.  Von 
den  4ö  neu  eingetretenen  Strafgefangenen  wurden  ein  Zuchthaus*,  ein  Arbeitshaus- 
und ein  Gefängnisssträfling  durch  llrthcil  des  Übergerichts,  die  übrigen  durch  das 
Strafgericht  und  die  4 Korrektionsgefangenen  durcli  Schlussnahme  der  Verwaltungs- 
behörden nach  § 11  des  Armengesetzea  eingewieseu. 

Von  den  (59  Zuchthaus-,  Arbeitshaus-  und  Gefängni.ssBträflingcn  waren  26°/® 
Kantousbürger,  66  % Schweizer  aus  andern  Kantonen  und  8 % Ausländer  ; 6 % 
zählten  unter  21,  32°/©  21—80,  27%  81—40,  26°/©  41—50,  6°/o  51—00  und 
3 % Über  60  Jahre.  Der  jüngste  Strafgefangene  war  15  Jahre  alt  und  hatte  2 
Tage  zu  erstehen.  73%  der  Sträflinge  wuren  ledig,  20°/o  verheirathet  und  7 °/o 
verwittwet.  Handwerker  waren  darunter  32  °/o,  Dienstboten  30°/©,  Taglöhner  18 %, 
Berufslose  16%,  Geschäftsleute  2%,  Landwirthe  1°/©  und  Fabrikarbeiter  l °/o. 
Einmal  bestraft  sind  67%,  rückfällig  83°/t.  Die  Vergehungen  gegen  Gesundheit 
und  Leben  betragen  7 %,  gegen  die  Sittlichkeit  25  %,  gegen  die  Sicherheit  (Brand- 
stiftung) 3%,  gegen  das  Eigenthum  62%,  Polizeivergehen  3%.  Die  niedrigste 
Strafdauer  betrug  2 Tage,  die  Strafdauer  der  15  Sträflinge  in  Zürich  durchschnitt- 
lich 18ö  Tage  (zusammen  2778),  in  der  Anstalt  in  Zug  durchschnittlich  691/*  Tage, 
keiner  sass  das  ganze  Jahr,  wohl  aber  2 über  300,  4 von  200  bis  300,  7 von 
100  bis  200,  12  von  50  bis  100  und  35  weniger  als  50  Tage. 

Von  den  7 Korrektiousgefangenen  entfallen  6 auf  den  Kanton  Zug  und  1 
auf  den  Kanton  Luzern.  4 davon  wurden  wegen  Arbeitsscheu,  Bettel  und  Vagautität, 
3 wegen  Familienbelästigung,  Widersetzlichkeit  und  Arbeitsscheu  verurtbeilt.  Fünf 
waren  rückfällig. 

Der  Austritt  der  Strafgefangenen  erfolgte  in  4 Fällen  durch  bedingte  Ent- 
lassung und  in  je  1 durch  Krankheit  und  Tod,  bei  allen  übrigen  durch  Ablauf 
der  Strafzeit. 

Der  niederste  Stand  betrug  7 (den  31.  Oktober)  und  der  höchste  18  (den 
27.  und  28.  Dezember). 

Die  Gesamintausgabe  für  die  Beköstigung  der  Untersuchung s-  und  Strafge- 
fangenen beträgt  Fr.  3333.  75,  auf  die  5896  Kosttuge  dersell>en  vertheilt,  trifft 
es  also  pro  Tag  und  Kopf  nicht  ganz  60  Happen  gegen  90  Happen  nach  dem 
frühem  System,  wobei  noch  zu  bemerken  ist,  »lass  die  Beköstigung  der  zwei 
Schwestern  von  Ingenbohl  mit  eingerechnet  ist. 

Das  günstige  Verpflegung«- Ergebnis»  ist  der  mit  Beginn  des  Berichtsjahres 
neu  eingeführten  Speise  Vorschrift  (Strafanstalt  Lenzburg)  und  dem  Selbstbetriebe 
zuzuschreiben.  Für  ärztliche  Behandlung  wurden  Fr.  62.5t),  für  Wäsche  Fr.  61.82 
und  für  Bekleidung  Fr.  275.  15  ausgegeben. 

Der  Verpflegungstag  beläuft  sich  in  Zürich  laut  Vertrag  auf  Fr.  1.  20,  in 
Luzern  ausnahmsweise  auf  50  Happen  und  die  Gesaramtauslage  für  Versorgung 
in  auswärtigen  Anstalten  auf  Fr.  3780.  90. 

Die  Beschäftigungskontrole  umfasst  4437  Tage,  einschliesslich  253  Tagen, 
welche  auf  Untersmliung«gefangene  fallen,  denen  die  Arbeit  bewilligt  worden. 

ZeiUchr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahr*.  29 
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Von  obigen  4137  Tagen  sind  3563  eigentliche  Arbeitetage,  die  andern  874 
Tage  sind  Sonn-  und  Feiertage,  Kraukentage,  Arresttage  etc.,  80,3  “/»  sind  also 
Arbeitstage  und  19,7“/»  arbeitslose  Tage. 

Der  Jakresverdienst  der  Arbeitsaustalt  beträgt  pro  1889  Fr.  4160.  9$,  trifft 
per  Verptiegungstag  (einschliesslich  derjenigen  der  Untersuchungsgefangenen)  Fr.  1 . 07 
und  auf  jeden  Arbeitstag  Fr.  X.  83  gegen  82  und  101  Rappen  im  Yorjahr. 

Das  Gesammt-Einnehmcn  im  Verkehr  betrug  Fr.  12,195.  15,  das  Gesaramt- 
Ausgeben  Fr.  9237.  50,  also  ergab  sich  ein  Ueberschuss  an  Einnahmen  von 
Fr.  2957.  65,  welcher  auf  die  Betriebsrechnung  übergetragen  wurde  und  dort  einen 
Bestandtheil  der  Fr.  4750.  98,  des  Betrags  des  Jahresverdienstes,  ausmacht. 

Die  Holzspalterei,  welche  die  Hälfte  der  Arbeitszeit  beanspruchte,  ergab 
einschliesslich  der  Fuhren  per  Tag  Fr.-  1.  22  und  per  Ster  verarbeitetes  Brenn- 
holz Fr.  2.  30.  Der  Verbrauch  betrug  637  Ster  Buchen-  und  198  Ster  Tannenholz. 

Als  Verdienstantheil  wurde  den  Sträflingen  bei  ihrer  Entlassung  ein  Betrag 
von  Fr.  366.  10  ausbezahlt  und  es  blieb  den  in’s  neue  Jahr  ttbergetretenen  eine 
Summe  von  Fr.  120.  77  gutgeschrieben.  Auf  einen  Arbeitstag  trifft  es  sonach  an 
Verdienstantheil  nahezu  14  Rappen. 

Disziplinarstrafen  wurden  6 ausgefällt  mit  zusammen  14  lagen  Dunkelhaft, 
verbunden  mit  schmaler  Kost. 

Aargan.  Nothicendiglceit  einer  Zimngserziehungmnxtalt.  Nach  den  Mit- 
theilungen der  aargauischen  Staatsanwaltschaft  wurden  im  letzten  Jahre  4 junge 
Verbrecher  (2  Brandstifter,  1 Mordversuchsgehtllfe  uud  1 Dieb)  und  eine  Ver- 
brecherin (Brandstifterin)  nicht  vor  Gericht  gestellt,  weil  sie  das  15.  Altergjahr 
noch  nicht  erreicht  hatten  und  weil  eine  Anstalt  für  Unterbringung  solcher  Indi- 
viduen noch  nicht  vorhanden  war.  Bei  dem  Mangel  einer  entsprechenden  Anstalt 
wurde  die  Versorgung  jugendlicher  Verbrecher  unter  15  Jahren  nämlich  nur  dann 
beantragt,  wenn  in  der  Freilassung  derselben  eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit erblickt  wurde.  So  mussten  auch  verschiedene  Untersuchungen  gegen  Delin- 
quenten unter  15  Jahren  wegen  Eigenthumsdelikten  einfach  fallen  gelassen  werden, 
weil  eine  Versorgung  in  einer  Besserungsanstalt  nicht  möglich,  wenn  auch  höchst 
nothwendig  gewesen  wäre. 

Viele  F'älle  kamen  der  Staatsanwaltschaft  nicht  einmal  zur  Kenntniss,  weil 
die  Voruntersuchnngsämter  aus  der  mehrgenaunten  Verlegenheit  die  Untersuchungen 
ohne  Weiteres  von  sich  aus  niederschlugen,  wenn  es  sich  um  ßeanzeigte  handelte, 
welche  das  gesetzlich  straffällige  Alter  noch  nicht  erreicht  hatten. 

Alle  diese  Thatsachen  in  Verbindung  mit  deijcnigeu,  dass  pro  1890  27  Indi- 
viduen unter  21  Jahren  in  die  Strafanstalt  eingetreten  sind,  dürftet!  es  rechtfertigen, 
dass  endlich  Schritte  dafür  gethan  wurden,  auf  Schloss  und  Festung  Aarburg  eine 
/Wangserziehungsanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  und  Taugenichtse  zu  errichten. 

Der  Alkoholzehntel  könnte  wahrlich  in  keiner  zweckmässigem  und  dringendem 
Angelegenheit  verwendet  werden.  /T. 

Aargan.  Nach  den  Beobachtungen  in  der  Strafanstalt  pro  1890  hatten  gegen 
das  Vorjahr  abgenommen  die  Vergehungen  gegen  Gesundheit  und  Leben,  uud  zwar 
um  h»/o,  sodann  diejenigen  gegen  die  Sittlichkeit  und  gegen  das  Eigenthum-,  zu- 
genommen  hatten  dagegen  diejenigen  gegen  die  Sicherheit,  gegen  Treue  und  Glauben 
und  die  sogenannten  l’olizeivergehen,  letztere  um  7,3  “/«. 
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Die  Polizei  cergehen  stehen  durchschnittlich  mehr  als  10°/o  höher  als  in  frühem 
Jahren.  Diese  haben  also  zu-,  die  Verbrechen  dagegen  abgenommen.  Diese  Behaup- 
tung stützt  sich  auf  die  Prozentsätze  der  zur  Bestrafung  gekommenen  Fälle.  Es  ist 
nun  aber  sehr  wahrscheinlich,  dass  auch  die  Polizeivergehen  in  Wirklichkeit  nicht 
zugenommen  haben,  sondern  dass  sie  in  »len  letzten  Jahren  nur  inehr  zur  Be- 
strafung gekommen  sind  als  früher.  Seitdem  nämlich  eine  bezügliche  Gesetzes- 
bestimmung es  ermöglicht,  gegen  pflichtvergessene  Eltern  (Väter  und  Mütter)  mit 
Zuchthausstrafe  ei  uz  lisch  reiten,  so  haben  diese  Fälle  von  Verurtheilungen  so  zu- 
genommen, dass  letztes  Jahr  21  nach  dieser  Richtung  verurtheilte  Personen  ein- 
geliefert worden  sind,  die  bei  Mangel  einer  solchen  Gesetzesvorschrift  höchst 
wahrscheinlich  straflos  ausgegangen  wären.  Die  Gemeinden  hatten  zwar  allerdings 
auch  vorher  das  Recht,  gewisseolosc  Eltern  in  die  Zwangsarheitsanstalt  zu  bringen. 
Allein  von  diesem  Rechte  machten  sie  in  der  Regel  nur  dann  Gebrauch,  wenn  ein 
liederlicher  Wittwer  sich  wieder  verheirathen  wollte,  ln  andern  Fällen  liess  man 
„fünfe  gerad  sein“,  weil  für  die  Zwangsarbeiter  ein  Kostgeld  bezahlt  werden  muss. 

Wenn  man  aber  dem  Verbrechen  eigentlich  so  recht  auf  den  Grund  gehen 
und  ihm  Vorbeugen  will,  so  muss  man  entschieden  gegen  die  liederlichen  Eltern 
einscb reiten , welche  durch  ihren  Lebenswandel:  durch  Müssiggang,  Trunksucht 
und  unsittliche  Reden  und  Handlungen,  ihren  Kindern  ein  verderbliches  Beispiel 
gehen,  ja  sie  oft  geradezu  zu  Schlechtigkeiten  unleiten. 

Durch  den  Erlass  jener  Gesetzesvorschrift  hat  der  Gesetzgeber  daher  einen 
wunden  Fleck  der  Gesellschaft  getroffen,  der  dieser  Aufmerksamkeit  höchst  be- 
dürftig war.  Wird  er  gründlich  geheilt,  so  werden  Staat,  Gemeinden  und  Familien 
daraus  den  grössten  Nutzen  ziehen. 

Zur  Illustration  dieser  traurigen  Angelegenheit  dienen  ein  paar  Worte,  welche 
in  den  letzten  Tagen  ein  Sohn  seiuem  wegen  fortgesetzter  Vernachlässigung  seiner 
Vaterpflichten  in  der  Strafanstalt  Lenzburg  weilenden  Vater  geschrieben  hat.  An  die 
Nachricht  nämlich,  dass  er  jetzt  aus  der  Schule  entlassen  werde,  knüpft  er  folgende 
wehmütbige  Betrachtung  an:  „Ich  habe  schon  manchmal  geweint,  weil  ich  nicht  ge- 
wusst hatte,  wo  du  bist,  und  weil  ich  keinen  Vater  hatte,  nur  eine  Mutter.  Ich  hoffe, 
du  werdest  doch  noch  ein  Vaterherz  haben  und  an  uns  denken.“  U. 

Die  Strafanstalt  Lenzbnrg  zählte  im  Jahre  1890  zu  Anfang  188,  am  Ende 
188  und  im  Ganzen  382  Gefangene:  341  männliche  und  41  weibliche ; 149  krimi- 
nelle, 203  korrekt ionelle,  27  Zwangsarbeiter  und  3 U n ters  u ch  u ngsgef  ä ngene.  191 
sind  aus-  und  194  eingetreten.  Von  diesen  waren  75,4%  Aargauer,  IG, 2%  Schweizer 
aus  andern  Kantonen  und  8,4  % Ausländer;  14°/o  zählten  unter  21  Jahren,  27°/« 
21—30,  24°/©  31—40,  23°/o  41—50,  8°/o  51— GO  und  4%  über  60  Jahre.  50  > 
der  Eingetretenen  waren  ledig,  38°/o  verehelicht,  7 °/°  verwittwet  und  5 °/o  ge- 
schieden; l°/o  (Italiener)  hatte  keine,  39%  nur  geringe,  52°/o  ziemlich  gute  und  8°/© 
gute  Schulbildung ; 32°/o  eine  ungenügende  und  68%  eine  gute  Erziehung ; 29°/o 
vorher  einen  schlechten,  33°/o  einen  getrübten  und  38°/©  einen  guten  Leumund; 
10,5°, o besitzen  Vermögen,  2l,5°/o  haben  solches  zu  hoffen  und  08%  sind  arm.  Hand- 
werker sind  darunter  47%,  Landarbeiter  28%,  Dienstboten  10%,  Fabrikarbeiter 
0%,  Berufslose  4%,  Geschäftsleute  4%  und  Beamte  und  Angestellte  1%.  Einmal 
bestraft  sind  63%,  rückfällig  37%.  Die  Vergehungen  gegen  Gesundheit  und  Leben 
betragen  8%,  gegen  die  Sittlichkeit  16,7  °.o,  gegen  die  Sicherheit  5%,  gegen  Treue 
und  Glauben  3,6  %>  gegen  das  Eigeuthum  41%  und  die  Polizei  vergehen  26,7  " 
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Dip  niedrigste  Strafdauer  der  im  Jahr  1890  eingetretenen  Strafgefangenen  betrug 
1 Monat,  die  höchste  Strafe  12  Jahre  (Raub  mit  starker  Körperverletzung).  Die 
Disziplin  der  Sträflinge  war  im  Allgemeinen  gut  Von  382  Individuen  mussten  im 
Ganzpn  33  verwarnt  und  f>9  gehasst  werden,  also  nur  24°/o.  Die  Gesainmtznhl  der 
Verpflegungstage  stieg  auf  (14,228,  der  tägliche  Durchschnitt  also  auf  17(1.  An 
jener  Zahl  der  VerpHegungstage  waren  betheiligt:  die  männlichen  Gefangenen  mit 
58,511  und  die  weiblichen  mit  5717  Tagen;  die  Kriminellen  zählten  32,099,  die  Kor- 
rektionellcn  21,523.  die  Zwangsarbeiter  5878,  die  Pensionäre  3800  und  die  L'nter- 
suchungsgetängencn  328  Tage. 

Die  Zahl  der  Verpflegung* tage  betrug  64,228  mit  einer  Gesammtausgabe  (ohne 
Teuerung)  von  Kr.  27,407.  80.  Ein  Verpflegtingstag  kostete  sonach  42,68  Rp.  oder 
mit  der  Feuerung  (Dampfbetrieb)  zirka  46  Rp. 

Die  Ausgaben  für  Bekleidung  und  Lingerie  beliefen  sich  durchschnittlich  für 
einen  Strätlingstng  auf  10,4  Rp. , ftlr  Beleuchtung  im  Innern  und  Aensaem  auf 
9,3  Rp.,  fur  Feuerung  (Beheizung  und  Kochen)  auf  13,5  Rp.,  für  Wäsche  und 
Hausrrinigung  auf  3,3  Rp.  und  für  Werkzeuge  und  Mobilien  auf  6,3  Rp. 

Der  (iesundlieilscuxlawl  war,  die  54  Fälle  von  Influenza  allgerechnet,  im 
Ganzen  ein  wohlbefriedigender.  Von  382  Gefangenen  erkrankten  113,  also  29,6  “/«, 
nach  dem  täglichen  Durchschnitt  von  176  Personen  64  °/o.  Gestorben  ist  ein 
Sträfling  infolge  Influenza  mit  Komplikation.  Geisteskranke  gab  es  3. 

Fäll  Arbeitstag  ertrug  brutto,  ohne  die  Arbeit  für  den  eigenen  Hausbedarf, 
Kr.  1.  19‘  mit  dieser  Fr.  1.  12,  netto  Fr.  1.  04,  reap.  97,4  Rp.  Die  arbeitslosen 
Tage  (Feiertage  etc.)  betrugen  18,7°/»,  die  Arbeitstage  81,3°/o-  Land- und  Garten- 
bau (zirka  8 Jucharten)  erzielten  einen  Nettogewinn  von  Fr.  1504,  die  Schweine- 
mästung  von  Fr.  1771.  der  Materialkouto  von  Fr.  9887.  Das  Gesammteinnehmen 
belief  sich  auf  Fr.  69.687.  78,  das  Gesammtausgehcu  auf  Fr.  101,141.  52;  es  wurden 
also  zu  wenig  eingenommen  Fr.  31,453.  74.  Diese  Summe  musste  durcit  den  Staat 
zur  Deckung  zugeschosaen  werden. 

.l/ix  dem  weilent  Kriminalgebiet. 

I)le  Ursachen  des  Verbrechens.  Au*  dem  Bittgesuche  eine*  Sträfling*. 

„Als  ich  das  Verbrechen  beging,  für  welches  ich  jetzt  in  der  Strafanstalt 
btlssc,  war  ich  erst  17  Jahre  alt  und  nicht  im  Stande,  die  Tragweite  meiner  Hand- 
lungsweise zu  ermessen.  Dieses  um  so  w eniger,  als  meine  Erziehung  gänzlich  ver- 
nachlässigt worden  war.  Mein  Vater  betrieb  einen  unbedeutenden  Handel  mit 
Eisen,  Messing,  Kupfer  n.  s.  w.  und  war  oft  wochenlang  von  Hause  abwesend, 
konnte  sich  also  nicht  um  unsere  F.rziehung  bekümmern.  Die  Mutter  war  dem 
Branntweingenusse  zngetlian  und  vernachlässigte,  wenn  sie  demselben  zu  sehr  ge- 
frühnt  hatte,  was  oft  geschah,  das  Hauswesen  vollständig,  so  dass  wir  Kinder  uns 
selbst  überlassen,  ohne  Aufsicht  und  Anleitung  zum  Guten  waren,  auch  manch- 
mal Tage  lang  nichts  zu  essen  bekamen.  Von  einem  regelmässigen  Besuch  der 
Schule  und  des  Religionsunterrichtes  war  keine  Rede.  Wenn  wir  alsdaun  lose 
Streiche  gemacht  hatten  und  der  Vater  von  seiner  Reise  zurückkum,  mussten  mein 
Bruder  und  ich  grausame  Strafe  fürchten,  der  wir  uns  etliche  Male  durch  die 
Flucht  aus  dem  elterlichen  Hause,  das  uns  so  gar  keine  Heimat  war,  entzogen, 
und  uns  strömend  im  Lande,  besonders  in  den  kleinen  Kantonen,  herumtrieben. 
bis  uns  die  Nolh  wieder  nach  Hause  trieb.  So  war  meine  Jugendzeit  beschaffen.* 
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I ereinsnnch  richten. 

Verein  für  Straf,  und  GcfänirnisHwescn.  Um  einer  Anhäufung  vou  Vercins- 
versammlungen  im  Monat  September  auszuweicben,  wird  der  Schweizerische  Verein 
fllr  Straf-  und  Gefängnisswesen  seine  alle  zwei  Jahre  wiederkehrende  Versammlung 
erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Oktober  abhalten.  Versammlungsort  ist 
diesmal  Hasel. 

Schweizerischer  Juristenverein.  Die  29.  Jahresversammlung  des  schwei- 
zerischen Juristenvereins  findet  Montag  und  Dienstag  den  21.  und  22.  September 
in  Uenf  statt.  Traktanden:  Für  den  ersten  Tag:  1.  Referat  und  Diskussion  über 
die  Krage:  Wie  soll  der  Hund  den  Kechtauuterricht  in  der  Schweiz  fördern? 
Referenten:  Professor  Dr.  Meili  in  Zürich,  Professor  Geutet  in  Genf.  Für  den 
zweiten  Tag:  2.  Referat  und  Diskussion  Uber  die  Krage:  Die  Grundlagen  einer 
eidgenössischen  Gesetzgebung  über  den  Lebensversicherungsvertrag.  Referenten: 
Professor  Dr.  Rehfous  in  Genf,  Ständerath  und  Regieruugsrath  Lienhard  in  Bern. 
3.  Vereiusgeschäfte:  Wahl  von  Vorstandsmitgliedern  etc.  4.  Bericht  des  Preis- 
gerichtes über  die  Preisfrage. 

Die  Sitzungen  finden  jeweilen  Morgeus  von  8 Uhr  an  im  Ruthhaus  (Gross- 
rathssaal) statt. 


Ptrso nalnach rieh  teil. 

Herr  Verwalter  A.  Engeler,  welcher  der  Strafanstalt  Tubel  lange  Jahre  mit 
der  grössten  Pflichttreue  und  Umsicht  vorgestanden  ist,  hat  aus  Gesundheitsrück- 
sichten seine  Entlassung  genommen.  Die  Johanniter-! 'omthurei  im  Tobel  wurde 
infolge  seiner  Anregung  und  unter  seiner  Leitung  nach  uud  nach  in  eine  brauch- 
bare Strafanstalt  umgebant.  Er  bewährte  sich  als  vortrefflicher  Oekonom.  H. 

Zum  Direktor  der  Strafanstalt  des  Kantons  Zürich  wählte  der  Regierungs- 
rath am  20.  Juni  deu  Herrn  Landammanu  Dr.  K.  f'nrfi  von  Hnpperswyl.  Derselbe, 
von  Beruf  Arzt,  bekleidete  seit  laugen  Jahren  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des 
Regicrungsrathes  im  Kanton  St.  Gallen,  und  zwar  zuerst  als  Vorsteher  des  Polizei-, 
nachher  des  Erziehungsdepartementcs.  Als  Polizeidirektor  hatte  Herr  Dr.  C’urti 
vielfach  Gelegenheit,  sich  mit  deu  Straf-  uud  Korrektionsanstalten  des  Kantons 
St.  Gallen  zu  befassen.  Während  seiner  Departementsleitung  wurde  die  Strafanstalt 
St.  Jakob  umgehaut  und  erweitert.  Statt  des  bisherigen  Auburnisehen  Schwcig- 
systems  führte  man  das  Progressivsystem  mit  3 Strafstufen  ein.  Vor  Bezug  der 
neuen  Anstalt  gab  Herr  Dr.  Curti  derselben  auch  eine  neue,  dem  veränderten 
Systeme  angepasstc  Hausordnung,  welche  am  21.  Januar  1885  vom  Grossen  Ratlie 
die  Genehmigung  erhielt.  Wir  begrüsseu  den  neuen  Herrn  Direktor  als  Kollegen 
und  Mitarbeiter  auf’s  Beste  und  wünschen  ihm  zu  seinem  verantwortungsvollen 
Amte  von  Herzen  Glück.  II. 
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Canton  de  Genève. 

Loi  modifiant  le  Code  d’instruction  pénale  du  26  octobre  1884. 

Du  1er  octobre  1890. 

( Modification*  au  Livré  II:  La  .Justice.) 

Livre  second. 

La  Justice. 

TITRE  PREMIER. 

Le  Jury* 

Art.  206.  La  justice  pénale,  en  matière  criminelle  et  correctionnelle,  est  exercée 
par  le  Jury. 

207.  En  matière  criminelle,  il  est  constitué  par  12  jurés  tirés  au  sort  comme 
il  sera  dit  ci-après,  lesquels  élisent  le  chef  du  Jury  au  scrutin  secret. 

En  matière  correctionnelle,  il  est  constitué  par  G jurés  seulement. 

Lorsque  le  Jury  en  matière  criminelle  et  correctionnelle  a rendu  un  verdict 
de  culpabilité,  la  Pour,  composée  du  Président  de  la  Cour  de  Justice  du  cantou 
ou  d'un  juge  délégué  par  lui  et  des  deux  juges  assesseurs  ou  de  leurs  suppléants, 
se  réunit  au  Jury  pour  délibérer  et  statuer  sur  l’application  de  la  peine. 

20S.  La  Cour  est  composée  du  Président  de  la  Cour  ou  d’un  juge  délégué 
par  lui  et  des  juges  assesseurs  ou  de  leurs  suppléants.  Elle  statue  sur  tous  les 
incidents  des  débats.  Le  Président  assiste  avec  voix  consultative  à la  délibération 
du  Jury  concernant  la  culpabilité. 

209.  Les  jurés  sont  pris  parmi  les  électeurs  cantonaux  ftgés  de  plus  de  2ô 
ans  et  de  moins  de  60  ans. 

210.  Les  fonctions  de  juré  sont  incompatibles  avec  celles  de  conseiller  d’Etat, 
de  magistrat  de  l’ordre  judiciaire,  à l’exception  des  juges  prud'hommes,  et  de 
ministre  d’un  culte  quelconque. 

211.  Les  faillis  déclarés  inexcusables,  tant  que  leur  réhabilitation  n'a  pas 
été  prononcée,  ne  peuvent  être  jurés. 

212.  Il  est  dressé,  pour  chaque  année,  une  liste  de  sic  cents  jurés. 

Dans  ce  but,  il  est  d’abord  formé  une  liste  de  présentation  de  huit  cent. 
jurés  par  tous  les  Conseils  municipaux  du  canton.  Chaque  commune  en  fournit 
un  nombre  proportionnel  h celui  de  ses  électeurs,  conformément  au  tableau  de 
répartition  arrêté  par  le  Conseil  d’Etat,  sur  les  bases  suivantes: 

Chaque  commune  ayant  de  30  à 99  électeurs  présente  3 jurés  ; chaque  com- 
mune ayant  de  100  à 1000  électeurs  présente  6 jurés  pour  cent  électeurs,  toute 
fraction  de  30  et  au-dessus  donnant  droit  à 2 jurés  de  plus.  Au  delà  de  1000 
électeurs,  chaque  commune  présente  45  jurés  pour  1000  électeurs,  toute  fraction 
de  500  et  au-dessus  donnant  droit  à 23  jurés  de  plus. 
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Les  jurés  sont  désignés,  en  séauce  publique,  par  chaque  Conseil  municipal, 
et  choisis  parmi  les  électeurs  de  la  commune,  conformément  aux  articles  2U9  ii 
211  et  213. 

Le  Conseil  peut  faire  préparer  sa  liste  par  une  Commission. 

Cette  désignation  a lieu,  pour  l’année  suivante,  avant  le  31  mars  de  chaque 
année. 

Les  noms  des  huit  cents  jurés,  désignés  par  les  Conseils  municipaux,  sout 
transmis  avant  le  1*'  mai  par  l'autorité  communale  au  Conseil  d’Etat.  Celui-ci, 
après  s’être  assuré  qu’ils  figurent  sur  les  tableaux  électoraux  et  qu’aucun  n’est 
exclu  par  la  loi  des  fonctions  de  juré,  transmet  les  listes  rectifiées  à M.  le  Prési- 
dent du  Grand  Conseil  ; ce  dentier  les  renvoie  à mie  Commission  de  quinze  membres 
tirée  au  sort  dans  la  première  séance  de  la  session  de  mai.  — Les  membres  de 
cette  Commission  seront  tirés  an  sort  dans  la  proportion  suivante:  G dans  les 
députés  du  Collège  de  la  ville  de  Genève,  C dans  ceux  de  la  Rive  gauche  et  3 
dans  ceux  de  la  Rive  droite. 

Elle  est  présidée  par  un  de  Messieurs  les  vice-présidents  tlu  Grand  Conseil  ; 
un  des  secrétaires  y. tient  la  plume.  Nul  ne  peut  en  faire  purtie  deux  fois  de 
suite.  Cette  Commission  procède  par  élimination  et  choisit  six  cents  jurés,  pro- 
portionnellement à la  présentation  de  chaque  Conseil  municipal. 

Les  noms  des  six  cents  jurés  définitivement  choisis  sont  transmis  par  le 
Président  du  Grand  Conseil  au  Conseil  d'Etat,  qui  eu  dresse  la  liste  générale, 
par  ordre  alphabétique,  et  publie  celle-ci,  soit  par  affiches,  soit  par  insertion  dans 
la  Feuille  des  avis  officiels. 

11  l’envoie  en  même  temps  au  Président  de  la  Cour  île  Justice  et  au  Pro- 
cureur général  et  informe  chaque  juré  de  sa  nomination. 

213.  Ne  peuvent  être  portés  sur  la  liste  du  Jury  les  citoyens  qui  ont  siégé 
comme  jurés  ou  qui  ont  répondu  à tous  les  appris  d’une  session  dans  l’une  des 
deux  années  précédentes. 

TITRE  11. 

Le  Jury  criminel. 

CHAPITRE  PREMIER. 

Procédure  préliminaire. 

214.  Le  Président  de  la  Cour  de  Justice,  ou  le  juge  par  lui  délégué  assisté 
de  deux  juges  assesseurs  ou  de  leurs  suppléants,  statue,  avec  le  concours  du  Jury, 
sur  toutes  les  causes  criminelles  que  la  Chambre  d’instruction  a renvoyées  à la 
Cour  d’assises,  à l'exception  de  celles  qui  doivent  être  jugées  par  contumace. 

215.  Dès  qu'une  ou  plusieurs  affaires  sont  mises  en  état,  le  Président  de 
la  Cour  de  Justice,  d’accord  avec  le  Procureur  général,  détermine  le  commence- 
ment de  la  session. 

11  doit  y avoir  une  session  au  moins  tous  les  trois  mois. 

218.  Sur  l’ordre  du  Procureur  général,  le  dossier  du  procès  et  les  pièces 
servant  & conviction  et  à décharge  sont  immédiatement  réunis  au  greffe  de  la  Cour 
de  Justice. 

217.  Six  jours  au  moins  avant  l’ouverture  de  la  session,  le  Président  de  la 
Cour  de  Justice  procède  à l'interrogatoire  de  l’accusé. 

218.  L’accusé  doit  indiquer  l’avocat  qu’il  a choisi  pour  l’aider  dans  sa  dé- 
fense, ou  déclarer  qu’il  accepte  celui  qui  lui  a été  nommé  d’office,  conformément 
& l’art,  (il  du  présent  code. 
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Le  Président  confirme  ce  conseil,  ou,  si  cela  est  nécessaire,  en  désigne  un 
autre,  sous  peine  de  nullité  de  tout  ce  qui  suivra. 

219.  Le  Président  avertit  de  plus  l’accusé  que,  s’il  se  croit  fondé  à former 
une  demande  en  nullité  contre  la  procédure  antérieure,  il  doit  faire  sa  déclaration 
dans  les  cinq  jours  suivants,  et  qu’aprés  l'expiration  de  ce  délai  11  n’y  sera  plus 
recevable. 

220.  En  matière  de  procédure  pénale,  les  délais  se  comptent  par  jours  francs. 

221.  L’accomplissement  des  formalités  prescrites  par  les  trois  articles  qui 
précèdent  est  constaté  par  un  procés-vcrbal  que  signent  l’aocusé,  le  Président,  le 
greffier,  et  qui  est  soumis  au  visa  dn  Procureur  général. 

Si  l’accusé  ne  peut  pas  signer,  il  en  est  fait  mention. 

222.  (juand  l’accusé  n’a  pas  été  averti  conformément  à l’article  218,  la 
nullité  n’est  point  couverte  par  son  silence;  ses  droits  sont  réservés,  sauf  à les 
faire  valoir  après  l’arrêt  définitif. 

223.  Le  Procureur  général  est  tenu  de  faire  sa  déclaration  dans  le  même 
délai,  à compter  de  l’interrogatoire,  sous  la  même  peine  de  déchéance  portée  à 
l’article  218. 

224.  La  déclaration  de  l’accusé  et  celle  du  Procureur  général  doivent  énoncer 
l’objet  de  la  demande  en  nullité. 

Ce  recours  ne  peut  être  formé  que  contre  l'ordonnance  de  la  Chambre  d’ins- 
truction et  dans  les  quatre  cas  suivauts:  1“  Si  le  fait  n’est  pas  qualifié  crime  par 
la  loi  ; 2”  si  le  ministère  public  n’a  pas  été  entendu  ; 3“  si  l’ordonnance  n'a  pas 
été  rendue  par  le  nombre  de  juges  fixés  par  la  loi  ; 4 ■ si  dans  la  procédure  suivie 
antérieurement  à l’ordonnance  de  renvoi  il  a été  omis  une  des  formalités  exigées 
par  une  loi  constitutionnelle  on  essentielles  à la  défense  du  prévenu. 

225.  La  déclaration  doit  être  faite  au  greffe  de  la  Cour  de  Justice  par  l’ac- 
cusé ou  par  son  conseil. 

Le  greffier  la  transmet  sans  retard  au  Président  de  la  Cour  de  Cassation. 
Celle-ci  est  tenue  de  prononcer  dans  le  plus  bref  délai. 

22tl.  Les  affaires  qui  ne  se  trouvent  en  état  qu’après  le  début  de  la  session, 
ne  peuvent,  sous  peine  de  nullité,  y être  portées  que  sur  la  demande  dit  Procureur 
général  et  de  l’accusé  conjointement. 

En  ce  cas,  l’accusé  et  le  Procureur  général  renoncent  à la  faculté  de  se  pour- 
voir en  nullité  contre  l’ordonnance  de  renvoi  au  Jury  criminel. 

CHAPITRE  U. 

Formation  du  Jury  pour  la  session. 

227.  Cinq  jours  au  moins,  dix  jours  au  plus  avant  l’ouverture  de  1«  session, 
il  est  procédé  sur  la  liste  du  Jury,  pour  l’année  courante,  au  tirage  au  sort  de 
quarante  jurés. 

Le  tirage  au  sort  est  fait  par  le  président  de  la  Cour  de  Justice  ou  le  juge 
délégué  par  lui,  en  audience  publique,  sous  peine  de  nullité. 

228.  Si.  dans  le  nombre  des  jurés  désignés  par  le  sort,  depuis  la  formation 
de  la  liste  pour  l’année  courante,  un  on  plusieurs  sont  décédés  ou  uc  se  trouvent 
plus  dans  les  conditions  légales  pour  pouvoir  siéger,  le  Président  de  la  Cour, 
après  avoir  entendu  le  Procureur  général,  procède,  séance  tenante,  ù leur  rem- 
placement par  un  tirage  complémentaire,  et  ordonne  que  leurs  noms  soient  rayés. 

229.  Il  y a également  lieu  à un  tirage  au  sort  complémentaire  dans  les  cas 
suivants: 
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1°  S’il  est  constant  que  l’un  des  jurés  désignés  par  le  sort  est  dans  on  état 
de  maladie  qui  le  rend  incapable  d’assister  à la  session. 

2°  S’il  est  constant  que  l’un  des  jurés  désignés  par  le  sort  est  absent  du 
canton,  et  que  cette  absence  doit  sc  prolonger  pendant  la  durée  de  la  session. 

Ceux  qui  ont  été  mis  au  bénéfice  de  cet  article  sont  maintenus  sur  la  liste 
du  Jury  pour  l’année  courante. 

230.  Dans  les  trois  jours  qui  suivent  le  tirage  au  sort,  le  Président  fait 
notilier  à chacun  des  jurés,  à sa  personne  et  à son  domicile,  qu’il  fait  partie  de 
la  liste  de  service  pour  la  session  prochaine. 

En  même  temps,  11  le  somme  de  se  trouver  à l’audience  du  Jury  aux  jours 
et  heures  indiqués,  sous  les  peines  portées  dans  la  présente  loi,  lesquelles  sont 
rappelées  dans  la  notificatiou. 

231.  Il  fait  signifier  également  une  copie  de  la  liste  du  Jury  à chacun  des 
accusés  qui  doivent  être  jugés  dans  la  prochaine  session. 

En  outre,  il  avertit  chacun  d’eux  qu’il  est  libre  de  proposer  la  récusation 
de  tout  juré  qui  n’aurait  pas  l'âge  requis  par  la  loi,  qui  ne  serait  plus  dans  les 
conditions  légales  pour  siéger,  ou  qui  aurait  figuré  dans  son  procès  comme  officier 
de  police  judiciaire,  témoin,  interprète,  expert,  partie  ou  défenseur. 

Cette  signification  a lieu  trois  jours,  au  plus  tard,  avant  l’ouverture  des 
débats  pour  chaque  alïaire.  La  copie  doit  être  remise  k la  personne  même  de 
l’accusé. 

Le  tout  sous  peine  de  nullité. 

232.  Les  noms  dés  jurés  qui  ont  siégé  au  moins  une  fois  dans  la  session, 
pour  le  service  de  laquelle  ils  ont  été  désignés  par  le  sort,  et  qui  n’ont  manqué 
qu’à  un  appel,  et  de  ceux  qui  ont  répondu  à tons  les  appels,  cessent  de  figurer 
sur  la  liste  du  Jury  pour  l’année  courante. 

Tous  les  autres  sont  maintenus  sur  cette  liste. 

CHAPITRE  IU. 

L'audience. 

SECTION  1. 

Isea  débats. 

233.  Si  l’accusé  ou  le  Procureur  général  a des  motifs  pour  demander  qu’une 
cause  soit  remise  à la  session  suivante,  la  Cour  statue  en  audience  publique. 

Cette  requête  doit  lui  être  présentée  avant  l’ouverture  des  débats. 

231.  Les  audiences  du  Jury  criminel  sont  publiques. 

Néanmoins,  suivant  la  nature  des  causes,  le  Président  peut  interdire  l’entrée 
de  la  salle,  aux  femmes  et  aux  enfants. 

Lue  partie  des  places  est  réservée  aux  membres  des  Conseils,  aux  juges, 
aux  avocats  et  aux  élèves  en  droit. 

233.  Le  Président  de  la  Cour  a la  police  de  l’audience  et  peut  même  faire 
évacuer  la  salle. 

23«.  Il  a le  droit  de  faire  saisir  et  d’envoyer  sur-le-champ  en  prison,  pour 
vingt-quatre  heures,  tout  individu  qui  manque  au  respect  dû  aux  Tribunaux,  donne 
des  signes  d'approbation  ou  d'improbation,  ou  excite  du  tumulte. 

En  cas  de  récidive,  le  délinquant  peut  être  condamné  à un  emprisonnement 
de  cinq  jours.  , 

237.  Si  un  individu  cumrnet  un  délit  qui  mérite  une  peine  plus  forte,  il  est 
conduit  eu  prison,  pour  être  renvoyé  devaut  le»  juges  compétents. 
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238.  lorsqu'un  accusé  trouble  l'audience,  le  Président,  apres  l’aToir  dément 
nverti,  ordonne  qu’on  le  fasse  retirer.  Cet  ordre  est  toujours  révocable. 

Le  défenseur  assiste  à la  continuation  des  débats. 

239.  Le  Président  est  investi  d’un  pouvoir  discrétionnaire  en  vertu  du- 
quel il  peut  prendre  toute  mesure  qu’il  croit  utile  à la  découverte  de  la  vérité. 
La  loi  charge  son  honneur  et  sa  conscience  d’employer  tous  ses  efforts  pour  en 
favoriser  la  manifestation. 

24ft.  Dans  le  cours  des  débats,  il  peut  appeler,  même  par  mandat  d’ameuer, 
et  entendre  toutes  personnes,  on  se  faire  apporter  toutes  nouvelles  pièces  qui  lui 
paraissent  devoir  répandre  un  jour  utile  sur  le  fait  contesté. 

Les  témoins  ainsi  appelés  ne  prêtent  point  serment,  et  leurs  déclarations  ne 
sont  recueillies  qu’à  titre  de  renseignements. 

241.  Le  Président  doit  rejeter  tout  ce  qui  tend  à prolonger  les  débats  sans 
faire  espérer  plus  de  certitude. 

242.  La  Cour  est  tenue,  sous  peine  de  nullité,  de  prononcer  sur  les  réqui- 
sitions déposées  par  le  Procureur  général,  ainsi  que  sur  les  conclusions  prises 
par  l’accusé. 

Les  conclusious  doivent  être  signées  du  ministère  public  ou  de  la  défense 

Les  décisions  rendues  par  la  Cour  sont  signées  du  Président  et  du  greffier. 

243.  Lorsque  la  Cour  n’adopte  pas  les  réquisitions  du  Procureur  général 
ou  les  conclusions  de  l’accusé,  l’examen  de  la  cause  n’est  point  arrêté,  ni  le  juge- 
ment suspendu  par  un  recours  en  cassation  qui  serait  fonné  contre  cette  décision. 

244.  Au  jour  fixé  pour  les  débats  de  chaque  affaire,  la  Cour  prend  séance, 
ainsi  que  le  Procureur  général  et  le  greffier. 

La  partie  civile  est  appelée,  et  l’accusé  introduit. 

245.  L’accusé  comparait  libre  de  liens:  il  est  seulement  accompagné  de 
gardes  pour  qu’il  ne  puisse  s’évader. 

Pour  constater  son  identité,  le  Président  lui  demande  son  nom,  ses  prénoms, 
son  âge,  sa  profession,  le  lieu  de  sa  naissance  et  celui  de  sa  demeure. 

243.  Le  Président  ordonne  l’appel  des  jurés  qui  forment  la  liste  de  service 
de  la  session. 

Chacun  doit  répondre  en  déclinant  son  nom,  ses  prénoms,  son  âge  et  sa 
profession. 

24J.  Le  Président  demande  ensuite  à l’accusé  si,  pour  l’un  des  motifs  indi- 
qués dans  l’article  231,  il  propose  la  récusation  de  l’un  ou  de  l’autre  des  jurés 
qui  ont  répondu  à l’appel,  et  le  prévient  que,  dans  le  cas  contraire,  la  liste  sera 
considérée  comme  valable  légalement. 

248.  Sont  rayés  de  la  liste  de  la  session:  1*  Les  personnes  qui  ne  présen- 
tent pas  les  qualités  légales  requises  pour  exercer  les  fonctions  de  jurés;  2”  les 
jurés  qui  ont  fait  légitimement  excuser  leur  absence  pendant  toute  la  durée  de 
la  session. 

24».  Sont  exclus  du  tirage  att  sort  : 1“  Les  jurés  qui  ont  fait  légitimement 
excuser  leur  absence  pour  l’affaire  à juger; 

2*  Ceux  qui,  dans  l’affaire  à juger,  ont  fonctionné  comme  officier  de  police 
judiciaire,  témoin,  interprète,  expert,  partie  ou  défenseur; 

3*  (.eux  qui  n’ont  pas  répondu  à l’appel. 

250.  Sont  considérées  comme  excuses  légitimes: 

1”  L’obligation  de  remplir  un  service  fédéral  imposé  par  l’autorité  compétente: 

2“  La  déclaration  d’un  député  qn’en  raison  d’une  séance  du  Grand  Conseil 
à laquelle  il  doit  assister,  il  lui  est  impossible  de  faire  partie  du  Jury  le  même  jour. 
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Aucun  autre  service  public  ne  peut  être  opposé  comme  excuse  légitime,  à 
moins  que  l’importance  et  l’urgence  n’en  soient  constatées  par  une  lettre  du  Con- 
seil d'Etat; 

3“  Un  état  de  maladie  ou  d’infirmité  de  nature  à empêcher  l’exercice  des 
fonctions  de  juré,  et  dûment  constaté  par  un  certificat  médical. 

251.  Les  circonstances  prévues  par  les  articles  248  et  249  peuvent  être 
signalées  par  les  jurés,  par  le  ministère  public,  par  la  partie  civile,  par  l’accusé 
ou  son  conseil,  et  même  d’office  par  le  Président. 

La  Cour  ne  prononce  qu'aprês  avoir  entendu  le  Procureur  général  et  l’accusé 
ou  son  avocat. 

252.  Si  le  nombre  des  jurés  présents  et  capables  est  de  trente  au  moins, 
il  est  passé  outre. 

Si  Ipur  nombre  est  inférieur  à trente,  le  Président  interpelle  le  Procureur 
général  et  l’accusé  pour  savoir  s’ils  acceptent  la  liste  ainsi  réduite. 

Eu  cas  de  refus  de  l’une  ou  de  l'autre  partie,  le  Président  désigne  d'office 
des  jurés  inscrits  sur  la  liste  de  l'année,  jnsqu’à  ce  que  le  nombre  de  trente  soit 
atteint. 

Le  tout  sons  peine  de  nullité. 

253.  La  liste  des  jurés  présents  et  retenus,  complétée  par  ceux  des  jurés 
indiqués  par  le  Président,  est  soumise  soit  à l'accusé,  soit  au  Procureur  général. 

Le  Procureur  général,  le  premier,  a le  droit  d’en  récuser  8,  eu  effaçant  leurs 
noms  sur  la  liste. 

L’accusé,  après  le  Procureur  général,  peut  également  récuser  8 jurés,  en 
effaçant  leurs  noms  sur  la  liste. 

Les  noms  des  jurés  non  récusés  sont  tous  mis  dans  l’urne,  et  ils  sont  suc- 
cessivement tirés  an  sort  par  le  Président,  jusqu’à  ce  que  le  chiffre  de  douze 
soit  atteint. 

Le  tout  sous  peine  de  nullité. 

254.  A mesure  qu’ils  sont  désignés,  les  jurés  prennent  place  sur  des  sièges 
séparés  du  public,  des  parties  et  des  témoins. 

255.  S’il  y a plusieurs  accusés  dans  une  même  affaire,  ils  peuvent  se  con- 
certer pour  exercer  leurs  récusations,  ou  le  faire  séparément. 

Dans  l’un  et  l’autre  cas,  ils  ne  peuvent  excéder  le  nombre  des  récusations 
déterminé  pour  un  seul  accusé  par  l’article  253. 

25<L  Lorsque  les  accusés  ne  se  concertent  pas  pour  récuser,  le  sort  règle 
entre  eux  l’ordre  dans  lequel  ils  font  leurs  récusations.  La  Cour  fixe,  dans  ce 
cas,  le  nombre  des  récusations  à exercer  par  chaque  accusé.  Les  jurés  récusés 
par  un  seul  le  sont  pour  tous. 

257.  Suivant  la  nature  des  causes,  la  Cour  peut  ordonner  l’adjonction  d’un 
ou  deux  jurés  supplémentaires. 

Ces  jurés  assistent  aux  débats,  et,  comme  les  autres,  ils  ont  le  droit  de  poser 
des  questions;  mais  ils  ne  font  partie  du  Jury  que  si  un  ou  deux,  sur  les  douze 
jurés,  se  trouvent  dans  l’impossibilité  de  continuer  leurs  fonctions. 

258.  Tout  juré  qui  ne  s’est  pas  rendu  à son  poste,  sur  la  sommation  qui 
lui  a été  notifiée,  est  condamné  par  la  Cour  à une  amende  de  vingt  à cinquante 
francs,  pour  chaque  absence. 

259.  Le  juré  peut,  soit  par  lui-méme,  soit  par  un  avocat  ou  un  fondé  de 
pouvoirs,  former  opposition  au  jugement  par  défaut  prononcé  contre  lui. 

Pendant  la  durée  de  la  session,  l’opposition  est  faite  par  une  déclaration  à 
l’une  des  audiences  de  la  Cour. 
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Après  la  clôture  de  la  session,  elle  est  faite  par  une  déclaration  au  greffe 
de  la  Cour  de  Justice. 

260.  Dans  ce  dernier  cas,  le  greffier  dresse  sans  frais  procès-verbal  de  cette 
déclaration. 

Ce  procès-verbal,  qui  n’est  soumis  à aucun  droit  d’enregistrement,  doit  indi- 
quer l’audience  à laquelle  la  cause  sera  portée,  et  il  équivaut  à une  assignation 
pour  ce  jour-là. 

Il  est  signé  par  le  greffier  et  le  déclarant. 

201.  L’opposition  est  suspensive. 

Elle  n’est  plus  recevable  quinze  jours  après  la  signification  du  jugement, 
à moins  que  le  juré  ne  prouve  qu’à  raison  d’une  absence,  d'une  maladie  grave, 
ou  d'une  autre  circonstance  de  force  majeure,  il  n’a  pu  connaître  ui  le  jugement, 
ni  sa  signification,  ou  qu’il  n’a  pu  former  opposition  dans  le  délai  fixé. 

202.  Si  le  juré  dont  l’opposition  est  admise  justifie  qu’il  a’est  trouvé  dans 
l'impossibilité  de  se  rendre  à l’audience,  conformément  à la  sommation  qui  lui  a 
été  notifiée,  la  Cour,  après  avoir  entendu  le  Procureur  général,  le  relève  de 
l’amende  prononcée  contre  lui. 

200.  Si  l’opposant  ne  comparait  pas  à l’audience  indiquée  dans  le  procès- 
verbal,  son  opposition  est  considérée  comme  nou  avenue. 

204.  Le  Président  lit  aux  membres  du  jury,  débouta  et  découverts,  la  for- 
mule du  serment  qu’ils  doivent  prêter: 

Nous  jurons  devant  Dieu  de  prêter  l’attention  la  plus  consciencieuse  aux 
débats  qui  vont  s’ouvrir  devant  noua:  de  ne  communiquer  avec  personne  sur  le 
sujet  tin  procès,  jusqu’après  la  déclaration  du  Jury,  de  ne  point  fléchir  dans  l’exer- 
cice de  nos  fonctions,  ni  par  intérêt,  ni  par  faiblesse,  ni  par  espérance,  ni  par 
crainte,  ni  par  faveur,  ni  par  haine;  de  nous  décider  uniquement  d’après  lea 
charges  et  les  moyens  de  défense,  suivant  notre  conscience  et  notre  intime  con- 
viction, sans  aucune  acception  de  personnes,  à l’égard  du  pauvre  comme  du  riche, 
du  faible  comme  du  puissant,  de  l’étranger  comme  du  citoyen;  enfin,  de  garder 
le  secret  sur  le  vote  des  jurés. 

Chacun  des  membres  du  jury,  appelé  individuellement,  répond,  en  levant  la 
main:  Je  k jure,  sous  peine  de  nullité. 

265.  La  teneur  du  serment  peut  être  modifiée,  lorsqu’un  juré  déclare  que, 
pour  des  motifs  de  conscience,  il  ne  peut  le  prêter  dans  la  forme  prévue. 

266.  Le  juré  qui  refuse  de  prêter  serment,  même  avec  une  modification,  est 
remplacé  au  moyen  d’un  tirage  au  sort  supplémentaire. 

La  Cour  le  condamne  à une  amende  de  vingt  francs  à chiquante  francs. 

267.  Tous  les  jurés  ayant  prêté  serment,  le  Président  les  invite  à procéder 
à l’élection  du  chef  du  Jury. 

Cette  élection  se  fait  au  scrutin  et  à la  simple  pluralité  des  suffrages.  Le 
Président  dépouille  le  scrutin  et  proclame  le  nom  du  chef  du  Jury.  En  cas  d’éga- 
lité de  voix,  le  juré  le  plus  âgé  est  élu. 

268.  Le  Jury  définitivement  constitué,  le  Procureur  général  présente  la  liste 
des  témoins  qu’il  a fait  citer,  soit  à sa  propre  requête  et  à celle  de  la  partie 
civile,  soit  à la  requête  de  l’accusé. 

Si  l’accusé  eu  a fait  assigner  de  nouveaux  à ses  frais,  il  en  dépose  égale- 
ment lu  liste. 

Ces  listes  sont  lues  à haute  voix  par  le  greffier. 
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Kilo  uc  peuvent  contenir  que  les  témoins  dont  les  non),  profession  et  rési- 
dence ont  été  notifiés,  vingt-quatre  heures  au  moins  avant  leur  examen,  à l’accusé 
par  le  Procureur  général  ou  la  partie  civile,  et  au  Procureur  général  pur  l’accusé, 
sans  préjudice  de  la  faculté  accordée  au  Président  par  l’article  240. 

L’accusé  et  le  Procureur  général  peuvent,  eu  conséquence,  s’opposer  à l’au- 
dition d’un  témoin  qui  n'a  pas  été  indiqué,  ou  qui  n’a  pas  été  clairement  désigné 
dans  l’acte  de  notification. 

La  Cour  statue  immédiatement  sur  cette  opposition. 

280.  Pourvu  que  la  notification  ait  été  faite  dans  le  délai  prévu,  les  per- 
sonnes même  qui  n’ont  pas  préalablement  déposé  par  écrit  ou  qui  n’ont  reçu  au- 
cune assignation  peuvent  figuier  sur  la  liste  des  témoins. 

270.  Lorsqu’un  témoin,  régulièrement  cité,  ne  comparait  pas,  la  (four  peut, 
sur  la  réquisition  du  Procureur  général  ou  de  l’accusé,  et  avant  que  les  débats 
soient  ouverts,  renvoyer  l’affaire  à la  prochaine  session. 

271.  Dans  le  cas  de  renvoi,  tous  les  frais  ayant  pour  objet  de  faire  juger 
lu  cause  sont  mis  à la  charge  du  témoin  défaillant. 

Le  même  arrêt  ordonne  que  ce  témoin  soit  amené  par  la  force  publique 
devant  la  Cour,  pour  y être  entendu. 

272.  Kn  outre,  tout  témoin  qui  ne  comparait  pas  est  condamné  à une 
amende  de  cent  francs  au  maximum. 

278.  Cette  peine  est  aussi  prononcée  contre  le  témoin  qui  refuse  soit  de 
prêter  serment,  même  sous  une  forme  modifiée,  soit  de  faire  sa  déclaration. 

274.  La  voie  de  l'opposition  est  ouverte  contre  ces  condamnations  dans  les 
dix  jours  de  la  signification  faite  au  témoin  un  à sou  domicile. 

L’opposition  est  reçue,  s’il  prouve  qu’il  a été  légitimement  empêché,  ou  que 
l’amende  prononcée  contre  lui  doit  être  modérée. 

27.».  Lorsque  les  témoins  répondent  à l’appel,  le  Président  leur  ordonne 
de  se  retirer  dans  la  chambre  qui  leur  est  destinée. 

Il  fait  de  même  à mesure  que  les  témoins  défaillants  se  présentent,  si  le 
renvoi  de  l’affaire  n’a  pas  été  demandé  en  raison  de  leur  absence. 

278.  Les  témoins  ne  sortent  de  leur  chambre  que  pour  déposer. 

Le  Président  prend  des  précautions,  s’il  en  est  besoin,  pour  les  empêcher 
de  conférer  entre  eux  du  crime  ou  de  l’accusé,  avant  leur  déposition. 

277.  Le  Président  avertit  l’accusé  d’être  attentif  à ce  qu’il  va  entendre. 

11  ordonne  au  greffier  de  lire  l’ordonnance  de  la  Chambre  d’instruction  por- 
tant le  renvoi  devant  le  Jury  criminel,  ainsi  que  l’acte  d’accusation. 

Le  greffier  fait  cette  lecture  à haute  voix. 

278.  Le  Président  dit  ensuite  à l’accusé: 

„Voilà  ce  qui  vous  est  reproché.  Vous  allez  entendre  les  charges  recueillies 
contre  vous,  et  vous  pourrez  faire  valoir  vos  moyens  de  défense.“ 

27!).  Le  plaignant,  ou  même  toute  personne  lésée  par  le  crime  dont  il  s’agit, 
a le  droit  de  se  porter  partie  eivile  en  font  état  de  cause. 

280.  Les  débats,  une  fois  commencés,  doivent  être  continués  sans  inter- 
ruption jusqu’après  le  jugement. 

Le  Président  ne  peut  les  suspendre  que  pendant  les  intervalles  nécessaires 
pour  le  repos  des  magistrats,  des  jurés,  des  témoins  et  des  accusés. 

281.  Lorsque  l’accusé  ou  l’un  des  témoins  ne  parle  pas  la  langue  française, 
le  Président  nomme  d’office  un  interprète  Agé  de  seize  ans  an  moins,  et  lui  fait 
prêter  serment  de  traduire  avec  fidélité  les  questions  et  les  réponses. 

Le  tout  sous  peine  de  nullité. 


Digitized  by  Google 


I 


444  Anhang. 

282.  L’accusé  et  le  Procureur  général  peuvent  récuser  l’interprète  en  exposant 
leurs  motifs.  I.a  Cour  prononce  sur  l'incident. 

283.  L’interprète  ne  peut,  sous  peine  de  nullité,  même  du  consentement  de 
l’accusé  et  du  Procureur  général,  être  pris  parmi  les  témoins,  les  jurés  et  les 
magistrats  siégeants. 

284.  Si  l’accusé  ou  un  témoin  est  sourd-muet  et  ne  sait  pas  écrire,  le  Pré- 
sident désigne  d’office  pour  son  interprète  la  personne  qui  a le  plus  l’habitude 
de  converser  avec  lui. 

285.  Dans  le  cas  oit  le  sourd-muet  sait  écrire,  le  greffier  rédige  les  questions 
et  les  remarques  qui  lui  sont  faites.  Elles  sont  remises  à l’accusé  ou  nu  témoin, 
qui  donne  par  écrit  ses  réponses  ou  ses  déclarations. 

Il  est  donné  lecture  du  tout  par  le  greffier. 

286.  Les  dénonciateurs  peuvent  déposer,  mais  leur  qualité  est  préalablement 
signalée  au  Jury. 

287.  Ne  peuvent  être  entendus  comme  témoins: 

1°  Le  père,  la  mère,  l’aïeul,  l’aïeule,  ou  tout  antre  ascendant  d’un  accusé; 

2”  Le  tils,  la  tille,  le  petil-tils,  la  petite-lille  ou  tout  autre  descendant; 

3*  Les  frères  et  sieurs; 

4“  Les  alliés  aux  mêmes  degrés; 

5°  Le  mari  et  la  femme,  même  après  le  divorce. 

Néanmoins,  les  personnes  ci-dessus  désignées  peuvent  être  entendues  à titre  de 
renseignements. 

288.  Les  témoins  déposent  séparément,  dans  l’ordre  établi  par  le  Procureur 
général,  par  la  partie  civile  et  par  l'accusé. 

Avant  de  faire  leur  déclaration,  ils  prêtent,  sous  peine  de  nullité,  le  serment 
de  parler  sans  baine  et  sans  crainte,  de  dire  toute  la  vérité,  rien  que  la  vérité. 

Le  Président  leur  demande  leurs  nom  et  prénoms,  leur  âge,  leur  profession, 
leur  domicile  ou  résidence;  s'ils  connaissaient  l’accusé  avant  le  fait  mentionné 
dans  l’acte  d’accusation;  s’ils  sont  parents  ou  alliés  soit  de  l’accusé,  soit  de  la 
partie  civile,  et  à quel  degré;  s’ils  ne  sont  pas  attachés  au  service  de  l’on  ou 
de  l’autre. 

289.  Le  Président  interroge  lui-méme  les  témoins  cités. 

Après  chaque  interrogatoire,  soit  le  Procureur  général,  soit  l’accusé  ou  sou 
défeuseur  out  le  droit  d’adresser  des  questions  aux  témoins. 

290.  Le  Procureur  général  et  l’accusé  peuvent  requérir  le  Président  de  faire 
tenir  note  des  additions,  des  changements  et  des  variations  qui  existent  entre  la 
déposition  d’un  témoin  et  ses  précédentes  déclarations. 

291.  Les  témoins  à décharge  sont  entendus,  à leur  tour,  soit  sur  les  faits 

mentionnés  dans  l’acte  d’accusation,  soit  sur  les  causes  d’excuse,  soit  pour  attester 

que  l’accusé  est  homme  d’homteur,  de  probité  et  d'une  conduite  irréprochable. 

Ceux  dont  les  noms  ont  été  fournis  en  temps  utile  par  l’accusé  doivent  être 
cités,  à la  requête  de  ce  dernier,  par  le  Procureur  général. 

292.  Les  membres  de  la  Cour  et  les  jurés  peuvent  demander  au  témoin 
et  à l’accusé  tous  les  éclaircissements  qu’ils  croient  necessaires  à la  manifestation 
de  la  vérité. 

La  partie  civile  peut  également  faire  interroger  les  témoins. 

293.  Sa  déclaration  terminée,  chaque  témoin  rentre  dans  l'auditoire,  si  le 

Président  n’en  ordonne  autrement,  jusqu'à  ce  que  les  jurés  se  retirent  pour 

délibérer. 

294.  11  est  interdit  aux  témoins  de  s'interpeller  entre  eux. 
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295.  L’accusé  peut  réclamer  que  certains  témoins  désignés  par  lui  se  retirent 
de  l’auditoire  et  qu’ils  soient  introduits  et  entendus  de  nouveau  séparément,  ou 
en  confrontation. 

Le  Procureur  général  et  le  Président  ont  la  même  faculté. 

290.  Dans  le  cours  des  dépositions,  le  Président  fait  représenter  à l’accusé 
toutes  les  pièces  relatives  au  délit  et  servant  à conviction  ou  à décharge,  eu  l’in- 
vitant à déclarer  s’il  les  reconnaît. 

S’il  y a lieu,  il  les  fait  aussi  représenter  aux  témoins. 

297.  Avant,  pendant  ou  après  l’audition  d’un  témoin,  le  Président  peut  faire 
retirer  un  ou  plusieurs  accusés,  et  les  examiner  séparément  sur  quelques  circons- 
tances du  procès. 

Toutefois,  il  aura  soin  de  ne  reprendre  la  suite  des  débats  qu'après  avoir 
instruit  chaque  accusé  de  ce  qui  s’est  fait  en  son  absence,  et  de  ce  qu’il  en  est 
résulté. 

298.  Lorsque  la  déposition  d’un  témoin  parait  fausse,  sur  la  réquisition  soit 
du  Procureur  général,  soit  de  la  partie  civile,  soit  de  l’accusé,  et  même  d’office, 
le  Président  peut  faire  sur-le-champ  mettre  le  témoin  en  état  d’arrestation. 

Le  Procureur  général  et  le  Président  remplissent  à son  égard,  le  premier, 
les  fonctions  d’officier  de  police  judiciaire,  le  second,  celle  de  juge  informateur. 

Les  pièces  sont  ensuite  transmises  à la  Chambre  d’instruction  pour  qu’elle 
ait  à prononcer  conformément  à la  loi. 

299.  Dans  le  cas  de  l’article  précédent,  le  Procureur  général,  la  partie  civile 
ou  l’accusé  peuvent  immédiatement  requérir,  et  la  Cour  ordonner,  même  d'office, 
le  renvoi  de  l’affaire  à la  prochaine  session. 

300.  S’il  y a plusieurs  accusés,  la  Cour  détermiue  l’ordre  dans  lequel  chacun 
d’eux  sera  soumis  aux  débats. 

801.  Les  enquêtes  achevées,  la  partie  civile  ou  son  conseil  et  le  Procureur 
géuéral  prennent  la  parole,  et  développent  les  moyens  qui  appuient  l’accusation. 

L’accusé  et  son  conseil  leur  répondent,  en  exposant  les  diverses  circonstances 
qui  militent  eu  faveur  de  la  défense. 

La  réplique  est  permise  à la  partie  civile  et  an  Procureur  général;  mais 
l’accusé  et  son  conseil  parlent  toujours  les  derniers. 

Cela  fait,  le  Président  prononce  la  clôture  des  débats. 

802.  Le  Président  donne  lecture  des  questions  telles  qu’elles  résultent  de 
l’ordonnance  de  renvoi  et  des  jugements  rendus  par  la  Cour  pendant  les  débats. 

Elles  doivent,  sous  peine  de  nullité,  comprendre  tons  les  faits  en  raison 
desquels  l’accusé  a été  renvoyé  devant  le  Jury. 

S’il  y a plusieurs  accusés,  les  questions  doivent  être  distinctes  pour  chacun  d’eux. 

S’il  y a plusieurs  chefs  d’accusatiou,  les  questions  doivent  être  distinctes 
pour  chacun. 

Si  un  chef  d’accusatiou  est  qualifié  dans  l’ordonnance  de  renvoi  par  une  ou 
plusieurs  circonstances  aggravantes,  une  question  spéciale  sera  posée  pour  chacune 
de  ces  circonstances,  sous  peine  de  nullité. 

La  forme  dans  laquelle  sont  posées  les  questions  principales  est  la  suivante: 
.V . . . est-il  coupable  d’avoir  commis  tel  crime  ou  telle  infraction  .* 

803.  La  Cour  peut,  à la  requête  du  Procureur  général,  poser  les  questions 
relatives  aux  circonstances  aggravantes  d’un  chef  d’accusation,  quoiqu’elles  n’aient 
pas  été  mentionnées  dans  l'ordonnance  de  mise  en  accusation.  Mais  il  faut  pour 
cela,  sous  peine  de  nullité,  que  l’accusé  ait  été  examiné  sur  ces  circonstances 
aggravantes,  et  que  la  Cour  ait  ordonné,  avant  la  clôture  des  débats,  que  ces  ques- 
tions seront  posées. 
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804.  Lorsqu’il  parait  résulter  des  débats  qu’un  accusé,  poursuivi  comme 
autour  principal,  n’a  été  que  complice  du  crime,  ou  que,  traduit  pour  avoir  commis 
le  crime,  il  a seulement  tenté  de  le  commettre,  la  Cour,  sur  la  demande  du  Pro- 
cureur général  ou  de  l’accusé,  ordonne  qu’il  soit  posé  subsidiairement  Jq  question 
de  complicité  ou  celle  de  tentative. 

805.  Quand  l’accusé,  dans  des  conclusions  écrites,  a invoqué  pour  excuse 
un  fait  admis  comme  tel  par  la  loi,  une  question  spéciale  doit  être  posée,  sous 
peine  de  nullité. 

La  question  relative  à un  fait  d’excuse  légale  peut  aussi  être  posée,  sur  la 
réquisition  du  Procureur  général. 

30(1,  Si  l’accusé  a moins  de  seize  ans,  la  Cour,  sous  peine  de  nullité,  pose 
cette  question  : Vaecusi  n-t-il  agi  avec  discernement  ? 

307.  Si  le  ministère  public  ou  l’accusé  le  requiert,  et  si  les  débats  ont  porté 
sur  ce  poiut,  le  Président  pose  subsidiairement  cette  question:  „L’accusé*  a-t-il 
agi  en  état  d’aliéuation  mentale?“ 

La  Cour  peut  aussi  la  poser  d’office. 

30S.  En  dehors  des  questions  d’excuse  légale  et  de  discernement,  le  Pro- 
cureur général  et  l’accusé  peuvent  demander  qu’il  soit  posé  toute  autre  question 
subsidiaire  qui  qualifie  un  fait,  objet  d’un  chef  d’accusation,  de  manière  à placer 
l’accusé  dans  un  degré  inférieur  de  pénalité. 

lia  Cour  est  tenue  de  statuer  sur  cette  demande. 

800.  Aprè»  que  le  Président  a lu  publiquement  les  questions,  le  Procureur 
général  et  l’accusé  ou  son  conseil  formulent  leurs  observations,  s’il  y a lieu,  sur 
le  mode  adopté  pour  elles. 

En  cas  de  contestation,  la  Cour  prononce  définitivement. 

810.  Le  Président  remet  ensuite  les  questions  aux  jurés  dans  la  personne 
de  leur  chef;  il  leur  remet  toute  la  procédure  écrite. 

Il  fait  retirer  l’accusé  de  l’auditoire. 

SECTION*  II. 

J. a délibération  du  Jury. 

811.  Le  Jury  se  retire  immédiatement  dans  la  chambre  qui  lui  est  réservée 
pour  délibérer  sur  toutes  les  questions  qui  lui  sont  soumises,  en  suivant  l’ordre 
dans  lequel  elles  ont  été  posées. 

312.  Le  P résident  du  Jury  lit  successivement  toutes  les  questions.  Chacune 
d’elles  fait  l’objet  d’une  délibération  spéciale,  immédiatement  suivie  du  vote. 

Les  jurés  votent  suivant  l’ordre  dans  lequel  ils  ont  été  tirés  au  sort. 

Le  Président  du  Jury  vote  le  dernier. 

La  votation  a lieu  par  oui  ou  par  non,  sur  l’interpellation  adressée  à i liaque 
juré  par  le  Président. 

313.  Le  président  du  Jury  constate  les  réponses  et  les  écrit  en  marge  de 
chaque  question. 

314.  Toutefois,  si  le  Jury  répoud  négativement  à une  question  principale 
touchant  l’un  des  chefs  d’accusation,  il  n’a  pas  à s’occuper  des  questions  accessoires 
relatives  à ce  fait. 

315.  La  réponse  du  Jury  sur  chaque  question  ne  doit  contenir  que  oui  ou 
mon,  à moins  qu’il  n’ait  décidé  d’en  résoudre  une  partie  affirmativement  et  néga- 
tivement l'autre. 
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81(1.  Tontes  les  questions  étant  résolues,  si  l’accusé  est  déclaré  coupable 
sur  un  fait  quelconque,  le  Jury  doit  être  consulté  par  le  Président  sur  les  circons- 
tances qui  peuvent  atténuer  la  culpabilité. 

817.  Si  de  l’ensemble  de  la  situation  dans  laquelle  s’est  trouvé  l’accusé,  il 
résulte  qu’il  a été  entraîné  à commettre  le  fait  dont  il  est  convaincu  par  des 
circonstances  qui  attéuuent  sa  culpabilité  morale,  le  Jury  le  déclare  en  disant: 

L’accusé  a agi  eu  des  circonstances  atténuantes. 

Ou  : L’accusé  a agi  en  des  circonstances  très  atténuantes. 

318.  Lorsque  le  Jury  ne  trouve  pas  de  motifs  suffisants  pour  modifier  sa 
déclaration  de  culpabilité,  le  Président  du  Jury  écrit  à la  suite  de  chaque  réponse: 
Le  Jury  n’a  rien  à ajouter. 

3l!t.  Quand  le  Jury  a admis  des  circonstances  atténuantes  ou  très  atténuantes 
en  faveur  d’un  accusé  déclaré  coupable  de  plusieurs  chefs  d’accusation,  il  doit 
indiquer  à quels  chefs  les  circonstances  atténuantes  ou  très  atténuantes  se  rapportent. 

820.  Toute  décision  du  Jury  se  prend  à la  majorité.  En  cas  d’égalité  de 
voix,  l’avis  favorable  à l’accusé  prévaut. 

821.  Les  membres  du  Jury  ne  doivent  sortir  de  leur  chambre  qu’après  avoir 
formulé  leur  verdict. 

Personne,  sauf  les  huissiers  de  service,  ne  peut  entrer  dans  la  chambre  où 
délibère  le  Jury  sans  une  autorisation  écrite  «lu  Président  de  la  Pour. 

322.  Le  Président  de  la  Pour  est  tenu  de  délivrer  au  chef  de  la  gendarmerie 
de  service  l’ordre  spécial  et  par  écrit  de  faire  garder  la  chambre  dos  jurés  pendant 
leur  délibération.  Pc  chef  est  dénommé  et  qualifié  dans  l'ordre. 

823.  La  Pour  peut  prononcer,  contre  le  juré  qui  contrevient  à la  défense 
mentionnée  dans  l'article  321,  une  amende  qui  n’excède  pas  trois  cents  francs. 

824.  Toute  autre  personne  qui  enfreint  l’ordre,  ou  qui  ne  l’a  pas  fait  exé- 
cuter, peut  être  punie  d’un  emprisonnement  de  huit  jours. 

Dans  ce  cas,  la  Cour  prononce  immédiatement. 

section  tu. 

Le  verdict  du  Jury. 

325.  Sa  délibération  terminée,  le  Jury  rentre  dans  la  salle  d’audience. 

Le  Président  du  Jury,  en  présence  du  Procureur  général  et  de  l’accusé,  se 
lève  et  lit  le  verdict,  en  commençant  par  ces  mots:  Sur  mon  honneur  et  nui  cons- 
cience, la  déclaration  du  Jury,  à la  majorité,  est: 

32(î.  Le  verdict  est  signé  par  le  chef  du  Jury  et  par  le  Président  de  la 
Pour,  qui,  après  la  lecture,  le  fait  signer  par  le  greffier. 

SECTION  IV. 

Le  Jugement. 

327.  Lorsque  l'accusé  a été  déclaré  non  coupable,  la  Cour  prononce  son 
acquittement  de  l’accusation,  et  ordonne  qu’il  soit  mis  en  liberté,  s’il  n’est  retenu 
pour  une  autre  cause. 

328.  Toute  personne  acquittée  légalement  ne  peut  être  reprise  ni  accusée 
en  raison  du  même  fait. 

829.  Lorsque,  dans  le  cours  des  débats,  l’accusé  a été  inculpé  d’un  autre 
crime  ou  délit  soit  par  des  pièces,  soit  par  des  dépositions  de  témoins,  et  que, 
avant  la  clôture  des  débats,  le  Procureur  général  a fait  des  réserves  aux  fins  d’une 
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poursuite,  la  Cour,  après  avoir  prononcé  qu’il  est  acquitté  de  l’accusation,  le  ren- 
voie en  état  de  mandat  de  comparution  on  d’amener  devant  le  juge  iufnrmatenr. 
pour  être  procédé  à une  inatniction. 

880.  La  four  prononce  l’absolution  de  l’accuaé  reconnu  coupable: 

1*  Si  le  fait  dont  il  est  déclaré  coupable  n’est  pas  prévu  par  une  loi  pénale; 

2°  S’il  résulte  des  débats  que  l’accusé  est  au  bénéfice  de  la  prescription  : 

8*  S’il  résuite  de  la  déclaration  du  Jury  que  l’accusé  n’a  pas  agi  avec  dis- 
cernement; 

4*  S’il  résulte  de  cette  déclaration  que  l’accusé  a agi  en  état  d’aliénation 
mentale. 

Dans  ce  dernier  cas,  la  four  peut  toutefois,  sur  la  réquisition  du  Procureur 
général,  ou  même  d’oflice,  ordonner  que  l’accusé  absous  soit  retenu  jusqu’A  ce 
qu’il  ait  été  statué  à sou  égard  par  l’autorité  compétente,  en  conformité  de  la  loi 
du  25  février  1M38  sur  le  placement  et  la  surveillance  des  aliénés. 

Le  Procureur  général  informe  immédiatement  le  Département  de  Justice  et 
Police  de  l’ordonnance  de  la  Cour. 

881.  Lorsque  l’accusé  a été  déclaré  coupable,  le  Procureur  généra)  requiert 
l’application  de  la  loi. 

La  partie  civile  conclut  aux  restitutions  et  à des  dommages-intérêts. 

882.  Le  Président  demande  à l’accusé  s’il  a quelque  chose  à dire  sur  l’appli- 
eation  de  la  peine  ou  sur  les  conclusions  de  la  partie  civile. 

888.  L’accusé  ou  son  conseil  ne  doit  plus  plaider  qur  le  fait  est  faux,  mais 
seulement  qu’il  ne  mérite  pas  la  peine  requise,  on  qu’il  n’emporte  pas  de  dom- 
mages-intérêts au  profil  de  la  partie  civile,  ou  enfin  que  celle-ci  élève  trop  liant 
ses  prétentions. 

834.  La  four  et  le  Jury  se  retirent  pour  délibérer  sur  l'application  de  la 

peine. 

Ils  prononcent  celle  qui  est  établie,  lors  meme  que,  d’après  le  verdict,  le  fait 
dont  l’accusé  est  reconnu  coupable  n’est  pas  punissable  d’une  peine  criminelle. 

885.  Si  l’accusé  est  reconnu  coupable  de  plusieurs  crimes  ou  délits,  la  peine 
la  plus  forte  sera  soûle  appliquée. 

33ti.  Lorsque  l’accusé  a été  déclaré  excusable,  la  peine  est  fixée  conformé- 
ment aux  articles  60  à 61  du  Code  pénal. 

887.  Quand  le  Jury  a ajoute  à sa  déclaration  que  l’accusé  a agi  en  des 
circonstances  atténuantes,  si  la  peine  établie  par  la  loi  est  la  réclusion  à perpé- 
tuité, la  peine  prononcée  est  la  réclusion  de  huit  ans  A vingt  ans;  si  ia  peine 
établie  par  la  loi  est  la  réclusion  à temps  ou  le  bannissement,  le  minimum  et  le 
maximum  sont  réduits  de  moitié. 

33s.  Quand  le  Jury  a ajouté  à sa  déclaration  que  l’accnsé  a agi  en  des 
circonstances  très  atténuantes,  si  la  peine  établie  par  la  loi  est  la  réclusion  à 
perpétuité,  la  peine  prononcée  est  un  emprisonnement  de  deux  ans  A Bcpt  ans  ; 
si  la  peine  établie  par  la  loi  est  la  réclusion  & temps,  ia  peine  prononcée  est  un 
emprisonnement,  qui  ne  peut  dépasser  le  quart  du  maximum  de  la  réclusion  fixée 
par  la  loi,  sans  minimum. 

8811.  Pour  les  amendes  prévues  par  la  loi  pénale,  le  Jury  doit  se  conformer 
aux  dispositions  suivantes  : 

Si  le  Jury  n’a  rien  ajouté  à sa  déclaration,  l’amende  reste  telle  qu’elle  est 
fixée  par  le  Code  pénal. 

Si  le  Jury  a ajouté  à sa  déclaration  que  l’accusé  a agi  dans  des  eirconsUmct* 
atlénmmtai,  le  maximum  et  le  minimum  de  l’amende  sont  rédnits  à la  moitié. 
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Si  le  Jury  a ajouté  à sa  déclaration  que  l’accusé  a agi  dans  dex  cireunx- 
tmicex  tri x atténuanlex.  le  maximum  de  l’amende  est  réduit  au  quart,  saus  minimum. 

340.  Dans  tous  les  cas  où  cela  est  possible,  la  durée  de  la  détr.uliou  pré- 
ventive est  déduite  de  la  peine  prononcée.  La  Cour  détermine  la  durée  de  la 
peine  qui  reste  à subir. 

341.  La  Cour  ordonne  que  les  effets  enlevés  soient  restitués  au  propriétaire. 

S’il  y a eu  condamnation,  cette  restitution  n'est  faite  qne  lorsque  le  proprié- 
taire justifie  que  le  condamné  a laissé  courir  les  délais  sans  se  pourvoir  en  cas- 
sation, ou  que  l’affaire,  s’il  s’est  pourvu,  est  définitivement  terminée. 

343.  Lorsque  des  actes  authentiques  ont  été  déclarés  faux  en  tout  ou  en 
partie,  la  Cour  ordonne  qu’ils  soient  rétablis,  rayés  ou  réformés. 

Elle  ordonne  également  que  les  pièces  de  comparaison  soient  renvoyées  sur- 
le-cbamp  dans  les  dépôts  publics  d’où  elles  ont  été  tirées,  ou  qu’elles  soient 
remises  aux  personnes  qui  en  ont  fait  la  communication. 

343.  La  Cour  statue  sur  les  dommages-intérêts  réclamés  par  la  partie  civile, 
s’il  y a condamnation  ou  absolution,  et  par  l'accusé,  en  cas  d'acquittement  Elle 
les  liquide  par  le  même  arrêt,  après  que  les  parties  ont  proposé  leurs  fins  de  non 
recevoir  ou  leurs  défenses,  et  que  le  Procureur  général  a été  entendu. 

344.  Néanmoins,  si  elle  le  juge  convenable,  elle  peut  renvoyer  la  demande 
à une  audience  ultérieure  pour  prendre  connaissance  des  pièces,  recevoir  les  obser- 
vations des  parties  et  entendre  le  ministère  public.  Il  est  procédé  conformément 
aux  règles  de  la  procédure  civile. 

34ô.  L’accusé  acquitté  peut  demander  des  dommages-intérêts  contre  son 
dénonciateur,  pour  fait  de  diffamation. 

Toutefois,  les  membres  des  autorités  constituées  ne  peuvent  être  poursuivis 
de  la  sorte,  en  raison  des  renseignements  qu’ils  sont  tenus  de  donner  touchaut 
les  délits  qu’ils  ont  cru  surprendre  dans  l’exercice  de  leurs  fonctions. 

Sur  la  réquisition  de  l’accusé,  le  Procureur  général  doit  lui  indiquer  son 
dénonciateur. 

343.  Les  demaudes  en  dommages-intérêts  formées  soit  par  l’accusé  contre 
ses  dénonciateurs  ou  la  partie  civile,  soit  par  la  partie  civile  coutre  l’accusé  ou 
le  condamné  seront  portées  devant  la  t our.  La  partie  civile  est  tenue  de  former 
sa  demande  en  dommages-intérêts  avant  le  jugement.  11  en  est  de  mémo  de  l’accusé 
s’il  a connu  son  dénonciateur. 

Quant  aux  tiers  qui  n’auraient  pas  été  parties  au  procès,  ils  s’adresseront 
au  Tribunal  compétent. 

347.  L’accusé,  ou  la  partie  civile  qui  succombe,  est  condamné  aux  frais 
envers  l’Etat  et  envers  l’autre  partie. 

Les  dépens  sont  liquidés  par  le  même  arrêt. 

348.  Cependant,  si  la  partie  civile  s’est  bornée  à demander  des  restitutions 
ou  des  dommages-intérêts,  elle  n’est  pas  condamnée  aux  dépens. 

849.  Le  Président  de  la  Cour  prononce  l’arrêt  à haute  voix,  en  présence 
du  public  et  de  l’accusé. 

’ Auparavant,  il  est  tenu  de  lire  le  texte  de  la  loi  sur  laquelle  il  est  fondé. 

Le  greffier  écrit  l’arrêt;  il  y insère  les  numéros  des  articles  et  l’indication 
de  la  loi  qui  sont  appliqués,  sous  peine  de  cent  francs  d’amende. 

330.  La  minute  de  l’arrêt  est  signée  par  le  Président  ou  le  Juge  qui  l’a 
prononcé  et  par  le  greffier. 

351.  Le  Président  avertit  l’accusé  qu’il  peut  se  pourvoir  en  cassation  dans 
le  délai  de  trois  jours. 
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852.  Il  l’avertit  également  de  la  faculté  qui  lui  est  accordée  de  recourir  en 
grâce  auprès  du  (iranil  Conseil,  pendant  toute  la  durée  de  sa  peine. 

858.  I.o  greffier  dresse  un  procès-verbal  de  la  séance,  pour  constater  que 
les  formalités  prescrites  ont  été  observées. 

Les  dépositions  des  témoins  n’y  sont  mentionnées  que  dans  le  cas  où  il  a 
été  pris  note  de  leurs  variations,  changements  et  contradictions. 

Il  est  signé  par  le  Président  et  par  le  greffier. 

Le  défaut  de  procès-verbal  est  puni  de  cinq  cents  francs  d’amende  contre 
le  greffier. 

854.  Le  condamné  a trois  jours  francs,  après  celui  où  son  arrêt  lui  u été 
prononcé,  pour  déclarer  au  greffe  qu'il  se  pourvoit  en  cassation. 

Le  Procureur  général  et  la  partie  civile  ont  le  même  délai  en  conformité 
des  dispositions  des  articles  115  et  118  du  présent  Code. 

855.  Pendant  ces  trois  jours,  et  s’il  y a un  pourvoi,  jusqu'à  l’arrêt  de  la 
Cour  de  eassation,  il  est  sursis  à l’exécution  de  l’arrêt  de  la  Cour  d’assises. 

35tî.  S'il  n’y  a pas  de  retours,  ou  s’il  est  rejeté,  la  condamnation  est  exé- 
cutée pur  les  ordres  du  Procureur  général. 

857.  Lorsque,  dans  le  cours  des  débats  qui  ont  précédé  l’arrêt  de  condam- 
nation, l’accusé  a été  inculpé  de  nouveaux  crimes,  soit  par  des  pièces,  soit  par 
des  dépositions  de  témoins,  si  ces  crimes  méritent  une  peine  plus  grave  que  les 
premiers,  ou  s’il  y a des  complices  en  état  d'arrestation,  la  Cour  peut,  sur  la 
réquisition  du  Procureur  général,  ordonner  que  l’accusé  soit  poursuivi  en  raison  de 
ces  faits  récemment  manifestés,  suivant  les  formes  prescrites  par  le  présent  Code. 

858.  Toutes  les  minutes  des  arrêts  rendus  par  le  Jury  ou  par  la  Cour  restent 
déposées  au  grelle  de  la  Cour  de  Justice. 

Il  est  interdit  au  greffier  de  délivrer  mie  expédition  d’un  jugement  avant 
qu’il  ait  été  signé. 

TITRE  III. 

I.e  Jury  correctionnel. 

858.  I.e  Jury  correctionnel  commit  spécialement  des  délits,  et,  en  général, 
de  toutes  les  infractions  aux  lois  et  aux  réglements  que  le  législateur  ne  renvoie 
pas  à d’autres  Tribunaux,  à l’exception  de  celles  qui  doivent  être  jugées  par  défaut. 

380.  Toutefois,  lorsque  les  faits  délictueux  établis  par  l’enquête  à la  charge 
du  prévenu  ont  été  reconnus  par  lui  devant  le  Juge  d'instruction,  il  peut  demander 
à être  jugé  sans  le  concours  du  Jury.  I.e  Juge  d’instruction  doit  l'interpeller 
formellement  sur  son  intention  à cet  égard.  Dans  ce  cas,  il  est  cité  à bref  délai 
devant  la  Cour,  composée  d'un  juge  à la  Cour  et  de  deux  assesseurs  de  cette  Cour. 

381.  Sont  applicables  devant  la  (mur  instituée  par  l’article  précédent,  sauf 
en  ce  qui  concerne  le  Jury,  les  dispositions  du  présent  titre,  y compris  celles 
rappelées  par  l’article  888  et  notamment  celles  des  articles  379  et  381.  Les  témoins 
sont  cités  au  moins  vingt-quatre  heures  avant  l’audience. 

882.  Les  sessions  dtt  Jury  correctionnel  ont  lieu  tous  les  quinze  jours 
au  moins. 

388.  Cinq  jours  au  moins,  huit  au  plus  avant  l’ouverture  d'une  session,  le 
juge  délégué  pour  la  présider  tire  au  sort  dix-huit  jurés  sur  la  liste  de  l’année 
courante. 

384.  Sont  applicables  à la  formation  de  la  liste  du  Jury  les  dispositions 
tics  articles  22H  à 232. 
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3té».  I,a  signification  de  la  liste  ilu  Jury  an  prévenu  se  fait,  en  matière 
correctionnelle,  dans  les  mêmes  formes  et  les  mêmes  délais  que  la  citation  à 
comparaître. 

D’ailleurs,  cette  copie  doit  lui  rappeler  qu'il  doit  présenter  ses  récusations 
au  début  de  l’audience. 

3t3i.  I.e  Jury  correctionnel  est  saisi  des  affaires  de  sa  compétence,  soit  par 
une  ordonnance  de  renvoi  rendue  par  la  Chambre  d’instruction,  soit,  dans  le  cas 
de  l'article  32,  par  le  Procureur  général,  soit,  lorsque  la  poursuite  directe  est 
permise,  par  une  citation  donnée  par  le  plaignant  au  prévenu  et  aux  personnes 
civilement  responsables. 

3ti7.  La  citation  émanée  de  la  partie  civile  doit  renfermer  une  élection  de 
domicile  dans  le  canton  de  Genève.  Elle  énonce  les  faits  reprochés,  et  tient  lieu 
de  plainte. 

ütfs.  Les  citations  sont  faites  à la  requête  du  ministère  public,  ou  de  la 
partie  poursuivante. 

Elles  sont  notifiées  par  un  huissier.  Copie  en  est  laissée  au  prévenu,  ou  h 
la  personne  civilement  resjionsable. 

339.  Un  délai  de  deux  jours  francs,  au  moins,  doit  être  réservé  entre  la 
citation  et  le  jugement,  sous  peine  de  nullité  de  la  condamnation  prononcée  par 
défaut  contre  le  prévenu. 

Néanmoins,  cette  nullité  est  couverte,  si  elle  n’est  proposée  avant  toute  ex- 
ception ou  défense. 

•'170.  Au  commencement  de  la  session,  le  Juge  ordonne  l’appel  des  dix-huit 
jurés  dont  les  noms  composent  la  liste  de  service. 

371.  Si  le  nombre  des  jurés  retenus  est  inférieur  à quatorze,  le  Juge  le 
complète  en  désignant  d’office  des  jurés  inscrits  sur  la  liste  de  l’année  courante. 

372.  Les  jurés  présents  et  retenus  prêtent  ensuite,  pour  toute  la  durée  tic 
la  session,  le  serment  de  leur  office,  tel  qu’il  est  formulé  dans  l’article  2111. 

373.  A l’ouverture  de  chaque  audience,  • le  Président  procède  à l’appel  des 
prévenus,  des  plaignants,  des  témoins  et  des  parties  civiles. 

374.  Le  ministère  public  peut  récuser  quatre  jurés,  les  prévenus  ensemble 
peuvent  ensuite  en  récuser  autant,  en  effaçant  chacun,  sur  la  liste  des  jurés  pré- 
sents et  retenus,  les  noms  de  ceux  qu’ils  veulent  récuser. 

37.">,  Le  Juge  dépose  dans  l’urne  tons  les  noms  des  jurés  présents  »vu 
récusés  et  avertit  tous  les  prévenus,  assignés  pour  cette  journée,  qu’il  ne  procé- 
dera qu’à  un  seul  tirage  au  sort  pour  l’audience  entière. 

37(5.  S’il  n’y  a pas  d’opposition,  le  Juge  tire  successivement  de  l'urne  les 
noms  de  six  jurés,  et,  au  besoin,  celui  d'un  supplémentaire. 

377.  Lorsqu’un  prévenu  requiert  qu’il  soit  procédé  à un  tirage  spécial  pour 
sa  cause,  il  est  fait  droit  à sa  demande. 

37H.  L’appel  des  jurés  a lieu,  à chaque  audience,  après  celui  des  prévenus. 
La  Cour  statue  sur  les  excuses  nouvelles  et  sur  les  défauts,  s’il  y a lieu,  et  fait 
prêter  serment  aux  jure-  qui  n’ont  pas  répondu  jusqu’à  ce  jour. 

373,  Si  de  l’ensemble  de  la  situation  dans  laquelle  s’est  trouvé  l'accusé,  il 
résulte  qu’il  a été  entraîné  à commettre  le  fait  dont  il  est  reconnu  coupable  par 
des  circonstances  qui  atténuent  sa  culpabilité  morale,  le  Jury  le  déclare  en  disant  : 

L’accusé  a ayi  en  des  circonstances  atténuantes. 
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Anhang. 


HNO*  La  Cour  et  le  Jury,  après  s'être  retirés,  délibèrent  sur  l'application 
de  la  peine  et  prononcent  celle  qui  est  établie  par  la  loi,  lors  même  que,  d’après 
le  verdict,  le  fait  dont  l’accusé  est  déclaré  coupable  n’est  qu’une  contravention 
de  police. 

La  Cour  statue  en  même  temps  sur  les  dommages-intérêts  et  le«  restitutions. 

SM,  Quand  le  Jury  a ajouté  à sa  déclaration  que  l'accusé  a agi  en  îles 
circonstance*  atténuantes,  la  peine  prononcée  ne  peut  dépasser  la  moitié  du  maxi- 
mum tixé  par  la  loi,  sans  minimum. 

882.  La  minute  de  l’arrêt  est  signée  par  le  Juge  qui  l’a  rendu  et  par  le 
greffier. 

388.  Sont  applicables  au  Jury  correctionnel  les  dispositions  des  articles 
233  il  243,  245  à 251,  254  à 270,  279  à 316,  318  à 333,  335  et  336,  340  à 356 
et  358  du  présent  Code. 


4’lause  abrogatoire. 

Sont,  abrogés  les  articles  206  à 416  du  Code  d’instruction  pénale  du  25  octobre 
1884  ; sont  également  abrogées  toutes  les  dispositions  contraires  à la  présente  loi. 


Disposition«  transitoires. 

La  présente  loi  entre  eu  vigueur  le  l"  janvier  1891. 

Toutefois,  les  jurés  actuellement  désignés  pour  l’année  1891  sont  maintenus 
en  cette  qualité,  avec  cette  réserve  que  le  Conseil  d’Etat  devra  rayer  de  la  liste 
les  jurés  ègés  de  moius  de  vingt-cinq  ans. 

Le  Conseil  d’Etat  est  chargé  de  publier  en  un  seul  texte  la  présente  loi 
avec  les  dispositions  non  abrogées  du  Code  d’instruction  pénale  du  25  octobre  1884, 
en  mettant  en  harmonie  la  numérotation  des  articles  non  abrogés. 

Le  Conseil  d’Etat  est  chargé  de  faire  promulguer  les  présentes  dans  la  forme 
et  le  terme  prescrits. 

Fait  et  donné  à (ienève,  le  premier  octobre  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix, 
sons  le  sceau  de  la  République  et  les  signatures  du  Président  et  du  Secrétaire 
du  Lïrand  Conseil. 

Le  Président  du  Grand  Conseil. 

D’  Vincent. 

Le  Secrétaire  du  Grand  Conseil , 

A.  Wàkkek. 
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Einige  Bemerkungen  zu  den  Vorschlägen  für  das 
eidgenössische  Strafgesetz. 

Von  PrSisiflent  Dr.  E.  Thumeyten  in  Basel. 

In  dor  Versammlung  der  schweizerischen  Landesgruppe  der 
Internationalen  Kriminalistischen  Vereinigung  vom  15.  Juni  d.  J. 
hat  sich  Professor  Stooss  in  eingehender  Weise  über  die  Anforde- 
rungen ausgesprochen,  welche  die  Kriminalpolitik  an  ein  eidge- 
nössisches Strafgesetzbuch  stelle  (Zeitschrift  für  Schweizer  Strafrecht, 
4.  Jahrgang,  Seite  245  ff.).  Der  Vortrag  bekundet,  wie  von  vorn- 
herein zu  erwarten,  ein  besonnenes  und  verstäudnissvolles  Eingehen 
in  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart. 

Indoss  mag  auch  einer  Stimme,  die  von  theii weise  abweichen- 
den Gesichtspunkten  ausgeht,  gestattet  sein,  sich  auszusprechen. 

Gegen  die  Darlegung  von  Stooss,  dass  die  Kantonalgesetze 
keine  solchen  Verschiedenheiten  enthalten,  welche  eine  Vereinheit- 
lichung unmöglich  machen,  wird  wenig  cinzuwondcn  sein.  Einzelne 
Schwierigkeiten  sind  vielleicht  unterschätzt,  aber  im  Grossen  und 
Ganzen  ist  dem  Ergobniss  boizustimmen.  Die  Leichtigkeit,  womit 
sich  im  Anfang  des  Jahrhunderts  die  neuen  auswärtigen  Gesetze 
ihrem  Wesen  nach  in  der  Schweiz  eingebürgert  haben,  gibt  eine 
weitere  Gewähr  für  die  Möglichkeit  der  Vereinheitlichung,  und  ein 
genaueres  Studium  der  Geschichte  des  schweizerischen  Strafrechts 
würde  sicher  zu  dem  Ergebniss  führen,  dass  sogar  die  Strafrechts- 
pflege in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  Einführung  des  helvetischen 
Gesetzbuchs  bei  Weitem  keine  so  grossen  Unterschiede  von  der 
Strafrechtspflege  der  spätem  Zeit  aufweist,  als  man  sich  diese  ge- 
wöhnlich denkt. 

Wenn  demnach  die  Verschiedenheiten  der  kantonalen  Gesetze 
im  Ganzen  keine  grundsätzlichen  sind,  so  erscheint  die  Vereinheit- 
lichung der  Strafgesetzgebung  nicht  nur  leicht,  sondern  für  ein  so 
kleines  Gebiet  wie  die  Schweiz  auch  wünschbar,  vorausgesetzt,  dass 
das  neue  Gesetz  dem  Guten  der  bisherigen  Kantonalgesetze  gehörige 
.Rücksicht  schenke. 

Zcitrchr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jzhrg.  31 
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Dns  neue  Strafgesetzbuch  soll  aber  auch  nach  Stooss  gegen- 
über den  bisherigen  Strafgesetzbüchern  einen  Fortschritt  aufweisen. 
In  dieser  Forderung  liegt,  da  sich  die  Zeiten  z.  B.  seit  Erlass  des 
norddeutschen,  bezw.  deutschen  Gesetzes  nicht  wesentlich  geändert 
haben,  die  grosse  Gefahr,  vor  Allem  etwas  Neues  anzustreben,  die 
schwachen  Seiten  dieses  Neuen  nicht  genügend  zu  würdigen  und 
die  bisherigen  Uebclstände  zu  übertreiben.  Aehuliches  macht  sich 
ja  auch  auf  andern  Gebieten  geltend.  So  wird  z.  B.  der  Satz  auf- 
gestellt, dass  man  bisher  mehr  die  Formulirung  der  Begriffe  als 
den  Zweck  der  Strafrechtspflege  für  die  Hauptsache  gehalten  habe, 
und  es  ist  ja  wahr,  dass  die  juristische  Literatur  über  gewisse 
Kontroversen  in  dieser  Richtung  eine  unendliche  gewesen  ist.  Aber 
bei  den  Regierungen  und  Behörden,  sowie  bei  vielen  Richtern  war 
es  anders.  Schon  die  langjährigen  und  andauernden  Bemühungen 
um  richtigen  Strafvollzug  in  zweckmässigen  Strafanstalten  sprechen 
deutlich. 

Eine  Erscheinung  freilich  ist  in  den  neuern  Zeiten  namentlich 
auch  in  der  Schweiz  mit  stets  steigender  Stärke  hervorgetreten  : 
das  ist  der  verminderte  Ernst  der  Strafrechtspflege,  hervorgegangen 
aus  veränderten  Lebensanschauungen.  Der  Richter  fühlt  sich  weniger 
als  Organ  des  Staates,  das  gegenüber  dem  Verletzer  seiner  Inter- 
essen zur  energischen  Yertheidigung  derselben  berufen  ist,  sondern 
eher  als  Mensch  gegenüber  einem  schwachen  Mitmenschen , der, 
schlimm  veranlagt,  vom  Leben  übel  mitgenommen,  schliesslich  der 
Versuchung  unterlegen  ist,  welcher  der  Richter  unter  ähnlichen 
Verhältnissen  auch  unterliegen  würde.  Die  Freiheit  des  Willens 
bestellt  nach  dieser  Ansicht  nur  halb  oder  gar  nicht.  Daher  milde 
und  immer  mildere  Uriheile,  daher  die  vielen  kleinen  Strafen, 
gegen  deren  angeblich  üble  Wirkung  man  sich  so  sehr  ereifert,  und 
iu  Folge  hievon  die  Missachtung  Vieler  gegen  die  Strafrechtspflege; 
es  ist  also  kein  Anlass  vorhanden,  wie’s  in  den  Vorschlägen  von 
Stooss  geschieht,  eine  noch  mildere  Bestrafung  derjenigen  Ver- 
brechen zu  empfehlen,  „die  aus  Notli,  gerechter  Entrüstung  oder 
in  einem  Zustand  begangen  worden , der  Berücksichtigung  ver- 
dient“. 

Für  die  Strafrechtspflege  bietet  sich  unter  diesen  Umständen 
eine  schwierige  Aufgabe  dar.  Auf  der  einen  Seite  kann  sie  den 
eben  dargelegten  Anschauungen  nicht  alle  Wahrheit  absprechen, 
und  es  muss  ihr  also  als  unsittlich  erscheinen,  ein  Glied  der  Ge- 
sellschaft in  höherem  Grad  verantwortlich  zu  machen,  als  recht  ist. 
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Auf  der  andern  Seite  muss  sie  sich  sagen,  dass  trotz  Allem  die 
staatlichen  Interessen  unter  irgeud  einem  Titel  eines  energischen 
Schutzes  bedürfen,  dass  mau  jene  Anschauungen  übertreibt,  dass 
Jeder  schon  au  sich  erlebt  hat,  wie  man  über  schwere  Versuchungen 
Herr  werden  kann,  dass  endlich  die  Anerkennung  der  Willensfrei- 
heit innerhalb  eines  bestimmten  Kreises  die  nothwondige  Voraus- 
setzung jedes  vernünftign  Einzellebens  und  jedes  geordneten  Staats- 
wesens,  ihre  Stärkung  das  gemeinsame  Ziel  der  Erziehung,  der 
Heilstätten  u.  s.  w.  wie  der  Strafrechtspflege  ist.  Wenn  man  das 
Verantwortlichkeitsgefühl  durch  eine  schwächliche  Strafrechtspflege 
mindert,  so  mindert  man  es  nicht  nur  bei  dem  zum  Verbrechen 
Geneigten,  sondern  auch  bei  dem,  der  sich  bisher  seiner  erwehrt 
hat.  I)ie  Schutzaufsichtsvereine  können  oft  die  Erfahrung  machen, 
dass  die  Unterbringung  von  frühem  Strafgefangenen  in  Werkstätten 
oder  Fabriken  an  dem  Widerwillen  ihrer  neuen  Kameraden  scheitert. 
Diese  waren  nach  ihrer  Ansicht  den  gleichen  Versuchungen  aus- 
gesetzt wie  jene  und  sind  ihnen  nicht  erlegen;  sie  dulden  den  nicht 
neben  sich,  der  sich  zu  schwach  erwiesen  hat  und  über  den  die 
Schande  der  Bestrafung  ergangen  ist.  Diese  Gesinnung  mag  hart 
sein,  aber  sie  ist  gesund,  sie  macht  den  Einzelnen  für  seine  Hand- 
lungen voll  verantwortlich.  Die  Strafgesetzgebung  soll  nun  diesen 
beiden  Anschauungen  gerecht  werden,  sie  hat.  früher  fast  aus- 
schliesslich die  letzte  Anschauung  betont  und  hat  AViderstand  ge- 
funden; jetzt  läuft  sie  Gefahr,  der  erstem,  welche  mehr  die  Ver- 
hältnisse als  den  Menschen  verantwortlich  macht,  zu  viele  Kon- 
zessionen zu  rnnchcn.  Früher  trat  die  Bestrafung  des  Verbrechers 
in  den  Vordergrund,  jetzt  seine  Besserung.  Das  Richtige  wird  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Volksansicht  doch  bleiben,  in  dem  Ver- 
brecher zunächst  nicht  ein  krankes  Glied  der  Gesellschaft,  sondern 
einen  Uebelthäter  zu  sehen,  die  Strafe  nach  der  Grösse  des  zuge- 
fügten Uobels  und  der  Gefährlichkeit  des  Verbrechers  zu  bemessen 
und  dabei  diejenigen  Erschwerungs-  und  Milderungsgründc  in  der 
That  und  Person  dos  Verbrechers  zu  berücksichtigen,  welche  für 
den  Richter,  der  ihn  nur  oberflächlich  kennen  lernt,  leicht  erkennbar 
sind.  Das  tiefere  Eindringen  in  die  Persönlichkeit  wird  wohl  besser 
den  Verwaltungsbehörden  überlassen,  daher  ist  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Strafe  nicht  entsittlichend,  sondern  eher  kräftigend  wirke 
und  dass  spätere  Milderungen  auf  dem  Weg  der  bedingten  Ent- 
lassung und  unbedingten  Begnadigung,  sowie  Verschärfungen  auf 
dem  Disziplinarwege  möglich  werden. 
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Dies  führt  auf  das  vorgesehlagene  Strafensystem : für  die  Be- 
rufsverbrecher und  andere  gemeingefährliche  und  gemeinschiidiiche 
Verbrecher  eine  Zentralanstalt  mit  einem  Strafminimum  von  zehn 
Jahren  Zuchthaus,  für  leichte  Fälle  Gefängnis»  von  drei  Tagen  bis 
sechs  Monaten,  für  die  dazwischen  liegenden  Fälle  Korrektions- 
strafe von  sechs  Monaten  bis  zehn  Jahre. 

lu  erster  Linie  ist  in  diesen  Vorschlägen  die  Verschränkung 
der  Strafen  aufgegebeu.  Wo  das  Maximum  der  einen  Strafart  er- 
reicht ist,  beginnt  das  Minimum  dor  andern.  AVo  ein  Thäter  und 
eine  That  sich  für  das  Korrektionshaus  eignen  würde,  aber  eine 
Strafe  von  unter  sechs  Monaten  als  angemessen  erscheint,  muss 
Bich  der  Richter  gegen  seine  Ueberzeugung  für  eine  andere  Straf- 
art oder  ein  andorcs  Strafmass  entscheiden,  als  ihm  recht  scheint, 
ebenso  bei  ähnlicher  Kollision  der  Zentralanstalt  mit  dem  Korrek- 
tionshaus. Das  Gleiche  tritt  umgekehrt  ein,  wenn  dem  Richter  ein 
höheres  Strafmass,  aber  nicht  die  damit  verbundene  Strafart  als 
angemessen  erscheint.  Je  nach  Lage  des  Falls  wird  er  dann  das 
Strafmass  der  Strafart  oder  die  Strafart  dem  Strafmass  opfern. 
Der  Vorschlag  eines  Minimums  von  sechs  Monaten  für  die  Korrek- 
tionsstrafe, von  zehn  Jahren  für  die  Zuchthausstrafe  bekundet  das 
lobenswertho  Bestreben,  der  Strafrechtspflege  ihren  Ernst  zu  wahren, 
aber  es  wird  nicht  nur  au  der  Indolenz  der  Gerichte,  sondern  auch 
an  der  Macht  der  Verhältnisse  scheitern.  Das  Ergebnis»  wird  im 
Wesentlichen  sein,  dass  mauche  Fälle,  die  Korrektionsstrafe  ver- 
dienen, mit  Gefängnisstrafe,  andere,  welche  Zuchthaus  verdienen, 
mit  Korrektionsstrafo  belegt  werden,  ln  Basel  z.  B.  hat  man  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  die  unter  der  frühem  Gesetzgebung  be- 
standene Absperrung  der  Strafen  vom  Uebel  war,  und  die  baslerische 
Strafrechtspflege  war  vielleicht  energischer  als  dio  mancher  anderen 
Kantone.  Zur  Milderung  dieser  Ucbelstände  empfiehlt  sich  also 
auch  bei  Beibehaltung  der  Zentralanstalt  eine  Verschränkung  der 
Strafen,  z.  B.  Gefängnis»  von  einem  Tag  bis  drei  Jahre,  Korrek- 
tionsstrafe von  drei  Monaten  bis  fünfzehn  Jahre,  Zuchthausstrafe 
von  sieben  Jahren  an.  Wäre  freilich  die  Absicht,  Gefängnis»-  und 
Korrektionsgefangene  der  ganz  gleichen  Behandlung  zu  unterwerfen 
und  beide  Strafarten  auch  nach  aussen  hin  als  identisch  erscheinen 
zu  lassen,  so  läge  gar  kein  Anlass  vor,  diese  zwei  Strafarten  statt 
bloss  einer  aufzustellen. 

Sodann  handelt  es  sich  um  dio  Frage  über  die  Ausscheidung  der 
Berufs-  und  anderer  ihnen  ähnlicher  Verbrechei ■ von  deu  andern. 
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Der  Gednuke  einer  grossem  Individualisirung  in  der  Behand- 
lung der  Sträflinge,  welcher  in  diesem  Vorschlag  liegt,  verdient 
rückhaltlose  Anerkennung,  aber  die  Ausscheidung  gerade  dieser 
Kategorie  verliert  bei  näherer  Betrachtung  viel  von  dem,  was  sie 
auf  den  ersten  Anblick  Gewinnendes  hat. 

Vor  Allem  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  nicht  leicht  eine  Be- 
hörde, man  mag  sich  unter  ihr  das  Gericht  oder  nach  dem  Vor- 
schlag Stooss  eine  besondere  Kommission  denken,  Jemanden  als 
Berufsverbrecher  und  unverbesserlich  erklären  wird.  Schon  dio  in 
Aussicht  genommene  Sammlung  von  Notizen  über  den  Verbrecher 
wird  nicht  nach  Wunsch  funktioniren,  man  weise  ja  zur  Genüge, 
was  z.  B.  Gemeindezeugnisse  werth  sind.  Aber  selbst  wenn  die 
Sammlung  richtig  und  rechtzeitig  geschehen  könnte,  was  am  Ende 
mit  unverdrossener  Aufwendung  von  Zeit  und  Mühe  möglich  wäre, 
würde  eine  Behörde  nur  in  den  seltensten  Fällen  einen  solchen 
Ausspruch  wagen.  Es  ist  ja  heute  das  Kredo  Vieler,  nur  das  Gute 
zu  sehen,  das  Böse  zu  entschuldigen,  den  beständigen  Fortschritt 
im  sittlichen  Leben  des  Ganzen  wie  des  Einzelnen  zu  behaupten, 
so  dass  man  sich  schwer  entschlossen  wird,  ein  bestimmtes  gege- 
benes Individuum  mit  dem  Bann  der  Unverbesserlichkeit  zu  belegen. 

Sodann  kann  der  Grund  der  Ausscheidung  dieser  Berufs-  und 
anderer  gefährlicher,  mit  langjährigen  Strafen  belegter  Verbrecher 
nur  sein,  entweder  dass  bei  ihnen  der  erzieherische.  Zweck  weg- 
fallt und  ihre  Behandlung  eine  andere  sein  muss  als  die  der  übrigen 
Verbrecher,  oder  dass  man  von  ihnen  schlimme  Einwirkungen  auf 
die  übrigen  Gefangenen  befürchtet.  Was  den  ersten  Grund  betrifft, 
so  wird  keine  Gesetzgebung  der  heutigen  Zeit,  zum  allerwenigsten 
eine  schweizerische,  die  Strafe  auch  für  diese  Art  Verbrecher  so 
einrichten,  dass  sie  nichts  ist  als  ein  Ucbel.  Mau  wird  zufrieden 
sein  müssen,  wenn  sich  die  Gerichte  nur  wieder  zu  ernstlichen 
Strafen  ermannen,  aber  niemals  wird  man  — und  mit  vollem  Recht 
— auch  dem  schwersten  Züchtling  alle  Hoffnung  benehmen  wollen, 
wieder  einmal  unter  günstigen  Bedingungen  die  Freiheit  erlangen 
zu  können.  Und  sobald  man  dies  zugibt,  gibt  man  auch  den  sogen, 
erzieherischen  Zweck  zu  und  legt  sich  die  Verpflichtung  auf,  sie 
bei  ihrem  immerhin  noch  möglichen  Wiedereintritt  in  die  Freiheit 
in  den  Stand  zu  setzen,  ihr  Brod  zu  verdienen.  Ihre  Behandlung 
ist  also  ungefähr  die  gleiche  wie  die  der  andern  Verbrecher.  Der 
erzieherische  Gesichtspunkt  kann  ja  nur  darin  Gestalt  gewinnen, 
dass  man  den  Sträfling  die  Wiederentziehung  der  Freiheit  fürchten 
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lehrt,  von  ihm  böse  Einflüsse  während  der  Strafzeit  ferne  hält  und 
ihn  einen  Beruf  erlernen  lässt;  Weiteres  ist  wünschbar,  aber  proble- 
matisch. — Was  zweitens  den  befürchteten  bösen  Einfluss  solcher 
Sträflinge  auf  die  andern  anbelangt,  so  ist  durch  die  Erfahrung 
kaum  bewiesen,  dass  die  Berufsverbrecher  die  schlimmsten  Elemente 
für  die  Strafanstalten  sind.  Es  sind  gewöhnlich  Diebe,  welche  nach 
der  Freilassung  mühelosen  Genuss  gesucht,  schlechte  Kameraden 
gefunden  haben.  Der  Arbeitszwang  der  Strafanstalt  ist  weggefallen, 
die  Energie  zur  freiwilligen  Arbeit  nicht  vorhanden,  ln  der  Anstalt 
selbst  sind  sie,  wie  auch  andere  schwere  Verbrecher,  nicht  besser 
und  schlechter  als  andere. 

F.s  gibt  eben  unter  allen  Sträflingen  solche,  die  eine  Fest 
für  ihre  Genossen  sind,  sie  durch  Beispiel,  aufrührerische  und 
unzüchtige  Heden,  durch  Faulheit  und  Widersetzlichkeit  verderben. 
Sie  Anden  sich  unter  den  leichtern  und  schwerem  Verbrechern, 
vielleicht  noch  eher  unter  den  erstem.  Diese  sollte  man  vor  Allem 
von  den  andern  uusscheidcn  können,  aber  wo  nähme  man  die 
finanzielle  Möglichkeit  her  zu  einem  solchen  System  der  Indivi- 
dualisirung?  Um  doch  etwas  zu  thun,  greift  man  ganze  Klassen 
wie  die  Berufsverbrecher  heraus  und  leistet  damit  nicht  sehr  viel. 

Endlich  wird  die  Anstalt  als  eine  zentrale  gedacht,  weil  jeder 
einzelne  Kanton  glücklicher  Weise  nicht  genug  Berufsverbrecher 
hat,  um  eine  kantonale  Anstalt  zu  rechtfertigen.  Und  weil  sie 
zentral  ist,  muss  sie,  wie  Stooss  richtig  ausführt,  eine  Bundesanstalt 
sein,  indem  der  Konkordatsweg  nicht  zum  Ziel  fuhren  würde.  Sie 
würde  also  vom  Bunde  gebaut  und  betrieben.  Auf  wessen  Kosten  ? 
Wenn  auf  Kosten  der  Kantone,  so  würde  der  Strafvollzug  kanto- 
naler l’rtheile  in  die  Hand  von  Bundesbeamten  gelegt  und  unter 
die  Disziplin  des  Bundes  gestellt  — ein  durchaus  anormales  Ver- 
hältniss.  Wenn  auf  Kosten  des  Bundes,  so  träte  zu  diesem  ersten 
Uebelstand  noch  der  weitere,  dass  kantonale  Gerichte  vielleicht  aus 
finanziellen  Gründen  gegen  Angeklagte  ein  Urthoil  fällen,  das  sie 
unter  andern  Umständen  nicht  gefällt  hätten. 

Dem,  was  Stooss  über  die  Reform  der  Gefänguissst  rafe 
vorbringt,  ist  durchaus  beizustimmen.  Nur  ist  dieselbe  nicht  in 
allen  Kantonen  so  schlimm  bestellt,  als  dort  angenommen  wird.  In 
Basel  ■/..  B.  hat  jeder  Gefüngnisssträfling  eine  isolirto  Schlafzelle, 
bringt  jeder  die  erste  Zeit  bis  auf  drei  Monate  in  Einzelhaft  zu, 
ist  jeder  dem  Arbeitszwang  unterworfen,  welcher  nur  für  die  zu 
nicht  mein-  als  zwei  Wochen  Yerurthciltcu  und  in  einem  besondern 
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Gebäude  Untergebrachten  wegtällt.  Ob  indes»  nicht  einzelnen  Ge- 
fängnisssträflingen  zu  erlauben  ist,  gewisse  mit  der  Hausordnung 
■verträgliche  Beschäftigungen  eigener  Wahl  zu  treiben,  statt  der  vom 
Staat  eingeführten  Arbeit,  z.  B.  Führung  kaufmännischer  Bücher, 
Erlernung  einer  fremden  Sprache  u.  s.  w.,  ist  auch  eine  Frage, 
die  sorgfältiger  Erwägung  bedarf. 

Es  ist  oben  der  Verschränkung  der  Strafen  das  Wort  geredet 
worden,  es  ist  noch  etwas  über  die  Maxima  und  Minima  beizu- 
fügon.  Es  ist  bekannt,  dass  die  hohen  Maxima  vielfach  nur  Schein 
sind  und  nicht  zur  Anwendung  kommen,  auch  indirekt  nicht  von 
dor  gewünschten  Wirkung  sind.  Der  heutige  Richter  macht  es  sich 
auch  bei  ziemlich  schweren  Fällen  nicht  zur  Pflicht,  die  von  ihm 
erkannte  Strafe  in  ein  richtiges  Verhältnis»  zum  Minimum  und 
Maximum  zu  setzen,  sondern  er  bleibt  darunter.  Aber  dieses  rich- 
tige Verhältnis»  wird  auch  durch  Herabsetzung  der  Maxima  nicht 
erreicht  werden,  sondern  der  Richter  wird  um  so  mehr  Grund  zu 
haben  glauben,  sein  Gewissen  zu  beruhigen  und  um  die  Minima 
herum  zu  kriechen.  Bei  der  Gefängnissstrafe  ist  es  nun  sehwrer, 
Anhaltspunkte  für  ein  richtiges  Maximum  zu  finden,  da  Alles  darauf 
ankommt,  welche  strafbaren  Handlungen  man  hier  unterbringen 
will.  Wenn  man  aber  z.  B.  an  schwere  Körperverletzungen,  grobe 
Widersetzlichkeiten  gegen  Beamte,  selbst  bedeutende  leichtsinnige 
Fallimente  u.  dgl.  denkt,  so  ist  das  vorgeschlageuc  Maximum  von 
6 Monaten  zu  klein,  und  es  milchte  sich  ein  erheblich  grösseres, 
etwa  von  3 Jahren,  empfehlen.  Bei  der  Korrektionsstrafe  ist.  von 
vornherein  klar,  dass,  wenn  auf  die  Zentralaustalt  verzichtet  würde, 
das  Maximum  von  10  Jahren  zu  erhöhen  wäre.  Aber  auch  mit 
Beibehaltung  derselben  wäre  eine  Erhöhung  nothwendig.  Es  lassen 
sich  doch  leicht  sehr  schwere  Fälle  denken,  wo  der  Thiiter  nicht 
in  ehrloser,  gemeinschädlicher  Gesinnung  gehandelt  hat  und  seine 
Versetzung  in  die  Zentralanstalt  nicht  zu  empfehlen,  aber  doch  die 
Strafe  von  10  Jahren  zu  gering  wäre,  da  immer  die  Möglichkeit 
der  bedingten  Entlassung  und  unbedingten  Begnadigung  dahinter 
steht.  Dahin  gehört  Mord,  Brandstiftung,  unter  Umständen  auch 
schwerer  Diebstahl  und  Raub.  Daher  wäre  mit  Beibehaltung  der 
Zentralaustiilt  ein  Maximum  von  15  Jahren,  ohne  dieselbe  ein 
solches  von  25  Jahren  oder  nuf  Lebenszeit  angezeigt. 

Dass  bei  allen  Strafen  unter  sorgfältig  erwogenen  Bedingungen 
die  Möglichkeit  bedingter  Entlassung  und  unbedingter  Begnadigung, 
wie  von  Stooss  vorgeschlagen,  orten  zu  halten  ist,  ist  schon  mehr- 
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fach  erwähnt  worden.  An  die  Friedenabürgschaft  zu  denken,  ver- 
bietet schon  ein  oberflächlicher  lllick  auf  die  ökonomischen  Ver- 
hältnisse der  meisten  Verurtheilten. 

Der  auch  von  Stooss  bekämpfte  Vorschlag,  kurzzeitige  Gefäng- 
nissstrafon  jewcilen  durch  bedingten  Straferlass  zu  ersetzen,  ist, 
wenn  er  wirklich  ernst  gemeint  und  nicht  dem  System  zu  lieb 
gemacht  ist,  einer  Verkennung  der  Kriminalpolitik  entsprungen. 
Die  Prämie  der  Straflosigkeit  auf  kleine  Vergehen  setzen,  heisst 
nicht  nur  die  berechtigten  Ansprüche  des  Verletzten  iguoriren,  ihn 
erbittern  und  ihn  zu  Vergehen  seinerseits  reizen,  sondern  auch  bei 
den  zu  Vergehen  Geneigten  eine  gleichgültige  leichtfertige  Ge- 
sinnung pflanzen.  Für  kleine  Vergehen  gehören  eben  kleine  Strafen, 
sie  mahnen  den  Verletzer  von  Begehung  und  Wiederholung  ab, 
und  ihnen  alle  abschreckende  Wirkung  abzuspreehen,  ist  eine  der 
jetzt  gangbaren  urtheilslos  wiederholten  Uebcrtreibungen.  Es  liegt 
daher  kein  Grund  vor,  das  Minimum  der  Freiheitsstrafe  nicht  auf 
einem  Tag  zu  belassen.  Auch  geringfügige  Vergehen  können  so 
geartet  sein,  duss  sie  gebieterisch  Freiheitsstrafen  verlangen,  abge- 
sehen davon,  dass  für  diese  ausser  den  Geldstrafen,  von  welchen 
bald  die  Rede  sein  wird,  kein  genügender  Ersatz  zu  finden  ist. 
Die  Frage  des  fakultativen  bedingten  Straferlasses  kann  überhaupt 
nur  an  Hand  eines  fertigen  Vorschlags  geprüft  werden,  und  wohl 
erst  nach  geraumer  Zeit  nach  Einführung  dieser  Einrichtung  ist 
eine  Antwort  darauf  möglich,  ob  nicht  die  anfänglich  bestehende 
Abnahme  von  Strafvollzügen  mit  Erschlaflüug  des  llechtsgefühls  zu 
theuer  erkauft  ist. 

Dem  Vorschlag  Stooss  betreffend  besondere  Behandlung  jut/end- 
licher Verbrecher  ist  voll  beizupflichten,  hier  gilt  es  vor  Allem,  der 
Gefahr  der  Ansteckung  vorzubougeu.  Ob  diosfällige  Anstalten  vom 
Bund  oder  den  Knntonen  errichtet  werden,  ist  von  untergeordneter 
Bedeutung.  Bei  kleinern  Kantonen  ist  die  Anzahl  der  jugendlichen 
Verbrecher  zu  gering,  um  besondere  Austalteu  zu  rechtfertigen  ; 
diese  müssten  sich,  wenn  der  Bund  nicht  eingreift,  mit  Ausscheidung 
der  jugendlichen  Verbrecher  von  andern  in  gemeinschaftlichen 
Anstalten  begnügen.  Gegen  eine  Bundesanstalt  spricht  ein  Theil 
der  gegen  die  Zentralanstalt  für  Berufsverbrecher  angeführten 
Gründe;  nur  die  Willkür  der  Kantone  bei  der  Beurtheilung  fiele 
weg,  da  das  Alter  die  objektive  Grenze  bilden  würde. 

Dass  aber  mit  dem  16.  Jahr  die  richtige  Grenze  gezogen  sei, 
so  dass  bei  jungen  Personen  unter  diesem  Alter  au  Stelle  der 
Strafe  nach  dem  Vorschlag  Stooss  die  Erziehung  zu  treten  hätte. 


Digitized  by  Google 


Einige  Bemerkungen  zu  «leu  Vorschlägen  fftr  das  cidg.  Strafgesetz.  461 

muss  aus  zwei  Gründen  bezweifelt  werden.  Einmal  gibt  es,  zumal 
in  Städten,  eine  erhebliche  Zahl  junger  Personen  unter  16  Jahren, 
die  im  Leben  schon  die  Stellung  von  Erwachsenen  einnehmen  und 
daher  durch  das  Leben  gereift  sind.  Sie  haben  die  Schule  absolvirt. 
Die  Knaben  sind  vielleicht  Ausläufer  in  einem  Geschäft  oder  Lehr- 
linge bei  einem  Handwerker,  die  Mädchen  helfen  in  einer  fremden 
Haushaltung  nach,  beide  verdienen  einen  Theil  ihres  Lebensunter- 
halts selbst  und  haben,  wenn  auch  in  beschränktem  Maas,  freie 
Zeit  zur  Verfügung,  die  sie  ausnützen,  wie  sie  mögen.  Ihre  Be- 
handlung als  Kinder  vor  dein  Strafgesetz  träte  in  Widerspruch  mit 
ihrer  Stollung  im  Leben.  Sodann  soll  also  bei  diesen  jungen 
Personen  die  Bestrafung  durch  die  Versorgung  in  einer  Besserungs- 
anstalt ersetzt  werden.  A'uu  weisen  allerdings  einzelne  derselben 
eine  so  verwilderte  Erziehung,  einen  so  perversen  Sinn  auf,  dass 
bei  ihnen  eine  solche  Erziehung  am  Piatze  wäre.  Bei  andern  da- 
gegen ist  eine  strafbare  Handlung  vielleicht  aus  Leichtsinn,  Muth- 
willen,  Unbesonnenheit  hervorgegangen,  so  dass  bei  ihnen  eine 
solche  Erziehung,  die  ja  längere  Zeit  dauern  müsste,  über  das  Ziel 
hinausschösse,  zumal  auch  die  Versorgung  in  einer  Besserungs- 
anstalt leicht  ^'inen  Makel  auf  dem  Versorgten  zurücklässt.  Es 
rechtfertigt  sich  daher,  die  Grenze  vom  16.  auf  das  14.  Jahr  zurück- 
zuversetzen. Kinder  unter  14  Jahren  eignen  sich  nicht  zur  gericht- 
lichen Verhandlung,  sie  wären  bei  Begehung  einer  strafbaren  Hand- 
lung unbedingt  der  elterlichen  Zucht  oder  der  administrativen  Ver- 
sorgung zu  überlassen.  Bei  jungen  Personen  von  14  bis  20  oder 
bis  18  Jahre  wäre  dem  Gericht  grosse  Freiheit  einzuräumen.  Es 
müssto  nach  der  Iieifc  des  Delinquenten  fragen  und  sich  nach  dom 
richtigen  Gedanken  des  französischen  Rechts  klar  zu  machen  suchen, 
ob  ihm  nicht  nur  das  Unerlaubte,  sondern  auch  das  Strafbare  der 
Handlung  mit  einiger  Deutlichkeit  vorgeschwebt  hat.  Je  nach  dem 
Ergobniss  der  Untersuchung  wäre  der  Delinquent  der  elterlichen 
Zucht  oder  einer  Besserungsanstalt  zu  übergeben  oder  mit  Strafe 
in  einer  besondere  Anstalt  oder  Anstaltsabtheilung  unterzubringen. 
Das  Letztere  müsste  regelmässig  in  den  letzten  Jahren  des  jugend- 
lichen Alters  eintroten. 

Endlich  ist  noch  ein  Wort  über  die  Geldstrafe  zu  sagen,  wo 
nach  dem  Vorschlag  Stooss  das  Straflciden  für  Arme  und  Reiche 
durch  Berücksichtigung  der  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisso 
gleich  gemacht  werden  soll,  wie  dies  vor  langen  Jahren  schon  einmal 
vom  zürcherischen  Reginrungsratli  und  spätem  Bundesrath  Dubs 
vorgeschlagen  worden  ist.  Der  Vorschlag  hat  nicht  nur  etwas  Bc- 
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stechendes  und  der  jetzigen  Zeitströmung  Angepasstes,  da  ja  im 
Grund  alle  Parteiung  sich  um  die  Yorthcilung  des  Volkswohlstandes 
bewegt  ; er  hat  auch  etwas  Gerechtes,  das  aber  nicht  übertrieben 
werden  durf,  wenn  cs  nicht  in  das  Gegentheil  Umschlagen  soll, 
was  bei  strikter  Abstufung  der  Strafen  nach  Einkommeuklassen 
eintriite.  Es  würde  sicher  das  Rechtsbewusstsein  stossen,  wenn 
z.  B.  von  einer  Anzahl  junger  Leute,  die  einen  Polizeiangestellten 
beschimpft  haben,  für  das  gleiche  Vergehen  der  eino  mit  2,  der 
andere  mit  10,  »1er  dritte  mit  50  Pranken  bestraft  würde.  Und 
zwar  würde  es  deshalb  stossen,  weil  diese  gewaltsame  Gleichstellung 
nur  hier  und  nicht  auch  in  andern  Gebieten  des  Staatslebens  durch- 
geführt wäre.  Nicht  einmal  in  dem  der  Steuern,  wo  Grenzen  nach 
oben  und  unten  bestehen.  Im  Militär  empfängt  Jeder  im  gleichen 
Grad  den  gleichen  Sold,  er  mag  durch  den  Dienst  viel  oder  wenig 
geschädigt  werden.  In  der  bürgerlichen  Rechtspflege  zahlt  Jeder 
die  gleichen  Gebühren,  er  mag  bemittelt  oder  unbemittelt  sein, 
nur  für  die  aussersten  Fälle  ist  durch  das  Armenrecht  gesorgt. 
Sogar  die  Berechnung  der  Einkommenklassen  böte  Schwierigkeiten. 
Der  Ausläufer,  der  einen  Wochcnlohn  von  20  Franken  hat,  hat 
vielleicht  ein  grösseres  Einkommen  als  der  Sohn  »reicher  Eltern, 
der  noch  keinen  selbständigen  Beruf  betreibt;  soll  dann  etwa  das 
zu  erwartende  Vermögen  in  Berechnung  gezogen  werden?  Die 
Gesetzgebung  kann  oben  nicht  alle  natürlichen  Unterschiede  ver- 
wischen.  Endlich  und  hauptsächlich,  wenn  man  das  Stratteiden 
der  Geldstrafe  für  Alle  gleich  machen  will,  sollte  man  das  Näm- 
liche auch  für  die  Freiheitsstrafe  anstreben.  Auch  diese  trifft  in 
mehrfacher  Hinsicht  sehr  verschieden.  Der  in  Ansehen  stehende 
wohlhabende  Bürger,  der  wegen  Ehrbeleidigung  oder  Vergehen 
gegen  die  Sittlichkeit  zu  Gefangniss  verurtheilt  wird,  empfindet 
diese  Strafe  härter  als  der  herumfahronde  Handwerksbursche,  der 
dieselbe  Strafe  erleidet.  Auch  sein  ökonomischer  Verlust  kann  ein 
unvcrhältnissiniissig  grösserer  sein,  wenn  er  während  der  Strafzeit 
seinem  Beruf  nicht  mehr  verstehen  kann  oder  seine  Kundschaft 
verliert.  Von  dieser  verschiedenen  Wirkung  der  Freiheitsstrafe 
wird  aber  nichts  gesagt  und  nur  die  Geldstrafe  betont,  die  bei 
strikter  Anpassung  an  die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  eine 
Ausnahmsstellung  erhielte  und  zu  gehässiger  Ausbeutung  führen 
könnte.  Es  ist  also  gerecht,  wenn  das  Gesetz  eine  gewisse  Be- 
rücksichtigung der  Vermögens-  und  E rw er hs Verhältnisse  vorschreibt, 
aber  nicht  gerecht,  wenn  es  mehr  als  einen  allgemeinen  Grundsatz 
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aufstellt.  In  der  Rechtspflege  wird  Vieles  auf  die  Natur  des  ein- 
zelnen Falls  ankommen. 

Betreffend  die  Verwandlung  der  Geld-  in  Freiheitsstrafe  sollte 
sieh  jeder  Richter  bei  Fällung  des  Urtheils  klar  machen,  ob  die 
von  ihm  allfällig  zu  erkennende  Geldstrafe  auch  eintreibbar  ist. 
Hält  er  es  für  unwahrscheinlich,  so  soll  er  lieber  gleich  Freiheits- 
strafe erkennen,  um  unnöthige  Kosten  zu  sparen.  Daher  ist  es 
Aufgabe  der  Gesetzgebung,  bei  den  strafbaren  Handlungen,  die 
sich  dazu  eignen,  alternativ  Freiheits-  und  Geldstrafe  anzudrohen. 

Vorbote  der  Beschlagnahme  von  Löhnen  u.  s.  w.  zur  Ein- 
treibung von  Geldstrafen,  wie  sie  auch  schon  versucht  worden  sind, 
Bind  als  einseitige  Massregeln,  die  nur  das  Interesse  des  Schuldners 
im  Auge  haben,  zu  verwerfen.  Es  geht  das  eidgenössische  Konkurs- 
gesetz (Art.  27,  93)  in  seiner  Rücksichtnahme  für  die. Schuldner 
sehr  weit.  Dagegen  ist  die  Einrichtung  solcher  Beschlagnahmen  in 
einer  Weise,  dass  dem  Betroffenen  in  regelmässigen  Perioden  je- 
weilcn  nur  ein  Theil  des  Lohnes  entzogen  wird,  sowie,  ohne  Be- 
schlagnahmen, die  Gewährung  von  Ratenzahlungen,  wo  die  Ver- 
hältnisse es  erfordern,  etwas  so  Selbstverständliches,  dass  der 
Sanktionirung  dieser  Grundsätze  durch  das  Gesetz  nichts  im  Wege 
steht,  ln  Basel  ist  beides  ohne  Gesetz  schon  seit  Jahrzehnten 
richterliche  Praxis.  In  manchen  Fällen  drückt  eine  kleine  Geld- 
strafe viel  mehr  als  eine  kleine  Gefängnissstrafe.  Hat  der  Richter 
aber  einmal  Gehlstrafe  ausgesprochen  und  stösst  er  bei  der  Be- 
zahlung weniger  auf  Noth  als  auf  bösen  Willen,  so  soll  er  sich 
weder  durch  Bequemlichkeit,  noch  falsche  Human  itäts  rücksich  teil 
von  einer  unerbittlichen  Eintreibung  abhalten  lassen.  Es  ist  un- 
glaublich, in  wie  kurzer  Zeit  er  sich  in  den  Ruf  der  Schwäche 
bringen  kann. 

Schliesslich  ist  im  Allgemeinen  zu  empfehlen,  bei  den  Vor- 
schlägen für  den  Strafvollzug  mit  Vorsicht  zu  verfahren.  Die 
Kantone  sind  finanziell  schon  genug  belastet.  So  lange  ihnen  die 
Rechtsprechung  verbleibt,  geht  es  nicht  wohl  an,  ihnen  in  Bezug 
auf  die  Art  des  Strafvollzugs  grosse  < )pfer  zuzumuthon.  Die  Theiluug 
des  Gefiingnisswesens  zwischen  Bund  und  Kantonen  hat  auch  ihre 
Schwierigkeiten,  und  da  sie  wohl  noch  keine  Aussicht  auf  Erfolg 
hat,  wird  es  am  besten  sein,  wenn  das  Gesetz  nur  allgemeine 
Weisungen  gibt  und  es  der  Zeit  und  den  Verhältnissen  überlässt, 
ihnen  allmiilig  nachzukommen. 
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Aphoristische  Bemerkungen 

zu  dem 

Vortrage  von  Professor  Stooss 

über 

die  kriminalpolitischen  Anforderungen  an  ein  eidgenössisches 
Strafgesetzbuch. 

Von  Direktor  J.  V.  Harbin  in  Lenzburg. 

1)  Die  Jugendlichen.  Die  Altersgrenze  mit  dem  16.  Altersjahre 
geht  offenbar  zu  hoch.  Die  bestehenden  Kettungsanstalten  nehmen 
die  Individuen  in  der  Kegel  nur  bis  zum  zurückgelegteu  14.  Alters- 
jahre auf.  Von  da  an  sollte  der  Eintritt  in  die  eidgenössischen  Zwangs- 
erzichungsanstalten  wenigstens  möglich  und  Hegel  sein,  und  zwar  aus 
(iruud  des  Mangels  einer  andern  Unterbringung.  Es  sollte  aber 
eventuell  auch  noch  die  Möglichkeit  vorhanden  sein,  noch  tiefer 
herunter  zu  gehen,  weil  die  Kcttungsanstalten,  z.  B.  Bächtelen, 
Bonnenberg,  Olsberg  u.  s.  w.,  für  die  sichere  Verwahrung  bös- 
gearteter  Sehlingel  (nicht  „Kinder“)  absolut  nicht  eingerichtet  sind. 
Mach  meinen  Erfahrungen  braucht  es  da  mehr  als  blosse  Bauern- 
häuser und  eine  Ueherwaehung,  die  nicht  vorsichtig  und  streng 
genug  sein  kann.  Die  Kcttungsanstalten,  wie  sie  bestehen  und 
eingerichtet  sind,  nehmen  bösartige  Elemente  nicht  auf  und  können 
sic  nicht  aufückmen,  weil  sie  sonst  nach  allen  Kichtungen  gefährdet 
sind  (Ansteckung  der  weniger  Bösartigen,  Gefährdung  der  Haus- 
ordnung, Brandstiftung,  Entweichungen  etc.).  Die  Kcttungsanstalten 
gewähren  innerhalb  des  Hauses  freie  Bewegung,  haben  gemein- 
schaftliche Nchlufsäle  lind  Erholungsräume  etc.  ; bösartige  Individuen 
(Verbrecher  und  Schlingel)  müssen  zum  Wenigsten  zur  Ruhezeit 
ixoliii  werden,  ein  Thcil  ganz  sicher  auch  zur  Arbeitszeit.  Die  Ein- 
weisung dieser  Individuen  in  die  Anstalt  kann  auf  administrativem 
Wege  erfolgen,  hoi  den  jugendlichen  Verbrechern  aber  in  der  Kegel 
nur  nach  ihrer  Ycrurtheilung  durch  den  Richter. 

Nach  diesen  Auseinandersetzungen  kann  ich  den  Satz:  „Es  ist 
kein  Grund  vorhanden,  verbrecherische  Kinder  anders  zu  behandeln 
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als  bösartige“,  wohl  unterschreiben;  allein  ich  will  zwischen  ver- 
brecherischen und  bösartigen  Jungen  einerseits  und  zwischen  Kin- 
dern, welche  aus  Mangel  einer  guten  Erziehung  in  Gefahr  sind, 
auf  Abwege  zu  kommen,  unterschieden  wissen.  Diese  sind  miss- 
leitet, aber  noch  nicht  bösartig  (malitia  déficiente);  Biegehören  der 
Rettungsanstalt  an,  die  für  sie  statt  der  Eltern  die  Erziehung  be- 
sorgt und  im  Allgemeinen  auch  ohne  Risiko  besorgen  kann.  Die 
Schulerziehung,  also  der  Unterricht,  herrscht  hier  vor.  Soweit  ich 
das  Wesen  unserer  Rettungsanstalten  kennen  gelernt  habe,  so 
stimmt  ihr  Zweck  und  ihre  Einrichtung  in  Wirklichkeit  auch  mit 
meiner  Anschauung  überein.  Wenn  dieselben  unter  ihren  Zöglingen 
bis  jetzt  ausnahmsweise  auch  bösartige  hatten,  so  geschah  es  aus 
Jsotli,  aus  Mangel  an  Anstalten  für  jugendliche  Verbrecher  und 
Schlingel,  welche  theils  in  Rcttungsanstaltcn,  theils  in  Strafanstalten 
versorgt  wurden,  wo  man  mit  ihnen  keine  guten  Erfahrungen  machte. 
Sie  gohören  weder  dahin,  noch  dorthin,  sondern  in  eigene  Anstalten, 
welche  nach  ihrem  individuellen  Bedürfnisse  eingerichtet  werden 
müssen.  Sie  können  nicht  mehr  unter  den  Begriff  „Ä7«tfer“  einge- 
reiht werden. 

Aus  diesen  Gründen  beantrage  ich  also  Herabsetzung  der  Alters- 
grenze vom  16.  auf  das  14.  Altersjahr,  eventuell  auch  noch  tiefer.  ') 

2)  Berufsverbrecher.  Wenn  man  die  Gewohnheitsverbrecher, 
welche  den  verschiedenen  Instanzen  so  viele  Mühe  und  der  Mensch- 
heit so  grosse  Unsicherheit  bereiten,  sowie  die  schweren  Verbrecher 
und  Ausreisser,  für  deren  Détention  die  kantonalen  Strafanstalten 
in  der  Regel  nicht  ausreichen,  von  den  übrigen  Striiflingskategorien 
absondern  will,  so  ist  das  höchst  zweckmässig.  Allein  man  wird 
die  Gewohnheitsverbrecher  und  die  schworen  Verbrecher  und  Aus- 
reisser nicht  in  einer  und  derselben  Austalt  zusammeubringen.  Das 
wäre  unzweckmässig.  Die  grösste  Zahl  der  Gewohnheitsverbrecher 
besteht  aus  Dieben.  Diese  sind  nach  meinen  Erfahrungen  ohne 
Schwierigkeit  zu  detiuiren  und  in  diesem  Punkte  (Sicherheit  und 
disziplinarisches  Verhalten)  gerade  das  Gegentheil  der  schweren 
Verbrecher  und  Ausreisser.  Solche  Gegensätze  darf  man  nicht  in 
eine  und  dieselbe  Anstalt  hinein  verlegen;  sie  erschweren  den  Dienst 
nach  jeder  Richtung  und  erhöhen  die  Unkosten. 

')  Bis  jetzt  gibt  es  in  der  Schweiz  absolut  keine  Anstalt,  die  für  jugend- 
liche Verbrecher  und  Schlingel  die  richtige  Einrichtung  hatte;  die  bestehenden 
sind  blosse  ftothbehelfe.  Am  meisten  fehlt  es  ihnen  an  der  nöthigen  Sicherheit, 
daher  die  so  häutigen  Desertionen.  Da  muss  die  Eidgenossenschaft  helfend  eintreteu. 
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Stooss  nimmt  un,  eine  auf  500  Sträflinge  berechnete  Anstalt 
würde  für  die  Verbrecher  von  Beruf,  für  schwere  Verbrecher  und 
Ausrcisser  ausreichen.  Er  könnte  sich  auch  entschliessen,  einen 
Thoil  derselben  mit  Landarbeit  zu  beschäftigen.  Was  nun  die  Zahl 
betrifft,  so  scheint  es  mir,  dass  sich  dieselbe  mit  500  zu  niedrig  stelle. 
Auf  den  31.  Dezember  1800  gab  es  in  der  Schweiz  1456  Zucht- 
haus- und  861  Gefängnissstriiflinge,  also  zusammen  2317  Straf- 
anstaltsgefangone.  Allerwenigstem  ein  Drittel  davon  ist  rückfällig, 
also  mehr  oder  weniger  Gewohnheitsverbrecher;  sodann  ist  nicht 
zu  übersehen,  dass  der  Stand  der  Gefängnissbevölkeruug  zur  Zeit 
etwas  unter  normal  ist.  Man  muss,  um  eiuigermassen  sicher  zu 
gehen,  also  wenigstens  800  Rückfällige  aunebmen,  wovon  wenigstens 
drei  Fünftel  eigentliche  Gewohnheitsverbrecher  sind.  Dazu  kämen 
dann  noch  nach  ziemlich  zuverlässiger  Schätzung  zirka  200 — 250 
schwere  Verbrecher  und  Ausrcisser,  also  zirka  480  Gewohnheits- 
verbrecher und  200 — 250  schwerer  Art,  zusammen  demnach  zirka 
680  bis  730  Individuen,  was  für  eine  Anstalt,  insbesondere  für  ihre 
gute  Führung,  zu  viel  wäre. 

In  den  letzten  Ausführungen  liegt  daher  ein  neuer  Grund,  auf 
zwei  getrennte  Anstalten  Bedacht  zu  nehmen.  Die  eine  wäre  be- 
stimmt für  die  Gewohnheitsverbrecher  und  könnte  bei  der  leichtern 
Führung  dieser  Verbreehersorte,  die  sich  duckt  und  schmiegt,  wohl 
500  liidividuon  umfassen.  Für  diese  Sorte  könnte  man  gemeinsame 
Arbeit  und  zum  Theil  landwirtschaftlichen  Betrieb  in  Aussicht 
nehmen,  bei  guter  Aufsicht  ohne  Risiko  einer  grossen  Anzahl  vou 
Entweichungen.  Die  andere  eidgenössische  Anstalt  würde  nach  den 
bezüglichen  Vorschlägen  des  schweizerischen  Vereins  für  Straf-  und 
Gefänguisswusen  für  eine  Zahl  von  200 — 250  Individuen  einge- 
richtet. Ihr  Hauptzweck  wäre  eine  sichere  Détention.  Dieser  Zweck 
müsste  sich  sowohl  im  Baue  und  in  seinen  Organen,  als  auch  im 
Sicherheitsdienste  und  in  seiner  Organisation,  sowie  in  der  gewählten 
Beschäftigung  manifestiren.  Auch  für  die  Gewohnheitsverbrecher 
kann  aus  disziplinarischen  Gründen  die  Nachtzelle  nicht  entbehrt 
werden,  ja  es  wird  aus  gleichen  Ursachen  auch  angezeigt  sein,  für 
dieselben  auch  eine  grössere  Zahl  Tagzellen  in  Bereitschaft  zu 
halten.  *)  Dass  das  Gcfüngniss  für  schwere  Verbrecher  und  Aus- 

')  Mau  muss  die  absolut  räudigen  Schale  — ich  verstehe  darunter  diejenigen 
Sträflinge,  welche  von  unzüchtigen  Heden  nicht  aldassen  können  — von  den  nach 
dieser  Hichtung  weniger  versunkenen  abzusondern  im  Staude  sein.  Auch  der  Auf- 
hetzung zur  Arbeitsverweigerung  und  zur  Versagung  des  Gehorsams  gegen  die 
Aufsicht  muss  man  durch  Absonderung  eutgegentreten  können. 
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reisser  vorherrschend  auf  Einzelhaft  beruhen  müsste,  braucht  nicht 
erst  noch  gesagt  zu  werden.  Ich  verweis#  bezüglich  dieser  Ange- 
legenheit auf  die  Verhandlungen  in  Solothurn  im  Jahre  18T9. 

3)  Verurtheiluny.  Stooss  möchte  aus  ganz  triftigen  Gründen 
die  Ueberweimng  eines  Verurtheilten  in  das  Strafhaus  für  Berufs- 
und  gefährliche  Verbrecher  nicht  dem  Gerichte,  sondern  einer  Be- 
hörde übertragen,  in  der  sich  Vertreter  verschiedener  Berufszweige 
zusnmmcnfinden  würden.  Diese  Einrichtung  könnte  sich  als  zweck- 
mässig erweisen,  nur  ist  dabei  zu  fürchten,  dass  zwischen  Verurthci- 
luug  und  Einweisung  ein  beträchtliches  Mass  au  Zeit  verstreichen 
möchte,  da  eine  solche  Kommission  nur  nach  grossem  Intervallen 
Sitzung  halten  würde.  Jedenfalls  dürfte  dieselbe  nicht  zu  zahlreich 
sein  in  ihrer  Mitgliederschaft. 

4)  Strufarten.  Ich  bin  ganz  dor  Meinung  von  Stooss,  dass  die 
durch  Unterscheidung  zu  vieler  Arten  von  Freiheitsstrafen  herbei- 
geführte Komplikation  dahinfallen  soll.  Auch  bei  der  gegenwärtigen 
Einrichtung  des  kantonalen  Strafvollzuges  ist  es  nicht  möglich,  allen 
Anforderungen  der  verschiedenen  Abstufungen  in  einem  und  dem- 
selben Hause  gerecht  zu  werden.  Sollte  es  später  darin  anders 
werden?  Ich  zweiflo  daran.  Die  Kapitalverbrecher  und  die  unver- 
besserlichen Gewohnheitsverbrecher  sollen  in  besondern  Gefängnissen 
detinirt  werden.  Das  wären  die  eigentlichen  Zuchtha usstrüjlinye. 
Ob  man  der  folgenden  Stufe  nun  Konektiomhaitx  oder  ! 'sefüntjniss 
sagen  wollte,  der  Name  thut  zur  Sache  nichts.  Die  Schwere  des 
Vergehens,  beziehungsweise  der  darauf  folgenden  Strafe,  wird  aus- 
schlaggebend sein.  Dor  Eintheilungsgrund  wird  sich  darnach  zu 
richten  haben.  Die  Schwere  der  Strafe  besteht  heutzutage,  wo  be- 
sondere l’lagereien  nicht  mehr  angeweudet  werden,  in  der  Länge 
der  Zeit.  Neben  der  iufamirendeu  Zuchthausstrafe  für  grosse  Ver- 
brechen wird  eine  Korrektionshausstrafe  von  (J  Monaten  bis  10 
Jahren  vollständig  genügen.  Was  daneben  eine  Gefängnisstrafe 
von  gleichor  Dauer,  wenigstens  mit  gleichem  Minimum  noch  tliuu 
soll,  ist  mir  ebenso  wenig  einleuchtend,  als  ich  einsehe,  wie  sich  im 
gleichen  Hause  Korrektions-  und  Gefängnisstrafe  beim  Vollzüge 
unterscheiden  sollen.  Soll  die  Hausordnung  für  die  Einen  eine 
andere  sein  als  für  die  Andern?  Das  geht  im  gleichen  Hause  nicht. 
Soll  sich  die  Nahrung  unterscheiden?  Geht  wieder  nicht;  es  sollen 
ja  Alle  zur  Strafe  nur  die  und  nur  so  viel  Nahrung  erhalten,  als 
zum  Leben  und  zur  Erhaltung  der  Gesundheit  nothwendig  ist. 
Sollen  sich  beide  Kategorien  in  der  Kleidung  unterscheiden?  Das 
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wärt!  Kinniidie  in  der  Tragödie.  Wiik  thut  das  Kleid  zur  Sache, 
wo  es  ausser  eia  paar  Angestellten  Niemand  sieht,  als  die  Mit- 
gefangenen, weil  die  Sträflinge  mit  der  Aussenwelt  ja  nicht  in  Be- 
rührung kommen  'i  Also  auch  mit  diesem  Zopfe  darf  man  abfahren. 

Auf  die  Korrektionsstrafe  von  6 Monaten  bis  10  Jahren  folge 
als  leichteste  Stufe  die  Gelangnissstrafe  bis  auf  6 Monate.  So  ist 
die  Strafkette  geschlossen.  Die  drei  Strafarten  (Zuchthaus-,  Korrek- 
tionshaus- und  Oefängnissstrafe)  sollen  sich  in  ihrem  Wesen,  d.  h. 
in  der  Vollziehung  nicht  nur  der  Zeit  nach,  sondern  auch  qualitativ 
unterscheiden.  Weil  in  der  Vollziehung  nur  drei  sind,  so  können 
sie  sich  auch  unterscheiden,  ohne  dass  dadurch  eine  Btörende  Kom- 
plikation herbeigeführt  wird. 

Ich  bin  mit  den  bezüglichen  Ausführungen  von  Stooss  also 
ganz  einverstanden,  besonders  auch  mit  seiner  Forderung  der 
totalen  Umgestaltung  im  Vollzüge  der  eigentlichen  Gefängniss- 
strafen. 

5)  Bedingte  Strafe,  resp.  Straferlass.  Ich  erlaube  mir  immer 
noch  daran  zu  zweifeln,  ob  man  mit  dieser  humanen  Neuerung 
durchweg  gute  Erfahrungen  machen  werde.  Sie  ist  mit  der  provi- 
sorischen oder  bedingten  Freilassung  eines  Sträflings  nicht  zu  ver- 
gleichen. Dieser  hat  Strafe  gemacht  ; wenn  er  bedingt  freigelassen 
wird,  so  weiss  er,  was  Strafe  ist.  Er  hat,  um  volkstümlich  zu 
reden,  Respekt  davor.  I5oi  demjenigen,  dem  eine  Strafe  bedingt 
auferlegt  wird,  ist  solches  gewiss  weniger  der  Fall.  Immerhin  gebe 
ich  zu,  dass  es  bei  gewissen  Individuen  Vorkommen  kann  und  Vor- 
kommen wird,  dass  sie  nur  einmal  im  Leben  mit  einer  Freiheits- 
strafe belegt  werden.  Wie  viele  solcher  es  unter  allen  denen,  welchen 
eine  (Strate  bloss  angedroht  und  nicht  vollzogen  wird,  geben  möchte, 
kann  ich  natürlich  nicht  sagen,  weil  meine  Erfahrungen  nicht  so 
weit  gehen,  aber  Folgendos  habe  ich  erlebt,  dass  nämlich  ver- 
schiedene Individuen,  welche  mit  Freiheitsstrafen  belegt  waren,  die 
aber  Jahr  und  Tag  nicht  vollzogen  wurden,  sich  n ieder  und  in  weit 
höher m Grade  vergangen  haben  und  dafür  auch  empfindlicher  ge- 
straft worden  sind.  Bei  ihrem  Eintritte  in  die  Strafanstalt  erklärten 
mir  diese  Individuen  nun  jedesmal:  „Wenn  die  erste  kleiuere  Strafe 
sogleich  an  mir  vollzogen  worden  wäre,  so  hätte  ich  sicher  keine 
zweite  mehr  erhalten  und  wäre  jetzt  nicht  so  unglücklich  geworden. * 
Die  Verantwortlichkeit  dafür,  durch  den  Nichtvollzug  einer  Strafe 
ein  neues  Vergehen  oder  Verbrechen  herbeigeführt  oder  doch 
wenigstens  demselben  Vorschub  geleistet  zu  haben,  ist  gross,  wer 
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möchte  sie  gegenüber  dem  Publikum  übernehmen?  Wird  ein  Ver- 
brecher nach  Yerbüssung  seiner  Strafe  wieder  rückfällig,  so  kann 
dafür  doch  Niemand  anders  als  er  gelbst  verantwortlich  gemacht 
werden.  Wenn  man  ihn  aber  verurtheilt  und  durch  die  Nicht- 
vollziehung des  l'rtheils  ihm  Gelegenheit  oder  irgendwie  Veran- 
lassung gibt  oder  dazu  beiträgt,  dass  er  abermals  zum  Verbrecher 
werden  kann,  so  wird  das  Publikum  mit  Hecht  sich  dagegen  auf- 
lehneu.  Die  Sicherheit  der  Person  und  der  Sache  wird  dadurch 
nicht  gefördert,  sondern  goradezu  gefährdet.  Das  wird  der  Gesetz- 
geber nicht  übersehen  dürfen. 

Ich  stimme  also  ganz  und  ohne  Veränderung  zu  den  Thesen 
1,  2,  3,  4,  5,  64,  7,  8,  U und  10  Stooss,  dagegen  zu  These  61, 
6 a und  63')  nur  mit  den  im  Vorhergehenden  beantragten  Modifi- 
kationen. 

')  6)  Demgemäss  empfiehlt  es  sich: 

1.  Berufsverbrecher  und  andere  gemeingefährliche  und  gemeinschädliche  Ver- 
brecher in  einer  Zeutralanstalt  (Zuchthaus)  auf  lange  Zeit  (mindestens  zehn 
Jahre)  unschädlich  zu  machen; 

2.  Kinder  bis  zu  16  Jahren  zu  erziehen; 

3.  Jugendliche  Verbrecher  von  16  bis  zu  20  Jahren  in  einer  Besserungsanstalt 
zu  verwahren; 

4.  Vaganten,  Bettler  und  andere  Arbeitsscheue  in  Arbeitshäusern  an  Arbeit  zu 
gewöhnen. 


ZeiUchr.  f.  Schweitor  Strafrecht.  4.  Jahrg. 
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Mémoire 

présenté 

au  Congrès  intercantonal  contre  la  littérature  immorale 

sur 

l’état  de  la  législation  en  Suisse  et  les  lacunes  à combler. 

t’ar  le  I)'  Mar  J£.  Pnrret,  avocat  à Neuchâtel. 

Le  tnnl  que  produit  la  diffusion  des  écrits  obscènes  et  les  con- 
séquences désastreuses  qui  en  résultent  ont  attiré  sur  cetto  question 
l’attention  générale.  Le  Congrès  intercantoual  réuni  à Berne  à la 
fin  de  septembre  de  cette  année  a eu  précisément  pour  but  do  le 
faire  connaître  et  de  rechercher  le  remède  qui  peut  être  apporté  à 
cette  plaie  sociale,  la  digue  i\  opposer  à cet  envahissement  de 
mauvais  livres  et  do  productions  licencieuses. 

Le  premier  moyen  de  lutte  qui  s’offre  à l’esprit  est  naturelle- 
ment la  loi  qui  règle  la  police  des  mœurs  et  assure  la  sécurité  des 
citoyens;  dans  notre  pays  la  loi  est  loin  d’être  unique,  et  les  mêmes 
dispositions'  ne  sont  pas  partout  applicables.  Aussi  votre  comité 
nous  a-t-il  fait  l’honneur  de  nous  demander  un  rapport  sur  l’état, 
en  Suisse,  de  la  législation  réprimant  la  littérature  immorale,  et 
nous  a posé,  comme  sujets  i\  traiter,  les  deux  questions  suivantes: 

1.  Quels  sont  les  textes  de  lois  sur  la  matière,  existant  dans 
les  divers  cantons  ‘i 

IL  Quelles  sont  les  lacunes  à combler,  soit  au  fédéral,  soit  au 
cantonal  ? 

Les  recherches  auxquelles  nous  nous  sommes  livré  nous  ont 
bientôt  convaincu  que  les  textes  législatifs  de  nos  cantons  suisses 
sont,  pour  la  plupart,  très  sommaires  et  très  incomplets;  nous  avons 
dû  ainsi  donner  à notre  réponse  à la  deuxième  question  un  plus 
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grand  développement.  La  revue  des  textes  en  vigueur  sera  bientût 
laite;  celle  des  lacunes  à combler  sera  plus  longue. 

La  question  quo  nous  allons  étudier  a déjà  préoccupé  les 
criminalistes  et  surtout  les  directeurs  de  maisons  pénitentiaires. 
Ceux-ci,  par  leurs  rapports  journaliers  avec  leurs  détenus,  ont  pu 
se  convaincre  que,  fréquemment,  le  motif  d’un  crime  quelconque 
proviont  d’un  désir  impur  et  que  ln  perversion  de  la  conscience 
des  criminels  a trop  souvent  pour  origine  ia  lecture  d’un  ouvrage 
immoral  ou  la  contemplation  d’une  image  obscène.  Âussi  un  des 
auteurs  les  plus  estimés  du  droit  pénal  allemand  peut-il  dire  à 
juste  titre  : „ La  littérature  immorale  mérite  une  place  importante 
„da ns  les  causes  originaires  des  crimes;  elle  travaille  à la  chute 
„des  peuples  et  son  action  délétère  ne  se  restreint  pas  à produire 
„les  délits  contre  les  mœurs  seulement.“ 

On  peut  donc,  à bon  droit,  s’étonner  que  les  lois  pénales  de 
l’Europe  elle-même  soient  si  peu  avancées  sous  ce  rapport  et  que 
cette  littérature  puisse  se  développer  impunément,  pour  ainsi  dire. 
La  cause  en  doit  être  recherchée  dans  des  faits  comme  la  difficulté 
d’une  action  éuorgique  et  directe,  la  clandestinité  plus  ou  moins 
complète  dans  laquelle  ces  délits  se  commettent  et  le  peu  de  résultat 
apparent  du  délit  lui-même,  qui  ne  mine  que  peu  à peu  le  moral 
de  la  victime  et  n’atteint  ses  déplorables  conséquences  que  long- 
temps après  que  le  germe  impur  a été  déposé  dans  son  esprit. 

Du  reste,  les  principes  mêmes  qui  sont  à la  base  des  lois  pé- 
nales punissant  les  délits  coutre  les  mœurs  ne  sont  pus  sans  en- 
traver une  répression  énergique  do  la  littérature  immorale.  Nous 
croyons  donc  devoir  commencer  notre  étude  par  un  court  exposé 
de  ces  principes,  ceux-ci  étant  eu  somme  peu  connus  ; car  nous 
désirons,  dans  ce  travail  actuel,  nous  inspirer  de  leur  esprit  et 
chercher  ce  qu’il  y aurait  à compléter  dans  nos  législations  plutôt 
que  de  poser  des  desiderata  qui  ne  seraient  pas  réalisables. 

Les  lois  anciennes  déployaient  une  sévérité  extrême  dans  la 
punition  des  attentats  aux  mœurs.  Sans  faire  d’autre  distinction 
que  celle  du  plus  ou  moins  grand  degré  d’immoralité  de  l’acte 
reproché,  elles  punissaient  tous  les  actes  immoraux  quels  qu’ils  soient. 

Cette  sévérité  générale  de  la  loi  a persisté  à différents  degrés 
jusqu’à  la  révolution.  C’est  alors  seulement  qu’en  France,  la  ten- 
dence  qui  a dicté  les  dispositions  du  code  pénal  français  actuel  a 
vu  le  jour.  „Depuis  lors,  disent  Chauvoau  et  Hélie  (Théorie  du 
„code  pénal,  1 V,  212),  le  législateur  s’est  borné  à incriminer  les 
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„actes  contraires  à la  décence  qui  se  produisent  en  public,  les  faits 
„de  corruption  pratiqués  contre  les  mineurs  et  les  violences  com- 
mises sur  les  personnes.  C’est  à ces  actes,  en  effet,  que  son  action 
„doit  se  restreindre;  ceux-là  seuls  portent  à autrui  un  dommage 
„visible  et  appréciable;  seuls  ils  se  manifestent  aussi  avec  un  fait 
„matériel  que  la  justice  peut  saisir.  Les  autres,  accomplis  dans  le 
„secret,  couverts  la  plupart  d’un  voile  épais,  ne.  troublent  point 
„ouvertement  la  société  qui  les  ignore,  et  ne  portent  dommage  qu’à 
„leurs  auteurs  qu'ils  dégradent;  la  justice  d’ailleurs  pourrait-elle 
„les  poursuivre  sans  péril!'  Quels  scandales  ne  jailliraient  pas  de 
„ces  poursuites ‘r1* 

Ce  système,  qui  peut  paraître  trop  indulgent,  a,  en  tout  cas, 
l’avantage  d’être  pratique  et  facilement  applicable,  il  permet  aux 
tribunaux  de  réprimer  à peu  près  tous  les  délits  qui  tombent  sous 
le  coup  de  la  loi,  tandis  que  le  système  contraire  demeure  le  plus 
souvent  mal  appliqué  ou  nécessite  uue  inquisition  dans  la  vie  privée, 
incompatible  avec  nos  idées  modernes. 

Ce  dernier  système  est  cependant  resté  appliqué  en  Allemagne, 
où  le  code  péual  de  1871  punit  un  nombre  considérable  d’actes 
immoraux  quo  le  code  français  passe  sous  silence,  comme  la  sodomie, 
la  bestialité,  l’inceste,  etc.,  etc. 

Ajoutons  onfin  que  dans  l’un  et  l’autre  systèmes,  la  littérature 
immorale,  n’ayant  été  considérée  que  comme  un  délit  d’une  médiocre 
gravité,  a été  classée  dans  ceux  de  la  3*  catégorie,  soit  dans  les 
délits  qui  violent  la  décence  publique. 

Ces  principes  posés,  nous  passons  à l’étude  des  lois  suisses  sur 
la  matière. 

I”  Partie. 

La  position  actuelle  du  droit  pénal  en  Suisse  nous  oblige  à 
noter  en  première  ligne  ce  point  spécial  que,  le  droit  pénal  étant 
resté  chose  cantonale,  il  n’y  a point  de  lois  fédérales  à ce  sujet. 
Cependant,  depuis  plusieurs  années,  la  question  de  l’unitication  du 
droit  pénal  préoccupe  vivement  les  esprits  et  le  département  fédéral 
de  justice  a déjà  commencé  les  études  préliminaires,  il  y a quelque 
temps.  11  sera  donc  nécessaire  au  Comité  de  l’association  d’insister 
auprès  de  qui  de  droit,  pour  obtenir  une  étude  do  la  question,  afin 
que  le  rédacteur  du  futur  code,  préoccupé  de  matières  plus  impor- 
tantes, ne  soit  pas  enclin  à conserver  le  statu  quo  en  ce  qui  nou- 
concerne. 
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Du  reut«,  la  législation  pénale  cantonale  suisse  *)  est  fort  peu 
avancée  et  détaillée  en  ce  qui  concerne  le  délit  de  distribution  de 
livres  et  d’images  obscènes.  La  majeure  partie  des  codes  pénaux  lie 
traitent  ce  crime  qu'à  la  tin  du  chapitre  des  délits  contre  les  mœurs, 
et  la  plupart  même  n’en  font  pas  un  délit  spécial,  mais  l’englobent, 
d’une  manière  plus  ou  moins  complète,  dans  le  délit  général  d’ou- 
trage à la  pudeur,  soit  du  délit  qui  otfense  simplement  la  décence, 
et  doit  être  puni  pour  cela  seul,  mais  à cause  de  cela  seul  aussi. 

L’ancien  code  pénal  de  Neuchâtel,  par  exemple,  ne  le  men- 
tionnait même  pas,  si  ce  n’est  dans  le  chapitre  îles  contraventions 
relevant  des  tribunaux  de  police  et  très  légèrement  punies.  C’est 
le  cas  encore  du  canton  d’Argovie  où,  d’après  l'indication  de  la 
chancellerie  d’Etat  elle-même,  le  code  pénal  ne  règle  pas  ce  délit, 
les  tribunaux  se  bornant  à appliquer  les  articles  punissant  le  délit 
d’outrage  aux  mœurs. 

A côté  de  ce  canton,  nous  devons  mentionner  ceux  d’Uri, 
d’Unterwald  (Nidwald)  et  d’ Appenzell  (Kh.  intérieures)  qui,  ne  possé- 
dant pas  de  codes  pénaux,  n'ont  pas  non  plus  de  lois  spéciales  sur 
la  matière.  Espérons,  au  surplus,  que  dans  ces  régions  la  littérature 
immorale  n’a  pas  dù  pénétrer  et  que  ce  n’est  pas  là  que  le  manque 
de  textes  précis  se  fait  le  plus  vivement  sentir. 

Viennent  ensuite  les  cantons  de  Sehwytz,  Grisons,  Thurgovie, 
Soleure,  Appenzell  (Rh.  extérieures),  Zug,  Glaris,  Sehatfhouse  et 
Lucerne  qui,  tout  en  indiquant  le  délit,  n’en  donnent  cependant  pas 
une  définition  précise,  et  se  bornent  le  plus  souvent  à l’énumérer 
comme  exemple  d’outrage  aux  mœurs. 

Deux  textes  de  lois  feront  mieux  comprendre  la  chose  que  de 
plus  longues  explications: 

Valais,  § 196.  , Celui  qui  offense  publiquement  „les  bonnes 

„mœurs,  soit  par  des  actions  obscènes,  soit  par  des  discours,  soit 
„par  des  écrits  ou  chansons,  soit  en  exposant  publiquement  des 
„figures  obscènes,  soit  en  entretenant  un  commerce  illicite  avec 
„scandale  public,  est  puni  par  une  amende  qui  pourra  s’élever 
„à  cent  francs,  ou  par  un  emprisonnement  qui  pourra  s’étendre  à 
„un  mois. 

l)  Nous  avons,  pour  tout  ce  qui  concerne  cetle  partie,  trouvé  un  guide 
précieux  et  éclairé  dans  l’ouvrage  de  M.  le  professeur  C.  Sloovt:  „Die  schweize- 
rischen Strafgesetzbücher,  zur  Vergleichung  ziisammengestellt“,  etc.  Bàle  et  Ge- 
nève. H.  Georg,  1890. 
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„Dans  le»  cas  qui  offrent  peu  do  gravité,  il  y aura  simplement 
„lieu  à une  peine  de  police.“ 

Lucerne,  § 143,  Polizeistrafgesetz.  — „Wer  öffentlich  durch 
„bildliche  Darstellungen,  Schriften,  Reden  oder  Handlungen  die 
„Sittlichkeit  oder  Schamhaftigkeit  verletzt,  soll  mit  einer  Geldbusse 
„bis  auf  Pr.  50  und  in  besonders  schweren  Fällen  mit  Gefängniss 
„bestraft  werden.“ 

Les  lois  pénales  n'étant  jamais  interprétées  extensivement,  mais 
toujours  d’une  manière  littérale,  ou  comprendra  facilement  combien 
les  textes  que  nous  venons  d’indiquer  sont  difficiles  à appliquer  et 
peuvent  fréquemment  rester  lettre  morte! 

Zurich,  Râle,  Obwald  et  St-Gall,  tout  en  confondant  les  deux 
notions,  traitent  cependant  le  délit  d’une  façon  plus  détaillée.  Citons 
en  particulier  h'  § 105  du  code  d’Obwald,  où  la  notion  du  prêt 
d’un  mauvais  livre,  qui  y est  distinguée  spécialement,  devient  ainsi 
de  ce  seul  fait  un  délit  bien  caractérisé.  Ce  n’est  nullement  le  cas 
des  autres  codes  pénaux  de  la  Suisse  qui,  sauf  Yaud  et  Neuchâtel, 
ne  vont  pas  si  loin  et  l’on  pourrait  se  demander  si  l’expression  de 
distribution  ou  de  Verbreit  mit/,  l’équivalent  allemand,  comprend  le 
prêt  et  le  louage  d’un  livre  obscène.  Nous  peuchous  pour  l’affir- 
mative, sans  cependant  cacher  notre  préférence  pour  la  précision 
du  texte  d’Obwald.  Il  y a précisément  dans  le  commerce  du  louage 
des  livres,  une  grande  réforme  à opérer. 

Un  autre  groupe  est  formé  par  Fribourg,  Genève,  Tessin,  Berue 
et  Vaud.  Le  délit  y est  traité  d’une  manière  spéciale,  les  textes 
sont  plus  serrés  et  plus  précis.  Ils  parlent  en  général  de  ia  vente, 
de  distribution,  d’exposition,  mais  tous  relèvent  la  publicité  comme 
caractère  nécessaire  du  délit.  Cette  publicité  est  d’ailleurs  relative, 
et  doit  être  comprise  simplement  par  la  vente  dans  uu  lieu  acces- 
sible au  public. 

C’est  là  une  conséquence  du  caractère  qu’on  donne  au  délit 
dont  nous  parlons,  d'offensant  la  morale  publique.  Le  code  pénal 
tessinois  punit,  dans  son  art.  4211,  un  délit  spécial,  celui  de  la  vente 
secrète  d'ouvrages  obscènes  sous  le  couvert  de  colportage  ou  de 
vente  en  détail  de  mercerie,  papiers,  plumes,  etc.  Enfin  et  taudis 
que,  dans  les  groupes  précédents,  la  confiscation  et  la  destruction 
des  images  obscènes  n’étaient  que  fort  imparfaitement  prévues,  elles 
sont  toujours  ici  mentionnées  avec  plus  ou  moins  de  détail  et  de 
précision. 
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Le  dernier  en  date  de»  code»  pénaux  suisses,  le  code  nouchâ- 
teloi»,  commence  un  groupe  nouveau  et  spécial.  Il  prévoit,  lui  aussi, 
la  distribution,  la  vente  ou  le  louage,  mais  toujours  publics,  d’œuvres 
obscènes  et  les  condamne  assez  sévèrement.  Mai»  ce  qui  fait  sa 
supériorité  sur  les  autres  codes,  c'est  qu’il  assimile  à ce  délit  pro- 
prement dit  : 

l’annonce,  dans  le»  journaux  et  feuille»  publique»,  de  publications 
et  d’image»  pornographiques, 
la  vente  en  gros  de  pareilles  publication»  ou  image». 

Ici  nous  avons  affaire  à une  catégorie  toute  nouvelle  de  délits. 
Ce  n’est  plus  seulement  le  pauvre  comparse,  le  colporteur  ou  le 
vendeur  de  journaux  que  la  loi  veut  atteindre  et  punir,  mais  aussi 
»on  fournisseur,  l’éditeur  de  l’œuvre  immorale.  Il  y a là  un  grand 
progrès,  que  nous  sommes  heureux  d'enregistrer  et  qui  est  à l’hon- 
neur des  rédacteur»  du  nouveau  code  pénal  neuchâteloi»  ’). 

Quant  aux  peines  édictées  par  no»  différents  codo»,  elle»  varient 
passablement.  Beaucoup  cependant  prévoient  un  emprisonnement 
pouvant  aller  jusqu'à  trois  mois  et  une  amende  allant  jusqu’à  cent 
francs.  Le  plus  indulgent,  celui  de  Borne,  n’admet  que  20  jours 
de  prison  au  maximum;  Lucerne  ne  prévoit  l'amende  dans  la  règle 
que  jusqu’à  fr.  50,  et  la  prison  dans  les  cas  plus  graves;  Valais  et 
Vaud  ont  un  mois  comme  maximum.  De  l’autre  côté  de  l'échelle, 
Thurgovie  prévoit  jusqu’à  deux  ans  d’emprisonnement,  et  Bâle-ville 
un  an.  Genève,  !St-Gall  et  Neuchâtel  ont  trouvé  la  norme  juste, 
en  élevant  le  maximum  de  l’amende  ; le»  deux  premier»  la  prévoient 
jusqu’à  fr.  500  et  Neuchâtel  porte  le  maximum  à fr.  1000. 

Remarquons,  en  terminant,  que  les  principes  de  notre  droit 
pénal  sur  la  presse  peuvent  être  d'un  grand  secours  dans  la  ré- 
pression de  la  littérature  obscène.  Il  serait  utile  de  provoquer,  ici 

■)  Voici  les  articles  cités: 

Art.  289.  Celui  qui  publiquement  distribue,  vend  ou  expose  en  vente,  loue 
ou  expose  en  louage  des  livres,  de»  écrits,  des  images,  ou  des  représentation» 
obscènes,  sera  puni  de  l’emprisonnement  jusqu’à  trois  mois  et  de  l’amende  jusqu’à 
1000  francs. 

La  confiscation  et  la  destruction  du  corps  du  délit  sera  ordonnée. 

Art.  299.  L’annonce  dan»  les  feuilles  publiques  de  publications  et  d’images 
pornographiques,  ainsi  que  la  vente  en  gros  de  pareilles  publications  ou  images, 
seront  passibles  des  peines  établies  au  premier  alinéa  de  l’article  précédent. 

Dans  ce  cas,  la  poursuite  s’exerce  tout  à ia  fois  contre  l’auteur  de  l’anuonre 
et  contre  l’éditeur  du  journal. 
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aussi,  un  mouvement  de  réforme,  ayant  pour  but  d’introduire  dans 
les  cantoiiB  où  cette  loi  n’existe  pas  l’obligation  stricte  et  absolue, 
pour  l’imprimeur,  de  mettre  son  nom  ou  sa  raison  sociale  sur  les 
livres,  images  ou  journaux  sortant  de  ses  ateliers,  et  de  frapper 
d’une  forte  amende  tous  ceux  qui  ne  se  soumettent  pas  à cette 
proscription.  Elle  aurait,  dans  notre  domaine,  un  double  avantage 
en  ce  que,  d’abord,  elle  forcerait  l’imprimeur  à refuser  son  concours 
à la  publication  des  ouvrages  obscènes,  la  seule  présence  de  son 
nom  sur  ces  reproductions  devant  lui  faire  un  tort  incalculable  au 
poiut  de  vue  commercial,  et  qu’ensuite,  à supposer  qu’il  passe  outre 
et  contrevienne  à la  loi  en  ne  signant  pas  ses  produits,  il  s’expose, 
s’il  est  pris  par  la  justice,  à subir  une  forte  condamnation  pour  le 
double  délit  d’avoir  imprimé  une  muvre  obscène,  puis  pour  l’avoir 
fait  sans  la  signer. 

On  le  voit,  les  textes  législatifs  de  nos  cantons  peuvent  être 
rapidement  passés  eu  revue;  ils  pèchent  tous  par  leur  laconisme,  et 
pour  plusieurs,  par  leur  trop  grande  indulgence  vis-à-vis  deg  cou- 
pables. 

Quant  aux  codes  pénaux  du  reste  de  l’Europe  '),  ils  contien- 
nent, pour  la  plupart,  des  dispositions  analogues  à celles  que  nous 
venons  d’examiner.  La  Norvège,  la  Suède,  la  France,  la  Hollande, 
l’Allemagne,  l’Italie,  l’Autriche  et  la  Kussie  ne  consacrent  qu’un 
seul  article  de  leurs  codes  pénaux  à la  répression  de  la  diffusion 
d’œuvres  obscènes.  Les  peines  applicables  sont  cependant,  en  gé- 
néral, plus  sévères  que  celles  de  nos  lois  suisses;  la  Norvège  prévoit 
une  condamnation  aux  travaux  forcés  jusqu’à  trois  ans.  La  France, 
dans  un  article  malheureusement  trop  peu  appliqué,  indique  connue 
chiffre  maximum  de  l’amende  fr.  2000.  L’Italie  fait  une  distinction, 
peu  pratique  en  somme,  entre  l’accomplissement  du  délit,  avec  ou 
sans  intention  de  lucre,  et  porte  dans  le  second  cas  le  maximum 
de  la  peine  à un  an  d’emprisonnement  et  à fr.  2000  d'amende. 

Ces  divers  codes  ne  punissent,  en  général,  que  la  distribution, 
la  vente  ou  l’étalage  d’œuvres  obscènes  sans  préciser  davantage. 
La  Hongrie,  la  Belgique  et  le  Danemark  sévissent  d’une  manière 
expresse  contre  l’auteur  ou  l’imprimeur. 

La  loi  anglaise  contient  des  descriptions  et  des  énonciations 
très  détaillées,  en  ce  qui  concerne  le  caractère  de  „publicité“  du  délit. 

’)  Voir  » ce  sujet:  A.  Fœrdrn,  avocat.  „Exposé  des  dispositions  pénales 
concernant  les  délits  contre  les  intcurs  dans  divers  pays“.  Christiania.  1891. 
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Les  lois  américaines  sont  assez  détaillées  et  intéressantes  à 
plus  d’un  titre,  en  ce  qui  nous  concerne.  Les  textes  législatifs  des 
Etats  de  New-York  et  Minnesota  punissent  de  l’emprisonnement 
jusqu’à  un  an  et  de  l’amende  jusqu'à  500  dollars,  la  vente,  le  prêt, 
V offre  ou  le  don  des  écrits  ou  des  images  obscènes  ; ils  punissent 
aussi  de  la  même  peine  le  seul  fait  de  les  avoir  en  sa  possession, 
pourvu  que  ce  soit  avec  l'intention  de  les  vendre,  prêter  ou  donner; 
l’auteur,  l’imprimeur  et  le  dessinateur  sont  aussi  punissables;  il  eu 
est  de  même  de  celui  qui  a donné  verbalement  des  renseignements 
sur  la  manière  et  le  lieu  où  de  tels  ouvrages  peuvent  être  achetés. 
Le  transport  d’ouvrages  obscènes  d’un  lieu  à un  autre  est  aussi 
réprimé. 

Les  dispositions  pénales  de  l’Etat  de  Massachusetts  sont  très 
curieuses.  Elles  laissent  complètement  de  côté  le  caractère  de  pu- 
blicité que  les  lois  des  autres  pays  reconnaissent,  pour  ne  s’at- 
tacher qu’à  un  seul  point,  très  important  du  reste,  la  protection  de 
la  jeunesse.  Elles  vont  très  loin  dans  cette  direction  et  punissent 
de  peines  très  fortes  (emprisonnement  jusqu’à  quatre  ans,  et  amende 
jusqu’à  1000  dollars): 

1°  L’importation,  l’impression,  la  publication,  la  vente  ou  la 
distribution  de  livres,  feuilles  ou  gravures  obscènes,  tendant  à la 
corruption  de  la  jeunesse. 

2“  L’introduction  de  pareils  ouvrages  dans  une  famille  ou  une 
école,  et  même  le  seul  fait  de  les  posséder  dans  ce  même  but. 

Enfin,  et  c'est  ici  une  disposition  très  importante  et  que  nous 
n’avons  trouvé  nulle  part  ailleurs,  la  vente,  le  prêt  ou  la  distri- 
bution à des  enfants  mineurs,  de  livres,  journaux,  etc.,  relatant 
principalement  des  nouvelles  criminelles,  des  rapports  de  police,  des 
comptes  rendus  de  procès  criminels,  sont  punis  des  mêmes  peines, 
ainsi  que  le  fait  d’employer  des  enfants  à la  vente  de  ces  jour- 
naux.  Nous  n’avons  plus  affaire  ici  seulement  avec  des  écrits 
obscènes,  mais  aussi  avec  ces  journaux  remplis  de  récits  de  crimes 
à sensation  et  qui  peuvent  avoir  une  influence  déplorable  sur  le 
développement  intellectuel  des  enfants.  C’est  une  innovation  con- 
sidérable et  que  nous  tenons  à relever  ici,  ce  genre  de  journaux 
étant  presque  aussi  dangereux  que  les  journaux  obscènes. 

Nous  allons  passer  maintenant  à la  deuxième  question  qui  nous 
a été  posée,  mais  plutôt  que  d’y  répondre  directement,  nous  croyons 
devoir  la  traiter  d’une  manière  plus  complète  en  examinant  d’abord 
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les  éléments  caractéristiques  du  délit  do  distribution  d'œuvres  obs- 
cènes, puis  les  peines  qui  doivent  être  appliquées  aux  délin- 
quants. Cet  examen  nous  amènera  à constater  les  lacunes  de  nos 
législations,  ainsi  que  la  direction  à donner  aux  réformes  qu’il  im- 
porte d’obtenir. 

Il*  Partie.  ‘) 

La  loi,  aussi  bien  que  la  doctrine  juridique,  ne  considère  comme 
libres  immoraux  que  ceux  qui,  dans  leur  tout,  ont  cette  nature:  elle 
n’envisage  pas  comme  tels  les  ouvrages  dont  une  partie,  soit  quel- 
ques pages,  soit  même  une  partie  formant  un  tout,  ou  un  seul  des 
différents  récits  dont  un  volume  peut  être  composé,  auraient,  ce 
caractère  d’immoral. 

Four  elle,  un  livre  immoral  est  celui  qui  est  destiné  principale- 
ment à représenter  des  actes  immoraux  ou  à inciter,  soit  directe- 
ment, soit  indirectement,  à des  actes  immoraux.  L’auteur  du  livre 
incriminé  n’est  en  général  pas  puni;  le  fait  d’écrire  un  livre  im- 
moral n’est  encore  qu’un  acte  préparatoire  au  délit  lui-même  qui 
n’est  consommé  que  par  la  distribution  et  n’est  tenté  que  par  les 
offres  du  livre  immoral.  Cependant,  l’auteur  peut  lui-même  être 
punissable,  s’il  devient  complice  par  sa  participation  à la  publication 
et  à la  distribution. 

La  loi  ne  considère  pas  non  plus  comme  livres  immoraux  les 
ouvrages  scientifiques  se  rapportant  aux  questions  sexuelles,  soit  au 
point  de  vue  médical,  soit  au  point  de  vue  social,  même  si,  tom- 
bant entre  les  mains  d’esprits  faibles  et  vicieux,  ils  sont  lus  dans 
un  autre  but  que  celui  pour  lequel  ils  ont  été  écrits. 

Il  en  est  de  même  des  traités  pratiques  donnant  au  vulgaire 
des  conseils  sur  la  vie  sexuelle,  mais  c’est  le  but  lui-même  qui  est 
le  critère,  et  les  trop  nombreux  livres  qui,  sous  des  prétextes  scien- 
tifiques, n’ont  d’autre  but  que  de  représenter  des  actes  immoraux, 
ou  d’inciter  les  lecteurs  à en  commettre,  sont  aussi  des  livres  obs- 
cènes. C’est  encore  avec  ce  seul  critère,  tout  subjectif,  que  l’on 
doit  juger  de  l’immoralité  de  telle  ou  telle  œuvre  littéraire;  l’auteur 
a-t-il  voulu  exciter  les  sens  des  lecteurs  ou  des  spectateurs,  le  livre 
est  immoral;  sinon,  non. 

1 1 Outre  le»  principaux  auteurs  de  droit  pénal,  français  ou  allemands,  nous 
avons  consulte  comme  ouvrage  spécial:  Binding,  „Unzüchtige  Handlungen  uud 
unzüchtige  Schriften“  (Zeitschr.  fur  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft,  U,  1S8Ö). 
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Nous  devons  cependant  noter  encore  ce  point  spécial  : un  livre 
qui,  eu  soi,  n’est  pas  immoral,  peut  néanmoins  être  l’instrument  du 
délit  dans  des  circonstances  particulières;  l’œuvre  en  soi  reste  une 
oeuvre  honnête,  mais  l'auteur  du  délit  lui  a lait  perdre  ce  carac- 
tère, par  le  mode  de  reproduction  ou  d’illustration  dont  -il  s’est 
servi.  Par  exemple,  un  éditeur  fera  d’une  œuvre  scientifique  sur 
les  questions  sexuelles  une  édition  populaire  et  à bon  marché,  ou, 
choisissant  dans  la  littérature  un  ouvrage  qui  no  mérite  pas  le 
nom  d'immoral,  il  en  fera  dans  une  édition  spéciale,  soit  par  des 
illustrations  soit  autrement,  ressortir  les  passages  qui,  quoique  im- 
moraux, ne  suffisaient  pas  jusqu'alors  à donner  ce  caractère  au  livre 
dont  ils  font  partie.  En  ce  faisant,  il  fausse  le  but  de  l’auteur; 
dans  le  premier  cas,  en  rendant  le  livre  accessible  i\  des  cercles 
auxquels  il  n’est  pas  destiné;  dans  le  second  cas,  en  dénaturant 
l’ouvrage  lui-même  et  en  donnant  pour  le  lecteur  à certains  pas- 
sages spéciaux  une  importance  qu’ils  n’ont  jamais  eue  dans  l’idée 
de  l’auteur. 

fl  faut  donc  pour  arriver  à la  constatation  du  premier  critère 
se  poser  deux  questions  qui,  toutes  deux,  doivent  être  résolues  né- 
gativement pour  que  l’on  puisse  arriver  à la  conclusion  qu’il  n’y  a 
pas  délit,  soit  : 

1"  E’autcur,  en  composant  le  livre,  a-t-il  eu  l’intention  de  faire 
une  représentation  d’actes  immoraux  ou  d’inciter  le  lecteur 
à en  accomplir? 

2"  La  manière  dont  le  livre  a été  reproduit  et  distribué  donne- 
t-elle  à un  livre,  moral  en  soi,  ce  caractère  d’immoral? 

Tels  sont,  en  peu  de  mots,  les  caractères  que  doit  avoir  un  écrit 
quelconque  pour  être  immoral,  mais  nous  le  répétons,  le  fait  de 
l’écrire,  en  lui-même,  n’est  pas  punissable.  Pour  qu’il  y ait  délit, 
il  faut  que  le  livre  immoral  soit  distribué,  vendu  ou  répandu,  ou,  si 
Pieuvre  immorale  consiste  en  un  tableau,  qu’il  soit  exposé  on  un 
endroit  accessible  au  public.  Si,  pour  des  œuvres  reproduites,  la 
distribution,  même  secrète,  peut  et  doit  être  punie  dans  certains  cas, 
pour  l’œuvre  unique  et  originale  il  faut  encore  la  publicité,  dans  le 
sens  étroit  du  mot,  c’est-à-dire  la  possibilité,  pour  des  tiers,  d’arriver 
volontairement  ou  involontairement  à la  vue  de  l'œuvre  immorale  ; 
il  va  sans  dire  que  l’exposition  d’une  œuvre  reproduite  dans  ces 
mêmes  conditions  est  punissable. 
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il  taut  enfin  <ju’îl  y ait,  de  la  part  de  l’agent  lui-même,  la 
volonté  consciente  de  la  distribution  avec  la  persuasion  que  l’œuvre 
est  immorale  et  qu'elle  ne  devrait  pas  être  répandue. 

Donc  les  trois  caractères  qui  doivent  se  rencontrer,  pour  que 
la  loi  sévisse,  sont: 

1“  Immoralité  du  livre  en  lui-même; 

2"  Distribution,  vente  ou  exposition  d’œuvres  ayant  ce  caractère; 

3°  Intention  coupable  du  distributeur. 

Mais  à côté  de  ces  caractères  fondamentaux  du  délit,  il  y a 
certains  points  spéciaux  qui  ne  nous  semblent  pas  avoir  été  relevés 
suffisamment  jusqu’à  présent  et  qui,  dnus  certains  cas  déterminés, 
feront  du  délit  général  un  délit  plus  spécial  à caractère  particulier 
et  qui  devra  être  puni  d’une  manière  atteignant  les  mobiles  mêmes. 
Ces  caractères-là  ou  points  spéciaux,  nous  les  trouverons  en  exa- 
minant le  but  que  se  propose  l’auteur  du  crime,  aussi  bien  que  les 
conditions  de  la  victime,  et  ils  nous  conduiront  logiquement  à la 
dernière  partie  de  notre  examen. 

Nous  avons  dit  au  commencement  de  ce  travail  que  les  actes 
constitutifs  des  délits  contre  les  mœurs  n’ont  pas  toujours  pour  but 
de  procurer  à l'auteur  une  satisfaction  sexuelle.  C’est, “on  effet,  le  cas 
de  la  distribution  d’œuvres  immorales  où  il  est  assez  rare  que  lé 
coupable  ait  voulu,  par  la  perversion  du  sens  moral  de  sa  victime, 
arriver  à se  procurer  sur  elle  des  satisfactions  illicites;  dans  ccs 
circonstances,  notre  délit  prendrait  un  caractère  spécial  et  devien- 
drait, par  exemple,  l’acte  préparatoire  d’un  attentat  aux  mœurs 
sans  violence,  au  sens  strict  du  mot.  Mais  dans  l’immense  majorité 
des  cas  l’auteur  du  délit  n’a  cherché  qu’à  se  procurer  un  avantage 
matériel,  un  gain  pécuniaire  illicite  et  qui  sera  d’autant  plus  grand 
que  son  délit  sera  plus  grave  et  oxereé  sur  une  plus  grande  échelle. 
Le  distributeur  d’œuvres  immorales  n’attend  pas  do  son  crime  la 
satisfaction  de  ses  sens,  mais  il  y voit  le  moyen  de  réaliser  un 
bénéfice. 

C’est  en  cela  que  le  délit  se  sépare  complètement  de  tous  les 
autres  délits  contre  les  mieurs;  tandis  que  ceux-ci  ne  sont  que  la 
conséquence  de  la  perversion  des  sens  du  coupable  qui  l’excite  à les 
assouvir,  soit  de  force,  soit  sur  des  êtres  que  tous  doivent  respecter, 
ou  le  pousse  à se  livrer  en  public  à ses  passions,  la  distribution 
d'œuvres  immorales,  daus  la  grande  majorité  des  cas,  est  une  espèce 
de  délit  contre  la  propriété  d’autrui,  uu  marché  illicite  que  la  loi 
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réprouve,  qu’elle  tinuule  et  qu’elle  doit  punir.  Noua  nous  étonnons 
que  ce  caractère  ait  ai  peu  frappé  les  auteurs  du  droit  pénal  et 
que  la  peine  qui  doit  être  appliquée  aux  coupables  n’ait  pas  été 
cherchée  précisément  dans  cette  direction.  Ils  spéculent  sur  l'im- 
moralité en  taveur  de  leur  bourse,  c’est  dans  leur  bourse  qu’ils 
doivent  être  frappés.  Ce  n’est  pas  quelques  jours  de  prison  que 
craindront  les  gens  capables  de  se  livrer  à ce  honteux  commerce, 
le  déshonneur  qui  en  résulterait  pour  eux  n’est  point  une  peine 
suffisante,  c’est  une  peine  pécuniaire  qui  seule  les  atteindra  et  les 
punira  efficacement. 

Les  criminalistes  actuels  ont  précisément  accompli  une  réforme 
complète  de  l’amende,  laquelle  jusqu’à  présent  n’a  pas  eu,  dans  nos 
pays,  le  rôle  qu’elle  doit  avoir  en  matière  pénale;  elle  y a toujours 
été  une  peine  légère  pour  les  délits  de  peu  d’importance  et  s’est 
rarement  élevée  au-dessus  d’une  centaine  de  francs.  La  théorie 
moderne  a rompu  avec  cette  doctrine  ; elle  voit  dans  l’amende  une 
peinu  spéciale  à certains  délits  commis  dans  un  but  de  lucre,  tels  que 
la  vente  de  substances  alimentaires  nuisibles,  le  recel,  l’usure,  qui 
sont  maintenant  réprimés  par  une  forte  amende,  diminuant  sensi- 
blement la  fortune  du  coupable  et  intimidant  ainsi  par  l’exemple 
ceux  qui  seraient  disposés  à exercer  ces  tristes  mais  lucratives 
industries. 

Le  caractère  distinctif  que  nous  avons  relevé  comme  devant 
exister  chez  la  plupart  dos  distributeurs  d’œuvres  immorales,  c’est 
ce  même  but  de  lucre,  et  c’est  pour  cela  qu’à  côté  d’une  légère 
peine  privative  de  la  liberté,  le  législateur  devrait  conserver  l’amende, 
non  dans  sa  notion  actuelle,  mais  dans  celle  que  lui  a imprimée  le 
dernier  congrès  criminaliste,  réuni  à Berne,  il  y a un  an. 

Cette  peine  doit  être  appliquée  selon  la  position  financière  du 
coupable;  elle  sera  moindre  pour  le  colporteur  ambulant  qui  trouve 
un  maigre  salaire  dans  la  vente  de  journaux  immoraux;  elle  sera 
plus  grande  pour  celui  qui  lui  aura  fourni  son  stock  d’œuvres  im- 
morales; elle  atteindra  enfin  son  maximum  pour  l’imprimeur  ou 
l’éditeur  qui  n’aura  pas  craint  d’employer  ses  capitaux  et  son  in- 
dustrie à la  publication  de  l’œuvre  incriminée. 

L’auteur  du  livre  lui-même  sera  puni  s’il  a écrit  son  ouvrage 
dans  le  but  évident  de  battro  monnaie  avec  la  moralité  des  lecteurs, 
fortement,  si  c’est  un  homme  ayant  un  certain  renom,  plus  légère- 
ment, s’il  a été  poussé  à cette  action  par  le  besoin  de  subvenir  à 
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son  existence.  De  la  conception  de  l’œuvre  à sa  distribution,  la 
loi  devra  punir  tous  ceux  qui  auront  contribué  à la  perpétration  du 
délit,  les  frappant  d’amendes  diverses,  selon  la  part  de  bénéfice 
qu’ils  en  ont  tirée  et  l'importance  de  leur  participation. 

C'ettc  peine  pécuniaire  pourrait  du  reste  être  transformée  en 
prison  avec  travail  obligatoire,  afin  que  même  celui  qui  est  sans 
fortune  aucune  soit  aussi  frappé  par  la  loi.  Le  nouveau  code  neu- 
chàtelois  prévoit  cette  transformation  à raison  d’un  jour  pour  cinq 
francs  d’ameude  jusqu’à  un  an  au  mnximum. 

Nous  l’avons  dit  et  nous  le  répétons,  le  délit  dont  nous  nous 
occupons  est  un  délit  de  lucre  ; ce  n'est  donc  pas  seulement  le  distri- 
buteur, au  sens  étroit  du  mot,  qui  doit  être  puni,  comme  le  pré- 
voient la  plupart  de  nos  lois  cantonales,  mais  aussi  l’éditeur  et 
l’imprimeur.  Ce  n’est  pas  le  crieur  et  le  pauvre  marchand  de  jour- 
naux ou  le  petit  libraire  que  la  loi  doit  atteindre  et  punir,  mais 
aussi  l’auteur  qui  ne  craint  pas  de  salir  sa  plume  à pareille  besogne, 
l’imprimeur  et  l’éditeur  qui  ont  disposé  des  capitaux  nécessaires  à 
la  publication  de  telles  œuvres  dans  le  seid  but  de  s’enrichir.  Il 
y a délit  dès  la  vente  en  gros;  à ce  point  de  vue  surtout,  la  loi 
devrait  être  réformée  et  complétée. 

Tels  sont  les  caractères  principaux  du  délit  de  distribution 
d’œuvres  obscènes  et  telles  sont  les  personnes  qui  doivent  être 
punies  pour  ce  délit.  Mais  celui-ci  revêt  quelquefois  un  caractère 
spécial  qui  l’aggrave  et  devrait  lui  attirer  un  châtiment  plus  sévère  ; 
les  codes  pénaux  ne  le  mentionnent  pas,  il  est  vrai,  mais  c’est  à 
notre  sens  une  nouvelle  lacune  à combler,  nous  voulons  parler  de 
la  distribution  de  livres  immoraux  à la  jeunesse. 

Dans  la  brève  revue  qu’en  commençant  nous  avons  faite  des 
principes  des  lois  pénales  contre  les  mœurs,  nous  avons  trouvé  que 
la  loi  punit  les  actes  immoraux,  même  lorsqu’ils  ne  sont  pas  commis 
avec  violence,  dans  deux  cas  spéciaux:  quand  ils  ont  été  accomplis 
publiquement  et  quand  ds  ont  eu  pour  victime  un  individu  trop 
jeune  pour  comprendre  l’immoralité  de  l’acte  dont  il  est  l’objet. 

Four  être  conséquente  avec  elle-même,  la  loi  qui  punit  le  distri- 
buteur de  livres  immoraux  quand  il  le  fait  d’une  manière  publique, 
devrait  et  doit  le  faire  lorsqu’il  donne  même  secrètement  ses  pro- 
duits à des  jeunes  gens.  C’est  malheureusement  à ce  public  que 
s’adresse  le  plus  souvent  le  distributeur.  Profitant  de  l’éveil  des 
sens,  il  leur  facilite  la  locture  d’œuvres  licencieuses  qui,  excitant 
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leur  malsaine  curiosité,  les  pousse  à rechercher  toujours  davantage 
cette  déplorable  jouissance.  Le  distributeur  en  tire  un  profit  direct 
et  se  forme  ainsi  un  excellent  client. 

C’est  à ce  point  de  vue  aussi  que  nous  voudrions  que  la  loi 
fût  réformée  et  que  le  cadre  en  fût  élargi.  Il  faudrait  que  tout 
vendeur  ou  prêteur  de  livres  se  vît  menacé  d’une  peine  plus  sévère 
lorsqu’il  facilite  ou  procure  des  lectures  malsaines  à un  adolescent. 
Nous  voudrions  qu’une  police  vigilante  fût  exercée  dans  ce  domaine, 
et  que  des  condamnations,  appliquées  avec  tact,  punissent  les  dis- 
tributeurs trop  faciles  ou  trop  audacieux.  Le  meilleur  moyen 
serait,  du  .reste,  une  surveillance  administrative  des  kiosques  et 
débits  de  journaux  et  surtout  dos  cabinets  de  lecture.  L’accès 
de  ces  derniers  devrait,  on  somme,  être  interdit  aux  enfants,  car 
même  la  lecturo  par  ceux-ci,  de  romans  qui  ne  sont  pas  immoraux, 
à proprement  parler,  devrait  leur  être  rendue  impossible.  Ici, 
ce  serait  moins  aux  tribunaux  qu’aux  autorités  de  police,  qu’il 
incomberait  d’agir;  celles-ci  pourraient  seules  avoir  une  action 
efficace.  Et  qu’on  ne  vienne  pas  nous  parler  de  violation  de  liberté 
de  commerce  et  d’industrie.  L'Etat  a le  droit  do  surveiller  le  com- 
merce des  denrées  alimentaires,  il  défend  aux  pharmaciens  la  vente 
des  drogues  dangereuses  ou  malsaines;  pourquoi  n’en  pourrait-il  pas 
faire  de  même  pour  la  nourriture  de  l’esprit.? 

Telles  sont  les  différentes  espèces  de  délits  que  comprend  la 
distribution  d’œuvres  immorales.  A côté  de  la  distribution  dans 
un  but  de  lucre  nous  avons  trouvé  le  délit  aggravé  de  distribution 
à des  jeunes  gens.  Ce  délit  devrait  être  puni  de  la  prison,  dans 
une  mesure  plus  ou  moins  forte,  jointe  à des  amendes  plus  ou 
moins  considérables.  La  peine  serait  naturellement  augmentée 
par  la  réunion  des  deux  infractions. 

Mais  à côté  do  la  peine  infligée  au  coupable,  il  y a d’autres 
mesures  qui  sont  déjà  prévues  dans  nos  lois  cantonales,  mais  qui 
devraient,  elles  auBsi,  être  complétées.  Nous  voulons  parler  do  la 
confiscation  et  de  la  mise  au  pilon  du  corps  du  délit,  et  cela  dès 
la  découverte  du  crime.  Il  en  est  de  même  de  l’anéantissement 
des  clichés  ou  des  planches  destinés  à la  reproduction  de  gravures 
immorales.  Cette  mesure  sera  la  sanction  logique  de  la  condam- 
nation, elle  rendra  impossible  la  récidive  et  aura  encore  pour  con- 
séquence d’aggraver  la  porte  pécuniaire  qui  frappera  le  délinquant. 

Tout  cela,  du  reste,  rentre  aussi  dans  le  domaine  des  mesures 
de  répression  administrative;  mais  il  faut  aller  plus  loin,  et  la  police 
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den  États  h le  droit  d’ordonner,  par  simple  mesure  préventive,  la 
saisie  et  la  destruction  des  œuvres  immorales,  dès  leur  apparition 
ou  leur  introduction  dans  un  pays.  C’est,  du  reste,  la  consé- 
quence nécessaire  et  logique  de  la  punition  do  la  vente  en  gros 
d’œuvres  pornographiques. 

Cela  a d’autant  plus  d’importance  pour  nous,  que  notre  patrie 
n’est  heureusement  pas  un  foyer  de  productions  immorales,  le  mal 
se  borne  chez  nous  à la  distribution  d’œuvres  de  provenance  étran- 
gère. Mais  ce  fait  même  rend  la  répression  plus  difficile  et  l’ap- 
plication des  principes  que  nous  venons  de  développer,  plus  rare 
et  plus  embarrassante.  Les  principaux  criminels,  c’est-à-dire  les 
auteurs  et  les  éditeurs,  nous  échapperont  pour  ainsi  dire  toujours. 
A l’abri  dans  leurs  pays  d’origine,  ils  continueront  leurs  publica- 
tions, comptant  toujours  trouver  les  comparses  nécessaires  à la  dif- 
fusion de  leurs  produits,  malgré  les  condamnations  dont  nos  tribu- 
naux frapperont  ces  derniers.  En  d’autros  termes,  nous  ne  pour- 
rons que  couper  la  mauvaise  herbe,  sans  pouvoir  l'arracher.  C’est 
précisément  ce  qui  rend  absolument  nécessaire  l’organisation  d’un 
congrès  international.  Nous  aurions  développé  plus  au  long  cette 
idée,  mais  elle  a fait  l’objet  d’une  étude  spéciale,  et  nous  nous  bor- 
nons à lu  mentionner  en  passant. 

Une  lettre  de  M.  le  conseiller  fédéral  N.  l)roz  à M.  P.  Lom- 
bard, concernant  la  possibilité  de  réprimer  l'importation  d’œuvres 
immorales,  nous  a été  obligeamment  communiquée  par  les  soins  du 
Comité.  M.  I)roz  y rapporte  que  cette  question  a été  discutée  dans 
les  conférences  au  cours  desquelles  a été  rédigée  la  Convention  con- 
cernant la  création  d’une  union  internationale  pour  la  protection  des 
œuvres  littéraires  et  artistiques,  et  qu’elle  se  trouve  réglée  par 
l’article  13  de  la  dite  convention,  ainsi  conçu: 

„11  est  entendu  que  les  dispositions  de  la  présente  Convention 
„ne  peuvent  porter  préjudice  en  quoi  que  ce  soit  au  droit  qui  appar- 
tient au  gouvernement  de  chacun  des  différents  pays  de  l’Union, 
„de  permettre,  de  surveiller,  d’interdire  par  des  mesures  de  légis- 
lation ou  de  police  intérieure,  la  circulation,  la  représentation, 
„l’exposition  do  tout  ouvrage  ou  production  à l’égard  desquels 
„l’autorité  compétente  aurait  à exercer  ce  droit.“ 

D’après  cet  article,  la  liberté  des  Etats  contractants  est  com- 
plète, et  il  suffit  que  leur  propre  loi  punisse  la  publication  d’œuvres 
immorales,  pour  qu’ils  aient  le  droit  d’en  interdire  l’ontrée  sur  leur 
territoire.  La  conséquence  logique  en  est  aussi  le  droit  d’anéantir 
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tout  ce  qui  arriverait  à leur  frontière.  Des  exemples  récents  en 
ont  assez  montré  la  possibilité  pour  que  nous  n’ayons  pas  à en 
parler  plus  au  long. 

C’est  donc  surtout  de  la  police  administrative  que  nous  atten- 
dons une  action  efficace,  et  tout  en  cherchant  à faire  punir  par  nos 
lois,  d'une  manière  complète,  auteur,  éditeur  et  distributeur  d’œuvros 
immorales,  nous  ne  devons  pas  oublier  que  le  mal  nous  vient  de 
l’extérieur  et  que  ce  à quoi  il  faut  tendre  avant  tout,  c’est  à l’em- 
pêcher de  pénétrer  sur  notre  territoire.  Nous  voudrions  que  la 
police  administrative  soit  sévère  et  vigilante  et  qu’elle  arrête  et 
confisque  les  oeuvres  qui  méritent  la  qualification  d’immorales,  sans 
trop  craindre  d’entraver  un  soi-disant  mouvement  littéraire. 

Pour  nous  résumer,  voici  les  thèses  qui  découlent  des  idées 
émises  au  cours  de  ce  travail. 


I. 

Les  textes  législatifs  des  cantons  suisses,  concernant  la  répression 
de  la  distribution  d’œuvres  obscènes,  sont  presque  tous  trop  sommaires 
et  incomplets  ; ils  devraient  être  remaniés,  tant  au  point  de  me  de 
la  notion  du  délit  lui-même,  qu’en  ce  qui  concerne  les  peines. 

II. 

La  définition  du  „livre  obscène “ appartient  aussi  bien  aux 
autres  branches  des  connaissances  humaines  qu'à  la  science  juridique 
proprement  dite.  Celle-ci  considère  comme  tel,  à l’heure  qu’il  est, 
le  livre  destiné  soit  à représenter  des  actes  immoraux,  soit  à inciter 
directement  ou  indirectement  à des  actes  immoraux ., 

III. 

Le  délit  de  distribution  de  livres  obscimes  se  caractérise  par  la 
remise  en  prêt,  vente,  etc.,  à une  autre  personne,  d’un  livre  dont 
l’immoralité  est  connue  du  distributeur.  Il  est  commis  dans  un 
but  de  lucre  et  doit  être  puni  plus  sévèretnent  quand  les  victimes  en 
ont  été  des  jeunes  gens. 

IV. 

La  publication,  l’édition  et  la  vente  en  gros  d’œuvres  obscènes 
sont  aussi  punissables.  L’auteur  lui-même  le  devient  lorsqu’il  a 
écrit  son  œuvre  dans  le  but  d’en  tirer  profit,  ou  quand  il  autorise 
ultérieurement  sa  publication  dans  ce  même  but. 

Zeit«chr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  33 
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V. 

Les  peines  applicables  à ce  délit  doivent  être : l'emprisonnement 
jusqu’à  un  an,  l’amende  jusqu’à  dix  mille  francs,  avec  la  destruc- 
tion du  corps  du  délit. 

VI. 

Il  y aurait  lieu  d’arriver  à une  réorganisation  de  la  police 
administrative,  afin  de  remlre  possible  le  séquestre  et  la  destruction 
des  œuvres  pornographiques  lors  de  leur  publication  ou  de  leur 
entrée  sur  notre  territoire. 

VII. 

Les  cabinets  de  lecture  devraient  être  soumises  à une  surveillance 
administrative,  surtout  au  point  de  eue  de  l'interdiction  de  leur 
accès  aux  enfants  et  aux  adolescents. 
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Berichte  der  Herren  Vorsteher  der  schweizerischen  Strafanstalten 

au  d*n 

Herrn  Direktor  J.  V.  Jliirbin  in  Lenzburg. 

Die  Ausführungen  deB  Herrn  Direktor  Hörbin  liber  den  Strafvollzug 
in  St.  Gallen  und  die  Strafsystemc  vcranlassten  die  Redaktion,  den  ver- 
ehrten Herrn  Mitarbeiter  zu  bitten,  den  Strafvollzug  der  Schweiz  in  einem 
Gesammtbildc  darznstellen,  indem  eine  solche  Arbeit  allein  eine  sichere 
Grundlage  für  die  einheitliche  Regelung  der  Freiheitsstrafe  in  einem  ein- 
heitlichen Strafgcsetzbuehe  zu  geben  vermag. 

Wir  Direktor  Hürbin  entsprach  dieser  Bitte  mit  gewohnter  Bereit- 
willigkeit und  erliess  am  G.  August  181*1  folgendes  Rundschreiben  an 
seine  Herren  Kollegen: 

„Wollen  Sie  mir  doch  in  kurzen  ZUgcn  mittheilen,  nach  welchem 
Strafsystem  Ihre  Strafanstalt  eingerichtet  ist  ? Haben  Sie  z.  B.  verschiedene 
Strafklassen  mit  Progression?  Worin  besteht  die  Progression,  resp.  welches 
sind  die  verschiedenen  Begünstigungen  derselben  ? Oder  werden  die  Sträf- 
linge von  ihrem  Eintritte  bis  zum  Austritte  alle  gleich  behandelt?  Haben 
sie  Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht,  oder  nur  bei  Nacht,  oder  gar  keine 
solche?  In  welcher  Zahl  zirka?  Gewährt  Ihre  Anstalt  einen  Verdienst  - 
antheil  ? In  welchem  Umfange  und  nach  welcher  Berechnungsweise  ? Ist 
den  Sträflingen  in  der  Gemeinschaftshaft  (mit  oder  ohne  Arbeit)  Still- 
schweigen auferlegt  oder  dürfen  sie  mit  einander  reden? 

Für  Ihre  gefällige  Berichtgabe  danke  ich  Ihnen  zum  Voraus  und 
verbleibe  mit  kollegialischera  Grosse.  . . .“ 

Die  auf  dieses  Rundschreiben  eingegangenen  Antworten  werden  hier, 
soweit  sie  sich  auf  den  Gegenstand  beziehen,  veröffentlicht. 

Herr  Direktor  Hürbin  hat  der  Redaktion  eine  Bearbeitung  des  reichen 
und  wichtigen  Materials  gütigst  in  Aussicht  gestellt.  Die  Redaktion  helft, 
diese  weitere  Arbeit  Uber  den  Strafvollzug  in  der  Schweiz  im  folgenden 
Jahrgang  veröffentlichen  zu  dürfen. 


Zürich.  Strafanstalt  Zürich.  Nach  welchem  Strafsystem  ist  die 
Anstalt  Zürich  eingerichtet?  Auf  Grund  des  progressiven  Systems. 
Haben  Sie  verschiedene  Strafklassen  mit  Progression?  Ja. 
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Worin  besteht  die  Progression,  resp.  welches  sind  die  verschiedenen 
Begünstigungen  derselben?  Die  Progession  vollzieht  sich  in  3 Klassen. 
Die  Sträflinge  der  ersten  Klasse  verbleiben  auf  dieser  Stufe  mindestens 
drei  und  höchstens  sechs  Monate.  Dieselben  arbeiten,  essen  und  schlafen 
ixolirt  in  ihren  Zellen,  kennen  aber  dem  sonntäglichen  Gottesdienste  bei- 
wohnen und  zum  gemeinsamen  Unterrichte  zugelassen  werden.  Verdienst- 
antheil  5 — 8°o.  Die  Sträflinge  der  zweiten  Klasse,  ebenso  die  der 
dritten  arbeiten  und  spazieren  gemeinsam,  jedoch  ohne  mit  ihren  Mit- 
gefangenen reden  zu  dürfen;  dagegen  schlafen  sie  einzeln  in  Zellen. 

Den  Gefangenen  der  zweiten  Klasse  werden  folgende  Vergünstigungen 
gewährt  : 

aj  8ie  erhalten  8 — 12 °o  VcrdienBtuntheil  und  dürfen: 

b/  alle  zwei  Monate  Besuche  von  Verwandten  erhalten  und  an  solche 
schreiben  ; 

c)  aus  der  Anstaltsbibliothek  Bücher  zum  Lesen  verlangen  und  für 
deren  Auswahl  Wünsche  eingeben; 

d)  den  gemeinsamen  Unterricht  mit  ihrer  Schulklasse  besuchen  ; 

ej  au  den  Festtagen  auf  ihre  Rechnung  eine  gewisse  Zulage  zur 
gewöhnlichen  Sträflingskost  beziehen. 

Den  Gefangenen  der  dritten  Klasse  werden  folgende  Vergünstigungen 
gewährt  : 

а ) Sic  erhalten  12 — 16®/o  Verdienstanthcil  und  dürfen: 

б)  allmonatlich  besucht  werden  und  korrespondiren  ; 

c)  die  Bibliothek  nach  freier  Auswahl  benützen; 

d)  die  Schule  besuchen; 

e)  auf  spezielle  Bewilligung  des  Direktors  in  der  Freizeit  für  sich 
oder  ihre  Angehörigen  Arbeiten  verfertigen,  auch  ihre  Zellen  auf 
passende  Weise  ausschmücken  ; 

f)  zn  Hausarbeiten  verwendet  werden; 

</)  die  Stellung  von  Lehrmeistern  für  einzelne  Nebensträflinge  erhalten; 

h)  allsonntäglich  auf  ihre  Rechnung  Extrakost  beziehen,  soweit  es  die 
Hausordnung  gestattet. 

Curti,  Direktor. 

Bern.  Strafanstalt  Bern.  Vorerst  muss  ich  bemerken,  dass  wir  im 
Kanton  Bern  vor  einer  Reform  des  Gefängnisswcsens  stehen,  welche  bis 
im  Jahr  1833  durchgeführt  werden  soll,  ferner  dass  bis  Ende  1892  unsere 
Strafanstalt  in  Bern  aufgehoben  wird  und  zu  Aufnahme  der  zu  verlegen- 
den und  neu  aufzunehmenden  Sträflinge  unsere  bisherigen  Zweiganstalten 
in  Thorberg  und  St.  Johannsen  erweitert  werden  sollen,  nämlich  die 
erstere  für  Récidivé,  Gefährliche  und  zu  vieljähriger  Strafzeit  Verurtheilte, 
letztere  für  Primitive  und  nur  zu  kürzerer  Strafzeit  Verurtheilte. 

Nach  unserem  bisherigen  System  haben  wir  keine  StrafklaBsen  und 
keine  Progression,  sondern  es  werden  die  Sträflinge  von  ihrem  Eintritte 
bis  zu  ihrem  Austritte  alle  gleich  behandelt. 
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ln  unserer  Strafanstalt  Bern  haben  wir  des  Nachts  BO  bis  70  Sträf- 
linge in  Einzelzellen,  die  Übrigen  in  gemeinsamen  Schlafsälen;  am  Tag 
bei  der  Arbeit  werden  alle  in  gemeinsamen  Arbeitssälen  beschäftigt,  mit 
Ausnahme  von  solchen,  die  wegen  Disziplinarvergehen  auf  unbestimmte 
Zeit  in  Einzelzellen  gehalten  und  beschäftigt  werden. 

In  Thorberg  und  St.  Johannsen  waren  bis  dahin  weder  fllr  den  Tag, 
noch  fllr  die  Nacht  Einzelhaftzellen  vorhanden;  dagegen  sollen  in  den 
beiden  zukünftigen  Anstalten  für  sämmtliche  Strärtingo  Einzelschlatzelleu 
erstellt  werden,  während  die  Leute  am  Tag  bei  der  Arbeit,  theilweise 
auf  dem  Land,  theilweise  in  Arbeitssäien  gemeinsam  beschäftigt  werden 
sollen. 

Unsere  Strafanstalt  Bern  gewährt  den  Sträflingen  einen  Verdienst- 
antheil  und  zwar  nach  folgender  Berechnungsweise:  den  Webern  wird 
von  ihrer  gelieferten  Arbeit  der  Weblohn  per  Meter  nach  unserm  Tarif 
berechnet,  davon  das  Kostgeld  à 85  Cts.  per  Tag  für  die  auf  die  Arbeit 
verwendete  Zeit  in  Abrechnung  gebracht  und  sodann  vom  Gewinn  l5°'o 
dem  Sträfling  gutgeschrieben,  bei  welcher  Berechnung  den  Fleissigen  recht 
ansehnliche  Beträge,  vierteljährlich  bis  Fr.  20  und  noch  darüber,  heraus- 
kommen ; den  Zettlem  und  Spnhlern,  sowie  den  bei  der  Schneiderei, 
Schreinerei,  Kiirberei,  Buchbinderei  und  sonst  Beschäftigten  werden  von 
den  Werkftihrern  jeden  Tag  Punkte  notirt  von  0 bis  5 und  sodann  per 
Punkt  2 1 3 Happen  berechnet  und  gutgcschrieben.  Die  Berechnungen 
werden  vierteljährlich  vorgenommen  ; den  inzwischen  Austretenden  wird 
aber  das  Marchzählige  ebenfalls  vergütet. 

Unterredungen,  namentlich  ohne  Aufsicht,  sind  unsern  Sträflingen 
überall  und  zu  jeder  Zeit  strengstens  verboten. 

J.  Blumenslein,  Verwalter. 

Strafanstalt  Thorberg.  Die  hierseitige  Anstalt  beherbergt  dato  fol- 
gende Straf  klassen  : 

1.  Die  zu  Zuchthaus  vcrurtheilten  weiblichen  Sträflinge. 

2.  Einen  Theil  der  männlichen  und  weiblichen  Korrektionshaus- 
sträflinge. 

3.  Die  richterlich  verurtheiltcn  Zwangsarbeitssträflinge;  die  admini- 
strativ verurtheilten  Arbeitshaussträflinge  sind  in  Bern  (weibliche)  und  in 
Ins  (männliche)  untergebracht. 

4.  Eine  Schülerklasse  von  jungen  männlichen  und  weiblichen  Ver- 
brechern, gegenwärtig  3. 

IHe  Sträflinge  sub  1 — 3 werden  alle  gleich  behandelt,  nur  ist  die. 
Bekleidung  verschieden.  Einzelhaftzellen  besitzen  wir  bis  jetzt  keine,  doch 
werden  die  Korrcktionshaussträflinge  des  Nachts  von  den  Zwangsarbeits- 
haussträtiingen  getrennt  gehalten.  Ebenso  sind  die  Zuchthausweiber  des 
Nachts  in  einem  besondern  Schlafsaal  nntergebracht.  Die  Schüler  werden 
von  den  andern  Enthaltenen  soviel  möglich  abgesondert. 
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In  Trachselwald  besitzen  wir  eine  Filiale,  wo  gewöhnlich  10 — 12, 
wenn  möglich  erstmals  bestrafte  Korrektionshausstritflinge  enthalten  sind. 

Unsere  Anstalt  gewährt  nur  in  der  Weberei,  welches  Gewerbe  einzig 
einigermassen  lohnend  betrieben  werden  kann,  einen  Verdienstantheil  und 
zwar  5°o  vom  täglichen  Nettoverdienst. 


Den  sämmtlichen  Sträflingen  ist  sowohl  bei,  als  vor  und  nach  der 
Arbeit  Stillschweigen  anferlegt. 

Schand,  Verwalter. 


Strafanstalt  St.  Johannsen.  Unsere  Anstalt  enthält: 

1.  Korrektionshaussträtlinge  beiderlei  Geschlechts,  zur  Verbllssuug  ihrer 
Strafen  in  St.  Johannsen  (Kurrektionshaus.). 

2.  Administrativ  verurtheiltc  Arbeitshaussträtlinge,  männliche,  zur  Ver- 
bUssuug  ihrer  Strafen  in  der  Strafkolonie  Ins  (Arbeitsanstalt),  eine 
Filiale  von  St.  Johannsen. 

3.  Seit  Ankauf  der  Domäne  Witzwyl  (im  Frühling  1891)  Zuchthaus- 
Sträflinge,  männliche,  zur  Verbtissung  ihrer  Strafen  in  St.  Johannsen 
oder  in  der  Strafkolonie  Witzwyl. 

Die  Sträflinge  werden  zum  grösser«  Theil  zu  landwirthschaftlicben 
Arbeiten  verwendet.  Ein  kleinerer  Theil  findet  Beschäftigung  in  der 
Wagnerei,  Sehreinerei,  Sehmiede,  Schuhmacherei,  Schneiderei  und  Körberei. 

Verschiedene  Strafklassen  mit  Progression  bestehen  hier  nicht. 

Vom  Eintritte  bis  zum  Austritte  werden  die  Strällinge  alle  gleich 
behandelt. 


Nur  in  Fällen  der  Widerhandlung  gegen  die  Anstaltsvorschriften 
werden  die  Sträflinge  mit  Einzelhaft  auf  unbestimmte  Zeit  bestraft. 

Die  Anstalt  gewährt  keinen  Verdienstantheil. 

Das  Schwatzen  während  der  Arbeit,  wie  bei  Tische  und  in  den 

Schlafsäälen  ist  untersagt.  . 

A.  Bum,  \ erwalter. 


Luzern.  Die  Strafanstalt  Luzern  zählt  nur  24  Zellen  für  Männer 
und  2 für  Weiber:  im  Uebrigen  ist  sie  für  gemeinsame  Haft  eingerichtet  ; 
das  Gleiche  gilt  von  den  in  einem  Nebenban  untergebrachten  Zwangs- 
arbeitcrinnen. 

Eine  methodisch  und  konsequent  durchgeföhrte  Klassifikation  ist  des- 
halb nicht  möglich.  Soweit  der  Kaum  reicht,  werden  neu  Eingetretene 
isolirt,  um  später  in  ein  „Zimmer“  versetzt  zu  werden,  sofern  nicht 
Jugendlichkeit  oder  Verderbtheit  eine  bleibende  Absonderung  durchaus 
nöthig  macht.  Bei  guter  Aufführung  geht  im  Allgemeinen  der  Strafvoll- 
zug von  der  anfänglichen  Strenge  mit  der  Zeit  in  eine  etwas  mildere 
Handhabung  Uber,  ohne  dass  sieh  jedoch  ein  detinirbares  System  ent 
wickelt  hätte.  Von  den  24  Zcllenbewohnern  wird  die  Grosszahl  in  ge- 
meinsamer Haft  beschäftigt. 
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Der  Verdienstantheil  beträgt  0 bis  15  Rp.  täglich,  nacb  Schätzung 
der  Arbeitsleistung  durch  den  Meister. 

Den  Sträflingen  ist  im  alten  Reglement  bezüglich  des  Sprechens  vor- 
geschrieben  : 

„Während  der  Arbeitszeit  dlirfen  weder  in  den  Arbeitssälen,  noch 
auf  öffentlicher  Arbeit  die  Sträflinge  etwas  Anderes  sprechen,  als  was  sie 
allfällig  behufs  der  Arbeit  zu  fragen  uwl  zu  sagen  nothwendig  haben. 

Während  des  Essens  kann  ihnen  bewilligt  werden , mit  einander 
ruhig  und  in  Anstand  zu  sprechen. 

Zur  Nachtzeit  und  an  Sonn-  und  Festtagen  ist  lautes  Reden  ver- 
boten. 

Den  Sträflingen,  welche  in  den  Höfen  der  Anstalt  arbeiten  mllssen 
oder  sich  dort  ergehen  können,  sind  alle  Unterredungen  untersagt. 

Bei  Bestrafung  der  Uebertretuug  dieser  Verbote  ist  es  als  Erschwe- 
rungsgrund zu  betrachten,  wenn  die  geführten  Reden  ungebührlich  oder 
beleidigend  waren.“ 

Bestimmungen,  die  der  Disziplin  eher  hinderlich  als  förderlich  sind. 
Faktisch  lässt  sich  bei  unbeaufsichtigten  Gefangenen  (der  „Zimmerchef“ 
ist  ein  Sträfling)  in  dieser  Beziehung  wenig  erreichen.  Ob  und  was  bei 
der  Arbeit  gesprochen  wird,  hängt  vom  Aufseher  ab,  dessen  Mitthcilungs- 
draug  leider  manchmal  grösser  ist,  als  sein  Gefühl  für  das  Erlaubte  und 
Schickliche.  Der  Instruktion  entgegen  schwatzen  viele  „Meister“  mit  den 
Gefangenen  und  gestatten  ihnen  auch  unter  sich  mehr  Gesprächsfreiheit, 
als  zulässig  ist. 

J.  Zimmermann. 

Zwangsarbeitsanstalt  Luzern.  1.  Ein  bestimmtes  Strafsystem  kennen 
wir  in  unserer  Anstalt  nicht;  auch  nicht  verschiedene  Strafklassen  mit 
Progression. 

2.  Fällt  weg. 

3.  Alle  Zwangsarbeiter  werden  bei  ihrem  Eintritte  gleich  behandelt. 
Beim  Austritte  jedoch  werden  anerkannte,  notorische  Stromer,  Vaganten 
polizeilich  ihren  Heimatsgemeindeu  wieder  zugefllhi  t ; die  Ucbrigen  werden 
einfach  freigelassen. 

4.  und  5.  Einzelhaft  haben  wir  nicht.  Die  Mahlzeiten  werden  in 
einem  gemeinschaftlichen  Speisezimmer  eingenommen  und  als  Schlafstättcu 
sind  mehrere  Schlafsäälc  angewiesen  mit  je  15 — 21  Betten. 

6.  Jedem  Anstaltsgenossen  kommt  aus  dem  Arbeitserträgniss,  sofern 
er  nach  seinen  Kräften  arbeitet,  ein  Verdieustautheil  zu,  der  innerhalb 
der  Grenze  von  5 bis  10  Cts.  per  Arbeitstag  auf  Vorschlag  des  Ver- 
walters von  der  Anstaltskommission  festgestellt  wird. 

Bei  der  Taxirung  fallen  währschafte  Leistung,  Fleiss  und  gutes  Be- 
tragen in  Betracht. 

7.  Beantwortet. 
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8.  Den  Zwangsarbeitem  ist  bei  gemeinschaftlicher  Arbeit  Still- 
schweigen auferlegt.  Wahrend  der  Ruhezeit  ist  gegenseitige  Unterhaltung 
gestattet;  jedoch  hat  sich  dieselbe  streng  innert  den  Grenzen  des  An- 
standes zu  bewegen,  unter  Strafandrohung  fUr  die  Fchlbaren. 

Kasp.  Kaufmann,  Anstaltsverwalter. 

Uri.  Strafanstalt  Altdorf.  Alle  Gefangenen  werden  von  ihrem  Ein- 
tritt bis  zu  ihrem  Austritt  gleich  behandelt. 

Dieselben  haben  Einzelhaft  nur  bei  Nacht,  jedoch  gibt  es  einige, 
welche  auch  während  des  Tages  die  Arbeit  in  ihren  Zellen  verrichten. 
Jedem  arbeitenden  Gefangenen  w’ird  auf  Grund  seines  Fleisses  und  Wohl- 
verdienens  nach  Anordnung  der  Justiz-  und  1‘olizcikommission  monatlich 
ein  Sparpfennig  bis  höchstens  Fr.  1 gutgeschrieben. 

Die  Gefangenen  sind  hinsichtlich  der  Ruhe  der  strengsten  Disziplin 
unterworfen. 


Schwyz.  Strafanstalt  Schwyz.  Dieselbe  besteht,  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  freilich  nicht  mehr  angemessen,  in  einem  Bauernhause, 
womit  der  landwirtschaftliche  Betrieb  einer  Liegenschaft  verbunden  ist. 
Die  Hauptbeschäftigung  der  zirka  15  Sträflinge  besteht  im  Unterhalt  der 
Strassen,  welche  Arbeiten  vom  Baudepartement  der  Anstalt  theils  akkord- 
weise, theils  im  Taglohn  libergeben  werden.  Zu  diesen  Arbeiten  werden 
sowohl  Zuchthaus-,  als  auch  Arbeitshaussträflinge  verwendet,  welch'  letz- 
tere sieh  von  den  erstem  nur  durch  die  Kleidung  unterscheiden;  im 
Uebrigen  bleibt  Beköstigung  und  Behandlung  gleich. 

Als  Vcrdienstantheil  erhält  der  Sträfling  3 bis  15  Rp.  täglich,  je 
nach  seiner  Leistung.  Wie  es  bei  solchen  Einrichtungen  nicht  anders 
möglich  ist,  sind  die  Sträflinge  Tags  Uber  meist  beisammen  und  Nachts 
zu  3 bis  -1  in  Schlafzellen.  Bei  der  Arbeit  darf  nur  das  Nöthigstc  ge- 
sprochen werden,  Nachts  hat  Stillschweigen  zu  herrschen. 

A.  Züger,  Direktor. 


Obwalden.  Strafanstalt  Sarnen.  Strafklassen  mit  Progression  haben 
wir  nicht.  Die  Sträflinge  werden  vom  Eintritt  bis  zum  Austritt  gleich 
behandelt. 

Während  der  Nacht  befinden  sich  die  Sträflinge  in  Einzelhaft; 
während  des  Tages  rlleken  die  Sträflinge,  mit  Ausnahme  der  Schreiner 
und  Schuster,  zu  gemeinsamer  Arbeit  aus. 

Der  Vcrdienstantheil  auf  einen  Sträfling  beträgt  durchschnittlich  per 
Tag  Fr.  1.  20.  (?) 

Bei  der  Arbeit  und  des  Nachts  in  den  Zellen  ist  den  Sträflingen 

Stillschweigen  auferlegt.  ».  _ ...  , 

IV.  Dürrer,  Direktor. 


Nidwalden.  Strafanstalt  Stans.  Die  hiesige  kantonale  Strafanstalt 
ist  einfach  eingerichtet  und  es  werden  die  Sträflinge  in  Zuchthaus-  und 
Korrektionshaussträflinge  unterschieden.  Ersten  tragen  grau  gestreifte 
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Zwilchkleider,  letztere  ihre  eigenen  bürgerlichen  Kleider.  — Bei  der 
Zuchthausstrafe  tritt  unter  Umständen  Verschärfung  ein  durch  Einzelhaft 
bei  Tag  und  Nacht  und  Tragen  der  Kette. 

Die  Sträflinge  werden  im  Uebrigcn  von  ihrem  Eintritt  bis  zum  Aus- 
tritt alle  gleich  behandelt. 

Sie  haben  in  der  Kegel  nur  bei  Nacht  Einzelhaft,  indem  sie  bei 
Tag  zusammen  arbeiten  (Steine  klopfen  für  Kies  auf  die  Strassen). 

Wir  besitzen  12  bis  15  Zellen  mit  genügend  Luft  und  Licht.  Unsere 
Anstalt  gewährt  keinen  Verdienstantheil.  Den  Sträflingen  ist  zeitweilig 
Stillschweigen  auferlegt. 

J.  Durchwanden,  Direktor. 

Zug.  Strafanstalt  Zug.  Nach  zugesandtem  Keglement  betreffend 
das  GefÜngnisswesen  „sind  fltr  die  Strafgefangenen  — strenge  Geschlechter- 
trennung  Vorbehalten  — Einzelhaft  und  gemeinsame  Haft  unter  thunlichster 
Berücksichtigung  des  Stufensystems  derart  mit  einander  zu  verbinden,  wie 
es  sowohl  dem  Besserungszweck,  als  der  Erzielung  eines  befriedigenden 
Arbeitsertrages  förderlich  ist“. 

Das  Stufensystem  wird  in  der  Weise  berücksichtigt,  dass  Zuchthaus- 
Sträflinge  — soweit  sie  in  Zug  versorgt  werden,  was  nur  ausnahmsweise  ge- 
schieht — vorerst  in  Einzelhaft  gehalten  werden,  deren  Dauer  mit  Be- 
rücksichtigung des  Verhaltens  und  der  Strafdauer  bestimmt  wird.  Mehrere 
Sträflinge  haben  bisher  die  erste  Stufe  in  der  Strafanstalt  des  Kantons 
Zürich  dnrchgemacht.  Nach  dieser  ersten  Stufe  wird  gemeinsame  Arbeit 
gestattet;  auch  können  Erleichterungen  bezüglich  Besuch  und  Korrespon- 
denz eintreten. 

Die  Einzelhaft  in  erster  Stufe  wird  Tag  und  Nacht  durchgeführt. 
Nachts  haben  alle  Gefangenen  Einzelhaft  mit  Ausnahme  der  sog.  Schul- 
gefangenen. 

Der  Verdienstantheil  betrügt  10“o  des  ohne  Abzug  der  Gefangen- 
schaftskostcu  berechneten  täglichen  Verdienstes,  sofern  dieser  wenigstens 
50  Cts.  beträgt. 

Bei  der  gemeinsamen  Arbeit  ist  unbedingte  Schweigsamkeit  nicht 
durchgeführt,  schwatzhaftes  Wesen  wird  aber  bestraft. 

J.  Jtültiniann,  Polizeidirektor. 

Fribourg.  Maison  de  force  de  Fribourg.  1°  Dans  le  pénitencier  du 
canton  de  Fribourg  il  n’y  a qu’une  seule  classe  de  détenus.  Par  contre, 
il  est  accordé  différentes  faveurs  aux  détenus  qui  se  distinguent  par  leur 
bonne  conduite  et  leur  travail.  Ces  faveurs  consistent  en  jours  de  grâce, 
c'est-à-dire  réduction  de  peine  et  droit  à se  procurer  différents  aliments 
supplémentaires. 

2“  Le  système  cellulaire  n'existe  pas  encore  dans  notre  prison,  mais 
nous  espérons  voir,  l’année  prochaine,  se  construire  un  quartier  cellulaire 
complet.  Nous  n'avons  que  la  cellule  de  punition. 
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3°  Nous  donnons  aux  détenus  une  bonitication  de  quote-part  du  pro- 
duit de  leur  travail  qui  s’élève  au  1 <,  1 s et  b»  du  bénéfice  net.  Cela 
suivant  le  genre  de  profession. 

4°  11  est  permis  à nos  détenus  de  parler  pendant  qu’ils  travaillent. 

Corbouil,  directeur. 

Korrektionshaus  Freiburg.  1.  Unser  Zuebt-  oder  Korrektionsbaus  ist  nach 
dem  System  der  Zusammeuhaft  organisirt.  Oie  Oefangenen  sind  nach 
Geschlechtern  getheilt.  — Wir  haben  nur  eine  Klasse  und  ohne  Progression. 
Die  Gefangenen  sind  alle  auf  dem  gleichen  Kuss.  — Während  dem  Tag 
arbeiten  dieselben  gemeinsam  im  Arbeitssaal  und  schlafen  gemeinsam  in 
Schlafsälen. 

2.  Diejenigen  Sträflinge,  welche  am  Strassenbau  arbeiten,  erhalten 
mit  Ausnahme  der  Sonn-  und  Festtage  eine  Kation  Fleisch  und  eine  Ent- 
schädigung von  8 bis  15  Cts.  per  Tag. 

3.  Die  Gefangenen  können  zusammen  sprechen. 

J.  flrullinrl,  Direktor. 

Solothurn.  Strafanstalt  Solothurn.  Die  Sträflinge  in  unserer  Anstalt 
werden  vom  Eintritt  bis  zum  Austritt  alle  gleich  behandelt. 

Die  Grosszahl  derselben  wird  bei  Tag  unter  Stillschweigen  gemeinsam 
in  Arbeitssälen  beschäftigt  und  bei  Nacht,  so  weit  die  Zellen  genügen, 
einzeln  untergebracht. 

Täglicher  Bestand  der  Sträflinge  80  bis  100,  Zahl  der  Zellen  60. 

Den  arbeitsfähigen  Sträflingen  wird  je  nach  Leistung  und  Flciss  ein 
täglicher  Verdicnstantheil  von  5 bis  20  Cts.,  ausnahmsweise  bis  30  Cts. 
per  Person  gutgeschrieben  und  bei  der  Entlassung  ausbezahlt. 

T.  U.  Sesseli. 

Baselstndt.  Strafanstalt  Basel.  Die  Strafanstalt  Basel  besitzt  keine 
Strafklassen  mit  gesetzlich  normirter  Progression,  wohl  aber  gestattet 
steh  die  Direktion  im  Kähmen  gegebener  Ordnung  je  nach  Person, 
Charakter,  Verbrechen  und  Verhalten  mehr  oder  weniger  zu  individus 
lisiren.  ./oft.  Salis,  Direktor. 

Anmcrkumr.  Es  ist  doch  eine  Art  Progression,  wenn  gehandhabt  wird,  was 
in  S 10  des  Strafgesetzes  und  infolge  dessen  auch  in  § So  der  Hausordnung  vor- 
geschrieben  ist,  dass  nitmlich  jede  gerichtliche  Freiheitsstrafe  »ährend  der  ersten 
3 Monate  in  Einzelhaft  zu  verbringen  sei  und  dass  das  Gericht  diese  Einzelbatl 
bis  auf  2 Jahre  verlängern  könne.  //. 

Bascllnntl.  Strafanstalt  Liestal.  In  unsrer  Anstalt  werden  unter- 
gebracht  : 

a.  Zuchthausslrätlinge. 

b.  Gt  fängnisssträflinge. 

c.  Zwangsarbeiter. 

d.  Traosportgcfangene. 

e.  Mi  litärsteucr- Ab  Verdiener. 

f.  Inqilisiten. 
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Die  Progression,  refsp.  die  Begünstigungen  bestehen  in  Folgendem  : 

Die  InquiBiten  (Dntereuehungsgefangene)  verbleiben,  bis  das  Urtlieil 
in  Rechtskraft  erwachsen,  in  Zellenhaft,  doch  wird  denselben  auf  ihr 
Verlangen  geeignete  Arbeit  in  die  Zelle  gegeben. 

Die  Strafklassen  b — e,  mit  Ausnahme  der  weiblichen  Gefangenen, 
werden  griisstentheils  und  wenn  Entweichungen  nicht  zu  befürchten  sind, 
zur  Au8senarbeit  (Feldarbeit  für  die  Anstalt,  Dreschen,  Holzhacken  etc.) 
verwendet. 

Gefangene  bis  zu  1 Monat  Haft  sind  berechtigt,  ihre  eigenen  Kleider 
zu  tragen  ; in  allen  andern  Füllen  tragen  sie  Gefängnisskleider,  und  zwar 
die  Zuchthausstriitiinge  blauen  Zwilch  mit  braunen  Querstreifen,  die 
übrigen  ganz  blau. 

Die  Zuchthausgefangenen  werden  ohne  Ausnahme  in  Arbeitssälen 
beschäftigt  (Schusterei,  Weberei,  Körberei,  Btlrstenbinderei,  Schreinerei, 
Sesselflechterei  etc.)  ; zu  Arbeiten  ausserhalb  der  Anstalt  dürfen  sie  nicht 
verwendet  werden. 


In  Betreff  der  Verköstigung  werden  alle  Gefangenen  gleich  be- 
handelt, schwere  Arbeit  ausgenommen:  z.  B.  die  Weber  erhalten  für 
z’NUni  3 Deziliter  Milch,  ebenso  die  Aussenarbeiter  Uber  die  Sommerszeit. 

Was  die  Ilaftart  anbetrifft,  so  ist  in  unsrer  Anstalt  das  System  der 
Einzelhaft  eingeführt,  d.  h.  ausser  der  Arbeitszeit  sind  die  Gefangenen 
in  Einzelzellen.  ITebcrdies  hat  jeder  Vcrurthcilte , dessen  Strafdauer 
Uber  1 Jahr  beträgt,  die  3 ersten  Monate  in  Einzelhaft  zu  verbringen. 

Unsre  Hausordnung  schreibt  den  Gefangenen  Stillschweigen  vor, 
doch  wird  diese  Vorschrift  nicht  so  peinlich  strenge  gehandhabt  ; dagegen 
wird  Singen,  Pfeifen,  Gepolter  etc.  in  den  Zelten  und  Arbeitssälen, 
womit  andere  Gefangene  belästigt  werden,  nicht  geduldet. 

Ihre  Anfrage,  ob  unsre  Anstalt  den  Gefangenen  einen  Vcrdienst- 
antheil  gewähre,  können  wir  mit  Ja  beantworten,  und  wird  den  Ge- 
fangenen der  Anthcil  entweder  auf  Taglohn  oder  Akkordarbeit  berechnet: 

50  Cts  bis  Fr.  1.  — Verdienst  erhalten  10  °o  I ...  , . , 

„ . o I monatlich  wird 

Fr.  1.  - bis  Fr.  1.  80  n 12,5°  o ab-erechnet 

Fr.  1.  80  und  darüber  „ „ 15  ° o | S 

Aus  1 a des  Vcrdienstantheiles  dürfen  sich  die  Gefangenen  je  den 
2.  und  4.  Sonntag  eines  jeden  Monats  Speisezulagen  verschreiben"  lassen 
(Wein,  Bier,  Käse,  Würste,  Zucker  etc.),  jedoch  nicht  Uber  den  Betrag 
von  Fr.  2.  — auf  ein  Mal.  Aus  dem  zweiten  Drittel  wird  ein  Stock- 
fonds gebildet,  der  dem  Gefangenen  beim  Austritt  ausgehändigt  wird 
oder  aus  dem  er  Kleider  etc.  anschaffen  kann. 


Das  letzte  Drittel  wird  an  die  Prozesskosten  verwendet,  sofern  sie 
nicht  schon  bezahlt  sind  ; im  letztem  Falle  kann  der  Gefangene  darüber 
verfügen. 

Ueber  den  Verdienstantheil  der  Gefangenen,  sowie  Uber  allfällig  von 
Angehörigen  oder  Bekannten  deponirtc  Gelder,  welch’  letztere  ebenfalls 
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zu  Speisezulagen  verwendet  werden  dürfen,  wird  besondrc  Rechnung 
geführt  (sog.  Gefangenenkasse).  Ersparnisse  Uber  Fr.  5.  — werden  den 
Gefangenen  jeweilen  nach  Neujahr  auf  der  Sparkasse  zinstragend  angelegt. 

Richard,  Direktor. 


Scbaffhausen.  Strafanstalt  Schaffhausen. 


Antwort  auf  Frage  1. 
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Sog.  irrischerryrt. 
Nein. 


Ja.  Nach  Führung  die  Behandlung. 

Bei  Nacht. 

Alle. 

Ja. 

Nach  Fleiss  und  Betragen  4 bis  10  Rp. 
täglich. 

Stillschweigen  geboten. 

Uehlinger. 


Appenzell  A.-Rlt.  Zwangsarbeitsanstalt  GmUnden.  Unsere  Anstalt 
ist  Zwangsarbeitsanstalt,  verbunden  mit  Korrektionsänstalt.  Erstere  be- 
herbergt Zwangsarbeiter,  letztere  Gefängnis« - und  Arbeitssträflinge,  resp. 
Landesbussenschuldner.  Zwangsarbeitcr  und  Sträflinge  werden  nicht  nur 
bei  Nacht,  sondern  auch  in  den  Speisezimmern  und  so  viel  möglich  bei 
der  Arbeit  aus  einander  gehalten.  Sowohl  die  Zwangsarbeiter,  als  auch 
die  Strällinge  gemessen  (jede  Ahtheilung  für  sich)  die  gleiche  Behand- 
lung, und  zwar  vom  Eintritte  bis  zum  Austritte.  Begünstigungen  sind 
nicht  gestattet.  Die  Sträflinge  haben  bei  Nacht  Einzelhaft,  die  Zwangs- 
arbeitcr nicht.  Zellen  für  Einzelhaft  sind  12. 

Wir  gewähren  keinen  Verdienstantheil. 

Den  Sträflingen  ist  sowohl  in  der  Freizeit,  als  auch  bei  der  Arbeit 
Stillschweigen  geboten,  den  Zwangsarbeitern  aber  nur  während  der  Arbeit. 
In  der  Freizeit  ist  diesen  leises  (!)  Gespräch  gestattet. 

J.  Ilruderer,  Verwalter. 


St.  Gallen.  Strafanstalt  St.  Jakob.  Unsere  Anstalt  ist  nach  dem 

Progressivsystem  eingerichtet  mit  4 Strafstufen. 

I.  Strafstufe.  Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht,  in  der  Regel  sechs 
Monate,  ohne  irgend  welche  Vergünstigung. 

II.  Strafstufe.  Gemeinsame  Arbeit  bei  Tag,  Einzelhaft  bei  Nacht; 
Dauer  6 Monate  und  Minimum  1 a der  Strafzeit.  Vergünstigungen  : l/e  des 
Arbeitsverdienstes,  Verwendung  der  Hälfte  des  Verdienstantheils  für  die 
Familie  oder  für  sich,  Korrespondenz  und  Besuche  alle  2 Monate. 

III.  Strafstufe.  1 < des  Arbeitsverdienstes,  Korrespondenz  und  Be- 
suche alle  Monate. 

IV.  Strafstufe.  Bedingte  Entlassung,  sofern  der  Sträfling  */*  der 
Strafzeit  und  mindestens  1 lh  Jahr  abgebüsst  hat. 
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Sträflinge,  welche  zu  weniger  als  1 Jahr  Strafe  verurtbeilt  sind, 
kommen  in  der  Regel  direkt  auf  Stufe  11. 

Einzelhaft  bei  Nacht  für  sitmmtliche  Sträflinge,  bei  Tag  nur  fllr 
die  auf  Stufe  I. 

Vcrdienstantbeil  je  nach  der  Strafstufe  ; die  tägliche  Arbeitsleistung 
wird  im  Maximum  mit  80  Rp.  taxirt  und  von  dieser  dem  Sträfling  die 
bezügliche  Quote  gulgcschrieben. 

Den  Sträflingen  in  Gemeinschaft  ist  Stillschweigen  auferlegt. 

Hartmann,  Direktor. 

Zwangsarbeitsanstalt  Bize.  Die  Sträflinge  werden  von  ihrem  Eintritt 
bis  zum  Austritt  gleich  behandelt,  also  kein  fortschreitendes  System. 
Einzelhaft  besteht  nur  bei  Tage.  Vcrdienstantbeil  wird  nicht  verabfolgt. 

Das  Reden  ist  erlaubt,  immerhin  unter  Aufsicht,  beim  Essen  sowohl 
wie  bei  der  Arbeit. 

Aug.  Brünchweiler,  Verwalter. 


Granbttndei).  Strafanstalt  Chur. 


1)  In  der  Strafanstalt  Chur  bestehen  zwei  Strafklassen  ohne  Pro- 
gression, die  eine  fUr  Zuchthaussträflinge,  die  andere  für  Gefängniss- 
sträflingc. 

Die  Zuchthaussträflinge  mtissen  alle  die  ZuchthauBkleider  tragen  und 
sind  alle  zur  Arbeit  verpflichtet.  Die  Gefängnisssträflinge  dürfen  ihre 
eigenen  Civilkleider  tragen  und  können  gegen  ihren  Willen  nicht  zur 
Arbeit  angehalten  werden. 

Im  l'ebrigen  werden  beide  Klassen  «ganz  gleich  behandelt  und  be- 
köstigt, und  zwar  von  ihrem  Eintritt  bis  zum  Austritt. 

2)  Alle  Insassen  der  Strafanstalt  haben  bei  Nacht  ohne  Ausnahme 
Einzeln-Zellcnhaft.  Bei  Tag  bestellt  diese  Einzelnhaft  nur  für  die  weib- 
lichen Sträflinge  ; die  Männer  arbeiten  bei  Tag  gemeinsam  entweder  im 
Websaal  oder  im  Holzschopf. 

3)  Unsere  kantonale  Strafanstalt  gewährt  den  Sträflingen  einen  Ver- 
dienstantheil.  Massgebend  für  die  Bemessung  desselben  sind:  das  Be- 
tragen, die  Arbeitsfähigkeit,  die  Arbeitsleistung  und  der  FleisB,  und  es 
variirt  dieser  Verdicnstantheil  von  5 Rp.  bis  zu  40  Rp.  per  Arbeitstag. 

4)  Laut  Hausordnung  ist  den  Sträflingen  allgemein  Stillschweigen 
auferlegt;  indessen  wird  diese  Bestimmung  nicht  sehr  strenge  beobachtet 


und  durchgeführt. 


V.  Vonatz,  Polizeidirektor. 


Anstalt  Realta.  Realta  hat  keine  Strafklassen  und  es  werden  die 
Insassen  gleichmässig,  individuell  behandelt.  Besondere  Vergünstigungen 
werden  in  besserer  Kost,  zeitweise  und  bei  besonderen  Leistungen  — 
Professionisten  — gewährt.  Allen  Arbeitsfähigen  wird,  für  jeden  Arbeits- 
tag, ein  Verdienstantheil  von  20  bis  80  Rp.  gutgeschrieben.  Innert 
diesen  Grenzen  setzt  die  Aufseherschaft  Ende  jeden  Monats  den  Antheil 
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für  den  Einzelnen  fest.  Unsere  Sehlafzellen  fassen  zu  *'a  zwei  lind  zu 
"s  zirka  einen  Insassen  und  werden  selbst verstitndlich  Nachts  abgeschlossen. 
Die  Detinirten  verkehren  den  Tag  Uber  und  bei  der  Arbeit  frei  mit 
einander,  dUrfen  reden,  rauchen  und  sogar  bis  auf  einen  gewissen  Grad 
mit  einander  streiten  etc. 

/Inf.  Lietha. 

A argait.  Strafanstalt  Lenzburg.  Die  aargauische  Strafanstalt  be- 
herbergt ZuchthaUBStrltriinge,  zuchtpolizeiliche  Sträflinge,  Zwangsarbeiter 
und  zeitweise  auch  Untersuchungsgefangene.  Zur  Ruhezeit  (Nachts, 
Sonntags  und  während  der  Esspausen)  betindet  sich  jeder  Gefangene  in 
seiner  Zelle  allein.  Nur  12  grössere  Zellen  haben  2 Betten,  wovon  das 
zweite  aber  nur  dann  (für  Zwangsarbeiter)  gebraucht  wird,  wenn  das 
Haus  Uberfllllt  ist. 

Die  Anstalt  hat  3 Strafklassen  : 

Erste  Klasse.  Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht.  Arbeit  in  der  Zelle. 
EUr  Genuss  der  frischen  Luft  Einzelspazierhöfe.  Erbauungsbllcher.  Be- 
schränkter Briefwechsel.  Beschränkung  der  Besuche.  Maximum  12  Monate. 
Ueber  Versetzung  in  eine  höhere  (II.)  Klasse  entscheidet  der  Direktor 
nach  Massgabe  des  Verbrechens,  des  Verhaltens  und  der  Gesundheits- 
Verhältnisse  des  Sträflings.  Verlängerungen  Uber  12  Monate  hinaus  ver- 
fugt der  kantonale  .lustizdirektor  bei  wiederholtem  Rückfall , bei  Bös- 
artigkeit des  Charakters  oder  aus  Gründen  der  Disziplin,  endlich  auf  das 
bestimmte  und  begründete  Verlangen  des  Sträflings. 

Der  Einzelhaft  werden  unterworfen:  Alle  peinlich  bestraften,  männ- 
lichen und  weiblichen  Sträfling#,  sofern  der  Arzt  aus  dringlichen  Rück- 
sichten auf  die  Gesundheit  nicht  anders  zu  verfügen  beantragt,  sodann 
alle  rückfälligen,  zuchtpolizeilichen  Sträflinge  und  alle  rückfälligen  Zwangs- 
arbeiten ferner  alle  jene  Gefangenen,  ohne  Unterschied  der  Strafkategorie, 
welche  bei  gemeinschaftlicher  Arbeitshaft  sich  nicht  gut  verhalten  und 
auf  die  Disziplin  störend  einwirken,  endlich  während  ihrer  ganzen  Straf- 
zeit alle  jugendlichen  Sträflinge  unter  18  Jahren. 

Zweite  Klasse.  Gemeinschaftsbaft  bei  der  Arbeit  und  beim  Spazieren 
mit  Slillschtveige.n,  sonst  Einzelhaft.  Erbauungs-  und  BibliothekbUcher, 
monatlich  1 Brief,  alle  2 Monate  1 Besuch,  kleinere  Begünstigungen.  In 
diese  Klasse  werden  alle  Jene  eingereiht,  welche  bei  ihrem  Eintritt  nicht 
der  Einzelhaft  unterworfen  werden,  und  Diejenigen,  welche  aus  der  ersteu 
Klasse  vorrllcken. 

Dritte  Klasse.  Gemeinschaftshaft  wie  bei  der  vorigen  KlaBse. 
Begünstigungen:  Erbauungs-  und  BibliothekbUcher,  monatlich  2 Briefe 
und  1 Besuch , beschränkte  Erwerbung  unschuldiger  Genussmittel  aus 
dem  Sparguthaben  : Schnupftabak,  Kautabak,  Käse,  Butter,  auch  Wein. 
Anschaflung  von  Büchern,  Lehrmitteln,  Werkzeugen  und  Kleidern.  Unter- 
stützung der  Familie  und  der  Familienglieder.  Tragen  eines  kurzen 
Balles. 
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In  diese  Klasse  werden  solche  Sträflinge  versetzt , welche  sieh 
während  t>  Monaten  in  der  zweiten  Klasse  beständig  gut  verhalten  haben. 

An  die  vorgeflihrten  drei  Klassen  schliesst  sieh  nun  nach  Erstehung 
von  zwei  Dritiheilen  der  Strafzeit  bei  gutem  Verhalten  als: 

Vierte  titrafstvfe  die  provisorische  oder  bedingte  Freilassung  auf 
Wohlverbalten  an.  Verhält  sich  der  Bedingt-Entlassene  gut,  so  erlischt 
seine  Strafe  mit  dem  letzten  Tage  seiner  Strafzeit,  verhält  er  sich  in 
der  Freiheit  nicht  gut,  so  kann  er  zur  Nachholung  des  ganzen  Straf- 
restes bis  zum  letzten  Tage  wieder  in  die  Strafanstalt  zurückversetzt 
werden.  Während  der  bedingten  Freilassung  steht  er  unter  Schutzauf- 
sicht. I >ie  bedingte  Entlassung  wird  vom  Grossen  Käthe,  die  Küokver- 
aetzung  aber  vom  Kegierungsrathe  ausgesprochen. 

Anmerkung  1.  Am  Schulunterrichte  können  alle  Strafklassen,  jedoch  ge- 
trennt, theilnehmen.  Die  Einzelhaften  werden  unter  strengerer  Aufsicht  frtr  sich 
Unterrichtet,  die  Schiller  der  zwei  weitern  Klassen  aber  nach  dem  Staude  ihrer 
Bildung  in  gesonderte  Ahthciluugen  \on  ü hi-  S Individuen  gebracht.  Der  Unter- 
richt ist  im  Schulzinuner  für  die  Anwesenden  gemeinsam.  Lehrmittel  gratis. 

Anmerkung  2.  Der  Verdienstantheil  (5  bis  _'o  Itp.  täglich)  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  Erleichterung  des  spätem  Fortkommens  vom  Eintritte  bis  zum  Aus- 
tritte für  ullc  nach  dem  gleichen  Mnssstabe  berechnet.  Der  Berechnung  werden 
die  Arbeitsleistungen  zu  Gründe  gelegt. 

Thurgau.  Strafanstalt  Tobel.  Die  hiesige  Anstalt  wird  nach  dem 
Auburn’schen  Sehweigsystcm  geführt.  Das  ProgressivsyBtem  mit  Klassen 
kennt  unser  Strafgesetz  nicht.  Eine  Gesetzesvorlage  über  bedingte.  Ent- 
lassung der  Sträflinge,  womit  selbstverständlich  das  Progrcssivsystem 
hätte  in  der  Strafanstalt  eingeführt  werden  müssen,  wurde  durch  die 
Volksabstimmung  mit  grosser  Mehrheit  verworfen,  und  cs  ist  nicht  zu 
erwarten,  dass  so  bald  eine  bezügliche  Vorlage  wieder  erscheinen  werde. 

Als  Ersatz  für  ein  solches,  anderorts  bestehendes  Gesetz  kann  im 
Thurgau  das  Gesetz  für  Strafverwandlung  angesehen  werden,  wonach  Zueht- 
nnd  Arbeitshaussträflingen  mit  nicht  mehr  als  3 Jahren  Strafzeit  wegen 
Wohl  Verhaltens  und  wirklicher  Besserung  von  demjenigen  Gericht,  welches 
das  Straflirtheil  gesprochen  hat,  ein  Theil  der  Strafzeit  in  Aktivblirger- 
reelitseinstellung  oder  in  Eingrenzung  in  die  lleimatsgemeinde  verwandelt 
werden  kann. 

Nach  dem  Anstaltsreglement  (S  4t!)  kann  Sträflingen,  welche  sieh 
musterhaft  auffüliren  und  Beweise  ihrer  Besserung  geben,  angemessene 
Belohnung  (z.  B Erlaubniss  zu  unterhaltenden  Arbeiten,  zu  ausgedehn- 
terer Lektüre  und  zu  iiftern  Besuchen  etc.)  bewilligt  werden. 

Die  Sträflinge  haben  bei  Tag  Gcmeiiiscbaftsbaft  und  bei  Nacht  alle 
Einzelnhaft.  Die  Einzelnhaft  wird  auch  bei  Tag  und  Nacht  bei  solchen 
Sträflingen  zur  Anwendung  gebracht,  welche  die  Ruhe  des  Hauses  be- 
harrlich stören  oder  die  Sicherheit  desselben  oder  der  Angestellten  oder 
der  Gefangenen  gefährdeu,  oder  deren  Betragen  eine  verderbliche  Ein- 
wirkung auf  andere  Gefangene  befürchten  lässt.  Au  Arbciterzellen  haben 
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wir  nicht  Mangel:  beim  Umbau  der  Strafanstalt  sind  20  °o  zu  solchen 
Zellen  erstellt  worden.  Räumlich  wird  einer  allfälligen  Einführung  des 
Progressivsystems  darum  nichts  im  Wege  stehen. 

Grundsätzlich  halten  wir  dafür,  dass  der  Arbeitsverdienst  des  Sträf- 
lings dem  Staate  gehört,  er  verabreicht  aber  an  Sträflinge  ein  Arbeits- 
geschenk  per  Tag  von  2 bis  15  Rp.  Bei  Ausscheidung  werden  in 
Betracht  gezogen  die  Arbeitsleistung,  der  Arbeitsfleiss  und  das  Verhalten 
des  Sträflings. 

A.  Engc.ler,  Verwalter. 

Zwangsarbeitsanstalt  Kalchrain.  Eigentliche  Strafklassen  kennt  man 
in  herwärtiger  Anstalt  nicht.  Das  Anstaltsreglement  von  Kalchrain 
schreibt  diesfalls  lediglich  vor:  § 23.  Die  Hauptarbeit  der  in  die  Anstalt 
aufgenommenen  Personen  besteht  im  Betrieb  der  Landwirtschaft  und  in 
Strassen-  und  Waldarbeiten:  die  unter  denselben  befindlichen  Handwerker 
können  jedoch  auch  zur  Ausübung  ihres  Berufes  verwendet  werden,  sofern 
dieses  für  die  Anstalt  notwendig  und  nützlich  ist,  und  — fügt  der 
Unterzeichnete  hinzu  — sofern  sie  durch  gutes  Verhalten  Gewähr  bieten 
dafür,  dass  sie  die  ihnen  hiedurch  eingeräumte  grössere  Freiheit  zufolge 
nicht  beständiger  spezieller  Beaufsichtigung  nicht  etwa  zum  Nachteil 
der  Anstalt  und  des  eigentlichen  Zweckes  der  Détention  missbrauchen; 
ferner  in  § 2fi:  Schwächliche  oder  alte  Personen  sind  mit  leichtern  Ar- 
beiten (Nähen,  Strohflechten,  Holzspalten  u.  dgl.)  zu  beschäftigen;  endlich 
in  § 27  : Es  bleibt  dem  Hausvater  überlassen,  Personen,  welche  sich 
durch  eine  gute  Aufführung  auszeichnen,  bei  Zuteilung  der  Arbeit  be- 
sonders zu  berücksichtigen.  (Diese  Berücksichtigung  kann  aber  bestehen 
in  der  Anweisung  selbständiger  Arbeiten  ohne  spezielle  beständige  Be- 
aufsichtigung.) 

Anderweitige  Begünstigungen  sind  hierorts  nicht  statthaft,  ausser 
allfällig  derjenigen  laut  § 45  bezüglich  der  Speiseordnung,  wonach  den 
mit  besonders  anstrengenden  Arbeiten  beauftragten  Individuen  Zulagen 
an  Brod  und  Getränk  verabfolgt  werden  können. 

Sowohl  innert  als  ausser  der  Anstalt  sind  die  hiesigen  Detinirten 
in  gemeinsamer  Haft  beisammen,  und  zwar  bei  der  Arbeit  in  kleinem 
und  grössern  Abtheilungcn  bis  zu  20  Mann,  beim  Essen  im  nämlichen 
Speiscsaal,  in  den  Ruhepausen  und  an  Sonn-  und  Feiertagen  im  näm- 
lichen Wohnungslokal,  Tagraum  und  geschlossenen  Hofraum,  zur  Nacht- 
zeit in  Schlafzimmern  von  1 bis  höchstens  6 Betten.  — Einzelnhaft- 
lokale sind  in  hiesiger  Anstalt  8 vorhanden. 

In  der  gemeinschaftlichen  Haft  ist  den  hiesigen  Detinirten  das 
Reden  gestattet  innert  den  Grenzen  der  Ruhe,  Ordnung  und  des  Anstandes. 
Das  Reglement  sagt  hierüber  in  § 51  : Zank,  Streit,  Lärm,  unsittliche 
Gespräche,  Widersetzlichkeit  gegen  den  Hausvater  und  dessen  Ange- 
stellte n.  s.  w.  sind  nachdrucksam  zu  ahnden. 
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Arbeitsverdienst  wird  den  in  hiesige  Anstalt  aufgenommenen  Personen 
keiner  gutgeschrieben. 


J.  ftieser,  Verwalter. 


Tessin.  Casa  penitenziaria  cantonale  di  Lugano.  Notre  pénitencier 
a été  organisé  d’après  le  système  d'Auburn,  séparation  pendant  la  nuit, 
travail  en  commun  pendant  le  jour  — cela  pour  toutes  les  peines  — 
c’est-à-dire  autant  pour  la  réclusion  (criminels)  que  pour  la  détention 
(correctionnels). 

Mais,  déjà  au  commencement,  le  susdit  système  a reçu  chez  nous 
maintes  modifications. 

On  a introduit: 

1°  L’isolement  absolu  dans  le  premier  temps  de  la  peine; 

11°  la  division  en  classes; 

111°  la  progression. 

Nous  allons  en  expliquer  l’application: 

a)  L’isolement  absolu  et  proportionné  à la  durée  de  la  peine,  — 
p.  ex.  trois  ans  pour  les  condamnés  à la  réclusion  perpétuelle  — un 
an  pour  les  condamnés  à la  réclusion  de  4 à 24  ans  — six  mois  pour 
les  correctionnels  condamnés  à la  détention  de  2 à 4 ans  — cinq  mois 
pour  les  détentions  de  1 à 2 ans  — le  tiers  pour  les  détentions  de  trois 
mois  à 1 an.  — On  y fait  exception  à l’égard  des  détenus  affectés  de 
maladie  organique,  telle  que  l’épilepsie,  et  dans  le  cas  de  monomanie 
de  suicide. 

Nous  devons  toutefois  observer  que  l'isolement  au  commencement 
de  la  peine,  tout  en  avant  pour  objectif  l’intimidation,  entraîne  des  obs- 
tacles à l'apprentissage  des  métiers  pour  les  individus  qui  n’en  connaissent 
pas  un  parmi  ceux  qui  peuvent  s’exercer  dans  l’établissement,  de  manière 
que  le  condamné  reste  parfois  oisif  dans  sa  cellule. 

b)  Quant  à la  progression,  voilà  comme  elle  va  s'effectuer: 

Nous  avons  trois  classes  de  détenus. 

La  première  classe  se  compose  des  détenus  qui  se  trouvent  dans  la 
période  de  l'isolement  absolu. 

Ceux  qui  sont  sortis  de  l’isolement  absolu  et  qui,  tout  en  restant 
séparés  la  nuit,  aux  repas,  et  aux  jours  de  fête,  travaillent  en  commun 
dans  les  ateliers,  passent  à la  seconde  classe. 

A la  troisième  classe  viennent  d’être  promus  les  condamnés  de  la 
deuxième  qui  ont  été  notés  par  bonne  conduite  et  se  préparent  à la 
libération  conditionnelle. 

c)  On  voit  par  cela  qu’au  fond  du  système  nous  avons  la  libération 
conditionnelle,  qui  vient  d’être  concédée  aux  condamnés  qui  ont  tenu  une 
bonne  conduite  pendant  trois  quarts  de  la  peine. 

Zritschr.  f.  Schweizer  Strafrecht.  4.  Jahrg.  34 
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En  sont  exceptés  les  condamnés  à la  réclusion  perpétuelle  et  les 
étrangers,  à cause  de  l’impossibilité  de  révoquer  le  bénétice  de  la  libé- 
ration à ces  derniers  dans  les  circonstances  prévues  par  la  loi. 

(I)  Nos  détenus  reçoivent  une  bonification  sur  leur  travail.  La 
quote-part  est  de  20  °o  pour  les  criminels,  de  30  % pour  les  correction- 
nels. Les  apprentis  n’en  reçoivent  aucune. 

A la  tin  de  l’année  on  inscrit  la  quote-part  au  compte  particulier 
de  chacun,  et,  si  le  montant  est  d’une  certaine  considération,  on  en  fait 
l’emploi  à la  caisse  d’épargne.  A l’expiration  de  la  peine,  le  compte 
courant  vient  d'être  acquitté. 

e)  Sur  leur  pécule,  les  détenus  ne  peuvent  acheter  ni  des  mets,  ni 
des  boissons.  Ils  sont  toutefois  autorisés  d’acquérir  quelques  sous-habits 
et  quelques  livres  d’instruction,  en  surplus  de  ceux  qui  sont  donnés  par 
l’administration,  et  ils  peuvent  aussi  envoyer  de  l'argent  à leur  famille. 

I)  Lorsqu’ils  travaillent,  les  détenus  ont  la  permission  de  parler  pour 
ce  qui  touche  le  travail  même.  MaiB  ce  serait  une  illusion  de  croire 
qu’ils  ne  parlent  pas  d’autre  chose.  Les  infractions  sont  nombreuses, 
presque  toujours  couvertes  par  le  bruit  des  outils  et  par  la  ruse. 

F.  Chiclmrio,  directeur. 

Yaud.  Maison  pénitentiaire  de  Lausanne.  Le  travail  est  divisé  en 
trois  degrés,  auxquels  correspondent  trois  classes  de  détenus: 

1°  Le  travail  isolé  avec  réclusion  cellulaire  le  jour  et  la  nuit. 

2°  Le  travail  en  commun  et  en  silence  dans  de  grands  ateliers  pendant 
le  jour  et  réclusion  pendant  la  nuit  en  cellules,  ou,  s’il  y a lieu, 
dans  des  dortoirs  sous  surveillance. 

3°  Travail  dans  de  petits  ateliers  dans  diverses  parties  de  la  maison 
ou  à l’extérieur  dans  les  dépendances  de  l’établissement. 

Les  détenus  de  cette  troisième  classe  ne  Bout  pas  soumis  à la  règle 
du  silence;  ils  peuvent  être  admis  à fonctionner  en  qualité  de  contre- 
maîtres et  diriger  l’apprentissage  de  co-détenus. 

Ils  sont  enfermés  pendant  la  nuit  dans  des  cellules  on  dans  des 
dortoirs  sous  surveillance. 

La  réclusion  cellulaire  avec  travail  isolé  est  imposée  aux  condamnés 
à leur  entrée  au  pénitencier  pour  un  temps  qui,  dans  la  règle,  ne  doit 
pas  excéder  six  mois.  Elle  peut  être  abrégée  pour  cas  de  maladie  ou 
suivant  la  conduite  du  détenu  et  peut  aussi  être  prolongée  au  delà  de 
six  mois,  s'il  y a lieu. 

La  libération  conditionnelle  est  accordée  aux  détenus  ayant  atteint 
les  deux  tiers  de  leur  peine,  sous  la  condition  que  leur  conduite  ait  été 
exemplaire  et  sons  plusieurs  autres  considérations  examinées  par  la  com- 
mission de  clémence  et  ratiliées  par  le  Conseil  d’Etat,  s’il  y a lieu. 

Payot,  directeur. 
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Colonie  agricole  à Payerne.  Les  colons  sont  tenus  au  travail.  Ils 
reçoivent  en  retour  la  nourriture,  le  vêtement,  le  logement  et  un  salaire. 
Les  colons  se  trouvent  en  commun.  Il  y a 3 dortoirs  à 80  lits. 

La  distribution  du  salaire  est  graduée,  suivant  le  travail  et  la  con- 
duite des  colons.  11  y a trois  degrés,  auxquels  correspondent  trois  classes 
de  colons.  La  rétribution  de  la  2e  classe  est  double  de  celle  de  la  3f, 
et  celle  de  la  l'°  double  de  celle  de  la  2°. 

Les  colons  en  arrivant  passent  au  moins  un  moiB  dans  la  3°  classe. 
Au  bout  de  ce  temps,  s’ils  en  sont  jugés  dignes  par  leur  conduite  et  leur 
travail,  ils  sont  promus  dans  la  2°  classe. 

Ils  ne  peuvent  être  admis  dans  la  1”  classe  que  si  à une  conduite 
irréprochable  ils  ont  joint  une  aptitude  spéciale  et  une  grande  activité 
au  travail.  Voila  un  système  progressif  complet. 

G.  v.  Band 

La  colonie  de  l’Orbe  est  établie  sur  le  même  système  que  celle  de 
Payerne,  qui  est  établie  définitivement. 

J.  V.  Crausaz,  directeur. 

Valais.  Maison  de  détention.  Le  nombre  restreint  des  condamnés 
et  l’aménagement  du  bâtiment  ne  nous  permettent  pas  d’établir  un  système 
de  classification. 

Même  nourriture  et  même  règlement  pour  tous.  Le  costume  seul 
diffère  pour  les  condamnés  criminels  et  correctionnels. 

Sauf  de  rares  exceptions  visant  les  hommes  dangereux  et  incorri- 
gibles, constamment  gardés  eu  cellule,  le  travail  se  fait  en  commun;  et  le 
soir,  chacun  est  enfermé  isolément  en  cellule. 

Tout  travail  est  A la  tâche  ; le  détenu  à son  premier  jugement  reçoit 
le  ',s  de  la  valeur  de  son  travail;  celui  en  première  récidive  le  lo  et 
celui  en  seconde  récidive  ou  plus  ne  reçoit  que  le  1 r,  à titre  de  pécule. 

Le  silence  est  de  rigueur  pendant  les  heures  de  travail.  La  con- 
versation n'est  permise  que  pendant  les  récréations  entre  midi  et  une 
heure,  et  7 et  8 heures  du  soir,  moment  de  la  fermeture  des  cellules. 

Ouverture  des  cellules  de  4‘/z  à 5*/«,  suivant  les  saisons. 

Guil.  île  Lavalluz , directeur. 

Neuchâtel.  Pénitencier  de  Neuchâtel.  1°  D’après  quel  système 
pénitentiaire  votre  pénitencier  est-il  organisé? 

Le  décret  de  fondation  de  notre  établissement  prévoit  le  système 
cellulaire,  mitigé  par  la  création  d’ateliers  ponr  le  travail  en  commun. 
En  effet,  pour  certains  individus  faibles  d'esprit  ou  manquant  d’énergie 
morale,  l’isolement  complet  déterminerait  des  symptômes  d'aliénation 
mentale. 

Notre  réorganisation  pénitentiaire  ayant  eu  pour  but  essentiel  le 
développement  physique  et  le  relèvement  moral  des  condamnés,  rompant 
en  cela  complètement  avec  l’ancienne  notion  qui  consistait  plutôt  à frapper 
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le  délinquant  d'une  peine  rigide  à expier,  il  a fallu  rendre  efficaces  les 
moyens  mis  à la  disposition  des  autorités  pénitentiaires.  La  nouvelle 
notion  consiste  donc  à donner  aux  condamnés  l’instruction  primaire  qui 
manque  A la  plupart  d’entre  eux,  et  à les  mettre  en  mesure,  en  leur 
apprenant  un  métier,  de  gagner  honnêtement  leur  vie  après  leur  sortie 
de  prison. 

2°  Avez-vous  par  exemple  différentes  classes  avec  progression  ? 

Oui,  ci-joint  la  copie  du  tableau. 

Les  déteniiB  ayant  moins  d’un  an  à passer  chez  nous  n’ont  pas  droit 
au  pécule. 

Quant  au  régime  alimentaire  et  au  vêtement,  il  n’y  a aucune  diffé- 
rence entre  les  détenus.  Les  malades  sont  traités  aux  frais  de  l’Etat  et 
reçoivent  tout  ce  que  le  médecin  ordonne. 

Le  nouveau  code  pénal,  en  vigueur  depuis  le  l"r  juillet  écoulé, 
prévoit  que  les  détenus  condamnés  A l’emprisonnement  pourront,  sur  leur 
gain,  obtenir  quelques  adoucissements,  dans  la  mesure  tixée  par  les  règle- 
ments. (Ces  règlements  ne  sont  pas  encore  élaborés.) 

3°  Est-ce  qu’ils  sont  tenus  seuls  en  cellule  pendant  le  jour  et  la 
nuit,  ou  seulement  pendant  la  nuit,  ou  n’y  en  a-t-il  rien? 

Tous  les  détenus  prennent  leurs  repas  en  cellule  et  tons  couchent 
seuls.  Les  détenus  dangereux  et  les  récidivistes  sont  seuls  en  cellule, 
danB  la  règle;  cependant,  mon  prédécesseur  monsieur  le  Dr.  Guillaume, 
d’accord  avec  le  département  de  justice  et  la  commission  de  surveillance, 
a été  autorisé  à ne  pas  appliquer  cette  règle  à tous  les  condamnés,  mais 
à individualiser  dans  chaque  cas  spécial  et  à déroger  au  principe  admis, 
qui  lui  paraissait  trop  absolu. 

1°  Votre  pénitencier  donne-t-il  au  détenu  la  bonification  d’une  quote- 
part  du  produit  de  son  travail,  combien  et  comment  la  comptez-vous  V 

Oui,  voir  le  tableau  indiqué  sous  chiffre  2. 

5°  Aux  détenus  est-il  permis  de  parler,  s’ils  travaillent  ensemble, 
ou  non  ? 

Pour  les  besoins  du  travail,  ils  peuvent  se  renseigner:  auprès  du 
contremaître  quand  il  est  dans  l’atelier,  ou  auprès  d’autres  détenus  con- 
naissant le  travail,  en  l'absence  du  contremaître.  Toute  autre  conver- 
sation est  interdite,  et  punie,  après  un  avertissement  dont  il  n’aurait  pas 
été  tenu  compte. 

Ensuite  de  la  mise  en  vigueur  du  nouveau  code  pénal,  nos  règle- 
ments de  discipline  et  sur  l’exécution  des  peines  subiront  certainement 
quelques  modifications,  mais,  autant  que  nous  pouvons  en  juger  d’après 
nos  rapports  avec  monsieur  le  directeur  de  justice,  il  sera  largement 
tenu  compte  de  l’expérience  acquise  depuis  l’ouverture  de  notre  établis- 
sement , ce  qui  revient  A dire  qu’il  n’y  aura  probablement  pas  de 
changements  notables  apportés  dans  la  jurisprudence  actuelle. 
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Maison  de  travail  et  de  correction  de  Devens.  Tous  les  internés 
femmes  et  hommes  sont  soumis  au  même  régime  et  ä la  même  discipline, 
il  n'est  fait  aucune  partialité.  Chaque  détenu  a une  cellule  à lui;  celle-ci 
est  fermée  pendant  le  jour  lorsque  nos  gens  sont  au  travail  ; une  fois  le 
repas  du  soir  terminé,  il  est  fuit  un  appel  qui  fait  connaître  dans  quel 
domaine  tel  ou  tel  a travaillé,  puis  ensuite  chacun  est  enfermé  dans  sa 
cellule  après  avoir  déposé  ses  souliers  derrière  la  porte. 

Pour  le  travail  qui  consiste  cher,  nous  dans  la  culture  des  champs 
et  le  façonnage  du  bois,  les  internés  vont  par  escouades  de  5,  7,  1 1 » 
hommes  toujours  sous  la  surveillance  d'un  employé;  la  liberté  de  causer 
et  de  fumer  leur  est  accordée;  chaque  semaine,  si  la  conduite  a été  bonne, 
ils  reçoivent  un  paquet  de  tabac. 

L’interné  ne  reçoit  aucune  bonification  sur  le  produit  de  son  travail  : 
lors  de  sa  libération  il  reçoit  un  pécule  de  3,  4 ou  IV.  5 lui  permettant 
de  payer  son  voyage  pour  tel  ou  tel  endroit  où  il  pense  ponvoir  se 
procurer  du  travail.  Par  cas  exceptionnel,  ce  pécule  peut  montera  fr.  K* 
si  l’interné  est  un  homme  de  métier  qui  aura  rendu  de  réels  services  à 
la  maison. 

Juins  l'nrrin,  directeur. 

Genève.  Prisons  de  St-Antoine.  La  prison  que  je  dirige  est  mixte, 
elle  comprend  le  régime  préventif  et  punitions  correctionnelles,  militaires 
pour  hommes;  les  peines  à subir  n’excèdent  pas  12  mois;  pour  les  femmes, 
régime  préventif  et  punitions  correctionnelles,  criminelles,  les  peines  à subir 
peuvent  varier  de  1 jour  à la  perpétuité. 

Le  règlement  ne  prévoit  pas  les  classes  avec,  progression,  seulement 
il  est  accordé  quelques  adoucissements  aux  condamnés  ou  condamnées, 
suivant  leur  culture  et  le  milieu  dans  lequel  ils  ont  vécu. 

La  vie  est  commune,  aussi  bien  en  cellules  qu’à  l’atelier,  le  jour 
comme  la  nuit;  le  règlement  ne  tolère  pas  les  conversations  entre  con- 
damnés soumis  au  travail  de  l'atelier:  comme  iis  vivent  en  communauté 
de  3 et  4 pour  le  repos  de  la  nuit,  il  est  impossible  d’appliquer  cette 
obligation  demandée  par  le  règlement. 

La  bonification  sur  le  produit  du  travail  est  de  minime  importance, 
en  raison  de  la  nourriture  accordée  aux  condamnés,  qui  consiste  en 
1 i litre  de  café  au  lait  le  matin,  légume  au  repas  du  midi,  soupe  le 
soir;  le  jeudi  et  le  dimanche,  les  condamnés  reçoivent  de  la  viande  et 
du  vin. 

Lafomt,  directeur. 

Prison  de  l’Évêché.  A notre  pénitencier  tous  les  détenus  sont  égale- 
ment traités  dès  leur  entrée  jusqu’il  leur  sortie.  Nous  n’avons  qu’une 
seule  classe  de  détenus  et  il  n’existe  pas  de  progression  pour  des  faveurs 
on  des  traitements  différentiels. 
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Los  détenus  travaillent  eu  commun  dans  les  ateliers  pondant  le  jour, 
la  nuit,  chacun  a sa  cellule  entièrement  séparée  des  antres.  Il  n'y  a jamais 
deux  détenus  dans  la  mémo  cellule  et  nous  n’avons  point  de  dortoirs. 

Art.  lti  du  rrqlemmt:  Le.  travail  est  obligatoire  pour  tous  les 
condamnés. 

Art.  ■/?.  Le  produit  de  ce  travail  appartient  eu  entier  à l'Etat.  Toute- 
fois il  peut  être  accordé  *}  à chaque  prisonnier,  à titre  d’encouragement, 
Une  rétribution  qui  n'excède  pas  la  moitié  du  prix  auquel  le  département 
de  l’intérieur  liste  la  journée  de  travail. 

Art.  18.  La  rétribution  qui  peut  être  allouée'2)  aux  prisonniers  est 
divisée  en  deux  parts,  l’une  dite  disponible,  l'autre  dite  fonds  de  réserve. 
La  part  disponible  ne  peut  pas  excéder  le  quart  du  prix  auquel  le  travail 
aura  été  fixé. 

Art,  7.  Les  prisonniers  réunis  à l'atelier  doivent  garder  entre  eux 
un  silence  absolu.  Toute  communication  par  signes  leur  est  également 
interdite.  Ils  ne  peuvent  parler  aux  employés  qu’à  voix  basse  et  pour 
des  objets  urgents  relatifs  au  travail  ou  au  service  intérieur  de  la  prison. 

ND.  du  directeur:  Tel  est  l'art.  7 du  réglement,  mais  bien  malin  est,  ou 
géra,  celui  qui  obtiendra  et  surtout  conservera  à l’atelier  ce  silence  absolu. 

’)  il  est  toujours  accordé. 

-)  Qui  est  allouée. 

A.  Corbuz.  directeur. 
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Par  E.  H.  Le  liot/er,  lie.  jur., 

Secrétaire  du  Departement  de  Justice  et  Police  & Genève. 

Notre  intention  n’est  pas  de  répéter  ce  qui  a été  déjà  si  clairement 
expliqué  par  M.  le  Dr.  Guillaume  avec  sa  compétence  habituelle  '),  car 
les  renseignements  qu’il  fournit  sont  absolument  complets  et  permettent 
à ehacuu  de  se  rendre  bien  compte  du  fonctionnement  du  système  in- 
génieux inventé  par  M.  Bertillon. 

Nous  voulons  seulement  donner  ici  quelques  indications,  résultat  de 
notre  expérience  depuis  l’installation  du  service  d'identitication  à Genève. 

Un  point  qu’il  importe  de  faire  connaître  est  la  simplicité  d’une 
semblable  institution;  en  général,  les  sommes  dont  disposent  les  auto- 
rités cantonales  de  police  sont  modestes  et  plusieurs  cantons  pourraient 
renoncer  à une  pareille  innovation  par  crainte  de  dépenses  excessives; 
or,  il  est  facile  de  les  rassurer  à cet  égard  ; en  effet  : une  centaine  de 
francs  suffisent  pour  les  instruments  et  le  mobilier  nécessaires  pour  la 
mensuration  ; cent  francs  également  pour  les  casiers  de  la  classification  ; 
les  fiches  pour  le  relevé  des  signalements  coûtent  une  vingtaine  de  francs 
le  mille;  il  ne  reste  donc  plus  qu’à  aménager  un  local  convenable  à 
proximité  de  la  prison  préventive;  en  sorte  qu'avec  quelques  cents  francs 
on  peut  avoir  un  service  installé;  chaque  canton  prend  alors  les  mesures 
voulues  au  point  de  vue  du  personnel. 

A Genève  il  a été  alloué  une  somme  de  douze  cents  francs  pour 
l’installation  complète  et  le  fonctionnement  pendant  le  second  semestre 
de  1891.  Deux  agents  de  sûreté  ont  reçu  l'instruction  nécessaire  et  il 
leur  est  accordé  une  modeste  rétribution  mensuelle  pour  ce  surcroît  de 
besogne.  La  moyenne  des  individus  mesurés  est  de  80  par  mois,  soit 
un  peu  plus  de  3 par  jour  (déduction  faite  des  jours  fériés  i,  et  les  opé- 
rations durent  une  heure  en  moyenne  chaque  après-midi. 

Il  nous  semble  que  les  principales  villes  de  Suisse  pourraient  facile- 
ment être  dotées  d’un  service  aussi  simple  et  dont  la  grande  utilité  n'est 
plus  à démontrer. 

’)  Voir  Bévue  pénale  suisse  1888,  p.  41  — 1889.  ]>.  437  — 1891,  p.  88. 
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11  importe  naturellement  que  le  mode  de  procéder  soit  partout 
identiquement  le  même  ; car  sans  cela  le  travail  serait  fait  en  pure  perte, 
les  recherches  devenant  impossibles  d’un  service  à l’autre  ; c’est  pourquoi 
le  service  de  Genève  a été  absolument  calqué  sur  celui  de  Paris;  notre 
tâche  a été  grandement  facilitée  grâce  aux  précieuses  et  très  obligeantes 
indications  de  M.  Bertillon. 

Depuis  4 mois  (notre  service  a été  inauguré  le  15  juin)  nous  avons 
envoyé  à Paris  le  signalement  de  8 individus  qui,  malgré  leurs  déné- 
gations, nous  paraissaient  être  des  récidivistes,  2 d’entre  eux  ont  été 
reconnus  immédiatement  malgré  de  faux  noms,  et  2 autres  ne  nous 
avaient  trompés  que  sur  leurs  condamnations  antérieures.  Nous  avons 
pu  constater  ainsi  et  au  moyen  d’autres  fiches  encore  que  nous  suivions 
bien  la  même  voie  et  que  nos  mesures  concordaient  absolument. 

La  méthode  Bertillon,  qui  a rendu  en  France  de  si  grands  services 
à la  justice  contre  les  malfaiteurs,  peut  en  rendre  également  aux  honnêtes 
gens;  en  effet,  supposons  qu’une  personne  appelée  à voyager  fréquemment 
en  pays  étrangers  prenne  la  précaution  de  faire  dresser  son  signalement 
anthropométrique  dans  sa  ville  natale;  elle  pourra  être  sûre  par  ce 
moyen  d’éviter  tous  les  désagréments  provenant  d’une  erreur  judiciaire 
ensuite  de  ressemblance  avec  le  signalement  d'un  mnlfaiteur  recherché. 

Pour  l’identification  des  adultes,  la  photographie  n’est  pour  ainsi 
dire  d’aucune  utilité,  car  l’aspect  général  d'une  physionomie  est  sujette 
à trop  de  modifications,  et  si  les  plus  grands  soins  ne  sont  pas  apportés 
à son  exécution,  la  reproduction  photographique  peut  induire  en  erreur  à 
cause  des  nombreux  facteurs  qui  jouent  un  rôle;  elle  est  utile  pour  les 
mineurs,  car  leurs  mesures  ne  sont  pas  définitives,  et  elle  peut  rendre  des 
services  pour  des  recherches  dans  tous  les  cas  où  il  s’agira  de  retrouver 
un  récidiviste. 

Il  faudra  alors,  comme  l’a  dit  fort  bien  M.  le  Dr.  Guillaume,  donner 
aux  agents  de  police  une  instruction  qui  leur  permette  d’utiliser  avec 
fruit  une  fiche  munie  d’une  photographie,  par  exemple  de  savoir  recon- 
naître une  oreille,  car  cette  partie  du  corps  est  la  plus  importante  h ce 
point  de  vue  et  fournit  des  indications  nombreuses  et  précieuses  qui  ne 
permettent  pas  de  confusion. 

Grâce  à une  nouvelle  installation,  Genève  sera  dotée  prochainement 
d’un  service  d’identitication  avec  photographie  et  nous  pensons  pouvoir, 
pour  une  somme  relativement  peu  élevée  (mille  à douze  cents  francs), 
dresser  annuellement  un  millier  de  signalements  anthropométriques  avec 
double  photographie,  face  et  profil. 

La  méthode  Bertillon,  adoptée  dans  toutes  les  maisons  de  détention 
de  France,  est  employée  également  aux  Etats-Unis,  dans  la  Képublique 
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Argentine  et  en  Russie;  un  projet  <le  loi  pour  son  introduetion  en  Angle- 
terre a été  déposé  au  Parlement  et  la  question  est  sérieusement  à l’étude 
en  Allemagne,  en  Belgique  et  en  Suède. 

Nous  espérons  que  les  eantons  suisses,  qui  ont  si  souvent  à souffrir 
des  malfaiteurs  étrangers,  ne  resteront  pas  en  urriète  et  qu’une  entente 
interviendra  sous  peu  pour  introduire  au  moins  dans  les  principales  villes 
ce  système  d'identification,  (pii  est  appelé  a rendre  toujours  plus  de  ser- 
vices par  sa  diffusion. 

A ’otr.  l.e  service  de  Oenèvc  a été  installé  avec  l'obligeant  concours  de 
M.  M.  Bedot,  l)r.  c-  sciences,  qui  avait  étudié  la  question  à Baris:  voir  à ce  sujet 
les  ii”  ”1  et  t!”  (XIII*  année)  de  la  Semaine  judiciaire  de  Genève,  1(5  et 
go  juillet  ld'JI. 


Das  Recht  im  Irrenwesen. 

Zu  meinem  grossen  Bedauern  Italie  ich  in  meinem  Aufsätze  „Dm 
Hecht  i»i  Irren wa ca  “ (IV.  Jahrg.,  8.  834  ff  , dieser  Zeitseiiril't,  1891’. 
vollstJIndig  tihersehen , dass  Herr  Dr.  Piazid  Meyer  von  Seltanensee  in 
einem  spilteren  als  dem  von  mir  erwähnten  Aufsatz  tili  der  gleichen  Zeit- 
schrift, III.  Jahrg.,  Heft  ti,  8.  51)7  unten)  seine  frühere  Ansicht  geändert 
tmd  direkt  berichtigt  liât.  Kr  hält  nun  die  Ansehauung,  „ dass  die  lie 
urtheilimg  der  des  Irrsinns  Verdächtigen  durch  Geachworne,  selbstver- 
stündlich  unter  Zuzug  von  Juristen  und  Medizinern,  zu  geschehen  hätte-, 
nicht  mehr  unbedingt  aufrecht  und  gibt  zu,  „dass  die  Krage  des  Vor- 
handenseins einer  Psychose  und  der  Versetzung  eines  Kranken  in  eine 
Irrenanstalt  eine  durchaus  medizinisch -technische  sei,  sowie  dass  ein 
kontradiktorisches  Verfahren  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  wohl  seine 
Anwendung  finden  könne“.  Herr  Dt.  Meyer  von  Seltanensee  betont  dann, 
dass  diese  Frage  von  derjenigen  der  Verhängung  einer  Kuratel  grund- 
verschieden sei,  für  welch  letztere  er  allerdings  ein  gerichtliches  Ver- 
fahre» für  das  allein  richtige  hält. 

Durch  diese  Ausführungen  fällt  freilich  ein  Tlteil  meiner  Bemer- 
kungen, insbesondere  Seite  338,  selbstverständlich  hinweg,  und  ich  fühle 
mich  liiemit  verpflichtet,  mich  Herrn  Dr.  Meyer  von  Seltanensee  gegenüber 
lür  die  Unkenntnis»  seines  eben  erwähnten  zweiten  Aufsatzes  sehr  zu  ent- 
schuldigen, eine  Unkenntnis»,  die  nur  durch  meine  grosse  Ueberhäufung 
mit  Arbeit  zu  erklären  ist. 

Sachlich  Italic  ich  übrigens  an  meinen  Ansichten  und  Ausführungen 
nichts  zu  ändern  und  halte  dieselben,  auch  Meynert  gegenüber,  voll  und 
ganz  aufrecht. 

Zürich,  14.  September  1891. 

Dr.  Au  g.  Ford. 
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Am  8.  März  dienen  Jahren  verstarb  in  Kern  Professor  Dr.  Karl 
Eduard  Pfotenhauer  in  seinem  8!).  Lebensjahre.  Geboren  zu  Witten- 
berg den  18.  September  1802  als  der  älteste  Sohn  des  berühmten 
Kechtslehrers  Dr.  Ernst  Friedrich  Pfotenhauer,  Ilofgcrichtsratli  und 
Mitglied  des  Schöppenstuhls,  bereitete  sich  der  talentvolle  Jüngling 
im  königlichen  Pädagogium  zu  Halle  auf  seine  Universitätsstudien  vor, 
die  er  alsdann  unter  seinem  Vater,  unter  Niemeyer,  Ad.  Schilling 
und  Anderen  mit  Eifer  und  Erfolg  betrieb  und  im  Jahre  1828  mit 
einem  glänzenden  Doktorexamen  zum  Abschluss  brachte.  In  dem- 
selben Jahn;  haliilitirte  sieh  Pfotenhauer  an  der  juristischen  Fakultät 
Halle  durch  öffentliche  Verthcidigung  seiner  Dissertation:  De  delicto 
per  errorem  in  persona  commisse,  eine  Abhandlung,  die  sich  durch 
Klarheit  und  Scharfsinn  vortheillmft  aus/.eichnote  und  in  zutreffender 
Weise  die  Fälle  des  Irrtliums  in  der  Person  von  den  sogenannten 
Aberrationställen  schied  und  für  letztere  zuerst  «lie  Bezeichnung 
delicta  per  aberrafionem  (ictus  jactusve)  wählte.  Diese  Erstlings- 
schrift bildete  zugleich  die  Grundlage  für  sein  späteres  Hauptwerk 
itber  den  Einfluss  des  faktischen  Irrthums  auf  die  Strafbarkeit  ver- 
suchter Verbrechen,  Leipzig  1888  und  1889,  das  sich  eine  bleibende 
Stelle  in  der  Literatur  errang  und  auf  Gesetzgebung  und  Judikatur 
der  Folgezeit  einen  nachhaltigen  Einfluss  ausübte.  Pfotenhauer  ver- 
theidigt  die  Strafbarkeit  des  Versuchs  am  untauglichen  Objekte  und 
mit  untauglichen  Mitteln,  erklärt  den  Irrthum  in  der  Person  für 
irrelevant,  betrachtet  aber  auch  die  per  aberrationein  begangenen 
Verbrechen  für  rein  dolose  Verbrechen,  ohne  sich  indes»  selber 
allen  Zweifeln  an  der  Richtigkeit  dieser  Ansicht  vorschliessen  zu 
können. 

Schon  1884  war  von  der  neugegriindeten  Universität  Bern  ein 
Ruf  an  den  jungen  Gelehrten  ergangen,  der  jedoch  ohne  sein  Vor- 
wissen  von  seinem  Vater  abgelehnt  wurde.  Nachdem  er  seinerseits 
im  Jahre  1841  eine  Berufung  nach  Dorpat  ausgeschlagen,  folgte  er 
im  Jahre  1845  einem  zweiten  Rufe  als  Professor  des  Kriminalrechts 
und  des  Römischen  Rechts  an  die  Universität  Bern,  ln  dieser 
Stellung  wirkte  er  88  Jahre  lang,  zuerst  als  ausserordentlicher,  seit 
1849  als  ordentlicher  Professor,  bis  er  im  Jahre  1878  in  Ruhestand 
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trat.  So  wurde  Bern  für  ihn  eine  zweite  Heimat,  un  dio  ihn  eine 
glückliche  Ehe  mit  einer  Tochter  des  Professor  Hans  Schnell 
dauernd  fesselte.  Im  Jahre  1869  erwarb  er  sich  das  Bürgerrecht 
der  Stadt  Bern. 

Mit  Professor  Dr.  K.  E.  Pfotonhauer  ist  ein  verdienter  Ge- 
lehrter und  ein  hochachtbarer  Mensch  aus  diesem  Leben  geschieden. 
Seine  literarische  Thiitigkeit  ist  zwar  nicht  eben  eine  reiche  zu 
nennen;  er  gehörte  nicht  zu  jener  Klasse  von  Gelehrten,  welche 
ihre  wissenschaftliche  Bedeutung  nach  der  Zahl  ihrer  literarischen 
Erzeugnisse  abzuschätzen  gewohnt  sind.  Aber  seine  Arbeiten  zeigen 
immer  eine  vollkommene  Beherrschung  des  Stoffes,  eine  Klarheit 
und  Nüchternheit  der  Argumentation,  vor  der  leere  Sophismen  und 
wohlklingende  Phrasen  nicht  Stand  zu  halten  vermögen.  Die  her- 
vorragenden Züge  seines  Charakters,  strenge  Gereehtigkeitsliobe  und 
der  Muth  der  persönlichen  Ueherzeugung,  spiegeln  sich  auch  in 
seinen  Schriften  wieder.  In  erster  Linie  gilt  dies  von  seiner  Stellung- 
nahme zur  Todesstrafe,  als  deren  überzeugter  Anhänger  er  wieder- 
holt in  die  Diskussion  eingriff.  Es  entspricht  der  Wahrheit  voll- 
kommen, was  ein  früherer  Kollege  des  Verewigten  von  ihm  schrieb: 
Mr.  Pfotenhauer  ne  s’est  jamais  laissé  séduire  par  ia  mode  du  jour, 
ni  intimider  par  la  crainte,  trop  fréquente  chez  les  savants,  de  l’im- 
popularité et  de  ses  suites. 

Auch  auf  dom  Gebiete  der  Gesetzgebung  ist  Professor  Pfoten- 
hauer thätig  gewesen.  Er  sass  neben  Regieruugsrath  Moschard  und 
Oberrichter  Weber  in  der  im  Februar  1851  eingesetzten  Spezial- 
kommission für  die  Revision  der  Kriminalgesetzgebung  und  arbeitete 
als  Redaktor  den  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  aus,  der  am 
18.  September  1852  im  Drucke  erschieu,  iudess  bei  dem  heftigen 
Widerstand  seitens  der  Gegner  der  Regierung  nicht  zur  Berathung 
im  Grossen  Käthe  gelangte.  Gleichzeitig  nahm  Pfotenhauer  Theil 
an  der  Ausarbeitung  des  Spezialgesetzentwurfs  über  den  Miss- 
brauch der  Presse,  der  am  7.  Dezember  1852  vom  Grossen  Rathe 
in  zweiter  Lesung  zum  Gesetze  erhoben  wurde  und  am  1.  April 
1853  in  Kraft  trat.  Die  würdelosen  persönlichen  Angriffe,  welche 
die  Strenge  des  neuen,  bis  zum  1.  Januar  1867  geltenden  Press- 
gesetzes  ihm  seitens  der  Tagespresse  eintrug,  erwiderte  Pfotonhauer 
mit  jener  Ruhe,  die  dem  Manne  ziemt,  der  sich  bewusst  ist,  seine 
Pflicht  erfüllt  zu  haben. 

Die  Lehrtätigkeit  von  Professor  Pfotenhauer  erstreckte  sich 
auf  die  Fächer  des  Kriminalrechts  und  des  Römischen  Rechts. 
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Seine  Schüler  rühmen  die  Klarheit  und  Lebendigkeit  seine«  Ver- 
trages, den  er  durch  Heranziehung  passender  Rechtsiiillo  noch  wirk- 
samer zu  gestalten  wusste.  Eine  seltene  Pflichttreue  zeichnete  ihn 
in  seinem  Berufe  aus,  und  wenn  er  in  seinem  L'rtheile  über  Andere 
bisweilen  strenge  war,  so  hatte  er  sich  das  Hecht  dazu  durch  noch 
grössere  Strenge  gegen  sich  selber  erworben. 

Bis  in’«  hohe  Oreisenalter  bewahrte  der  Verblichene  die  Ge- 
sundheit des  Körpers  und  die  Spannkraft  des  Geistes,  aber  auch 
das  lebendige  Interesse  für  die  Wissenschaft,  welcher  er  sein 
arbeitsreiches  Leben  geweiht.  Seine  Anhänglichkeit  au  die  heroische 
Hochschule  bethätigte  er  durch  eine  ansehnliche  Schenkung  krimi- 
nalistischer Werke  an  die  Stadtbibliothek. 

Seine  Kollegen  und  Fachgenossen,  seine  Freunde,  seine  Schüler 
worden  dem  tüchtigen  Gelehrten  und  dem  wackern  Manne  stets  ein 
treues  Andenken  bewahren.  Gretener. 

Verzeichniss  der  (unterlassenen  Schritten. 

De  delicto  per  erroreni  in  persona  eommlsso.  Dissert  Halle  1828. 

Der  Einfluss  des  faktischen  Irrthums  auf  die  Strafbarkeit  versuchter  Ver- 
brechen nach  allgemeinen  Prinzipien,  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
deutschen  Hechts  und  mit  lierücksichtigung  der  neueren  Gesetzgebungen  nnd 
Entwürfe.  2 Abtheilungen.  Leipzig  1888  und  183M. 
lebersieht  der  l.iterntnr  des  Kriminalrechts  aus  den  Jahren  Kl?  1840. 

Allgemeine  Litcratorzeitung  1811  uod  1842. 
lieber  die  Unterbrechung  der  Klagenvcrjähruug  uitt  Biicksicht  auf  die 
neueste  gemelnreehlllehe  und  sächsische  Praxis.  Leipzig  1843. 

Die  Vorzüge  des  neuen  bern Ischen  Strafprnzessgesctzes.  Rektoratsrede. 
Bern  1850. 

Beiträge  zur  Geschichte  und  ileiirtheilnng  der  hernisehen  Strafgesetzgebung 

nnd  des  Entwurfs  eines  Strafgesetzbuches  vom  .Jahre  1852  insbesondere. 
Bern  1855. 

Die  moderne  Doktrin  und  Gesetzgebung  Uber  den  Einfluss  des  thatsächllchen 
Irrthums  nnd  der  sogenannten  Verirrung  mif  vorsätzliche  Verbrechen. 

Gerichtssaal  1861. 

Die  Todesstrafe.  Akademischer  Vortrag.  Bern  1808. 

Die  Grenzen  zwischen  der  richterlichen  and  der  gerichtsärztlichcn  Thätigkeit, 

geprüft  an  der  Hand  eines  der  neuesten  Giftmordprozesse,  l’reussisches  Archiv 
für  Strafrecht  1865. 

Aphorismen  älter  die  Todesstrafe.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  dermal igen 
Zustände  in  der  Schweiz.  Bern  1879. 

Eine  Rede  des  Niederländischen  Jnstizminlsters  Wodderman.  gehalten  in  der 
zweiten  Kammer  der  Generalstaaten  am  20.  Oktober  1880:  Gegen  die  Todes- 
strafe. Gewürdigt  Bern  1882. 
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Der  Anregung  der  Professoren  nou  Liszt,  Prinz  und  van  Hamei , 
sowie  des  Amtsrichters  Aschrott  ist  die  Gründung  einer  Holtzendorff - 
Stiftung  zu  verdanken,  deren  Satzungen  hier  zum  Abdruck  gebracht 
werden.  In  dein  üriindungsausschuss  ist  die  Schweiz  vertreten  durch 
Bundesrath  Dr.  Kuchonnet.  Bundesrichter  Morel,  StUndcratb  Cornaz  und 
durch  «lie  Professoren  Gautier,  Grctener,  Teichmann,  Zürcher  und  Stooss. 

Wir  fordern  die  schweizerischen  Kollegen  auf,  an  der  Ehrung  «les 
grossen  Todten  tlieilztinehmen.  Zeichnungen  nehmen  die  Mitglieder  des 
Gründungsausschusses  entgegen,  insbesondere  auch  die  Redaktion  dieser 
Zeitschrift  '). 


Satzungen  der  Holtzendorff -Stiftung. 

$ I.  Die  Ilollzcudorff-Stiftung  bezweckt,  die  Wissenschaften  des  Strafrechtes 
und  «l«*8  Getangnisswesens  durch  Stellung  von  Preisfragen,  Gewährung  von  Reise- 
Unterstützungen  oder  in  sonst  "«'eignet er  Weise  zu  fördern  und  damit  das  An- 
denken des  am  4.  Kehrnar  1889  zu  München  verstorbenen  Professors  Dr.  Franz 
von  Holtzendorff  zu  ehren. 

§ 2.  Die  Holtzendorff-Stiftung  hat  ihren  W ahnsitz  in  Berlin. 

§ 3.  Der  Vorstand  der  Holtzendorff-Stiftung  bestellt: 
in  aus  drei  Mitgliedern,  deren  Wahl  das  erste  Mal  durch  dm  knustitiiircnde 
Versammlung  des  Gründuugsausschusses  auf  «lie  Dauer  von  drei  .Jahren, 
und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  durch  die  übrigen  Mitglieder  des  Vorstandes 
unter  Vermittelung  des  Schriftführers  auf  jeweils  drei  Jahre  erfolgt; 
bj  J)  aus  13  Mitgliedern,  von  welchen  je  eines  auf  die  Datier  von  fünf  Jahren 
von  folgend«'»  Vereiuen  und  Gesellschaften  gewählt  wird: 

1.  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung; 

2.  der  Commission  pénitentiaire  internationale; 

3.  dem  Institut  de  droit  international  ; 

4.  dem  Deutschen  Juristentag; 

5.  der  Société  générale  des  prisons  zu  Paris: 

Ü.  d«*r  Société  de  Icgislutfön  comparée  zu  Paris: 

7.  der  Société  des  étud«‘s  sociales  zu  Brüssel; 

8.  der  Juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin; 

9.  «1er  Juristischen  Gesellschaft  zu  München; 

10.  der  Howard  Association  zu  London; 

11.  der  National  Prison  Association,  U.  S.  Nordamerika; 

12.  dem  Nie«lerländisclien  Juristentag; 

13.  dem  Skandinavischen  Juristentug. 

•«  Scliatmiei-tcr  der  Stiftung  i»t  Herr  F.  Helcht.nhtlw , Beniner  in  Berlin.  Tbiergarteustr  .«*•<•  10 
*1  ÜieK«r  Als.it/.  iu  vorlaulijjci  Fa^uuff  i)i«  Eitifliga«'#  weiterer  wahlberechtigter  Kftri>ersc  lüften 
FU.Lit  Vorbehalten,  nach  Besch I um»  dt»  iirlln<Ji.u^-..iu».‘-chu»»c-*  vom  25.  August  1891. 
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§ I.  Per  Vorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  ge  sch  iiftsfü  h rende  n Ausschuss 
von  drei  .Mitgliedern , Überwacht  dessen  Geschäftsführung  und  prüft  die  jährlich 
von  ihm  zu  legende  Rechnung.  Die  Erledigung  der  Geschäfte  des  Vorstandes  er- 
folgt auf  schriftlichem  Wege  durch  Vermittelung  des  Schriftführers;  die  Wahlen 
werden  durch  Stimmzettel  vollzogen,  die  an  den  Schriftführer  einzusenden  sind. 

8 5.  Der  Vorstand  wählt  ferner: 

1.  einen  Schatzmeister,  dessen  Wohnsitz  sich  am  Sitze  der  Stiftung  befinden 
soll  und  der  sein  Amt  als  Ehrenamt  verwaltet  ; 

2.  einen  mit  bestimmter  Vergütung  anzustellemlen  Schriftführer. 

§ 6.  Der  geschä /Va führende  Ausschuss  erledigt  die  laufenden  Geschäfte.  Er 
bestimmt  seine  Geschäftsordnung  selbst.  Zur  l eheruahme  von  Verbindlichkeiten 
ist  die  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  geschäftsführenden  Ausschusses,  sowie 
des  {Schatzmeisters  erforderlich. 

§ 7.  Das  Stift  untjs  rer  moyen  besteht  : 

1.  aus  den  von  den  Mitgliedern  des  Grftndungsausschusses  ei  »gesammelten 
Beträgen  ; 

2.  aus  Spenden,  welche  der  Stiftung  durch  Schenkung  oder  von  Todeswegen 
zutiiessen; 

aus  unverwendet  gebliebenen  Zinsen  des  Stiftungs-Stamm  Vermögens. 

§ 8.  Das  Stiftung#  - S (tun  in  rer  mögen  ist  in  Gem&ssheit  der  für  Stiftungs- 
oder Mündelgelder  am  Sitze  der  Stiftung  geltenden  Lundesgesetze  sicher  anzitlegen. 
Geher  die  Anlage  entscheidet  nach  Anhörung  des  Schatzmeisters  der  geschäfts- 
führende Ausschuss. 

§ 9.  Zu  Stiftu ngsz  wecken  sind  zu  verwenden: 

1 . die  Zinsen  des  Stiftuiigs-Stammvennögeiis  ; 

2.  die  von  Vereinen,  Verbunden,  Einzelnen  gezahlten  Jahresbeiträge. 

§ 10.  Ueber  die  Verwendung  der  in  § 9 erwähnten  Gelder  entscheidet  auf 
Vorschlag  des  geschäftsführeuden  Ausschusses  der  Vorstand  durch  schriftlichen 
unter  Vermittlung  des  Schriftführers  zu  fassenden  Mehrheitsbeschluss.  Es  bleibt 
dem  Vorstand«  Vorbehalten,  die  Erträgnisse  mehrerer  Jahre  aufzusammeln  und 
gesammelt  zu  verwenden. 

§ 11.  Die  Feststellung  der  Preisaufgaben  erfolgt  auf  Vorschlag  des  geschäfts- 
führendeu  Ausschusses  durch  den  Vorstand.  Bel  Stellung  der  Aufgabe  bezeichnet 
der  Vorstand  zugleich  das  Preisgericht,  welches  über  die  eingelieferten  Arbeiten 
zu  entscheiden  hat. 

§ 12.  Heise- Unterstützungen  können  nur  an  solche  Personen  verliehen 
werden,  welche  ihre  wissenschaftlich«  Befähigung  durch  ein«  dem  geschäfts- 
führeuden  Ausschüsse  vorzulegende  Arbeit  uachgewiesen  haben. 

§ 13.  All«  Eingaben,  insbesondere  Preisarbeiten  und  Reiseberichte,  sind  iu 
deutscher,  französischer,  englischer  oder  italienischer  Sprache  einzureiehen. 

$ 14.  Die  gekrönten  Preisarbeiten  und  die  eingelieforteu  Reiseberichte  werden 
literarisches  Eigenthum  der  Stiftung,  deren  Vorstand  auf  Vorschlag  des  geschäfts- 
führeuden Ausschusses  über  di«  Veröffentlichung  bescbliesst. 

(Angenommen  in  der  Sitzung  des  Gründungsausschusses  zu  Christiania, 
den  25.  August  1891.) 
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Beschlüsse 

îles 

Schweizerischen  Vereins  flir  Straf-  und  Gefängnisswesen  und  der 
interkantonalen  Vereinigung  der  schweizerischen  Schutzaufsichtsvereine. 

XVII.  Jahresversammlung  zu  Bas«)  <)pn  18.  Oktober  1801. 

t.  Der  Verein  filr  Straf-  und  Gefängnisswesen  hat  bei  Berathung 
der  Frage:  „Stellung  der  Freiheitsstrafe  in  der  zukünftigen  schweize- 
rischen Strafgesetzgebung“  nach  Anhörung  der  Heferate  der  HU.  Professor 
Dr.  A.  Teichmaim  in  Hasel  und  Oberrichter  G.  Correvon  in  Lausanne') 
beschlossen  : 

1)  Der  Schweizerische  Verein  fllr  Straf-  und  Gefängnisswesen  erneuert 
den  Wunsch,  dass  das  Strafrecht  der  Schweiz  möglichst  rasch  ver- 
einheitlicht werde  ; 

2)  er  spricht  die  l'eberzcngung  aus,  dass  mit  der  Strafrechtseinheit 
eine  Reform  des  schweizerischen  Gefängnisswesen»  durch  den  Bund 
und  mit  Hülfe  des  Hundes  vorzunehmen  ist,  insbesondere  vermittelst 
Errichtung  und  Betrieb  von  Anstalten  für  jugendliche  Verbrecher, 
sowie  von  Zentralanstalten  flir  gewisse  Kategorien  schwerer  Ver- 
brecher ; 

3)  der  Verein  erlaubt  sich,  diese  Resolutionen  dem  h.  Bundesrath  zu 
unterbreiten  unter  gleichzeitiger  .Mittheilung  der  Verhandlungsberichte. 

*2.  Die  interkantonale  Vereinigung  der  Schutzaufsichtsvereine  hat 
betreffend  die  Gründung  von  Trinkerasylen  und  die  Einführung  derselben 
in  die  Gesetzgebung  beschlossen  : 

1)  Es  sei  die  Frage,  welche  Herr  Professor  Dr.  Forel  angeregt  und 
Herr  Dr.  David  weiter  geführt,  durch  das  Zentralkonnte  den  Sek- 
tionen zur  Diskussion  im  Laufe  des  Winters  zu  unterbreiten;  die 
Resultate  der  bezüglichen  Berathungen  seien  in  den  Sektion* 
berichten  bis  zum  Frühling  niederzulegen  und  dann  durch  eine 
Delegirtcnversammlung  im  Sommer  unter  Beiziehung  der  beiden 
Herren  Referenten  gründlich  zu  erwägen; 

2)  es  sei  die  Frage  dem  Zentralkomite  zur  Prüfung  und  Bericht- 
erstattung zu  überweisen,  ob  nicht  durch  Zuschrift  an  sämmtiiehe 
Kantonsregieruugen  das  Gesuch  gestellt  werden  sollte,  es  möchte 
in  allen  kantonalen  Strafanstalten  der  Genuss  des  Alkohols  voll- 
ständig ausgeschlossen  werden. 

')  Die  Referate  sind  abgedruckt  in  den  Verhandlungen,  1.  Heft.  Aarau. 
H.  R.  Sauerländer,  18SM. 
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I.  Bundesgericht.  — I.  Tribunal  fédéral. 

Mittheilung  des  Herrn  ßundcsgerichteschreibers  Dr.  K.  Roll  in  Lausanne. 

10.  Arrêt  du  20  juin  1891  dans  la  cause  de 
Dario  Livraghi,  de  Lodi  (Italie),  lieutenant  aux  carabiniers  royaux  d’Italie, 
actuellement  détenu  à Lugano. 

Schweizerisch -italienischer  Allslieferungsvertrag  : 

1.  Die  Auslieferungspflicht  ist  nach  dem  schweizerisch-italienischen 
Staatsvertrage  nicht  auf  Verbrechen  beschränkt,  welche  im  Ge- 
biete <!es  ersuchenden  Staates  begangen  wurden,  sondern  er- 
streckt sich  auch  auf  auswärts  begangene  Verbrechen,  sofern  nur 
der  Verfolgte  der  Strafgewalt  des  ersuchenden  Staates  untersteht. 

Ü.  Anwendbarkeit  îles  heimatlichen  Strafrechts  auf  Europäer  in 
Egypten.  Anwendbarkeit  des  heimatlichen  Strafrechts  auf  Mili- 
tärpersonen, die  in  ausländischen  Garnisonen  stehen. 

3.  Die  Auslieferungspflicht  besteht  auch  für  Delikte,  welche  der 
milltärgerichtlichen  Beurtheilung  unterstehen. 

4.  Der  ersuchte  Staat  hat  nicht  zu  prüfen,  ob  das  Gericht,  von 
welchem  die  Strafverfolgung  betrieben  wird,  nach  den  Gerichts- 
standsnormen des  ersuchenden  Staates  zuständig  sei;  dagegen 
ist  er  befugt  zu  prüfen,  ob  dasselbe,  seiner  Art  nach,  eine 
richterliche.  Behörde  ist,  wie  sie  bei  Abschluss  des  Auslieferungs- 
vertrages mit  Rücksicht  auf  die  bestehende  Gerichtsverfassung 
des  ersuchenden  Staates  vorausgesetzt  wurde,  oder  ein  ausserhalb 
dieser  Gerichtsverfassung  niedergesetztes  Ausnahmegericht. 

Italienisches  Militärgericht  in  Massauah.  Verhältniss  dieser 
Kolonie  zu  Italien. 

5.  Calnmniu  im  Sinne  des  italienischen  Strafrechts  ist  kein  Aus- 
lieferungsdelikt. 

Darin  Livraghi,  «le  Lodi  (Italie),  lieutenant  aux  carabiniers  royaux  d’Italie, 
actuellement  détenu  à Lugano,  est  accusé: 

A.  Suivant  mandat  d’arrêt  du  juge  d’instruction  près  le  tribunal  militaire 
de  Massaouah,  du  10  murs  1891:  1"  De  calomnie,  au  sens  île  l'art.  212  du  Code 
pénal  italien,  polir  avoir,  de  concert  avec  d’autres  personnes,  en  décembre  1880 
et  janvier  1890,  ourdi  une  machination  calomnieuse,  dans  le  but  de  faire  con 
damner,  par  le  tribunal  militaire  et  extraordinaire  de  Massaouah,  Hassan  Mussu 
El  Akad  et  Kantibal  Ahmed  Hassan  à mort,  Saïd  Ali  Sali,  aux  travaux  forcés  à 
perpétuité,  sous  la  fausse  prévention  d’espionnage  et  de  trahison; 

Zeittchr.  f.  Schweiz, >r  Strafrecht.  4.  Jahrg.  .'J ; ( 
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2°  De  péculat,  au  sens  de  Part.  168  du  Code  pénal  italien,  pour  avoir: 

a)  en  sa  qualité  de  chef  de  la  direction  de  police  indigène  à Massnonah,  et  de 
commandant  intérimaire  de  la  compagnie  des  carabiniers  royaux,  soustrait  et  dé- 
tourné il  son  profit,  dans  la  maison  de  Kantihaï  Ahmed,  un  fusil  Winchester,  un 
chameau  dressé  à la  course,  des  armes  indigènes,  des  tapis  et  des  vêtements,  le 
tout  d’une  valeur  indéterminée;  dans  la  maison  de  Mussa  El  Akad,  de9  objets 
d’or  et  d'argent,  des  perles,  et  une  somme  d’environ  2700  francs  en  espèces; 

b)  détourné,  à son  profit,  la  plus  grande  partie  d’une  somme  de  685  thalers  de 
Marie -Thérèse,  somme  qu’il  avait  perçue  par  ordre  supérieur  et  qu’il  devait  dis- 
tribuer, comme  gruliticutiou,  aux  individus  qui  s’étaient  distingués  à l’occasion  de  la 
découverte  de  la  prétendue  trahison  et  de  l’arrestation  d’Akad  et  de  Kantihaï,  et 
pour  ne  leur  avoir  remis  que  des  quotes-parts  bien  inférieures  à ce  qui  avait  été  fixé; 

3°  De  concussion,  au  sens  des  art.  169  et  207  du  Code  pénal  italien,  pour 
avoir,  à de  nombreuses  reprises  et  à différentes  époques,  en  abusant  de  sa  position 
de  fonctionnaire  public,  contraint  avec  violence  des  indigènes  et  des  Européens  à 
payer  diverses  sommes  pour  être  mis  en  liberté,  alors  que,  le  plus  souvent,  ils 
avaient  été  arrêtés  arbitrairement,  sous  le  prétexte  futile  qu’ils  avaient  vendu  ou 
consommé  du  hachisch. 

B.  Suivant  mandat  d’arrêt  du  juge  d’instruction  près  le  tribunal  militaire 
de  Massaouah,  du  23  mars  1891 , de  divers  homicides,  au  sens  de  l’art.  254  du 
Code  pénal  militaire  italien,  commis,  près  d’Archico  et  d’Emberemi,  entre  les  mois 
de  septembre  1869  et  février  1890,  sur  la  personne  de  Goïtaï  Hon,  négociant 
abyssin,  de  Ligg  Agos,  neveu  et  suivant  de  Kantihaï  Aman,  de  Scerif,  suivant  du 
même  Kantihaï  Aman,  d’Ali  Talier,  Abyssin,  de  Naïb  Osman  et  de  trois  autres 
Abyssins  inconnus. 

Fondés  sur  ces  mandats  d’arrêt,  le  gouvernement  italien  demande  au  Conseil 
fédéral  l’extradition  de  Dario  Livraghi,  lequel  est  en  détention  préventive  depuis 
le  9 mars  1891  déjà.  Ce  dernier  s’étant  opposé  à sou  extradition,  les  pièces  ont 
été,  par  office  du  18  mai  1891,  transmises  au  Tribunal  fédéral,  chargé  de  statuer. 
A l’appui  du  recours  de  Dario  Livraghi,  l’avocat  de  celui-ci,  M.  Natale  Rusca.  à. 
Lugano,  a produit,  d’une  part,  une  consultation  juridique  du  I)r  König,  professeur 
à Renie,  d’autre  part,  un  mémoire  circonstancié,  rédigé  par  lui-même,  et  daté  du 
12  mai  1891.  Dans  cette  dernière  pièce,  le  recourant  fait  remarquer  que  les  mandat? 
des  10  et  23  mars  1891,  qui  fondent  la  demande  d’extradition,  ont  été  précédés 
d’autres  mandats  d'arrêt,  dans  lesquels  les  accusations  dirigées  contre  lui  ne  seraient 
pas  aussi  graves;  l’augmentation  successive  des  accusations  fait  supposer  que 
celles-ci  ont  été  adaptées,  non  pas  à la  réalité,  mais  aux  exigences  du  traité 
d’extradition.  Livraghi  ne  saurait  être  rendu  responsable  du  meurtre  des  personnes 
meutionuées  dans  le  mandat  d’arrêt  du  23  mars  1891.  Il  s’agirait,  d’après  lui, 
d’exécutions  ordonnées  par  le  commandant  militaire  de  Massaouah,  en  vertu  des 
pleins  pouvoirs  extraordinaires  qui  lui  avaient  été  conférés,  et  le  recourant  n'aurait 
fait,  à cette  occasion,  qu’exécuter  les  ordres  de  ses  supérieurs.  Eu  droit,  l’oppo- 
sition à l'extradition  est  motivée,  dans  les  deux  pièces  produites  par  le  recourant, 
essentiellement  par  les  considérations  suivantes: 

1°  D'après  le  traité  d’extradition  italo-suissc,  du  22  juillet  1868,  l’extradition 
ne  doit  être  accordée  que  dans  le  cas  où  les  délits  pour  lesquels  elle  est  demandée 
ont  été  commis  sur  le  territoire  du  royaume  d’Italie.  Massaouah,  lieu  où  les  dé  lits 
auraient  été  commis,  de  même  que  les  autres  possessions  de  l’Italie  dans  l’Afrique 
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orientale,  ne  fait  pas  partie  du  territoire  du  royaume,  et  n’est  pas  soumis  au  traité 
d’extradition.  On  ne  saurait  admettre  que  les  traités  soient  applicables,  de  plein 
droit,  aux  colonies  des  Etats  contractants;  dans  le  doute,  il  est.  au  contraire, 
plus  juste  de  repousser  cette  application,  puisque  les  colonies  ne  font  pas  partie 
du  territoire  de  l’Etat,  dans  le  sens  strict  du  mot.  Mais  il  est  absolument  indubi- 
table que  les  traités  ne  sauraient  s’appliquer  à des  territoires  ou  à des  colonies 
acquis  postérieurement  à la  conclusion  du  traité,  une  nouvelle  convention  étant 
nécessaire  en  cas  pareil.  Or,  Massaouah  n’a  été  acquis  par  l’Italie  qu’en  1886, 
soit  après  la  conclusion  du  traité  d’extradition  italo-suisse.  Le  traité  d’extradition 
n’y  a pas  été  régulièrement  promulgué,  et  la  Suisse  n’a  certainement  ni  voulu  ni 
pu  stipuler  l'application  de  ce  traité  à ce  territoire,  qui,  alors,  n’appartenait  uulle- 
meut  à l’Italie.  L’Italie  ne  saurait  exiger  dès  lors  qu’on  applique  à ses  possessions 
de  l’Afrique  orientale  le  traité  d’extradition,  pas  plus  que  le  traité  de  commerce, 
par  exemple. 

2*  Les  possessions  italiennes  dans  l’Afrique  orientale,  et  Massaomih  spéciale- 
ment, ne  forment  ni  une  colonie  distincte,  ni  une  partie  intégrante  du  royaume 
d’Italie.  Actuellement  Massaouah  n’est  pas  encore  définitivement  séparé  de  l’Egypte 
à laquelle  il  a appartenu  depuis  1806.  Ce  territoire  est  occupé  et  administré  par 
l’Italie,  mais  il  ne  fait  aucunement  partie  de  l’Etat  italien.  Il  résulte  de  déclarations 
répétées  des  ministres  Hobilunt  et  Crispi  à la  Chambre  italienne  que  les  possessions 
de  l’Afrique  orientale  ne  font  pas  partie  du  territoire  du  Royaume,  mais  forment  un 
territoire  „extrastatutaire*4,  auquel  la  constitution  du  Koyaume  n’est  pas  applicable. 
Les  lois  italiennes,  notamment  les  lois  pénales,  qui  n’y  ont  jamais  été  introduites, 
n’y  sont  pas  en  vigueur.  C’est  seulement  par  nue  loi  du  l#r  juillet  1890  que  le 
gouvernement  royal  a été  autorisé  à introduire,  avec  les  modifications  nécessaires, 
la  législation  civile  et  pénale  de  l'Italie  dans  la  colonie  Erythrée  (en  laquelle  les 
possessions  italiennes  de  la  mer  Rouge  out  été  réunies  par  décret  du  l*r  janvier 
1890).  Mais,  jusqu’ici,  le  gouvernement  n’a  pas  fait  usage  de  ce  pouvoir,  et,  en 
tout  cas,  à l’époque  où  Livraghi  aurait  commis  les  délits  qui  lui  sont  imputés,  ce 
n’est  pas  le  droit  pénal,  commun  ou  militaire,  de  l’Italie  qui  était  eu  vigueur  à 
Massaouah,  mais  bien  le  droit  égyptien,  qui  n’a  jamais  été  abrogé.  Or,  l’art.  9 du 
traité  d’extradition  exige,  entre  autres,  qu’une  demande  d’extradition  indique  les 
dispositions  pénales  applicables.  Eu  l’espèce,  il  n’a  pas  été  satisfait  à cette 
exigence,  puisque  les  mandats  d’arrêt  mentionnent  les  dispositions  du  droit  pénal 
italien,  lesquelles  sont  inapplicables,  comme  cela  a été  démontré. 

8°  D’après  l’art.  l,r  du  traité,  l’extraditiou  doit  être  accordée  seulement  si 
la  condamnation  pénale  ou  la  poursuite  pénale  émanent  d’une  autorité  compétente 
de  l’Etat  requérant.  Le  juge  qui  statue  sur  l’extradition  a le  droit  et  le  devoir 
de  rechercher  si  le  tribunal  devant  lequel  l’inculpé  doit  paraître  est,  d’après  la 
constitution  et  la  loi  du  pays  requérant,  l’autorité  régulièrement  compétente.  Le 
tribunal  militaire  de  Massaouah  ne  constitue  pas  une  telle  autorité  compétente 
dans  le  royaume  d’Italie.  Massaouah  ne  faisant  pas  partie  iutégraute  du  royaume, 
le  tribunal  militaire  qui  y siège  n’est,  d'une  façon  générale,  pas  un  tribunal  italien, 
c’est-à-dire  un  tribunal  de  l’Etat  avec  lequel  la  Suisse  a conclu  le  traité  du 
22  juillet  1868.  Sans  doute,  ce  tribunal  est  composé  d’officiers  italiens,  mais  c’est 
un  tribunal  de  la  colonie,  ce  n’est  pas  une  autorité  ayant  droit  d’administrer  la 
justice  dans  le  royaume  d’Italie.  Mais  eu  admettant  même  que  le  tribunal  mili- 
taire de  Massaouah  soit  un  tribunal  italien,  on  ne  saurait  dire  cependant  qu’il 
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constitue  une  autorité  compétente  au  sens  du  traité.  D’une  manière  générale,  les 
autorités  de  Mussaiinah  sont  toutes  des  autorités  non  constitutionnelles,  puisqu'elles 
ne  sont  pas  prévues  par  la  constitution,  en  dehors  de  laquelle  elles  ont  été  établies 
et  eu  dehors  de  laquelle  elles  subsistent.  Cela  est  tout  particulièrement  vrai  du 
tribunal  militaire,  dont  l’iustitution  et  la  composition  ne  sont  pas  réglées  par  une 
loi,  contrairement  aux  art.  TU  et  71  du  Statut  italien.  L'organisation  de  ce  triliuosl 
ne  repose  pas  même  sur  un  décret  royal,  mais  seulement  sur  un  règlement  qui 
fait  partie  du  mémoire  sur  l’organisation  politique  et  administrative  de  la  colonie, 
mémoire  présenté,  en  1886,  à la  Chambre  des  députés  par  le  Ministre  des  affaires 
étrangères;  elle  repose  aussi  sur  une  ordonnance  (avviso)  du  gouverneur,  général 
Orero,  de  1890.  Ces  deux  ordonnances  sont  absolument  illégales  et  anormales; 
d’ailleurs,  elles  ue  règleut  pas  même,  à proprement  parler,  l’institution  et  la  com- 
position du  tribunal  militaire,  mais  elles  supposent  son  existence  et  règlent  seule- 
ment sa  compétence  pénale.  Mais  alors  même  que  le  tribunal  militaire  de 
Mussaouah  n’aurait  pas  une  origine  inconstitutionnelle,  il  ne  serait  cependant  pas 
légalement  compétent  pour  juger  les  délits  dont  le  recourant  a à répondre,  ce 
pour  des  motifs  que  le  recours  expose  d’une  manière  détaillée;  d’après  les  lois 
actuelles  de  l’Italie,  ce  serait,  au  contraire,  aux  tribunaux  ordinaires  qu’il  appar- 
tiendrait de  connaître  de  ces  délits.  St  le  tribunal  militaire  de  Massaouab  est  un 
tribunal  exceptionnel  et  inconstitutionnel  au  regard  même  des  compétences  qui 
lui  sont  attribuées  par  les  règlements  précités  de  1880  et  de  1890,  il  l’est  égale- 
ment quant  à la  procédure,  qui  exclut  tout  appel.  Le  tribunal  militaire  de 
Massaouab  est,  en  effet,  un  tribunal  de  guerre;  il  en  a toutes  les  com|>étcnces 
extraordinaires  et  la  procédure,  un  décret  royal  du  17  février  1887  ayant  décidé 
que  les  troupes  envoyées  en  Afrique  seraient  à considérer  comme  étant  sur  pied 
de  guerre  en  ce  qui  concerne  les  compétences  pénales  militaires  et  le  droit  pénal, 
et  que  le  commandant  en  chef  des  troupes  d’Afrique  serait  autorisé  à déclarer  en 
état  de  guerre  la  place  île  Massaouab,  Pt  tout  autre  point  de  l’Afrique  compris 
dans  les  possessions  italiennes. 

4°  Le  délit  de  calomnie  n’est  pas  prévu  dans  le  traité  d’extradition,  ainsi 
que  le  Tribunal  fédéral  l’a  déjà  décidé  dans  la  cause  Migliavacca;  l’extradition 
doit  donc  être  refusée,  en  tout  cas,  en  ce  qui  concerne  ce  délit 

Dans  une  lettre  du  garde  des  sceaux,  du  10  juin  1891,  le  gouvernement 
italien  s’est  déterminé,  en  substance,  comme  suit  sur  les  moyens  invoqués  contre 
l’extradition  : 

1“  L’art.  I " du  traité  d’extradition  ne  restreint  pas  l’obligation  d’extrader 
aux  délits  commis  sur  le  territoire  de  l'Etat  requérant  C’est  uu  principe  de  droit 
public  reconnu,  que  les  traités  s’étendent  aussi  aux  territoires  annexés  ou  occupés 
par  les  Etats  contractants  après  la  conclusion  du  traité.  Ainsi,  après  la  fondation 
du  royaume  d'Italie,  les  truités  coudas  par  les  Etats  sardes  ont  remplacé,  dans 
tout  le  territoire  du  royaume  d ltalie,  les  traités  conclus  par  les  anciens  gouverne- 
ments des  divers  Etats  italiens.  .Si  l'on  admettait  la  théorie  du  recourant,  on 
arriverait  à ce  singulier  résultat  que  l’extradition  ue  pourrait  être  requise  ni 
accordée  pour  un  délit  commis  dans  la  province  de  Home,  parce  que  cette  province 
n’a  été  réunie  ait  royaume  que  depuis  le  22  juillet  1808.  On  ne  peut  pas  non 
plus  objecter  que  les  traités  ne  s’appliquent,  en  aucun  cas,  aux  colonies  acquises 
plus  tard.  Le  traite  d’extradition  parle  simplement  de  territoire  (territorii),  sans 
faire  aucune  distinction;  il  est  donc  applicable  aussi  bien  anx  territoires  sur  les- 
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quels  les  parties  contractantes  possèdent  une  souveraineté  complète  et  directe, 
qu’aux  colonies  ; du  reste,  les  autorités  suisses  ont,  dans  l’affaire  Cini,  interprété 
le  traité  d’extradition  en  ce  sens  que  l'expression  „ territoire u comprend  mémo 
des  pays  daus  lesquels  les  contractants  n’ont  aucun  droit  de  souveraineté,  mais 
tut  simple  droit  de  juridiction  en  vertu  îles  capitulations. 

2"  Quant  au  moyen  qui  consiste  à dire  que  le  tribunal  Utilitaire  de  Massaouah 
n’est  pas  une  autorité  compétente,  il  est  h remarquer  que  le  gouvernement  de  l’Etat 
requis  a bien  le  droit  d'examiner  si  les  documents  exigés  par  le  traité  existent, 
et  si  ees  documents  émanent  d’une  autorité  compétente,  mais  ce  gouvernement, 
par  contre,  n’a  pas  à rechercher  si,  d’après  la  législation  de  l’Etat  requérant,  c’est 
à tort  ou  à bon  droit  que  pareille  compétence  a été  attribuée  à l’autorité  eu 
question.  En  effet,  en  se  livrant  à un  semblable  examen,  le  gouvernement  requis 
8’iinmiscerait  dans  le  domaine  de  la  législation  intérieure  de  l’Etat  requérant,  ce 
qui  serait  inadmissible  et  incompatible  avec  le  principe  de  l’autonomie  des  Etats. 
Le  gouvernement  suisse  a donc  bien,  en  l’espèce,  le  droit  d’examiner  si  le  tribunal 
militaire  de  Massaouah,  soit  le  juge  d’instruction  fonctionnant  près  ce  tribunal, 
constitue  une  autorité  compétente  de  l’Etat  italien,  mais  il  ne  saurait  examiner 
la  question  de  savoir  si  cette  compétence  a été  attribuée  à tort  ou  il  raison  au 
dit  tribunal.  Or,  la  première  de  ces  questions  doit,  saus  aucun  doute,  être  résolue 
affirmativement. 

Statuant  sur  ces  faits  et  considérant  en  droit: 

1°  L’art.  1"  du  traité  d’extradition  italo-suissc  ne  limite  pas  l'obli- 
gation d’extrader  aux  délits  commis  sur  le  territoire  de.  l'Etat  requérant, 
mais  il  prescrit  cette,  obligation,  d'une  manière  générale,  pour  tons  les 
individus,  condamnés  on  poursuivis  par  les  autorités  compétentes  de 
l’une  des  parties  contractantes,  à raison  d'un  délit  prévu  au  traité,  et 
qui  se  sont  réfugiés  sur  le  territoire  de  l’autre  Etat.  On  ne  saurait 
donc  refuser  l’extradition  par  le  motif  que  les  délits  reprochés  à l’individu 
recherché  n’auraient  pas  été  commis  sur  le  territoire  du  royaume  d’Italie, 
tel  qu’il  existait  lors  de  la  conclusion  du  traité.  Il  importe  peu  que  le 
for  du  délit  se  trouve  en  dehors  du  territoire  du  royaume  d'Italie,  tel 
qu’il  existait  lors  de  la  conclusion  du  traité;  en  présence  du  texte  précis 
du  traité,  cette  circonstance  il'exelut  pas  l’obligation  d’extrader,  aussi 
longtemps  que  l’individu  recherché  est  soumis  à l’autorité  pénale  de 
l'Etat  italien,  et  que  les  autorités  italiennes  sont  ainsi  compétentes  pour 
la  poursuite  pénale.  11  n’est  donc,  pas  nécessaire,  en  l’espèce,  d'examiner 
!a  question  générale  de  savoir  si,  A défaut  de  disposition  expresse,  les 
traités  s’appliquent  aussi  aux  colonies  on  aux  territoires  acquis  posté- 
rieurement par  l’un  des  Etats  contractants;  d’ailleurs,  ectte  question  ne 
peut  guère  être  résolue  d’une  manière  uniforme,  la  solution  devant  varier 
suivant  la  nature  des  différents  traités  et  l’intention  présumée  des  con- 
tractants, laquelle  dépend  de  cette  nature  même. 

2°  Or,  il  ne  parait  pas  douteux  que  le  recourant  est  soumis  à 
l'autorité  pénale  de  l’Etat  italien  pour  les  délits  qui  lui  sont  reprochés. 
En  admettant  même  que  la  colonie  Erythrée  ne  fasse  pas  partie  du 
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territoire  italien  dans  le  sens  strict  du  mot,  on  ne  saurait  contester 
qu’elle  soit  soumise  A la  souveraineté  et  tout  spécialement  à la  juridic- 
tion du  royaume  d'Italie.  Le  recourant  objecte,  il  est  vrai,  que  les  lois 
pénales  italiennes  ne  sont  pas  applicables  A la  colonie  Erythrée,  parce 
qu’elle»  n'y  ont  pas  été  promulguées,  et  que  c’est  le  droit  égyptien  qui 
y est  encore  en  vigueur;  mais  ce  moyen,  abstraction  faite  de  sa  portée 
au  point  do  vue  de  l’obligation  d’extrader,  est,  en  tout  cas,  absolument 
sans  valeur  pour  autant  qu’il  s'agit  de  ressortissants  italiens,  et  notam- 
ment, commo  en  l’espèce,  de  militaires  italiens.  Ainsi  que  cela  a déjà 
été  exposé  dans  l’arrêt  rendu  prfr  le  Tribunal  fédéral  en  la  cause  Cini, 
les  ressortissants  d’Etats  européens  qui  se  trouvent  au  bénéfice  de  capi- 
tulations, les  Italiens  en  particulier,  sont  soumis,  en  Egypte,  non  pas  au 
droit  égyptien,  mais  au  droit  pénal  de  leur  pays  d’origine.  Ainsi  donc, 
même  abstraction  faite  de  l’oscupation  de  Massaouah  par  les  troupes 
italiennes  et  de  la  soumission  de  ce  territoire  A la  souveraineté  du 
royaume  d'Italie,  le  recourant  serait  soumis,  non  pas  au  droit  pénal 
égyptien,  mais  au  droit  pénal  italien.  Mais,  en  outre,  il  est  absolument 
incontestable,  suivant  un  principe  reconnu  du  droit  des  gens,  qu’en  tout 
cas,  les  soldats  qui  font  partie  des  ganiisons  italiennes  A Massaouah 
sont  soumis  au  droit  pénal  italien,  et  non  pas  au  droit  égyptien  (comp. 
art.  3 du  Code  pénal  militaire  italien). 

3°  Quant  au  moyen  consistant  à dire  que  le  tribunal  militaire  de 
Massaouah,  duquel  émane  le  mandat  d’arrêt,  et  par  lequel  l’opposant 
doit  être  jugé,  n’est  pas  une  autorité  italienne,  et  en  tout  cas  pas  une 
autorité  compétente  au  sens  du  traité,  mais  bien  un  tribunal  d’exception, 
inconstitutionnel  et  illégal,  il  y a lieu  de  remarquer  ce  qui  suit  : Le 
tribunal  militaire  de  Massaouah,  bien  que  siégeant  en  dehors  du  royaume 
d’Italie,  est  incontestablement  un  tribunal  italien,  un  organe  de  l’autorité 
publique,  au  moyen  duquel  l'Etat  italien  exerce  son  droit  de  juridiction. 
De  plus,  le  traité  d’extradition  ne  limite  pas  l’obligation  d’extrader  anx 
délits  qui  relèvent  des  tribunaux  ordinaires  ; par  conséquent,  l’extradition 
ne  saurait  être  refusée  par  le  seul  motif  que  le  mandat  d’arrêt  émane 
d’un  tribunal  militaire.  La  compétence  des  tribunaux  de  l’Etat  requérant 
étant  établie  en  principe,  il  n'appartient  pas  non  plus  A l’Etat  requis 
d'examiner  si  le  tribunal  nanti  de  la  poursuite  pénale  est  compétent 
d'après  les  principes  en  vigueur  dans  l’Etat  requérant  au  sujet  du  for 
et  de  la  compétence,  ou  si,  au  contraire,  d'après  ces  principes,  la  compétence 
appartiendrait  A un  autre  tribunal  de  l’Etat  requérant.  La  fixation  de  la 
compétence  entre  les  différents  tribunaux  de  l'Etat  requérant  est  une 
pure  question  de  législation  intérieure,  qui  ne  concerne  pas  l'autre  Etat. 
Par  contre,  le  juge  chargé  de  statuer  sur  l’extradition  a certainement 
le  droit  de  rechercher  si  le  tribunal  dont  émane  le  mandat  est,  d'une 
façon  générale,  une  autorité  judiciaire  dans  le  sens  donné  A cette 
expression  lors  de  la  conclusion  du  traité,  eu  égard  à l'organisation 
judiciaire  de  l’Etat  requérant,  ou  si,  au  contraire,  ce  tribunal  apparaît 
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comme  un  tribunal  d'exception,  étranger  A cette  organisation  et  ne 
présentant  pas  les  garanties  de  bonne  administration  de  la  justice  dont 
les  parties  supposaient  l’existence  lors  de  la  conclusion  du  traité.  Il  n’y 
a IA  aucune  immixtion  indue  de  l’Etat  requis  dans  les  affaires  intérieures 
de  l’Etat  requérant,  mais  simplement  une  constatation  licite  de  l’existence 
des  conditions  de  l’extradition.  Eu  effet,  l’obligation  d’extrader  est 
assumée  par  les  Etats  contractants  en  considération  de  la  confiance  que 
leur  inspirent  les  institutions  judiciaires  de  l’autre  partie.  Or,  le  tribunal 
militaire  de  Massaouali  est,  quant  A sa  composition  et  A sa  procédure, 
un  conseil  de  guerre  de  la  nature  de  ceux  qui  peuvent  être  établis  A 
teneur  de  la  législation  italienne,  soit  du  Code  pénal  militaire  du 
28  novembre  18(11)  (art.  540);  en  tant  qu’il  s'agit  de  personnes  soumises 
A la  juridiction  militaire,  ce  tribunal  ne  saurait  donc  être  considéré 
comme  un  tribunal  d’exception,  ne  répondant  pas  aux  institutions  judi- 
ciaires telles  que  les  parties  les  avaient  en  vue  lors  de  la  stipulation 
du  traité  d’extradition.  Il  importe  peu  qu’il  ait  été  établi,  non  par  une 
loi  spéciale,  mais  par  des  ordonnances  du  commandant  militaire  en  chef  ; 
en  effet,  le  Code  pénal  militaire  autorise  en  principe  des  ordonnances  de 
cette  nature,  et,  en  l’espèce,  elles  ont  évidemment  été  approuvées  par 
le  gouvernement  et  par  le  parlement,  soit  expressément,  soit  tacitement, 
pour  autant  du  moins  qu'il  s’agit  de  sa  compétence  A l’égard  de  personnes 
soumises  A la  juridiction  militaire. 

4°  Il  suit  de  ce  qui  précède  que  la  demande  d'extradition  doit  être 
admise  pour  autant  qu’il  s’agit  de  délits  prévus  par  le  traité.  Or,  à 
teneur  de  l’art.  2,  chiffres  1,  7 et  10,  les  délits  d'homicide,  de  péculat 
et  de  concussion,  reprochés  au  recourant,  apparaissent  connue  visés  par 
ce  dernier.  Il  en  est  autrement,  eu  revanche,  du  délit  de  calomnie, 
ainsi  que  le  Tribunal  fédéral  l’a  déjA  admis  dans  son  arrêt  du  10  avril 
1885  concernant  la  cause  Migliavacca.  L’extradition  doit  donc  être 
accordée  pour  les  premiers  de  ees  délits,  mais  refusée  pour  le  dernier. 

Par  ces  motifs 


Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

L'extradition  de  Dario  Livraghi  au  gouvernement  royal  d’Italie  est 
accordée  pour  homicide,  concussion  et  péculat;  elle  est,  par  contre, 
refusée  pour  le  délit  de  calomnie. 

11.  Urtheil  vom  10.  Juli  1891  in  Sachen  Jakob  Fischer-Gloor  in  Meister- 
schwanden, betreffend  Verfassungsverletzung. 

Trayweite  des  Grundsatzes  nulla  p/ena  sine  letje.  Hausfriedensbruch 
und  unerlaubte  Sclbslhidfe  als  Vergehen  y egen  die  öffentliche  Ordnung. 

Jakob  Fischer-Gloor  in  Meisterseh  wunden  als  Miteigenthümer  des  Gasthauses 
zum  Buren  in  Kahrwangen  hat  dasselbe  summt  Wirthschuftsinvcntur  dem  Th.  Spiess» 
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Bierbrauer  in  Luzern,  verpachtet.  Letzterer  seinerseits  hat  mit  Einwilligung  des 
Verpächters  die  l’achtobjekte  dem  X.  Brunner  in  Unterpacht  gegeben.  Auf  dem 
von  Spiess  und  Brunner  aulgenoninienen  Pachtinventar  waren  auch  ein  Brücken- 
wagen und  drei  neue  Betten  enthalten,  welche  Fischer  als  sein  Eigenthum  ver- 
langte, da  sie  zum  Wirthscbaftsmobiliar  nicht  gehörten. 

Am  9.  August  1890,  Abends  nach  9 Uhr,  ist  J.  Fischer  mit  seinem  Knecht 
und  zwei  andern  Personen  in  das  Gasthaus  zum  Bären  eingedrtmgen,  hat  im  ohem 
Stockwerk  die  von  Brunner  verschlossene  Gangthüre  öffnen  lassen  und  hat  ohne 
die  Bewilligung  des  Unterpächters  aus  einem  Zimmer  durch  seine  Gehalfen  ein 
Bett  mit  Zubehör,  von  welchem  ein  Theil  dem  Anzeiger  gehört,  hinunter  trans- 
portireu  und  auf  einen  ebenfalls  dem  Fischer  gehörenden  BrQckenwagcn  laden 
lassen.  Nur  die  Intervention  des  Gemeindeammanns  von  Fahrwangen  konnte  die 
Abfuhr  der  genannten  Objekte  verhindern. 

In  Folge  dieser  Thatsachen  hat  Brunner  gegen  Fischcr-Gloor  eine  Strafklage 
eingereicht  und  eine  Untersuchung  wurde  eingelcitet.  Mit  Urtheil  vom  4.  Sep- 
tember 1890  hat  das  Bezirksgericht  Lenzlmrg  erkannt: 

1)  Der  Beklagte  Fischer-Gloor  liât  sich  eines  Vergehens  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  schuldig  gemacht. 

2)  ln  Ahndung  desselben  wird  er  verurtheilt: 

a.  zu  einer  Gefangenschafisstrafe  von  8 Tagen; 

b.  zu  einer  Busse  von  Fr.  200; 

c.  zu  einer  Spruchgebiihr  von  Fr.  40  zu  Händen  des  Staates. 

3)  Er  hat  die  Untersuchungskosten  mit  Fr.  .39.  80  und  die  Kosten  der  Ge- 
fangenschaft zu  tragen. 

4)  Er  hat  dem  Kläger  eine  Entschädigung  von  Fr.  200  zu  bezahlen  und 
demselben  die  Parteikosten  mit  Fr.  25.  70  zu  ersetzen. 

Gegen  dieses  Urtheil  rekurrirte  der  Bestrafte  und  mit  Urtheil  vom  10.  März 
1891  hat  das  Aargauer  Obergericht  die  dem  Rekurrenten  anferlegte  Gefangniss- 
strafe  auf  4 Tage  rednzirt.  im  Uebrigen  wurde  das  erstinstanzliche  Urtheil  be- 
stätigt. Dieses  Urtheil  wird  im  Wesentlichen  folgendermaßen  motivirt:  Der 
Kläger  und  seine  Frau  befanden  sich  in  der  Innehabnng  des  streitigen  Bettes  kraft 
eines  zivilrechtlichen  Titels  und  sie  haben  gegen  dessen  Wegnahme  protestirt; 
diesen  Protesten  gegenüber  hatte  der  Beklagte  den  Rechtsweg  einschlagen  und 
sich  nicht  durch  Gewaltthat  in  den  Besitz  des  gewünschten  Objektes  setzen  sollen. 
Er  liât  sich  einer  unerlaubten  SelbstbUlfc  und  strafbaren  Eigcmnacht  schuldig 
gemacht.  Im  Kanton  Aargau  ist  von  jeher  eine  solche  Selbsthilfe  als  Vergehen 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  bestraft  wurden  im  Sinne  von  Art.  1,  Abs.  5,  des 
Zuchtpolizeigesetzes,  auch  wenn  die  Merkmale  des  Verbrechens  resp.  Vergehens 
der  Gewnli (Innigkeit  (§  112  des  Strafgesetzes)  nicht  zutrafen.  Der  Beklagte  ist 
in  einer  Weise  vorgegangen,  wie  es  nur  einem  Voilziehungsbeamten  gestattet  wäre. 
Auch  konnte  das  Eigent humsreebt  des  Beklagten  an  den  betreffenden  Objekten 
die  eigenmächtige  SelbsthOlfc  nicht  entschuldigen.  Dadurch,  dass  der  Beklagte 
widerrechtlich  in  die  Wohnung  des  Kläger*  cimiraug,  hat  er  sich  auch  eiues  Haus- 
friedensbruches schuldig  gemacht.  Es  ist  gleichgültig,  ob  dieses  Vergehen  im 
Kanton  Aargau  als  mit  zuclitpolizeilicher  Strafe  bedroht  betrachtet  werden  müsse 
oder  nicht:  denn  die  unerlaubte  Sellistbülfc  verleiht  dem  ganzen  Vorgänge  ein 
rechtliches  Gepräge,  so  dass  die  Hausreditsverletzuug  nur  als  eine  strafschärfende 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


525 


Qualifikation  derselben  im  Sinne  der  §§  41  und  42  des  Strafgesetzes  und  nicht 
als  ein  selbständiges  Vergehen  erscheint.  Erschwerend  für  das  vom  Beklagten 
verübte  eigenmächtige  Verhalten  ist,  dass  die  vorgenommene  Hausrechtsverlet/.ung 
zur  Nachtzeit  und  mit  Hülfe  eiuer  Auzahl  von  Eindringlingen  stattgcfuudeu  hat. 

Gegen  dieses  Urtheil  hat  Fischer-Gloor  das  Rechtsmittel  des  staatsrechtlichen 
Rekurses  an  das  Bundesgericht  ergriffen,  mit  dem  Begehren,  es  sei  besagtes  Urtheil 
wegen  Verfassungsverletzung  aufzubeben  unter  Kostenfolge.  Zur  Begründung  führt 
Rekurrent  unter  Anderm  Folgendes  an:  Das  rekurrirte  Urtheil  verstörtst  gegen 
das  Prinzip  „nulla  poeua  situ*  lege“,  welches  seit  1831  in  der  Aargaucr  Verfassung 
steht.  Die  aargauische  Gesetzgebung  kennt  keine  Vergehensbegriffe,  unter  welche 
die  angebliche  Handlungsweise  des  Rekurrenten  suhsumirt  werden  kann;  die 
unerlaubte  Selbsthilfe  kann  insbesondere  nicht  unter  Art.  1 des  Z.  P.  G.  fallen 
(v.  Stooss,  Sammlung  der  Schweiz.  Strafgesetzbücher,  S.  305).  Das  materielle 
Rechtsgefühl  geht  dahin,  dass  Jeder  sein  eigenes  Recht  schützen  dürfe.  Selbst 
die  Wissenschaft  sieht  die  sog.  eigenmächtige  Selbsthülfe,  wenn  sie  nicht  in  ein 
besonderes,  vom  betreffenden  Gesetzbuche  mit  Strafe  bedrohtes  Delikt  übergeht, 
nicht  als  strafbar  an.  Die  Strafanzeige  spricht  nur  von  Gewalttätigkeit  und 
Hausfriedensbruch,  nicht  aber  von  Selbst  hülfe,  welche  als  strafbares  Vergehen 
nach  aargauischem  Rechte  nicht  zu  konstruiren  ist.  Wenn  Fischer  seinen  Wagen 
auf  der  Strasse  wieder  zu  sich  genommen  hätte,  so  dürfte  Niemand  dadurch  die 
öffentliche  Ordnung,  sondern  höchstens  die  privatrechtlichen  Besitzesrechte  des 
Anzeigers  als  verletzt  ausehen.  Was  den  Hausfriedensbruch  anbelangt,  so  hat  das 
Obergericht  selbst  anerkannt,  dass  er  nicht  unter  § 1,  Al.  5,  Z.  P.  G.  zu  subsu- 
mireu  sei:  eiu  derartiger  Akt  bildet  jedenfalls  nicht  ein  Vergehen  gegen  die 
öffentliche  Ordnung.  Art.  20  der  aargauischen  Verfassung  bezieht  sich  offenbar 
nur  auf  Verletzungen  des  Hausrechts  durch  Beamtenwillkür.  Rekurrent  legt,  um 
das  YorkommnUs  in  richtigeres  Licht  zu  stellen,  eiue  Reihe  von  Zeuguissen  ein 

Die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Aargau,  sowie  der  Rekursheklagte  Xaver 
Brunner  in  Fahrwangen  erklären,  dass  sie  sich  zu  Gegenbemerkungen  auf  die 
Beschwerde  nicht  veranlagst  scheu;  ersterc  fügt  noch  bei,  dass  sie  sich  den  Aus- 
führungen des  obergerichtlichen  Unheils  anschliesse. 

Das  Bundes// (Tickt  zieht  in  Erwägung: 

1)  Es  versteht  sich  zunächst  von  selbst,  dass  dem  Bundesgerichte 
jede  Kompetenz  fehlt,  um  die  durch  die  kantonale  Behörde  konstatirten 
Thatsachen  seiner  Nachprüfung  zu  unterstellen  ; seine  Kompetenz  erstreckt 
sich  vielmehr  nur  auf  die  Frage,  ob  das  in  Art.  19  der  aargauischen 
Kantonsverfassung  niedergelegte  Prinzip  nulla  pœna  sine  lege  durch  das 
rekurrirte  Urtheil  missachtet,  resp.  verletzt  worden  sei.  Nun  hat  aber 
das  Bundesgericht  schon  zu  wiederholten  Malen  Veranlassung  gehabt, 
diese  Verfassungsbestimmung  zu  interpretiren,  und  zwar  namentlich  im 
Hinblick  auf  § 1 des  aargauischen  Zuchtpolizeigesetzes.  Der  von  ihm 
in  dieser  Beziehung  angenommene  Grundsatz  ist  der  im  Urtheil  vom 
3.  Mai  1880  in  Sachen  Kuhn  und  Hübscher  ausgesprochene,  wonach  es 
dem  Gesetzgeber  trotz  jenem  verfassungsmässigen  Prinzip  dennoch  frei- 
steht,  von  einer  genauen  Definition  der  Thatbestände  der  strafbaren 
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Handlungen  abznsehen  und  diese  Thatbcstiinde  einfach  durch  den  tech- 
nischen Namen  der  Delikte  oder  durch  allgemein  gefasste  Verbrechens- 
begriffc  zu  umschreiben.  Es  ist  also  die  Anwendung  des  § 1 des 
aargauischen  Zuchtpolizeigesetzes,  welcher  die  zuchtpolizeilich  strafbaren 
Thatbcstiinde  nur  durch  ganz  allgemein  gehaltene  Verbrechensbegriffe 
bezeichnet,  an  sich  nicht  verfassungswidrig  und  das  Hundesgericht  ist 
nicht  befugt,  zu  prüfen,  ob  Strafurtheile,  welche  in  Anwendung  dieses 
Gesetzes  erlassen  werden,  auf  richtiger  Auslegung  desselben  beruhen. 
Dagegen  hat  es  zu  untersuchen,  ob  solche  Crtheile  nicht  dadurch,  dass 
sie  Thatbestände  unter  das  Gesetz  subsuuiircn,  die  selbst  bei  weitest- 
gehender Auslegung  nicht  darunter  gehören,  eine  verfassungswidrige  Er- 
weiterung des  Gebietes  des  strafbaren  Unrechts  schaffen. 

2)  Danach  kann  im  vorliegenden  Falle  lediglich  die  Frage  aufge- 
worfen werden,  ob  Rekurrent,  indem  er  sich  auf  dem  Wege  gewalt- 
thütiger  Selbsthlllfe  und  namentlich  vermittelst  einer  Ilausreehtsverletzung 
Recht  zu  verschaffen  suchte,  eine  That  begangen  hat,  welche  unter  die 
in  § 1 des  aargauischen  Zuchtpolizeigesetzes  genannten  Vergehen  gegen 
die  öffentliche  Ordnung  zu  snbsumiren  sei.  Diese  Frage  muss  nun  ohne 
Zweifel  bejaht  werden.  Denn,  abgesehen  davon,  ob  die  unerlaubte 
Selbstbülfe  als  solche  ein  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  invol- 
vire  oder  nicht,  so  ist  doch  nicht  zu  bestreiten,  dass  der  Hausfriedens- 
bruch in  den  weitaus  meisten  Gesetzgebungen  als  Delikt  verzeichnet  und 
bestraft  wird,  und  es  darf  auch  nicht  geleugnet  werden,  dass  dieses 
Vergehen  als  ein  die  öffentliche  Ordnung  gefährdendes  betrachtet  und  ge- 
ahndet werden  kann,  wie  dies  ja  auch  die  Auffassnng  z.  B.  des  deutschen 
Strafgesetzes  ist. 

3)  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  hat  das  aargauische  Obergericht 
dadurch,  dass  cs  in  einer  vermittelst  Hausfriedensbruches  verübten  Selbst- 
hülfe  ein  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  erblickte,  die  Grenzen 
einer  möglichen  und  daher  erlaubten  Interpretation  des  Art.  I,  Al.  5, 
des  Zuchtpolizeigesetzes  nicht  überschritten.  Diese  seine  Interpretation 
erscheint  um  so  gerechtfertigter,  als  diese  Gesetzesbestimmung,  indem 
sie  in  ganz  allgemeiner  Weise  die  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ruhe, 
Ordnung,  Sicherheit  und  Sittlichkeit  mit  Strafe  bedroht,  unverkennbar 
die  Absicht  hatte,  unter  gemeinsamer  Benennung  eine  Reiho  von  Ver- 
gehen zu  bestrafen,  über  deren  Strafbarkeit  zwar  kein  Zweifel  obwaltet, 
die  aber  einzeln  vorzuschen  der  Gesetzgeber  nicht  für  nöthig  erachtete. 
Dass  der  dem  Rekurrenten  zur  Last  gelegte  Thatbestand  unter  diese 
Vergeben  gehört,  bedarf  wohl  keiner  einlässlichem  Ausführung.  Ob  das 
Obergericht  mit  Recht  die  unerlaubte  Selbstbülfe  als  das  Hauptvergehen 
und  den  Hausfriedensbruch  als  nur  erschwerenden  Umstand  betrachtet 
hat,  ist  aus  dem  Grunde  nicht  zu  untersuchen,  weil  selbst  im  Falle,  wo 
diese  Auffassung  als  unrichtig  bezeichnet  werden  müsste,  der  Thatbestand 
in  seiner  Gesammtheit  füglich  als  eine  Verletzung  der  öffentlichen  Ord- 
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nung  involvirend,  resp.  als  ein  strafbares  Eindringen  in  das  Gebiet  der 
Staatseinriehtungen  angesehen  werden  konnte. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Beschwerde  wird  als  unbegrilndet  abgewiesen. 


12.  (Jrtheil  vom  26.  Juli  1891  in  Sachen  Giovanni  Corsini  von  Crevalcore 
(Bologna),  zur  Zeit  in  Lugano  verhaftet  betreffend  Auslieferung. 

Schweizerisch  - italienischer  Auslieferungsvertrag,  Art.  2,  Ziff.  10, 
Unterschlagung  durch  öffentliche  Beamte  ist  Auslieferungsdelikt, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des  Unterschlagenen,  dagegen 
wird  wegen  Desertion  nicht  ausgeliefert. 

A.  Durch  Kontumazialurtheil  des  territorialen  Militärgerichtes  von  Mailand 
vom  29.  August  189i>  wurde  Giovanni  Corsini  von  Crevalcore,  gewesener  Brigadier 
des  italienischen  Finanzwächterkorps,  der  qualitizirten  Desertion,  sowie  (in  drei 
verschiedenen  Fällen)  der  Entwendung  („trafugamento“)  von  dem  Finanzwächter- 
korps  gehörigen  Werthon  schuldig  erklärt  und  gestützt  auf  die  Art.  14,  17,  18 
des  Gesetzes  vom  8.  April  1881  und  188,  48,  6,  27,  All  des  Mililärstrafgesetz- 
buches  zn  10  Jahren  ordentlicher  Haft  (reclusione  ordinaria)  verurtheilt.  Gestützt 
auf  dieses  Urtheil  suchte  die  kg),  italienische  Gesandtschaft  in  Bern  durch  Note 
vom  25.  Juni  1891  beim  schweizerischen  Bundcsrathe  um  Verhaftung  und  Aus- 
lieferung des  in  Lugano  sich  aufhalteuden  Giovanni  Corsini  nach;  sie  berief  sich 
auf  Art.  2,  Ziff.  10,  des  schweizerisch-italienischen  Auslieferungsvertrages,  indem 
sie  die  Erklärung  abgab,  dass  auf  die  Verurteilung  wegen  Desertion  keine  Rück- 
sicht wurde  genommen  werden.  Der  Verfolgte  erhob  gegen  seine  Auslieferung 
Einspruch  und  cs  wurden  daher  mit  Schreiben  des  Bundesrathcs  vom  14.  Juli 
1891  die  Akten  dem  Bnndesge richte  zum  Entscheide  übermittelt. 

II.  Die  Einsprüche  des  Rcquirirlen  gründet  sich  darauf:  Die  Auslieferung 
könnte  jedenfalls  nur  wegen  Entwendung,  nicht  aber  wegen  Desertion  bewilligt 
werden,  da  die  Desertion  kein  Auslieferungsdelikt  sei.  Er  bestreite,  die  ihm  zur 
Last  gelegten  Entwendungen  begangen  zu  haben.  Die  Entwendung  von  Werthen, 
wie  sie  ihm  durch  das  Kontumazialurteil  des  Militärgerichtes  von  Mailand  vom 
29.  August  1890  zur  Last  gelegt  werde,  sei  im  schweizerisch-italienischen  Aus- 
lieferungsverlrag  nicht  vorgesehen.  Dieses  Delikt  sei  von  den  im  Vertrage  (Art.  2, 
Ziff.  10  und  12)  anfgezähltcn  Delikten  der  Unterschlagung,  des  Vertrauensmiss- 
hrauchs,  der  Prellerei  und  des  Betruges  wesentlich  verschieden.  Letztere  Delikte 
setzen  s&mmtlich  nicht  mir  dolus,  sondern  auch  gewinnsüchtige  Absicht  voraus. 
Die  „Entwendung“  dagegen  könne  auch  ohne  eine  solche  in  einer  blossen  Unregel- 
mässigkeit, einem  Missbrauch  oder  einer  unrechtmässigen  Kompensation  besteheu. 
Augesichta  des  limitativen  Charakters  der  Auslieferuugsverträge  könne  daher  die 
Auslieferung  auch  für  das  Delikt  der  Entwendung  nicht  bewilligt  werden.  Sollte 
übrigens  auch  das  Bundesgericht  der  Ansicht  sein,  die  ihm  durch  das  Kontumazial- 
urtheil zur  Last  gelegte  That  gehöre  zu  den  in  Art.  2,  Ziff.  12.  des  Auslieferungs- 
Vertrages  aufgez&hlten  Delikten,  so  wäre  die  Auslieferung  doch  ausgeschlossen. 
Denn  seine  That  wäre  alsdann  als  Vcrtranensmissbruiich  oder  unrechtmässige 
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Aneignung  (appropriazione  indchita)  zu  qualitiziren  ; wegen  dieser  Delikte  finde 
die  Auslieferung  aber  nach  dem  Vertrage  nur  statt,  wenn  der  Betrag  der  extor- 
quirten  Gegenstände  Kr.  1000  übersteige.  Nun  betragen  die  Summen,  welche  er 
uach  dem  Koutumazialurtheile  unrechtiuäsüigerweiäe  in  eigenem  Nutzen  verwendet 
halten  solle,  zusammen  nur  Kr.  870.  SS.  Jedenfalls,  auch  wenn  seine  Auslieferung 
bewilligt  werden  sollte,  müsste  er  verlangen,  dass  die  Bedingung  gestellt  werde, 
er  sei  berechtigt,  die  Reinigung  von  der  Kontumaz,  zu  begehren. 

Das  Bandesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1)  Die  Auslieferungspflicbt  wird,  wie  das  Bundesgericht  schon 
wiederholt  entschieden  hat,  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Ur- 
theil,  gestllt/.t  auf  welches  die  Auslieferung  verlangt  wird,  von  einem 
Militärgerichte  ausgeht.  Es  wird  dies  denn  auch  vom  Requirirten  nicht 
geltend  gemacht. 

2)  Fragt  sielt,  oh  dio  dem  Requirirten  zur  Last  gelegten  Ent- 
wendungen von  Werthon,  welche  dem  Finanzwächterkorps  gehörten,  als 
Auslieferungsdelikte  erscheinen,  so  ist  dies  unbedenklich  zu  bejahen. 
Wie  sieh  aus  dem  militärgerichtlichen  Urtheile  ergibt,  stutzt  sich  die 
Verurtheilung  in  dieser  Richtung  darauf,  dass  der  Rcquirirte  verschiedene 
Beträge,  welche  ihm  in  seiner  Stellung  als  Brigadier  des  Finanzwächter- 
korps amtlich  anvertraut  waren,  in  eigenem  Nutzen  verwendet,  resp.  sieh 
angeeignet  habe.  Die  Verurtheilung  erfolgt  demgemäss  gestutzt  auf  den 
Art.  188  des  italienischen  Militärstrafgesetzbuches,  welcher  derartige,  in 
amtlicher  Stellung  begangene  Entwendungen  oder  Veruntreuungen  von 
Militärpersonen,  denen  Verwaltungsfunktionen  anvertraut  sind,  unter  Strafe 
stellt.  Dieser  Thatbestand  fällt  aber  unzweifelhaft  unter  Art.  2,  Zilf.  10, 
des  schweizerisch-italienischen  Auslieferungsvertrages,  wonach  die  „Unter- 
schlagung, verllbt  durch  öffentliche  Beamte  oder  Depositäre“,  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Schadensbetrag  Auslieferungsdelikt  ist.  Dass  der  Vertrag 
nicht,  wie  das  Kontumazialurtheil,  das  Wort  „Entwendung“  (trafugauicnto), 
sondern  „Unterschlagung“  (soustraction)  braucht,  ändert  hieran  selbst- 
verständlich nichts.  Denn  sachlich  kann  kein  Zweifel  daran  obwalten, 
dass  der  Thatbestand  nach  deui  Strafrechte  beider  kontrahirender  Staaten 
unter  Art.  2,  Zilf.  10,  des  Staatsvertrages  fällt. 

3)  Ist  somit  (da  der  Anslieferungsrichter  die  Schuldfrage  nicht  zu 
prüfen  hat)  die  Auslieferung  wegen  Unterschlagung  im  Sinne  des  Art.  2, 
Ziff.  10,  des  Staatsvertrages  zu  bewilligen,  so  ist  dagegen,  wie  die 
italienische  Regierung  selbst  anerkennt,  die  Auslieferung  wegen  Desertion 
nicht  statthaft  und  es  darf  mithin  der  Rcquirirte  wegen  dieses  Vergehens 
in  Italien  nicht  bestraft  werden.  Dies  hat  denn,  da  das  Kontumazial- 
urtheil vom  2'J.  August  1890  eine  Ucsammtstrafe  für  Desertion  und 
Unterschlagung  ausspricht,  zur  nothwendigen  Folge,  das6  das  Kontuma- 
zialurtheil (wie  dies  übrigens  Art.  r»  1 7 des  italienischen  Militärstrafgesetz- 
buehes  allgemein  vorsieht)  aufgehoben  und  dass  gegen  den  Requirirten 
wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Unterschlagungen  von  Neuem  ver- 
handelt werden  muss. 
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Demnach  hat  da s Bundesgericht  erkannt; 

Die  Auslieferung  des  Giovanni  Corsini  an  das  Königreich  Italien 
wird  wegen  Unterschlagung,  begangen  in  amtlicher  Stellung,  gemäss 
Art.  2,  Ziff.  10,  des  schweizerisch-italienischen  Staatsvertrages  bewilligt; 
dagegen  wird  die  Auslieferung  nicht  bewilligt  wegen  des  Vergehens  der 
qualitizirten  Desertion  und  cs  darf  mithin  der  Requirirte  dieses  Ver- 
gehens wegen  nicht  verfolgt  oder  bestraft  werden. 


13.  Urtheil  vom  4.  September  1891  in  Sachen  Ambrogio  Massa 
von  San  Remigio  di  Parodi  Ligure,  zur  Zeit  in  Locarno  verhaftet, 
betreffend  Auslieferung. 

1.  Art.  2,  Ziff.  12,  des  schweizerisch-italienischen  Auslieferungs- 
vertrags. Zmammenrechnung  der  Schadensbetrüge  bei  mehreren 
Betrugsdelikten. 

2.  Die  Ausliefer  un  g sji  flicht  erstreckt  sich  auch  auf  den  Versuch 
von  Auslieferuugsierbreclien. 

A.  Durch  obergerichtlich  bestätigtes  L’rtheil  des  korrektioncllen  Gerichtes 
von  Novi  Ligure  vom  21.  Juli  l«s7  wurde  Ambrogio  Massa,  des  Lorenzo,  von 
San  Ketnigio  di  l’arodi  Ligure,  »egen  mehrerer  Betrugsvergehen  zu  7*/*  Jahren 
Geftingniss  verurtheilt.  Gestützt  auf  dieses  Urtheil  und  einen  Haftbefehl  der 
Staatsauwaltschaft  von  Novi  Ligure  vom  23.  Juli  1880  suchte  die  kgl.  italienische 
Gesandtschaft  in  Bern  beim  schweizerischen  lUmdcsratke  um  Auslieferung  des  (in 
Locarno  vorläufig  verhafteten)  Massa  wegen  Betrugs  und  Missbrauchs  eines 
Wechselblankctts  filr  den  Betrug  von  Kr.  HHX)  übersteigende  Summen  nach. 
Massa  hat  durch  Eingabe  vom  8.  August  1801  die  Anwendbarkeit  des  schwei- 
zerisch-italienischen Auslieferungsvertrages  bestritten,  weil  I ) bei  keinem  der  ihm 
zur  Last  gelegten  iictrugsdelikte,  für  sich  allein  genommen,  der  in  Art.  2,  Ziff.  12, 
des  btiiatsvertrages  vorgesehene  Schadenshetrag  von  Kr.  1000  erreicht  sei; 
2)  mehrere  der  ihm  zur  Last  gelegten  Delikte  nicht  über  das  Stadium  der  Ver- 
sucbshandlungen  hinausgediehen  seien  und  somit  die  Auslieferung  nicht  begrüuden 
können.  Er  beantragt  in  erster  Liuie,  das  von  der  italienischen  Regierung  ge- 
stellte Auslieferungsbegeliren  sei  abzuweisen,  eventuell,  wenn  das  Bundesgericht 
finden  sollte,  die  Voraussetzungen  des  ''tuatsvertrnges  seien  für  einige  der  in  Be- 
tracht kommenden  Delikte  gegeben,  die  Auslieferung  sei  nur  für  diese  Delikte  zu 
bewilligen. 

II.  Mit  Zuschritt  vom  13.  August  1801  übermittelt  der  Bundesrath  die  Akten 
dem  Bundesgerichte  zur  Entscheidung. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Endigung  : 

1)  Nach  Art.  2,  Ziff.  12,  des  schweizerisch  - italienischen  Staatsver- 
trages ist  allerdings  fiir  das  Verbrechen  des  Betruges  die  Auslieferung 
nur  dann  zu  gewähren,  wenn  der  eingetretene  oder  beabsichtigte  Schaden 
den  Betrag  voll  KHK)  Kr.  übersteigt.  Allein  dadurch  wird,  wie  das 
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Bundesgcrirht  in  seinem  Entscheide  in  Sachen  Ressia  vom  17.  Januar 
1 8t*  1 (Amtl.  Saimnlg.,  Bd.  17,  S.  72  ff.)  ansgefllhrt  hat,  nicht  gefordert, 
dass  dieser  Schadensbetrag  durch  ein  einzelnes  Betrugsdelikt  erreicht 
sein  müsse,  sondern  es  genügt,  wenn  überhaupt  durch  Betrug,  sei  es 
durch  ein  einzelnes  Delikt,  sei  es  durch  mehrere  zusammentreffende 
Delikte,  ein  Schaden  von  über  1000  Fr.  gestiftet,  rosp.  beabsichtigt  ist. 
Danach  erscheint  denn  die  erste  der  vom  Rcquirirten  gegen  seine  Aus- 
lieferung erhobenen  Einwendungen  als  unbegründet.  Denn  bei  Zusammen- 
rechming  der  Schadensbetrügc  der  mehreren  dem  Rcquirirten  zur  Last 
gelegten  Delikte  ist  der  Betrag  von  Uber  1000  Franken  unzweifelhaft 
gegeben. 

2)  Ebenso  ist  die  weitere,  vom  Rcquirirten  erhobene  Einwendung, 
dass  bei  einzelnen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Delikte  es  sich  nicht  um 
vollendetes  Delikt,  sondern  um  blossen  Versuch  handle,  nicht  geeignet, 
die  Verweigerung  der  Auslieferung  zu  begründen.  Denn  wie  das  Bundes- 
gericht bereits  wiederholt  entschieden  hat  (siehe  u.  A.  Entgeh,  in  Sachen 
Montanari  vom  11.  Mürz  1882,  Amtl.  Sammlg.,  Bd.  8,  S.  83  ff),  umfasst 
die  Bezeichnung  eines  Delikts,  speziell  im  Sinne  des  schweizerisch- 
italienischen  Staatsvertrages,  nicht  nur  das  vollendete,  sondern  auch  das 
versuchte  Verbrechen. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Amhrogio  Massa  an  das  Kiitiigreich  Italien 
wegen  Betrugs  wird  bewilligt. 


14.  Urtheil  vom  11.  September  1891  in  Sachen  Enrico  Malatesta 
von  S.  Maria  Capua  Vetere.  zur  Zeit  in  Lugano  verhaftet, 
betreffend  Auslieferung. 

1.  Xach  Art.  2 des  sch  treizerisch -italienischen  Amlief  er  unysvertrages 
ist  die  Theiliiahme.  an  einer  (auf  Begehung  von  AmlieJ erungs- 
dehkten  gerichteten)  „ Verhrecherverbindungu  an  sich , als  delictum 
proprium,  Auslieferungsdelikt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Verbindung  zur  Begehung  oder  zum  Versuch  von  Verbrechen 
bereits  geführt  hat  oder  nicht. 

2.  Die  Auslieferung  ist  auch  wegen  relativ  politischer  Delikte 
ausgeschlossen.  Die  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  an  sich  den 
Thatbesland  eines  Auslieferungscerbrechens  erfüllende  Thut  einen 
politischen  Charakter  au  sich  trage,  steht  dem  ersuchten  Staate  zu, 
ohne  dass  dieser  an  den  Ausspruch  der  Gerichte  oder  sonstigen 
Behörden  des  reguirirenden  Staates  (es  handle  sich  um  ein  ge- 
meines Verbrechen)  gebunden  wäre. 
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3.  Anarchistische  Vereine,  welche  den  gewaltsamen  Umsturz  der  be- 
stehenden staatlichen  und  gesellschaftlichen  Ordnung  bezwecken, 
sind  auf  die  Begehung  politischer , nicht  gemeiner  Verbrechen 
gerichtet,  sofern  nicht  erhellt,  dass  sie  in  Wirklichkeit  die 
Begehung  von  Verbrechen  gegen  Personen  oder  Eigenthum  be- 
zwecken, welche  mit  politischen  Zwecken  gar  nicht  oder  nur 
locker  Zusammenhängen  und  daher  als  gemeine  Verbrechen  er - 
scheinen. 

A Durch  Unheil  des  korrektionellen  Gerichts  von  Rom  (4.  Sektion)  vom 
1.  Februar  1884  wurde  Enrico  Mulatosta  von  S.  Maria  Capua  Vetcrc  gemeinsam 
mit  sieben  andern  Angeklagten  der  Thei lnahme  an  einer  Verbrecherverbindung 
mit  dem  Zwecke,  Vergehen  gegen  Personen  und  Eigenthutn  zu  verüben,  schuldig 
erklärt  und  zu  il  Jahren  Gefängnis*  vemrtheilt.  Dieses  Urtheil  führt  im  Wesent- 
lichen au*:  Malatesta  habe  im  Jahre  1881  mit  dem  (ebenfalls  verurtheilten) 
Merliuo  au  «lern  Sozial isteukougresse  in  London  Theil  genommen.  Dort  seien 
folgende  Resolutionen  gefasst  worden:  Sozialrevolution  behufs  Umsturzes  des  be- 
stehenden Regierungssystems  und  Eroberung  des  Landes  und  des  Kapitals.  Zu- 
sammenwirken aller  Arbeiterklassen  zur  Errichtung  des  Reiches  der  Anarchie 
Nothweudigkeit,  die  Massen  hieftir  vorzubereiteu  durch  Gewöhnung  an  den  Um- 
sturz. Der  Kongress  sei  vom  Präsidenten  (Krapotkin)  mit  der  Aufforderung  ge- 
schlossen worden,  die  Mitglieder  sollen  in  ihre  Länder  zurückkehren  und  sich  in 
ihren  Ideen  bestärken,  „faccudo  saltare  qualche  casa“.  Malatesta  und  Merliuo 
seien  nach  Italien  zurückgekehrt;  ersterer  habe  sich  sodann  zunächst  nach  Egypten 
begehen,  um  mit  den  Sozialisten  de»  Orients  Verbindungen  anzuknüpfen.  In  Rom 
aber  habe  ein  sozialistischer  Cercle  bestunden  und  dieser  sei  nun  von  Merlino 
reorganisirt  worden,  auch  umgetauft  auf  den  Nameti  „18.  März“  (zu  Ehren  der 
Pariser  Commune).  Statuten  und  Regiemente  dieser  neuen  „Gesellschaft“  »eien 
bei  den  meisten  der  Angeklagten  gefunden  werden,  ein  Reweis,  dass  eine  regel- 
rechte Organisation  (Generalausschuss,  Subkomites.  Gruppen  mit  Chefs  etc.)  vor- 
handen gewesen  sei.  Aus  dieseu  Statuten  ergehe  sich  im  Fernern,  dass  die  um 
Aufnahme  Nachsuchendeu  sich  gänzlich  der  sozialen  Revolution  haben  weihen 
müssen.  Die  Propaganda  der  That  sei  von  diesem  Vereine  intensiv  (durch  Zirku- 
lare u.  s.  w.)  betrieben  worden.  Beim  Herannaheu  des  18.  Marz  (1883)  habe 
mau  beschlossen,  diesen  Tag  mit  einem  principio  di  esccuzione  zu  feiern,  ln  der 
Nacht  des  17.  seien  an  die  Mauern  Roms  Proklamationen  angeschlagen  worden, 
deren  Inhalt  die  Londoner  Resolutionen  wiedergegeben  habe:  ebenso  schwarze 
Fahnen  anfgehisst  mit  der  rotben  Aufschrift:  „Es  lebe  die  Commune!“  Die  Ge- 
sellschaft vom  18.  März  erscheine  danach  nicht  mehr  als  ein  politischer  Verein, 
sondern  als  eine  „Verbrecherverbiuduug“,  da  dieselbe  die  Revolution  mit  nach- 
folgender Anarchie  bezweckt  habe.  Davon,  dass  diese  Vereinigung  nicht  mehr 
mit  Propaganda  und  Worten  sich  begnügt,  sondern  begonnen  habe,  zu  Thateu 
überzugehen,  zeugen  die  Proklamationen  und  die  erwähnten  Fahnen.  Der  Verein 
sei  demgemäss  nichts  Anderes  gew  esen,  als  eine  Verbindung  gemeiner  Verbrecher, 
and  zwar  eine  org&nisirte  Verbindung.  Schon  durch  diese  Organisation  seien  die 
Mitglieder  nach  Art.  426  des  (damals  geltenden)  italienischen  Strafgesetzes  schuldig. 
Der  Appellhof  zu  Rom  bestätigte  durch  Urtheil  vom  30.  Dezember  1884  gruud- 
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satzlieh  diese  Entscheidung,  setzte  aber  die  Strafe  des  Malatesta  auf  2 Jahre 
Gefängniss  und  6 Monate  Polizeiaufsicht  herunter.  Ein  Kassatioiisg«?sii«:h  des 
Malatesta  wurde  iiu  April  1885  verworfen. 

Ji.  Gestützt  auf  die  erwähnten  richterlichen  Urtheile,  sowie  einen  Haftbefehl 
des  königl.  Prokurators  in  Rom  vom  4.  Mai  1885  suchte  die  konigl.  italienische 
Gesandtschaft  in  Bern  mit  Note  vom  24.  Juni  1891  beim  schweizerischen  Bundes- 
rathe  um  Auslieferung  des  Enrico  Malatesta  nach,  welcher,  nachdem  er  sich  der 
Strafvollziehung  in  Italien  durch  die  Flucht  entzogen  hatte,  am  11./12.  Juni  1891 
in  Lugano  wegen  Uebertretung  eines  bundesrätlilichen  Ausweisungsbefehles  zur 
Haft  gebracht  worden  war.  Das  Auslieferungsbegchreii  9tützt  sich  auf  Art.  2. 
letzten  Absatz,  des  italienisch-schweizerischen  Ausliefenmgsvcrtrages  vom  22.  Juli 
1868,  in  welchem  das  Delikt  der  „Verbrechorverbindung“  vorgesehen  sei. 

C.  Namens  des  Enrico  Malatesta  hat  Advokat  Dr.  Antonio  Buttaglini  in 
Lugano  mit  Eingabe  vom  18.  Juli  1891  gegen  die  Auslieferung  Einspruch  erhoben. 
Er  führt  aus  : Malatesta  habe  an  den  Manifestationen  vom  17./18.  Mürz  1883  in 
Hom  nicht  Theil  genommen  und  wegen  Abwesenheit  nicht  Thcil  nehmen  können. 
Oberhaupt  sei  ihm  irgend  ein  thär liebes  Eingreifen,  eine  Ausführungshandlung 
einer  gesetzlich  vorgesehenen  Straft  hat,  niemals  auch  nur  vorgeworfen  worden. 
Das  Einzige,  was  ihm  vorgeworfen  werden  könne,  sei,  dass  er  sozialistischen  (»rund- 
sätzen huldige  und  am  Londoner  Kongress  von  1881  sich  betheiligt  habe,  sowie 
dass  in  seiner  Wohnung  Korrespondenzen  aulgofunden  worden  seien,  welche  auf 
eine  Verbindung  zwischen  ihm  und  den  übrigen  Angeklagten  hindeuten.  Die  Auf- 
stellung der  Verbrecherverbindung  als  besonderer  Deliktsbegriff  solle  nur  dazu 
dienen,  die  Verurtheilung  von  Sozialisten,  welche  wegen  ihrer  blossen  politischen 
Ober/engung  nicht  verurtheilt  werden  könnten,  durchzusetzen.  Die  Auslieferung 
wegen  Theilnahme  an  einer  Verbrechcrverbindiing  könne  nun  aber  nur  dann  be- 
willigt werden,  wenn  sich  die  Verbrecherverbindung  als  Mittel  zu  Begehung  eines 
im  Vertrag  als  Auslieferungsdelikt  bezeichneten  Verbrechens  qualitizirc.  Dies 
habe  das  Buudesgericht  bereits  in  seiner  Entscheidung  in  dem  durchaus  identischen 
f alle  Pistolesi  vom  16.  Mai  1879  (Entsch.  Amtl.  Saniml.  V,  S.  226  u.  ff.)  ausge- 
sprochen. Danach  sei  liier  die  Auslieferung  zu  verweigern,  da  sich  aus  den  vor- 
gelegten l’rtheilen  keine  Handlung  des  Malatesta  ergebe,  wegen  deren  die  Aus- 
lieferung bewilligt  werden  müsste.  In  einer  nachträglichen  Eingabe  vom  25.  August 
1891  hebt  der  Bequirine  selbst  den  politischen  Charakter  der  gegen  ihn  ge- 
richtetem Verfolgung  hervor  und  sucht  darum  nach,  es  möchte,  im  Falle  der  Ver- 
weigerung der  Auslieferung,  aber  «1er  Aufrecht haltung  der  gegen  ibu  verhängten 
Ausweisung,  von  einer  polizeilichen  Vollstreckung  der  letztem  abgesehen  und  ihm 
Frist  angesetzt  werden,  das  Land  zu  verlassen. 

I).  Die  konigl.  italienische  Gesandtschaft,  welcher  die  Eingabe  «les  Dr.  Bntta- 
glini  mitgetheilt  wurde,  halt  au  dein  Auslieferungsbcgehren  fest;  in  einem  von  ihr 
übermittelten  pro  memoria  der  konigl.  italienischen  Regierung  wird  bemerkt:  E> 
möge  zugegeben  worden,  «lass  Art.  2.  letztes  Alinea,  des  schweizerisch-italienischen 
Auslieteningsvertragcs  die  Auslieforimgsprticht  nur  wegen  Thciluahmc  an  solchen 
Verhrccherverbindungen  statnire,  welche  die  Begehung  von  Auslieferungsdelikien 
zum  Zwecke  haben.  Dagegen  H«  i schon  die  Theilnahme  an  einer  solchen  Yer- 
hrcrhcrvcrhinduiig  für  sich  allein  als  besonderes  Delikt  ein  Auslieferungsverbrechen 
und  sei  keineswegs  gefordert,  da»s  durch  «lie  Verbindung  oder  ihre  Mitglieder 
eines  der  im  AusHofennigsvertrage  bezeichneten  Delikte  schon  begangen  tvder  ver- 
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sucht  worden  sei.  Dies  sei  vollständig  klar;  andernfalls  hätte  ja  die  besondere 
Erwähnung  der  Verbrecherverbindung  im  Vertrag  gar  keinen  Sinn,  da  in  Fällen, 
in  denen  einer  der  in  Art.  2 aufgezählteu  Delikt  st  hatbestiinde  ganz  oder  theihveise 
erfüllt  sei,  die  Auslieferung  eben  wegen  des  betreffenden  Delikts  oder  Delikts« 
vcrsucbs  und  nicht  wegen  Verbrecherverbindung  verlangt  würde.  Die  Einwendung, 
das»  Malatesta  keines  der  im  AiiKlieferuugsvertrage  aufgezählteu  Delikt«*  begangen 
oder  versucht  habe,  sei  also  bedeutungslos,  sofern  nur  feststehe,  dass  er  einer 
Verbrecherverbindnng  augehort  habe,  welche  die  Hegchang  solcher  Delikt«*  sieb 
zum  Zwecke  setzte.  Dies  sei  aber  unzweifelhaft.  Es  ergebe  sich  aus  dem  Ver- 
brechen, wegen  dessen  er  verurtheilt  worden  sei,  und  den  unanfechtbaren  Fest- 
stellungen des  gegen  ihn  ergangenen  Strafurtheils.  Die  Verurtheiluiig  sei  erfolgt 
wegen  des  in  Art.  42H  und  129  des  frühem  italienischen  Strafgesetzes  vorgesehenen 
Vergehens,  nämlich  wegen  Theiluahme  an  einer  Verbindung,  die  zum  Zwecke 
hatte,  Vergehen  gegen  Personen  und  Kigenthuiu  zu  verüben,  also  Diebstahl, 
Körperverletzung,  Todtschlag,  folglich  Delikte,  die  in  Art.  2 des  Auslieferungs- 
Vertrages  vorgesehen  seien,  zu  begeben.  Das  Strafurtheil  stelle  fest,  dass  Malatesta 
in  Hora  einer  Verbrecherverbindung  angehört  habe,  welche  unter  dem  Scheine  der 
Behandlung  politischer  Fragen  es  grundsätzlich  auf  Vergeben  gegen  Personen  und 
auf  Aneignung  fremden  Eigenthums  abgesehen  batte.  Die  vom  Requirirteu  ange- 
rufene bund«*sgerichtliche  Entscheidung  in  Sachen  Pistolesi  verweigere  die  Aus- 
lieferung desshalb,  weil  die  Vergehen  nicht  genau  angegeben  seien,  welche  die 
Verbindung,  der  Pistolesi  angehörte,  bezweckt  habe.  Im  vorliegenden  Falle,  wo 
es  sich  nicht  wie  hei  Pistolesi  um  einen  Angeklagten,  sondern  um  eiuen  Ver- 
urtheilten  handle,  treffe  dies  nicht  zu;  hier  ergebe  sich  aus  dem  Straf urtlieile 
aufs  Genaueste,  die  Begehung  welcher  Delikte  die  Verbrecherverbindnng,  »1er 
Malatesta  augehörte,  zum  Zwecke  gehabt  habe. 

K.  Mit  Zuschrift  vom  24.  August  1891  übermittelt  der  Bundesrath  die  Akten 
dem  Bundesgerichte  zur  Entscheidung. 


Das  Bandesgericht  zieht  in  Erwägung  : 

1)  Art.  2 des  Schweiz. -italienischen  Auslieferungsvertrages  vom  22.  Juli 
1868  fügt  nach  Aufzählung  der  Auslieferungsdelikte  in  seinem  letzten 
Absätze  bei:  „II  est  entendu  que  l’extradition  sera  aussi  accordée  pour 
i’association  de  malfaiteurs  et  pour  toute  sorte  de  complicité  ou  parti- 
cipation aux  infractions  susmentionnées. u Demnach  besteht  die  Aus- 
lieferungspflicht nicht  nur  für  jede  Art  von  Theilnahme  an  einein  der  in 
Art.  2,  Ziffer  1 — 12,  aufgezählten  Verbrechen,  sondern  auch  für  die  blosse 
Angehörigkeit  zu  einer  auf  Begebung  solcher  Delikte  gerichteten  Ver- 
bindung, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Verbindung  in  Wirklichkeit 
zur  Verübung  oder  zum  Versuche  von  Verbrechen  bereits  geführt  hat 
oder  nicht.  Diese  Bestimmung  erscheint  als  eine  anomale;  sie  statuirt 
die  Auslieferungspflicht  für  einen  Thatbestand,  welcher  wohl  nach  italie- 
nischem Strafrecht  (Art.  426  fl',  des  frühem,  Art.  248  ff.  des  gegen- 
wärtigen italienischen  Strafgesetzbuches)  als  besonderes  Delikt  der  „Ver- 
brecherverbindungu unter  Strafe  gestellt  ist,  der  aber  nach  den  Grund- 
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sittzcii  der  schweizerischen  Strafrechte,  welche  diese«  besondere  Delikt 
wohl  durchgängig:  nicht  kennen,  als  blosse  Vorbereitnngshandlung  strallos 
bleibt;  sie  weicht  also  von  dem  regelmässig  befolgten  Grundsätze  ab,  dass 
die  Auslieferung  nur  für  solche  Handlungen  vereinbart  wird,  welche  nach 
dem  Hechte  beider  Vertragsstaaten  strafbar  sind.  Allein  der  Sinn  des 
Vertrags  ist  ein  durchaus  unzweideutiger;  die  besondere  Zusage  der  Aus- 
lieferung flir  „Verbrecherverbindungen a neben  der  Stipulation  der  Aus- 
lieferungspflicbt  für  jede  Art  von  Theilnahme  oder  Mitschuld  an  einem 
Anslieferungsverbrechen  kann  in  der  That  keinen  andern  Sinn  haben, 
als  den,  dass  die  AuslieferungspHicht  für  die  „Verbrecherverbindung a 
als  solche  als  besonderes  Delikt  bedungen  wird,  immerhin  indess,  wie 
das  liundesgerieht  in  seiner  Entscheidung  i.  S.  l’istolesi  (Amtl.  Samml. 
lld.  V,  S.  226  ff.)  betont  hat,  mit  der  Beschränkung  auf  Verbindungen, 
welche  die  Begehung  von  Auslieferungsdelikten,  rvie  sie  in  Ziffer  X — 12 
des  Art.  2 des  Vertrages  anfgezüblt  sind,  zum  Zwecke  haben.  Diese 
Auslegung  wird  denn  auch  durch  die  Botschaft  des  Bundesrathes  zum 
Auslieferungsvertrage  (Bundesbl.  1868,  III,  S.  148)  bekräftigt  (vergl.  den 
Bericht  der  ständeräthlichen  Kommission,  ibid.  8.  884). 

Die  Auslieferung  kann  also  nicht  deshalb  verweigert  werden,  weil 
dem  Keqnirirtcn  nicht  die  Begehung  eines  der  in  Art.  2,  Ziffer  1 — 12,  des 
Ausliefcrungsvertrages  aufgezithltcn  Delikte  zur  Last  gelegt  wird.  Es  ist 
im  Fernern  richtig,  dass  die  gegen  den  Requirirten  ergangenen  Straf- 
urthcile  feststelleu,  dieser  habe  einer  Verbrecherverbindung  angehört, 
welche  zum  Zwecke  gehabt  habe,  „Vergehen  gegen  Personen  und  Eigen- 
thum M zu  verüben,  und  dass  die  letztere  Bezeichnung  Auslieferungsver- 
brechen, wie  Todtschlag  und  Kaub,  in  sich  begreift.  Allein  ebenso 
unzweifelhaft  ist,  dass  gemäss  Art.  3 des  Auslieferungsvertrages  die  Aus- 
lieferung auch  wegen  der  in  Art.  2 dieses  Vertrages  aufgezählteu  That- 
bestände  dann  zu  verweigern  ist,  wenn  das  Vergehen  nicht  als  ein  ge- 
meines, sondern  als  ein  politisches  erscheint.  Art.  3 beschränkt  in  diesem 
Sinne  den  Art.  2;  er  schliesst,  wie  überhaupt  die  sämmtlichen  schweize- 
rischen Ausliefcrungsverträge,  die  Auslieferung  nicht  nur  für  die  absolut, 
sondern  auch  für  die  relativ  politischen  Delikte,  welche  gleichzeitig  den 
Thatbcstand  eitles  gemeinen  Verbrechens  erfüllen,  aus.  Dies  kann  gewiss 
nicht  bezweifelt  werden.  Die  Auslieferung  wegen  Vergehen,  welche  an 
sich  unter  die  Bestimmungen  des  Art.  2 des  Auslieferungsvertrages  fallen, 
wie  z.  B.  Todtschlag  u.  dgl.,  ist  gemäss  Art.  3 dann  ausgeschlossen,  wenn 
die  That  eine  politische  ist,  z.  B.  zum  Zwecke  der  Durchführung  einer 
Revolution  begangen  wurde.  Die  Frage,  ob  ein  an  sielt  unter  Art.  2 
des  Auslieferung' Vertrages  fallender  Thatbcstand  als  politisches  Delikt 
sielt  qualilizire  und  daher  die  Auslieferung  zu  verweigern  sei,  ist  vom 
ersuchten  .Staate  selbstständig,  auf  Grund  gewissenhafter  Würdigung  der 
sämmtlichen  Entstünde  des  Einzelfalles,  zu  prüfen  und  zu  entscheiden: 
der  Ausspruch  der  Gerichte  oder  sonstigen  Behörden  des  ersuchenden 
Staates,  dass  es  sich  um  ein  gemeines  Verbrechen  handlo,  bindet  den 
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ersuchten  Staat  nicht  und  enthebt  dessen  Behörden  nicht  des  Hechtes  und 
der  Pflicht  eigener  PrUfung  des  Sachverhaltes.  Wird  danach  im  vor- 
liegenden Falle  untersucht,  ob  es  sich  um  ein  politisches  Delikt  handle, 
so  ist  diese  Frage  zu  bejahen.  Die  Verbindung,  wegen  deren  Mitglied- 
schaft der  Rcquirirte  bestraft  worden  ist,  bezweckt  nach  der  Darstellung 
der  ergangenen  Strafurtheile  den  Umsturz  der  bestehenden  staatlichen 
und  gesellschaftlichen  Ordnung,  um  an  deren  Stelle  ein  anderes  politisches 
und  wirtschaftliches  System,  dasjenige  der  „Anarchie“,  zu  setzen;  deren 
ausgesprochener  Zweck  ist  also  zweifellos  ein  politischer.  Da  sie  ihre 
Ziele,  die  Beseitigung  der  bestehenden  politischen  Gewalten  und  eine 
andere  Vertheilung  der  wirtschaftlichen  Guter,  wie  nach  den  vorliegenden 
Urteilen  angenommen  werden  muss,  nicht  etwa  nur  auf  dem  Wege  fried- 
licher Propaganda,  sondern  auf  dem  Wege  der  Gewalt  zu  erreichen  strebt, 
so  ist  allerdings  anzuerkennen,  dass  ihr  Zweck  die  Begehung  von  Ver- 
brechen gegen  Personen  und  Eigentum  involvirt.  Allein  dafür,  dass  cs 
dabei  auf  die  Verübung  gemeiner,  mit  einem  auf  politische  Zwecke  ge- 
richteten Unternehmen  gar  nicht  oder  nur  locker  zusammenhängender 
Verbrechen  abgesehen  sei,  liegt  nicht  das  Mindeste  vor.  Die  Propaganda 
der  Tliat,  welche  die  Gesellschaft  bis  jetzt  entwickelt  hat,  beschränkt 
sich  auf  Aufreizungen  zum  Aufruhr  durch  Verbreitung  aufrührerischer  Pro- 
klamationen und  Aufhissen  revolutionärer  Fahnen  ; sie  bewegt  sich  also 
durchaus  in  der  Bahn  politischer  und  nicht  iu  derjenigen  gemeiner  Delikte, 
und  es  berechtigt  nichts  zu  der  Annahme,  dass  die  Gesellschaft  in  Tliat 
und  Wahrheit  ein  Anderes  bezwecke.  Wenn  es  richtig  wäre  freilich,  dass 
die  Gesellschaft  unter  dem  blossen  Scheine  der  Beschäftigung  mit  poli- 
tischen Fragen  auf  Aneignung  fremden  Eigenthums  u.  dgl.  ausginge,  so 
könnte  von  einem  politischen  Delikte  nicht  die  Hede  sein.  Denn  cs  ist 
klar,  dass  das  blosse  Vorschieben  politischer  oder  sozialer  Doktrinen  den 
Kampf  des  Verhrecherthums  gegen  die  Gesellschaft,  wie  er  von  Alters 
her  durch  Diebstahl,  Raub  u.  dgl.  geführt  wird,  nicht  zu  einem  politischen 
zu  stempeln  vermag.  Allein  thatsächlich  spricht  nun  nichts  dafür,  dass 
die  Gesellschaft  in  Wirklichkeit  nicht  eine  politische  Verbindung,  sondern 
eine  Diebs-  oder  Räuberbande  sei.  Sic  erscheint  vielmehr,  nach  Allem, 
was  gegenwärtig  vorlicgt,  durchaus  als  eine  revolutionäre  politische  Ver- 
bindung. Da  sic  den  gewaltsamen  Umsturz  der  bestehenden  gesetzlichen 
Ordnung  vorzubereiten  und  durchzufllhrcn  bezweckt,  so  sind  ihre  Zwecke 
allerdings  rechtswidrige;  allein  die  Verbrechen,  deren  Begehung  sie  be- 
zweckt, sind  nicht  gemeine,  sondern  politische.  Es  ist  demgemäss  die 
Auslieferung  gemäss  Art.  des  Staatsvertrages  zu  verweigern. 


Demnach  hat  da # Bnndeegericht 

Die  Auslieferung  des  Enrico  Malatesta  an 
wird  nicht  bewilligt. 


erkannt  : 
das  Königreich 


Italien 
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15.  Urtheil  vom  16.  Oktober  1891 
in  Sachen  Silvester  Schnieper,  in  Hildisrieden,  Kanton  Luzern, 
betreffend  Verfassungsverletzung. 

Die  Kantone  situl  befugt,  a nsger  kantonale  Strafurtheile  auch  dann 
zu  vollstr ecken , wenn  sie  dazu  weder  durch  Bundesgesetz  noch 
durch  Staatsvertrag  verpflichtet  sind.  Befuyniss  der  kantonalen 
Regierungen,  hierüber  zu  entscheiden. 

A.  lias  Bezirksgericht  Muri  verurtheilte  den  Sclmieper  am  15.  Dezember 
18‘Jlt  wegen  Körperverletzung  zu  einer  korrektiunclleu  Zuchthausstrafe  von  zwei 
Monaten.  Der  llegierungsrath  des  Kantons  Aargau  gelangte  hierauf  an  denjenigen 
des  Kantons  Luzern  mit  dem  Gesuche  um  Exekution  jenes  Unheils,  gestützt  auf 
ein  Uebereinkoinmen  d.  d.  1 ./lit.  März  )8t>5.  Der  Regicrungsrath  des  Kantons 
Luzern,  respektive  dessen  Justizdepartement,  entsprach  dem  Begehren  und  wies 
das  Statthalteramt  Sursee  an,  den  Schnieper  verhaften  zu  lassen  und  das  gegen 
ihn  verhängte  Urtheil  zu  vollziehen. 

Ji.  Gegen  diese  Verfügung  liât  Silvester  Schnieper  den  staatsrechtlichen 
Rekurs  an  das  Bundesgericht  ergriffen,  denselben  folgendermassen  begründend. 
Das  Vergehen,  »egen  dessen  der  Rekurrent  verurtheilt  worden  sei,  finde  sich  im 
eidgenössischen  Auslieferungsgesetz  vom  21.  Juli  1852  nicht  angeführt.  Der  Voll- 
zug des  Urtbeils  sei  auch  in  der  Thal  nicht  mit  Rücksicht  auf  jenes  Gesetz, 
sondern  auf  Grund  eines  angeblichen  hesondern  Vertrages  gewährt  worden.  Xun 
existire  zwischen  den  Kantonen  Luzern  und  Aargau  kein  solcher  Vertrag.  Er  sei 
in  keinem  der  luzeruischen  oliizielien  Urgane  puhlizirt  worden,  und  wenn  in  der 
aargauischen  Gesetzessammlung  hievon  Erwähnung  gemacht  werde,  so  rühre  dies 
nur  daher,  dass  man  in  dorten  aus  einzelnen  konkreten  Fällen  eine  allgemeine 
Regel  schliessen  zu  dürfen  glaubte.  Selbst  wenn  die  luzernische  Regierung  im 
Jahre  IHH5  eine  förmliche  Erklärung  im  Sinne  der  gegenseitigen  Vollstreckung 
von  zuchtpolizeilichen  Urtheilen  wirklich  gegeben  hätte,  so  wäre  dennoch  ver- 
fassungsmäßig kein  Staats  vertrag  zu  Staude  gekommen:  denn  die  Regierung  allein 
sei  nach  Kantons  Verfassung  (Art.  55)  zum  Abschluss  von  Verträgen  nicht  kompetent 
und  vom  Grossen  Ruthe  sei  sie  hiezu  auch  niemals  ermächtigt  worden.  Liege  aber 
der  UrtheiläYollstreckung  weder  ein  Bundesgesetz  noch  ein  rechtskräftiger  Staats- 
vertrag zu  Grunde,  so  involvire  dieselbe  eine  Verletzung  des  $ 5,  Abs.  2,  der 
luzeruischen  Verfassung,  wonach  Niemand  gerichtlich  verfolgt  oder  verhaftet 
werden  dürfe,  ausser  in  den  vom  Gesetze  vorgesehenen  Fällen.  Die  rekurrirte  Ver- 
fügung sei  demnach  aufzuheben. 

(\  Seine  Vernehmlassung  auf  diesen  Rekurs  leitet  der  Regierungsrath  vou 
Luzern  mit  der  Bemerkung  ein,  dass  es  sich  in  casu  um  Verletzung  der  Inzer- 
nischcn  Verfassung  nicht  handelu  könne  und  deshalb  die  Kompetenz  des  Bandes- 
gerichtes  fraglich  erscheine.  Materiell  beantwortet  er  dann  die  Beschwerde  fol- 
gendennassen: Für  den  vorliegenden  Fall  treffe  allerdings  «las  eidgenössische  Aus- 
licferungsgesetz  vom  Jahre  1852  nicht  zu,  wohl  aber  die  Uebereiukuuft  vom 
1./13.  März  1805.  Damals  hätten  die  Luzerner  und  die  Aargauer  Regierung  mit- 
einander auf  dem  Korrespondenzwege  verabredet,  es  sollen  die  zuchtpolizeÜicbeu 
Urtheile  des  einen  Kantons  auch  auf  dem  Gebiet  des  andern  vollzogen  werden. 
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und  zwar  sowohl  gegen  eigene  Angehörige  als  gegen  Angehörige  des  andern  Kan- 
tons. Allerdings  sei  jene  Verabredung,  da  aie  nicht  vom  Grossen  Halbe  ausgegangen 
sei,  in  der  Gesetzessammlung  nicht  aufgenommen  worden;  dagegen  habe  man  sic  in 
den  gedruckten  regierungsräthlicben  Verhandlungen  vom  1.  März  1865  übungs- 
gemäss  puhlizirt.  Gelingens  bilde  sie  nur  rine  Ergänzung  eines  noch  jetzt  gültigen 
Gebereinkommens  zwischen  mehreren  Ständen,  betreffend  die  Uutersnchungsgebiihren 
in  Kriminal-  und  Zuchtpolizeifallen,  dem  der  Kanton  Luzern  seit  dem  25.  November 
1845  angehöre,  und  enthalte  auch  nur  die  iiestätigung  einer  laugst  geübten  Inzer- 
nischen  Staatsmuxime.  Die  Einwendungen  gegen  die.  Legitimation  der  Regierung, 
die  Gellereinkunft  abzuschlieasen,  seien  grundlos.  Einen  förmlichen  Staatsvertrag 
hätte  freilich  die  Kegierung  von  sieh  aus  nicht  eingehen  dürfen,  aber  hier  handle 
es  sich  um  einen  Staatsvertrag  oder  ein  Konkordat  absolut  nicht,  sondern  lediglich 
um  einen  Kartellverhand,  um  einen  modus  vivendi  zwischen  zwei  benachbarten 
Kantonen,  und  dazu  sei  die  Kuntonsregierung  ohne  Zweifel  berechtigt  gewesen. 
In  ähnlicher  Weise  seien  mehrere  jetzt  noch  bestellende  Uebereiukomiuen  getroffen 
worden:  der  Grosse  Rath  habe  hievon  stillschweigend  Keimtniss  genommen  und 
somit  stillschweigend  sie  anerkannt.  Aus  allen  diesen  Gründen  müsse  die  G’eber- 
einkunft  von  1865  als  zu  Recht  bestehend  betrachtet  werden  und  es  sei  der 
Rekurs  abzuweisen,  unter  Kostenfolge. 


Das  Bundesi/ ericht  zieht  in  Enoägung: 

1)  Was  zuerst  die  formelle  Seite  des  Rekurses  anbelangt,  so  kann 
liber  die  Kompetenz  des  Bnndesgeriehts,  vorliegende  Beschwerde  zu  be- 
nrtheilen,  kein  Zweifel  bestehen.  Es  ergibt  sich  diese  Kompetenz  sowohl 
daraus,  dass  Uber  Verletzung  von  individuellen  Rechten  geklagt  wird, 
welche  von  einer  kantonalen  Verfassung  garantirt  sind,  als  auch  aus 
dem  Umstande,  dass  der  erhobene  Streit  sich  auf  die  Frage  der  inter- 
kantonalen Rechtshlllfc  bezieht,  eine  Materie,  Uber  welche  Art.  59  O.  G. 
dem  Bundesgeriebte  den  Entscheid  übertrügt.  Formell  ist  also  der  Rekurs 
zuzulassen. 

2)  Anders  hingegen  verhüll  es  sich  bezüglich  dessen  materieller 
Seite.  Der  Rekurrent  geht  von  der  Auffassung  aus,  dass,  abgesehen 
von  einem  förmlichen  und  verfassungsmüssig  zu  Stande  gekommenen 
Vertrag,  dessen  Existenz  in  concreto  bestritten  wird,  ausserkantonale 
Strafurtheile  nur  in  den  in  Art.  2 des  eidgenössischen  Ausliefcrungs- 
gesetzes  aufgezüblten  Fällen  vollzogen  werden  dürfen.  Nur  in  diesen 
Fällen  habe  entweder  die  Auslieferung  des  Schuldigen  oder  die  Exekution 
des  Urtheils  stattzufinden.  Diese  Auffassung  ist  nicht  richtig.  Dag 
Bundesgesetz  statuirt  nur  diejenigen  Fülle,  in  welchen  ein  Kanton  die 
Auslieferung  oder  den  Strafvollzug  zu  bewilligen  verpachtet  ist;  ausser- 
dem steht  ihm  aber  frei,  den  diesfülligen  Begehren  einer  Kantons- 
regiernng  noch  in  andern  Füllen  zu  entsprechen.  Ein  solches  Verfahren 
steht  mit  den  Grundsätzen  des  Bundesstaatsrechts  vollständig  im  Ein- 
klang und  es  hat  dies  das  Bundesgericht  schon  wiederholt,  sowohl  in 
Bezug  auf  die  Auslieferung,  als  auch  in  Bezug  auf  die  Vollstreckung 
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von  Strafurtheilen,  anerkannt  (siehe  Entsch.  Amt).  Sarnmlg.,  Bd.  4,  S.  234, 
Bd.  5,  8.  535,  sowie  Entscheid  in  Sachen  Hüfliger  vom  10.  Juli  1891). 

3'  In  einer  blossen  Ausdehnung  nun  der  interkantonalen  Rechts- 
hHlfe  kann  eine  Verletzung  der  in  Art.  5 der  luzernischen  Staatsver- 
fassung enthaltenen  Garantie  gegen  willkürliche  Verhaftung  nicht  erblickt 
werden  ; es  bezieht  sich  überhaupt  jener  Artikel,  wie  schon  im  letzt- 
erwähnten Entscheide  betont  wurde,  nur  auf  das  Verfahren  innerhalb 
des  Kantons,  nicht  aber  auf  den  interkantonalen  Rechtsverkehr. 

4)  Ist  dem  so,  so  erscheint  auch  eine  Untersuchung  darüber,  ob 
zwischen  dem  rcchtsuchenden  und  dem  rechtgcwührcnden  Kanton  ein 
wirkliches  Uebereinkommen  bestehe,  resp.  ob  dasselbe  verfassungsmässig 
zu  Stande  gekommen  sei,  für  den  vorliegenden  Fall  überflüssig,  so  wenig 
auch  die  Unterscheidung  der  Luzerner  Regierung  zwischen  Staatsvertrag 
und  blosser  Willenserklärung  hier  als  zutreffend  anerkannt  werden  kann: 
denn  in  concreto  sollte  es  sich  auch  nach  ihrer  Ansicht  um  eine  zwischen 
den  beiden  Kantonen  verbindliche  Vereinbarung  handeln.  Wie  oben  aiis- 
geführt.  braucht  aber  der  Strafvollzug  nicht  auf  einem  Vertrag  zu  be- 
ruhen. Die  Regierung,  der  die  Sorge  für  den  interkantonalen  Rechts- 
verkehr in  erster  Linie  obliegt,  war  berechtigt,  die  Urtheilsvollstreckung 
auch  ohne  Vertrag  zu  bewilligen.  — Auch  der  fernere  Einwand  des 
Rekurrenten,  dass  bloss  eine  Verfügung  des  Justizdepartementes  vorliege, 
fällt  angesichts  der  Erklärung,  dass  der  Regierungsrath  dem  Verfahren 
der  Justizkommission  beiptlichtc,  ausser  Betracht. 

Demnach  hat  das  Bnndesyericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


lt».  Urtheil  vom  28.  Oktober  1891  in  Sachen  Mathias  Stttcklin.  Bauunter- 
nehmer. zur  Zeit  in  Luzern  verhaftet,  betreffend  Auslieferung. 

Fahrlässiger  Fat  scheid  ist  nach  dem  schweizerisch  - deutschen  .4ms- 
liefernngsr ertrage  kein  Auslieferungsdelikt;  denn  er  fällt  nicht 
unter  Art.  1,  Ziff.  14,  dieses  Vertrages. 

A.  Durch  Urtheil  der  Strafkammer  HI  des  grosshcrzoglicli-badischon  Land- 
gerichts Karlsruhe  vom  2.  Mai  1891  wurde  Mathias  Stücklin,  von  Weisweil, 
damals  wohnhaft  in  Bruchsal,  wegen  fahrlässigen  Fnlsohcidcs  im  Sinne  des  $ 163 
des  deutschen  H.  St.  (i.  zu  einer  Ucfäuguissstrafe  von  acht  Monaten  und  zur 
Tragung  der  Kosten  des  Strafverfahrens  verurtheilt.  tiestützt  auf  dieses  l rtheil 
suchte  das  grossherzogliche  Staatsininisterium,  unter  Berufung  auf  den  schweizerisch- 
deutschen  Auslieferungsvertrag,  beim  schweizerischen  llundesratbe  mit  Note  vorn 
2'-.  September  1891  um  Auslieferung  des  in  Luzern  provisorisch  verhafteten 
Mathias  Stücklin  nach.  Do  Stücklin  die  Anwendbarkeit  des  Ausliefcrungsvertr&ges 
bestritt,  so  but  der  Umtdesratli  mit  Schreiben  vom  10.  Oktober  1891  die  Akten 
iletn  Bundvsgoricbtc  zur  Entscheidung  Übermittelt. 
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11.  Die  Einsprache  gegen  die  Auslieferung  wird  in  einer  Kingube  des  An- 
waltes des  Requirirten,  des  Advokaten  Dr.  Weibel,  d.  d.  22.  September  1891, 
folgendermasseu  begründet.  1)  Der  lahrlässige  „Meineid“  „existire  im  Kanton 
Luzern  strafrechtlich  nicht“.  Es  sei  aber  allgemeiner,  auch  im  schweizerisch- 
deutschen  Auslieferungsvertrage  anerkannter  Grundsatz  des  Auslieferuugsrechts, 
dass  uur  wegeu  solcher  Verbrechen  ausgeliefert  werde,  welche  auch  im  ersuchten 
Staate  als  solche  bestehen.  2)  Der  schweizerisch  - deutsche  Auslieferungsvenrag 
bezeichne  als  Anslieferungsvergehen  schlechthin  den  „Meineid“.  Darunter  sei 
alter  nach  allgemeinem  Spracbgebraucbe  uud  speziell  nach  der.  deutschen  und 
schweizerischen  Rechts-  und  Gesetzessprache  uur  der  vorsätzlich  falsche  Kid  zu 
verstehen.  Stücklin  dürfe  daher,  da  er  nicht  wegen  vorsätzlich,  sondern  nur 
wegen  fahrlässig  falschen  Eitles  vernrtheilt  worden  sei,  nicht  ansgeliefert  werden. 
8)  Es  sei  überhaupt  allgemein  anerkannte  Praxis,  dass  wegen  Kahrlnssigkeitsver- 
gehen  nur  dann  ausgeliefert  werde,  wenn  dies  besonders  vereinbart  sei.  Dieser 
Grundsatz  müsse  auch  für  tien  sc  hweizerisch-deutschen  Auslieferuugsvertrag  gelten, 
der  in  Art.  1 immer  speziell  betone,  wenn  auch  die  fahrlässige  Begehung  zur 
Auslieferung  führen  solle. 


Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1)  Wenn  der  Entsprechet'  zunächst  darauf  scheint  abstellen  zu 
wollen,  der  fahrlässige  Kalscheid  sei  nach  Inzcrnisehetn  liechte  nicht 
strafbar,  so  ist  dies,  wie  sieh  aus  Art.  114  des  lnzernischen  Kriminal- 
strafgesetzbnehes  und  Art.  7 1 des  Polizeistrafgesetzbuches  ergibt,  nicht 
richtig.  Die  erste  gegen  die  Auslieferung  erhobene  Einwendung  des 
Requirirten  ist  also  auch  dann  unbegründet,  wenn  es  richtig  sein  sollte, 
dass  der  schweizerisch  - deutsche  Auslieferungsvertrag  unbedingt  davon 
ausgehe,  die  Auslieferung  sei  nur  für  solche  Handlungen  zu  bewilligen, 
welche  nach  der  Gesetzgebung  beider  Staaten  strafbar  sind.  Es  braucht 
also  letztere  Frage  hier  nicht  weiter  untersucht  zu  werden  (vergl.  übrigens 
Entseh.  des  Rundesgerichles,  Amtl.  Sammlg.,  Bd.  IV,  8.  124  IT.,  Bd.  XIII, 
8.  302). 

2)  Art.  1,  Ziff.  14,  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages 
stipulât  die  Auslieferungspflicht  nur  wegen  „Meineides“,  nicht  auch  wegen 
fahrlässigen  Falscheides.  Danach  besteht  für  letzteren  Thatbcstand  eine 
Auslieferungspflicht  nicht.  Denn  „Meineid“  bezeichnet  nach  dem  sowohl 
im  deutschen  als  im  schweizerischen  Recht  herrschenden  Sprachgebra liehe 
nur  die  wissentlich  falsche  Eidesleistung.  Freilich  setzt  das  deutsche 
Reichsstrafgcsetzbuch  dem  neunten  Abschnitt  seines  zweiten  Titels,  der 
nicht  nur  vom  Meineid,  sondern  auch  von  andern  Eidesdelikten,  speziell 
vom  fahrlässigen  Falscheidc  handelt,  die  Ueberschrift  „Meineid“  voraus. 
Allein  diese  Ueberschrift  ist  a potiori  entnommen  und  beweist  durchaus 
nicht,  dass  im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes  alle  im  9.  Titel  behandelten 
Eidesdelikte  unter  die  Bezeichnung  „Meineid"  fallen,  vielmehr  erscheint, 
wie  in  der  Doktrin  anerkannt  ist  (siehe  Olshausen,  Kommentar,  Wächter, 
Vorlesungen,  8.  476,  Merkel,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafgesetzes,  8.  405), 
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als  Delikt  des  Meineides,  auch  im  deutschen  Rechte  lediglich  die  wissen! 
lieh  falsche  Eidesleistung. 

In  der  schweizerischen  Gesetzgebung  sodann  wird  als  Verbrechen 
des  „Meineids“  durchaus  nur  die  wissentlich  falsche  Eidesleistung  be- 
zeichnet (siehe  Strafgesetzbuch  von  Thurgau,  Art.  182,  Schaffhausen, 
Art.  248,  Obwalden,  Art.  57,  Hern,  Art.  114  und  115,  Glarus,  Art.  71, 
Zürich,  Art.  104,  Hasel,  Art.  78,  Zug,  § 65,  Schwyz,  Art.  57,  St.  Gallen, 
Art.  81,  Ziff.  1).  Danach  kann  denn  dem  Ausdruck  „Meineid“  in  Art.  1, 
Ziff.  14,  des  Ausliefcrungsvertrages  eine  andere  umfassendere  Bedeutung 
unmöglich  beigemessen  werden.  Eine  Berechtigung,  diese  Bestimmung 
auch  auf  den  fahrlässigen  Falscheid  anzuwenden,  liegt  um  so  weniger 
vor,  als  letzterer  Thathestand  nach  einer  grossem  Zahl  schweizerischer 
Gesetze  überhaupt  nicht  strafbar  ist  und  als  dem  schweizerisch-deutschen 
Auslieferungsvertrag  offenbar  der  Gedanke  zu  Grunde  liegt,  es  sei  die 
Auslicferungsptlicht  regelmässig  auf  vorsätzliche  Handlungen  zu  be- 
schränken. Dieser  Gedanke  ergibt  sich  deutlich  daraus,  dass  in  Art.  1, 
Ziff.  2,  6,  10,  2U  und  23,  wo  die  gebrauchte  Dcliktsbezeiclmung  mangels 
näherer  Bestimmung  auch  auf  Fahrlässigkeitsvergehen  könnte  bezogen 
werden,  ausdrücklich  erklärt  wird,  dass  nur  das  vorsätzliche  Vergehen 
gemeint  sei. 


Demnach  hat  das  Bundeggericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Mathias  Stöcklin  an  das  Grossherzogthum  Baden 
wegen  fahrlässigen  Falscheides  wird  nicht  bewilligt. 


II.  Kantonale  Gerichte.  — II.  Tribunaux  cantonaux. 


Rechtsprechung 

des  Obergerichts  und  des  Kassationsgerichts  des  Kantons  Zürich 

im  Jahre  1H90. 

Milgctheilt  von  Oberrichter  Müller  io  Zürich. 

App.  K.  — ürtheile  oder  Beschlüsse  der  Appellationskaimuer  des  Ohcrgerichl,  : 
R.  li.  = Rechenschaftsbericht  des  Obergerichts  und  des  Kassatiousgericbts  ; St. 
G.  B.  = Strafgesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich. 

/.  Strafrecht. 

1.  Die  Auslegung  von  §3  b des  St.  G.  B.,  wie  sie  unter  Nr.  9 
in  dieser  Zeitschrift,  Jahrgang  1891,  Seite  129,  mitgetheilt  worden  ist, 
fand  ihre  Bestätigung  durch  Entscheid  des  Kassationsgerichts  vom  3.  März. 
Dasselbe  fügte  noch  bei:  Wortlaut  und  Sinn  von  § 3,  lit.  b,  des  St.  G.  B. 
sehliessen  ferner  nicht  aus,  dass  sich  der  zürcherische  Richter  durch 
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eigene  Einsicht  der  Gesetze  des  Staates  oder  Kantons,  in  welchem  die 
That  verübt  worden  ist,  darüber  eine  Ueberzeugung  bilde,  ob  sie  nach 
diesen  Gesetzen  straflos  sei. 

2.  ln  Art.  1 des  Ilundcsgesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Literatur  und  Kunst  wird  allgemein  von  Werken  der 
Literatur  und  der  Kunst  gesprochen  und  den  Urhebern  solcher  Werke 
ein  ausschliessliches  Recht  auf  deren  Vervielfältigung  zugesichert.  Es 
wird  also  nicht  ein  hervorragendes  Kunstwerk  von  bleibendem  Werth 
verlangt,  damit  Schutz  gegen  unbefugte  Vervielfältigung  angesprochen 
werden  könne,  sondern  es  genügt  hieflir,  dass  überhaupt  ein  von  einem 
Künstler  in  Uebung  seiner  Kunst  hergestelltes  Werk  vorliege  und  dass 
Derjenige,  welcher  Schutz  gegen  dessen  Vervielfältigung  anspricht,  der 
Urheber  desselben  sei,  d.  h.  durch  eigene  künstlerische  Thätigkeit  das- 
selbe erzeugt  habe.  Es  handelt  sich  also  um  ein  zu  schützendes  Werk 
der  Zeichenkumt,  wenn  der  Zeichner  eines  Festzuges,  welchem,  als  er 
vor  dem  Feste  seine  Darstellung  entwarf,  nur  die  einzelnen  Kostüme, 
Dekorationen  und  andere  zur  Verwendung  beim  Festzuge  bestimmte 
Vorrichtungen  zu  Gebote  standen,  eigene  geistige  Thätigkeit  darauf  hat 
verwenden  müssen,  um  theils  die  einzelnen  Figuren  in  angemessener 
Gestalt  und  Haltung  darzustellen,  theils  diese  einzelnen  Figuren  in  ge- 
fällige Gruppen  zu  vereinigen  und  ein  Ganzes  zu  kornponiren. 

(Kassat.  Gericht,  27.  August.) 

3.  In  dem  eben  mitgetheilten  Falle  wurde  die  Unterstellung  der 

Zeichnung  des  Festzuges  unter  Art.  9 des  Hundesgesetzes  (Erzeugnisse 
der  Photographie  und  ähnliche  Werke  betreffend)  abgelehnt  mit  folgender 
Begründung  : Die  Photographien  unterscheiden  sich  von  durch  Zeichnen, 
Malen,  Stechen  hergestellteii  Bildern  wesentlich  dadurch,  dass  sie  zu 
ihrer  Herstellung  keine  Fertigkeit  im  Zeichnen  erfordern,  indem  die  vom 
Gegenstände,  welcher  abgebildet  werden  soll,  ansgehenden  Lichtstrahlen 
selbst  vermittelst  ihrer  Einwirkung  auf  gewisse  Stoffe  ein  Bild  erzeugen. 
Dies  ist  der  Grund,  wesshalb  im  Bundesgesetze  über  das  Urheberrecht 
für  mittelst  der  Photographie  erzeugte  Bilder  besondere  Bestimmungen 
aufgestellt  worden  sind.  Indem  daher  der  Gesetzgeber  den  Erzeugnissen 
der  Photographie  „andere  ähnliche  Werke“  gleichstellt,  meint  er  damit 
Werke,  welche  durch  ein  der  Photographie  ähnliches  Verfahren  herge- 
stellt werden.  (Kassat.  Gericht,  27.  August.) 

4.  Der  wegen  falschen  Zeugnisses  zum  Nachtheil  eines  Ange- 
schuldigten angeklagte  N.  war  erstinstanzlich  mit  der  Begründung  frei- 
gesprochen worden,  dass  seine  wissentlich  unwahre  Déposition,  eine 
Drittperson  sei  Mitaugenzeuge  bei  dem  von  ihm  wahrgenommenen  Vorfall 
gewesen,  gar  nicht  zum  Nachtheil  des  angeschuldigten  X.  habe  gereichen 
können,  besonders  da  jene  Drittperson  bei  ihrer  sofortigen  Einvernahme 
wahrheitsgemäss  die  unwahre  Angabe  des  N.  bestritten  habe.  Die 
Appellationskammer  bejahte  dagegen  die  Schuldfrage,  da  die  bezügliche 
Angabe  des  N.  durchaus  nicht  ohne  alle  Bedeutung  gewesen  sei,  besonders 
wenn  derselbe  etwa  erwartet  haben  sollte,  dass  der  angebliche  Mitaugen- 
zeuge zu  fälschlicher  Bestätigung  der  Angabe  bereit  sei. 

(App.  K.,  27.  März.’ 
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5.  Eine  bloss  fahrlässige  Körperverletzung  wurde  angenommen 
gegenüber  einem  Angeklagten,  welcher  den  Damnitikatcn  nicht  sowohl 
in  der  Absicht,  ihn  zu  verletzen,  als  vielmehr  „zur  Abwehr  und  Züch- 
tigung seines  anstandswidrigen,  herausfordernden  Benehmens“  auf  die 
Strasse  geworfen  hatte,  wobei  eine  Verletzung  eingetreten  war. 

(App.  K.,  8.  Mai.) 

6.  ln  einer  Zeitung,  deren  Herausgabe  im  Kamen  eines  Vereines 

von  einer  zehugliedrigen  Kommission  besorgt  wird,  erschien  ein  injuriöser 
Artikel , dessen  Aufnahme  von  einigen  Kommissionsmitglicdern  in  Ab- 
wesenheit iler  übrigen  beschlossen  worden  war.  In  Folge  erhobener 
Strafklage  verurtheiltc  die  erste  Instanz  alle  zehn  Mitglieder  (an  Stelle 
des  nicht  fassbaren  Einsenders)  wegen  Ehrverletzung.  Die  sechs  bei 
der  Aufnahme  des  Artikels  nicht  betheiligten  Mitglieder  nppellirten  und 
wurden  freigesprochen.  Gründe:  Das  Strafgesetz  gestattet  keine  Ver- 
urteilung für  das  Vergehen  eines  Dritten,  keine  Strafe  für  die  Schuld 
eines  Andern;  der  Sinn  von  § 224  St.  G.  B.  ist  kein  anderer  als  der, 
dass  entgegen  den  sonstigen  Grundsätzen  betreffend  die  Bestrafung 
mehrerer  Theilnehmer  an  einem  Verbrechen  bei  dem  durch  die  Drucker- 
presse verübten  Vergeben  zunächst  nur  der  Verfasser  strafbar  ist,  dass 
aber  eine  subsidiäre  strafrechtliche  Verfolgbarkeit  bestellt  hinsichtlich 
weiterer  Theilnehmer,  nämlich  des  Herausgebers  oder  des  Verlegers  oder 
des  Druckers.  (App.  K.,  5.  Juni.) 

7.  Der  161  St.  G.  B.  ist  richtigerweise  so  auszulegen,  dass  die 

zur  Verübung  einer  Erpressung  angewendete  Drohung  dann  von  selbst 
eine  „rechtswidrige“  wird , wenn  damit  die  Erreichung  eines  rechts- 
widrigen Vortheiles  beabsichtigt  ist.  Sonst  würde  die  Erpressung  durch 
Androhung  von  Strafklage  regelmässig  straffrei  bleiben,  sei  es,  weil  die 
Klage  an  sich  gerechtfertigt,  also  deren  Androhung  an  sich  nicht  rechts- 
widrig wäre,  sei  es,  weil  dieselbe  haltlos  und  deshalb  zur  Erregung 
ernster  Besorgnis.«  nicht  geeignet  wäre.  (App.  K.,  12.  Juni.) 

8.  Ein  Konkursit,  welcher  kurz  nach  Ausbruch  des  Konkurses 

Waaren  bestellt  und  bezogen  hatte,  wurde  wegen  betrügliehen  Hanke- 
roltr.s  angeklagt,  weil  er  bei  Aufnahme  des  Konkureinventares  jenes 
Aktivuni  verschwiegen  und  in  seinem  Interesse  darüber  verfügt  habe. 
Er  wurde  frcigesproclien,  da  ein  während  des  Konkursverfahrens  er 
folgender  Erwerb  von  VeruiügensstUckcn  durch  Kauf  dem  Erwerb  durch 
Arbeit  im  Sinne  von  § 4' > des  Konkursgesetzes  gleichzustellen  sei.  um 
so  mehr  als  der  Verkäufer  seine  abfällige  Forderung  im  Konkurse  selbst 
nicht  mehr  geltend  machen  könne.  (App.  K.,  25.  September.) 

it.  Der  Anstifter  einer  Körperverletzung  ist  für  einen  vorn  Ange 
stifteten  begangenen  Irrthuin  bezüglich  der  zu  verletzenden  Person  in 
gleicher  Weise  verantwortlich,  wie  wenn  er  selbst  gehandelt  und  aus 
Versehen  eine  andere  Person  als  die,  auf  welche  es  abgesehen  war,  verletzt 
hätte.  (App.  K.,  14.  Oktober.) 
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II.  Strafprozeß». 

10.  Das  kantonale  Kassationsgericht  hat  sich  aus  folgenden  Gelinden 
zum  Entscheide  Uber  die  Nichtigkeitsbeschwerde  eines  von  der  Appella- 
tionskanuner  îles  Obergerichts  wegen  Verletzung  des  Urheberrechts  Ver- 
urteilten zuständig  erklärt: 

Nach  mehreren  Entscheidungen  des  Bundesgerichtes  (Bd.  V,  S.  41, 
Bd.  XV,  S.  149)  ist  das  cidg.  Kassationsgericht,  welches  eine  Abteilung  des 
Bundesgerichtes  bildet,  zum  Eintreten  auf  Kassation  fbesclnverden  gegen 
kantonale  Strafurtheile  nur  in  denjenigen  Fällen  zuständig,  in  denen 
das  durch  das  Bundesgesetz  vom  30.  Juni  1849  betreffend  das  Verfahren 
bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze  vorge- 
schriebene Verfahren  anzuwenden  war.  Nun  soll  aber  die  Strafverfolgung 
bei  Uebertretung  des  Buudesgesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  gemäss  Art.  15  dieses  Gesetzes  nach  der  Straf- 
prozessordnung desjenigen  Kantons  geschehen,  in  welchem  die  Klage  an- 
gestrengt wird.  Somit  hätte  der  Verurteilte  sich  nicht  mit  seiner  Nichtig- 
keitsbeschwerde an  das  eidgenössische  Kassationsgericht  wenden  können. 

Hinwieder  steht  dem  Verurteilten  gemäss  mehreren  Entscheidungen 
des  Bundesgerichtes  nach  der  von  demselben  dem  Art.  59,  lit.  n,  des 
Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation  der  BundesreehtspHege  vom  27.  Juni 
1874  gegebenen  Auslegung  die  Befugniss  zu,  binnen  ßtl  Tagen  nach 
Eröffnung  des  Urteils  der  Appcllationskammcr  beim  Bundesgericht  gegen 
dasselbe  Beschwerde  (den  sogenannten  staatsrechtlichen  Rekurs)  einzu- 
legen. Wie  nämlich  das  Bundesgericht  zuerst  in  Sachen  Sehärer  & Goinp. 
(B.  E.  IX,  S.  468  ff.)  ausgcfUhrt  hat,  sind  unter  den  „in  Ausführung  der 
Bundesverfassung  erlassenen  Bundesgesetzen“  alle  Bundesgesetze  zu  ver- 
stehen, und  auch  der  Ausdruck  „Verletzung  derjenigen  Rechte,  welche 
Privaten  und  Korporationen  gewährleistet  sind“  darf  nicht  nrgirt  worden, 
sondern  cs  soll  die  Rekursberechtigung  überall  da  angenommen  werden, 
wo  ein  kantonalverfassungsrecbtlichcr  oder  bundesrechtlicher  Grundsatz 
verletzt  und  dadurch  in  die  Rechtssphäre  eines  Bürgers  eingegriffen  wird, 
ausgenommen  diejenigen  Fälle,  welche  in  die  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden fallen,  oder  in  welchen  das  Rechtsmittel  des  staats- 
rechtlichen Rekurses  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  z.  B.  hinsichtlich 
der  Zivilurtheile  durch  Regelung  des  Rechts  der  Weiterziehung,  ausge- 
schlossen ist.  Das  Bundesgericht  hat  diese  Auffassung  auch  in  spätem 
Entscheidungen  festgchalten  (Bd.  X,  S.  223,  XIII,  S.  425),  und  zwar  auch 
in  Fällen,  in  welchen  die  Beschwerde  gegen  ein  den  Beschwerdestelle!' 
kondeumirendes  Urthcil  gerichtet  war,  so  namentlich  in  einem  Falle 
(Bd.  XI,  S.  136),  in  welchem  der  Rekurrent  sich  nicht  darüber  beschwerte, 
dass  ein  durch  das  Gesetz  tlbcr  Markenschutz  gewährleistetes  Gesetz 
verletzt,  sondern  darüber,  dass  er  mit  Unrecht  wegen  Verletzung  dieses 
gewährleisteten  Rechts  vernrtheilt  worden  sei.  Wenn  nun  auch  gegen 
die  Richtigkeit  dieser  letzten  Entscheidung,  in  welcher  sich  eine  Be 
grUndung  für  die  Zulassung  auch  des  wegen  Verletzung  gewährleisteter 
Rechte  Bestraften  zum  staatsrechtlichen  Rekurse  nicht  lindet,  sich  Be- 
denken erheben,  so  muss  gleichwohl  im  Interesse  der  Rechtseinheit  und 
Rechtssicherheit  die  bundesgerichtliche  l’raxis  auch  in  dieser  Beziehung 
als  massgebend  anerkannt  werden. 
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Es  fragt  sieh  nun,  oh  wegen  der  Möglichkeit,  das  angefochtene  Ur- 
theil  der  Appellationskammer  dem  Entscheide  des  Bundesgerichtes  zu 
unterwerfen,  dag  kantonale  Kassationsgericht  als  unzuständig  zu  betrachten 
sei.  Eine  gesetzliche  Bestimmung,  welche  flir  derartige  Fillle  die  Nichtig- 
keitsbeschwerde ausschliessen  wtirde,  besteht  nicht.  Das  Kassatiousgericht 
hat  aber  wiederholt  erklärt,  wenn  einem  durch  ein  Urtheil  sich  beschwert 
Glaubenden  ein  ordentliches  Rechtsmittel,  namentlich  die  Weiterziehung 
an  das  Bundesgericht,  zustehe,  könne  er  nicht  die  Nichtigkeitsbeschwerde 
anstellen,  welche  zu  den  ausserordentlichen  Rechtsmitteln  gehöre  (R.  B. 
1885  Nr.  138,  1886  Nr.  125).  Allein  als  ordentliches  Rechtsmittel  kann 
der  staatsrechtliche  Rekurs  nicht  angesehen  werden,  da  er  weder  Suspensiv- 
kraft  noch  devolutiven  Charakter  hat,  indem  das  Bundesgericht,  wenn 
es  eine  Beschwerde  begründet  findet,  nur  den  Entscheid  der  kantonalen 
Behörde  aufheben,  nicht  selbst  einen  materiellen  Entscheid  geben  kann, 
was  das  Bundesgericht  wiederholt  ausgesprochen  hat  (Bd.  IX,  S.  477, 
XII,  S.  119).  So  lange  daher  diese  Krage  nicht  durch  Gesetz  geregelt 
ist,  kann  das  Kassationsgericht  den  Parteien,  welche  von  einem  durch 
die  kantonale  Gesetzgebung  begründeten  Rechtsmittel  Gebrauch  machen 
wollen,  nicht  mit  Verweisung  auf  die  Zulässigkeit  eines  staatsrechtlichen 
Rekurses  das  Gehör  verweigern.  Mit  dieser  Verweisung  könnte  auch 
die  Appellationskammer  das  Eintreten  auf  eine  Appellation  ablehnen  ; 
denn  das  Bundesgericht  hat  wiederholt  erklärt,  zur  Ergreifung  des  staats- 
rechtlichen Rekurses  sei  nicht  erforderlich,  dass  der  Rekurrent  vorher 
alle  kantonalen  Instanzen  durchlaufen  habe,  sondern  das  Bundesgericht 
könne,  wenn  es  ihm  zweckmässig  scheine,  auch  eine  derartige  Beschwerde 
gegen  erstinstanzliche  Entscheidungen  an  Hand  nehmen  (Bd.  X,  S.  77, 
Bd.  VIII,  S.  184).  Namentlich,  wenn  Uber  Verletzungen  von  Bundesge- 
setzen Beschwerde  geführt  wird,  pflegt  das  Bundesgericht  die  Einrede,  dass 
nicht  alle  kantonalen  Instanzen  erschöpft  seien,  als  unstichhaltig  zu  erklären 
(Bd.  III,  S.  78,  Bd.  VI,  S.  556).  Kassnt.  Gericht,  27.  August.) 

11.  Eine  Anklage  betreffend  ein  sogen.  Anlragsvergi'lien  wurde 
zugelassen,  obwohl  der  Antragsberechtigte  vor  Stellung  der  Strafklage 
durch  Vertrag  mit  dem  Thäter  darauf  verzichten  zu  wollen  erklärt  hatte  1 . 

• (Ankl.  K.,  29.  März.) 

12.  Eine  schwurgerichtliche  Privatstrafklage  wurde  dahin  formulirt: 
„ A.  hat  im  Laufe  des  Jahres  1881  den  seither  verstorbenen  B.  in 
Ileilbronn  (Württemberg)  wiederholt  angestiftet,  gegenüber  C.  in  Zürich 
einen  Betrug  in  einem  Fr.  500  übersteigenden  Betrage  zu  verüben, 
welchen  Betrug  der  Angestiftete  dann  auch  wirklich  begangen  hat.“ 

Die  Anklagekammer  wies  die  Anklage  zur  Verbesserung,  bezw.  Er- 
gänzung im  Sinne  von  911,  Ziff.  2,  des  Gesetzes  betr.  Rechtspflege  binnen 
Frist  zurück,  ansonst  Abstand  von  derselben  angenommen  würde.  Gründe: 

1)  Die  Anklage  entspricht  nicht  der  Vorschrift  des  § 911,  Ziff.  3, 
des  Gesetzes  hetr.  Rechtspflege,  wonach  in  einer  schwnrgerichtlichen  An- 
klageschrift in  Kürze,  aber  genau  zu  bezeichnen  sind:  „die  Handlungen 

')  Die  Einwendung,  die  Strafbarkeit  sei  durch  die  „gütliche  Abmachung" 
ausgeschlossen,  wurde  in  der  folge  auch  vom  Schwurgericht  verworfen. 
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oder  Unterlassungen,  welche  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegt  werden,  mit 
Angabe  von  Ort  und  Zeit  und  solchen  Einzelheiten,  dass  der  Angeklagte 
mit  Bestimmtheit  ersieht,  wegen  welcher  Handlung  er  verfolgt  wird“. 

Bei  einer  Anklage  wegen  Anstiftung  zu  einem  Verbrechen  ist  nach 
dem  Sinne  jener  Vorschrift  anzugeben,  wo,  wann  lind  wie  (durch  welche 
Mittel)  der  Angestiftete  zur  Ausführung  des  Verbrechens  bestimmt  worden 
Bei.  Die  Frage,  wo  die  Anstiftung  begangen  worden,  kann  namentlich 
bezüglich  der  örtlichen  Rechtsanwendung  von  Bedeutung  sein.  (Vergl. 
R.  B.  1887,  Nr.  115,  Entscli.  des  deutschen  Reichsgerichtes  in  Strafe., 
Bd.  IX,  S.  10,  und  Bd.  XI,  S.  20;  Lehrbuch  von  Liszt,  S.  118.)  Die 
Angabe  der  Zeit  und  der  Art  und  Weise  der  Anstiftung  ist  besonders 
mit  Rücksicht  auf  das  Recht  der  Vertheidigung  nothwendig. 

2)  Die  Bezeichnung  des  vom  Anstifter  angewendeten  Mittels  zur 
Anstiftung  muss  von  der  Anklage  auch  deshalb  unumgänglich  gefordert 
werden,  weil  den  Oeschworncn  unmöglich  die  nackte  Frage  zur  Beant- 
wortung vorgelegt  werden  kann,  ob  der  Angeklagte  den  physischen  Ur- 
heber eines  Verbrechens  zur  Verübung  desselben  „angestiftet“  habe,  oder 
in  anderer  Fassung,  ob  er  das  betreffende  Verbrechen  „durch  Anstiftung 
mitvertibt“  habe.  Für  die  Fragestellung  an  die  Geschwornen  ist  eine 
Form  erforderlich,  welche  dazu  zwingt,  genau  zu  prüfen,  wie  die  be- 
hauptete Anstiftung  bewirkt  worden  sei,  mit  andern  Worten,  „ob  Seitens 
des  der  Anstiftung  Beschuldigten  zur  Verwirklichung  seiner  auf  die  Ver- 
übung der  strafbaren  That  gerichteten  Absicht  eine  psychische  Einwirkung 
auf  den  Thäter  stattgefunden,  welche  geeignet  war,  zum  Entschlüsse  und 
zur  That  bestimmende  Beweggründe  für  letzteren  zu  schaffen,  und  ob 
dieselben  wirklich  mit  der  vom  Andern  verübten,  strafbaren  That  in 
ursächlichem  Verhältnisse  stehen“  (vgl.  Entsch.  des  deutschen  Reichs- 
gerichts, Bd.  IX,  8.  22b  Der  Inhalt  der  an  die  Geschwornen  zu  richten- 
den Fragen  soll  sich  auch  mit  aller  Deutlichkeit  schon  aus  dem  Wort- 
laut der  Anklage  ergeben.  Durch  einfache  grammatikalische  Umarbeitung 
soll  der  Sehwurgerichtspräsident  die  in  der  Anklage  enthaltenen  Sätze 
in  entsprechende  Fragen  umsetzen  können. 

3)  Somit  hat  in  Anwendung  des  § 918  des  Gesetzes  betr.  Rechtspflege 

eine  Rückweisung  der  gestellten  Anklage  zu  erfolgen.  Und  zwar  ist  mit 
Rücksicht  auf  § 78<>  die  erneute  Einreichung  der  Anklageschrift  binnen 
Frist,  unter  Androhung,  dass  sonst  Abstand  von  der  Klage  angenommen 
würde,  zu  verlangen.  (Ankl.  K.,  27.  Juni.) 

13.  Bei  .Strafuntersuchungen,  bei  denen  es  sich  um  viele  einzelne 
Delikte  (z.  B.  eine  Menge  von  Diebstählen)  oder  um  eine  Menge  von 
De!ikt8objckten  handelt,  ist  von  dem  Untersuchungsbeamten  zu  ver- 
langen, dass  er  die  dem  Angeschuldigten  zur  Last  gelegten  Handlungen 
tabellarisch  und  unter  Bezugnahme  auf  die  einzelnen  Aktenstücke  zu- 
sammenstclle  und  dass  er  diese  Zusammenstellung  auch  dem  Angescliul- 
digten  zur  Anerkennung  oder  Bemängelung  vorlege. 

(Ankl.  K.,  ß.  September.) 

14.  Die  Zulassung  einer  Anklage  wegen  Theilnahme  an  einem  llauf- 
handel  wurde  verweigert,  weil  die  Bethätigung  des  betreffenden  Ange- 
klagten an  dem  Streite  „eine  so  geringfügige  gewesen,  dass  sie  in  keiner 
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eigentlichen  Beziehung  zu  dem  von  dem  Mitangeklagten  verlibten  Ver- 
brechen (Todtsehlagi  stand“.  Der  angeklagte  „Theilnehmer“  hatte  den 
Gegner  des  Hauptangeklagten  wühlend  des  Streites  aus  einiger  Ent- 
fernung mit  gefrorenem  I’lerdemist  beworfen,  ohne  dass  nach  den  Um- 
ständen etwa  eine  Aufmunterung  fllr  den  Angreifer  darin  zu  erblicken 
war.  lAnkl.  K.,  30.  Dezember. I 

15.  Ein  Angeklagter,  der  eines  Diebstahles  in  sehwurgerichtliehem 
Betrage  geständig  war,  hatte  sieh  bei  der  Anklageeröffnung  schuldig 
erklärt,  widerrief  aller  in  der  llauptverhandlung  diese  Erklärung,  indem 
er  anflihrte:  der  Geschädigte  sei  sein  Grossonkel,  mit  dem  er  in  gleicher 
Haushaltung  gelebt,  so  dass  eine  Anklage  nur  auf  § 170  des  St.  G.  B. 
basirt  werden  könne.  Der  Widerruf  der  Sehuldigerkldrung  wurde 
zugelassen,  und  im  Weiteren  erklärt:  der  § 170  handelt  von  einer  bc- 
sondern  Art  des  Diebstahles  und  will  nicht  etwa  das  Verwandtschafts- 
verhältniss  des  Thätcrs  zum  Geschädigten  lediglich  als  Mildernngsgrund 
aufgefasst  wissen;  es  müssen  aber  alle  für  den  Begriff  des  Verbrechens 
erheblichen  Umstände  schon  in  der  Anklageschrift  enthalten  sein. 

(App.  K.,  9.  Januar.) 

16.  Dem  Gesuche  eines  Sträflings  um  Verwandlung  des  letzten  Dritt- 
tlieils  seiner  Freiheitsstrafe  in  entsprechende  Landesverweisung  wurde 
entsprochen,  obwohl  bereits  vom  nrtheilendeu  Richter  neben  der  Frei- 
heitsstrafe auf  lebenslängliche  Landesverweisung  erkannt  worden  war. 
Gegenüber  der  im  R.  B.  1878,  Nr.  54,  mitgetheilten  Entscheidung  w urde 
im  Wesentlichen  bemerkt,  dass  nach  Sjtj  14,  16  und  17  des  St.  G.  B. 
und  sä  19  des  Gesetzes  über  den  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  bei  allen 
länger  dauernden  Freiheitsstrafen  eine  Abkürzung  durch  bedingte  Ent- 
lassung oder  Strafumwandlung  zulässig  sei,  und  dass  die  lebensläng- 
liche Verweisung  lediglich  in  einem  spätem  Zeitpunkte  wirksam  werde, 
wenn  zunächst  eine  zeitlich  begrenzte  Verweisung  in  Kraft  trete. 

(App.  K.,  29.  März.) 

17.  In  einer  Untersuchung  betretlend  Ehrverletzung  durch  die  Drucker- 
presse  verlangte  der  Kläger,  nachdem  der  Herausgeber  der  beleidigenden 
Druckschrift  i eines  l’asi|uills)  die  Zcugnissablcgung  Uber  die  Rerson  des 
Verfassers  mit  der  Erklärung  abgelehnt  hatte,  dass  er  selbst  die  Ver- 
antwortlichkeit übernehme  (§  1016  des  Gesetzes  betr.  Rechtspflege',  es 
solle  der  Letztere  zur  Vorlegung  des  Manuskriptes  veranlasst  werden; 
denn  durch  die  Erklärung  des  Herausgebers,  dass  er  die  Verantwort- 
lichkeit übernehme,  sei  sein  Recht,  die  Anklage  gegen  den  Verfasser  zn 
betreiben  und  eine  Untersuchung  behufs  Ermittlung  desselben  zu  ver- 
langen, nicht  geschmälert  worden. 

Das  Begehren  wurde  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen: 

Der  Herausgeber  der  injuriösen  Druckschrift  kann  die  Vorlegung 
des  Manuskriptes  mit  demselben  Rechte  verweigern  wie  die  Ablegung 
des  mündlichen  Zeugnisses  darüber,  wer  der  Verfasser  sei.  Mit  der 
Zeugnissen Weigerung  wird  er  Angeklagter,  falls  die  Anklage  gegen 
ihn  nicht  fallen  gelassen  wird.  Im  Unterschiede  zu  dem  Verfahren  in 
gewöhnlichen  Strafuntersuchungen  kann  aber  gegen  den  als  Angeklagter 
einstehenden  Herausgeber  nicht  weiter  eingeschritten  werden,  um  den 
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Ursprung  des  inkriniinirteii  Artikels  zu  ermitteln;  eine  Auflage  zur  Her- 
ausgabe des  Manuskriptes  oder  eine  Haussuchung  nach  demselben  ist 
unzulässig.  — Durch  das  Eintreten  des  Herausgebers  und  dessen  Zeng- 
nissverweigernng  bezüglich  der  Autorschaft  ist  dein  Ehrverlctzungskliiger 
allerdings  das  Hecht  nicht  genommen,  die  Anklage  gegen  den  Verfasser 
ztt  betreiben  und  eine  Untersuchung  behufs  der  Ermittlung  desselben  zu 
verlangen.  Nur  dürfen  gegen  den  zum  Eintreten  als  Angeklagter  be- 
reiten Herausgeber  keine  bezüglichen  Uiitersnchungshandlungen  vorge- 
nommen werden.  Diesen  Sinn  hat  auch  das  vom  Kläger  angerufene 
Präjudiz  in  R.  B.  1888,  Nr.  124.  Es  ist  daselbst  das  zwischen  Heraus- 
geber und  Verfasser  bestehende  Vertrauensverhältnis»  als  der  Grund 
erklärt,  wesswegen  jener  die  Nennung  des  Namens  des  Letztem  ver- 
weigern dltrfe.  Ein  Zwang  zur  Vorlegung  des  vom  Verfasser  empfangenen 
Manuskriptes  brächte  den  Verfasser  ohne  Weiteres  dazu,  das  ihm  ge- 
schenkte Vertrauen  preiszugeben.  (App.  K , 25.  November.) 


III.  Vol izelstraf recht. 

18.  Da  nach  § 2 des  Oesetzes  betreffend  die  öffentlichen  Ruhetage 

an  Sonntagen  nur  Arbeiten  verboten  sind,  welche  Lärm  verursachen,  so 
kann  das  Fischen  an  solchen  Tagen  nicht  ohne  Weiteres  als  strafbar 
erklärt  werden.  (App.  K.,  16.  Januar.) 

19.  Eine  gemäss  dem  Mediiinalgeselze  wegen  Anwendung  des  sogen. 

Batinscheidfschen  Heilverfahrens  („Lebenswecker“)  verhängte  Polizeibusse 
(vgl.  R.  B.  188'J,  Nr.  74)  wurde  erst-  und  zweitinstanzlich  bestätigt, 
weil  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Sauitätsrathc  angenommen  wurde, 
das  fragliche  Verfahren  sei  kein  ungefährliches  „Hausmittel“,  es  dürfe 
vielmehr  nur  nach  dem  Rathe  eines  die  Umstände  sorgfältig  abwägenden 
Arztes  in  Anwendung  gebracht  werden.  (App.  K.,  13.  Februar.) 

20.  In  einem  Falle  betreffend  Polizeiûhertretung  hatte  das  Bezirks- 
gericht zwar  die  Polizeibusse  bestätigt,  aber  einen  Theil  der  fUr  die 
Polizeibusse  entstandenen  Kosten  dem  Angeklagten  nicht  Uberbunden. 
Die  von  der  Polizeibehörde  hiegogen  ergriffene  Nichtigkeitsbeschwerde 
wurde  gutgeheissen,  eine  Prozessentschädigung  aber  der  Kassations- 
petentin nichtsdestoweniger  verweigert,  mit  der  Begründung,  dass  eine 
solche  Entschädigung  im  Gesetz  nicht  vorgesehen  sei  und  die  Beschwerde- 
führerin auf  Grund  ihrer  Amtspflicht  als  Anklagebehörde  und  zur  Wahrung 
des  öffentlichen  Interesses  aufzutreten  hatte,  woran  der  Umstand  nichts 
ändere,  dass  es  sich  hier  nur  noch  um  den  Kostenpunkt  handelte. 

(App.  K.,  1.  Mai.) 

21.  Ein  Einwohner  der  Gemeinde  Z.  wurde  von  der  Schulpflcge 
mit  Busse  belegt,  weil  er  sich  weigerte,  ein  bei  ihm  angestelltes,  noch 
im  schulpflichtigen  Alter  befindliches  Dienstmädchen  aus  Württemberg 
zum  Schulbesuch  anzuhalten , indem  er  sich  darauf  berief,  dass  das 
Mädchen  in  seiner  Heimat  schon  während  7 Jahren  die  Volksschule  be- 
sucht habe,  was  dem  von  den  hiesigen  Gesetzen  geforderten  Maas  des 
Schulbesuches  gleichstehe.  Auf  den  Rekurs  des  Angeklagten  hob  das 
Bezirksgericht  die  Busse  auf.  Die  hiegogen  eingelegte  Nichtigkeitsbe- 
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schwerde  der  Sehulpflcge  wurde  jedoch  als  begründet  erklärt,  da  der 
angefochtene  Entscheid  materielle  Gesetzesvorschriften  verletze,  nämlich 
Art.  27  der  Bundesverfassung  und  § 54  des  kantonalen  Gesetzes  Uber 
das  geBammte  Unterrichtswesen. 

Gründe  : Nach  Art.  27  der  B.  V.  haben  die  Kantone  für  obligato- 
rischen l'rimar unterricht  zu  sorgen.  Es  fritgt  sieh,  ob  dieses  Obliga- 
torium auch  hier  wohnende  Kinder  von  Ausländern,  welche  im  Auslande 
doniizilirt  sind,  betreffe  oder  nur  Kinder  von  Kantonseinwohnern.  „Obliga- 
torisch“ ist  nach  dem  Sprachgebrauch  gleichbedeutend  mit  „für  Jeder- 
mann verbindlich“,  und  hiernach  betrifft  die  obligatorische  Schulpflicht 
alle  Kinder,  die  im  Gebiete  der  Schweiz  wohnen,  d.  h.  nicht  blos  vor- 
übergehenden Aufenthalt  haben,  ln  diesem  Sinne  ist  auch  das  in  der 
Bundesverfassung  vorgeschriebenc  Obligatorium  zu  verstehen.  Denn  die 
Gesetzesvorschriften  Uber  den  Volksunterricht  gehören  dem  öffentlichen 
Rechte  an.  Bei  der  Volksschule  steht,  wie  kaum  bei  einer  andern  staat- 
lichen Institution,  das  Interesse  der  staatlichen  Gesellschaft  im  Vorder- 
grund; als  eine  Einrichtung  des  öffentlichen  Rechtes  ergreift  dieselbe  im 
Zweifel  alle  Staatseinwohner,  gleichviel  ob  sie  In-  oder  Ausländer  seien. 
Der  Staat  hat  das  grösste  Interesse  daran,  allen  Gliedern  der  staatlichen 
Gemeinschaft  das  von  ihm  als  nöthig  erachtete  Maas  von  Bildung  bei- 
zubringen. llievon  sind  Ausländer  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Eventualität 
einer  Naturalisation  nicht  auszunehmen;  es  entspricht  überhaupt  dem 
Wesen  der  öffentlichen  Gemeinschaft,  dass  die  auf  dem  gleichen  Gebiete 
Zusammenwohnenden  von  allen  daselbst  im  Interesse  der  Kultur  einge- 
führten Massnahmen  ergriffen  werden.  — Nun  statuirt  allerdings  das 
zürcherische  Unterrichtsgesetz  in  § 54  die  Primarschulpflicht  für  die 
„ Kimler  aller  Bewohner  des  Kantons  Zürich“.  Dies  kann  indess  unmög- 
lich wörtlich  verstanden  werden,  d.  h.  lediglich  mit  Bezug  auf  Kinder, 
deren  Eltern  in  diesem  Kantone  wohnen,  da  in  diesem  Falle  ja  Kinder, 
deren  Eltern  hier  doniizilirt  sind,  beim  Wegsterben  letzterer  schulfrei 
würden  und  überhaupt  alle  Waisenkinder  die  Schule  nicht  zu  besuchen 
hätten.  Jener  Gesetzesausdrnck  kann  dagegen  sehr  wohl  die  Meinung 
haben,  dass  das  Wort  „Kinder“  dabei  im  weitesten  Sinne  zu  nehmen  ist, 
nämlich  so,  dass  darunter  überhaupt  alle  den  Kanton  bewohnenden,  im 
Kindesalter  befindlichen  Personen  zu  verstehen  sind,  also  die  im  Kanton 
Zürich  wohnenden  Kinder.  In  diesem  Sinne  sind  nicht  nur  die  Kinder, 
deren  Eltern  im  diesseitigen  Kantone  wohnen,  sondern  überhaupt  alle 
Unmündigen,  die  einem  Bewohner  des  Kantons  zum  Schutz  und  zur 
Pflege  anvertraut  sind,  „Kinder,  resp.  Pflegekinder  von  Bewohnern  des 
Kantons  Zürich“.  Der  £ 54  enthält  also,  in  Uebereinstimmung  mit 
Art.  27  der  B.  V.,  die  Vorschrift  obligatorischen  Schulunterrichtes  für 
In-  und  Ausländer.  Uebrigens  geht  die  Bedeutung  jener  Bundesvorschrift 
unzweifelhaft  dahin,  die  Kantone  zur  Einführung  obligatorischen  l’rimar- 
nnterrichtc8  in  jenem  allgemeinen  Sinne  zu  verpflichten.  Die  Einwendung 
des  Angeklagten,  dass  das  unter  seiner  Obhut  stehende  Mädchen  die 
Schulpflicht  schon  in  seiner  Heimat  absolvirt  habe,  wurde  verworfen,  da 
das  Prüfungsrecht  hierüber  nach  £ 57  des  Unterrichtsgesetzes  nicht  den 
Gerichten,  sondern  der  Sehulpflege  zustche,  diese  aber  die  Frage  verneint 
hatte.  (App.  K.,  1.  Mai.i 
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22.  Zwei  WciriBorten  eines  Wirthee,  denen  schweflige  Säure  von 
mehr  als  60,  resp.  80  Milligramm  auf  den  Liter  beigesetzt  war,  und 
welche  durch  ein  ärztliches  Gutachten  deswegen  als  gesundheitsschädlich 
erklärt  worden  waren,  wurden  als  * verdorbene*  Lebensmittel  im  Sinne 
von  § 13  des  Gesetzes  betreffend  die  Lebensmittelpolizei  erklärt. 

(App.  K.,  28.  August.) 
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Théorie  du  Code  pénal,  par  Chauveau  Adolphe  et  Faustin  Hélie. 

6'*  édition,  6 volumes.  Paris,  Marchai  & Billard,  1887-88. 

Il  serait  téméraire  de  prétendre  présenter  cet  ouvrage  aux  lecteurs 
de  la  Revue , et  si  je  le  mentionne  ici,  c'est  seulement  afin  d’attirer 
l’attention  sur  cette  édition  nouvelle,  annotée  et  mise  au  courant  de  la 
législation  et  de  la  jurisprudence  par  M Edmond  Villey,  doyen  de  la 
Faculté  de  droit  de  Caen.  La  Théorie  du  Code  pénal  a eu  en  effet  cette 
fortune,  rare  pour  un  livre  de  droit,  de  rester  jeune  pendant  plus  de 
cinquante  ans  (la  première  édition  remonte  à 1834)  et  de  voir  son  suc- 
cès durer  même  après  la  mort  de  scs  auteurs.  Succès  d’ailleurs  légitime 
entre  tous,  car  cette  œuvre  est  la  plus  profondément  pensée  entre  toutes 
celles  qu’a  inspirées  le  Code  pénal  français.  On  peut  sur  bien  des 
points  se  trouver  en  divergence  d’opinion  avec  les  auteurs  de  la  Théorie 
du  Code  pénal;  mais  on  ne  peut  s’empêcher  de  rendre  hommage  à la 
rigueur  de  leurs  déductions,  à leur  conviction  pleine  de  sincérité  et  à 
la  clarté  limpide  de  leurs  doctrines  exposées  en  un  style  irréprochable. 
Il  faut  donc  dire  merci  à M.  Villey  qui  nous  a rendu,  après  l’avoir 
remise  au  point,  cette  œuvre  magistrale.  Certes  il  y avait  là  un  danger; 
il  est  toujours  délicat  de  faire  des  retouches  à un  livre  classique; 
M.  Villey  a su  éviter  la  difficulté  ; il  s’est  appliqué  à respecter  autant 
que  possible  le  texte  primitif,  et  les  adjonctions  rendues  nécessaires  par 
les  changements  législatifs  ou  les  modifications  de  la  jurisprudence  unt  été 
insérées  sous  forme  de  notes.  Je  ne  puis  entrer  dans  le  détail  de  ce 
travail  de  révision,  je  dois  me  contenter  d’indiquer  les  adjonctions  prin- 
cipales qui  concernent:  La  loi  du  5 juin  1875  sur  le  régime  des  pri- 
sons départementales  (tome  I*r,  p.  141)  introduisant  le  régime  cellulaire  ; 
la  loi  du  14  aofit  1885  sur  les  moyens  de  prévenir  la  récidive  (ibidem), 
organisant  la  libération  conditionnelle  et  le  patronage  des  libérés;  la  loi 
du  27  mai  1885  sur  les  récidivistes  (tome  I*r,  p.  193  et  197),  cette 
loi  „pleine  de  lacunes  et  de  contradictions“  dont  M.  Villey  donne  un 
excellent  commentaire;  la  loi  du  18  avril  1886  qui  établit  des  pénalités 
contre  l’espionnage  (loi  dont  les  dispositions  pénales  ont  été  tout  récem- 
ment aggravées)  (tome  II,  p.  42);  la  loi  du  29  juillet  1881  sur  la 
presse  (tome  III,  p.  70,  124,  139,  277,  345  et  s.);  la  loi  du  14  mars 
1872  sur  l’association  internationale  des  travailleurs  (tome  III,  p.  376); 
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la  loi  du  21  mars  1884  sur  les  syndicats  professionnels  (ibid.  p.  381; 
voir  aussi  toine  V,  p.  594)  avec  commentaire;  la  loi  dn  28  mars  1885 
sur  les  marchés  à terme  (tome  V,  p.  603);  la  loi  du  14  juillet  1866 
sur  la  propriété  littéraire  (tome  VI,  p.  21);  la  loi  du  21  juillet  1881 
sur  la  police  sanitaire  des  animaux  (tome  VI,  p.  237),  etc.  Je  tiens  à 
ajouter  que,  dans  ces  notes,  M.  Villey  a donné  une  très  large  place  aux 
législations  étrangères,  notamment  au  Code  allemand. 

Alfred  Gautier. 

Études  pratiques  sur  le  Code  pénal  par  Antoine  Blanche , 2°  édition, 
7 volumes.  Paris,  Marchai  <£•  Billard,  1888-1891. 

Ce  que  je  disais  tout  à l'heure  de  la  Théorie  du  Code  pénal,  je 
dois  le  répéter  à propos  de  ce  Becond  ouvrage  : depuis  la  mort  de 
M.  Blanche,  le  besoin  d’une  nouvelle  édition  s’est  fait  sentir  et  M.  Gustave 
Dutruc,  avocat  à la  Cour  de  Paris,  ancien  magistrat,  s’est  chargé  d’y 
apporter  les  modifications  nécessaires.  Les  deux  ouvrages  d’ailleurs  se 
complètent  admirablement  l’un  par  l'autre;  dans  Faustin  Hélie,  c’est  la 
partie  doctrinale  qni  prédomine  ; Blanche,  au  contraire,  insiste  surtout  sur 
le  côté  pratique,  et  la  position  de  premier  avocat  général  à la  Cour 
de  Cassation  qu’il  a longtemps  occupée,  lui  permet  de  donner  sur  la 
jurisprudence  de  la  haute  cour  des  aperçus  originaux  et  instructifs. 
Ce  que  j’aime  le  moins  dans  ce  livre,  c’est  son  titre,  qui  risque  d'in- 
duire en  erreur  en  faisant  paraître  l’ouvrage  moins  complet  qu'il  ne  l’est 
en  réalité.  Ce  ne  sont  pas  en  effet  des  études  détachées  sur  certains 
sujets  choisis  ou  sur  certains  articles  du  Code,  c’est  un  véritable 
commentaire  qui  suit  le  Code  article  par  article  du  premier  au 
dernier.  Ce  commentaire,  dont  la  clarté  est  la  qualité  maîtresse 
(l’autenr  n’a  point  recherché  la  profondeur,  ni  les  solutions  théo- 
riques originales,  il  s’est  contenté,  dit-il,  de  mettre  la  .théorie  en 
action“),  est  accompagné  et  comme  illustré  par  une  myriade  d’exemples 
tirés  des  arrêts  de  la  Cour  de  Cassation.  Ces  arrêts,  l'auteur  ne  se 
borne  pas  à en  citer  la  date  et  la  page  au  recueil  officiel;  il  en  donne 
le  texte  après  avoir  résumé  les  faits  en  quelques  mots,  et  joint  aux 
décisions  de  la  Cour  ses  réflexions  et  parfois  ses  critiques.  Cette  mé- 
thode et  cette  indépendance  d’appréciation  rendent  la  lecture  de  l’ou- 
vrage très  attrayante. 

Ici  encore  une  analyse  complète  est  impossible;  je  me  bornerai  à 
citer  parmi  les  chapitres  les  plus  réussis  celui  sur  la  tentative  (t.  1“, 
p.  8 et  s.),  et  celui  de  la  rétroactivité  des  lois  de  procédure  et  de 
compétence  (ibid.  p.  45  et  s.);  très  instructives  aussi  les  pages  qui  ont 
trait  au  point  de  départ  des  peines  privatives  de  liberté  et  à l’influence 
des  diverses  voies  de  recours  sur  la  durée  de  la  peine  (ibid.  p.  151  et  s.). 
En  parcourant  les  méandres  des  arrêts  de  la  Cour  de  Cassation  relatifs  à 
la  récidive  (ibid.  p.  591  et  s.),  on  peut  juger  clairement  à quel  point  les 
dispositions  du  Code  français  sur  cette  matière  (et  celles  de  tous  les  codes 
d’ailleurs)  sont  formalistes,  pleines  de  lacunes  et  d’application  malaisée. 

Deux  solutions  adoptées  par  l’auteur  dans  ce  premier  volume  me 
paraissent  si  peu  acceptables,  que  je  ne  résiste  pas  à la  tentation  d’en 
essayer  la  réfutation. 
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D’abord,  à propos  de  l’art.  1 du  Code,  Blanche  affirme  que  ces 
mots:  „ l'infraction  que  les  lois  punissent  de  peines  correctionnelles  est 
un  délit“  ne  sont  applicables  qu’aux  infractions  réprimées  par  le  Code  pénal 
et  point  à celles  qui  sont  régies  par  deB  lois  spéciales.  Les  infractions 
aux  lois  fiscales,  aux  lois  forestières,  aux  lois  sur  la  chasse,  en  parti- 
culier, même  lorsqu'elles  sont  punies  de  peines  correctionnelles,  doivent 
être  classées  dans  la  catégorie  des  contraventions.  S’il  en  était  autre- 
ment, comme  l’élément  intentionnel  est  constitutif  du  délit  au  sens  strict, 
on  ne  pourrait  poursuivre  ces  infractions  qu’en  faisant  la  preuve  de  l’in- 
tention mauvaise  et  ce  n’est  point  là  ce  que  le  législateur  a voulu.  Tel 
est  le  système  auquel  Blauche  se  vante  d’avoir  converti  la  Cour  de 
Cassation  (t.  1er,  p.  3 et  s.).  Je  ne  puis  trouver  aucun  argument  en 
faveur  de  cette  interprétation  restrictive  des  termes  de  l'art.  1.  Bonne 
ou  mauvaise  (et  mauvaise  plutôt  que  bonne),  la  fameuse  division  tripartite 
des  faits  punissables,  calquée  sur  les  trois  degrés  de  juridiction,  domine 
tout  le  droit  pénal  français.  L’article  1 lui-même  réfute  d'ailleurs  par 
son  texte  l’interprétation  de  notre  auteur;  il  ne  s’agit  pas  seulement  ici 
des  infractions  prévues  par  le  Code,  mais  bien  des  infractions  que  le  s 
lois  punissent  de  peines  correctionnelles.  D'ailleurs  la  conséquence  que 
Blanche  prétend  tirer  de  sa  théorie  n’est  point  juste;  le  délit  dans  le 
sens  étroit  peut  se  concevoir  sans  intention  perverse  ; il  faudrait  sans 
cela  renoncer  à punir,  A moins  d’en  faire  des  contraventions,  les  délits 
par  imprudence.  Il  peut  donc  exister  une  classe  do  délits  punissables 
par  la  simple  constatation  du  fait  matériel  (certains  auteurs  les  baptisent 
délits  contraventionnels),  mais  qui  n’en  restent  pas  moins  des  délits  puis- 
qu’ils sont  punis  de  peines  correctionnelles.  Et  tout  ce  qu’on  peut 

conclure  de  là,  c’est  que  la  division  des  infractions  établie  par  l’art.  1 
ne  brille  pas  par  la  logique. 

Enfin,  dans  son  étude  de  l'art.  11  (t.  l",  p.  114  et  b.),  Blanche 
pose  en  principe  que  la  confiscation  spéciale  peut  être  prononcée,  même 
en  matière  ordinaire,  alors  même  qu’aucune  peine  ne  peut  être  inliigée 
à l’auteur  du  délit  (par  suite  d’acquittement,  ou  de  prescription,  ou 
parce  que  cet  auteur  est  resté  inconnu),  à la  seule  condition  que  les 
faits  punissables  soient  établis.  La  confiscation,  dit-il,  est  une  peine 
spéciale  qui  touche  à la  chose  plus  qu’à  la  personne.  Il  faut  distinguer; 
sans  doute,  certaines  lois  spéciales  qui  touchent  de  près  A la  police 

(douanes,  falsification  de  denrées)  ont  érigé  la  confiscation  en  peine  ou 

plutôt  en  mesure  de  précaution  indépendante,  et  cela  par  des  disposi- 

tions expresses.  Mais  prétendre  appliquer  ces  règles  aux  matières  ordi- 
naires du  Code,  alors  que  la  loi  n’en  dit  rien,  bien  plus,  alors  qu’au 
contraire  l’art.  11  fait  d’une  condamnation  la  condition  essentielle  d’une 
confiscation  prononcée,  c’est  méconnaître  la  nature  de  cette  peine  spé- 
ciale. En  tant  que  peine  et  que  peine  accessoire,  la  confiscation  n’est 
possible  que  contre  un  accusé  reconnu  coupable  et  à côté  d’une  peine 
principale.  La  Cour  de  Cassation  s’est  d’ailleurs  constamment  prononcée 
dans  ce  sens. 

Parmi  les  additions  faites  à l’ouvrage  par  M.  Dutruc,  je  citerai 
seulement  un  commentaire  de  la  loi  sur  les  récidivistes,  inséré  un  peu 
artificiellement  à titre  d’appendice  au  premier  titre  du  livre  III  du  Code 
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(crime«  et  délits  contre  la  chose  publique';  sa  place  logique  serait  à la 
suite  du  catalogue  des  peines,  puisque  la  loi  a eu  pour  but  essentiel 
d'instituer  la  relégation  et  l’interdiction  de  séjour.  On  trouvera  dans 
l'opuscule  de  M.  Dutrnc  (tome  IV,  p.  562-636)  l’historique  complet  de 
cette  importante  loi,  les  discussions  parlementaires  auxquelles  elle  a 
donné  lieu  et  la  jurisprudence  récente  de  la  Cour  de  Cassation. 

Alfred  Gant  irr. 


Strafreehtszeitimg.  — Nouvelles  pénales. 


Strafrecht. 

Ein  Gewohnheitsverbrecher.  Am  16.  August  1891  wurde  in  der  Strafanstalt 
Lenzburg  der  34  Jahre  alte  W.  Ci.  von  Sch.  zum  siebenten  Male  entlassen.  Seine 
vier  letzten  Freiheitsstrafen  — 3,  6,  3 und  3 Monate  — verbüsste  er  innerhalb 
2 Jahren.  Er  gehört  daher  iu  die.  Gesellschaft  der  sogenannten  Zuchthuuskuuden. 
Der  Mann  ist  gesund  und  stark  und,  wenn  er  will,  auch  ein  vortrefflicher  Land 
arbeiter  und  Korbflechter,  aber  der  Schnaps,  sagt  er.  lasse  ihm  in  der  Freiheit 
keine  liuhe.  Der  mache  ihn  immer  wieder  unglücklich,  ütn  seinen  Willen  zu 
stärken,  wurde  er  in  den  letzten  IStxaftiÜlcn  einer  strengen  Détention  mit  sparsamer 
Iteköstiguug  unterworfen,  allein  ohne  Erfolg.  Um  ihn  davor  zu  schützen,  sich 
nach  seiner  Entlassung  gerade  wieder  dem  Trünke  ergeben  zu  können,  wurde  ihm 
bei  seinem  Austritte  nur  so  viel  von  seinem  Guthaben  (Verdieustantheil)  ansge- 
händigt, als  er  absolut  nöthig  hatte.  Den  Rest,  sagte  er,  werde  seine  Mutter  am 
andern  Tage  abholen,  da  die  Entfernung  nur  eine  halht  Stunde  betrage.  Allein 
die  Mutter  kam  nicht,  wahrscheinlich  weil  er  sie  dafür  nicht  bestellt  hatte,  da- 
gegen kiun  W.  G.  selbst  wieder  und  verlangte  mit  Ungestüm  und  indem  er  das 
mitgetragene  Paket  zur  Erde  warf,  sein  Geld.  Wenn  ihm  dasselbe  nicht  sogleich 
ausgehundigt  werde,  so  werde  er  sogleich  wieder  stehlen.  Er  hatte  offenbar  schoD 
wieder  Schnaps  getrunken  und  wollte  sich  damit  noch  weiter  anfülleu.  ln  diesem 
Zustande  wurde  er  sauuut  seinem  Restguthaben  polizeilich  seiner  Heimatbehördr 
angeführt.  Da  ist  alle  Humanität  am  unrichtigen  Orte  verwendet.  Gegen  solche 
Erzlumpen  und  eigentliche  Zuchthauskundschaft  muss  zuin  Schutze  des  Publikums 
mul  zur  Entlastung  der  Polizei,  der  Polizei-  uud  Untersuchungsbekürdeu,  der  Ge- 
richte und  des  Struf&nstaltspersonales  entschiedener  eingeschritten  werden.  Solcbr 
Menschen  müssen  verwahrt  werden  und  sollten  verwahrt  bleiben. 

Unschuldig  vernrthellt.  Am  21.  Januar  1890  brannten  in  Aristau,  Kantons 
Aargau,  eine  Scheune  und  andere  Gebäulichkeiten  ab.  J.  H.  D.  von  E.,  Kanton- 
Luzern,  ein  wegen  Diebstahl  7 Mol  vorbestraftes  Individuum,  wurde  im  Februar 
1890  wegen  Vagantität  verhaftet  und  machte  unter  Angabe  von  verschiedenem 
Detail,  das  zur  Stiftung  jenes  Brandes  passte,  das  Geständnis*,  den  Brand  iu 
Aristau  gestiftet  zu  haben.  Am  16.  Dezember  1890  vorurtheilte  das  aargauische 
K ritn inalgericht  den  Angeklagten  wegen  Brandlegung  zu  7 Jahrcu  Zuchthausstrafe 
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Am  30.  September  1.  J.  aber  hob  das  aargauische  Kassationsgericht  dieses  Unheil 
mit  allen  seinen  Folgen  wieder  auf,  ohne  .jedoch  dem  unterdessen  in  der  Straf- 
anstalt untergebrachten  D.  irgend  eine  Entschädigung  zuzusprechen.  Der  Grund 
dieser  Freisprechung  beruht  darin,  dass  D.,  der  anfänglich  mit  Vergnügen  in  die 
Strafanstalt  eingetreteu  war,  um  daselbst  ein  Handwerk  lernen  zu  können,  später 
reufällig  wurde  und  seine  Unschuld  behauptete,  da  er  am  verhänguies vollen 
21.  Januar  1880  in  der  Kaserne  in  Luzern  fine  Militärersatzsteuer  abverdient 
habe  und  hinter  Schloss  und  Riegel  gesessen  sei.  Der  Beweis  dieser  Behauptung 
gelang  ihm  auch  vollständig.  Weil  er  aber  durch  sein  erlogenes  Bekenntnis» 
seinen  Untersuchung»-  und  Strafverhaft  selbst  verschuldet  hatte,  so  bekam  er  auch 
keine  Entschädigung.  Eine  solche  hatte  er  aber  auch  nicht  beansprucht.  Er  habe 
desshalb  seiner  Zeit  ein  erlogenes  Geständniss  abgelegt,  behauptete  er  nachträglich, 
weil  er  das  Leben  iu  einer  geordneten  Strafanstalt,  wo  er  ein  Handwerk  habe 
lernen  wollen,  demjenigen  iu  der  Zwangsarbeitsanstalt,  die  ihm  unausweichlich 
bevorgestanden  wäre,  vorgezogen  habe.  Vom  Brande  selbst  und  dem  Detail  der 
Brandstiftung  haben  zwei  Stromer  iu  der  Herberge  zu  Bear  gesprochen,  deren 
Gespräch  er  zufällig  zugehört  habe.  H. 

Strafvollzug. 

Redigirt  von  Direktor  J.  V.  Ifàrbln  iu  Leuzburg. 

Freiburg.  Man  beschäftigt  sich  hier  lebhaft  mit  dem  Gedanken,  der  hiesigen 
Strafanstalt  (maison  de  force)  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  ein  Quartier  mit 
Einzelhaftzellen  anzufttgen. 

Zürich.  Mit  der  Verlegung  der  Strafanstalt  ausserhalb  die  Stadt  soll  es 
ernsthaft  werden.  Herr  Direktor  Dr.  Curti  deckt  in  einem  Berichte  an  die  Auf- 
sichtskommissiou  die  konstruktiven  Mängel  der  gegenwärtigen  Strafanstalt  am 
Oetenbach  auf  und  beweist  an  «1er  Hand  derselben  die  Noth Wendigkeit  eines 
pan  optisch  en  Neubaues,  um  den  Anforderungen  der  Jetztzeit  an  den  Strafvollzug 
voll  und  ganz  genügen  zu  können.  Der  Zeitpunkt  sei  für  diesen  Zweck  gekommen 
und  keineswegs  ungünstig,  da  der  Erlös  für  die  jetzige  Anstalt,  resp.  für  den 
umfangreichen,  für  Neubauten  prächtig  gelegenen  Platz,  wohl  dazu  ausreichen 
dürfte,  eine  neue  Anstalt  mit  moderner  Ausstattung  auf  einem  hiefür  tauglichen 
Gelände  zu  erstellen.  Ueberdies  enthält  der  Bericht  des  Herrn  Dr.  Curti  noch 
Vorschläge  für  Verbesserungen,  die  noch  in  der  gegenwärtigen  Anstalt  und  zwar 
sofort  zur  Ausführung  kommen  sollten  und  ihre  volle  Berechtigung  haben.  Wir 
begrüssen  und  unterstützen  das  energische  Vorgehen  des  Herrn  Kollegen  Dr.  Curti 
bestens  und  wünsehen  demselben  eineu  guten  Erfolg.  H. 

Zuchthaus  und  Zwaugsarbcitsanstalt.  Am  3.  November  1890  meldete  sich 
auf  dem  Polizeiposten  zu  Muri  (Aargau)  der  25  Jahre  alte,  vier  Mal  vorbestrafte 
J.  H.  D.  von  E.,  Kt.  Luzern,  und  legte  das  Geständniss  ab,  er  sei  am  21.  Januar 
1890  aus  dem  Kanton  Zürich  mich  Aristau  im  Bezirke  Muri  gekommen,  wo  er 
etwa  ein  Jahr  vorher  bei  J.  St.  im  Dienste  gestanden  sei.  ln  angetrunkenem  Zu- 
stande habe  er  sich  in  die  Scheune  des  J.  St.  geschlichen  und  dort  einen  ange- 
ztindeteu  W achskerzenstumpen  in’s  Heu  gesteckt  und  sich  entfernt.  Nach  einigen 
Tagen  sei  er  dann  wieder  nach  Aristau  gekommen  und  habe  gesehen,  dass  zwei 
Häuser  verbrannt  seien.  Er  wurde  verhaftet.  Vor  Bezirksamt  ( Voran  tersuchung*- 
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richteramt)  nach  der  Ursache  seines  Verbrechens  befragt,  sagte  er:  „Meine 
Heimatgemeinde  wollte  mich  auf  den  Sedel  (luzeruische  Zwangsarbeitsanstaiti 
thun,  wo  ich  doch  kein  Handwerk  hatte  lernen  können,  und  da  dachte  ich,  ich 
wolle  lieber  nach  Lenzburg  in  die  Strafanstalt,  und  zündete  im  Aargau  ein 
Scheuerleiu  an.“  Hierauf  beschrieb  er  ganz  einlässlich  und  genau,  wie  er  den 
Brand  gestiftet  habe,  und  wurde  alsdann  am  16.  Dezember  gl.  J.  vom  aargauischen 
Kriminal-Gerichte  zu  7 Jahren  Zuchthaus  verurtheilt,  welche  Strafe  er  auch 
sichtlich  mit  Freuden  sogleich  antrat.  Im  Monat  Juli  1891  theilte  er  nun  seinem 
Seelsorger  mit,  er  habe  den  Brand  nicht  gestiftet,  sondern  das  Verbrechen  nur 
eingestanden,  um  nicht  in  die  Zwangsarbeitsanstalt  zu  kommen.  Man  solle  nur 
nackfragen  und  werde  dabei  vernehmen,  dass  er  vom  Ende  des  Monats  Dezember 
1889  bis  zum  Ende  des  Monats  Januar  1890  in  der  Kaserne  zu  Luzern  eine 
Militiirstrafe  verbltsst  habe.  Man  fragte  in  Luzern  nach  und  erhielt  als  Antwort. 
J.  H.  D.  sei  wirklich  vom  28.  Dezember  1889  bis  27.  Januar  1890  in  der  Kaserne 
zu  Luzern  gewesen.  Auf  die  Frage,  warum  D.  die  Wahrheit  erst  jetzt  bekenne, 
w&hreud  er  früher  sich  als  schuldig  erklärt  habe,  antwortete  er,  das  Gewissen 
habe  ihm  keine  Ruhe  mehr  gelassen,  er  habe  es  jetzt  sagen  müssen,  das  Detail 
der  wirklichen  Brandstiftung  aber  hätte  er  in  der  „Herberge“  in  Baar  von  zwei 
Reisenden  vernommen,  die  er  zwar  nicht  kenne,  deren  Gespräch  er  aber  zugehört 
habe.  Auf  das  Bekenntnis«  dieses  Details  hin,  das  man  für  richtig  hielt,  ist 
J.  H.  D.  seiner  Zeit  verurtheilt  worden.  H. 


Alts  dem  weiteren  Kriminalgebiet. 

Die  Ursachen  des  Yerbreehens.  rius  ihm  Jlithjesu che  eines  Strafgefangenen 
„Meine  Erziehung  war  leider  eine  schlechte.  Von  acht  Geschwistern  bin  ich 
das  drittjilngste.  Wir  alle  wurden,  sobald  wir  recht  gehen  konnten,  sozusagen 
uns  selber  überlassen,  und  sobald  wir  etwas  grösser  wurden,  vom  Vater  und  Mutter 
zum  Stehlen  und  Freveln  angehalteu  und  abgerichtet  ; dass  ich  diesem  Verlangen 
der  Eltern  nicht  immer  Folge  geleistet  habe,  hat  mir  manche  Tracht  Schläge 
eingetragen.  Arm,  wie  die  Eltern  waren,  konnten  sie  uns  auch  nicht  kleiden,  wie 
es  nothwendig  gewesen  wäre;  ich  z.  B.  habe  bei  der  Konfirmation  meine  ersten 
Schuhe  getragen.  Von  einem  geordneten  Leben  in  unserer  Familie  war  also  keine 
Rede;  auch  das  Betragen  der  Eltern  mit  einander  war  nichts  weniger  als  geeignet, 
auf  uns  Kinder  einen  guten  Eindruck  zu  machen  ; Fluchen  und  Schimpfen  waren 
täglich  und  stündlich  zu  hören.  Dass  ich  bei  meinem  Austritt  aus  dem  Eltern- 
haus keine  guten  Vorsätze,  keine  schönen  Gewohnheiten,  kein  redliches  Herz  mit 
mir  nahm,  liegt  auf  der  Hand.  Nachdem  ich  in  L.  das  Zimmermannshandwerk 
erlernt,  begab  ich  mich  in  die  Fremde  und  arbeitete  in  mehreren  Kantonen.  Da 
ich  nuu  mir  selber  überlassen  war  und  Niemand  sich  tun  mich  bekümmerte,  wurde 
ich  nach  und  nach  ganz  leichtsinnig  und  liederlich  uud  dem  Trünke  ergeben,  so 
dass  sich  die  Hciinatgemeinde  veranlasst  fand,  mich  nach  Nordamerika  zn  spediren, 
von  wo  ich  aber,  da  es  mir  dort  nicht  behagte,  bald  wieder  zurückkehrte.  Nach 
kurzer  Zeit  ging  ich  aus  eigenem  Antrieb  nach  Südamerika,  kehrte  aber  auch  von 
da  bald  wieder  zurück.  So  bin  ich  eben  durch  mein  unstetes  Lehen  von  Jugend 
auf  dahiu  gekommen,  wo  ich  jetzt  bin,  in’B  Zuchthaus;  allein  das  soll  mir  kein 
Schaden,  nein,  ein  grosser  Nutzen  sein;  denn  ich  haben  seitdem  ich  in  der  Straf- 
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anstalt  bin,  eine  bessere  Erziehung  genossen,  als  in  meiner  Jugend  im  Elternhause. 
Auch  mein  Verhalten  in  der  Strafanstalt,  das,  wie  ich  wohl  weiss,  kein  gutes 
Zeugnis*  verdient,  mögen  Sie  meinem  frühem  unsteten  Leben  und  Wesen  zu  gute 
halten.  Mein  freier  Geist  und  meine  Gewohnheiten  konnten  sich  eben  dem  unge- 
wohnten Zwange  eines  geregelten  Lebens  und  des  unbedingten  Gehorsams  nicht 
so  leicht  unterziehen,  ich  musste  zuerst  erzogen  werden.“ 

St.  Italien.  Botschaft  des  Regierungsrathes  an  den  Kantonsrath  betreffend  die 
Versorgung  von  Gewohnheitstrinkern.  ‘)  Vom  12.  November  tüUO.  In  letzter  Mai- 
sitzung haben  wir  Ihnen  in  unserer  Botschaft  betreffend  die  Verwendung  des 
Alkoholzehnteig  in  Erinnerung  gebracht,  dass  gem&ss  Art.  32  bis  der  Bundesver- 
fassung und  Art.  13  des  Buudesgesetzes  vom  23.  Dezember  1886  betreffend  ge- 
brannte Wasser  die  Kantone  verpflichtet  seien,  wenigstens  10°/©  des  auf  sie  ent- 
fallenden Antheils  am  Reingewinn  aus  dem  Alkoholmonopol  zur  Bekämpfung  des 
Alkoholismus  in  seinen  Ursachen  und  Wirkungen  zu  verwenden.  Ebenso  machten 
wir  Ihnen  Mittheilung  von  einer  Eingabe  des  ärztlichen  Vereins  des  Kautons 
St.  Gallen,  vom  18.  Mai  1889,  worin  derselbe  auf  die  verheerenden  Folgen  des 
Alkoholismus  hinweist  und  die  Errichtung  einer  Heilstätte  für  Gewohnheitstrinker 
im  Kanton  St.  Gallen,  eventuell  den  Anschluss  an  ein  interkantonales  Unternehmen 
dieser  Art  eindringlich  in  Vorschlag  bringt. 

So  sehr  wir  die  Bestrehungen  des  ärztlichen  Vereins  anerkennen  mussten, 
konnten  wir  doch  die  Gründung  einer  eigenen  kantonalen  Trinkerhdtlstätte  zur 
Zeit  nicht  befürworten,  weil  die  gleichzeitige  Errichtung  einer  solchen  Anstalt 
neben  andern  Instituten,  wie  das  Asyl  in  Wyl,  allzu  grosse  Anforderungen  an  die 
Finanzen  des  Staates  gestellt  haben  würde,  und  weil  doch  zuerst  abgewartet  werden 
sollte,  wie  sich  die  Alkoholeiunahmen  in  der  Folge  gestalten  werden.  Dagegen 
konnten  wir  Ihnen  mittheilen,  dass  die  Trinkerheilanstalt  Ellikon  an  der  Thur, 
im  Kanton  Zürich,  bereit  sei,  eine  Anzahl  von  Pfleglingen  gegen  eine  billige  Taxe 
- für  einmal  zu  Fr.  1.  40  per  Tag  aufzunehmen. 

In  Würdigung  der  von  uns  vorgebrachten  Gründe  fassten  Sie  sodann  den 
Beschluss  : 

Es  seien  vom  Alkoholzehniel  Fr.  5570  fur  Versorgung  von  Gewohnheits- 
trinkern in  einer  Heilstätte  zu  verwenden. 

In  Vollziehung  dieser  Schlussnahme  erliess  unser  Departement  des  Innern 
schon  am  30.  gl.  Mts.  eine  öffentliche  Bekanntmachung  an  säiumtlicbe  Gemeinde- 
behörden, in  welcher  denselben  Ihr  Beschluss  zur  Kenntnis*  gebracht,  auf  die 
Trinkerbeilstätte  zu  Ellikon  aufmerksam  gemacht  und  für  Unbemittelte  ein  nam- 
hafter Stautsheitrag  in  Aussicht  gestellt  wurde.  Dabei  wurde  noch  besonders 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Unterbringung  von  Gewohnheitstrinkern  in 
einer  Heilstätte  nicht  etwa  nur  armengenössige  und  sittlich  schon  verkommene 
Individuen  treffen  solle,  sondern  auch  solche  aus  anderen  Ständen,  die  bei  recht- 
zeitigem Einschreiten  vor  ökonomischem  und  sittlichem  Ruin  bewahrt  werden  können. 

Schon  der  ärztliche  Verein  hatte  in  der  angeführten  Eingabe  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  Unterbringung  in  einer  grossen  Zahl  von  Fällen  viel  zu  spät 
erfolge  oder  überhaupt  nicht  konsequent  durchgeführt  werde,  um  Aussicht  auf 
bleibenden  Erfolg  zu  haben,  wesshalb  er  auch  des  Weitern  die  Ansicht  aussprach, 
dass  legislatorische  Bestimmungen  nothwendig  seien,  welche  die  zwangsweise  Ver- 

')  Da»  üMeU  findet  sieh  uuf  Seite  5ü0. 


Digitized  by  Google 


556 


Strafrechtszeitung. 


sorguog  habitueller  Trinker  und  Trunkenbolde  regeln.  Damals  glaubten  wir  noch, 
dass  es  an  der  Hand  der  bestehenden  Gesetze  Über  das  Vormund  Schafts-  und 
Armenwesen,  sowie  über  die  Zwangsversorgung  von  Arbeitsscheuen  und  Lieder- 
lichen möglich  sein  sollte,  auch  gegen  Gewohnheitstrinker  wirksam  Vorgehen  zu 
können,  bemerkten  aber  gleichzeitig,  dass  wir  auf  den  Erlass  legislatorischer  Be- 
stimmungen Bedacht  zu  nehmen  haben  werden,  sofern  sich  unsere  Voraussetzung 
als  unrichtig  heraussteilen  sollte. 

Seither  ist  nun  ein  halbes  Jahr  verstrichen,  und  es  hatte  sich  unser  Departe- 
ment des  Innern  bereits  mit  einigen  Fällen  zu  befassen.  Allein  schon  hei  Be- 
handlung derselben  hat  sich  die  Noth Wendigkeit  gesetzlicher  Vorschriften  hcrau*- 
gestellt.  Denn  in  keinem  der  bisher  in  Frage  gekommenen  Fälle  gelangte  man 
zum  Ziele,  weil  man  hiebei  auf  die  Freiwilligkeit  angewiesen  war,  mit  welcher 
man  erfahrungsgemäss  selten  ausreicht.  Die  Trinker  sträuben  sich  in  der  Hegel 
gegen  die  Unterbringung  in  einer  Anstalt,  und  sogar  ein  mündlich  oder  schriftlich 
gegebenes  Versprechen  wird  gewöhnlich  wieder  zurückgezogen.  Eiu  Trunksüchtiger 
ist  ein  Kranker,  der  seinem  Laster  unwiderstehlich  fröhnt  und  die  Fähigkeit  nicht 
mehr  besitzt,  sich  aus  eigenen  Kräften  aufrecht  zu  erhalten;  desshalb  muss  er 
auch  genau  so  behandelt  werden  können,  wie  ein  Geisteskranker , und  nur  die 
zweckmässige  Behandlung  iu  einem  Asyle  kann  ihm  die  Möglichkeit  geben,  sich 
nochmals  aufzurichten  und  die  uothwendige  moralische  Kräftigung  zu  finden,  die 
er  selbst  i^pht  mehr  zu  gewinnen  vermag.  Es  muss  der  nöthige  Aufenthalt  in 
einem  Asyl  erzwungen  werdeu  können.  Darum  sind  auch  schon  in  verschiedenen 
Staaten,  wie  namentlich  in  England  und  in  Amerika,  gesetzliche  Vorschriften  auf- 
gestellt  worden,  durch  welche  eine  zwangsweise  Versorgung  habitueller  Trinker 
ermöglicht  wird.  Auch  in  Berlin  hat  in  deii  letzten  Jahren  der  Zentralausscbuss 
für  innere  Mission  eine  Bittschrift  an  den  deutschen  Reichstag  gerichtet,  in  welcher 
die  Betenten  unter  Anderrn  ausführen  : „Ein  Gesetz,  w elches  die  Trunkenheit  mit 
Strafe  bedroht  und  die  zwangsweise  Unterbringung  in  die  Trinkerasyle  ermöglicht, 
würde  Viele  vor  dem  Untergange  bewahren,  der  freien  Tbätigkeit  auf  diesem  Ge- 
biete ganz  neue  Bahnen  eröffnen,  auf  welchen  es  ihr  möglich  würde,  viel  soziales 
und  sittliches  Elend  zu  beseitigen  und  zu  verhindern.  Wir  bitten  den  Reichstag, 
ein  Gesetz  zu  erlassen,  durch  welches  die  Entmitndigung  gewohnheitsmässiger 
Trinker  und  die  zwangsweise  Unterbringung  in  Trinkerasyle  möglich  gemacht  wird."* 

Aelmliche  Bestrebungen  geben  sich  iu  Oesterreich  kund.  Das  neueste  Monats- 
blatt der  sächsischen  Vereine  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  und  des 
österreichischen  Vereins  gegen  Trunksucht  bringt  eine  Mittheilung,  wonach  diese 
Angelegenheit  im  Landesausschuss  in  ernstliche  Berathung  gezogen  wird.  In  der 
Schweiz  bestehen  bereits  drei  Trinkerasyle.  Gesetzliche  Bestimmungen  fehlen  zwar 
noch  ; einzig  Baselstadt  hat  ein  Gesetz,  wonach  die  Truuksucht  neben  der  Lieder- 
licbkeit  und  Arbeitsscheu  mit  Unterbringung  in  einer  Arbeit«-  oder  Besserungs- 
anstalt bestrafe  wird.  Allein  der  Ruf  nach  solchen  legislatorischen  Bestimmungen 
wird  immer  allgemeiner  und  lauter.  Auch  der  St.  Gallische  Verfassungsrath  hat 
dem  Art.  12  der  Verfassung  einhellig  zugestimmt,  welcher  dem  Staate  das  Recht 
einraumt,  unter  Mitwirkung  der  Gemeinden  für  die  Unterbringung  von  Trinkern 
in  zweckentsprechenden  Anstalten  zu  sorgen. 

Ist  so  die  Unerlässlichkeit  gesetzlicher  Bestimmungen  ausser  allen  Zweifel 
gestellt,  so  kann  es  sich  nur  noch  darum  fragen,  in  welcher  Weise  dies  geschehen 
soll.  Dass  unsere  bestehenden  Gesetze  nicht  ausrcicheu . ist  bereits  schon 
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berührt  worden.  An  (1er  Kami  des  Armengesetzes  könnte  eine  Armenbehörde  die 
Versetzung  in  eine  Trinkerheilstätte  allerdings  verfügen;  allein  sie  kann  erst  ein- 
schreilen,  wenn  der  Betreffende  kein  Vermögen  mehr  besitzt  und  almnsengenössig 
geworden  ist.  Dann  wird  aber  der  geringem  Kosten  wegen  die  Aufnahme  ins 
Armenhaus  vorgezugen.  So  ist  auch  die  Bestimmung  des  Art.  18,  Ziff.  2,  des  Vor- 
mundschaftsgesetzes eine  unzulängliche.  Verschwender  können  zwar  auf  Grund 
derselben  unter  Vormundschaft  gestellt  werden;  aber  der  Artikel  hat  doch  nur 
den  Sinn,  dass  ein  zu  bevormundender  Verschwender  Vermögen  besitzen  mul  dieses 
in  einer  Weise  gefährden  muss,  wodurch  er  sich  und  seine  Familie  der  Gefahr 
eines  künftigen  Nothstandes  aussetzt.  Wenn  aber  der  Betreffende  ohne  Familie 
ist  und  kein  Vermögen  hat,  sondern  nur  seinen  Verdienst  aufbraucht?!  Und  wie 
will  mau  solche  Familienglieder  bevormunden,  die  nur  das  mühsam  Erworbene  der 
übrigen  verprassen?  In  gar  vielen  Fällen  müsste  mau  meistens  zuwarten,  bises 
zu  spät  ist  und  schon  zu  viel  Unheil  im  Gehirn  des  Kranken,  in  seinem  Vermögen 
and  in  seiner  Familie  angerichtet  sein  würde.  Zudem  ist  das  Verfahren  bei  der 
gerichtlichen  Bevogtigung,  wenn  der  Betreffende  nicht  einwilligt,  ein  zu  umständ- 
liches und  zugleich  verdriessliches  und  kostspieliges,  das  namentlich  in  Fällen, 
wo  der  zu  Bevormundende  nicht  bezahlen  kann,  nur  ungcrue  eingcscblagen  wird. 

Anscheinend  könnte  das  Gesetz  über  Versorgung  liederlicher  uud  arbeits- 
scheuer Menschen  noch  am  ehesten  zur  Anwendung  kommen.  Ein  Gewohnheits- 
trinker ist  in  der  Kegel  auch  ein  Liederlicher  und  ein  Arbeitsscheuer.  Allein  diese 
Regel  hat  doch  auch  ihre  Ausnahmen.  Es  gibt  Alkoholiker,  welche  nicht  wohl 
in  die  Kategorie  derjenigen  eingereiht  werden  können,  die  das  Gesetz  mit  der 
Unterbringung  in  eine  Zwangsarbeitsanstalt  bedroht.  Auch  der  Ausweg,  dem  Ge- 
wohnheitstrinker die  Alternative  zu  stellen,  entweder  in  eine  Trinkcrheilstätte  oder 
dann  aber  in  die  Zwangsarbeitsanstalt  einzutreten,  ist  im  Grunde  doch  kein  rich- 
tiges Procedere,  und  mit  der  Würde  einer  Behörde  kaum  vereinbar.  Also  bleibt 
nichts  Anderes  übrig,  als  für  die  Versorgung  der  Gewohnheitstrinker  ein  besonderes 
Gesetz  zu  erlassen.  Am  nächsten  sind  dieselben  mit  den  Geisteskranken  verwandt, 
und  sin  wurden  desshaib  bisher  gewöhnlich  auch  in  irreuaustalten  uutergebrncht. 
Wir  haben  uns  datier  in  unserm  Gesetzesentwurfe  auch  an  das  Verfahren  angelehnt, 
welches  bei  polizeilicher  Versorgung  von  Geisteskranken  beobachtet  wird  und  darin 
besteht,  dass  der  Kraukheitszustund  vorerst  ärztlich  genau  festgestellt  und  die 
Nothwendigkeit  der  Unterbringung  in  einer  Anstalt  koustatirt  wird.  Als  die  hieftlr 
richtigen  Sachkundigen  möchten  wir  die  Physikatsärzte  bezeichnen.  Sobald  der 
Zustand  des  Alkoholismus  und  mit  diesem  eine  Willensschwäche  in  Folge  des 
Übermässigen  Trinkens  festgestellt  ist,  soll  auch  die  provisorische  Bevormundung 
eintreten  können  und  der  Gemeinderath,  bezw.  die  Armenbehördc  befugt  sein,  die 
Versetzung  in  eine  Heilanstalt  erkennen  zu  dürfen.  Von  Bezeichnung  einer  über- 
geordneten oder  einer  richterlichen  Behörde  wollten  wir  Umgang  nehmen,  weil  doch 
die  Gemeindebehörden  das  nächste  Interesse  an  der  Versorgung  haben  müssen, 
und  in  der  Regel  mit  dem  Lebenswandel  und  den  persönlichen  uud  ökonomischen 
Verhältnissen  der  betreffenden  Personen  besser  vertrant  sind,  als  entfernter  stehende 
Behörden.  Da  es  aber  doch  Fälle  getien  kann,  in  denen  Gemeindebehörden  ent- 
weder aus  Unkenntuiss  und  Kurzsichtigkeit,  oder  aus  Gleichgültigkeit,  oder  aus 
allzu  grosser  Rücksicht  ihre  diesbezügliche  Pflicht  nicht  erfüllen,  so  haben  wir 
für  solche  hoffentlich  ausnahmsweise  Fälle  die  Befuguiss  für  den  Regierungsrath 
Vorbehalten,  die  Versorgung  von  sieh  aus  verfügen  zu  können. 
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Fitr  die  Erkenntnisse  der  Gemeindebehörden  haben  wir  die  Bestätigung  des 
Kegierungsrathes  in  seiner  Eigenschaft  als  oberste  Armen-,  Vormundschafts-  und 
Polizeibehörde  Vorbehalten,  nachdem  vorher  den  Betreffenden  Gelegenheit  gegeben 
worden  ist,  sich  vernehmen  zu  lassen.  Denn  bei  der  Tragweite  solcher  Erkennt- 
nisse, wobei  die  persönliche  Freiheit  in  Frage  kommt,  muss  ein  solches  Rekurs- 
recht gegen  allfiillig  ungerechtfertigte  Ein-  und  Uebergrifle  bestehen.  Der  Instanzen- 
zug vom  Gemeinderath  an  eine  richterliche  Behörde  erschien  uns  nicht  wohl  zulässig, 
da  die  Versorgung  von  Individuen,  welche  als  eine  Gefährde  der  Gesellschaft  zn 
betrachten  sind,  doch  vorwiegend  eine  Angelegenheit  der  Administrativbehörden 
ist.  Auch  unser  Gesetz  über  die  Zwangsversorgimg  von  liederlichen  und  arbeits- 
scheuen Personen  kennt  nur  den  Rekurs  an  die  oberste  Administrative,  und  seit 
dem  Bestände  desselben  ist  man  nie  auf  besondere  Schwierigkeiten  gestossen; 
selbst  da»  Bandesgericht  bat  einen  Rekurs,  welcher  vom  Standpunkte  der  ver- 
fassungsmässig garantirten  Freiheit  gegen  eine  vom  Regierungsrath  bestätigte 
Zwangsversorgung  erhoben  wurde,  abweisend  beschieden. 

ln  Bezug  auf  die  Dauer  der  Versorgung  schlagen  wir  9 bi«  18  Monate  vor, 
wobei  wir  mit  den  Vorschlägen  der  Aerzte  und  Direktoren  der  betreffenden  Anstalten 
in  Ceberei  »Stimmung  stehen.  Abkürzung  oder  Ausdehnung  der  Frist  soll  nur  anf 
Grund  eines  Berichtes  der  Anstaltaverwaltnng  mit  Zustimmung  des  Regienings- 
rathes  eintreten  können.  Bei  Rückfällen  ist  eine  zweckentsprechende  Verlängerung 
der  Versorgungszeit  vorgesehen. 

Den  Kostenpunkt  anbclangend,  wird  vor  Altem  das  alitällige  Vermögen  der 
zu  versorgenden  Personen  in  Anspruch  genommen.  Ist  kein  solches  vorhanden, 
oder  reicht  es  zur  Deckung  nicht  vollkommen  aus,  so  wird  nach  den  Bestimmungen 
des  Armengesetzes  verfahren.  Tn  allen  Fällen  aber,  wo  cs  nöthig  ist,  wird  der 
Staat  mit  entsprechenden  Beiträgen,  wie  wir  aunehmen,  aus  dem  Alkoholzehntel 
zur  Seit«  stehen,  der  ja  ausdrücklich  für  solche  Zwecke  bestimmt  ist. 

Nach  diesen  kurzen  Auseinandersetzungen  beantragen  wir  Ihnen,  Herr  Präsident. 
Herren  Kantonsrathe.  es  sei  in  die  Beratbuog  des  vorliegenden  Gesetzesvorschlages 
einzutreten. 

Sl.  Gallen.  Alkoholzehniel,  Der  Grosse  Rath  hat  in  seiner  Sitzung  vom 
20.  Mai  1891  in  Bezug  auf  die  Verwendung  des  sogenannten  Alkoholzehntels  fol- 
gende Beschlüsse  gefasst: 

1.  Von  dem  für  das  Jahr  1889  eingegangeaen  Alkoholzehntel  von  Fr.  20,070 
wird  der  Betrag  von  Fr.  15,000  ausgeschieden  für  Errichtung  einer  Besse- 
rungsanstalt für  jugendliche  Verbrecher  im  Alter  von  12  bis  18  Jahren,  welche 
Anstalt  entweder  von  der  städtischen  und  kantonalen  gemeinnützigen  Gesell- 
schaft oder  von  dem  Staat  in’s  Lehen  gerufen  und  erhalten  werden  soll. 

2.  Der  Restbetrag  von  Fr.  5570  sei  vom  Regienmgsrathe  für  Versorgung  von 
Gewohnheitstrinkern  in  einer  Heilstätte  zu  verwenden. 

Ein  Simulant.  Auf  Seite  595  des  letzten  Jahrgangs  dieser  Zeitschrift  gatien 
wir  unter  der  Ueberschrifl  rEin  Heimatloser“  davon  Kenntniss,  wie  ein  bejahrter 
Mann,  der  den  Rernerdialekt  spreche  und  vielfach  bestraft  worden  sei,  konstant 
behaupte,  keine  Heimat  zu  besitzen.  Alle  Bemühungen  des  eidgenössischen  Unter- 
suchungsliciimten  in  Heimatlosensaciien,  die  Heimat  des  Johannes  Dürler,  wie  er 
«ich  nannte,  ausfindig  zu  machen,  waren  fruchtlos.  Auch  das  vielfach  verbreitete 
photographische  Bild  vermochte  zu  seiner  Erkennung  nichts  beizutragen.  Indessen 


Digitized  by  Google 


Strafrechtszeitung. 


55« 


war  eä  auflälleud,  dass  er  sieh  beharrlich  weigerte,  in  Hern  seine  Untersuchungs- 
haft zu  machen.  Als  Grund  dieser  Weigerung  schützte  er  beständig  vor,  er  kenne 
die  Untersuchungsgefängnisse  in  Bern  schon.  Man  könne  es  darin  nicht  aushalten. 

Um  ihn  aber  näher  zu  haben,  liess  ihn  der  Herr  Untersuchungsbeamte  doch 
zuletzt  von  l.enzburg  nach  Bern  kommen.  Das  half.  Er  wurde  in  der  Strafanstalt 
zu  Bern  erkauut  und  nach  kurzer  Zeit  zu  dem  Geständniss  gebracht,  dass  er 
Johann  Bieri  heisse  und  aus  Schangnau,  Amt  Signait,  gebürtig  sei.  Er  wurde 
den  Richterämtern  Aarwangen  und  Signait  zur  Vertilgung  gestellt,  von  denen  er 
wegen  Vergehen  verfolgt  war.  Bieri  soll  8 Kinder  besitzen.  II. 

Vereinsnachrichten. 

Souscription  aux  actes  du  congrès  pénitentiaire  international  de  St-Péters- 
bourg.  Les  travaux  du  congrès  pénitentiaire  international  qui  a siégé  à St-I’éters- 
bourg  en  1890  seront  publiés  en  langue  française,  dans  le  même  format  que  les 
actes  des  congrès  de  Stockholm  et  de  Rome. 

Ils  formeront  cinq  volumes  de  800  à !»00  pages  chacun  in-8",  sur  fort  papier 
et  imprimés  avec  soin  dans  les  ateliers  typographiques  Sta-mpfli  à Berne. 

Le  I"  rolume  contiendra  les  procès-verbaux  des  séances  des  sections  et  des 
assemblées  générales,  ceux  des  séances  de  la  commission  pénitentiaire  internationale, 
les  conférences  publiques  données  pendant  la  session  du  congrès,  le  rapport  du 
jury  chargé  de  l’examen  des  travaux  de  concours  sur  J.  Howard  et  les  travaux 
couronnés. 

Les  volumes  II,  III  et  IV  renfermeront  la  collection  complète  des  rapports 
présentés  sur  les  questions  du  programme  du  congrès  et  sur  les  prisons  en  Russie. 

Le  contenu  du  volume  P sera  formé  par  les  rapports  des  délégués  sur  les 
progrès  réalisés  dans  les  différents  pays  depuis  le  congrès  de  Rome,  dans  la  légis- 
lation pénale  et  le  régime  des  prisons  ; la  bibliographie  péuale  et  pénitentiaire,  des 
études  sur  l’exposition  pénitentiaire  et  différents  mémoires  et  travaux  stutistiques. 

Le  prix  <le  souscription  est  fixé  à frs.  25  pour  les  membres  du  congrès  et 
les  rapporteurs,  pour  les  autres  à frs.  40.  La  moitié  du  montant  de  la  souscription 
doit  être  envoyée  par  mandat  postal  en  même  temps  que  le  bulletin  de  souscription 
à l'imprimerie  iyteempfli  à Berne  et  l’autre  moitié  sera  puyée  à la  réception  de 
l’ouvrage  complet,  qui  paraîtra  au  commencement  de  l’année  prochaine. 

La  souscription  est  ouverte  jusqu'au  15  novembre,  l’assé  ce  terme,  le  prix 
sera  élevé  ä frs.  50. 

11  n’y  aura  pas  de  vente  de  volumes  séparés. 

Perso  n olna  ch  rich  t. 

Thurgau.  Zum  Verwalter  der  Strafanstalt  Tobel  wählte  der  Regiorungsrath 
den  Herrn  Kantonsrath  August  Keller  vou  Märweil,  welcher  am  2.  November  1.  J. 
seine  Stelle  angetreten  hat.  Nach  nahezu  28jäbriger  Thätigkeit  wird  sieb  der 
bisherige  Verwalter,  Hoir  A.  Engeier,  aus  Gesundheitsrücksichten  iu's  Privatleben 
zurückziehen. 
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Anhang.  — Supplément. 


St.  Gallen. 

Gesetz  betreffend  die  Versorgung  von  Gewohnheitstrinkern. 

Erlassen  am  21.  Mm  1891  ; in  Kraft  getreten  am  29.  Juni  1891. 

Der  (Jros.se  Rath  des  Kantons  8t.  Gallen, 

In  Betracht  der  Nothwendigkeit  der  Aufstellung  gesetzlicher  Schutzmassregelu 
gegen  den  Alkoholismus,  und  in  Ausführung  von  Art.  12  der  Verfassung  vom 
16.  November  1890, 

verordnet  als  Gesetz: 

Art.  1.  Personen,  welche  sich  gcwolmbeitsmässig  dem  Trünke  ergeben,  können 
in  einer  Trinkerheilanstalt  versorgt  werden. 

Art.  2.  Die  Dauer  der  Unterbringung  betrügt  in  der  Regel  neun  bU  achtzehn 
Monate.  In  Rückfällen  findet  eine  zweckentsprechende  Verlängerung  der  Frist  statt. 

Art.  S.  Die  Versetzung  in  eine  Trinkerheilanstalt  erfolgt: 
u)  auf  Grund  freiwilliger  Anmeldung  oder 

b)  durch  die  Krkanntuiss  des  (iemeinderathes  der  Wohngemeinde. 

Sofern  gemiiss  Art.  7 die  UnterbringungBkosten  aus  der  Armenkasse  zu  be- 
streiten sind,  bedarf  die  gcineindcriithlirhc  Erkanntniss,  der  Bestimmung  von 
Art.  0,  zweites  Alinea,  immerhin  unbeschadet,  der  Zustimmung  der  betreffenden 
Annen  behörde. 

Art.  4.  Die  Gemeinderäthe  erkennen  über  die  Versetzung  sowohl  aus  eigener 
Entschliessung.  als  auf  Antrag  einer  andern  Behörde  oder  eines  Anverwandten 
oder  eines  Vormundes. 

Art.  •».  Die  Versetzung  in  eine  Trinkerheilanstalt  kann  nur  auf  Grund  eines 
amtsärztlichen  Gutachtens  beschlossen  werden,  welches  den  Zustand  der  Trunksucht 
(Alkoliolisinus)  und  zu  dessen  Heilung  die  Nothwendigkeit  dieser  Unterbringung 
koustatirt, 

Art.  IS.  Die  gemeinderäthlichen  Erkanntnisse  sind  dem  Betreffenden  durch 
das  Bezirksamt  zur  Verantwortung  mltzuthcilen,  und  bedürfen  in  allen  Fallen  zur 
Vollziehung  der  Bestätigung  durch  den  Regierungsrath. 

Dieser  ist  auch  berechtigt,  die  Versorgung  einer  Person  in  solchen  Fällen 
von  sich  aus  zu  beschliessen,  in  denen  die  Unterbringung  dringend  geboten  er- 
scheint uud  die  Gemeindebehörden  eine  solche  verweigern. 

Art.  7.  Die  durch  die  Versorgung  in  einer  Trinkerheilstätte  erwachsenden 
Kosten  werden  aus  dem  Vermögen  des  Betreffenden  bezahlt  ; ist  er  vermögenslos 
oder  sind  für  seine  Familie  die  Kosten  der  Kur  unerschwinglich,  so  werden  sic 
nach  Massgabe  der  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Armenwesea 
erhoben. 
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Der  Staat  leistet,  wo  es  uöthig  erscheint,  an  die  Kosten  der  Unterbringung 
und  während  derselben  ausnahmsweise  auch  an  den  Unterhalt  der  Familie  ange- 
messene Beiträge. 

Art.  8.  Einen  Monat  vor  Ablauf  der  Versorgungsfrist  hat  die  Anstalt  einen 
Bericht  an  diejenige  Behörde  abzugeben,  welche  ihr  den  Kranken  zugewiesen,  und 
kann  die  Kur  bei  noch  nicht  völliger  Heilung  innert  den  Grenzen  der  in  Art.  2 
festgesetzten  Zeit  verlängert  werden. 

Art.  9.  Während  der  Dauer  der  Versorgungsfrist  kann  für  die  betreffende 
l’erson  interimistisch  ein  Vormund  bestellt  werden.  Das  Gleiche  kann  schon  vor 
der  Unterbringung  geschehen,  sobald  durch  das  amtsärztliche  Gutachten  eine  er- 
hebliche Willensschwäche  infolge  des  Übermässigen  Gebrauchs  alkoholischer  Ge- 
tränke nachgewiesen  ist. 

Art.  10,  Der  Regierungsrath  ist  mit  dem  Vollzug  dieses  Gesetzes  beauftragt. 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


